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PRODUKTION  UND  ERWERB. 

VON 

Dr.   ANDREAS  VOIGT'). 


I. 

Es  gibt  Irrtümer,  die  im  natürlichen  Verlauf  der  Erkenntnis 
liegen ,  die  notwendigen  Vorstufen  einer  richtigeren  Auffassung 
der  Dinge  sind.  Sie  entspringen  einer  natürlichenDialek- 
t  i  k  **),  einer  naturgemässen  Täuschung  des  Verstandes.  Erkenntnis 
ist  die  Beherrschung  der  Erscheinungen  durch  Begriffe,  aber  diese 
Herrschaft  ist  niemals  eine  souveräne ,  und  so  kommt  es ,  dass 
häufig  umgekehrt  die  Erscheinungen  dem  Beobachter  gewisse  Be- 
griffe aufzwingen ,  von  denen  er  sich  erst  im  weiteren  Verlaufe 
der  Erkenntnis  emanzipiert.  Die  augenfälligsten  Beispiele  für 
diese  natürliche  Dialektik  bietet  die  Astronomie.  Die  Vorstellung 
einer  ruhenden  ebenen  Erde ,  die  von  der  Sonne  umkreist  wird, 
bildet  den  notwendigen  Ausgangspunkt  aller  Erkenntnis  auf  diesem 
Gebiete.  Aber  nicht  nur  das  Anfangsstadium  der  Wissenschaften 
ist  der  Schauplatz  derartiger  Täuschungen,  wenn  sie  auch  später 
minder  aufifallend  werden.  Die  Geschichte  einer  jeden  Wissen- 
schaft besteht  in  der  allmählichen,  nie  vollendeten  Üeberwindung 
der  unvermeidlichen,  von  den  Dingen  selbst  aufgedrängten  Irrtümer. 

Das  Falsche  derselben  ist  kein  Unbedingtes.  Noch  jetzt  be- 
trachtet die  Geodäsie  kleine  Stücke  der  Erdoberfläche  als  Ebenen 
und  die  Physik  in  vielen  Fällen  die  Erde  als  ruhend.  Das  Falsche 
in  der  ursprünglichen  naiven  Vorstellung  lag  also  nur  darin,  dass 
sie  das  unter  gewissen  Bedingungen,  von  einem  gewissen  Stand- 
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punkt  betrachtet  Richtige  für  bedingungslos ,  für  absolut  richtig 
hielt.  Der  Fortschritt  in  der  Erkenntnis  besteht  daher  nicht  so 
sehr  in  einem  Zuwachs  neuer  Sätze  zu  den  vorhandenen,  als 
vielmehr  im  Bewusstwerden  der  Bedingtheit  und  Relativität  dieser 
und  in  der  Erkenntnis  der  Bedingungen  und  notwendigen  Ein- 
schränkungen. Die  Geschichte  der  Wissenschaften  zeigt  uns  sel- 
tener ein  vollständiges  Aufgeben  überlieferter  Sätze  als  ein  Ein- 
schränken derselben  oder  eine  Aenderung  des  Standpunktes  der 
Betrachtung.  Was  man  für  die  Folge  hielt,  wird  zur  Ursache 
gemacht ;  was  als  eine  Trennung  von  Elementen  erschien,  erwies 
sich  als  eine  Vereinigung  solcher. 

Dieses  Entwicklungsgesetz  beherrscht  in  dem  Masse  den  Er- 
kenntnisprozess,  dass  einmal  eingebürgerte  Auffassungen  eine  ge- 
wisse Kraft  des  Widerstandes  entwickeln  ,  vermöge  deren  selbst 
falsche  eher  bis  zur  vollständigen  Aenderung  ihres  ursprünglichen 
Sinnes  verklausuliert,  als  direkt  aufgegeben  werden.  Unüberwind- 
Hche  Verlegenheiten  bei  der  Einreihung  neuer  Erscheinungen  in 
die  alten  Kategorien,  Widersprüche  mit  offenkundigen  Thatsachen, 
praktische  Kollisionen  mit  der  Wirklichkeit ,  Anstösse  an  die 
»harten  Dinge  im  Räume«,  das  sind  die  Kräfte,  die  den  Träg- 
heitswiderstand eingewurzelter  Anschauungen  überwinden  müssen. 
Die  Weltanschauung  eines  Individuums  kann  in  dem  Masse  ab- 
geschlossen sein,  dass  keine  dieser  Kräfte  sie  neuen  Eindrücken 
zu  eröffnen  vermag,  die  ihren  Bestand  gefährden  könnten. 

Das  gilt  in  besonderem  Grade  von  den  nationalökonomischen 
Anschauungen.  Zu  den  auch  sonst  vorhandenen  Anlässen  der 
dialektischen  Täuschung  kommt  hier  noch  der  Umstand  hinzu, 
dass  auch  das  Objekt  der  Nationalökonomik  zeitlichen  Wandlungen 
unterworfen  ist,  was  lange  übersehen  wurde.  Zu  den  Kräften  des 
Widerstandes  gesellt  sich  der  Umstaad,  dass  das  persönliche  In- 
teresse mit  den  theoretischen  Anschauungen  verknüpft  ist  oder 
zu  sein  scheint.  Das  Uebersehen  der  Wandelbarkeit  der  wirt- 
schaftlichen Formen  führte  zu  einer  Starrheit  der  Begriffe,  die 
selbst  mit  der  Entwicklung  einer  besseren  historischen  Einsicht 
nicht  ganz  geschwunden  ist.  Begriffe,  die  e  i  n  e  r  Wirtschaftsform 
angemessen  waren ,  wurden  für  Grundbegriffe  jeder  Art  von 
Wirtschaft  gehalten. 

Zu  der  dialektischen  Entwicklung  eines  Wissenszweiges,  die 
in  der  successiven  Ueberwindung  der  Widersprüche  besteht,  in 
die  man  sich  durch  Vernachlässigung  gewisser  Bedingungen  ver- 
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wickelte,  steht  nun  die  methodische  Behandlung  desselben 
in  direktem  Gegensatze  ^),  indem  sie  von  Anfang  an  die  Gesamt- 
heit der  Bedingungen  zu  übersehen  und  zu  berücksichtigen  sucht. 
Nur  äusserlich  gewinnt  die  Methode  manchmal  dadurch  mit  der 
dialektischen  Entwicklung  Aehnlichkeit ,  dass  sie  von  gewissen 
Bedingungen  abstrahiert,  um  dadurch  eine  vorläufige  Vereinfach- 
ung des  Problems  zu  erzielen.  Der  Unterschied  aber  ist,  dass 
die  Methode  der  Abstraktion  mit  Bewusstsein  thut,  was  dort  un- 
bewusst  blieb ,  und  dass  sie  sich  nicht  erst  durch  Widersprüche 
mahnen  lässt ,  die  vernachlässigten  Bedingungen  wieder  einzu- 
führen und  zu  berücksichtigen. 

Aber  eben  weil  die  Methode  alle  Bedingungen  kennen  muss, 
setzt  sie  die  dialektische  Entwicklung  voraus.  In  Bezug  auf  ihr 
Gedankenmaterial  ist  sie  von  dieser  durchaus  abhängig.  Der  Stoff 
der  methodischen  Behandlung  kann  niemals  auf  methodischem 
Wege,  sondern  nur  auf  dem  der  Dialektik  gefunden  werden.  Es 
giebt  keine  ars  inveniendi.  Nicht  nur  die  Geschichte  einer  Wis- 
senschaft, auch  das  individuelle  Denken  ist  ein  dialektischer  Prozess, 
der  von  subjektiv  beschränkten  Ansichten ,  die  sich  allmählich 
umgestalten,  seinen  Ausgang  nimmt.  Die  methodische  Behand- 
lung eines  Stoffes  bietet  daher  an  sich  keine  Bürgschaft  für  die 
Richtigkeit  der  durch  sie  gewonnenen  Sätze,  noch  der  angenom- 
menen Prinzipien ;  nur  dadurch,  dass  sie  die  Tragweite  der  letz- 
teren deutlich  zeigt,  erleichtert  sie  die  Beurteilung  ihrer  Richtigkeit. 

Eine  vollkommene  methodische  Darstellung  müsste  sich  Zu- 
stimmung erzwingen  können ;  denn  sie  kann  den  Leser  auf  den 
geeigneten  Standpunkt  stellen.  Nur  auf  diesem  Wege  ist  Er- 
kenntnis eigentlich  mitteilbar.  Der  dialektische  Prozess  setzt  immer 
einen  bestimmten  Standpunkt  voraus  und  seine  Resultate  sind 
daher  nur  denen  mitteilbar,  die  zufällig  auf  demselben  stehen. 
Die  Ausbreitung  einer  Schule  beruht  darauf,  dass  in  der  That  die 
meisten  Menschen  einer  Zeit  und  eines  Landes  nahezu  denselben 
Standpunkt  einnehmen. 

Wir  beabsichtigen  im  Folgenden  eine  methodische  Be- 
handlung der  Frage ,  in  welchem  Verhältnis  P  r  o  d  u  k- 
tion  und  Erwerb  der  Güter  zu  einander  stehen. 
Sie  berührt  einerseits  die  Werttheorie,  anderseits  die  Verteilungs- 

I)  üie  Dialektik  kann  ihrem  Begriffe  nach  niemals  Methode,  d.  h.  planvoll  ge- 
leitete Erkenntnis  sein.  Es  war  der  verhängnisvolle  Fehler  Hfgel's,  dass  er  den  dia- 
lektischen  (lang  zur   Methode   machen    wollte. 

I* 


4  Vr.  Andreas    Voigt: 

und  Einkommenslehre.  Wir  beginnen  mit  einer  kurzen  Darstel- 
lung der  seitherigen  dialektischen  Entwicklung  der  Erkenntnis 
dieses  Gegenstandes.  Dadurch  gewinnen  wir  den  Stoff  zu  einer 
methodischen  Bearbeitung  desselben  im  Grundriss.  Wir  glauben 
damit  nur  den  Abschluss,  dem  die  Entwicklung  zustrebt,  zur  Dar- 
stellung zu  bringen. 

II. 

In  einer  Wirtschaftsperiode,  in  der  sich  ein  Verkehr  der 
einzelnen  Wirtschaften,  sei  es  zum  Austausch  der  Güter,  sei  es 
zu  gemeinsamen  Unternehmungen ,  noch  nicht  ausgebildet  hatte, 
war  Güter  erwerben  und  Güter  produzieren  dasselbe.  Das 
Produkt  ging  unmittelbar  in  das  Eigentum  des  Produzenten  über  und 
es  wurde  nur  unter  dieser  Voraussetzung  produziert.  Ursprüng- 
lich war  es  lediglich  eine  Machtfrage,  wenn  eine  Wirtschaft  die  aus- 
schliessliche Verfügung  über  die  von  ihren  Gliedern  produzierten  Güter 
beanspruchte ;  später  wurde  dieser  Anspruch  zum  Recht  erhoben. 

An  eine  Begründung  des  Rechtes  mit  der  Mühe,  welche  die 
Produktion  kostete ,  wurde  dabei  sicherlich  nicht  gedacht.  Es 
handelte  sich  vielmehr  einerseits  um  die  Sicherung  der  Erwerbs- 
thätigkeit  überhaupt ,  anderseits  um  die  Begrenzung  der  Macht- 
und  Willenssphäre  der  einzelnen  Wirtschaften  im  Interesse  des 
Friedens.  Dies  tritt  noch  deutlicher  hervor  bei  der  Erweiterung 
des  Eigentumsrechtes  über  die  im  unmittelbaren  Besitz  befind- 
lichen Güter  hinaus  auf  die  Erzeugnisse  einer  längeren  vorsor- 
genden Thätigkeit.  Das  Eigentumsrecht  auf  die  Früchte  des 
Ackerbaues  hatte  nicht  seinen  Grund  in  einem  allgemein  gültigen 
Rechtssatze ,  wonach  jedem  die  Früchte  seiner  Arbeit  gehören. 
Das  Recht  wurde  statuiert ,  weil  es  die  Bedingung  des  Acker- 
baues überhaupt  ist:  Niemand  würde  den  Boden  bebauen  ohne 
Sicherung  des  Genusses  seiner  Früchte.  Darin,  und  nicht  in  der 
vermeintlich  naturgemässen  Verknüpfung  der  Arbeit  mit  ihrem 
Ertrage ,  liegt  die  wirtschaftliche  Rechtfertigung  dieses  Rechtes. 
Gerade  bei  der  Landwirtschaft  zeigt  sich  die  Unhaltbarkeit  der 
Rechtfertigung  durch  die  Arbeit  am  deutlichsten,  denn  hier  ist 
der  Ertrag  nicht  bloss  Produkt  der  Arbeit,  sondern  auch  von  der 
Qualität  des  Bodens  abhängig.  Bei  der  Verteilung  des  Bodens 
daher  und  nicht  so  sehr  bei  der  Aneignung  seiner  Früchte  kommt 
die  Gerechtigkeit  desselben  in  Frage.  Auch  das  Eigentumsrecht 
am  Boden  selbst  hat  zunächst  wirtschaftliche  Gründe.    Die  Gerech- 


Produktion  und  Erwerb.  5 

tigkeit  desselben  hängt  von  der  übrigen  Erwerbsorganisation  ins- 
besondere auch  vom  Erbrecht  ab. 

Während  in  diesen  Fällen  eine  ungerechte  Gestaltung  des 
Rechtes  auf  die  Früchte  der  eigenen  Arbeit  nicht  ausgeschlossen 
war,  schien  jede  Ungerechtigkeit  unmöglich  bei  der  Erteilung  des 
Rechtes  auf  die  Produkte  industrieller  Thätigkeit.  Sie  erscheinen, 
wenn  wir  den  Stoff  als  gegeben  betrachten,  als  ausschliessliche  Er- 
zeugnisse der  Arbeit,  und  man  hielt  daher,  war  nur  das  Recht 
auf  die  Stoffe  festgestellt,  das  Recht  auf  das  Produkt  für  ausser 
allem  Zweifel. 

Die  Praxis  ist  längst  über  dieses  »natürliche  Recht«  auf  die 
.Produkte  von  eigener  Hände  Arbeit  hinweggegangen.  Trotzdem 
spielt  es  bis  heute  in  der  Theorie  eine  Rolle.  Machte  es  die 
wirtschaftliche  Technik  auch  unmöglich,  jedem  das  Produkt  seiner 
Arbeit  in  natura  zuzuweisen,  so  glaubte  man  doch  ein  Recht  auf 
den  Wert  dieses  Produktes  statuieren  zu  können ,  und  es  ist 
nicht  bloss  die  Oekonomik  des  populären  Sozialismus  ,  welche 
dieses  Recht  fordert  bezw.   anerkennt  ^). 

Dadurch,  dass,  anstatt  der  Güter  selbst,  der  Wert  derselben  zum 
Gegenstand  eines  Rechtes  gemacht  war,  wurde  jener  Zusammen- 
hang zwischen  der  Einkommenslehre  und  der  Werttheorie  ge- 
schaffen ,  über  den  so  viele  Kontroversen  bestehen.  Mit  diesen 
haben  wir  uns  im  Folgenden  hauptsächlich  zu  beschäftigen. 

Obgleich  wir  keine  litterarischen  Zeugnisse  über  die  ökono- 
mischen Ansichten  der  städtischen  Piandwerkerbevölkerung  des 
Mittelalters  besitzen,  wird  doch  die  Behauptung  nicht  zu  gewagt 
erscheinen,  dass  die  Anschauung,  jeder  Erwerb  solle  ein 
Arbeitslohn  sein,  jeder  andere  sei  nicht  gerechtfertigt, 
gerade  dieser  Wirtschaftssphäre  eigen  gewesen  sei.  Solange  die 
ursprüngliche  Betriebsform  '^)  bestand  ,  wonach  der  Handwerker 
nur  auf  Bestellung  und  mit  den  Rohstoffen  arbeitete,  welche  der 
Besteller  ihm  lieferte,  musste  seine  ganze  Einnahme  als  Ertrag  seiner 
Arbeit  erscheinen.  Sie  war  bedungener  oder  durch  Taxe  be- 
stimmter Arbeitslohn.  Als  es  üblich  wurde,  dass  der  Handwerker 
selbst  die  Rohstoffe  beschaffte,  änderte  sich  nichts,  als  dass  fortan 
nicht  mehr  die  ganze  h^innahme,  sondern  nur  der  Reinertrag  den 
Lohn  der  Arbeit   darstellte.     Dass  dieser    etwas  anderes  als  Ar- 


i)  Z.  B.  auch  liölun-Bawerk,  l'ositive    Tlicorie  des  Kapitales.  S.  461. 
2)  Ä'.  Bücher,  Die  gewerblichen  Betriebsformeu  in  ihrer  historischen  Entwicklung. 
Karlsruhe,   Braun.   1892. 
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beitslohn  sein  könne,  —  der  Gedanke  kam  bei  dem  verhältnismassig 
geringfügigen  Kapital  und  den  geringen  Unterschieden  zwischen 
den  Erträgen  der  verschiedenen   Gewerke  nicht  auf. 

Auch  das  erste  litterarisch  überlieferte  volkswirtschaftliche 
System,  das  der  Physiokraten,  steht  noch  im  wesentlichen 
auf  demselben  Standpunkte.  Es  ist  durchdrungen  von  der  Ueber- 
zeugung,  dass  nur  die  Arbeit,  sei  es  die  unmittelbar  an  der  Her- 
stellung der  Güter  beteiligte  Arbeit  der  Bauern  und  Industriellen, 
sei  es  die  Arbeit  für  das  allgemeine  Wohl,  den  Erwerb  recht- 
fertige. Sie  solle  nicht  nur  das  Einkommen  bestimmen,  sie 
thue  es  auch,  wo  nicht  die  »natürHche  Ordnung«  in  ihrer  Ent- 
faltung durch  künsthche  Eingriffe  gehemmt  werde.  Jede  Gesell- 
schaftsklasse erhalte  dann  ihren  »naturgemässen«  Lohn  für  die 
der  Gesellschaft  geleisteten  Dienste. 

Die  »natürliche  Ordnung«  spielt  im  System  der  Physiokraten 
die  Rolle  eines  unbewussten  Leiters  der  Volkswirtschaft.  Diese 
wird  als  ein  grosser  Haushalt  aufgefasst,  in  deren  Mittelpunkt  die 
Landwirtschaft  steht,  welcher  Industrie  und  Handel  gleichsam  als 
Gesinde  dienen.  Aus  den  Erträgen  der  Landwirtschaft  werden 
sie  besoldet  und  sie  sind  vom  wirklichen  Gesinde  nur  dadurch 
unterschieden,  dass  sie  weder  durch  einen  bewussten  Kontrakt 
gedungen  werden ,  noch  mit  Bewusstsein  dem  Haushalt  ihre 
Dienste  leisten.  Die  »natürliche  Ordnung«  veranlasst  sie  viel- 
mehr ihre  Kräfte  der  Gesellschaft  zur  Verfügung  zu  stellen  ,  in- 
dem sie  nur  ihrem  eigenen  Interesse  zu  dienen  meinen. 

Diese  charakteristische  Auffassung  der  Volkswirtschaft  hat 
bis  zur  Gegenwart  ihren  Einfluss  besonders  auf  eine  Richtung 
der  populären  Oekonomik  ausgeübt.  Ihr  Fehler  liegt  darin,  dass  sie 
die  thatsächlich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  bestehende  Har- 
monie zwischen  Volkswirtschaft  und  Einzelwirtschaft  als  das  Pro- 
dukt einer  Alles  beherrschenden  Ordnung  ansieht,  während  sie 
sich  einfach  durch  eine  natürliche  Auslese  (natural  selection)  er- 
klärt. Die  Einzelwirtschaft  würde  zu  Grunde  gehen  ,  wenn  sie 
sich  nicht  der  bestehenden  Ordnung  anzupassen  verstünde,  und 
umgekehrt  würde  auch  keine  Volkswirtschaft  Bestand  haben, 
wenn  sie  nicht  denjenigen  Einzelwirtschaften ,  die  sich  in  ihre 
Ordnung  einfügen,  die  Mittel  zu  ihrer  Erhaltung  zu  gewähren  ver- 
möchte. Ein  Beweis  für  die  Gerechtigkeit  dieser  Ordnung  kann 
daher  in  der  vielgepriesenen  Harmonie  niemals  liegen.  Anstatt 
die  Gerechtigkeit    als    ein    Ziel    der   Volkswirtschaft   hinzustellen, 
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machte  der  Physiokratismus  eine  im  Verborgenen  wirkende  Trieb- 
kraft aus  derselben,  ähnlich  wie  der  Jiorror  vacui  von  den  alten 
Physikern  zu  bewegenden  Kraft  des  Pumpwassers  gemacht  wurde. 

Mit  Recht  kehrte  Adam  Smith  das  Verhältnis  zwischen  den 
privatwirtschafthchen  Motiven  und  den  volkswirtschaftlichen  Ge- 
setzen der  Güterverteilung  um,  indem  er  diese  aus  jenen  abzu- 
leiten unternahm,  und  nicht,  wie  die  Physiokraten ,  die  Privat- 
wirtschaft als  ein  blosses  Werkzeug  der  Volkswirtschaft,  sondern 
die  Volkswirtschaft  als  die  Resultante  —  fälschlich  manchmal 
nur  als  die  Summe  —  der  Privatwirtschaften  auffasste.  Damit 
wurde  aber  auch  das  Verhältnis  von  Rechtfertigung  und  Erklä- 
rung der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  ein  umgekehrtes.  Die 
Physiokraten  hatten  als  Axiom  an  die  Spitze  ihres  Systems  den 
Satz  gestellt,  dass  jedes  Einkommen  notwendig  ein  gerechtes 
sein  würde,  wenn  man  nur  ihre  Bedingung  voller  Freiheit  des 
Verkehres  und  Vertrages  erfüllte.  Jetzt  mussten  zuerst  die  Ge- 
setze der  Verteilung  aus  dem  Zusammenwirken  der  privatwirt- 
schaftlichen Kräfte  abgeleitet  werden,  um  sie  nachträglich,  so  gut 
es  gehen  mochte,  zu  rechtfertigen.  Zwar  war  das  Vertrauen, 
dass  diese  Rechtfertigung  möglich  sei,  unerschüttert;  doch  hatte 
man  jedenfalls  die  Aufgabe  des  Beweises. 

Vor  allem  musste  untersucht  werden,  in  welcher  Beziehung 
das  Einkommen  zur  Arbeit  stehe,  ob  diese  wirklich  einzige  Quelle 
des  Einkommens  sei  und  nach  der  bestehenden  Rechtsordnung 
sein  könne,  oder  ob  es  neben  ihr  noch  andere  Quellen  gebe. 
Sofern  das  F^inkommen  lediglich  aus  dem  Verkauf  der  eigenen 
Produkte  bezogen  wurde,  war  diese  Untersuchung  gleichbedeu- 
tend mit  der,  ob  der  Tauschpreis  der  Waren  allein  durch  die 
Arbeit  oder  noch  durch  andere  Momente  bestimmt  werde. 

In  einem  Punkte  wurden  die  älteren  Theoretiker  sich  einig, 
nämlich  darin,  dass  in  »jenem  frühen  und  rohen  Zustande  der 
Gesellschaft,  in  welchem  es  noch  keine  Kapitalansammlung  gab«, 
der  Tauschwert  allein  von  der  Produktionsarbeit  bestimmt  werde. 
Sobald  die  Bedingung  der  kapitallosen  Produktion  aufgegeben 
wird,  beginnen  die  Meinungsverschiedenheiten.  Smitli  hält  das 
Gesetz  n  u  r  für  jenen  Zustand  der  Wirtschaft  für  gültig,  Ricardo 
beansprucht  für  dasselbe  eine  allgemeinere  Gültigkeit  und  meint 
insbesondere,  dass  die  Ansammlung  von  Kapitalien  es  nicht  auf- 
hebe. Endlich  versuchten  modernere  Oekonomisten,  mit  beson- 
derer Energie  Marx.,  das    dem    handwerksmässigen    Betriebe  an- 
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gemessene  Gesetz    zum    Grundgesetz    der   modernen  Wirtschafts- 
weise zu  machen. 

Zugleich  sind  Ricardo  und  Marx  Vertreter  zweier  wesent- 
lich verschiedener  Aufifassungs-  und  Begründungsweisen  des  Wert- 
gesetzes. Während  Ricardo  nur  eine  thatsächliche  Kor- 
respondenz zwischen  dem  Tauschwert  der  Waren  und  der 
Grösse  der  Produktionsarbeit  behauptet  und  dieselbe  durch  die 
Gesetze  der  Konkurrenz  erklärt,  nimmt  Marx  einen  kausalen 
Zusammenhang  zwischen  Arbeit  und  Tauschwert  an  und 
sucht  denselben  aus  der  Natur  des  Wertes  allgemein  zu  begrün- 
den. Das  Charakteristische  dieser  Auffassung  ist,  dass  sie  nicht 
nur  die  Güter  selbst,  sondern  auch  deren  Wert  für  ein  Produkt 
der  Arbeit  hält  und  von  einer  Produktion  von  Werten 
spricht,  als  ob  durch  den  Produktionsprozess  mit  den  Gütern  pa- 
rallel auch  deren  Wert  erzeugt  werde.  Das  kommt  bei  Theo-' 
retikern  dieser  Richtung  auch  in  den  Schlüssen  zum  Ausdruck. 
Man  schliesst,  dass  die  Arbeit  Ursache  des  Wertzuwachses  sei, 
den  das  fertige  Produkt  gegenüber  dem  Rohmaterial  erfährt,  weil 
beide  Güter  sich  nur  durch  die  in  ihnen  verkörperte  Arbeits- 
menge unterscheiden.  Der  Schluss  enthält  einen  Zirkel :  er  setzt 
voraus,  was  zu  beweisen  war,  dass  Wertbildung  in  der  Verkör- 
perung von  Arbeit  in  den  Produkten  bestehe.  Es  ist  aber  die 
Aufwendung  von  Arbeit  zwar  eine  notwendige ,  aber  keine  hin- 
reichende Bedingung  der  Wertbildung.  Nicht  jede  auf  einen 
Rohstoff  verwendete  Arbeit  erzeugt  einen  Wertzuwachs,  und  nicht 
die  Arbeitsmenge  allein  ist  für  den  Wertzuwachs  massgebend. 
Diesen  Thatsachen  wird  man  nicht  dadurch  gerecht ,  dass  man 
zum  Wertgesetz  die  vage  Klausel  hinzufügt ,  dass  nur  gesell- 
schaftlich notwendige  Arbeit  den  Wert  bestimme.  Wir  werden 
sehen,  dass  der  eigentliche  Kern  des  Wertproblems  gerade  in 
der  Beantwortung  der  Frage  liegt,  welche  Umstände  die  Arbeit 
zu  einer  wertschaffenden  machen.  Die  allgemeine  Einsicht,  dass 
Arbeit  eine  Bedingung  der  Wertbildung  ist,  wäre  von  geringer 
theoretischer  und  praktischer  Bedeutung. 

Schon  unter  einfachen  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  vor  der 
Ansammlung  grösserer  Kapitalien,  macht  sich  der  Einfluss  der 
persönlichen  Befähigung  auf  das  Verhältnis  der  Pro- 
duktionsarbeit zum  Tauschpreise  der  Güter  geltend.  Auf  zweierlei 
Weise  gestaltet  sich  dieses  Verhältnis  für  den  befähigteren  Pro- 
duzenten günstig.     Entweder  konkurriert  er  mit  anderen,  minder 
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Befähigten  auf  demselben  Produktionsgebiet,  oder  er  arbeitet  ausser 
Konkurrenz  in  einer  besonderen,  ihm  eben  wegen  seiner  Be- 
fähigung zugänglichen  Branche, 

Beide  Fälle  beweisen,  dass  die  Arbeit  nicht  ohne  Weiteres 
das  Mass  weder  des  Einkommens  noch  des  Tauschwertes  der 
Produkte  ist.  Im  ersten  Falle  haben  wir  verschiedene  Arbeits- 
quanta,  die  dasselbe  Produkt  herstellen  und  denselben  Tausch- 
preis erlangen,  im  zweiten  Falle  gleiche  Arbeitsmengen,  die  ver- 
schiedene Produkte  und  im  allgemeinen  verschiedene  Preise  fiir 
dasselbe  erreichen.  Ob  die  geringste  oder  die  grösste,  oder  viel- 
leicht eine  mittlere  Arbeitsmenge  den  Preis  »bestimmt«,  lässt  sich 
hier  nicht  entscheiden.  Dieses  aber  ist  unbedingt  zu  konsta- 
tieren, dass,  wenn  wir  von  einem  minimalen  oder  normalen  Ein- 
kommen aus  dem  Verkauf  selbsterzeugter  Waren  ausgehen,  der 
übernormal  Befähigte  über  jenes  Einkommen  hinaus  einen  r  e  n- 
tenartigen  Ueberschuss  bezieht,  der  seiner  besonderen 
Befähigung  zuzuschreiben  ist.  Im  ersten  Falle  lässt  sich  das  Ein- 
kommen des  begabteren  Produzenten  in  zwei  Teile  zerlegen, 
deren  einer  dem  normalen  Einkommen  aus  Arbeit  entspricht, 
deren  anderer  die  »Fähigkeitsrente«  darstellt.  Im  zweiten  Falle 
lassen  sich  diese  beiden  Teile  auch  im  Tauschpreis  des  Produktes 
unterscheiden. 

Dies  sind  rein  objektive  Analysen,  die  sich  auf  keinerlei 
Theorie  über  Wert  oder  Einkommen  beziehen. 

Nicht  für  die  Erklärung  dieser  Erscheinung,  wohl  aber  für 
die  Gestaltung  derselben  in  der  Praxis  ist  es  von  Bedeutung,  ob 
die  besondere  Befähigung  eine  erworbene,  oder  ob  sie  eine 
angeborene  Begabung  ist.  Im  ersteren  Falle  hängt  Grösse 
und  Verbreitung  von  Einkommenszuschüssen  ab  von  der  Anzahl 
derjenigen,  welche  die  besondere  Fähigkeit  zu  erwerben  im  stände 
sind,  im  anderen  Falle  von  der  Anzahl  der  geborenen  Talente. 

Man  hat,  unter  Verzicht  auf  Erklärung  und  Rechtfertigung 
der  Begabungsrente,  die  Rente  für  erworbene  Fähigkeiten  da- 
durch zu  erklären  versucht,  dass  man  sie  als  eine  nachträgliche 
Vergütung  bzw.  ein  nachträgliches  Produkt  der  Lernarbeit  be- 
trachtete. Die  Unhaltbarkeit  dieser  Erklärung  hätte  sich  bald 
ergeben,  wenn  man  immer  die  cj  u  a  n  t  i  t  a  t  i  v  e  n  Bezieh- 
ungen berücksichtigt  hätte. 

Die  Lernarbeit  ist  eine  allen  zukünftigen  Produkten  zu  gute 
kommende,  ein  für  allemal  vollzogeneGeneralar  be  il  ,  zum  Unter 
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schiede  von  der  auf  das  Ein/,cli)rodukt  verwendeten  S  p  e  z  i  a  1- 
arbeit.  Wäre  nun  die  Rente  der  Ertrag  der  Lernarbeit,  und 
stünde  sie  zu  dieser  im  selben  Verhältnis  wie  das  normale  Ein- 
kommen zur  Spezialarbeit,  dann  wäre  nicht  zu  ersehen ,  worin 
denn  der  wirtschaftliche  Vorteil  des  Ervverbs  besonderer  Fähig- 
keiten bestehen  solle.  Die  Summe  des  während  eines  arbeits- 
vollen Lebens  zu  erwartenden  Einkommens  würde  dadurch  nicht 
verändert  werden.  Die  einzige  Folge  wäre  eine  andere  Vertei- 
lung der  ganzen  Einkommenssumme  auf  die  einzelnen  Perioden 
des  Lebens ;  eine  Verschiebung  des  sonst  während  der  Lernzeit 
erwerbbaren  Einkommens  auf  die  spätere  Periode.  Welchen  Vor- 
teil das  haben  sollte,  ist  nicht  einzusehen.  Ausserdem  aber 
würden  die  Raten,  in  denen  die  Erträge  der  Lernarbeit  später 
zur  Auszahlung  kämen,  so  klein  ausfallen ,  dass  ihr  Erwerb  kein 
wirtschaftliches  Motiv  abgeben  könnte.  Sollen  Renten  ihre  wirt- 
schaftliche Funktion  erfüllen,  so  müssen  sie  von  merklichem  Be- 
trage sein,  zumal  ihre  Erlangung  mit  Risiko  verbunden  ist. 

Ein  fast  vollkommenes  Analogon  zum  Einfluss  der  persön- 
lichen Befähigung  auf  Einkommen  und  Warenpreis  bietet  nun  das 
Kapital.  Nur  ist  im  modernen  Wirtschaftsleben  die  Bedeutung 
dieses  weit  hervortretender,  wie  sich  besonders  darin  zeigt,  dass 
der  Kapitalbesitz  in  weit  höherem  Grade  eine  Bedingung  der  Be- 
thätigung  persönlicher  Fähigkeiten  ist,  als  umgekehrt  diese  eine 
Bedingung  der  Kapitalausnutzung  sind.  Eine  strenge  Definition 
des  Kapitalbegrififes  verschieben  wir  auf  später  und  verstehen  vor- 
läufig unter  Kapital  zum  Gütererwerb  benutzte  Produktionsmittel, 
wenn  man  will,  produzierte  Produktionsmittel.  Wir  rütteln  ab- 
sichtlich nicht  an  den  herkömmlichen  Begrififen  solange  keine 
Nötigung  dazu  vorliegt. 

Auch  der  Kapitalbesitz  macht  sich  in  zweierlei  Weise  auf 
Einkommen  und  Warenpreis  geltend,  entweder  dadurch  dass  der 
kapitalkräftigere  mit  dem  kapitalärmeren  Produzenten  in  derselben 
Produktionsbranche  konkurriert,  oder  durch  Ausschluss  der  Ka- 
pitalärmeren von  gewissen,  der  Produktionstechnik  wegen,  nur 
grösseren  Kapitalisten  zugänglichen  Gebieten.  Auch  der  Kapital- 
besitz teilt  sich  ein  in  erworbenen  und  angeborenen  d.  h.  ererbten. 
Endlich  lässt  sich  auch  die  Analyse  des  Einkommens ,  solange 
wir  uns  an  das,  ohne  Hülfe  fremder  Arbeitskraft  betriebene  Klein- 
gewerbe halten,  ohne  Schwierigkeit  übertragen.  Der  Handwerker, 
der  mehr    Rohstoffe,    mehr    Werkzeug    und    grössere    Geschäfts- 
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räume  gebraucht  als  sie  in  anderen  Gewerben  nötig  sind ,  wird 
im  allgemeinen  ein  grösseres  Einkommen  beziehen,  und  der  Teil 
desselben,  der  den  sonst  bei  gleicher  Arbeit  üblichen  Ertrag  über- 
steigt, ist  eine  Kapitalrente,  welche  der  oben  definierten 
Fähigkeitsrente  analog  ist. 

Ziehen  wir  jedoch  die  moderne  kapitalistische  Produktions- 
weise in  Betracht,  bei  der  ein  Teil,  in  der  Regel  der  grösste  Teil 
der  Arbeit  nicht  vom  Unternehmer  selbst  sondern  von  gedungenen 
Arbeitskräften  ausgeführt  wird,  so  entstehen  gegen  diese  Art  der 
Analyse  Bedenken.     Zwei  Standpunkte  sind  möglich. 

Stellen  wir  uns  auf  den  des  er  werbenden  Unternehmers,  so 
bildet  die  fremde  Arbeitskraft  einen  Teil  seiner  Produktionsmittel ; 
er  hat  sie  durch  seine  Lohnzahlung  erworben ,  und  er  hat  keinen 
Grund  den  für  Arbeitslohn  verausgabten  Teil  seines  Kapitales 
unter  einem  anderen  Gesichtspunkt,  als  den  für  Rohstoff  oder 
Maschinen  ausgegebenen,  zu  betrachten.  Sein  ganzes  Einkommen, 
abzüglich  des  Teiles,  der  nach  der  oben  angegebenen  Regel  seiner 
eigenen  Arbeit  zugeschrieben  werden  müsste,  wäre  als  Kapital- 
rente zu  betrachten.  Sie  würde  in  den  meisten  Fällen  den  weit- 
aus grössten  Teil  des  Einkommens  ausmachen;  denn  es  ist  nur 
abzuziehen,  was  ohne  das  Kapital  durch  die  blosse  Arbeitskraft 
anderweitig  erworben  werden  könnte. 

Der  zweite  mögliche  Standpunkt  ist  der  der  produzie- 
renden Arbeiter.  Von  diesem  aus  betrachtet  ist  nicht  das 
Reineinkommen  des  Unternehmers,  sondern  der  Rohertrag,  d.  i. 
der  Verkaufspreis  der  Waren  abzüglich  der  Kosten  für  die  rein 
materiellen  Produktionsmittel,  die  Summe ,  um  deren  Beziehung 
zur  Arbeit  es  sich  handelt.  Sie  besteht  aus  der  Summe  der  Ar- 
beitslöhne und  dem  Einkommen  des  Unternehmers. 

Nach  der  Arbeitstheorie,  -  wie  wir  kurz  die  auf 
dem  Grundprinzip,  dass  die  Produktionsarbeit  allein  den  Tausch- 
wert bestimme,  aufgebaute  Theorie  bezeichnen  wollen  — ,  müsste 
diese  Summe  bei  allen  Unternehmungen  der  Produktionsarbeit 
proportional  sein  und  daraus  folgt  die  bedeutsame  Konsequenz, 
dass  das  Einkommen  des  Unternehmers ,  soweit  es  den  Ertrag 
seiner  eigenen  Arbeit  ^überschreitet,  in  Kürzungen  des  Ertrages 
der  Lohnarbeit  besteht.  Verlangt  man,  dass  jeder  Arbeiter  als 
Lohn  den  Wert  ausbezahlt  erhält,  den  er,  nach  der  Theorie,  er- 
zeugt, so  wäre  der  grösste  Teil  der  Unternehmereinkommen 
durch  Schmälerungen  dieses   »gerechten«   Lohnes  entstanden.    In 
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der  That  ist  dieses,  die  Richtigkeit  der  Arbeitstheorie  voraus- 
gesetzt, die  einzig  mögHche  Erklärung  der  Rentabilität  der  Ka- 
pitalbildung. Bestünde  das  Unternehmereinkommen  nur  in  einem 
Arbeitslohn  für  die  Spezialarbeit  des  Unternehmers  und  in  einem 
Zuschlag  für  die  Arbeit,  welche  die  Produktionsmittel  erforderten, 
dann  wäre  es  ebensowenig  lohnend  Kapital  zu  erwerben  wie  sich 
besonderer  Lernarbeit  zu  unterziehen.  Der  Erwerber  derselben 
würde  lediglich  eine  andere  zeitliche  Verteilung  seines  Einkom- 
mens erzielen  und  vielleicht  einen  Teil  des  Ertrages  seiner  Ar- 
beit, seinen  Erben  zum  Genuss  überlassen.  Völlig  unerklärt  lässt 
daher  die  Arbeitstheorie  die  ursprüngliche  Kapitalansammlung, 
bevor  dieselbe  zur  Ausbeutung  fremder  Arbeitskraft  verwendet 
werden  konnte  ^). 

Die  Unterschiede  des  Kapitalbesitzes  sind  es ,  die  die  Ka- 
pitalrente bedingen,  gerade  so  wie  die  Unterschiede  der  persön- 
lichen Befähigung  Ursache  der  Fähigkeitsrente  waren.  Wäre  die 
Ausbeutung  der  Lohnarbeiter  Ursache  der  Kapitalrente  ,  dann 
würde  sie  von  der  Zahl  der  Lohnarbeiter  abhangen,  die  die  Pro- 
duktion beschäftigt,  oder  die  Ausbeutungsquote  müsste  in  nahe- 
zu umgekehrtem  Verhältnis  zur  Anzahl  der  Arbeiter  stehen.  Das 
wird  von  der  Erfahrung  nicht  bestätigt.  Wird  Arbeitskraft  durch 
Maschinen  ersetzt  in  der  Weise,  dass  die  Kosten  des  Unterneh- 
mers unverändert  bleiben,  so  wird  man,  falls  die  Aenderung  einen 
ganzen  Industriezweig  betrifft,  bei  ungehinderter  Konkurrenz  nach 
Ueberwindung  der  Uebergangsschwankungen  denselben  Reinertrag 
wie  früher  erwarten,  ohne  dass  man  die  Arbeitskraft  mehr  aus- 
beutete. 

Der  entscheidende  Grund  gegen  die  Arbeitstheorie,  der  zur 
Aufstellung  einer  neuen  Theorie  Veranlassung  wurde,  liegt  in  dem 
Verhältnis  der  Produktionsarbeit  zu  den  Warenpreisen  im  neben- 
einander bestehenden  Klein-  und  Grossbetriebe.  Es  konnte  kein 
Zweifel  sein,  dass  durch  die  Grossproduktion  Arbeit  erspart  d.  h. 


l)  Es  liegt  uns  fern  zu  glauben ,  dass  mit  der  Widerlegung  der  Ausbeutungs- 
theorie auch  die  Möghchkeit  der  Ausbeutung  der  Arbeiter  durch  das  Kapital  über- 
haupt wiederlegt  wäre.  Die  Frage,  ob  Ausbeutung  stattfindet,  lässt  sich,  nach  unserer 
Auffassung,  deren  Gründe  der  weitere  Verlauf  der  Abhandlung  bringen  wird,  niemals 
auf  theoretischem  Wege  entscheiden.  Es  ist  eine  Frage  der  praktischen 
Oekonomik.  Stellt  man  sich  nicht  auf  den  Standpunkt  der  Arbeitstheorie,  so  ist  selbst 
der  Begriff  der  Ausbeutung  ein  schwankender.  Wir  halten  daher  den  versuchten 
Nachweis,  dass  der  Arbeiter  den  vollen  (gegenwärtigen)  Wert  seiner  Leistung  erhalte, 
in  dieser  Hinsicht  für  ebenso  vergeblich,  als  den  des  Gegenteiles. 
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durch  geringere  Arbeit  ein  höherer  Ertrag  erzielt  werde.  Mit 
der  kühnen  Behauptung,  dass  der  Kleinbetrieb  keine  gesellschaft- 
lich notwendige  Produktionsweise  sei,  gestand  man  einerseits  zu, 
dass  die  Arbeitstheorie  nicht  die  Gesetze  der  bestehenden,  son- 
dern einer  lediglich  auf  Grossbetrieb  basierten  Volkswirtschaft 
ausspreche,  anderseits  blieb  man  die  höchst  notwendige  Antwort 
auf  die  Frage  schuldig,  welches  denn  die  Wertgesetze  des  Klein- 
betriebs seien  und  nach  welchen  Gesetzen  sich  das  Verhältnis 
der  Preise  bei  Betriebsarten  verschiedener  Ausdehnung  bestimme. 

Diese  Antwort  glaubte  eine  zweite  Theorie  geben  zu  können, 
welche  nicht  die  Arbeit  als  einzigen  Faktor  der  Tauschwertbe- 
stimmung betrachtet,  sondern  neben  ihr  die  übrigen  Produktions- 
mittel zur  Geltung  kommen  lässt.  Auch  die  Grundzüge  dieser 
Theorie  kann  man  bei  Ädavi  Smith  suchen,  die  dann  besonders 
von  den  französischen  Nationalökonomen  weiter  entwickelt  wur- 
den. Auf  dem  Festlande  ist  diese  Theorie  ohne  Zweifel  die  ver- 
breitetste  geworden.  Noch  in  neuester  Zeit  hat  man  sich  von 
verschiedenen  Seiten  um  eine  exaktere  Grundlegung  derselben 
bemüht. 

Der  Grundgedanke  der  verschiedenen  Ausgestaltungen  dieser 
Theorie  ist,  dass  unter  den  Faktoren  der  Produktion  der  Arbeit 
nicht  der  Vorrang  gebühre,  da  die  Arbeit  für  sich  ebensowenig 
wie  einer  der  anderen  Faktoren  das  Produkt  zu  Stande  bringe. 
Alle  Faktoren  leisten  ihren  Beitrag  sowohl  zum  Produkte  als 
auch  zum  Werte  desselben.  Mit  demselben  Rechte  daher ,  mit 
dem  der  Arbeiter  für  den  Dienst,  den  er  durch  seine  Arbeit 
der  Produktion  leistet ,  einen  Lohn  beanspruche ,  verlange  der 
Besitzer  von  Kapital  und  Boden  eine  Vergütung  für  den  von 
diesen  Produktionsmitteln  geleisteten  Dienst.  P2s  ist  hervorzu- 
heben, dass  demnach  auch  die  F  a  k  t  o  r  e  n  t  h  e  o  r  i  e  die  der 
Arbeitstheorie  geläufige  Vorstellung  teilt ,  dass  der  W  e  r  t 
der  Güter  produziert  werde. 

Zum  Beweise  der  Möglichkeit,  dass  man  jedem  Faktor  der 
Produktion  einen  besonderen  Anteil  an  dem  Produkt  bezw.  dessen 
Werte,  einen  »produktiven  Beitrag«  zurechnen  könne,  beruft 
V.  H'ieser  ^)  sich  auf  die  Thatsache,  dass  jeder  vernünftige  Wirt- 
schafter den  Vorteil,  den  ihm  die  einzelnen  Güter  bringen  ,  we- 
nig.stens    angenähert    festzustellen    suche.       Auf    der   Möglichkeit 


i)  Der  natürliche  Wert.      Wien,  1889. 
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dieser  Feststellung  beruhe  die  Möglichkeit  einer  rationellen  Wirt- 
schaft überhaupt.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung  sei  eine  Ent- 
scheidung über  die  Rentabilität  der  Anschaffung  einer  neuen 
Maschine    z.  B.  möglich. 

Die  Thatsache  und  die  Notwendigkeit  solcher  Schätzungen 
soll  nicht  bestritten  werden,  doch  fragt  es  sich,  ob  sie  wirklich 
den  Sinn  haben,  den  dieser  Theoretiker  ihnen  beilegt.  Schätzt 
man  wirklich  die  Beiträge,  die  jedes  einzelne  Produktions- 
mittel zum  Produkte  oder  zu  dessen  Wert  leistet? 

Wir  haben  früher  (Z.  f.  St.  Bd.  48,  S.  205)  ')  ausführlich  die 
Unmöglichkeit  der  Teilung  des  Nutzens  einer  Gruppe  von  Pro- 
duktionsmitteln dargelegt.  Was  aber  vom  Nutzen  gilt,  gilt  auch 
vom  Ertrage  einer  Gruppe :  Es  ist  unmöglich,  jedem  ein- 
zelnen Gliedeeinen  besonderen  Anteil  des  Er- 
trages zuzuschreiben.  In  den  Beispielen,  auf  welche 
diejenigen  sich  berufen,  welche  diese  Möglichkeit  bejahen,  sind  es 
nicht  Teile  des  Ertrages,  die  den  einzelnen  Produktionsmitteln 
zugeschrieben  werden,  sondern  Zuwachse  des  Ertrages,  die  Z  u- 
wachsen  der  Produktionsmittel  entsprechen  (Z.  f.  St.  Bd.  48,  S.  209). 

Am  besten  wird  dieses  an  einem  Beispiel  dargelegt.  Wir 
wählen  als  solches  eine  primitive  Ackerbau  Wirtschaft.  Arbeit 
und  Boden  sind  die  wichtigsten  Produktionsfaktoren.  Will  man 
den  Einfluss  der  einzelnen  Faktoren  auf  den  Ertrag  ermitteln, 
so  hat  man  die  Aenderung  zu  bestimmen,  den  der  Ertrag  durch 
eine  Aenderung  der  Arbeitsmenge  oder  eine  Aenderung  der 
Menge  oder  Qualität  des  Bodens  erfährt.  Lässt  man  die  Arbeit 
allein  sich  ändern,  so  wird  man  die  Aenderung  des  Ertrages  auch 
dem  Zuwachs  oder  der  Abnahme  der  Arbeitsmenge  allein  zu- 
schreiben, und  ebenso  ist  es,  wenn  bei  konstanter  Arbeit  der 
Boden  nach  Menge  oder  Qualität  eine  Aenderung  erfährt.  Durch 
ein  derartiges  Variieren  der  einzelnen  Faktoren  ist  man  im  stände, 
die  vorteilhafteste  Verbindung  beider,  d.  h.  diejenige,  die  ein 
Maximum  des  Ertrages  liefert,  zu  ermitteln.  Das  ist  Alles,  aber 
auch  zur  Entscheidung  aller  wirtschaftlichen  Fragen  ausreichend. 
Wenn  wir  nur  den  Zuwachs  des  Ertrages  kennen,  den  jeder  Zu- 
wachs eines  der  Produktionsmittel  im  Gefolge  hat,  so  haben  wir, 
wenn  ausserdem  der  Ertrag  bei  irgend  einer  als  Ausgangspunkt 

i)  Die  eingeklammerten  Zahlen  beziehen  sich  auf  die  Abhandlung  des  Verfassers: 
Der  ökonomische  Wert   der  Güter,   in  Bd.   48  dieser  Zeitschrift. 
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dienenden  Kombination  der  Produktionsmittel  bekannt  ist,  ein 
vollkommenes  Bild  der  Abhängigkeit  des  Ertrages  von  Arbeit 
und  Boden.  Man  kann  dann,  —  um  uns  mathematisch  auszu- 
drücken, —  den  Ertrag  (E)  als  eine  Funktion  von  Arbeit  (A) 
und  Boden  (B)  darstellen :  E  =  F  (A,  B). 

Die  Theorie  des  produktiven  Beitrags  setzt  aber  voraus,  dass 
diese  Funktion  von  A  und  B  als  eine  Summe  zweier  von  ein- 
ander unabhängiger  Funktionen,  einer  von  A  allein  und  einer  von 
B  allein,  also  in  der  Form  :  E  =  F^  (A)  +  F2  (B)  sich  darstellen 
lasse  ;  denn  nur  unter  dieser  Annahme  ist  die  Teilung  des  Er- 
trages möglich.  Diese  Form  entspricht  aber  gewiss  nicht  der 
Wirklichkeit.  Arbeit  und  Boden  müssten  von  einander  unab- 
hängige Teilerträge  liefern,  m.  a.  W.  gar  keine  Gruppe  bilden. 

Der  Grundfehler  der  Faktorentheorie  ist  aber  derselbe  wie 
der  der  Arbeitstheorie:  die  Auffassung  des  Wertes  als  eines  Pro- 
duktes der  einzelnen  Wirtschaft,  des  in  dieser  sich  abspielenden 
technischen  Produktions  prozesses.  Trotz  gelegentlicher 
besserer  Einsichten  verwechselt  man  doch  immer  wieder  Pro- 
duktion und  Erwerb  und  vergisst,  dass  es  nicht  auf  die 
Menge  des  Produktes,  sondern  auf  dessen  Wert  an- 
kommt, dass  es  sich  nicht  um  die  Produktivität,  sondern 
um  die  Rentabilität  des  Unternehmens  handelt.  Die  Pro- 
duktionsmittel kommen  hier  überhaupt  nicht  als  solche  d.  h.  als 
Mittel  zur  Erzeugung  von  Produkten ,  sondern  als  Kapital 
d.  h.  als  Mittel  zum  Erwerb  von  Werten  in  Betracht. 

Hier  ist  der  Ort  eine  genaue  Definition  des  K  a  p  i  t  a  1  b  e- 
g  r  i  f  f  e  s  zu  geben :  UnterKapital  verstehen  wir  den 
Teil  derErwerbsmittel,der  zu  Unternehmungen 
(Z.  f.  St.  Bd.  48  S.  352)  V  e  r  w  e  n  de  t  w  i  r  d.  Es  besteht  also  aus 
Erwerbsmitteln,  nicht  aus  Produktionsmitteln ,  die  allerdings  zu- 
gleich immer  Erwerbsmittel  sind.  Aber  nicht  umgekehrt  sind  alle 
Erwerbsmittel  auch  Produktionsmittel.  Geld  ist  das  erstere,  nicht 
das  letztere.  Daran  ändert  der  Umstand  nichts,  dass  man  für 
Geld  Produktionsmittel  erwerben  kann.  Die  nationale  Produktion 
mag  durch  das  Geld,  sofern  es  den  Verkehr  erleichtert,  gefördert 
werden,  für  den  einzelnen  Wirtschafter  ist  Geld  ausschliesslich 
Erwerbsmittel.  Der  Kapitalist  kann  überdies  aus  seinem  Gelde 
einen  Ertrag  ziehen ,  ohne  es  in  Produktionsmittel  umzusetzen. 
Die  Bedeutung  der  Produktionsmittel  hängt  davon  ab,  in  welchem 
Masse  sie  die  Produktion  erleichtern,  indem  sie  Arbeitskräfte  er- 
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setzen.  Die  Bedeutung  des  Kapitales  wird  ge- 
messen durch  seinen  Wert,  seinen  Tauschwert  beim 
umlaufenden,  seinen  Ertragswert  beim  festen  Kapital.  Nicht  zum 
Kapital  gehören  diejenigen  Erwerbsmittel ,  die  zum  Erwerb  von 
Genussmitteln  i.  w.  S.  dienen,  speziell  die  im  Haushalt  verbraucht 
werden.  Nur  was  verwendet  wird  in  der  Absicht  einen  Gewinn 
zu  erzielen  ist  Kapital.  Den  Boden  von  den  Kapitalien  auszu- 
schliessen  finden  wir  keinen  hinreichenden  Grund.  Als  Produk- 
tionsmittel unterscheidet  er  sich  wesentlich  von  den  übrigen  da- 
durch, dass  er  nicht  selbst  produzierbar  ist ,  als  Erwerbsmittel 
unterscheidet  er  sich  nicht  wesentlich  von  einer  Fabrik  oder  einer 
ähnlichen  Gütergruppe.  Die  praktische  Oekonomik  mag  Gründe 
haben,  dem  Boden  eine  besondere  Stellung  unter  den  Kapitalien 
anzuweisen,   die  Theorie  hat  keinen. 

Theoretisch  wichtig  ist  allein  die  Unterscheidung  des  steh- 
enden und  des  umlaufenden  Kapitales.  Hier  zeigt  sich 
sehr  deutlich  der  Unterschied  zwischen  Kapital  und  Produk- 
tionsmittel. Auch  bei  diesen  gibt  es  den  entsprechenden  Unter- 
schied, aber  ein  umlaufendes  Produktionsmittel  kann  ein  stehendes 
Kapital  sein.  Das  Saatkorn  einer  Landwirtschaft,  die  dasselbe 
nicht  durch  Kauf  erwirbt  sondern  der  eigenen  vorjährigen  Ernte 
entnimmt,  ist  ohne  Zweifel  ein  zirkulierendes  Produktionsmittel 
und  doch  gehört  es  zum  stehenden  Kapital ;  denn  der  Begriff  des 
umlaufenden  Kapitales  verlangt,  dass  der  Kreislauf  desselben  einen 
Umsatz,  einen  Tausch  gegen  fremde  Güter  einschliesst.  In  der 
modernen  Wirtschaft  nehmen  die  umlaufenden  Kapitalien  aus- 
nahmslos einmal  auf  ihrem  Kreislauf  die  Form  des  Geldes  ,  des 
umlaufenden  Kapitales  im  hervorragenden  Sinne,  an.  Uebrigens 
ist  der  Unterschied  zwischen  umlaufenden  und  festen  Kapitalien 
vielfach  ein  relativer,  nämlich  abhängig  von  der  Grösse  der  Wirt- 
schaftsperiode, die  man  ins  Auge  fasst.  Dasselbe  Kapital  kann 
in  Bezug  auf  eine  kurze  Erwerbsperiode  ein  festes  sein ,  das  in 
Bezug  auf  eine  längere  einen  Kreislauf  vollzieht.  Eine  Maschine 
z.  B.  vollzieht  einen  Kreislauf  in  der  Zeit,  in  der  sie  sich  bis  zur 
Unbrauchbarkeit  abnutzt.  Der  Kreislauf  besteht  hier  darin,  dass 
der  Wirtschafter  in  jeder  Erwerbsperiode  eine  Quote  des  Kauf- 
preises der  Maschine  mit  der  Bestimmung,  zum  Erwerb  einer 
neuen  Maschine  zu  dienen,  zurücklegt.  Diese  Abnützungs- 
quote muss  also  so  bemessen  sein,  dass  die  Summe  derselben 
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während  der  ganzen    Abnützungsperiode    dem    Kaufpreise    gleich 
kommt  '). 

Es  kann  nichts  v^erkehrter  sein  als  das  Unterfangen,  die  Ka- 
pitalrente der  Unternehmer  aus  der  sog.  »Produktivität  des  Ka- 
pitales« —  ein  in  sich  widerspruchsvoller  Ausdruck  —  ableiten 
zu  wollen.  Der  Umstand ,  dass  die  modernen  Maschinen  die 
Produktivität  so  ausserordentlich  steigern,  ist  keineswegs  ein  hin- 
reichender Grund  dafür,  dass  sie  ihren  Besitzern  eine  so  bedeu- 
tende Rente  abwerfen.  Die  Rentabilität  steht  mit  der  Produk- 
tivität in  keinem  so  direkten  Zusammenhange.  Erst  in  Verbin- 
dung mit  dem  Umstände,  dass  die  Maschinen  entweder  für  sich 
einen  hohen  Wert  haben,  oder  dass  sie  sich  nur  für  den  Gross- 
betrieb eignen  und  daher  ihre  Benutzung  grosse  Kapitalien  er- 
fordert, wird  ihre  Produktivität  zu  einer  Ursache  hoher  Renten- 
einkünfte. Wären  Maschinen  erfunden  worden,  deren  Anschauung 
und  Betrieb  nur  geringe  Kosten  verursacht ,  oder  Produktions- 
methoden, die  auch  der  einzelne  Handwerker  zur  Anwendung 
bringen  könnte,  sie  hätten  auf  die  Dauer  den  Profit  der  Produ- 
zenten nicht  gesteigert,  und  wäre  ihre  Produktivität  auch  noch  so 
gross  gewesen.  Nach  einer  kurzen  Uebergangszeit  wäre  eine 
Herabsetzung  der  Preise  der  betreffenden  Waren  die  einzige  Folge 
gewesen.  Es  fällt  keineswegs  dem  Produzenten,  der  eine  neue 
Maschine  einführt,  der  Lohn  der  ersparten  Arbeit  ohne  Weiteres 
in  den  Schooss.  Von  der  Kapitaleigenschaft  einer  Ma- 
schine und  nicht  von  ihrer  Eigenschaft  als  Produktionsmittel,  von 
ihrem  Werte  oder  vom  Werte  derjenigen  Güter,  mit  denen  sie 
notwendig  eine  Gruppe  bildet,  hängt  die  Rentabilität  einer  Ma- 
schine ab.  Die  Beschränkung  ihrer  Benutzung  auf  einen  mög- 
lichst kleinen  Kreis  von  Unternehmern  ist  der  eigenthche  Grund 
des  höheren  Profites.     Nur  eine  auf  die   Produktivität   bezügliche 


i)  Unsere  Kapitaldefinition  schliesst  sich  wohl  am  nächsten  an  die  von  Rodhertus 
an,  der  u.  A.  besonders  A,  Wagner  folgte,  nur  glauben  wir,  dass  auch  dieser  nicht 
alle  Konsequenzen  der  Unterscheidung  der  »rein  ökonomischen«  von  der  »historisch- 
rechtlichen« Seite  des  Kapitales  gezogen  hat.  Was  die  Terminologie  betrifft,  so 
mussten  wir  den  Namen  Kapital  auf  die  historisch-rechtliche  Kategorie  beschränken  ; 
denn,  nach  unserer  Auffassung ,  haben  wir  es  nicht  bloss  mit  zwei  Seiten  desselben 
Objekts  zu  thun,  sondern  um  zwei  verschiedene  Dinge  ;  denn  es  giebt  auch  Kapitalien, 
die  keine  Produktionsmittel  sind.  Dass  das  Kapital  ein  rechtlicher  BegriHT  sei,  — 
wie  überhaupt  der  Erwerbsprozess  mehr  von  der  Rechtsordnung  als  von  der  Produk- 
tionstechnik abhängt,  —  bestätigt  auch  der  von  Böhm-Bawcrk  a.  a.  O.  S.  34  zitierte 
Jurist  Küknast,  der  wie  wir  das  Kapital  durch  den  Wert  messen  will. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1893.    1  2 
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Bedingung  ist  hinzuzufügen;  Die  Maschine  oder  Produktions- 
methode soll  anderen  Methoden  gegenüber  die  Produktivität  ge- 
nügend erhöhen,  um  die  Konkurrenz  dieser  entweder  ganz  zu 
beseitigen  oder  trotz  derselben  die  übliche  Kapitalrente  erzielen 
zu  können. 

Der  private,  durch  keine  Privilegien  und  andere  Konkurrenz- 
beschränkungen geschützte  Unternehmer  hätte  an  der  Verbesser- 
ung der  Produktionsmethoden  überhaupt  kein  Interesse,  wenn 
nicht  in  den  meisten  Fällen  die  Einführung  derselben  wenigstens 
vorübergehend  auf  eine  geringe  Anzahl  von  Betrieben,  vielleicht 
auf  nur  einen,  beschränkt  bliebe.  Nur  soweit  und  solange  dieses 
der  Fall  ist,  erhöht  sich  die  Rentabilität  des  Unternehmens.  Da 
dieser  Zuwachs  der  Rente  den  ersten  Einführern  einer  Neuerung 
zufällt,  könnte  man  ihn  Prioritätsrente  nennen.  Sie  ist 
keine  Kapitalrente,  sondern  den  Renten  aus  Privilegien  u.  dgl. 
gleichzustellen,  auf  die  wir  später  zurückkommen. 

Die  Frage  nach  der  Entstehung  des  Kapitals  hat 
mancherlei  Kontroversen  verursacht.  Diejenigen  Theoretiker, 
welche  das  Kapital  mit  den  Produktionsmitteln  identifizierten  und 
seine  wirtschaftliche  Funktion  in  seiner  Verwendung  zur  Produk- 
tion sahen  ,  mussten  folgerichtig  in  der  Produktion  der  Produk- 
tionsmittel den  Bildungsprozess  des  Kapitals  erblicken.  Hiernach 
wäre  die  Kapitalbildung  ein  technischer  Prozess ,  und  die 
Arbeiter,  welche  eine  Maschine  herstellen ,  wären  Kapitalbildner. 

Dieser  Theorie  gegenüber  steht  eine  andere  Gruppe  von 
Theorien ,  welche  die  Kapitalbildung  nicht  für  einen  technischen, 
sondern  für  einen  ökonomischen  Vorgang  erklären.  Es  kann 
nach  dem  Gesagten  kein  Zweifel  sein,  dass  wir  uns  dieser  Gruppe 
anzuschliessen  haben.  Die  Kapitalbildung  ist  im  letzten  Grunde 
immer  das  Resultat  einer  wirtschaftlichen  Verfügung  über  Gegen- 
stände. Die  Kapitaleigenschaft  kommt  den  Gütern  nicht  an  sich 
zu,  sondern  sie  hängt  ab  von  dem  Gebrauch,  den  man  von  ihnen 
macht,  von  der  wirtschaftlichen  Bestimmung,  die  man  ihnen  gibt. 
Daran  ändert  selbst  die  Thatsache  nichts,  dass  man  von  vielen 
Gütern,  den  Produktionsmitteln  nämlich,  kaum  einen  anderen  ver- 
nünftigen -Gebrauch  machen  kann  als  zu  Unternehmungen  d.  h. 
als  Kapital. 

Vielen  Kapitalien  dagegen  sieht  man  es  nicht  an ,  wozu  sie 
gebraucht  werden  sollen ,  weil  sie  nicht  zu  einem  bestimmten 
Zweck  gebraucht  werden  müssen.     Geld  kann  Kapital  sein,  es 
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kann  auch  zum  Erwerb  von  Genussgütern  bestimmt  sein.  Wird 
nun  Geld,  dessen  Gebrauch  bis  dahin  unbestimmt  war,  zu  einem 
Unternehmen,  z.  B.  einem  Leihgeschäft,  bestimmt,  so  wird  eben 
durch  diesen  Entschluss  Kapital  gebildet.  Kapitalien  wer- 
den also  gebildet,  indem  man  Erwerbsmittel  zu 
Unternehmungen  bestimmt.  Die  Kapitalbildung  kann 
also  vor  sich  gehen  ohne  die  geringste  Veränderung  in  der  ma- 
teriellen Welt;  weder  die  Summe  des  Geldes  noch  die  Summe 
der  Produktionsmittel  braucht  sich  zu  vermehren,  es  genügt,  dass 
man  über  ein  vorhandenes  Erwerbsmittel  dahin  verfügt,  dass  es 
zu  einem  Unternehmen  anstatt  zum  Erwerb  von  Konsumtivgütern 
verwendet  werden  soll. 

In  der  That  gehen  in  der  modernen  Wirtschaft  Kapitalbil- 
dungen in  dieser  Weise  vonstatten.  Der  Fond  des  volkswirtschaft- 
lichen Kapitals  ist  in  fortwährendem  Fluktuieren  begriffen.  Ist 
die  Zeit  Unternehmungen  günstig  ,  so  bilden  sich  sofort  Kapita- 
lien, indem  Erwerbsmittel,  die  früher  der  Konsumtion  dienten, 
in  Unternehmungen  irgend  welcher  Art  angelegt  werden.  Die 
umgekehrte  Bewegung  geht  zwar  viel  schwieriger  vonstatten;  denn 
gewöhnlich  betrachtet  der  Kapitalist  ein  einmal  gebildetes  Kapital 
als  einen  unangreifbaren  Schatz ;  doch  kann ,  zumal  der  kleinere 
Kapitalbesitzer  auch  bei  schlechtem  Geschäftsgange  gezwungen 
werden,  Kapitalien  zu  entkapitalisieren  und  für  seinen  Unterhalt 
zu  verwenden.  Ein  solches  »Verzehren«  von  Kapitalien  ist  dann 
ebensowenig  von  einer  Verminderung  des  Geldes  und  der  Pro- 
duktionsmittel begleitet,  wie  die  Kapitalbildung  von  einer  Ver- 
mehrung derselben.  Der  Verschwender  verzehrt  Kapitalien,  der 
Sparsame  bildet  sie  und  dabei  steht  vielleicht  keiner  von  beiden 
zur  Produktion  der  Güter  in  irgend  welcher  Beziehung. 

Aber  Robinson!  — Wohl  niemals  ist  das  Beispiel  Robinsons 
schlechter  angebracht  gewesen  als  auf  diesem  Gebiete ,  denn  es 
muss  irre  führen,  wenn  man  nicht  schon  den  richtigen  Kapital- 
begriff koncipiert  hat.  Die  Konstruktion  einfacher  Verhältnisse, 
die  Abstraktion  von  den  komplizierten  Beziehungen  der  Wirklich- 
keit und  der  Gegenwart  ist  ein  vorzügliches  methodisches  Mittel, 
aber,  wie  wir  in  der  Einleitung  betonten,  man  muss  auch  wissen, 
wovon  man  eigentlich  abstrahiert,  sonst  verfällt  man  der  natür- 
lichen Dialektik.  Man  abstrahiert  nicht  nur  von  der  Zusammen- 
setzung der  Volkswirtschaft  aus  Individuen,  man  abstrahiert  auch 
vom  Verkehr,    in    dem  diese   mit    einander  stehen.      Die  W'irl- 
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Schaft  Robinsons  ist  nicht  bloss  eine  solitäre,  sondern  ist  zugleich 
auch  eine  isolierte:  sie  steht  in  keinem  Verkehr  mit  anderen 
Wirtschaften. 

In  der  isolierten  Wirtschaft  ist  Produktion  und  Erwerb  das- 
selbe und  darum  auch  Produktionsmittel  und  Erwerbsmittel.  Der 
Entschluss ,  vorhandene  Erwerbsmittel  —  Arbeitskraft  —  nicht 
zum  Erwerb  von  Konsumtivgütern,  sondern  zu  einem  (produkti^'en) 
Unternehmen  zu  verwenden,  schliesst  hier  den,  Produktionsmittel 
zu  produzieren,  in  sich.  Die  Kapitalbildung  liegt  aber  in  dem 
Entschlüsse,  nicht  in  dem  was  die  Ausführung  desselben  erfor- 
dern mag.  In  der  modernen  Volkswirtschaft,  in  der  Erwerb  und 
Produktion  nicht  bloss  im  Wesen  verschiedene,  sondern  auch  in 
Wirklichkeit  vielfach  getrennte  Vorgänge  sind,  lässt  sich  eben 
dadurch  die  Kapitalbildung  viel  leichter  als  an  der  Robinsonade 
veranschaulichen.  In  der  Gegenwart  genügt  der  Entschluss,  seine 
Mittel  in  einem  Unternehmen  anzulegen.  Die  Produktion  kann 
man  Anderen  überlassen.  Der  Kapitalbegriff  ist  darum  ein  mo- 
derner im  besonderen  Sinne.  Nur  wo  Produktion  und  Erwerb 
etwas  Verschiedenes  sind,  hat  es  einen  Zweck  Kapital  von  Pro- 
duktionsmitteln zu  unterscheiden.  In  der  isolierten  Wirtschaft 
findet  sich  zur  Unterscheidung  des  Kapitals  von  den  Produktions- 
mitteln gar  keine  Veranlassung.  Man  sollte  sich  immer  bedenken, 
dem  modernen  Wirtschaftsleben  entnommene  Begriffe  auf  ganz 
andere  wirtschaftliche  Verhältnisse    ohne  weiteres  zu  übertragen. 

Wenn  wir  die  blosse  wirtschaftliche  Bestimmung  eines  Er- 
werbsmittels zu  einem  Unternehmen  als  Kapitalbildung  bezeich- 
neten, so  haben  wir  dabei  nicht  übersehen,  dass  diese  Bestimmung 
natürlich  kein  Akt  der  Willkür  ist.  Es  muss  ihr  eine  wirtschaft- 
liche Ueberlegung  zugrunde  liegen  und  es  müssen  gewisse  wirt- 
schaftliche Bedingungen  erfüllt  sein.  Wir  setzen  immer  rationelle 
Wirtschaft  voraus,  und  dann  wird  kein  W^irtschafter  ein  Erwerbs- 
mittel zu  einem  Unternehmen  bestimmen ,  das  erst  in  Zukunft 
einen  Ertrag  liefert ,  wenn  er  in  Gegenwart  dringlichere  Bedürf- 
nisse zu  befriedigen  hat.  Nur  wenn  die  Bedürfnisse,  die  mit  den 
vorhandenen  Erwerbsmittel  etwa  befriedigt  werden  können,  zum 
Teil  aufschiebbare  sind,  ist  die  Kapitalbildung  möglich.  Ferner 
muss  die  etwaige  Unlust  des  Aufschubs  durch  die  zu  erwartende 
Vermehrung  der  Erwerbsmittel  mehr  als  bloss  ausgeglichen  werden. 
Sind  keine    dringlichen  Bedürfnisse    vorhanden    oder    diese  leicht 
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zu  befriedigen,  so  ist  die  Bedingung  der  Kapitalbildung  ohne 
weiteres  erfüllt. 

Man  hat  das  Sparen  zur  Ursache  der  Kapitalbildung  ge- 
macht. Es  ist  richtig,  wenn  man  unter  Sparen  von  Mitteln  das- 
selbe versteht  und  immer  verstehen  darf,  was  wir  mit  Bestimmung 
der  Mittel  zu  Unternehmungen  bezeichneten.  Im  Sparen  liegt 
das  allmähliche  Anhäufen  eines  grösseren  Kapitales,  mit  dem 
Nebensinn,  dass  die  Ansammlung  eine  gewisse  Mühe  mache, 
Ueberwindung  koste.  In  früheren  Wirtschaftsperioden  konnten 
allerdings  nur  grössere  Summen  als  Kapitale  verwendet  werden; 
der  moderne  Verkehr  hat  Mittel  gefunden  auch  die  kleinsten  Be- 
träge in  Unternehmungen  zu  verwerten.  Aber  selbst  wenn  immer 
das  Ansammeln  einer  grösseren  Summe  durch  einen  Wirtschafter 
die  Bedingung  der  Verwendung  derselben  als  Kapital  wäre ,  so 
wäre  doch  nicht  die  Ansammlung  derselben,  sondern  die 
einzelnen  EntSchliessungen ,  ein  vorhandenes  Erwerbsmittel 
der  augenblicklichen  Konsumtion  zu  entziehen ,  die  eigentlichen 
Kapitalbildungsakte.  Will  man  alle  Fälle  der  Kapitalbildung  um- 
fassen, so  ist  es  sicherlich  unzweckmässig,  das  Wort  Sparen  in 
diesem  ungewöhnlichen  Sinne  zu  gebrauchen. 

Die  Einsicht  in  die  Wesensverschiedenheit  des 
Produktions-  und  des  Erwerbsprozesses  (Z.  f.  S. 
Bd.  48,  S.  220,  225)  wird  das  vergebliche  Bemühen  beseitigen,  alle 
Arten  des  Einkommens  aus  der  Güterproduktion  abzuleiten,  worunter 
besonders  die  Theorie  des  Zinses  seit  je  gelitten  hat. 

Jedes  Leihobjekt,  es  mag  in  Verbrauchsgütern,  Produktions- 
mitteln oder  Geld  bestehen  ist  für  den  Verleiher  desselben  ein 
Kapital,  für  den  Entleiher  kann  es  ebenfalls  Kapital  aber  auch 
ein  Erwerbsmittel  von  Gütern  zum  persönlichen  Gebrauche  oder 
ein  solches  Gut  selbst  sein.  Diese  Relativität  der  Kapitaleigen- 
schaft zeigt  am  besten,  dass  sie  nicht  an  den  Gütern  selbst  haftet, 
sondern  von  deren  wirtschaftlichen  Verwendung  abhängt.  Soge- 
nannte konsumtive  Kapitalien  sind  also  Leihobjekte,  die  für  den 
Entleiher  nicht  als  Kapitalien  fungieren. 

Die  Faktorentheorie  nun  erklärt  den  Leihzins  aus  der  pro- 
duktiven Verwendung  des  Kapitales  und  weiss  daher  für  den 
Zins  konsumtiver  Kapitalien  keinen  ausreichenden  Grund.  Er- 
klärt sie  ihn  durch  die  Konkurrenz  derselben  mit  produktiven 
Kapitalien  ,  so  ist  einerseits  damit  ein  neues  Erklärungsprinzip 
eingeführt,   anderseits  mag  durch   die  Konkurrenz  erklärt  werden. 
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warum  der  Kapitalist  denselben  oder  keinen  kleineren  Zins  für  kon- 
sumtive wie  für  produktive  Kapitalien  fordert,  es  ist  damit  noch  nicht 
erklärt,  warum  der  Zinsschuldner  ihn  auch  bezahlt.  Es  kommt 
hinzu,  dass  das  Leihgeschäft  sich  zuerst  an  konsumtiven  Kapita- 
lien entwickelte,  und  dass  der  höchste  Wucherzins  für  diese  und 
nicht  für  produktive  Kapitalien  gezahlt  zu  werden  pflegt. 

Eine  andere  Reihe  von  Theorien  suchte  aus  diesen  oder 
ähnlichen  Gründen  den  Zins  unabhängig  von  der  Art  der  Be- 
nutzung des  Leihobjektes  durch  den  Entleiher  zu  erklären.  Von 
diesen  Theorien  hat  die  sog.  Nutzu  ngstheorie  den  Miet- 
zins bis  zu  einem  gewissen  Grade  wirklich  befriedigend  erklärt, 
während  der  r3arlehenszins  sich  nicht  ebensoleicht  der  Erklärung 
fügen  wollte.  Der  Grund  dafür  liegt  darin,  dass  auch  diese  Theo- 
rie noch  die  Ursache  des  Zinses  in  den  Gebrauchsverhältnissen 
der  Güter  anstatt  in  den  Erwerbsverhältnissen  der  Wirt- 
schafter sucht. 

Wir  schhessen  uns  in  einem  Punkte  vollständig  der  Nutzungs- 
theorie an  :  Der  Unterschied  des  Leihgeschäftes  vom  Kaufgeschäfte 
hegt  allein  darin,  dass  bei  diesem  das  Objekt  des  Vertrages  ein 
Gut  d.  h.  die  unbeschränkte  Verfügung  über  ein  solches ,  bei 
jenem  die  zeitlich  beschränkte  Verfügung  über  ein  Gut  bildet '}. 
Die  Gesetze  des  Begehrs  (Z.  f  S.  Bd.  48,  S.  231  ff.,  356),  die  den 
Preis  bestimmen ,  müssen  daher  auch  auf  den  Zins  angewendet 
werden  können.  Die  Nutzungstheorie  übersah  nur,  dass  der  Preis 
eines  Gutes  nicht  allein  durch  den  Nutzen  desselben  bestimmt 
wird  ,  also  auch  die  zeitweilige  Nutzung  nicht  für  den  Zins  aus- 
schliesslich massgebend  sein  kann. 

Das  Begehr  nach  Miete,  von  dem  auch  wir  ausgehen  wollen, 
entsteht  nur,  wo  die  Zahlung  des  Kaufpreises  des  Mietobjektes 
entweder  unmöghch  oder  unwirtschaftlich  ist.  Der  Grund  des 
Begehrs  des  Mieters  liegt  also  in  dessen  Z  ahlungsfähigke  it. 
Er  ist  entweder  absolut  oder  wirtschaftlich  zahlungs- 
unfähig in  Bezug  auf  das  Mietobjekt.  Unter  wirtschaftlicher 
Zahlungsunfähigkeit  verstehen  wir  hier  die  Vermögenslage,  bei 
der  eine  anderweitige  Verwendung  des  Kaufpreises,  als  zum  An- 
kauf des  fraglichen  Gutes,  wirtschaftlicher  wäre.  Wirtschaftliche 
Zahlungsunfähigkeit  in  Bezug  auf  ein  einzelnes  Gut  kann  also  bei 
grosser     absoluter     Zahlungsfähigkeit    und     bei     verhältnismässig 

1)  In  diesem  Sinne  betrachten  auch  Hermann^  staatsw.  Unters.,  und  Knies,  Geld 
und  Kredit,  den  Zins  als  Preis  für  Nutzungen  von  Gütern. 
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niederem  Kaufpreise  bestehen.  Insbesondere  kann  dieses  dann 
der  Fall  sein,  wenn  auch  Gelegenheit  zu  Miete  vorhanden  ist. 
Ist  diese  ausgeschlossen,  so  kann  es  wirtschaftlich  sein  ein  Gut 
zu  kaufen ,  das  zu  kaufen  unwirtschaftlich  wäre ,  wenn  man  es 
auch  mieten  könnte.  Dieser  Fall  tritt  z.  B.  häufig  bei  Büchern 
ein.  Die  Grösse  des  Begehrs  wird  nun  gemessen  durch  die  Dif- 
ferenz des  wirtschaftlichen  Vorteils,  den  die  Verwendung  des  Be- 
trages des  Mietzinses  zur  Miete,  und  desjenigen  Vorteils,  den  die 
Verwendung  desselben  zu  anderem  Zwecke,  etwa  zu  einer  an- 
deren Miete  oder  zu  einem  Kaufe,  gewährt^).  Es  ist  um  so 
kleiner  je  höher  der  Mietzins. 

Das  Begehr  auf  Seiten  des  Vermieters,  ein  ihm  gehörendes 
Gut  in  Miete  zu  geben,  hängt  ebenso  einerseits  von  der  Höhe 
des  Mietzinses,  anderseits  von  dem  sonstigen  Gebrauch  ab  ,  den 
er  selber  von  dem  Gute  machen  kann.  Dieser  Gebrauch  kann 
in  einem  anderen  Leihgeschäft,  im  Verkauf,  oder  in  eigner  Be- 
nutzung des  Gutes  bestehen.  Der  Verkauf  kann  wegen  Mangel 
zahlungsfähiger  Käufer  ausgeschlossen  sein. 

Der  Zins  wird  sich  so  stellen ,  dass  das  Begehr  auf  beiden 
Seiten  gleich  ist  (Z.  f.  St.  Bd.  48,  S.  356).  Besteht  ein  regelmässiges, 
grösseres  Angebot  der  Vermietung  einer  bestimmten  Güterkate- 
gorie und  ebensolche  Nachfrage  nach  Miete  derselben,  so  kann, 
wie  beim  Marktpreise,  das  Begehr  beiderseits  Null  werden,  und 
die  Zinshöhe  wird  dann  nicht  im  einzelnen  Falle,  sondern  durch 
Angebot  und  Nachfrage  bestimmt  (Z.  f.  St.  Bd.  48,  S.  356  f.). 

Das  Darlehen  unterscheidet  sich  von  der  Miete  ökonomisch 
nur  durch  die  freiere  Verfügung  über  das  geliehene  Gut  und  die 
grössere  Freiheit  bei  Wiedererstattung  desselben.  Beim  Darlehen 
in  Geld  erreicht  diese  Freiheit  den  höchsten  Grad.  Das  Darlehen 
ist  infolgedessen  von  universalerer  Bedeutung.  Es  erhöht,  nicht 
wie  die  Miete  die  Erwerbsfähigkeit  nur  in  Bezug  auf  ein  be- 
stimmtes Gut ,  es  erhöht  die  Erwerbsfähigkeit  in 
Bezug  auf  alle  käuflichen  Güter.  Die  Miete  erhöht 
die  Erwerbsfähigkeit,  indem  sie  den  unmöglichen  oder  unwirt- 
schaftlichen Eigentumserwerb  durch  Erwerb  eines  zeitweiligen 
Nutzungsrechtes  ersetzt,  das  Darlehen  erhöht  die  Erwerbsfähigkeit 
dadurch,  dass  sie  die  Zahlungsfähigkeit  des  Ent- 
leihers   vorübergehend    erhöht.     Es    erhöht    die  Zah- 

l)  Vgl.  Bd.  48,  S.  228,  wo  gemäss  (355)  überall  j^Begehr«  statt  »Nachfrage«  /u 
setzen. 
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lungsfähigkeit  nur  vorübergehend:  der  gegenwärtigen  Er- 
höhung derselben  steht  eine  zukünftige  Herabsetzung  derselben 
gegenüber,  die  sogar  die  Erhöhung  um  den  Betrag  der  Zinsen 
übertrifft.  Dennoch  kann  das  Eeihgeschäft  für  den  Kapital- 
schuldner von  wirtschaftlichem  Vorteil  sein.  Der  Vorteil  hängt 
wesentlich  von  dem  Verhältnis  der  gegenwärtigen  zur  zukünftigen 
Zahlungsfähigkeit  ab.  Unter  allen  Umständen  muss  letztere 
grösser  sein  als  erstere.  Sie  kann  es  sein  unabhängig  vom  Dar- 
lehen bei  Konsumtivkredit  oder  infolge  des  Darlehens  bei  Ver- 
kehrs- und  Rentenkredit  ').  Ist  der  Unterschied  der  gegenwär- 
tigen und  zukünftigen  Zahlungsfähigkeit  so  gross,  dass  der  Vorteil 
der  gegenwärtigen  Erhöhung  den  Nachteil  der  zukünftigen  Herab- 
setzung überwiegt,  so  stellt  die  Differenz  das  positive  Begehr 
nach  dem  Darlehen  von  Seiten  des  Debitors  dar. 

Man  sieht,  dass  es  auf  die  Art  der  Nutzung  des  geliehenen 
Objektes  gar  nicht  ankommt.  Ob  dasselbe  in  Geld  besteht,  das 
am  ersten  Tage  ausgegeben  wird ,  oder  in  Kohlen ,  die  in  der 
ersten  Woche  verbrannt  werden,  oder  in  Kleidern,  die  Jahre  lang 
halten,  ist  gleichgültig.  Dadurch,  dass  diese  Objekte  geliehen 
und  nicht  gekauft  werden,  entsteht  eine  Erhöhung  der  Zahlungs- 
fähigkeit um  den  Kaufpreis  derselben,  und  diese  Erhöhung  be- 
steht solange,  bis  das  Kapital  wiedererstattet  wird. 

Das  Begehr  des  Kapitalisten  wird  bestimmt  durch  die  Vor- 
teile des  Zinsenbezuges  einerseits,  und  durch  die  möglichen  Vor- 
teile einer  anderweitigen  Kapitalanlage  anderseits.  Je  nach  der 
wirtschafthchen  Fähigkeit  des  KapitaHsten  kann  der  Spielraum 
der  zur  Wahl  stehenden  Kapitalanlagen  weit  oder  eng,  z.  B. 
produktive  Anlage  ganz  ausgeschlossen  sein. 

Der  Handelskredit  unterscheidet  sich  nur  der  Form, 
nicht  dem  wirtschaftlichen  Inhalte  nach  von  dem  Leihkredit.  Der 
Kaufmann  betrachtet  das  Kreditgeschäft  als  einen  Tausch  gegen- 
wärtiger Ware  gegen  einen  zukünftigen  Preis.  Diese  Auffassung 
wurde  von  Böhm-Baiverk  (a.  a.  O.)  zur  Grundlage  einer  neuen 
Zinstheorie  gemacht.  Die  Wertdififerenz  zwischen  gegenwärtigen 
und  zukünftigen  Gütern  sei  die  Quelle  alles  Kapitalzinses. 

Wir  bestreiten  nicht,  dass  die  Auffassung  des  Kreditgeschäftes 
als  eines  Tausches  gegenwärtiger  gegen  künftige  Güter  in"  vielen 
Fällen  naturgemäss  und  praktisch  ist;    es    würde    sie    sonst    der 

i)  Produktiv-  und  Besitzkiedit  bei  Knies  a.  a.  O.    Den  Grund  unserer  Termino- 
logie später. 
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Kaufmann  seinen  Diskontberechnungen  nicht  zugrunde  legen. 
Aber  so  naturgemäss  diese  Auffassung  beim  Handelskredit  ist, 
so  unnatürlich  ist  sie  beim  Mietgeschäft,  das  daher  auch  Böhm- 
Bawerk  nach  einem  anderen  Schema  behandelt.  Der  Tausch 
einer  gegenwärtigen  Mietwohnung  gegen  die  in  Zukunft  samt 
Mietzins  zurückzuerstattende  Mietwohnung  ist  nicht  nur  juristisch, 
sondern  auch  ökonomisch  eine  monströse  Vorstellung,  Doch 
bleiben  wir  auf  dem  Gebiete,  dem  die  Tauschvorstellung  ange- 
messen ist. 

Damit ,  dass  wir  das  Kreditgeschäft  als  einen  Tausch  ver- 
schiedenzeitiger Güter  betrachten ,  haben  wir  zunächst  nur  dem 
Thatbestande  des  Geschäftes  eine  neue  Form  gegeben.  Dem  In- 
halte nach  ist  es  dasselbe,  ob  man  sagt:  der  Entleiher  gebe  für 
das  gegenwärtige  Kapital  in  Zukunft  ein  grösseres  zurück ,  oder 
der  Entleiher  zahle  für  die  zeitweilige  Ueberlassung  des  Kapitales 
einen  Zins.  Es  handelt  sich  darum,  welche  der  beiden  Ausdrucks- 
formen uns  der  Erklärung  näher  bringt ,  die  in  ihnen  noch  selber 
keineswegs  liegt.  Der  Wertunterschied  gegenwärtiger  und  zukünftiger 
Güter  kann  ebensogut  eine  Folge  als  die  Ursache  des  Zinses  sein. 
Der  Kaufmann  betrachtet  ihn  als  eine  Folge,  Böhm-Bazverk  will 
das  Verhältnis  umkehren. 

Der  grosse  Fehler,  den  er  nun  dabei  begeht,  besteht  in  der 
Verwechslung  des  gegenwärtigen  Wertes  eines 
in  Zukunft  verfügbaren  Gutes  mit  dem  zukünf- 
tigen Wert  desselben  Gutes.  Nicht  um  die  Differenz 
der  Werte  von  heute  und  von  über  ein  Jahr  handelt  es  sich, 
sondern  um  die  Differenz  des  Vorteils ,  den  die  gegenwärtige 
Verfügung  über  das  Gut  gegenüber  der  zukünftigen  Verfügung 
über  ein  g  Lei  c  h  w  e  r  t  i  g  e  s  Gut  hat.  Der  Zins  basiert  so 
wenig  auf  den  Wertunterschieden  der  Güter  zu  den  verschiedenen 
Zeiten,  dass  er  vielmehr  Un  v  e  r  ä  n  d  e  r  1  i  c  hk  e  i  t  der  Werte 
in  der  Zeit  zur  Voraussetzung  hat ,  und  dass  alle  Kreditver- 
hältnisse in  Verwirrung  geraten,  wenn  einmal  diese  Voraussetzung 
in  höherem  Grade  nicht  erfüllt  ist.  Das  Kreditgeschäft  ist  kein 
Termingeschäft ,  keine  Spekulation  ä  la  baisse ,  und  der  Gewinn 
aus  einem  Differenzgeschäft  ist  kein  Zins. 

Der  Begriff  des  gegenwärtigen  Wertes  eines  in  Zukunft  ver- 
fügbaren Gutes  ist  erst  durch  das  Kreditgeschäft  entstanden  und 
hat  ohne  dieses  gar  keinen  Sinn.  Erst  dadurch,  dass  ein  zukünf- 
tiges Gut  gegen  ein  gegenwärtiges  vertauschbar  wird,    bekommt 
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es  einen  gegenwärtigen  Wert.  Wo  keine  Kreditgeschäfte  vor- 
kommen, haben  die  Güter  nur  Werte  zu  der  Zeit,  in  der  sie  ver- 
fügbar sind,  die  gegenwärtig  verfügbaren  gegenwärtige,  die  zu- 
künftig verfügbaren  zukünftige  Werte.  Der  Kaufmann  also  hat 
Recht,  der  die  Differenz  zwischen  dem  gegenwärtigen  und  zu- 
künftigen Wert  eines  Gutes  als  Folge  des  Zinses  betrachtet,  und 
nicht  Böhm-Bawerk,  der  die  Ursache  zur  Folge  macht. 

Um  noch  deutlicher  zu  sein,  wollen  wir  den  Wert  der  Güter 
zu  den  verschiedenen  Zeiten  mit  dem  Wert  derselben  Güter 
an  verschiedenen  Orten  in  Parallele  stellen.  Der  Kaufmann 
berechnet  manchmal  den  Wert  einer  Ladung,  die  noch  auf  See 
oder  in  einem  fremden  Hafen  ist ,  für  ihren  Bestimmungsort. 
Dieser  Wert  besteht  in  dem  Werte  an  dem  Bestimmungsort  ab- 
züglich der  Transportkosten  bis  dorthin  und  keineswegs  in  dem 
Werte ,  den  die  Ladung  an  dem  Orte  hat ,  an  dem  sie  sich  be- 
findet. Dieser  kann  null  oder  sehr  gering  sein  und  doch  der 
auf  den  Bestimmungsort  bezogene  Wert  gross.  Das  Diskontieren 
einer  Forderung  ist  ein  zeitlicher  Transport  des  Wertes  eines 
Gutes  aus  der  Zukunft  in  die  Gegenwart.  Der  Diskont  stellt  die 
zeitlichen  Transportkosten  dar.  Der  gegenwärtige  Wert  der  in 
Zukunft  fälligen  Summe  ist  sowenig  der  zukünftige  Wert  derselben 
wie  der  auf  den  Bestimmungsort  bezogene  Wert  eines  Gutes 
gleich  dem  Wert  desselben  an  Ort  und  Stelle  ist;  und  wie  es 
sinnlos  wäre  den  Wert  eines  Gutes  auf  einen  anderen  Ort  zu 
beziehen,  als  auf  den,  an  dem  es  sich  befindet,  wenn  ein  Trans- 
port unmöglich  ist,  so  ist  es  auch  sinnlos  vom  gegenwärtigen 
Wert  eines  Gutes  zu  sprechen,  wo  Diskontierung  ausgeschlossen  ist  *). 

Die  Bodenrente  wurde  bisher  gesondert  von  der  Kapi- 
talrente betrachtet.  Gemäss  der  Faktorentheorie  wurde  sie  für 
ein  Produkt  des  Bodens  erklärt.  Die  Existenz  der  Boden- 
rente war  ursprünglich  eine  Hauptstütze  dieser  Theorie. 

Dass  der  Boden  die  Rente  hervorbringe,  ist  eine  den  Boden- 
besitzern seit  je  vertraute  Anschauung,  der  sich  der  Physio- 
kratismus  anschloss.     Auch  Ricardo  hielt  dieselbe    fest ,    ob- 


l)  Wir  -können  hier  nicht  näher  auf  die  Theorie  mit  ihren  Zahlenbeispielen  u.  s.  w, 
eingehen.  BöJim-Bawerk  weicht  in  dem  Masse  in  seinen  Grundvorstellungen  von  den 
überlieferten  und  sonst  angenommenen  ab ,  dass  eine  eingehende  Kritik  v/eit  aus- 
holen müsste.  Was  die  zu  Grunde  gelegte  Werttheorie  betrifft ,  so  können  vi^ir  nur 
wiederholen  (Z.  f.  St.  Bd.  48  ,  S.  249) ,  dass  die  Gleichsetzung  des  Grenznutzens 
mit  dem  Werte  ein  verfrühter  Abschluss  ist. 
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gleich  nach  seiner  eigenen  Theorie  die  Höhe  der  Rente  nicht 
bloss  vom  rententragenden  Boden ,  sondern  auch  vom  übrigen 
bebauten  Boden  abhing.  Die  Rente  konnte  sich  ändern,  ohne 
dass  die  »ursprünglichen  und  unzerstörbaren  Kräfte  des  Bodens« 
sich  änderten.  Im  Grunde  lag  darin  schon  die  Widerlegung  der 
Produktionstheorie. 

Später  machte  besonders  von  Thünen  darauf  aufmerksam, 
dass  nicht  bloss  die  Kräfte  des  Bodens  im  eigentlichen  Sinne 
die  Rente  bestimmen,  man  müsse  auch  die  Lage  des  Bodens 
in  Betracht  ziehen.  Damit  war  schon  etwas  Relatives,  eine  blosse 
Beziehung  zu  anderen  Gegenständen,  zum  Erklärungsgrund  der 
Rente  gemacht.  Wie  relativ  die  »Lage«  eines  Bodens  sei,  sollte 
man  erst  durch  die  moderne  Verkehrsentwicklung  erfahren. 

So  wurde  man  mehr  und  mehr  dahin  gedrängt  zu  erkennen, 
dass  es  auch  hier  nicht  die  Produktivkräfte,  nicht  die  natürliche 
Fruchtbarkeit,  noch  die  Tragkraft,  noch  die  Lage  sei,  welche  die 
Rente  bestimmt,  sondern  die  Erwerbsverhältnisse.  Der  Markt 
der  Bodenprodukte  und  Bodennutzungen  bestimmt  die  Höhe  der 
Rente.  Nicht  die  Menge  der  Produkte ,  sondern  der  Preis 
derselben  ist  für  sie  massgebend,  wie  das  Schwanken  der  Rente 
mit  den  Getreidepreisen  deutlich  genug  beweist.  Dass  diese 
keine  Bodenprodukte  seien,  ist  wohl  des  Beweises  nicht  bedürftig. 

Wir  werden  durch  diese  Betrachtung  unmittelbar  hingewiesen 
auf  diejenigen  Umstände,  welche  die  Preise,  nicht  nur  der  Boden- 
produkte sondern  auch  der  Industrieprodukte  manchmal  über  das 
gewöhnliche  Mass  erhöhen  und  dadurch  Ursache  besonderer 
Renten  und  Rentenzuwachse  werden.  Privilegien,  Patente, 
Monopole,  Schutzzölle  u.  s.  w.  können  entweder,  wo  sie 
sich  an  bestimmte  Objekte  heften,  die  Rente  dieser  erhöhen,  oder 
wie  materielle  Güter  eine  besondere  Rente  abwerfen.  Derartige 
Renten  als  Produkte  von  Produktionsfaktoren  aufzufassen,  hat  man 
niemals  versucht,  aber  man  hat  die  Theorie  ihnen  gegenüber  da- 
durch salvieren  wollen  ,  dass  man  sich  auf  den  Standpunkt  der 
Physiokraten  stellte,  und  die  verursachenden  Beschränkungen 
der  freien  Konkurrenz  für  Störungen  des  »natürlichen« 
Laufs  der  Dinge  erklärte. 

Wir  können  einen  prinzipiellen  Unterschied  zwischen  den 
einzelnen,  den  Wert  der  Güter  und  die  Kapitalrente  beeinflussen- 
den Umständen  nicht  machen,  und  verwerfen  die  physiokratische 
Unterscheidung    von    natürlichen    und    unnatürlichen    gesellschaft- 
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liehen  Einrichtungen  samt  der  Identifizierung  des  Natürlichen  mit 
dem  Gerechten.  Auch  Privilegien  können  gerecht  sein.  Die 
Erfinderpatente  werden  meistens  als  unbedingt  gerecht  verteidigt. 
Unprivilegierte  'Einkommen  können  ungerecht  sein.  Privilegien 
und  materielle  Vermögensobjekte  sind  in  ihrer  wirtschaftlichen 
Bedeutung  für  den  Inhaber  so  sehr  gleichartig,  dass  sie  unter 
Umständen  gegen  einander  vertauscht  werden  können.  Die  Ein- 
kommenstheorie wird  allen  Beschränkungen  der  freien  Konkurrenz, 
sofern  sie  einzelnen  Wirtschaftern  zugute  kommen,  neben  den 
persönlichen  Fähigkeiten  und  dem  Kapitale  eine  Stelle  anweisen. 

Die  Konkurrenzbeschränkungen  sind  für  die  Theorie  darum 
von  besonderer  Bedeutung,  weil  sie  am  eindringlichsten  lehren, 
dass  eine  unmittelbare  Beziehung  zwischen  Produktion  und  Erwerb 
nicht  besteht.  Aber  auch  wo  freie  Konkurrenz  besteht,  zeigt  sich 
im  Marktverkehr  die  Unabhängigkeit  von  Produktion  und 
Erwerb. 

Die  Vorstellung,  dass  das  Einkommen  der  Lohn  der  Arbeit 
sei,  konnte  sich  nur  ausbilden  und  erhalten,  solange  eine  unmittel- 
bare Verknüpfung  zwischen  Einkommen  und  Arbeit  bestand  oder 
wenigstens  zu  bestehen  schien.  Diese  Bedingung  war  im  einfachen 
Verkehrsleben  früherer  Zeit  erfüllt.  Dadurch,  dass  der  Hand- 
werker auf  Bestellung  arbeitete ,  war  er ,  von  Ausnahmen 
abgesehen,  eines  bestimmten  Lohnes  immer  sicher.  Wie  die 
Wirkung  auf  die  Ursache  folgte  der  Lohn  auf  die  Arbeit;  kein 
Wunder  daher ,  dass  man  ihn  in  der  That  für  die  Wirkung  der 
Arbeit  hielt.  Dass  das  rechtliche  Bindeglied ,  der  Bestellungs- 
vertrag ,  erst  die  kausale  Verknüpfung  herstelle  ,  sollte  man  erst 
bemerken ,  als  bei  weiterer  Verkehrsentwicklung  die  Bestellung 
fortfiel. 

Sobald  man  für  den  Markt  zu  arbeiten  anfing,  löste  sich 
die  scheinbar  unmittelbare  Beziehung  zwischen  Arbeit  und  Ein- 
kommen ^).  Die  Arbeit  hatte  die  frühere  Bürgschaft  nicht  mehr, 
einen  entsprechenden  Wert  »zu  produzieren«,  —  ein  vollgültiger 
Beweis,  dass  es  überhaupt  nicht  die  Arbeit  ist,  welche  den  Wert 
»erzeugt«.  Ob  das  Produkt  der  Arbeit  den  normalen  wirtschaft- 
lichen Wert  erlangt,   das  hängt  nicht  von  der  Arbeit,  sondern  von 


l)  Wir  halten  den  Unterschied  zwischen  dem  auf  Bestellung  und  dem  für  den 
Markt  arbeitenden  Handwerker  für  so  erheblich,  dass  wir  die  fünf  Bücher'sQ\\ta.  Be- 
triebsformen dadurch  um  eine  vermehren  möchten,  dass  wir  das  Handwerk  in  Kunden- 
handwerk und  Markthandwerk  spalten. 
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der  Kenntnis  und  Ausnutzung  des  Marktes  ab.  Vollkommene 
Voraussicht  der  Absatzverhältnisse  wird  aber  um  so  schwieriger, 
je  grösser  der  Markt  ist  und  ist  in  Wahrheit  niemals  vorhanden. 
Dadurch  erhält  jedes  Unternehmen  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
den  Charakter  der  Spekulation.  Die  Preise  entfernen  sich  mehr 
oder  weniger,  nach  oben  oder  unten  von  dem  Betrage,  den  sie 
nach  Berechnung  oder  Hoffnung  des  Unternehmers  haben  sollten, 
und  —  was  uns  mehr  interessiert  —  zugleich  von  dem  Betrage, 
den  die  Theorie  verlangte. 

Arbeitstheorie  wie  Faktorentheorie  waren  daher  genötigt, 
um  sich  mit  den  Thatsachen  in  Einklang  zu  setzen,  eine  Klausel 
aufzunehmen.  Man  behauptete  nicht  mehr  die  strenge  Gültigkeit 
der  Wertgesetze  für  den  Marktwert,  hielt  sie  dagegen  auf- 
recht für  den  sog.  natürlichen  Wert. 

Diesen  merkwürdigen  Begriff  hat  Adam  Smith  eingeführt.  Er  ver- 
stand unter  natürlichem  Wert  den  von  allen  »unnatürlichen«  Beein- 
flussungen gereinigten  Tauschwert,  d.  i.  den  Tauschwert,  wie  er  sich 
gestalten  würde,  wenn  erstens  die  Konkurrenz  frei  und  zweitens  die 
Unkenntnis  und  Unberechenbarkeit  des  Marktes  nicht  vorhanden 
wäre.  Unter  dieser  Voraussetzung  konnte  jeder  Produzent  sein 
Angebot  genau  der  Nachfrage  anpassen  und  Verluste  wie  Ge- 
winne aus  der  Konjunktur  waren  unmöglich.  Der  Begriff  des 
natürlichen  Wertes  beruht  also  auf  einer  Abstraktion,  und  er 
wäre  besser,  um  zugleich  jeden  Anklang  an  den  Physiokratismus 
zu  vermeiden ,  abstrakter  Wert  zu  nennen.  Als  solcher 
kann  er  nicht  für  die  volle  Wirklichkeit  Geltung  beanspruchen. 
Theoretische  Berechtigung  könnte  er  darum  wohl  haben. 

Er  hat  jedoch  mehr  Schaden  als  Nutzen  gestiftet.  Er  hat 
wesentliche  wirtschaftliche  Momente  aus  der  Theorie  eliminiert 
und  sie  dadurch  der  Beachtung  entzogen,  er  hat  dadurch  falschen 
Gesetzen  den  Schein  der  Wahrheit  verliehen,  er  hat  endlich  einen 
verhängnisvollen  Dualismus  geschaffen,  indem  er  zwei  Werte  statt 
eines  statuierte  und  beide  verschiedenen  Gesetzen  unterwarf.  Der 
natürliche  Wert  sollte  durch  die  Arbeit  oder  durch  die  Faktoren 
der  Produktion,  der  Marktwert  dagegen  durch  Angebot  und  Nach- 
frage bestimmt  werden. 

Es  kann,  nach  dem  Gesagten,  nicht  zweifelhaft  sein,  nach 
welcher  Seite  wir  uns  zu  wenden  haben.  Der  Preis  wird  unter 
allen  Umständen  durch  die  Erwerbsverhältnisse  der  Gesellschaft 
bestimmt  und  der  Wert  also  ebenfalls,   wo  er  als  Tauschwert  mit 
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dem  Preise  zusammenfällt.  Wo  die  Produktion  einen  Teil  des 
Ervverbsprozesses  ausmacht  und  mit  Rücksicht  auf  den  Tausch 
vorgenommen  wird,  besteht  eine  Beziehung  zwischen  dem  Tausch- 
preis und  den  Produktionskosten ,  die  aber  nicht  dadurch  zu  er- 
klären ist,  dass  der  Preis  sich  nach  den  Kosten  richtet,  sondern 
umgekehrt  dadurch,  dass  die  Produktion  sich  dem  zu  erwartenden 
Tauschpreise  anpasst.  Diese  Preisgesetze  sind  den  Einkommens- 
gesetzen untergeordnet,  mit  denen  wir  uns  daher  im  nächsten 
Heft  erstlich  zu  beschäftigen  haben  werden. 


ZUR  ARBEITERFRAGE  AUF  DEM  LANDE. 

VON 

Dr.   AUGUST  PFLUG. 


Auf  dem  Gebiete  des  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens 
des  Deutschen  Reichs  begegnen  wir  einer  grösseren  Anzahl  wich- 
tiger Fragen,  die  man  als  der  Lösung  dringend  bedürftig  aner- 
kennt, die  seit  Jahrzehnten  lebhaft  erörtert  werden  ,  für  die  man 
aber  eine  richtige  und  endgültige  Lösung  noch  nicht  gefunden 
hat.  Einige  von  diesen  Fragen  bewegen  sich  ihrer  Bedeutung 
nach  in  auf-  und  absteigender  Linie.  Bald  werden  sie  überaus 
kritisch,  bald  treten  sie  wieder  mehr  in  den  Hintergrund,  so  dass 
man  zu  der  Annahme  gelangen  könnte ,  sie  seien  bereits  gegen- 
standlos geworden. 

Zu  den  Fragen  dieser  Art  gehört  unstreitig  die  ländliche 
Arbeiterfrage,  welche  sich  namentlich  kund  gibt  in  den 
Klagen  der  Landwirte  in  den  östlichen  Distrikten  darüber,  dass 
sie  die  zur  Bewältigung  ihrer  Arbeit  erforderlichen  Arbeitskräfte 
nicht  erlangen  können,  dass  die  Arbeiter  ihnen  davonlaufen,  dass 
sie  ungewöhnlich  hohe  Arbeitslöhne  zahlen  müssen  und  dass  sie 
zuweilen  die  auf  den  Feldern  gewachsenen  Früchte  nur  unvoll- 
kommen aus  Mangel  an  Arbeitskräften  einernten  können. 

Ganz  unzweifelhaft  haben  wir  es  hier  mit  einer  Frage  zu  thun, 
die ,  wenn  man  sie  auch  nur  vom  theoretischen  Gesichtspunkte 
aus  betrachten  wollte,  uns  von  grösstem  volkswirtschaftlichen 
und  sozialpolitischen  Interesse  erscheinen  muss.  Denn  in  kaum 
einem  anderen  Betriebe  spielt  die  menschliche  Arbeitskraft  eine 
so  grosse  Rolle ,  wie  in  der  Landwirtschaft.  Mag  man  für  den 
landwirtschaftlichen  Betrieb  noch  soviel  Ländereien,  noch  so  viel 
Kapital  und  noch  so  viel  mechanische  Hilfsmittel  zur  Verfügung 
haben,  fehlen  dem  Unternehmer  die  erforderlichen  Arbeitskräfte, 
so  helfen    ihm    ausgedehnte  Ländcrcien    ebensowenig  wie  grosse 
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Kapitalien  und  zahlreiche  Maschinen.  Uas  Schlimmste  aber  dabei 
ist,  dass  der  Landmann  die  Arbeitskräfte  in  grösserer  Zahl  zu 
ganz  bestimmter  Zeit,  nämlich  zur  Zeit  der  Ernte  unbe- 
dingt nötig  hat.  Bekommt  er  zu  dieser  Zeit  nicht  genügende 
Arbeitskräfte,  so  kann  für  ihn  der  grösste  Teil  der  Frucht  seiner 
einjährigen  Arbeit  verloren  gehen. 

Wo  macht  sich  nun  auf  dem  Lande  ein  solcher  Arbeiter- 
mangel besonders  geltend ,  in  welchem  Masse  zeigt  er  sich  und 
auf  welche  Ursachen  ist  derselbe  zurückzuführen  ? 

Zur  Beantwortung  dieser  Frage  bedarf  es  kaum  noch  ein- 
gehender Erörterungen.  Die  bisherigen  Erfahrungen  und  die 
angestellten  Untersuchungen  haben  zu  dem  einstimmigen  Aner- 
kenntnisgeführt, dass  der  Arbeitermangel  hauptsächHch  in  unseren 
östlichen  Provinzen  sich  in  so  hohem  Masse  fühlbar  gemacht  hat, 
dass  die  jährliche  Ernte  vielenorts  nur  unvollkommen  eingebracht 
werden  kann,  und  dass  der  Arbeitermangel  dadurch  entsteht,  dass 
alljährlich  im  Frühjahr  grosse  Massen  von  den  im  Osten  heimat- 
berechtigten Arbeitern  nach  den  westlichen  Provinzen  gehen,  um 
dort  die  ländlichen  und  anderen  Arbeiten  zu  verrichten.  Man 
weiss  auch  zur  Genüge,  dass  dieser  Drang  nach  dem  Westen 
dadurch  hervorgerufen  wird,  dass  die  Arbeit  in  den  westlichen 
Provinzen  höher  bezahlt  wird  als  im  Osten,  und  dass  viele ,  die 
nach  dem  Westen  gehen  ,  zugleich  hoffen ,  dort  in  den  Fabriken 
mehr  Arbeitsgelegenheit  und  insbesondere  das  ganze  Jahr 
hindurch  Beschäftigung  zu  finden,  die  sie  im  Osten,  bei  dem 
rein  ländlichen  Charakter  dieser  Gegenden  nicht  finden. 

Die  naturgemässen  Heilmittel  zur  Abhilfe  des  Arbeitermangels 
in  den  östlichen  Provinzen  würden  sonach  darin  bestehen ,  dass 
man  den  dort  wohnenden  Leuten  höhere  Arbeitslöhne  bezahlt, 
ihnen  das  ganze  Jahr  hindurch  Arbeitsgelegenheit  bietet  und  sich 
für  ein  besseres  Fortkommen  derselben  interessiert. 

Wir  fragen:  Ist  das  möglich  und  würde,  wenn  es  geschähe, 
dieses  einen  dauernden  Erfolg  haben? 

Indem  wir  in  die  Erörterung  dieser  Hauptfrage  eintreten, 
möge  zunächst  die  Vorfrage  ihre  Beantwortung  finden :  kann  der 
Arbeiter,  wenn  er  im  Osten  Arbeit  annimmt,  ebenso  hohen  Lohn 
beanspruchen  wie ,  wenn  er  im  Westen  arbeitet  ?  Diese  Frage 
ist,  wenn  man  die  Preisdifferenz  der  Lebensmittel  und  landwirt- 
schaftlichen Produkte  im  Osten  und  Westen  in  Betracht  zieht, 
wohl  unbedingt  zu  verneinen.     Der  Landwirt   im  Osten  erhält  für 
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seine  Erzeugnisse  nicht  so  hohe  Preise  wie  der  Landwirt  des 
Westens  und  der  Arbeiter  im  Osten  braucht  für  seinen  Unterhalt 
nicht  so  viel  aufzuwenden,  wie  der  Arbeiter  des  Westens.  Was 
also  der  Arbeiter  im  Westen  mehr  verdient,  muss  er  auch,  wenn 
er  nicht  sehr  eingeschränkt,  d.  h.  schlechter  als  der  Arbeiter  im 
Osten,  leben  will.,  auch  wieder  mehr  für  unentbehrliche  Lebens- 
mittel verwenden. 

Etwas  anders  liegt  dieTrage,  ob  der  Grundbesitzer  im  Osten 
höhere  Arbeitslöhne  bezahlen  kann  als  bisher.  Allgemein  und 
theoretisch  betrachtet,  müsste  man  diese  Frage  bejahen  und  zwar 
aus  folgender  Erwägung. 

Ist  die  Behauptung  der  Grundbesitzer,  die  ich  auf  meinen 
Reisen  durch  östliche  Distrikte  von  vielen  derselben  selbst  ver- 
nommen habe,  richtig,  dass  ihnen  alljährlich,  weil  die  Erntearbeiter 
nicht  in  genügender  Zahl  zu  haben  gewesen,  Ve  bis  '/*  <ier  Ernte 
verloren  geht ,  so  sollte  man  doch  zu  dem  Schluss  gelangen 
müssen,  dass  der  Grundbesitzer,  um  solchen  grossen  Verlust  ab- 
zuwenden, das  grösste  eigene  wirtschaftliche  Interesse  hätte,  hö- 
heren Lohn  zu  zahlen ,  damit  solche  Verluste  an  der  Ernte  ihn 
nicht  treffen. 

Somit  will  es  doch  scheinen,  dass  bei  den  Grundbesitzern, 
sofern  ihre  Angaben  über  Ernteverluste  wirklich  richtig  sind,  keine 
genügende  wirtschaftliche  Einsicht  darüber  vorhanden  ist,  was 
besser  für  sie  ist:  entweder  höhere  Löhne  bezahlen  und  Ernte- 
verluste vermeiden  oder  die  Leute  durch  Zahlung  zu  niedriger 
Löhne  wegtreiben  und  sich  der  Gefahr  so  grosser  Verluste  aus- 
setzen. 

Praktisch  mag  ja  die  Sache  vielfach  anders  liegen.  Allein 
mir  sind  mehrere  Beispiele  aus  Schlesien  bekannt,  wo  neu  ein- 
ziehende Pächter  durchZahlung  höhererLöhne 
die  erforderlichen  Arbeitskräfte  an  sich  zogen, 
während  die  benachbarten  Grundbesitzer ,  die  sich  zu  gleicher 
Massnahme  nicht  entschliessen  konnten ,  Arbeitermangel  hatten. 
Jene  Pächter  ernteten  vollständig  ein,  diese  Landwirte  nicht.  Den 
Verlust  hatten  lediglich  diese  zu  beklagen. 

Mir  will  es  scheinen,  als  ob  diese  rein  ökonomischen  Erwä- 
gungen bei  Lösung  der  schwebenden  ländlichen  Arbeiterfrage 
nicht  genügend  gewürdigt  werden,  und  die  Landwirte  selbst  ihr 
vorwiegendes  Interesse  verkennen. 

Der  P^abrikant    handelt    anders.     Wenn    dieser  Aussicht  hat, 
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mehr  Fabrikate  los  zu  werden,  d.  h.,  um  den  Vergleich  herzu- 
stellen :  wenn  er  eine  bessere  Ernte  machen  zu  können  glaubt, 
so  vermehrt  er  seine  Produktion  und  zieht  durch  höhere  Löhne 
eine  grössere  Arbeiterzahl  an;  denn  nur  dadurch  kann  er  schnell 
Güter  erzeugen.  Ebenso  aber  sollte  auch  der  Landwirt  einsehen, 
dass  der  Verlust,  der  ihn  trifft,  wenn  er  ^/i  des  Ertrages  oder 
weniger  nicht  einernten  und  verwerten  kann ,  doch  weit  grösser 
ist,  als  die  höhere  Lohnquote  gewesen  sein  würde.  Im  schlimm- 
sten Falle  könnte  er,  wenn  ihm  das  bare  Geld  zur  Löhnung  nicht 
zur  Verfügung  steht,  die  Arbeiter  nach  der  Ernte  mit  Naturalien 
ablöhnen. 

Es  scheint  mir,  als  ob  die  Landwirte  hier  zu  engherzig  sind, 
und  am  unrichtigen  Orte  Ersparnisse  zu  machen  suchen.  Freilich 
fehlen  den  Landwirten,  die  das  ganze  Jahr  hindurch  Vorschüsse 
zu  machen  haben,  vielfach  die  laufenden  Mittel,  um  die  Löhne 
bezahlen  zu  können.  Zur  Beschaffung  dieser  Hessen  sich  aber 
durch  eine  Verbesserung  der  Organisation  des  Kredits  Mittel  und 
Wege  finden. 

Eine  andere  Schwierigkeit,  die  Arbeiter  zu  fesseln,  liegt  darin, 
dass  die  Landwirte  heute  nicht  mehr  in  der  Lage  sind,  den  Ar- 
beitern das  ganzejahr  hindurch  ausreichende  Be- 
schäftigung zu  bieten. 

Den  wesentlichsten  Grund  hierfür  haben  wir  in  der  ausge- 
dehnten Benutzung  der  Maschinen  zu  erblicken.  Die  Maschinen 
bedeuten  wesentlich  Arbeitsersparnis.  Vielfach  sind  die  Land- 
wirte gezwungen  gewesen ,  den  Maschinenbetrieb  auszudehnen, 
weil  die  nötigen  Arbeitskräfte  fehlten.  Wer  nun  einmal  die  Ma- 
schinen, beispielsweise  die  Dreschmaschine  hat,  der  will  sie  auch 
ausnutzen,  selbst  wenn  er  Drescher  genug  für  den  Winter  haben 
könnte. 

Auf  solche  Weise  haben  sich  die  Verhältnisse  bedeutend 
verschoben  und  für  beide  Teile  verschlimmert.  Der  Landwirt 
beendet  in  wenigen  Wochen  seinen  Drusch,  wozu  früher  der  ganze 
Winter  verwandt  wurde.  Ist  das  Getreide  ausgedroschen,  so  soll 
es  auch  verkauft  werden ,  und  oft  drängt  die  Not  zu  schnellem 
Verkauf.  Für  den  Arbeiter  bleibt  den  Winter  hindurch  nichts 
mehr  zu  thun  übrig.  Wie  kann  da  der  Landwirt  erwarten,  dass 
die  Arbeiter  sich  bis  auf  den  nächsten  Sommer  auf  das  Warten 
verlegen  ?  Kein  Mensch  kann  es  den  Arbeitern  verdenken,  wenn 
sie  angesichts  solcher  Verhältnisse  nach  dem  Wanderstabe  greifen 
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und  sich  anderwärts  Arbeit  suchen.  Hat  der  Arbeiter  diese  ge- 
funden, so  wird  es  ihm  doch  nicht  einfallen,  seine  sichere  Stellung 
zu  verlassen  und  dem  Gutsbesitzer  zu  liebe  zur  Zeit  der  Ernte 
auf  6  Wochen  zu  ihm  zu  kommen  ? 

Offenbar  haben  wir  es  hier  mit  einem  neuen  grossen  sozial- 
wirtschaftlichen Problem  zu  thun,  über  dessen  Tragweite  man  sich 
gründlich  Rechenschaft  abzugeben  hat.  Wie  ist  diesen  unerquick- 
lichen Verhältnissen  abzuhelfen?  Gewiss  mag  es  vielfach  im  In- 
teresse der  Gutsbesitzer  liegen ,  möglichst  bald  ihren  Erdrusch 
zur  Verfügung  auf  ihrem  Getreidespeicher  zu  haben.  Eins  aber 
wird  bei  dem  ausgedehnten  Maschinenbetrieb  doch  übersehen, 
nämlich  der  Umstand,  dass  die  zahllosen  Maschinen  doch  ein  sehr 
grosses  Betriebskapital  repräsentieren ,  welches  immermehr  an- 
wächst, dass  die  Maschinen  vielfach  auf  Borg  genommen  sind 
und  die  Schuldenlast  wesentlich  vermehren,  dass  die  Maschinen 
sehr  der  Abnutzung  unterliegen  und  verhältnismässig  doch  nur 
eine  ganz  kurze  Zeit  im  Jahre  im  Gebrauch  sind.  Diese  charak- 
teristische Eigenschaft  der  landwirtschaft liehen 
Maschinen,  welche  sie  so  wesentlich  von  den  in  der  Industrie 
benutzten  Maschinen  unterscheiden,  wird  nicht  genügend  beachtet, 
auf  ihr  aber  beruht  die  geringe  Rentabilität  der  landwirtschaftlichen 
Maschinen,  welche  sehr  ungünstig  einwirkt  auf  den  Reinertrag  aus 
dem  landwirtschaftlichen  Betriebe. 

Würden  die  Zinsen  dieser  Kapitalien  mit  den  entsprechenden 
Abnutzungswerten  und  Reparaturkosten  auf  die  Zahlung  von 
Arbeitskräften  verwendet,  so  würde  das  vielmals  und  bezüglich 
einzelner  Maschinen  namentlich  sehr  viel  klüger  sein. 

Die  zahlreichen  Maschinen  erfordern  auch  wieder  Unterkunfts- 
räume ,  kostspielige  Reparaturen  und  müssen  doch  auch  mit 
Menschen-  und  Pferdekräften  bedient  werden.  Nach  meinem 
Dafürhalten  geht  man  in  der  Anwendung  von  Maschinen  in  der 
Landwirtschaft  doch  viel  zu  weit.  Und  es  möchte  wohl  der 
Frage  einmal  näher  zu  treten  sein ,  ob  darin  nicht  eine  Grenze 
zu  ziehen  sei,  innerhalb  welcher  der  Gebrauch  der  Maschine  sich 
noch  als  rentabel  und  angebracht  erweist.  Man  vergleiche ,  um 
die  Bedeutung  dieser  Frage  zu  erkennen  ,  doch  einmal  das  Be- 
triebskapital eines  Gutspächters  von  heute  und  von  vor  drei 
Jahrzehnten. 

Wir  haben  es  hier  mit  einem  der  schwierigsten  wirtschaft- 
lichen Probleme  zu  thun,   nämlich  der  Arbeitsanhäufung  auf  einen 
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Teil  des  Jahres  und  dem  Arbeitsmangel  in  einem  anderen  Teil 
und  zwar  in  demjenigen  Teil,  wo  die  Bedürfnisse  der  Menschen 
in  unseren  Breitengraden  am  grossesten  sind.  Ohne  dringenden 
Grund  sollte  man  dieses  Missverhältnis  nicht  noch  zu  verschärfen 
suchen. 

Nicht  allein  in  der  Landwirtschaft  tritt  dieses  Missverhältnis 
uns  entgegen;  auch  in  mehreren  anderen  Arbeitsgebieten,  wie 
z.  B.  dem  Bauhandwerk ,  der  Holzbereitung ,  der  Schiffahrt  etc. 
Auf  diesen  Gebieten  hat  man  vielfach  sich  Rat  zu  schaffen  ge- 
wusst  und  hat  die  beschäftigungslosen  Bauhandwerker  etc.  im 
Winter  bezw.  im  Sommer  anderweit  verwandt.  Wie  aber  könnte 
man  die  ländlichen  Arbeiter  im  Winter  beschäftigen  ?  Man  schlägt 
vor,  die  Landwirte  sollten  Kulturen  ausführen.  Dazu  gehört  aber 
Kapital,  was  in  der  Regel  nicht  vorhanden  ist. 

Wohl  aber  Hesse  sich  ein  Ausgleich  herbeiführen  zwischen 
den  Fabrikarbeitern,  Bergarbeitern  etc.  einer-  und  den  ländlichen 
Arbeitern  andererseits,  indem  ein  Teil  der  Fabrikarbeiter  und 
Bergleute  im  Sommer  auf  dem  Lande  beschäftigt  würde  und  da- 
für im  Winter  ländliche  Arbeiter  in  Fabriken  und  Bergwerken. 

So  neu  dieser  Gedanke  vielen  erscheinen  mag ,  so  alt  sind 
die  Verhältnisse,  auf  die  sich  meine  Ansicht  über  die  Möglichkeit 
der  Ausführung  gründet.  Wenn  nämlich  thatsächlich  Bauhand- 
werker im  Winter  in  grossen  Schlachthäusern  lohnende  Beschäf- 
tigung finden,  wenn  Holzhauer  im  Sommer  ländliche  Arbeit  ver- 
richten, wenn  viele  Arbeiter,  die  im  Winter  sehr  unterschiedliche 
Beschäftigung  in  der  Stadt  haben,  im  Sommer  in  die  Gärtnereien 
gehen ,  warum  sollte  ein  solches  System  des  Ausgleichs  nicht 
einer  weiteren  Ausdehnung  fähig  sein  ? 

Ich  glaube  nicht,  dass  jemand  einen  Einwand  gegen  diesen 
Gedanken  zu  erheben  vermag,  da  es  doch  vom  sozialen,  gesund- 
heitlichen und  wirtschaftlichen  Gesichtspunkt  aus  sehr  erwünscht 
sein  möchte ,  wenn  recht  viele  Fabrikarbeiter ,  die  den  ganzen 
Winter  hindurch  in  dumpfigen  Fabrikräumen  zugebracht ,  einige 
Monate  ländliche  Arbeit  aufsuchten,  um  frische  Luft  zu  geniessen 
und  ihre  Lebenskräfte  zu  stärken. 

Wäre  es  nicht  ausführbar,  dass  im  Sommer  der  Bergwerk- 
betrieb eingeschränkt,  die  überflüssigen  Bergleute  Arbeit  auf  dem 
Lande  verrichteten  und  dafür  im  Winter  disponible  ländliche  Ar- 
beiter in  Bergwerken  beschäftigt  würden  ? 

Man  wende  mir  nicht  ein  :    Ja    das  geht  doch  aus  dem  ein- 
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fachen  Grunde  nicht,  weil  der  Bergarbeiter  die  ländliche  Arbeit 
nicht  versteht  und  der  ländliche  Arbeiter  wieder  nicht  die  Arbeit 
des  Bergmannes. 

Heute  gerade  klagt  man  überall  darüber,  dass  die  Betriebe 
der  Neuzeit  die  Arbeiter  zur  Einseitigkeit  erzögen.  Hier  bietet 
sich  ein  Ausweg ,  dieser  Richtung  entgegenzuarbeiten.  Und  ich 
glaube  von  den  Arbeitern  selbst  würde  eine  solche  Abwechselung 
in  ihrer  Thätigkeit  hoch  willkommen  geheissen  werden.  Ja  in 
der  fortgeschrittenen  Landwirtschaft  finden  wir  ja  selbst  schon 
solche  Ansätze  eines  Ausgleichs  der  Arbeitsgelegenheit,  nämlich 
da,  wo  Zuckerrüben-  und  Kartoffelbau  getrieben  wird. 

Ist  die  Rübenernte  beendet,  so  dampfen  die  Schornsteine 
der  Zuckerfabriken.  Und  sind  die  Kartoffeln  eingebracht,  dann 
wird  Branntwein  gebrannt. 

Mir  erscheint  es  auch  gar  nicht  so  unausführbar,  dass  man 
durch  anderweite  Einrichtungen  des  landwirtschaftlichen  Betriebes 
es  dahin  bringen  könnte ,  eine  gleichmässigere  Verteilung  der 
Arbeitsgelegenheit  für  das  ganze  Jahr  herbeizuführen.  Beim 
Rübenbau  und  Kartofifelbau  ist  das  schon  zu  einem  Teile  gelungen. 

Es  giebt  aber  auch  einzelne  Landwirte,  die,  veranlasst  durch 
den  Umstand,  dass  die  im  Sommer  gehaltenen  Arbeitskräfte  unter 
den  veränderten  Verhältnissen  im  Winter  feiern  mussten,  also 
dann  billig  zu  haben  sind ,  selbst  Fabrikationszweige  eingeführt 
haben,  um  die  Arbeitskräfte  dauernd  zu  beschäftigen.  Und  um- 
gekehrt wieder,  dass  Fabrikanten  sich  in  der  Nähe  ihrer  Fabriken 
eine  Landwirtschaft  anlegen,  um  bei  eintretender  Arbeitsstockung 
sofort  die  Leute  auf  dem  Lande  intensiv  beschäftigen  zu  können. 
Ein  sehr  nachahmenswertes  Beispiel  bilden  z.  B.  die  Betriebe  der 
Gebrüder  Röders  in  Soltau,  welche  überhaupt  noch  in  anderer 
Richtung  von  hohem  volkswirtschaftlichem  Interesse  sind. 

Diesen  Gedanken,  von  dem  man  mir  sagen  wird ,  dass  er 
etwas  sonderbar  —  weil  neu  —  erscheint,  weiter  auszubauen, 
möchte  wohl  von  unseren  Landwirten  erwogen  werden.  Auf 
diesem  Wege  würden  wir  nach  und  nach  zu  idealeren  Verhält- 
nissen gelangen,  es  würde  sich  auch  nach  und  nach  im  Osten 
eine  Industrie  sesshaft  machen,  und  würden  die  vorhandenen 
Kräfte  besser  ausgenutzt  werden  können. 

Den  Arbeitermangel  in  den  östlichen  Provinzen  führt  man 
nun  namentlich  auch  darauf  zurück,  dass  den  Arbeitern  in  ihrer 
Heimat  sich  keine  Gelegenheit   biete ,    wirtschaftlich    vorwärts   zu 
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kommen,  sich  einen  Grundbesitz  zu  erwerben  und  selbständiger 
zu  werden.  Die  Grundbesitzer  entschlössen  sich  nicht,  einen  ge- 
ringen Teil  von  ihrem  grossen  Grundbesitz  abzuzweigen  und  kleine 
Wirtschaften  zu  begründen,  die  der  Arbeiter  nach  und  nach  er- 
werben und  sich  dadurch  wirtschaftlich  und  sozial  freier  machen 
könnte. 

Der  Gedanke ,  dem  Arbeiter  einen  kleinen  Grund- 
besitz zu  überlassen,  ihn  zum  Eigentümer  einer  »Scholle  Erde«, 
wie  man  sagt,  zu  machen,  ist  ja  an  sich,  theoretisch  betrachtet, 
recht  schön.  Aber  in  der  Ausführung  zeigen  sich  doch  recht  grosse 
Schwierigkeiten,  und  das ,  was  man  erreichen  will :  den  Grund- 
besitzern die  nötige  Zahl  von  Arbeitskräften  zu  sichern,  wird  viel- 
fach nicht  erreicht,,  vielmehr  das  gerade  Gegenteil. 

Man  sagt  nämlich,  und  gewisse  Erfahrungen  bestätigen  das : 
Machen  wir  die  Arbeiter  zu  kleinen  Eigentümern,  stellen  wir  sie 
wirtschaftlich  sicher  und  unabhängig,  so  werden  sie  erst  recht 
nicht  bleiben ;  die  älteren  Leute  vielleicht  wohl,  aber  die  jüngeren 
werden  im  Sommer  noch  viel  mehr  nach  dem  Westen  gehen  und 
im  Winter  von  dem  leben,  was  von  dem  kleinen  eigenen  Besitz- 
tum im  Sommer  eingeerntet  ist.  So  liegt  die  Sache  vielfach  mit 
den  Arbeitern,  die  in  die  Zuckerrübengegend  gehen.  Dieser  Ein- 
wand scheint  sehr  berechtigt  und  ich  könnte  auch  nur  dann 
dazu  raten,  den  Arbeiter  zum  kleinen  Haus-  und  Grundbesitzer 
zu  machen,  wenn  man  den  Besitzern  solcher  Stellen  die  dauernde 
Verpflichtung  auferlegte,  eine  gewisse  Zahl 
von  Arbeitskräften  für  das  ganze  Jahr  oder  für 
bestimmte  Zeiten  zu  stellen. 

Ich  weiss  nun  sehr  wohl,  dass  man  einem  solchen  Stand- 
punkte mit  dem  Einwände  begegnet :  Ja  das  wäre  doch  aber  eine 
reine  Sklaverei,  wie  kann  man  denn  den  Arbeiter  in  solche  skla- 
vische Abhängigkeit  vom  Grundbesitzer  bringen ;  dann  ist  ja  das 
Eigentum  an  seinem  Besitz  nur  ein  nominelles. 

Mir  aber  scheint  ein  solcher  Einwand  zwar  wohlwollend,  aber 
diejenigen,  welche  ihn  erheben,  habe  ich  im  Verdacht,  dass  sie 
der  Meinung  sind,  nur  ein  Arbeiter  dürfe  und  müsse  vollständig 
ein  freier  Mann  sein  und  thun  können ,  was  er  wolle ;  die  Ge- 
sellschaft müsste  ihm  zu  liebe  alles  thun,  ihn  aber  von  jeder  Ver- 
pflichtung gegen  die  Gesellschaft  befreien. 

Ich  frage :  Ist  denn  der  Grundbesitzer  ein  so  ganz  freier 
Mann  und  ist  er  wirklich  unumschränkter  Besitzer  seines  Gutes  ? 
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In  den  allermeisten  Fällen  sind  unsere  grossen  Güter  aus  irgend 
welchen  Gründen,  die  hier  der  Erörterung  nicht  unterliegen  sollen, 
sehr  hoch  verschuldet.  Und  diese  Verschuldung  hat  die  Gross- 
grundbesitzer in  grössere  oder  geringere  Abhängigkeit  gebracht 
von  den  Kapitalisten  dergestalt,  dass,  wenn  sie  mit  der  Zahlung 
ihrer  Zinsen  im  Rückstand  bleiben,  der  Gläubiger  das  Recht  hat, 
ihren  Grundbesitz  zur  Subhastation  zu  bringen  und  sie  von  ihrem 
Eigentum  zu  treiben. 

Will  der  Arbeiter  etwa  den  Anspruch  erheben,  unabhängiger 
gegenüber  dem  Grossgrundbesitzer  dazustehen  ?  Wer  das  Ver- 
langen stellt,  dass  der  Grossgrundbesitzer  Ländereien  abtritt,  um 
sie  den  Arbeitern  gegen  massige  Entschädigung  zum  Eigentum 
zu  überlassen,  der  muss  auch  der  Bedingung  zustimmen,  dass  der 
Besitzer  so  erworbenen  Eigentums  sich  bewusst  bleibt,  warum 
und  auf  welche  Weise  er  dieses  Eigentum  besitzt. 

Will  der  kleine  Grundbesitzer  solche  übernommenen,  an  seinem 
Eigentum  haftenden  Verpflichtungen  nicht  mehr  erfüllen,  so  muss 
er  sich  gefallen  lassen ,  dass  der  Grossgrundbesitzer  einen  an- 
deren Eigentümer  heranzieht ,  gerade  so  wie  es  der  Gläubiger 
dem  Grossgrundbesitzer  gegenüber  thut,  wenn  er  die  Zinsen  nicht 
bezahlen  kann  und  will.  Dann  bringt  er  das  Gut  zur  Subhasta- 
tion ,  wobei  sich  ein  Käufer  findet ,  der  die  Zinsen  zu  bezahlen 
bereit  ist. 

Die  Sache  ist  wirklich  so  schlimm  nicht,  wenn  man  sie  vom 
Standpunkte  des  wirtschaftlichen  Interesses  aus  betrachtet.  Wie 
es  nämlich  im  Interesse  des  Gläubigers  liegt,  mit  seinem  Schuldner 
Geduld  zu  haben,  und  ihn  nicht  allzusehr  zu  drängen,  so  liegt  es 
auch  im  Interesse  des  Grossgrundbesitzers,  dass  er  nicht  bei  erster 
bester  Gelegenheit  einen  braven  Mann  aus  seinem  wohlerworbenen 
Eigentum  zu  drängen  sucht.  Beider  Interessen  gehen  Hand  in 
Hand. 

Selbst  mit  Uebernahme  einer  derartigen  Verpflichtung  würde 
für  die  sesshaft  gewordenen  Arbeiter  sehr  viel  gewonnen  sein 
und  auch  für  die  allgemeine  Volkswirtschaft.  Denn  das  steht 
zunächst  fest,  dass  die  5  bis  10  Morgen  Land,  die  der  Arbeiter 
als  sein  Eigentum  in  Bewirtschaftung  nimmt,  nach  wenigen  Jahren 
das  doppelte  des  bisherigen  Ertrages  liefern  würden.  Und  trotz 
seiner  Abhängigkeit  und  seiner  Verpflichtung  wurde  ein  wirt- 
schaftlicher Arbeiter  doch  in  der  Lage  sein,  seine  ökonomischen 
Verhältnisse  wesentlich  zu  verbessern.      Hat  er  sich  dann  einiges 
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erspart  und  will  er  im  Sinne  der  sozialdemokratischen  Anschau- 
ungen ein  freier  Mann  werden ,  sich  »seiner  Ketten«  entledigen, 
so  bleibt  es  ihm  unbenommen,  aus  der  Sklaverei  weg  zu  ziehen 
und  sein  Besitztum  einem  andern  zu  überlassen.  Denn  daran 
muss  bei  solchen  Anwesen  unbedingt  festgehalten  werden:  wer 
es  übernimmt,  muss  dem  nächstgelegenen  Gute  eine  bestimmte 
Zahl  von  Arbeitskräften  zur  Verfügung  stellen. 

Das  ist  eine  soziale  Ordnung,  die  unbedingt 
eingehalten  werden  muss. 

Das  ist  doch  auch  anderwärts  und  namentlich  im  Beamten- 
leben so.  Wer  eine  vom  Staate  überkommene  Dienstwohnung 
inne  hat,  beispielsweise  ein  Portier,  der  muss  auch  den  Portier- 
dienst leisten  und  wer  im  Chausseehause  sitzt ,  muss  auch  den 
Zoll  erheben. 

Bei  meinen  Ausführungen  habe  ich  mich  bemüht,  mich  mög- 
lichst an  die  realen  Verhältnisse  zu  halten  und  von  diesem  Grunde 
aus  meine  Ansichten  über  die  ländliche  Arbeiterfrage  und  ihre 
mögliche  Lösung  zu  entwickeln. 

Es  ist  über  diese  Frage  schon  so  viel  geschrieben,  dass  der- 
jenige, welcher  die  ganze  Litteratur  sowie  die  Verhandlungen 
der  Landtage  und  anderer  Körperschaften  durcharbeiten  wollte, 
dazu  geraumer  Zeit  bedürfen  würde.  Trotz  der  vielen  Verhand- 
lungen über  diese  hochwichtige  sozial-  und  wirtschaftspolitische 
Frage  aber  hört  man  immer  weiter  die  Klagelieder  der  Landwirte 
über  Mangel  an  Arbeitskräften.  Und  ich  muss  gestehen:  ich  habe 
nur  vereinzelt  wahrgenommen,  dass  die  Herren  Grossgrundbesitzer 
wesentliche  Anstrengungen  gemacht  hätten,  den  von  so  vielen 
Seiten  ihnen  gemachten  Vorschlägen  nun  auch  Folge  zu  geben. 
Angesichts  dessen  habe  ich  kein  rechtes  Vertrauen  gewinnen 
können ,  dass  die  geführten  Klagen  wirklich  so  berechtigt  sind. 
»Der  Worte  sind  genug  gewechselt, 
Lasst  mich  auch  endlich  Thaten  sehen!« 

Die  vorstehenden  Ausführungen  gründen  sich  auf  die  klar 
zutage  liegenden  thatsächlichen  Verhältnisse.  Die  in  den  Kreis 
der  Erörterungen  gezogenen  Thatsachen  lassen  sich  zunächst 
nicht  aus  der  Welt  schaffen.  Wir  müssen  suchen,  uns  denselben 
anzubequemen. 

Von  Aussen  kann  die  Hilfe  nicht  kommen.  Man  kann  wohl 
polnische  Arbeiter  wieder   über  die  Grenze    lassen,    damit    kann 
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etwas  geholfen  werden,  aber  das  meiste  muss  von  anderer  Seite 
und  durch  andere  Mittel  geschehen. 

Die  wahre  Hilfe  muss  von  den  Beteiligten  selbst  durch 
bessere  und  ernstere  Einsicht  über  ihre  gegen- 
seitigen Interessen  kommen.  Landwirtschaft  und  In- 
dustrie, ländliche  Arbeiter  und  Fabrikarbeiter,  Landwirt  und 
ländlicher  Arbeiter  müssen  gegenseitig  mehr  ineinandergreifen  und 
die  unvermeidlichen  Gegensätze,  die  sich  durch  den  Zwang  der 
Verhältnisse  gebildet,  auf  andere  Weise  wieder  auszugleichen  suchen. 

Wenn  der  Grundbesitzer  nur  einseitig  seinen  nächsten  Vor- 
teil im  Auge  hat  und  zu  geringen  Lohn  zahlt,  wo  er  mehr  zahlen 
könnte,  wenn  er  dem  Arbeiter  nicht  gönnen  will,  dass  er  sich 
ein  bescheidenes  gesichertes  Eigentum  erwirbt,  und  wenn  anderer- 
seits der  Arbeiter  in  unmotivierter  Weise  höheren  Lohn  fordert 
und  seine  Arbeitskraft  in  der  Fremde  verwertet,  wenn  er  sich 
bei  dem  Entgegenkommen  einsichtiger  Grundbesitzer,  die  ihm 
ein  Eigentum  abtreten  wollen,  nicht  darein  fügen  will,  mit  der 
Eigentumsübertragung  auch  zugleich  die  Verpflichtung  zu  über- 
nehmen, dauernd  seine  Kraft  seinem  Wohlthäter  und  Berater  zur 
Verfügung  zu  stellen,  so  kann  nie  und  nimmer  eine  so  schwierige 
Frage  der  Lösung  entgegengeführt  werden. 

Dem  ländlichen  Arbeiter  soll  nicht  verboten  werden ,  seine 
Heimat  zu  verlassen  und  anderwärts  sein  Fortkommen  zu  suchen, 
aber  wie  der  Grossgrundbesitzer  an  seinen  Besitz  gefesselt  ist 
und  er  nicht  willkürlich  heute  Grossgrundbesitzer,  morgen  Bankier 
und  übermorgen  Rheder  sein  kann ,  so  soll  auch  der  ländliche 
Arbeiter  zur  Einsicht  kommen,  dass  ein  Zustand  unmöglich  ist, 
der  ihn  fortgesetzt  von  einem  Orte  zum  andern  treibt. 

Das  gegenseitige  gemeinsame  wirtschaft- 
lichelnteresse  soll  beide,  denLandwirt  wie  den 
ländlichen  Arbeiter  in  neuzeitlich -freier  Form 
an  die  Scholle  binden. 


ÜBER  DAS  WESEN  UND  DIE  GRUNDLAGEN 
DER  EISENBAHN-GÜTERTARIFE 

SOWIE 

DEREN  AUFGABE  UND  STELLUNG  IN  DER 

STAATSWIRTSCHAFT. 

VON 
FRHR.  V.  WEICHS. 


Spricht  man  das  Wort  »Gütertarif«  aus,  so  überkommt  die 
meisten  Menschen  ein  geHndes  Grauen.  Man  erinnert  sich ,  für 
erhaltene  Sendungen  immer  mehr  gezahlt  zu  haben,  als  man  er- 
wartet hatte,  und  auch  daran,  wie  man  sich  jedesmal  vergeblich 
bemühte ,  die  Hieroglyphen  auf  den  Begleitdokumenten  zu  ent- 
rätseln. Daran  knüpft  sich  weiter  die  Erinnerung  an  rauch- 
geschwärzte und  schlecht  ventilierte  Eisenbahn-  und  Speditions- 
bureaux  mit  ihrem  spezifischen  der  Tinte ,  schlechtem  Tabak, 
und  vergilbtem  Papier  entstammenden  Dufte.  Mit  diesem 
Bilde  schliesst  das  Kapitel  »Gütertarife«  für  die  grosse  Mehrheit 
vollkommen  ab.  Man  begnügt  sich  mit  der  Erklärung,  Güter- 
tarife seien  dasjenige ,  was  den  Eisenbahnen  für  die  Transport- 
leistung zu  zahlen  sei ;  im  übrigen  hält  man  die  Gütertarife,  und  zwar 
insbesondere  jene  der  Privatbahnen,  für  »volkswirtschaftlich« 
nachteilig  —  soviel  ist  nämlich  aus  den  bezüglichen  Erörterungen 
der  Litteratur  in  das  allgemeine  Bewusstsein  gedrungen  —  und 
verlangt  eine  Aenderung  in  »g  e  m  e  i  n  w  i  r  t  s  c  h  af  t  li  c  h  e  mv< 
Sinne,  worunter  »möglichst  wenig  zahlen«  verstanden  wird.  Durch 
die  nüchternen,  dürren  Formen  hindurch  in  die  Mysterien  dieses 
Wissens  mit  seinen  thatsächlich  noch  etwas  verworrenen  Fäden 
einzudringen,  scheut  man  sich  jedoch;  denn  nach  einem  einma- 
ligen Versuche,  sich  Rat  und  Aufklärung  in  Fachschriften  zu 
holen,    findet    man    sich    von  den  zumeist  polemischen  Abhand- 
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lungen  und  den  sich  häufig  widersprechenden  Theorien  unbelehrt 
und  von  der  in  der  Regel  einseitigen  Behandlung  des  Gegen- 
standes abgestossen.  Aber  immerhin  kann  behauptet  werden, 
dass  die  Frage  sich  aus  ihrer  Isoliertheit  langsam  herauslöst,  und 
zwar  in  dem  Masse ,  als  das  Netz  der  Verkehrsmittel  sich  ver- 
dichtet und  deren  Wirkungen  in  die  kleinen  und  kleinsten  Kreise 
einzelnerwirtschaften  tiefer  einschneiden,  ferner  auch  in  dem  Masse, 
als  der  Staat  die  Führung  des  Betriebes  und  die  Verwaltung 
der  Eisenbahnen  seinen  Hoheitsrechten  einzuverleiben  beginnt. 
Insbesondere  das  letztere  Moment  bildet  vorwiegend  den  Anlass, 
dass  die  Frage  des  Tarifwesens  der  Eisenbahnen ,  dessen  Be- 
deutung für  die  Wirtschaft  und  Stellung  im  staatlichen  Or- 
ganismus an  Breite  gewinnt ,  sich  vorzudrängen  sucht  in  die 
Reihe  jener  anderen  Fragen  ,  deren  Wichtigkeit  sich  dadurch 
erweist ,  dass  sie  sich  nicht  absetzen  lassen ,  bevor  sie  eine  im 
grossen  und  ganzen  befriedigende  Lösung  erfahren  haben.  Es 
ist  dies  ebenso  natürlich  als  gerechtfertigt.  Solange  die  Eisen- 
bahnen Privatbesitz  sind ,  ist  man  ihren  Tarifen  gegenüber  auf 
meist  unfruchtbare  Proteste  und  Beschwerden  beschränkt,  die 
schliesslich  in  jener  stereotypen  Klage  und  Anklage  sich  verlieren, 
welche  ähnlich  überall  dort,  und  zwar  von  solchen,  die  nicht  eben 
Nutzniesser  sind ,  erhoben  wird ,  wo  einzelne  auf  Kosten  vieler 
Vorteile  erringen  :  »Die  Privatbahnen  schädigen  durch  ihre  Tarif- 
wirtschaft (worunter  man  übrigens  immer  Tarifmisswirtschaft 
meint)  die  Interessen  der  »»Allgemeinheit««.  Mit  Eintritt  und  Fort- 
schreiten der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  beginnt  das  In- 
teresse an  der  Sache  zu  steigen.  Es  nimmt  so  zu  sagen  jeder 
einzelne  teil  am  Besitzergreifen,  und  wenn  er  sich  auch  zunächst 
darüber  klar  ist,  dass  ihm  unmittelbar  ein  Einfiuss  und  eine  Mit- 
wirkung auf  die  Neugestaltung  weder  zusteht,  noch  dieselbe  von 
ihm  gefordert  wird,  so  gewährt  ihm  doch  das  Bewusstsein  eine 
Befriedigung  und  gewissermassen  einen  Ersatz,  dass  die  Austra 
gung  und  Regelung  der  Sache  nun  in  die  Hände  jenes  Körpers 
gelegt  ist,  als  dessen  Teil  er  selbst  sich  fühlt,  in  jene  Hände, 
bei  denen  er  Schutz ,  Schirm  und  Gerechtigkeit  zu  suchen  und 
zu  finden  gewohnt  ist ,  und  für  deren  formende  Thätigkeit  die 
Wahrung  seiner  eigenen  Interessen  vuul  Rechte  einen  bestimmen- 
den Faktor  bildet.  Es  wird  durch  die  Verstaatlichung  der  Eisen- 
bahnen zweifellos  eine  Lücke  ausgefüllt  und  ein  Glied ,  dessen 
Fehlen    man    längst     empfunden    hat  ,     in     tue     Kcltc    eingefügt. 


44  Frhr.  v.    Weichs: 

Es  wird  jener  höheren  ,  der  höchsten  Einheit  des  gesellschaft- 
Hchen  Körpers ,  dem  Staate,  ein  Organ  einverleibt,  das  seinem 
Wesen  nach  von  jeher  zu  ihm  gehört  hat  und  unerlässlich  scheint, 
um  eine  harmonische,  fortschreitende  und  kraftvolle  Lebensthätig- 
keit  und  Entwicklung  des  Ganzen  zu  ermöglichen  und  zu  sichern. 
Und  damit  tritt  das  Tarifwesen  der  modernen  Verkehrsmittel 
thatsächlich  ebenbürtig  ein  in  die  Reihe  jener  Fragen,  welche  die 
Grundlagen  jeder  staatlichen  Existenz  betreffen  und  von  deren 
Lösungs-Art  und  Weise  das  Mass  des  Gedeihens  und  des  Wohl- 
standes eines  Staates  abhängt.  Es  sind  dies  jene  Fragen,  weiche 
die  wichtigsten  Faktoren  bei  dem  staatlichen  Entwicklungs-  und 
Entfaltungsprozesse  bilden,  der  nach  einem  für  jeden  Organismus 
bestehenden  besonderen  Gesetze  vor  sich  geht,  das  in  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  wurzelt  und  in  diesen  auch  seine  Grenzen 
findet. 

Es  hat  darum  auch  das  Tarifwesen  der  Transportanstalten 
als  selbständige  Disziplin  den  Gegenstand  vertiefter  Studien  zu 
bilden,  welche  zur  Erforschung  und  Klarlegung  seines  Zusammen- 
hanges mit  anderen  Erscheinungen  des  wirtschaftlichen  und  so- 
zialen Lebens  führen  müssen.  —  Dann  wird  auch,  was  bei  jenen 
anderen  Fragen  zum  Teile  schon  eingetreten  ist,  das  Tarifwesen 
aufhören  zu  den  Imponderabilien  für  die  Allgemeinheit  zu  ge- 
hören ,  und  seine  Kenntnis  sowie  die  Erkenntnis  seines  Wesens 
und  seiner  Aufgaben  werden  ein  geistiges  Gemeingut  bilden.  Dies 
ist  notwendig ,  wichtig  und  nützlich.  Denn  jede  Einrichtung, 
welche  dazu  dient,  den  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Or- 
ganismus zu  regeln,  und  die  eine  Folge  und  zugleich  Voraussetzung 
der  Lebensthätigkeit  desselben  bildet,  wird  nur  dann  zweckent- 
sprechend, sicher  und  wirkungsvoll  funktionieren  und  sich  den 
wechselnden  Bedürfnissen  stets  anschmiegen,  wenn  sie  vom  allge- 
meinen Verständnisse  getragen  und  durch  dieses  Verständnis  jeder 
einzelne  gewissermassen    zum    bewussten  Mitarbeiter  daran  wird. 

Vielleicht  empfängt  derjenige,  welcher  der  Sache  mehr  oder 
weniger  fremd  und  achtlos  gegenübergestanden  ist,  aus  dieser 
Darstellung  den  Eindruck,  als  würde  dem  Gegenstande  eine  zu 
grosse  Bedeutung  beigemessen.  Im  Leben  der  Staaten  und  Völker 
gibt  es  aber  nichts  Unwichtiges  und  Bedeutungsloses,  und  wenn 
speziell  dieser  scheinbar  spröde  und  trockene  Stoff  bisher  weniger 
in  den  Vordergrund  getreten  ist  als  andere  Dinge,  die  zwar  dem 
allgemeinen  Verständnisse  zugänglicher  waren,  aber  durchaus  nicht 
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immer  den  allgemeinen  Interessen  näher  lagen,  so  ruht  die  Ur- 
sache hiefür  darin,  dass  dieser  Stofif  unter  der  Herrschaft  privat- 
wirtschaftlicher Verwaltung  der  Verkehrsmittel  ganz  ausserhalb 
des  Machtgebietes  der  Majestät  des  Gemeinwohles  lag  und  erst 
Schritt  um  Schritt  für  dasselbe  erworben  wurde.  Dieser  Umstand 
hatte  denn  auch  weiter  zur  Folge,  dass  die  Behandlung,  die  dieser 
Stofif  selbst  von  berufensten  Seiten  erfuhr ,  fast  durchweg  einen 
polemischen  Charakter  trug,  wobei  man  unwillkürlich  dazu  ge- 
langen musste ,  ihn  in  seinen  äussersten  Gegensätzen  und  losge- 
trennt aus  dem  Gesamtgefüge  zu  betrachten  und  darzustellen. 
Damit  diente  man  zwar  einem  bestimmten  Zwecke,  begieng  jedoch 
einen  grundsätzlichen  Fehler  und  entrückte  den  Gegenstand  erst 
recht  dem  Gemeinverständnisse,  das  wie  der  Blick  eines  Kindes 
nur  immer  für  das  Ganze,  Fertige,  Volle  offen  ist  und  nur  dieses 
zu  umfassen  und  zu  ergreifen  vermag. 

Damit  soll  keineswegs  gesagt  sein,  dass  man  dem  Verkehrs- 
wesen im  allgemeinen  nicht  hinreichende  Beachtung  seitens  der 
Wissenschaft  schenkte.  Die  umfangreiche  Litteratur,  die  darüber 
besteht ,  und  der  breite  Raum ,  den  die  Behandlung  des  Gegen- 
standes in  den  Werken  einiger  der  neueren  Volkswirtschafts- 
Lehrer  und  Nationalökonomen  einnimmt,  kennzeichnet  im  Gegen- 
teile zur  Genüge  die  Bedeutung,  die  man  demselben  beimisst. 
Aber  jeder,  der  diese  Litteratur  kennt,  wird  zugeben  müssen, 
dass  speziell  das  Tarifwesen  und  die  wirtschaftliche  Seite  des 
Eisenbahnwesens  dabei  zu  kurz  kamen,  indem  nur  ein  verschwinden- 
der Bruchteil  der  gesamten  Fachlitteratur  sich  mit  diesem  Gegen- 
stände beschäftigt  und  die  polemische  Natur  der  Behandlung  des- 
selben sich  auch  dort  nicht  ganz  verwischen  lässt ,  wo  man 
ersichtlich  bemüht  ist,  die  Sache  ohne  Voreingenommenheit,  an 
sich,  im  Zusammenhange  und  Rahmen  des  Ganzen  zu  behandeln. 
Immer  bildet  dabei  doch  das  Gewordene,  Vorhandene,  d.  i.  das 
»p  r  i  v  a  t  w  ir  t  s  c  h  a  f  1 1  i  ch  e  System«^),  womit  man  das 
Privatbahn-Systcm  kurzweg  bezeichnete,  den  eigentlichen  An- 
knüpfungs-  und  Ausgangspunkt  für  die  Erörterung  der  Frage,  und 
auf  die  kritische  Untersuchung  und  Beurteilung,  d.  h.  gewöhn- 
lich  Verurteilung,    dieses    Systems    folgt    dann     die    Gegenüber- 


i)  »Privatwirtschaftlich«  • —  niclit  im  Sinne  der  Forderung  schlechthin  nicht  öf- 
fentlichen Betriebes  der  Eisenbahnen,  sondern  im  Sinne,  dass  auch  der  Staat 
im  Bahnbetrieb  wirtschaftlich  handle,  für  sich  finanziell  und  für  die  Gesamtheit 
der  anderen  Wirtschaften  (staatswirtschaftlich).     Anm.  der  Red. 
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Stellung  des  gegensätzlichen,  missbräuchlich  sogenannten  »gemein- 
wirtschaftlichen«, früher  sogenannten  »volkswirtschaftlichen«  Tarif- 
Systems^),  dessen  Zeichnung  in  breiten  Strichen  geradezu  mit 
Behagen  und  phantasievoll  gegeben  wird ,  weil  man  gewöhnlich 
für  das,  was  man  wünscht  und  als  das  »Seinsollende«  zu  erkennen 
meint,  sich  keine  Grenzen  zieht.  Diese  Grenzen  zieht  dann  das 
reale  Leben. 

Die  Einführung  des  Begriffes  »gemeinwirtschaftliches«,  bezw. 
»volkswirtschaftliches«  System  in  diese  Frage  war  grundlegend, 
und  richtungsbestimmend  für  alle  weitere  Schlussfolgerung.  Dieses 
»gemeinwirtschaftliche«  System  bildet  den  obersten  Punkt  einer 
schiefen  Ebene,  von  der  immer  tiefer  sich  ausfahrende  Wege 
herabführen,  die  mitunter  auch  zu  Irrtümern  geführt  haben,  ja  viel- 
fach zu  falschen  Schlüssen  führen  mussten ,  weil  die  Annahme 
der  »Gemeinwirtschaft«  als  Grundlage  des  Tarifwesens  auf  eine 
irrige  Voraussetzung  zurückzuleiten  ist;  denn  es  ist  eine  Fiktion, 
wenn  in  der  Sinnenwelt  Vorhandenes  mit  bloss  Gedachtem  in 
einen  Gegensatz  gebracht  wird.  Durch  Einführung  des  Begriffes 
abstrakt  »volkswirtschaftlicher«  Betriebsführung  in  das  Tarifwesen 
gieng  überhaupt  jede  bestimmte  Grundlage  für  dasselbe  verloren. 
Eintretende  Mindereinnahmen ,  wenn  auch  nicht  durch  eine  an- 
geblich im  »gemeinwirtschaftlichen  Interesse«  erfolgte  Tarifmass- 
nahme,  sondern  vielleicht  durch  eine  ganz  andere,  aber  dann  sehr 
schwer  zu  erkennende  Ursache  herbeigeführt,  müssen  nun  notwen- 
digerweise etwas  Schreckhaftes  an  sich  haben  und  nicht  unberechtigte 
Zweifel  und  Befürchtungen  wachrufen,  ob  diese  effektiven,  in  Gulden 
und  Kreuzer  sich  ausdrückenden  Nachteile  denn  wirklich  durch  so  be- 
deutende »gemeinwirtschaftliche«  Vorteile  aufgewogen  werden,  Vor- 
teile, die  man  nicht  sieht,  nicht  hört,  an  die  zu  glauben  man  sich  aber 
andererseits  doch  für  verpflichtet  hält.  Thatsächlich  liegt,  wenn 
auch  unausgesprochen  oder  vielleicht  sogar  geleugnet,  doch  aus- 
nahmslos jeder  Tarifmassnahme  die  Absicht  und 
das  Streben  unterst  zugrunde,  mit  derselben 
finanziell  günstige  Ergebnisse  zu  erzielen;  man 
hat  also  den  Boden  der  Erwerbsgesellschaft,  mit  dem    derselben 

i)  In  der  Eisenbahnfachlitteratur  findet  thatsächlich  eine  Verwechslung  der  beiden 
Begriffe  »Gemeinwirtschaft«  und  »Volkswirtschaft«  statt,  bezw.  wird  letzterer  durch 
ersteren  substituiert  und  unter  »Gemeinwirtschaft«  nicht  so  sehr  »öffentliche  Individual- 
wirtschaft«  als  vielmehr  wesenlose  »Volkswirtschaft«  verstanden.  Gegen  dieses  miss- 
bräuchlich »gemeinwirtschaftlich«  genannte  System  wird  in  nachstehenden  Zeilen 
Stellung  genommen.     Der  Verf. 
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immanenten  egoistischen  Gewinnstreben  ')  thatsächlich  noch  nicht 
verlassen.  Andererseits  aber  sieht  man  sich  veranlasst  oder 
auch  gezwungen ,  zeitgemässen  Strömungen  und  modernen  An- 
schauungen wenigstens  in  gewissem  Grade  Rechnung  zu  tragen, 
und  so  sprengt  man  in  das  sog.  »privatwirtschaftliche  System« 
einige  sog.  »gemeinwirtschaftliche«  Grundsätze  ein.  Dadurch 
muss  ein  Zustand  des  Wankens  und  der  Ungewissheit  ein- 
treten ,  der  häufig  genug  der  heimischen  Produktion  viel  nach- 
teiliger ist,  als  hohe,  aber  stabile  Tarife  es  sein  könnten. 

Es  wäre  eine  Vermessenheit,  an  dem  altehrwürdigen  Begriffe 
»Volkswirtschaft«  im  allgemeinen  zu  rütteln.  Er  wird,  wenn  er 
auch  kaum  jemals  präzise  umschrieben  und  definiert  wurde, 
vielleicht  eben  infolge  seiner  Dehnbarkeit  zu  gerne  und  zu  häufig 
herbeigeholt  und  angeführt ,  als  dass  ein  solches  Unternehmen 
gewagt  werden  könnte.  Es  soll  dies  hier  nur  insofern  geschehen, 
als  es  erforderlich  ist,  um  für  den  vorliegenden  Gegenstand  zu 
Schlusssätzen  zu  gelangen,  die  der  Realität  entsprechen. 

In  der  Gesamtheit  der  menschlichen  Wirtschaft,  d.  i.  der 
Wirtschaft  der  gesamten  Menschheit,  für  die  daher  »Weltwirtschaft« 
die  richtige  Bezeichnung  ist ,  gibt  es  thatsächlich  nur  zwei 
Organismen ,  zweierlei  Einheiten :  das  Individuum  (nebst  Gesell- 
schaften und  Vereinen)  und  den  Staat  (nebst  anderen  öffent- 
lichen Körperschaften).  Gewisse  Summen  beider  Wirtschaften 
bilden  die  staatlichen  Wirtschaftseinheiten ;  die  Summe  dieser 
macht  die  Weltwirtschaft  aus.  Dies  ist  der  thatsächliche  Aufbau. 
Wo  bleibt  da  Raum  für  eine  »Volkswirtschaft«?  Als  organische 
Einheit  lässt  sich  eine  solche  nur  denken,  wenn  die  Einheit  »Staat« 
verschwindet  und  ein  einziges  Volk  die  Erde  bewohnt.  Dann 
deckt  sich  Volkswirtschaft  mit  Weltwirtschaft.  Für  die  Summe 
aller  Einzelwirtschaften  eines  Staates  oder  Volkes  ist  die  Be- 
zeichnung »Volkswirtschaft«  allenfalls  zutreffend,  und  in  diesem 
Sinne,  aber  nur  in  diesem  Sinne,  kann  auch  etwas,  sofern  es  die 
Gesamtheit  dieser  Wirtschaften  betrifft,  »volkswirtschaftlich«  vor- 
teilhaft oder  nachteilig  sein.  Eine  organische  Einheit ,  ein  Wirt- 
schaftsorganismus,  wird  aber  die  Summe  »Volkswirtschaft«  erst 
durch  den  Begriff  »Staat«.  Infolge  des  wechselseitigen  Zusammen- 
hanges und  der  gegenseitigen  Abhängigkeit  der  wirtschaftlichen 
Thätigkeit  der  einzelnen  Individuen ,    sowie  der  unveränderlichen 

l)  Anm.  d.  Red.     Egoistisch   im  Sinne    ötTentlich  wie    privat  streng  wirtschaft- 
licher Betriebsfiihrung. 


48  Frhr.  v.    Weichs : 

Ziele  dieser  Thätigkeit  werden  nun  natürlich  gewisse  Erscheinungen 
immer  und  überall  wiederkehren  und  sich  daraus  Regeln  und 
Gesetzmässigkeiten  ergeben,  welche  die  einheitliche  Struktur  der 
höheren,  »Staaten«  genannten  Wirtschaftseinheiten  bezeugen.  Aehn- 
liches  trifft  man  aber  überall.  Aus  der  Gleichartigkeit  der  Funk- 
tionen der  einzelnen  Glieder  und  Körperteile  der  Menschen,  Tiere 
und  Pflanzen  aller  Länder  und  Zonen  ergeben  sich  auch  ganz 
bestimmte  Regeln  und  Gesetze,  welche  den  einheitlichen  Bau, 
die  einheitliche  Struktur  des  menschlichen,  tierischen  und  pflanz- 
lichen Körpers  erkennen  lassen  trotz  der  mannigfachen  und  oft 
ganz  bedeutenden  Verschiedenheiten  unter  den  einzelnen  Rassen 
und  Gattungen.  —  Ist  es  nun  nötig,  oder  dient  es  zur  Erleich- 
terung des  Verständnisses  für  die  gesamte  schaffende  Thätigkeit 
der  Menschen,  und  hat  es  eigentlich  überhaupt  einen  Zweck,  aus 
diesen  Regeln ,  Gesetzmässigkeiten  und  sich  wiederholenden  Er- 
scheinungen einen  in  der  Sinnenwelt  gar  nicht  bestehenden  Or- 
ganismus zu  konstruieren ,  dessen  Lebensprozess  man  »Volks- 
wirtschaft« nennt?  Könnten  mit  der  gleichen  Berechtigung  nicht 
auch  tierische  und  pflanzliche  abstrakte  Organismen  aufgebaut 
werden?  Und  müssten  solche,  weil  sie  der  Sinnenwelt  nicht  an- 
gehören, nicht  notwendigerweise  geradezu  vielfach  in  Widerspruch 
mit  derselben  stehen?  Zeigen  die  gleichmässig  sich  wiederholenden 
Erscheinungen,  wie  das  Wesen  des  Kaufes,  des  Preises  u.  dg)., 
nur  das  generelle  Wesen  einer  »Volkswirtschaft«^  oder  können 
diese  Erscheinungen ,  wenn  sie  auch  allgemein  und  allen  Staats- 
wirtschaften gemeinsam  sind,  nicht  ebenso  als  Merkmale  des  ge- 
nerellen Wesens  der  Staatswirtschaft  angesehen  und  in  ihrem 
thatsächlich  unlösbaren  Zusammenhange  mit  anderen ,  aus  dem 
Wesen  der  Staatswirtschaft  sich  ergebenden  Erscheinungen  und 
Einrichtungen  erforscht  und  behandelt  werden  ? 

Es  hat  den  Anschein,  als  ob  man  sich  bei  der,  man  könnte 
sagen,  gewohnheitsmässigen  Behandlung  dieses  Stoffes  durch  eine 
zu  weitgehende  Abstraktion  von  den  Anforderungen  und  Bedürf- 
nissen des  wirklich  Bestehenden  entfernt  hätte ,  anstatt  ihnen 
entgegenzukommen.  Aus  den  Untersuchungen  über  das  generelle 
Wesen  menschlicher  Wirtschaft  und  aus  den  Ergebnissen  dieser 
Untersuchungen,  welche  für  sich  eine  Disziplin  bilden,  deren  be- 
stehende Bezeichnung  »theoretische  Nationalökonomie«  man  ja 
gelten  lassen  kann ,  leitet  man  nun  die  Grundsätze  für  die  soge- 
nannte »Volkswirtschaft«  ab,  d.  h.  jene  Grundsätze,  nach  denen 
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ein  Volk  zu  bereichern  und  dessen  Wirtschaft  am  zweckmässigsten 
zu  fördern  sei.  Hierauf  erst  gelangt  man  dazu ,  auf  diesen 
Grundsätzen  das  Gebäude  der  Staatswirtschaft  aufzubauen ,  der 
Staatswirtschaft,  wie  man  sich  nach  den  vorhergegangenen  in 
abstracto  aufgestellten  Prinzipien  denkt,  dass  sie  sein  soll,  aber 
nicht  der  Staatswirtschaft,  wie  sie  ist,  mit  ihren  in  gewissem 
Sinne  stets  wechselnden  Bedingungen ,  ihren  stetigen  Erforder- 
nissen für  ethische  Zwecke  und  den  mannigfachen  neuen  Er- 
scheinungen, die  sich  kaleidoskopisch  formen  und  im  voraus  un- 
möglich von  der  theoretischen  Erörterung  ganz  umfasst  und 
klargelegt  werden  konnten.  Häufig  genug  setzt  sich  infolge  dessen 
diese  theoretische  Erörterung  in  direkten  Gegensatz  mit  den  kon- 
kreten Erfordernissen  der  Staatswirtschaft  oder  führt  zu  Trugschlüssen 
und  auf  Abwege,  von  denen  man  zwar  früher  oder  später  gewiss 
und  klüger  wieder  zurückkehrt,  aber  doch  erst,  nachdem  man 
die  Erkenntnis  mit  vielleicht  schweren  Opfern  bezahlt  hat. 

Eine  Abkehr  von  der  schematisierenden  Behandlung  der 
Nationalökonomie  wäre  nun  allerdings  in  gewissem  Sinne  eine 
Rückkehr;  denn  von  ähnlichen  Gesichtspunkten  ist  Adam  Smith 
ausgegangen ,  indem  er  bloss  den  Staat  und  das  Volk ,  letzteres 
als  eine  Summe  von  Einzelwirtschaften  gedacht,  zu  Grundlagen 
seines  Systems  nahm.  Unter  dieser  Abkehr  ist  allerdings  nicht 
zu  verstehen,  dass  die  Nationalökonomie  als  eine  rein  praktische 
Wissenschaft  anzusehen  sei ;  aber  es  wird  die  theoretische  Behand- 
lung aller  einschlägigen  Fragen  in  stetem  Hinblicke  und  mit  Be- 
ziehung auf  die  gegebene  und  auf  die  erstrebte  Gesellschafts-  und 
Wirtschafts-Organisation  erfolgen  müssen.  Die  Fragen ,  die  da 
zu  behandeln  kommen,  können  sich  ja  doch  immer  nur  aus  der 
staatlichen  und  der  privaten  Wirtschaft  ergeben ,  weil  andere 
Wirtschaften  eben  nicht  bestehen;  ihre  Behandlung  kann  und 
soll  daher  immer  eine  reflektorische  sein.  — 

Die  angewandte  Methode  der  Abstraktion  musste  natürlich 
zu  einer  ganzen  Reihe  verschiedenster  Wirtschaftslheorien  und 
Gesellschaftssysteme  führen,  weil  es  hienach  jedermann  freisteht, 
ebensowohl  Luftschlösser  als  ganze  Welten  mit  eigenen  Gesetzen 
und  Ordnungen  aufzubauen.  Dies  bildete  dann,  wie  Aehnliches 
ja  auch  auf  vielen  anderen  Gebieten  sich  ergab  ,  die  Quelle  für 
Unzufriedenheit  mit  dem  Bestehcntlen,  für  ungerechte  Anklagen, 
übermässige  Wünsche  und  unerfüllbare  Forderungen  ,  lührte  zu 
einer  manchesterlichen  Auffassung  der  Dinge,    zu  einer  Zcrsplit- 
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terung  des  Denkens  und  zu  einer  Schwächung  des  staatenbildenden 
und  staatenerhaltenden  Gemein-  und  Zusammengehörigkeitsgefühls. 
Es  führte  endlich  auch  dazu,  dass  »Volkswirtschaft«  (missbräuch- 
lich  neuestens  sog.  »Gemeinwirtschaft«)  aus  einem  rein  theoretisch- 
wissenschaftlichen Begriff,  der  sie  thatsächlich  nur  ist,  zu  einem 
verschwommenen  Jedermanns-Schlagwort  wurde,  welches  im  allge- 
meinen schon  vielfach  zu  verfehlten  Massnahmen  und  manchem 
Ueblen  Anlass  gegeben  hat.  Heute  bedient  man  sich  derselben, 
ebensowohl  um  den  Wert  einer  das  ganze  Erdenrund  umfas- 
senden Institution,  wie  z.  B.  des  Weltpostvereines,  zu  be- 
zeichnen, als  um  die  Interessen  eines  einzelnen  Unternehmens  zu 
verteidigen  und  zu  fördern,  z.  B.  um  das  Verlangen  nach  einer 
Begünstigung  für  eine  Fabrik  zu  begründen.  Und  damit  scheint 
sich  wohl  diese  Methode  von  selbst  zu  richten.  Es  würde  jedoch 
zu  weit  führen  und  den  Rahmen  dieser  Arbeit  überschreiten, 
wollte  es  unternommen  werden ,  auf  allen  Gebieten  die  Wider- 
sprüche aufzudecken,  die  zwischen  den  aus  einer  abstrakten 
»Volkswirtschaft«  sich  ergebenden  Sätzen  und  Folgerungen  und 
den  Bedürfnissen  des  realen  staatlichen  Lebens  bestehen ;  es  kann 
dies  sonach,  wie  bereits  früher  bemerkt,  nur  soweit  geschehen, 
als  es  den  vorliegenden  Gegenstand  betrifft. 

Die  Gegenüberstellung  und  Gegensätzlichkeit  zwischen  Ge- 
dachtem und  Bestehendem  musste  sich  auch  auf  den  wichtigen 
Wirtschaftszweig  des  Verkehrswesens  übertragen  und  bei  der 
Untersuchung  der  Fragen  zur  Konstruktion  eines  »volks(gemein)- 
wirtschaftlichen«  Systems  führen.  Dasselbe  wurde  in  Gegen- 
sätzlichkeit zu  dem  bei  den  Verkehrsanstalten  vorgefundenen 
»privatwirtschaftlichen«  System  ausgebaut,  und  seine  Anwendung 
bei  den  im  Besitze  des  Staates  befindlichen  Verkehrsanstalten 
bildet  heute  geradezu  ein  selbstverständliches  Postulat  oder  wird 
doch  wenigstens  als  sicher  in  Aussicht  stehend  und  als  das  zu 
Erstrebende  bezeichnet.  Diese  gegensätzliche  Gegenüberstellung 
muss  aber  nach  dem  vorhergehenden  als  unzutreffend  bezeichnet 
werden.  Ein  vom  Staate  betriebenes  Unternehmen  kann  wie 
jede  andere  staatliche  Funktion  nicht  nach  fiktiven  »volkswirt- 
schaftlichen« ,  sondern  nur  nach  »staatswirtschaftlichen«  Grund- 
sätzen bewirtschaftet  werden ,  weil  allein  nur  diese  aus  dem  Be- 
griffe und  Wesen  »Staat«  hervorgehen  und  von  demselben  un- 
trennbar sind.  Auch  gibt  es  zwischen  dem  staatswirtschaftlichen 
und  dem  privatwirtschaftlichen  System  keinen  Gegensatz,  wie  es 


Ueber  das   Wesen  und  die  Grundlagen  etc.  51 

keinen  Gegensatz  gibt  zwischen  dem  Ganzen  und  einem 
Teile,  wenn  auch  wesentliche  Unterschiede  zwischen  beiden 
bestehen  mögen.  Der  Staat  als  höherer  wirtschaftHcher  Organis- 
mus setzt  sich  zusammen  aus  einer  Reihe  von  Summen,  |Unter- 
summen  und  Einzelorganen,  die  sich  gesellschaftlich  und  sachlich 
zusammengliedern  und  sich  untereinander  durch  ihre  Bedürfnisse, 
die  Voraussetzungen  ihres  Seins,  die  Bedingungen  ihres  Werdens 
unterscheiden.  Ihre  Vielheit  und  Vielseitigkeit  muss  sich  not- 
gedrungen bei  ihrer  organischen  Vereinigung  ausdrücken,  und 
dies  ist  die  natürliche  Erklärung  für  die  andersartigen  Erfordernisse 
der  Staatswirtschaft  gegenüber  der  Privatwirtschaft.  Diese  zu- 
sammengefassten  Unterschiede  sind  das  Zusammenklingen  ver- 
schiedener Töne  in  einen  Accord,  sind  Farbe,  Form  und  Leben. 
Gegensätzlichkeit  aber  wäre  hier  gleichbedeutend  mit  Zersetzung. 
Nichtsdestoweniger  schleppt  sich  diese  Gegensätzlichkeit  durch 
die  ganze  einschlägige  Fach-  und  Gelegenheitslitteratur  und  wird, 
wie  bereits  früher  erwähnt,  zum  Ausgangspunkte  der  Untersu- 
chungen über  die  einzuhaltenden  Grundsätze  und  die  zu  betretenden 
Wege  gemacht.  Dabei  wird ,  wenn  man  »Volkswirtschaft« 
nennt,  der  Staat  gemeint,  und  ohne  weiteres  überträgt  man  diesem 
die  gedachten  Aufgaben  der  ersteren.  Der  Fehler  liegt  darin, 
dass  man  den  realen  Staat  übersieht  und  es  daher  auch  unter- 
lässt ,  aus  den  Erfordernissen  der  realen  Staats- 
wirtschaftdieGrundlagen  für  das  Tarifwesen  ab- 
zuleiten. Thut  man  dies  aber,  und  dies  soll  im  nachstehen- 
den versucht  werden,  so  muss  man  natürlich  mitunter  zu  wesent- 
lich anderen  Schlussfolgerungen  gelangen,  als  jene  es  sind,  die  sich 
auf  Grundlage  der  »Volkswirtschaft«  ergeben.  Hiebei  ist  übrigens 
nicht  die  Staatswirtschaft  im  gebräuchlichen  engeren  Sinne  ver- 
standen ,  d.  h.  nicht  als  Summe  jener  Grundsätze ,  nach  denen 
der  Staat  seinen  Haushalt  am  zweckmässigsten  einzurichten  ver- 
mag, demnach  nicht  als  Finanzwirtschaft.  Einen  engeren  Sinn 
kann  es  eigentlich  in  dieser  Sache  gar  nicht  geben,  weil  sich  eine 
einzelne  staatliche  Lebensfunktion  nicht  lostrennen  lässt  aus  dem 
Gefüge  des  gesamtstaatlichen  Lebensprozesses ,  der  die  ganze 
wirtschaftliche,  ethische,  kulturelle  und  politische  Entwicklung  eines 
staatlichen  Körpers  umfasst. 

Die  Privatwirtschaft  hat  das  absolut  höchste  Rein- 
erträgnis zum  Ziele ;  die  sog.  »volks-  oder  gern  ein  wirt- 
schaftliche«   Betriebsführung     rechnet    mit    gar    keinem 
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Erträgnisse,  sondern  fragt  ohne  Rücksicht  auf  dasselbe  nur 
nach  den  günstigsten  Wirtschaftsbedingungen  für  jeden  einzelnen 
Fall  und  wie  dieselben  für  jeden  einzelnen  Fall  herbeigeführt 
werden  können.  Die  Staatswirtschaft  endlich  —  und 
darin  liegt  eben  das  bezeichnende  und  unterscheidende  Merkmal 
—  erstrebt  mit  Rücksichtnahme  auf  die  th  unliebste 
Erleichterung  der  Bedingungen  für  die  einzelnen 
Wirtschaften  das,  daher  nur  mehr  relativ  höchste 
Rein  ertrag  nis  zu  erreichen,  um  mittelst  desselben  Aufgaben 
auf  jenen  Gebieten  erfüllen  zu  können,  die  ebensowohl  der  Privat- 
wirtschaft als  in  gewissem  Sinne  der  Gemeinwirtschaft  fremd  sind. 
Es  ist  daher  nicht  allein  die  Wirtschaftsmethode ,  sondern  auch 
die  Art  der  Verwendung  und  der  Zweck  des  Wirtschafts-Ergeb- 
nisses ein  bezeichnendes  Moment  für  die  Staatswirtschaft.  Der 
Staat  kann  in  einem  Fall  auf  das  höchste  Erträgnis  hinarbeiten, 
ohne  damit  Privatwirtschaft  zu  treiben,  denn  das  Erträgnis  dient 
zur  Befriedigung  wichtiger  Bedürfnisse;  der  Staat  kann  in  einem 
anderen  Falle,  wenn  er  höhere  Zwecke  damit  im  Auge  hat,  mit 
geringem  Gewinne,  keinem  Gewinne  oder  gar  mit  Verlust  arbeiten, 
ohne  »Gemeinwirtschaft«  zu  treiben.  Aus  dieser  Darlegung  ergibt 
sich  auch  die  Definition  für  den  Begriff  »fiskalischer  Tarif«. 
Es  ist  dies  die  Anwendung  rein  privatwirtschaftlicher  Grundsätze 
in  der  staatlichen  Verwaltung  zur  Erzielung  des  absolut  höchsten 
Nettoerträgnisses. 

In  dem  Momente,  als  in  einem  Staate  mit  ausschliesslich  von 
der  Privatwirtschaft  betriebenen  Bahnen  zwischen  diese  eine  vom 
Staate  mit  Zielbewusstsein  betriebene  Bahn  wie  ein  Keil  einge- 
trieben wird,  hat  sich  das  »privat wirtschaftliche«  Prinzip  that- 
sächHch  auch  schon  überlebt  und  reibt  sich ,  vielleicht  langsam, 
aber  sicher,  am  Staatsbahnprinzipe  auf  Beschleunigt  wird  dann 
dieser  Prozess  noch,  je  dichter  das  Verkehrsmittelnetz  eines 
Staates  ist,  sowie  auch  dadurch,  dass  vorhandene  Staatsbahnen  schon 
durch  ihr  Vorhandensein  allein  der  gegen  die  Privatbahnen  ge- 
richteten Stimmung  und  Strömung  immer  neue  Nahrung  zuführen. 
Und  in  diesem  Kampfe  gegen  das  privatwirtschaftliche  System 
schiesst  n^an  dann  übers  Ziel  hinaus,  wie  das  ja  eigentlich  natür- 
lich und  psychologisch  erklärlich  ist  und  zu  allen  Zeiten  und  auf 
allen  Gebieten  seine  Analogien  hat.  Auch  ist  man  sehr  geneigt 
und  wird  vielleicht  unbewusst  dazu  geführt,  aus  den  Erscheinungen 
der  Zeit,  in  der  man  lebt,  und  aus  den  Anschauungen  und  Bewe- 
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gungen ,  welche  diese  Zeit  erzeugte ,  generelle  Grundsätze  abzu- 
leiten und  prinzipielle  Urteile  zu  fällen,  welche  zwar  von  aktueller 
Bedeutung,    aber   an   sich  durchaus  nicht  immer  zutreffend  sind. 

Auf  diese  Weise  gelangte  man  dazu,  das  »volks«-  oder  nun 
sog.  »gemeinwirtschaftliche«  System  für  die  Staatsbahnen  und  für 
die  Verkehrsmittel  überhaupt  zu  reklamieren.  Bei  der  Untersu- 
chung, nach  welchem  Systeme  Staatsbahnen  und  die  Verkehrsmittel 
überhaupt  bewirtschaftet  werden  sollen,  kann  aber,  wie  nachge- 
wiesen wurde,  die  fiktive  »Volks«-  (recte  Gemein-)Wirtschaft  ganz 
und  gar  nicht  in  Frage  kommen.  Aber  auch  die  Frage,  ob  die 
Staatswirtschaft  oder  die  Privatv/irtschaft  hiezu  berufen  sei,  bezw. 
ob  sich  aus  der  einen  oder  der  anderen  die  richtigen  Grundlagen 
für  das  Tarifwesen  ergeben ,  ist  müssig ,  wenn  sie  sich  nicht  auf 
ganz  bestimmte,  gegebene  Verhältnisse  bezieht.  Wird  daran  fest- 
gehalten, dass  zwischen  diesen  beiden  in  der  realen  Welt  thatsäch- 
lich  allein  vorhandenen  und  organisch  mit  einander  verbundenen 
Wirtschafts-Systemen  zwar  aus  der  Natur  der  Sache  sich  ergebende 
Unterschiede  bestehen,  keineswegs  aber  Gegensätze,  so  wird  auch 
die  Alternative  »entweder  —  oder«  hinfällig,  und  es  tritt  an  ihre 
Stelle  die  generelle  Untersuchung,  nach  welchen  Grundsätzen  bei 
dem  einen  und  nach  welchen  bei  dem  andern  Systeme  die  Tarif 
geslaltung  zu  erfolgen  habe ,  und  nach  welcher  sie  thatsächlich 
erfolgt.  Hiebei  werden  sich  die  beiden  Systemen  gemeinschaft- 
lichen und  die  jedem  eigentümlichen  Grundsätze  von  selbst  her- 
vorheben. Jedoch  die  Frage  »Staatsbahn  oder  Privatbahn«,  bezw. 
welches  System  dem  Gemeinwohle  förderlicher  sei ,  hier  herein- 
zuziehen und  damit  zu  verknüpfen ,  ist  ganz  ungehörig  und  ver- 
wirrt nur;  denn  es  ist  dies  eine  Frage  für  sich,  deren  Lösung 
mit  der  Untersuchung  über  die  Grundlagen  im  Tarifwesen  that- 
sächlich gar  nichts  zu  thun  hat.  Nimmt  man  aus  einem  Uhrwerke 
oder  einer  Maschine  ein  Rad  heraus  und  betrachtet  dieses  für 
sich,  so  lassen  sich  dessen  Funktionen  und  dessen  Zweck  für 
den  Gang  des  ganzen  Mechanismus  kaum  vergegenwärtigen.  Auch 
Zweck,  Wirkung  und  Stellung  des  Tarifwesens  lassen  sich  richtig 
nur  erkennen,  wenn  dasselbe  in  seinen  Beziehungen  zur  Staatswirl- 
schaft  und  zu  allen  Zweigen  der  Privatwirtschaft  betrachtet  wird. 

Die  Rangs-,  Macht-  und  Wohlstands- Verhältnisse  unter  den 
Völkern  und  Staaten  der  ganzen  Erde  bestimmen  sich  thatsä  ch - 
lieh  nach  der  Verschiedenheit  ihrer  wirtschaftlichen  Situation 
und  der  Höhe  des  Nationaleinkommens,     Dabei  ist  nicht  allein  die 
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Höhe  der  absoluten  Ziffer  des  Nationaleinkommens,  sondern  nicht 
minder  die  Art  der  Verteilung  desselben  und  die  Höhe  der  auf  einen 
Einwohner  oder  gewisse  Einwohnerkategorien  fallenden  Quoten  aus- 
schlaggebend. —  Alle  übrigen  Umstände  und  Ereignisse,  welche 
Verschiebungen  und  Veränderungen  in  den  Macht-  und  Rangs- 
verhältnissen der  Staaten  herbeiführen,  können  dies  immer  nur 
vorübergehend  bewirken  und  sind  zufällige  Erscheinungen  ohne 
Bestand.  Es  wird  sohin  Streben  und  Ziel  jeder  geordneten  Staats- 
wirtschaft sein,  nach  Massgabe  der  jeweilig  gegebenen  zeitlichen 
und  räumlichen  Verhältnisse  und  Bedingungen  nicht  nur  das  ab- 
solut und  relativ  höchste  Nationaleinkommen  zu  erreichen,  sondern 
auch  dem  Staate  als  solchem,  d.  h.  der  Staatsgewalt,  die  grösst- 
mögliche  Menge  wirtschaftlicher  Machtmittel  in  die  Hand  zu  geben. 
Diese  letzteren  bilden  dauernde  Quellen  des  ersteren ,  indem  sie 
den  Staat  befähigen ,  seinen  grossen  ethischen  und  kulturellen 
Aufgaben  gerecht  zu  werden,  von  deren  Erfüllung  ja  wieder  jede 
wirtschaftliche  Entfaltung  und  jeder  wahrhafte  Fortschritt  abhängen. 

Es  wird  sich  also  auch  beim  Tarifwesen  der  Eisenbahnen, 
welche  eine  der  Produktionsgrundlagen  bilden,  darum  handeln, 
d  e  n  h  ö  chs  t  en  Ge  w  in  n  und  Vorteil  für  denStaat 
herbeizuführen  bei  derartiger  Erstellung  der 
Transportbedingungen,  dass  dadurch  gleichzeitig 
auch  für  dieEinzelwirtschaften  der  relativ  grösste 
Nutzeffekt  erzielt  werde  und  dieselben  mög- 
lichst genau  nach  ihrer  Leistungs-  und  Be- 
lastungsfähigkeit und  nach  Massgabe  ihrer  Be- 
deutung für  die  Staatswirtschaft  und  die  Erhal- 
tung   des   Staates    betroffen    werden. 

Dies  muss  als  der   unverrückbare  Ausgangs-  und  Endpunkt, 
die  allgemeine  Grundlage,  Voraussetzung  und  Aufgabe  des  Tarif- 
wesens der  Eisenbahnen    angesehen  werden.     Daran  ändert  sich 
auch  im  Wesen  nichts,  wenn  es  sich  um  Bahnen  im  Privatbesitze 
bezw.  -Betriebe  handelt. 

Es  ist  hier  nun  allerdings  die  Frage  zulässig,  ob  die  Ausge- 
staltung des  Tarifwesens  in  »gemeinwirtschaftlichem«  Sinne  nach 
dem  »Gebührenprinzipe«,  d.  h.  durch  Bemessung  der  Transport- 
preise in  einer  nur  die  Deckung  der  Selbstkosten  erreichenden 
oder  dieselben  nur  um  Geringes  überschreitenden  Höhe ,  vom 
Standpunkte  der  Staatswirtschaft  vielleicht  das  Vorteilhafteste 
wäre ,    nachdem    doch    auch    der    Nachrichtenverkehr  in    diesem 
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Sinne  verwaltet  wird  und  der  Staat  hier  grössere  Vorteile  in 
der  Freigebung  und  Ungebundenheit  dieses  Verkehres  erblickt, 
als  bei  Beschränkung  durch  Verteuerung  desselben  ihm  aus  den 
höheren  Einnahmen  erwachsen  könnten.  Es  besteht  vielfach  die 
Anschauung ,  dass ,  wenn  einmal  die  Amortisation  der  Anlage- 
kapitalien der  Eisenbahnen  erfolgt  sein  wird,  auch  das  Erfordernis 
für  Verzinsung  erlischt  und  für  den  Staat,  in  dessen  Händen  bis 
dahin  alle  Verkehrsmittel  sich  befinden  dürften,  dann  der  richtige 
Moment  gekommen  sein  werde,  sich  mit  dem  Ersätze  der  Selbst- 
kosten zu  begnügen.  Es  wird  sich  in  der  Folge  wiederholt 
erweisen,  dass  das  »Gebührenprinzip«  im  Eisenbahnwesen  unan- 
wendbar und  geradezu  ein  Unding  ist.  Es  stellt  gewissermassen 
die  Krönung  des  auf  das  »gemeinwirtschaftliche«  System  basierten 
Tarifwesens  dar  und  muss  natürlich  mit  diesem  fiktiven  Baue  zu- 
sammenstürzen. Der  Hinweis  auf  Post  und  Telegraph  stimmt  ganz 
und  gar  nicht.  Dort  handelt  es  sich  um  Einrichtungen ,  die  mit 
relativ  geringen,  sich  selbst  bei  bedeutenden  Intensitätsschwan- 
kungen kaum  merklich  verändernden  Anlagen  und  Kosten  verbun- 
den sind  und  thatsächlich  nahezu  von  allen  Angehörigen  eines 
Staates  in  Anspruch  genommen  werden;  hiebei  wachsen  für  die 
Bevölkerung,  d.  h.  für  diejenigen,  welche  Briefe  und  Telegramme 
aufgeben,  die  Ausgaben  genau  proportional  der  Inanspruchnahme, 
ohne  dass  mit  derselben  auch  grössere  oder  überhaupt  materielle 
Vorteile  verbunden  sein  müssen.  Der  Staat  erkennt  im  Nach- 
richtenverkehr einen  wichtigen  allgemeinen  Kulturfaktor,  weicher 
in  allen  Ländern  der  Erde  eine  gemeinschaftliche  und  einheitliche 
Regelung  erfahren  hat,  und  deshalb  entlastet  er  denselben  auch. 
Es  wäre  dagegen  ein  Irrtum  und  Fehler,  wollte  der  Staat 
auf  den  Gewinn  aus  der  Beförderung  von  Personen  und  Gütern 
verzichten.  Denn  nicht  nur ,  dass  ein  beträchtlicher  Teil  des 
Nationalvermögens  in  den  Eisenbahnen  investiert  ist  und  deren 
Betrieb  mit  bedeutenden  und  Schwankungen  unterworfenen 
Kosten  verbunden  ist ,  würde  ein  Gewinn  aus  der  Anwendung 
des  Gebührenprinzips  keineswegs  der  grossen  Masse  der  konsu- 
mierenden und  produzierenden  Bevölkerung,  sondern  einer  Min- 
derheit von  Produzenten  und  Frachtern  zukommen  und  häufig 
genug  auch  zu  direkten  Nachteilen  für  die  Gesamtheit  führen,  da 
eventuelle  Misserfolge,  Klementarschäden,  Bctricbsdefi/ite  u.  a.  m, 
durch  allgemeine  Steuern  gedeckt  werden  müssten.  Hingegen 
ist  der  Gewinn   aus    der  Transporlleistung    unter  Umständen    ein 
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so  bedeutender  ~  ohne  bei  richtiger  Grundlage  des  Tarifwesens 
die  Einzelwirtschaften  in  einer  weder  für  die  Produktion ,  noch 
den  Consum  überhaupt  merklichen  Weise  zu  belasten  —  dass 
der  Staat  auf  diesen  Gewinn  unmöglich  verzichten  kann  und  darf, 
noch  es  je  thun  wird;  schon  deswegen  nicht,  weil  die  staatlichen 
Erfordernisse  stets  wachsende  Einnahmen  erheischen  und  sich 
der  Staat  wohl  kaum  jemals  einer  ergiebigen  Quelle  zu  solchen 
freiwillig  begeben  wird. 

Eine  Schädigung  der  Einzelwirtschaften  durch  die  den  relativ 
höchsten  Reingewinn  ermöglichenden  Tarife  ist  auch  aus  dem 
Grunde  ganz  ausgeschlossen,  weil  sich  die  höchste  Nettoeinnahme 
nur  bei  intensivstem  Betriebe,  also  bei  massen- 
haften Transporten  erzielen  lassen  wird.  Grosse  Trans- 
portmengen zu  gewinnen ,  wird  jedoch  die  Bahn  nur  mit  »ent- 
sprechenden« Tarifen  im  Stande  sein,  d.  h.  eben  mit  so  niederen 
Tarifen,  dass  eine  Massennutzung  erfolgen  kann.  Es  ist  ein  grosser 
und  weitverbreiteter  Irrtum  ,  dass  hohe  Einnahmen  auch  hohe 
Tarife  voraussetzen.  Dieser  Irrtum  mag  vielleicht  dadurch  erzeugt 
worden  sein,  dass  man  sich  über  hohe  Tarife  einzelner  gutsituierter 
Privatbahnen  zu  beklagen  hatte.  Es  befand  sich  eben  auch  manche 
Privatbahn  mit  ihren  Tarifen  auf  einem  Holzwege.  Daran  ist 
festzuhalten,  dass  der  rentabelste  Tarif  einen  solchen  Verkehr 
erzeugen  muss ,  dass  die  Bahnanlage  und  die  Betriebsmittel  in 
ökonomischester  Weise  ausgenützt  sind.  Einen  solchen  Verkehr 
können  aber  niemals  allgemein  hohe,  sondern  nur  relativ  niedere 
Tarife  hervorbringen. 

Häufig  wird  auch  daraufhingewiesen,  der  Vorteil  einer  Tarif- 
herabsetzung liege  darin,  dass  Empfänger  und  Absender  des  Gutes 
derselben  teilhaftig  werden.  Damit  will  man  den  Nachweis  er- 
bracht haben ,  dass  ein  Tarif  für  die  Bevölkerung  ,  d.  h.  Volks- 
wirtschaft, um  so  günstiger  sei,  je  niederer  seine  Sätze  sind,  da- 
her der  volkswirtschaftlich  vorteilhafteste  Tarif  jener  sei,  der  sich 
lediglich  auf  die  Bedeckung  der  eigentlichen  Betriebskosten  be- 
schränkte. 

Mit  dieser  Beweisführung  führt  man  aber  ein  Taschenspieler- 
Kunststück  aus ;  die  Sache  verhält  sich  dagegen  thatsächlich  fol- 
gendermassen :  Der  Vorteil  liegt  eben  nur  im  Momente  der  »Herab- 
setzung«. Dabei  ist  es  belanglos,  ob  die  Herabsetzung  von  einem 
sehr  hohen  auf  einen  minder  hohen  Satz  oder  von  einem  minder 
hohen    auf  einen  noch    kleineren  Satz  stattfindet.     Das  Moment 
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der  »Herabsetzung«  als  solches  bietet  den  unmittelbaren  Ge- 
winn; an  demselben  partizipieren  übrigens  Absender  und  Em- 
pfänger zumeist  nicht  gleichzeitig  oder  zu  gleichen  Teilen;  ge- 
wöhnlich fällt  der  Gewinn  ganz  dem  einen  oder  dem  andern  oder 
aber  einem  vermittelnden  Dritten  zu.  Ist  dieser  Gewinn  verdaut, 
so  steht  alles  wieder  beim  alten.  Die  Vorteile  einer  durch  die 
Tarifherabsetzung  etwa  gesteigerten  Produktion  und  des  durch 
das  vermehrte  Angebot  gefallenen  Preises  der  Produkte  bleiben 
Absender  und  Empfänger  allerdings  erhalten;  es  sind  dies  aber 
auch  nur  dann  wirkliche  und  bleibende  Vorteile,  wenn  sie  nicht 
auf  irgend  andere  Weise  und  auf  anderer  Seite,  z.  B.  durch  er- 
höhte Steuerleistung,  wieder  hereingebracht  werden,  nur  dann 
also,  wenn  die  Produktionsvermehrung  durch  den  finanziell  gün- 
stigsten Tarif  herbeigeführt  worden  ist. 

Noch  zwei  weitere  Momente  weisen  darauf  hin,  dass  vom 
staatswirtschaftlichen  Standpunkte  mit  den  Tarifen  der  Eisen- 
bahnen die  relativ  höchsten  Reineinnahmen  erzielt  werden  sollen. 
Es  ist  die  Oekonomik,  deren  strengste  Beachtung  bei  jed- 
wedem Unternehmen  wie  für  alle  wirtschaftliche  Thätigkeit,  auch 
die  des  Staates ,  ein  Grundgebot  bildet.  Es  steht  nun  zu  be- 
fürchten, dass  bei  Einführung  des  Gebührenprinzips  ein  der  Oekono- 
mie  zuwiderlaufender  Transportluxus  einreissen  werde ,  nachdem 
das  Streben  nach  möglichst  grossem  Reingewinne  und  damit  ein 
Anreiz  für  ökonomische  Gebarung  entfällt.  Auch  ist  der  staatliche 
Eisenbahnbetrieb  unter  allen  Umständen  —  heute  bereits  und 
umsomehr  dann,  wenn  in  »Gemeinwirtschaft«  gearbeitet  wird  — 
äusseren  Einflüssen,  wie  z.  B,  denen  der  Parlamente,  Eisenbahnräte 
u.  dgl.,  in  weit  höherem  Masse  zugänglich  und  unterworfen  als  eine 
Privatgesellschaft,  die  nur  ihr  Interesse  im  Auge  behält  und  sich 
um  diese  Einflüsse  wenig  zu  kümmern  braucht.  Endlich  würden 
bei  Anwendung  des  Gebührenprinzips  die  sämtlichen  Betriebs- 
mittel und  Bahneinrichtungen  unzweifelhaft  in  ganz  ausserordent- 
licher Weise  in  Anspruch  genommen  werden.  Nun  ist  aber  die 
grösste  Ausnützung  derselben  an  sich  durchaus  nicht  Ziel  der 
Betriebsökonomie  ,  sondern  ,  und  dies  ist  nicht  eben  unbedingt 
zusammenfallend,  jene  Ausnützung,  welche  den  grössten  Nutzeffekt 
ergibt.  Infolge  des  rascheren  Aufbrauches  und  der  grösseren 
Abnützung  des  Betriebsapparates  würde  daher  durch  das  Ge- 
bührenprinzip eine  Verteuerung  des  Betriebes    eintreten    müssen. 

Es  ist  endlich   mit  Rücksicht  auf  die  S  t  a  b  i  1  i  t  ä  t  d  e  r  T  a- 
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rife  ein  finanziell  günstiger  Tarif  auch  staatswirtschaftlich  der 
beste.  Für  den  grössten  Teil  der  Produktion  und  auch  für  den  Handel 
ist  nämlich  die  Höhe  der  absoluten  Ziffer  des  Tarifsatzes  —  von 
Extremen  natürlich  abgesehen  —  nicht  das  Wichtigste ,  sondern 
die  St  abilit  ät  der  Tarife,  die  allein  geschäftliche  Kalkulationen 
ermöglicht,  zur  Konsolidierung  des  wirtschaftlichen  Lebens  führt 
und  dasselbe  auf  eine  gesunde,  spekulationsfreie  Grundlage  stützt, 
wogegen  häufige  Schwankungen  selbst  niederer  Sätze  Unsicher- 
heit erregen,  zu  beständigen  Verschiebungen  in  der  Produktion 
Anlass  geben  und  den  Markt  und  Konsum  beunruhigen  müssen, 
—  Stellt  man  sich  nun  vor ,  der  Staat  sei  in  einer  Periode  be- 
sonderen Wohlstandes  wirklich  zum  Gebührenprinzipe  beim  Trans- 
porte auf  seinen  Bahnen  geschritten  oder  habe  doch  nach  dieser 
Richtung  hin  einen  oder  mehrere  einschneidende  Schritte  unter- 
nommen ;  wie  lange  wird  es  dauern  ?  Der  Staat  braucht  zur  Er- 
füllung wichtiger  Aufgaben  wieder  Geld  und  legt  auf  die  Trans- 
porte der  Eisenbahnen  eine  Steuer  oder  erhöht  die  Tarife ,  die 
auf  diese  Art  beständigen  und  für  die  Wirtschaft  zweifellos 
nachteiligen  Wandlungen  unterworfen  werden. 

Sind  aber  die  finanziell  und  staatswirtschaftlich  günstigsten 
Tarife  in  Anwendung,  so  ist  weder  eine  Erhöhung  noch  eine  Be- 
steuerung, noch  sonst  eine  Aenderung  so  bald  zu  befürchten,  da 
jede  solche  nur  zur  Schmälerung  des  Netto-Ergebnisses,  also  ge- 
rade zum  Gegenteile  des  Beabsichtigten  führen  müsste. 

Vielfach  wird  auch  die  Behauptung  aufgestellt,  die  »gemein- 
wirtschaftliche« Verwaltung  sei  das  notwendige  seinerzeitige  Ergebnis 
der  weiteren  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens,  in  dessen  erste 
Periode  die  Privatwirtschaft  fällt,  welche  dann  in  das  Staatsbahnsystem 
übergeht  und  schliesslich  zur  »gemeinwirtschaftlichen«  Verwaltung 
und  zum  Gebührenprinzipe  führen  müsse.  Eine  solche  Schluss- 
folgerung und  Vermutung  entbehrt  wohl  der  wissenschaftlichen 
Begründung  und  entspricht  auch  im  allgemeinen  nicht  den  That- 
sachen.  Daraus,  dass  in  vielen  Ländern  eine  solche  Aufeinander- 
folge stattfand,  kann  man  nicht  schliessen,  dass  dies  in  allen  Fällen 
der  Entwicklungsgang  sein  werde.  In  England  und  den  Vereinig- 
ten Staaten  Amerikas,  die  keine  Staatsbahnen  besitzen,  ist  man  über 
die  erste  Periode  des  Eisenbahnwesens  gewiss  schon  hinaus,  und 
trotzdem  scheint  das  Staatsbahnsystem  daselbst  vorerst  noch  nicht 
zum  Durchbruche  zu  gelangen.  Das  Gebührenprinzip  kann  so 
wenig  jemals  verwirklicht  werden,  als  es  möglich  ist,  die  Staats- 
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Wirtschaft  durch  die  »Ge  me  i  n  Wirtschaft«  zu  ersetzen.  Das  Ge- 
bührenprinzip kann  sohin  auch  für  die  staatswirtschaftliche  Ge- 
staltung der  Gütertarife  der  Eisenbahnen  gar  nicht  in  Frage 
kommen,  und  zwar  nicht  nur  das  *  Gebührenprinzip«  im  engeren 
Sinne,  sondern  auch  jene  Grundsätze  zum  grossen  Teile  nicht, 
die  in  der  Regel  vom  Staate  bei  Festsetzung  von  Gebühren 
zur  Anwendung  zu  gelangen  pflegen  und  im  wesentlichen  in  der 
Erstellung  von  allgemein  geltenden,  durch  die  Selbstkosten  sich 
bestimmenden ,  fixen  Durchschnittssätzen  und  in  dem  vollkom- 
menen oder  nahezu  vollkommenen  Unberücksichtigtlassen  der  in- 
dividuellen Verschiedenheiten  der  Gegenstände  der  Gebührenbe- 
messung bestehen.  Es  werden  sich  aber  zum  anderen  Teile  auch 
manche  der  Grundsätze,  welche  man  heute,  lediglich  weil  sie  von 
den  Privatbahnen  nicht  angewendet  wurden,  speziell  für  das  »ge- 
meinwirtschaftliche* System  reklamiert,  als  einfache  betriebsöko- 
nomische Massnahmen  erweisen,  welche  zu  beachten  die  Privat- 
bahnen nur  zu  ihrem  Nachteile  und  häufig  in  extremem  Verfolg 
anderweitiger  Ziele  verabsäumt  haben,  und  die  aufzunehmen  eine 
der  Aufgaben  einer  zielbewussten,  besonnenen  staatswirtschaft- 
lichen Tarifpolitik  zu  bilden  hat. 

In  analoger  Weise  wird  manches,  was  heute  als  Kennzeichen 
privatwirtschaftlicher  Tarifgestaltung  ausgerufen  und  verrufen  wird, 
als  aus  der  Natur  und  dem  Wesen  der  Sache  hervorgehend  und 
den  Zwecken  staatswirtschaftlicher  Tarifgestaltung  entsprechend 
anerkannt  werden,  einiges  vielleicht  modifiziert  und  anderes  weg- 
geworfen werden  müssen. 

Hält  man  sich  das  eine  der  Ziele  staatswirtschaftlicher  Tarif- 
gestaltung vor  Augen:  die  Erreichung  des  grössten  Vorteiles  für 
den  Staat,  so  stellt  sich,  insoweit  dieser  grösste  Vorteil  einen 
grossen  Betriebsüberschuss  in  sich  begreift ,  die  Bemessung  des 
Preises  für  die  Transportleistung  nach  dem  Werte,  bezw.  der 
Beiast ungsfähigkcit  des  transportierten  Gutes  im  allge- 
meinen als  eine  der  Grundlagen  für  die  Tarifgestaltung  dar. 

In  ihrer  Ausbildung  und  extremsten  Entwicklung  wird  die 
Werttarifierung  als  typisch  für  das  privat  Wirtschaft  liehe  System 
und  als  Ausfluss  des  Erwerbsprinzipes  angesehen,  das  mit  Be- 
ziehung auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Empfängers  und  die  Be- 
wertung des  Gutes  durch  denselben  die  in  jedem  Falle  zulässige 
höchste  Belastung  durch  die  Beförderungskosten  zu  erzielen  sucht. 
In  Hinsicht   ihrer  Rückwirkung   auf  die  Selbstkosten   der  Trans- 
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portleistungen  würde  die  Wcrtt.irificrung,  jedoch  in  beschränktem 
Masse  wohl  auch  vom  »gemeinwirtschaftlichen«  Systeme 
acceptiert  werden  müssen.  Denn  insoferne  der  Tauschwert 
der  Güter  in  Frage  kommt,  ist  die  Werttarifierung  betriebs- 
ök  onomischen  Ursprungs,  weil  sie  die  Güter  um  so  niedriger 
tarifiert,  je  geringer  deren  Wert  im  Verhältnisse  zu  den  Trans- 
portkosten ist ;  dadurch  werden  die  Transportmengen  gesteigert, 
die  Transportfähigkeit  der  Güter  erhöht  und  bei  vermindertem 
Aufwände  für  die  Einheit  der  Leistung  ein  grösserer  Nutzeffekt 
erzielt.  Für  das  Staat  swirtschaftl  ic  he  System  wird  daher 
die  Werttarifierung  zunächst  schon  aus  betriebsökonomischen 
Gründen  zur  Anwendung  kommen  müssen.  Ob  nicht  noch  an- 
dere Momente  ihre  Anwendung  beim  staatswirtschaftlichen  Systeme 
erfordern,  in  welchem  Umfange  hiebei  die  Individualisierung  der 
Werte  zu  erfolgen  haben  wird,  und  ob  damit  die  gleichzeitige 
Förderung  der  Einzelinteressen  erreicht  wird ,  soll  die  nähere 
Untersuchung  lehren.  Denkt  man  sich  die  Werttarifierung  be- 
seitigt, so  könnten  an  ihre  Stelle  nur  einheitliche  Durchschnitts- 
sätze ohne  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  beförderten 
Güter  treten.  Diese  Durchschnittssätze  werden  —  es  liegt  dies 
in  der  Natur  der  Sache  —  kaum  so  nieder  gehalten  werden 
können,  dass  dadurch  eine  grosse  Menge  minderwertiger  Güter 
noch  transportfähig  bleibt;  es  wird  vielmehr  durch  die  höheren 
Beförderungskosten  für  solche  Güter  eine  Massennutzung  ver- 
hindert, bezw.  werden  so  enge  Grenzen  für  diese  gezogen ,  dass 
einerseits  eine  Schädigung  zahlreicher  Wirtschaften,  insbesondere 
da  Urproduktion  unvermeidlich  ist  und  andererseits  eine  Erhöhung 
der  auf  die  Transporteinheit  entfallenden  Selbstkosten,  sowie  gleich- 
zeitig eine  Minderung  der  Einnahmen  erfolgen  muss.  Dem  wird  man 
zu  begegnen  suchen,  und  zwar  entweder  zu  einem  Hinauf-  oder 
Herabsetzen  des  Tarifes  schreiten.  Geschieht  das  erstere,  werden 
also  die  Durchschnittssätze  erhöht,  so  käme  man  bald  zur  Er- 
kenntnis ,  dass  man  eine  Krankheit  nicht  mit  dem  Tode  heilen 
kann ;  man  würde  von  diesem  Wege  bald  wieder  zurückkehren 
und  die  Steigerung  der  Transportpreise  nur  bei  jenen  Gütern 
vornehmen,  deren  höherer  Wert  dieselbe  verträgt,  ohne  dass  deren 
Produktion  und  Transportfähigkeit  darunter  leiden,  —  und  damit 
ist  man  wieder  bei  der  Werttarifierung  angelangt.  Setzt 
man  dagegen  in  der  Absicht,  die  erlittenen  Verluste  durch  grössere 
Massennutzung  und  Heranziehung   minderwertiger  Güter  wett  zu 
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machen,  die  Durchschnittssätze  herab  und  nähert  sich  damit  dem 
Gebührenprinzipe,  oder  will  man  dieses  von  Anfang  her  anwenden, 
so  handelt  es  sich  dann,  um  ein  Herabgehen  unter  die  Selbstkosten 
der  Leistung  (Arbeitsleistung)  zu  verhindern,  zunächst  um  Kenntnis 
und  Ermittlung  derselben,  da  allein  auf  Grund  dieser  Selbstkosten 
und  mit  Berücksichtigung  der  möglichen  Ausnützungsverhältnisse 
der  Fahrbetriebsmittel  die  »Gebühr«  oder  der  Durchschnittssatz 
allenfalls  erstellt  werden  könnte.  Denn  die  Selbstkosten ,  die  auf 
die  Einheit  der  Transp  ortleistung,  d.  i.  des  Produktes,  entfallen, 
sind  auch  wieder  nur  als  Durchschnitte  bekannt  und  keine  kon- 
stanten Grössen,  sondern  innerhalb  eines  gewissen  Transportauf- 
wandes nicht  unbedeutenden  Schwankungen  unterworfen  und 
umgekehrt  proportional  den  Transportmengen,  daher  als  Grund- 
lage zur  Gebührenbemessung  kaum  verwendbar.  Zunächst  aber 
würde  man  den  Durchschnittssatz  voraussichtlich  auf  Grund  der 
Ergebnisse  einer  verflossenen  Zeitperiode  für  eine  kommende  Zeit- 
periode ermitteln.  Man  würde  z.B.  sagen:  Im  eben  vergangenen 
Jahre  oder  im  Durchschnitte  einer  Reihe  vergangener  Jahre  wurden 
n  Nettotonnenkilometer  geleistet;  die  Kosten  dieser  Leistung  be- 
trugen xMark;  sohin  wird  man  für  das   nächste  Jahr  den  Satz  für 

I  Tonnenkilometer  mit  —  Mark  im  Minimum  bemessen.    Nun  tritt 
n 

aber  in  diesem  nächsten  Jahre  eine  Missernte  ein ,  oder  poli- 
tische, soziale,  Elementar-  und  andere  Ereignisse  oder  finanzielle 
Krisen  verursachen  einen  bedeutenden  Rückgang  der  Produk- 
tion und  eine  Stockung  von  Handel  und  Verkehr ;  die  Trans- 
portleistungen haben  sich  auf  n  —  m  verringert ,  die  Betriebs- 
auslagen dagegen  sind  vielleicht  überdies  infolge  Erhöhung 
der  Löhne  und  Materialpreise    auf  x    -f-    y  Mark    gestiegen ;    wer 

deckt  nun  das  Defizit  y    -V   —  ^)  ?     Entweder    die    Allgemeinheit 

(die  Vorteile  des  Gebührenprinzips  kommen  aber,  wie  schon  früher 
erwähnt,  durchaus  nicht  dieser  »Allgemeinheit«  zugute) ,  oder  es 
werden  die  Transportgebühren  für  das  zweite  Jahr  entsprechend 
höher  gehalten.  Dies  hat  aber,  wie  an  dem  ersten  Beispiele  der 
Erhöhung  der  Sätze  gezeigt  wurde,  wieder  zur  Folge,  dass  weiter- 
hin wieder  geringwertige  Güter  ihre  Transportfähigkeit  verlieren, 
die  Massennutzuug    verhindert   oder   beschränkt    und    eine   Reihe 

X  ni  m 
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von  Wirtschaften ,  welche  vielleicht  den  niederen  Gebühren  ihr 
Entstehen  und  Gedeihen  dankt,  geschädigt  oder  vernichtet  wird. 
Wo  bleibt  da  schliesslich  der  »gemeinwirtschaftliche«  Nutzen  der 
Durchschnittssätze  ?  Man  gelangt  also ,  auch  wenn  man  an  ein 
Herabsetzen  der  Durchschnittssätze  schreitet,  abermals  dazu,  für 
Güter  von  grösserem  Werte  höhere  Tarife  zu  erstellen ,  muss 
also  auf  die  Werttarif ierung  zurückgreifen.  Geht  man 
sohin  dem  »Gebührenprinzipe«  und  dem  Durchschnittssatze  im 
Transportwesen  der  Eisenbahnen  näher  an  den  Leib  und  ver- 
folgt dieselben  in  allen  ihren  Voraussetzungen  und  Konsequenzen, 
so  führen  sie  sich  selbst  ad  absurdum.  Es  ist  daher  auch 
ganz  irrtümlich  ,  wenn  man  sagt  ,  die  Werttarifierung  müsse 
noch  solange  beibehalten  werden ,  als  Zins-  und  Amortisa- 
tionserfordernisse zu  bedecken  sind.  Nein ,  die  Werttari- 
fierung muss  immer,  unter  allen  Umständen  die  Grund- 
lage der  Eisenbahntarife  bilden.  Die  Anwendung  von  Durch- 
schnitts- und  Einheitssätzen,  welche  die  Verschiedenheit  der  Lei- 
stungen, der  Qualitäten  und  Quantitäten  übersieht,  lässt  sich  mit 
inneren,  gewissermassen  aus  dem  Wesen  der  Sache  hervorge- 
henden Gründen  niemals  erklären.  —  Selbst  bei  der  Briefpost  nicht, 
die  man  so  gerne  als  Beispiel  heranzieht;  die  Preisbemessung  nach 
Durchschnittssätzen  oder  einheitlichen  Gebühren  widerspricht  unter 
allen  Umständen  den  thatsächlichen  Verhältnissen,  in  welchen  es 
Gleichartigkeit,  aber  niemals  Gleichheit  gibt,  und 
birgt  immer  eine  grosse  Ungerechtigkeit  in  sich.  Wo  ihre  An- 
wendung dennoch  von  Vorteil  ist  und  befürwortet  werden  muss, 
geschieht  dies  lediglich  aus  äusseren,  mechanischen  Gründen,  mit 
Rücksicht  auf  die  Vereinfachung  und  Raschheit  der  Manipulation, 
um  eine  solche  dort ,  wo  besonders  grosse  Massentransporte  in 
Frage  kommen ,  überhaupt  zu  ermöglichen ,  endlich  in  Hinsicht 
auf  anderweitige  praktische  Erfordernisse,  sowie  um  den  Arbeits- 
aufwand zu  verringern.  Wo  aber  diese  Momente  nicht  zutreffen, 
bezw.  ihnen  andere  von  grösserer  Bedeutung  mit  gegenteiligen 
Forderungen  gegenüberstehen,  entbehren  die  Durchschnittssätze 
und  das  Gebührenprinzip  vollkommen  jedweder  Berechtigung,  und 
das  ist  beim  Transportwesen  der  Eisenbahnen  der  Fall.  Es  wurde 
gezeigt,  wie  ein  Abgehen  von  der  Werttarifierung  stets  finanzielle 
und  wirtschaftliche  Nachteile  und  Gefahren  sowohl  für  Einzelwirt- 
schaften als  für  den  Staat,  in  dessen  Händen  das  Verkehrswesen 
liegt ,  mit  sich  bringt ,    und  wie    die  gerühmten    »Volkswirtschaft- 
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liehen«  Vorteile  der  Durchschnittssätze  und  des  Gebührenprinzipes 
kaum  in  einem  Verhältnisse  zu  deren  Nachteilen  stehen  würden. 
Es  wurde  endlich  auch  gezeigt,  wie  ein  Zurückkommen  auf  die 
Werttarifierung  in  allen  Fällen  unausweichlich  ist.  In  der  Wert- 
verschiedenheit und  der  derselben  entsprechenden  notwendigen 
Transportpreisverschiedenheit  kommt  das,  jedweder  lebensfähigen 
Organisation,  jedem  gesunden  Lebensprozesse  unterst  zugrunde 
liegende  Prinzip  der  Ungleichheit,  der  natürlichen,  d.  h. 
den  gegebenen  Verhältnissen  entsprechenden,  harmonisch  abge- 
stuften, man  kann  sagen,  wahrhaft  ausgleichenden  Ungleichheit 
zum  sieghaften  Ausdrucke.  »An  sich«  zeigt  sich  sohin  die 
Wertklassifikation  geradezu  als  eine  Voraussetzung  und  Notwen- 
digkeit für  das  Tarifwesen  in  staatswirtschaftlichem  Sinne ,  wie 
dies  in  gleicherweise  ja  auch  beim  privatwirtschaftlichen  Systeme 
zutrifft.  Der  Unterschied  zwischen  beiden  besteht  hier  nur  indem 
Wertmass  Stabe  und  in  den  Grundsätzen  für  die  Einreihung  der 
Güter  in  Wertklassen.  Beim  privatwirtschaftlichen  Systeme  ist 
dieser  Massstab  naturgemäss  der  Tauschwert ,  weil  die  Belas- 
tungsfähigkeit eines  Gutes,  d.  h.  welche  höchste  Transportgebühr 
dasselbe  verträgt,  in  erster  Linie  vom  Tauschwerte  abhängt 
und  die  Privatwirtschaft  ihrem  Wesen  nach  das  höchste  Reiner- 
trägnis zum  Ziele  hat ;  dieses  wird  nun  zweifellos  am  besten  durch 
die  subtilste  Individualisierung  erreicht  werden  können.  In  der 
Praxis  allerdings  ist  eine  weitgehende  Individualisierung  mit  gewissen 
Schwierigkeiten  verbunden  und  vielen  unvermeidlichen  Irrtümern 
unterworfen.  Nicht  nur  weil  der  Tauschwert  eines  Gutes  örtlich  und 
zeitlich  wechselt  und  die  Einschätzung  der  individuellen  Auffas- 
sung einzelner  Personen  anheimgegeben  ist,  sondern  auch  weil 
die  Wertverschiedenheiten  der  Güter  materiell  viel  kleinere  sind, 
bezw.  viel  mehr  Abstufungen  aufweisen ,  als  aus  tariftechnischen 
Gründen  Wertklassen  angenommen  werden  können.  In  dem  Be- 
streben, diesen  Nuancierungen  auch  örtlich  und  zeitlich  nach 
Möglichkeit  Rechnung  zu  tragen  und  ihnen  mit  den  Tarifen  ge- 
wissermassen  auf  dem  Fusse  zu  folgen,  gelangte  man  denn  schliess- 
lich zu  jener  grossen  Zahl  von  Ausnahmetarifen  und  zum  Refak- 
tienwesen mit  seinen  Auswüchsen,  welche  die  Privatwirtschaft  so 
in  Misskredit  brachten.  Doch  darin  liegt  zum  Teil  die  »Tarifkunst«, 
deren  Adepten  mit  Eifersucht  die  Mysterien  —  ihrer  Schreibtische 
hüten. 

Bei  der  Staatswirtschaft    muss  zwar    aus  den    früher  angege- 
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benen  Gründen  auch  unter  allen  Umständen  am  Prinzipe  der  Klas- 
ssifikation  nach  dem  Werte  im  allgemeinen  festgehalten  werden, 
aber  es  kann  nicht  der  Tauschwert  der  Güter  das  Kriterium  bil- 
den ;  der  Begriff  des  Tauschwertes  geht  unmittelbar  aus  der 
Wechselseitigkeit  der  E  in ze  1  wirtschaften  hervor  und  kann  daher 
der  Staats  Wirtschaft  nicht  für  die  Einschätzung  der  Güter  in  erster 
Linie  massgebend  sein,  sondern  —  es  wird  damit  ein  vielleicht 
neuer  Begriff  eingeführt  —  nur  der  »staatswirtschaft- 
liche Wert«  der  Güter.  Und  darin  liegt  der  wesentlichste 
und  sachliche  Unterschied  zwischen  den  Grundlagen  des 
staatswirtschaftlichen  und  privatwirtschaftlichen  Tarifwesens,  wo- 
gegen deren  anderweitige  Verschiedenheiten  mehr  formeller  Natur 
sind.  DerBegriffdes  »  staatswirtschaftlichen  Wertes«  der 
Güter  ergibt  sich  einerseits  aus  der  Relativität  zwischen  einer  Staats- 
wirtschaft und  den  von  ihr  umschlossenen  Privatwirtschaften,  an- 
dererseits aus  der  Relativität  verschiedener  Staatswirtschaften.  Aus 
den  ersteren  Beziehungen  bestimmt  sich  der  staatswirtschaftliche 
Wert  eines  Gutes  nach  Massgabe  der  Bedeutung  und  Stellung 
seiner  Produktion  innerhalb  der  Staatswirtschaft  und  mit  Rück- 
sicht auf  den  sachlichen  Wert  des  Gutes,  bezw.  die  Grösse  und 
Allgemeinheit  des  Bedürfnisses,  welches  durch  das  Gut  befriedigt 
wird ,  sowie  endlich  nach  der  Wichtigkeit  dieser  Bedürfnisbefrie- 
digung. Aus  den  letzteren  Beziehungen  bestimmt  sich  der  staats- 
wirtschaftliche Wert  eines  Gutes  nach  dem  Umfange  und  der 
Grösse  der  Vorteile,  welche  einem  Staate  oder  ihm  angehörigen 
Einzelwirtschaften  aus  der  Weltmarktstellungeines  Gutes  erwachsen. 
In  diesem  Sinne  werden  nach  der  staatswirtschaftlichen  Wertskala 
z.  B.  die  Arbeits-  und  Hilfsmittel  der  Ur-  und  Bodenproduktion 
zuoberst  stehen.  Es  ist  für  den  Bestand  und  das  Gedeihen  eines 
Staates  unerlässlich,  dass  der  Landwirtschaft  die  grösste  und  erste 
Fürsorge  zugewendet  werde.  Es  bildet  eine  Lebensfrage  für  jeden 
Staat,  dass  er  die  Interessen  der  landwirtschafttreibenden  Bevöl- 
kerung thunlichst  fördere,  dieselbe  vor  den  Gefahren  übermäch- 
tiger, auswärtiger  Konkurrenz  schütze,  ihre  Belastung  durch  Steuern 
und  Abgaben  vermeide  und  dem  Rückgange  der  Grundrente,  so- 
wie der  Entwertung  des  Bodens  vorzubeugen  suche.  Aus  einem 
reichen,  kräftigen,  intelligenten  Bauernstande  wird  der  Staat  immer 
wieder  neue  Kraft  und  Macht  schöpfen  und  in  einem  solchen 
auch  den  sichersten  Wall  gegen  die  zersetzenden  und  destruktiven 
Strömungen  der  Gegenwart  finden.  In  die  nämliche  Wertklasse 
werden  dann  etwa  die  Nahrungsmittel ,  insbesondere  die  Brot- 
früchte (in  ungemahlenem  Zustande)  einzureihen  sein.  Hiefür 
sprechen  die  wichtigsten,  auch  sozialpolitischen  Motive.    Die  Roh- 
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Stoffe  für  die  Fabrikation,  sowie  auch  Kohlen  gehören  gleichfalls 
hieher,  dagegen  fallen  die  wichtigeren  Genussmittel  schon  in  die 
nächsten  Klassen  und  Halb-  und  Ganzfabrikate  werden  nach 
Massgabe  ihrer  Entwicklung  und  Entwicklungsfähigkeit  in  einem 
Staate  in  die  untersten  Wertklassen  einzureihen  sein.  Für  die  Ein- 
reihung in  diese  letzten  Klassen  wird  überdies  der  Tauschwert 
der  Güter  als  bestimmend  in  den  Vordergrund  treten ;  denn  wie 
wichtig  auch  in  staatswirtschaftlicher  Beziehung  ein  hochwertiges 
Produkt,  bezw.  die  inländische  Produktion  desselben  sein  mag, 
eine  aus  diesem  Titel  etwa  gewährte  besondere  tarifarische  Berück- 
sichtigung würde  ob  ihrer  relativen  Geringfügigkeit  auf  die  Pro- 
duktion und  Marktfähigkeit,  sowie  auf  den  Umfang  des  Absatz- 
gebietes des  wertvollen  Fabrikates  zweifellos  ganz  ohne  Einfluss 
sein  ,  voraussichtlich  lediglich  dem  Zwischenhandel  zugute  kom- 
men und  einer  zwecklosen  Hingabe  staatlicher  Einnahmen  gleichzu- 
setzen sein.  Es  muss  eben  in  Bedacht  genommen  werden,  dass  die 
Anwendbarkeit  des  Gesetzes  der  Massennutzung 
in  umgekehrtemVerhältnisse  zum  Tauschwerte 
der  Güter  steht.  Die  hochwertigen  Güter  gelangen  in  der 
Regel  nicht  vom  Produzenten  unmittelbar  in  die  Hände  des  Kon- 
sumenten, sondern  sie  gehen  durch  eine  Anzahl  von  Zwischenhänden, 
welche,  weil  alle  daran  verdienen  müssen,  den  Preis  des  Produktes, 
den  schliesslich  der  Konsument  bezahlen  muss,  auf  das  Zwei-,  Drei- 
oder Mehrfache  der  Eigenkosten  des  Produzenten  steigern.  Es  ist  nun 
klar,  dass  im  Verhältnisse  zu  dem  hohen  Werte  und  noch  höheren 
Preise  dieser  Güter  die  Transportkosten  kaum  eine  Rolle  spielen 
können.  Würden  für  solche  Güter  nicht  die  höchsten  Transport- 
preise gerechnet  werden,  die  sie  ertragen  können,  ohne  an  ihrer 
Transportfähigkeit  zu  leiden,  so  würde  der  Vorteil  der  geringeren 
Sätze  in  einer  jener  Zwischenhände  bleiben  oder  sich  unter  alle 
diese  Zwischenhände  und  vielleicht  auch  einzelne  Produzenten  und 
Konsumenten  verteilen  und  unproduktiv  zersplittern.  Wenn  sich 
aber  diese  Splitter  in  einer  Hand  vereinen  und  summieren,  so 
ergeben  sie  wohl  bedeutende  Beträge,  und  ist  der  Staat  der  Em- 
pfänger, so  wird  er  dieselben  seinen  allgemein  nützlichen,  staats- 
wirtschaftlichen Zwecken  zuführen  können. 

13urch  die  nach  solchen  Grundsätzen  vorgenommene  Wert- 
klassifikation kommen  die  Ziele  staatswirtscluiftlicher  Tarifpolitik  : 
einerseits  die  grössten  Vorteile  in  1  linsicht  auf  die  allgemeinen  staat- 
lichen Zwecke  zu  erreichen  und  andrerseits    doch  für  die  Ein/.el- 
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wirtschaften  die  relativ  grössten  Nutzeffekte  herbeizuführen,  /.um 
richtigen  Ausdrucke.  Charakteristisch  für  diese  staatswirtschaft- 
Hche  Wertklassifikation  ist  auch  der  Umstand,  dass  im  Gegensatze 
zu  der  privatwirtschaftlichen,  vornehmlich  nach  dem  Tauschwerte 
vorgenommenen  Klassifikation,  für  die  obersten  Wertklassen  die 
niedersten  Tarifsätze  erstellt  werden.  — 

Es  geht  aus  dieser  Wertklassifikation  auch  hervor ,  dass 
dieselbe  jeweilig  nur  für  ein  bestimmtes  Staatsgebiet  Geltung 
haben  kann,  und  zweifellos  ist  es  auch  mit  Rücksicht  auf  die 
Verschiedenheit  der  Produktionsbedingungen  in  den  einzelnen 
Landstrichen  keine  leichte  Aufgabe,  die  Einschätzung  der  Güter 
in  die  Wertklassen  nach  ihrem  staatswirtschaftlichen  Werte  vor- 
zunehmen, wenn  auch  der  letztere  in  vieler  Hinsicht  einen  siche- 
reren Massstab  abgibt  als  der  Tauschwert  eines  Gutes.  Jeden- 
falls wird  diesbezüglich  ein  gewisser  Parallelis- 
mus mit  dem  System  und  den  Sätzen  des  Zollt  a- 
rifes  zu  suchen  sein.  Denn  wenn  auch  die  Tarife  der 
Eisenbahnen  nicht  die  positiven  Aufgaben  der  Zolltarife  erfüllen 
können,  so  dürfen  sie  diesen  doch  in  keinem  Falle  entgegengesetzt 
sein,  ihnen  entgegenwirken  oder  dieselben  in  ihren  beabsichtigten 
Effekten  abschwächen.  Sie  bilden  im  Gegenteile  ein  notwendiges 
und  natürliches  Korrelat  der  Zolltarife,  indem  sie  einigen  Produk- 
tionszweigen ermöglichen  sollen,  die  Vorteile  eines  Zolltarifes  zu  ver- 
folgen und  auszubeuten,  und  anderen  Produktionszweigen  einen 
Schutz  gegen  die  Nachteile  ausländischer  Konkurrenz  zu  gewähren 
haben.  —  Dies  mag  auch  als  Beleg  dafür  angesehen  werden,  dass  in 
einem  auf  staatswirtschaftlichen  Grundlagen  aufgebauten  Tarife  die 
Klassifikation  der  Güter  lediglich  nach  deren  Tauschwerte  nicht 
stattfinden  kann,  weil  dieselbe  den  Anschluss  an  den  Zolltarif 
und  die  unerlässliche  Ergänzung  desselben  verhindern  würde,  nach- 
dem die  Klassifikation  des  Zolltarifes  ebenfalls 
nicht  nach  dem  Tauschwerte,  sondern  im  allge- 
meinen nach  dem  staatswirtschaftlichen  Werte 
der  Güter  vorgenommen  ist. 

Diese  Angliederung  darf  jedoch  nicht  so  weit  gehen,  dass 
durch  dieselbe  einerseits  die  Gesetze  der  Oekonomik  verletzt 
und  andrerseits  rücksichtlich  der  Verkehrsrichtungen,  der  Ein- 
bruchs- und  Ausgangspunkte  sowie  der  Provenienz  der  Güter 
Differentialsätze  erstellt  werden  und  durch  Ausnahmetarife  und 
geheime    Refaktien    der   Zolltarif   und    die   ganze    Tendenz    einer 
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Handelspolitik  gewissermassen  in  die  Luft  gehängt  und  illusorisch 
gemacht  werden,  endlich  durch  diese  ungleichmässige  dififeren- 
tielle  Behandlung  die  heimische  Produktion  in  anderen  Gebieten 
sogar  geschädigt  wird.  Es  darf  dies  insbesondere  auch  dort  nicht 
zugelassen  werden ,  wo  die  Verkehrsmittel  sich  in  Händen  der 
Privatwirtschaft  befinden,  weil,  wie  manche  Erfahrungen  gelehrt 
haben,  seitens  derselben  die  Mittel  der  Refaktie  und  des  difife- 
rentiellen  Tarifes  häufig  in  einer  den  Interessen  der  inländischen 
Produktion  direkt  zuwiderlaufenden  Weise  zur  Anwendung  kom- 
men können.  Man  könnte  wohl,  und  nicht  mit  Unrecht,  behaup- 
ten, dass  auch  die  Privatbahnen  ihrem  Vorteile  dienen  würden, 
wenn  sie  die  staatswirtschaftliche  Wertklassifikation  übernehmen, 
da  doch  dieselbe  die  Förderung  und  Stärkung  der  Produktion 
bezweckt,  eine  Hebung  des  Volkswohlstandes  herbeizuführen  be- 
rufen und  geeignet  scheint  und  dadurch  mittelbar  wieder  zur  Ur- 
sache einer  Steigerung  des  Güteraustausches  und  Verkehrs  wird. 
Aber  bei  den  Privatbahnen  fehlt  die  Prämisse  für  diese  Schluss- 
folgerung; ihr  Wesen  macht  sie  ungeeignet  zu  einer  zuwartenden 
und  gross  angelegten,  über  die  Erzielung  unmittelbarer  Erfolge 
hinausreichenden  Tarifpolitik. 

Bei  weiterer  Suche  nach  den  Grundlagen  staatswirtschaftlicher 
Tarifgestaltung  drängt  sich  die  P>age  der  Selbstkosten  in  den 
Vordergrund.  Es  wird  in  der  Folge  gezeigt  werden ,  dass  die 
Selbstkosten  in  der  That  und  zwar  in  mehrfacher  Weise  auf  die 
Tarifgestaltung  Einfluss  nehmen.  Insoferne  es  sich  darum  handelt, 
die  Eigenkosten  des  Betriebes  thunlichst  zu  reduzieren  und  zu 
diesem  Zwecke  auch  besondere  tarifarische  Massnahmen  zu  treffen, 
werden  die  Selbstkosten,  bezw.  die  Rücksichtnahme  auf 
ihreVerminderungpro  Leistungseinheit  unter  allen  Um- 
ständen als  eine  allge  me  ine  Tarifgrundlage  anzusehen  sein.  — 
Aber  auch  in  anderer  Hinsicht,  nämlich  insoferne  als  die  Kosten 
des  Transportes  eines  Gutes  einen  Bestandteil  von  dessen  Gesamt- 
gestehungskosten bilden  und  diese  letzteren  neben  Angebot  und 
Nachfrage  am  Markte  mitbestimmend  für  die  Preisbildung  sind, 
stellen  sich  die  Selbstkosten  des  Betriebes  auch  im  besonde- 
ren als  Tarifgrundlage  dar,  d.  h.  beim  privatwirtschaftlichen  und 
beim  »gemein  wirtschaftlichen«  Systeme  in  ganz  verschiedener  Weise. 
Die  Privatwirtschaft  wird  den  Selbstkosten  soweit  nämlich  die 
auf  die  Einheit  geleisteter  oder  zu  leistender  Transporte  ent- 
fallenden   Selbstkosten    in    Betracht    kommen    —   nur    jene  Rollo 
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zuerkennen,  die  denselben  l)ei  der  Preisbildung  überliaupl  und 
im  allgemeinen  zukommt  ,  nämlich  als  unterste  Preisgrenze. 
Bei  Marktgütern,  d.  h.  jenen ,  deren  Preise  sich  durch  die  Kon- 
kurrenz bestimmen,  tritt  nun  die  preisbestimmende  Kraft  der  Selbst- 
kosten gegen  Angebot  und  Nachfrage  mehr  oder  weniger  zu- 
rück, und  es  kann  sogar  der  Fall  eintreten,  dass  bei  mangelnder 
Nachfrage  oder  übermässigem  Angebote  und  besonderer  Beschaf- 
fenheit des  Gutes  unter  den  Selbstkosten  verkauft  wird.  Die  Eisen- 
bahnen aber  sind  Monopolanstalten  und  ihre  Produkte,  die  Trans- 
portleistungen, unterliegen  daher  rücksichtlich  ihrer  Bewertung 
nicht  in  solchem  Masse  dem  Angebote  und  der  Nachfrage,  son- 
dern es  wird  ihre  Bewertung  immer  in  einer  gewissen  Anlehnung 
an  die  Selbstkosten  erfolgen.  Je  mehr  dieser  Monopolcharakter 
sich  verschärft,  desto  mehr  treten  Angebot  und  Nachfrage  mit 
ihrem  Einflüsse  zurück,  und  wo  ein  vollständiges  Monopol  besteht, 
liegt  einer  beliebigen  Preisbildung,  also  auch  einer  solchen  ledig- 
lich mit  Rücksichtnahme  auf  die  Selbstkosten,  wenigstens  theo- 
retisch nichts  im  Wege.  Dagegen  werden  dort,  wo  Verkehrsan- 
stalten dieses  Monopol  nicht  oder  nur  in  geringem  Masse  besitzen, 
wie  z.  B.  bei  der  Seeschififahrt ,  die  Selbstkosten  bei  der  Tarif- 
gestaltung wieder  zurücktreten  und  Angebot  und  Nachfrage  die 
Preise  diktieren.  Bei  der  privatwirtschaftlichen  Verwaltung  der 
Eisenbahnen,  welche  mit  Rücksicht  auf  den  erstrebten  höchsten 
Reingewinn  die  Tarife  nach  den  Tauschwerten  der  Güter  erstellt 
und  hiebei  so  weit  wie  möglich  individualisiert,  wird,  da 
selbstverständlich  von  einer  Unterscheidung  der  Selbstkosten  beim 
Transporte  verschiedener  Güter  nur  innerhalb  gewisser  Gruppen 
von  Gütern  die  Rede  sein  kann  und  weiter  der  Tauschwert  selbst 
auch  wieder  abhängt  von  Angebot  und  Nachfrage,  dieser  »unter- 
sten Grenze«  ,  welche  die  durchschnittlichen  Selbstkosten  pro 
Transporteinheit  darstellen,  mit  Recht  kaum  ein  Wert  zugestanden 
werden  können ;  und  dies  umsoweniger,  als  diese  Grenze  sehr  vager 
Natur  und  höchst  schwankend  ist  und  sich  nur  als  annähernden 
Durchschnittswert  im  nachhinein  bestimmen  lässt.  Dem  Wesen  der 
»Gemeinwirtschaft«  wieder  entspricht,  wie  früher  gezeigt  wurde, 
die  gänzliche  Ausserachtlassung  einer  Wertklassifikation,  also  das 
»unterschiedslose  Zusammenfassen«,  demnach  hier  auch  die 
Tarifgestaltung  auf  Grundlage  der  Selbstkosten  zu  erfolgen  hat. 
Ob  dabei  das  reine  Gebührenprinzip  zur  Anwendung  gelangt, 
oder  ob  zu  den  Transportkosten  noch  ein  Aufschlag  für  Verzin- 
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sung  und    Amortisation    vorgenommen   wird,    ist    für   die    Sache 
gleichgültig. 

Unter  dem  Banne  des  »gemeinwirtschaftlichen«  Systems  ist 
man  natürlich  immer  bestrebt,  dem  Wesen  der  grundlegenden  Selbst- 
kosten näher  zu  treten,  und  fand  bei  theoretischer  Untersuchung, 
dass  sich  die  Selbstkosten  in  feste  und  veränderliche  unterschei- 
den. Dementsprechend  glaubt  man  nun,  den  Transportpreis  eben- 
falls als  aus  zwei  Teilen  bestehend  ansehen  zu  müssen:  aus  jenem 
mit  dem  Umfange  der  Leistung  wachsenden ,  »veränderlichen« 
Tarifteile,  welcher  den  festen  Selbstkosten  entspricht,  und  dem 
von  der  Grösse  der  Leistung  unabhängigen  »festen«,  welcher  den 
veränderlichen  Selbstkosten  entspricht.  Da  die  festen  Selbstkosten, 
welche  man  aus  den  Kosten  für  Zentralverwaltung,  Bahnerhaltung, 
den  fixen  Bezügen  u.  dgl.  m.  bestehend  angibt,  die  sog.  verän- 
derlichen Selbstkosten  weit  übersteigen,  zumeist  —  wenn  nämlich 
irrtümlicherweise  noch  die  Erfordernisse  für  Verzinsung  und  Amorti- 
sation hinzugezählt  werden  —  ein  Vielfaches  derselben  bilden  werden, 
wird  auch  der  veränderliche  Tarifbestandteil  gegenüber  dem  festen 
überwiegen  und  ausschlaggebend  sein.  Diese  spekulative  Unterschei- 
dung müsste  demzufolge  auch,  wenn  sie  thatsächlich  angewendet 
würde ,  zu  nahezu  gleichen  Tarifsätzen  für  alle  Transportgat- 
tungen führen.  Dieser  Umstand  hat  bewirkt,  dass  das  »ge- 
meinwirtschaftliche« System  mit  seinen  Durchschnittssätzen  und 
seiner  Vernachlässigung  der  Wertunterschiede  als  »natürlich«, 
d.  h.  in  der  Natur  der  Sache  liegend  bezeichnet  werden 
konnte.  Dies  ist  nun  allerdings  ein  grosser  Irrtum;  denn  feste 
und  veränderliche  Selbstkosten  bestehen,  ohne  zu  einer  solchen 
Schlussfolgerung  zu  berechtigen,  bei  jeder  Arbeitsleistung  und 
bei  jeder  Produktion,  sie  sind  durchaus  keine  Eigenheit  des 
Eisenbahnbetriebes,  und  es  bedurfte  daher  auch  nicht  erst  ihrer 
Entdeckung  für  denselben.  Praktischen  Wert  hat  diese  Tren- 
nung wohl  auch  kaum  einen,  denn  in  der  Praxis  wird  nie  ein  Tarif 
nach  diesen  beiden  Kostenanteilen  gebildet,  schon  weil  dieselben 
ziffermässig  nicht  zu  ermitteln  sind.  Denn  welche  Selbstkosten 
sind  beweglich ,  welche  unveränderlich  ?  Jeder  Fachmann  wird 
sich  weigern,  eine  bestimmte  Antwort  darauf  zu  geben  und  eine 
präzise  Trennung  zu  vertreten.  Die  theoretische  Scheidung  dient 
jedoch  zum  bessern  Verständnisse  der  Sache,  wenn  sich  auch  in 
Wirklichkeit  eine  genaue  Scheidung  gar  nicht  vornehmen  lässt 
und    man    in    keinem    Falle    eine  sichere  Grenze    zwischen  festen 
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und  veränderlichen  Kosten  wird  /u  ziehen  vermögen.  Nimmt  man 
die  Selbstkosten  als  Gan/.es,  alle  Erfordernisse,  welche  durch  die 
Unternehmung  gedeckt  zu  werden  haben,  miteinbezogen,  so  zeigt 
sich  schon  bei  oberflächlicher  Betrachtung ,  welchen  Verlauf  die 
Selbstkosten  je  nach  dem  Umfange  der  Leistung  nehmen  müssen. 
Infolge  des  Bestehens  von  konstanten  oder  nur  in  geringem  Masse 
von  der  Grösse  der  Leistung  abhängigen  Kostenteilen  werden 
die  Kosten  für  die  Produktionseinheiten  um  so  geringer  sein,  je 
mehr  solcher  Kinheiten  eine  Arbeitsleistung  umfasst.  Daraus  er- 
gibt sich  nun,  dass  bei  Beförderung  grösserer  Gewichtsmengen 
und  bei  zunehmender  Transportlänge  die  durchschnitt- 
lichen Selbstkosten  pro  Gewichts-,  bezw.  pro 
Wegeinheit  in  einem  gewissen  Verhältnisse  ab- 
nehmen. Diese  Thatsache  ist  grundlegend  für  die  Tarifge- 
staltung. Sie  hat  beim  privatwirtschaftlichen  Systeme  zur  Ein- 
führung der  Staffeltarife  geführt,  um  durch  Erhöhung  der  Trans- 
portfähigkeit der  Güter  auf  längere  Entfernungen  grössere  Be- 
triebsüberschüsse zu  erzielen,  und  da  die  Staffeltarife  in  ihrer 
Rückwirkung  zur  Vermehrung  der  Transportmengen ,  bezw.  der 
Transportlängen  und  infolgedessen  auch  zur  besseren  Ausnützung 
der  Betriebsmittel  und  innerhalb  gewisser  Intensitätsgrenzen  zu  einer 
Reduktion  der  Kosten  der  Produktionseinheit  führen,  musste  die 
fallende  Skala  als  betriebsökonomischen  Ursprunges  auch  für  die 
»gemeinwirtschaftliche«  Tarifgestaltung  als  grundlegend  angenom- 
men werden.  Zur  Erläuterung  der  im  nachstehenden  angewandten 
Bezeichnungen  »Leistungs-  oder  Arbeitseinheit«  und 
»Produktionseinheit«  ist  zu  bemerken,  dass  diese  beiden 
wohl  zu  unterscheiden  sind.  Unter  »Leistungseinheit« 
versteht  sich  die  auf  eine  zeitliche  oder  räumliche  Einheit  bezogene 
Arbeit,  welche  verrichtet  wird,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  durch 
diese  Arbeit  etwas  produziert  wird  oder  nicht,  z.  B.  die  Arbeit 
der  Traktion  eines  Zuges,  gleichgültig,  ob  leer  oder  beladen,  oder 
noch  weiter  zertrennt,  z.  B.  beim  Personenverkehre  die  Leistungen 
an  Sitzplatzkilometern  in  verschiedenen  Wagenklassen,  beim  Güter- 
verkehr die  Leistung  an  Tragfähigkeits-  oder  Ladegewichts-Tonnen- 
kilonietern  u.  dgl.  »Produktionseinheiten«  dagegen  sind 
die  eigentlichen  Produkte,  deren  Erzeugung  der  Zweck  des  Eisen- 
bahnbetriebes ist;  es  sind  dies  beim  Personentransport  die  »Per- 
sonenkilometer« (in  den  verschiedenen  Wagenklassen)  oder 


Ueber  das   Wesen  und  die  Grundlagen  etc.  yi 

besetzten  Sitzplatzkilometer  und  beim  Gütertransport  die  »Netto- 
tonnenkilometer«  (in  den  verschiedenen  Tarifklassen), 

Diese  allgemeinen  Erörterungen  lassen  erkennen,  dass  die 
Selbstkosten  des  Betriebes  in  dreifacher  Weise  auf  die  Tarif- 
gestaltung einwirken,  und  zwar  i.  indem  die  Rücksicht  auf 
ihre  möglichste  Verringerung  zu  tarifarischen  Mass- 
nahmen führt,  die  demnach  rein  betriebsökonomischen  Ursprunges 
sind,  2.  mit  ihren  absoluten  Werten,  bezw.  faktischen  Beträgen 
pro  Produktions-,  bezw.  Leistungseinheit  zur  Ermittlung  der  un- 
tersten Preisgrenzen  und  3.  durch  ihre  Bewegung  und 
Aenderung  bei  Aenderung  des  Umfanges  der  Leistung  oder 
der  Produktion. 

Was  zunächst  diese  letzteren  Beziehungen  zwischen 
demUmfange  einerLeistung,  bezw.  zwischen  den 
Produktions  mengenund  deren  Selbstkosten  be- 
trifft, so  ist  es  erforderHch ,  diese  Beziehungen  vor  allem  einmal 
klar  zu  legen,  um  die  aus  dem  Wesen  der  Sache  hervorgehende 
Berechtigung  und  das  Mass  der  Einflussnahme  derselben  auf  die 
Bestimmung  der  Transportpreise  feststellen  und  begrenzen  zu 
können. 

Zu  diesem  Zwecke  sei  des  besseren  Verständnisses  halber 
ein  Beispiel  zur  Erörterung  herangezogen.  Angenommen  ,  es 
lege  ein  Zug  von  bestimmter  Bruttolast  auf  einer  bestimmten 
Strecke  k  Wegeinheiten  zurück.  Die  veränderlichen,  d.  h.  die  von 
der  Grösse  der  Leistung  abhängigen  Selbstkosten,  das  sind  jene 
der  eigentlichen  Traktion,  wie  Kohlen-,  Wasser-,  Schmiermaterial- 
Verbrauch,  Kilometergelder,  Abnützung  der  Betriebsmittel  u.  a.  m., 
seien  für  die  ganze  Leistung  des  Zuges  mit  B  bezeichnet;  es  ist 

nun  -^  die  im  Durchschnitt  auf  die  Wegeinheit   entfallende  Quote 

der  veränderlichen  Kosten,  welche  mit  b  als  mittlere  veränder- 
liche Selbstkosten  pro  Wegeinheit  bezeichnet  werden  sollen.  Die 
auf  den  Zug  entfallende  Quote  der  gesamten  fe  s  t  e  n  Selbst- 
kosten der  Eisenbahnunternehmung,  als  Erfordernisse  der  Zentral- 
verwaltung, fixe  Bezüge  des  Personals  u.  dgl.  m,,  welche  unab- 
hängig sind  von  der  Grösse  der  Leistung,    sei  mit  a  bezeichnet. 

TD 

Aus  -— -  =  b  erhält  man  B  :  k  =  b  :  i ,  d.h.  dass  die  mitt- 
leren veränderlichen  Selbstkosten  der  Leistung 
proportional  d  c  m  W  e  g  c  w  a  c  h  s  e  n.    Nach  zurückgelegten 


72  Frhr.  v.    Weichs: 

k  Wegeinheileii  werden  die  gesamten  veränderlichen  Selbstkosten 
des  Zuges  =      k  X  b  =  B, 

nach  Foo  zurückgelegten  Wegeinheiten       =  loo  X  b, 
»         lo  »  »  =     lo  X  b 

und     »  o  »  '  =      o  X  b  -=  o, 

da  der  Zug  in  diesem  Falle  noch  nicht  abgegangen  ist,  also  Selbst- 
kosten pro  Wegeinheit  noch  nicht  aufgelaufen  sind.  Es  werfen 
sich  hier  nun  die  Fragen  auf:  Wie  werden  die  vom  zurückge- 
legten Wege  abhängigen,  sogenannten  veränderlichen  Selbstkosten 
thatsächlich  beschaffen  sein  ?  Sind  sie  in  jeder  späteren  Weg- 
einheit grösser  oder  kleiner  als  in  der  jeweilig  vorgelegenen  und 
ist  es  endlich  zulässig,  für  dieselben  einen  mittleren  Wert,  der 
mit  b  bezeichnet  wurde,  einzuführen? 

Fährt  der  Zug  bergaufwärts,  so  werden  die  Traktionskosten 
für  diese  Strecke  natürlich  höhere  sein  als  jene  auf  Flachland- 
strecken ;  ebenso  wie  Ncigungs-  und  Krümmungsverhältnisse  wer- 
den auch  Witterung,  Temperatur,  die  Adhäsion  beeinflussende 
und  sonstige  äussere  Umstände  auf  diese  Selbstkosten  an  den 
einzelnen  Punkten  einer  Linie  und  zu  verschiedenen  Zeitpunkten 
einer  Fahrt  verschieden ,  bald  ermässigend  und  bald  erhöhend 
einwirken.  Es  bedarf  wohl  keines  besonderen  Nachweises,  dass 
die  Berechnung  der  Traktionskosten  eines  bestimmten  Zuges 
für  jede  einzelne  der  aufeinanderfolgenden  Wegeinheiten  un- 
möglich sei.  Es  ist  daher  nötig,  den  Mittelwert  b  einzuführen; 
derselbe  wird,  weil  sich  die  Erhöhungen  und  Veränderungen  der 
Selbstkosten  häufig  genug  aufheben  dürften,  von  den  thatsäch- 
lichen  Kosten  pro  Wegeinheit  gewiss  nur  wenig  abweichen  und 
nach  Zurücklegung  der  k  Wegeinheiten  doch  die  wirklichen  ge- 
samten veränderlichen  Kosten  des  Zuges  k  X  b  =  B  ergeben. 

Die  gesamten  (variable  und  fixe)  Selbstkosten  eines  bestimmten 
Zuges  vor  dessen  Abfahrt  werden  darnach  sein  s^  =  a  -f  ob  =  a, 
nach  einer  zurückgelegten  Wegeinheit  Sj  =  a  +  ib, 

nach  zwei  zurückgelegten  Wegeinheiten  Sg  =  a  +  2b, 

nach       X       zurückgelegten  Wegeinheiten  s    =  a  -f  xb. 

s  =  a  -f  xb  ist  die  Gleichung  einer  Geraden.  Die  absoluten, 
d.  h.  effektiven,  im  ganzen  auflaufenden  und  nach  jeder  zurück- 
gelegten Wegeinheit  immer  wieder  vom  Anbeginne  der  Leistung 
gerechneten  Selbstkosten  werden  demnach  nicht  in  einer 
Kurve,  sondern  in  einer  geraden,  u.  zw.  aufsteigenden 
Linie  verlaufen. 
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Anders  liegen  jedoch  die  Verhältnisse  bei  den  auf  die  Weg- 
einheit entfallenden  Kosten.     Diese  betragen 

nach  einer  zurückgelegten  VVegeinheit     y^  =  -^  = , 

S  3,  -l-  2t)  3. 

nach  zwei  zurückgelegten  Wegeinheiten  y^  =  —  = =  — -f-b, 

S  3,  "l-  ^b  3 

nach  drei  zurückgelegten  Wegeinheiten  ya  =  —  = =  -  +b, 

3  -l~  xb  3 

endlich  nach  x  zurückgel.  Wegeinheiten  y    =  =  — -fb. 

XX 

Diese  Formeln  stehen  unter  einander  in  engem  Zusammenhange, 
denn  sie  beziehen  sich  auf  eine  und  dieselbe  Fahrt  in  den  ver- 
schiedenen Phasen  derselben ,  d.  h.  wenn  z.  B.  ein  Zug  loo  km 
weit  fährt ,  so  ist  natürlich  das  lOO.  Zugskilometer ,  an  sich  be- 
trachtet, nicht  billiger,  als  das  erste  es  im  Durchschnitte  und 
innerhalb  der  ganzenLeistung  von  lOO  km  ist;  aber 
das  100.  Kilometer  ist  natürlich  billiger,  als  das  erste  es  war,  un- 
mittelbar nachdem  es  geleistet  worden ;  denn  die  Kosten,  welche 
für  ein  Kilometer  im  Durchschnitte  auflaufen ,  sind  geringere, 
wenn  der  Zug  100  km  leistet,  als  wenn  er  im  ganzen  nur  i  km  leistet. 
Unter  x  ist  dabei  nicht  die  xte  Wegeinheit,  sondern  der  Abscissen- 
abstand    von  x  Wegeinheiten    zu  verstehen,    und  daher  ist  auch 

y   =   ~   +  b    oder    xy  =  a  +  bx    die  Gleichung    einer    Hy- 

3 

pcrbel.    In  unendlicher  Entfernung,  also  bei  x  =  00  ist  y  =  — 

+  b  =  o  +  b  —  b;  das  ist  die  Gleichung  der  Asymptote,  welche 
im  Abstände  b  von  der  Abscissenachse  liegt  und  mit  der  Hy- 
perbel in  unendlicher  Entfernung  zusammentreffen  würde.  Diese 
Hyperbel  hat  sohin  eine  derartige  Lage,  dass  ihre  Achse  nicht 
mit  der  Abscissenachse  zusammenfällt  und  ihre  Aeste  nicht  beider- 
seits der  Abscissenachse ,  sondern  in  einen  und  denselben  Qua- 
dranten zu  liegen  kommen. 

Genau  dieselbe  Gleichung  erhält  man  natürlich  auch ,  wenn 
man  unter  Annahme  einer  bestimmten  Transportlänge  die  Selbst- 
kosten pro  Gewichtseinheit  berechnet.  Wer  die  Neigung 
hat,  mathematischen  Formeln  und  Zeichen  aus  dem  Wege  zu  gehen, 
der  begnüge  sich  mit  der  gewonnenen,  für  praktische  Zwecke  voll- 
kommen ausreichenden,  allgemeinen  Erkenntnis,  dass  die  Selbst- 
kost en,    und  zwar  sowohl  jene    der  Leistungen,    als  jene  der 
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Produkte  p  r  o  W  c  g-  und  Gewichtseinheit  innerhalb 
einer  als  Ganzes  anzusehenden  Leistung  den 
Verlauf  einer  Hyperbel  nehmen.  Dies  bedingt  eine  rasche 
Abnahme  in  der  Nähe  des  Scheitels,  d.  h.  in  den  Anfangsent- 
fernungen und  Anfangsgewichten ,  und  eine  mit  dem  Wachsen 
der  Transportlänge  und  des  Transportgewichtes  sich  verlang- 
samende Abnahme.  Dieser  Satz  hat  allgemeine  Gültigkeit  für  jede  Art 
produktiver  Thätigkeit,  bezw.  für  die  Kosten  jeder  Art  von  Leistung. 
Was  den  Zusammenhang  und  die  Beziehungen  betrifft  einer- 
seits zwischen  diesem  Verlaufe,  den  die  Selbstkosten  der  pro  Ein- 
heit entfallenden  Anteile  in  den  aufeinanderfolgenden  Wegeinheiten 
nehmen,  und  andrerseits  der  Preisgestaltung  für  die  Transportleistun- 
gen, so  muss  angenommenwerden,dass  die  finanziell  günstigste  Tarif- 
lage sich  in  allen  Leistungsperioden  und  Abschnitten  in  einem 
bestimmten  Abstände  von  der  Kurve  der  Selbstkosten  befinden 
wird.  Dieser  Abstand  lässt  sich  im  voraus  allerdings  niemals  be- 
rechnen, aber  er  wird  sich  auf  empirischem  Wege  annähernd  er- 
mitteln lassen.  Es  kann  behauptet  werden,  dass  dieser  Ab- 
stand ,  wenigstens  für  einen  bestimmten  Transportgegenstand 
und  abgesehen  von  Schwankungen  lokaler  Natur ,  eine  kon- 
stante Grösse  sei.  Daraus  würde  sich  ergeben,  dass  die 
Kurve  des  vorteil  liaftestenTarifes  jener  der  Selbst- 
kosten parallel ,  d.  h.  ebenfalls  eine  Hyperbel  sei,  oder  mit  an- 
deren Worten,  dass,  um  das  finanziell  günstigste  Er- 
gebnis zu  erzielen,  die  Einheitssätze  bei  zu- 
nehmender Transportlänge  und  zunehmender 
Gewichtsmenge  fallen  müssen,  und  zwar  etwa  wie  die 
Werte  der  Ordinaten  einer  Hyperbel,  nämlich  im  Anfange  leb- 
haft, dann  zunehmend  langsamer.  Der  rasche  Fall  im  Anfange 
hat  zur  notwendigen  Voraussetzung ,  dass  die  Transport- 
preise für  kleine  Entfernungen  und  Gewichte 
relativ  hoch  zu  halten  sind.  Auf  exaktem  Wege  lässt  sich 
die  Richtigkeit  dieser  Annahmen  allerdings  nicht  nachweisen,  eben- 
sowenig jedoch  auf  diesem  Wege  ein  Gegenbeweis  führen.  Es 
lässt  sich  aber  behaupten,  dass  alle  Momente,  welche  Erfahrung 
und  Ueberlegung  uns  an  die  Hand  geben,  dafür  und  keine  da- 
gegen sprechen.  Es  liegt  kein  Grund  vor  anzunehmen,  dass 
die  Kurve  des  rentabelsten  Tarifes  gegen  die  Selbstkostenkurve 
divergieren  werde;  denn  in  einer  noch  endlichen  Entfernung 
würden  sich  dadurch  so  hohe  Transportpreise  ergeben,  dass  der 
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Gütertransport,  wenn  nicht  unmöglich  gemacht,  so  doch  reduziert 
und  in  weiterer  Folge  das  Erträgnis  zweifellos  verringert  werden 
würde.  Bei  kurzen  Bahnen  tritt  dies  allerdings  nicht  so  hervor, 
da  hier  selbst  bei  den  grössten  Entfernungen  keine  hohen  Be- 
träge in  Frage  kommen ;  es  wird  daher  auch  bei  solchen  Bahnen 
wenig  von  Belang  sein,  wenn  sie  für  alle  Längen  gleiche  Ein- 
heitssätze erstellen.  Wo  es  sich  aber  um  Transportlängen  von 
vielen  Hunderten  Kilometer  handelt,  da  wird  es  augenfällig,  dass 
ein  solcher  Tarif  mit  gleichbleibenden  oder  gar  steigenden  Ein- 
heitssätzen eine  prohibitive  Wirkung  übt  und  sich  die  Transport- 
leistung nur  auf  die  höchstwertigen  Güter  wird  beschränken  müs- 
sen, d.  h.  dass  weder  eine  Massennutzung,  noch  eine  genügende 
Ausnützung  der  Betriebsmittel  möglich  wird  und  auch  das  gün- 
stigste Einnahmenergebnis  unter  diesen  Bedingungen  nicht  ein- 
treten kann.  Ebenso  ist  aber  auch  kaum  anzunehmen,  dass  die 
Tarifkurve  gegen  die  Selbstkosten-Kurve  konvergieren  werde; 
denn  dies  hätte  ein  Sichschneiden  beider  Kurven  in  endlicher  Ent- 
fernung zur  Folge,  was  aber  unmöglich  erfolgen  kann,  da  Tarif- 
sätze in  der  Höhe  der  Selbstkosten  oder  unter  denselben  natür- 
lich niemals  die  günstigsten  Einnahmen  ergeben  können. 

Indem  die  der  Selbstkosten-Kurve  parallel  laufende,  hyper- 
bolische Tarifkurve  das  höchste  Reinerträgnis  erwarten  lässt,  sind 
sonach  in  dieser  Hinsicht  die  Selbstkosten  eine 
Grundlage  sowohl  des  Staats-  als  des  privatwirt- 
schaftlichen Tarifwesens,  bezw.  bildet  die  Bewegung 
der  Selbstkosten  für  die  Produktions-  und  Leistungseinheiten 
innerhalb  einer  als  Ganzes  anzusehenden  Leistung  eine  Grundlage 
sowohl  des  Staats-  als  des  privatwirtschaftlichen  Tarifsystems.  In 
letzterem  ist  diese  Grundlage  durch  die  Anwendung  von  Staffel- 
tarifen de  facto  schon  längst  acceptiert  worden.  Hiefür  waren 
wohl  keineswegs  die  vorangegangenen  theoretischen  Erwägungen, 
sondern  allein  praktische,  geschäftsmännische  Kalkulationen  mass- 
gebend. Aber  dass  das  Ergebnis  dieser  auf  das  höchste  Erträgnis 
hinzielenden  Kalkulationen  eben  die  Anwendung  von  Differential- 
tarifen war,  bildet  an  sich  einen  weitern  thatsächlichen  Nachweis, 
dass  die  Differentialtarife,  soweit  nämlich  unter  denselben  Tarife 
verstanden  werden,  welche  mit  der  Entfernung  fallende  Sätze  ent- 
halten, die  günstigsten  Einnahmenergebnisse  herbeiführen  müssen. 
Wäre  dem  nicht  so,  die  Differentialtarife  würden  von  den  Privat- 
bahnen wohl  niemals  angewendet  worden  sein.    Allerdings  haben 
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auch  andere  Umstände  zur  l'Lrstellung  fallender  Sat/e  mitgewirkt; 
so  gehören  hieher  auch  die  Tarife,  welche  in  durch  andere  Ver- 
kehrsmittel konkurrenzierten  Relationen  erstellt  werden  und  in 
Rückwirkung  auf  die  vorgelegenen  Strecken  eine  fallende  Skala 
der  Einheitssätze  erzeugen;  dann  die  Differentialtarife,  welche  mit 
Rücksicht  auf  bestimmte  Güter  und  bestimmte  Märkte  erstellt 
werden;  endlich  die  Differentialtarife,  welche  einzelne  Güter  über- 
haupt erst  transportfähig  machen  oder  die  Transportfähigkeit  an- 
derer Güter  steigern  und  dadurch  einerseits  deren  Absatzgebiet 
erweitern,  andrerseits  aber  auch  eine  Massennutzung  ermöglichen 
und  neben  Erzielung  eines  höheren  Erträgnisses  in  allen  Fällen 
auch  vorteilhaft  und  befruchtend  auf  die  Produktion  einwirken 
müssen.  Dieser  Umstand  und  der  Ausgleich  der  Preise,  der  durch 
die  Staffeltarife  innerhalb  grösserer  Gebiete  eintritt,  bilden  aber 
auch  wieder  neuerliche  Momente,  um  die  Differentialtarife  als  dem 
Wesen  und  den  Zwecken  der  Staatswirtschaft  vollkommen  ent- 
sprechend erkennen  zu  lassen. 

Bei  den  Verkehrsmitteln,  welche  dem  allgemeinen  Verkehre 
dienen,  kommt  noch  hinzu,  dass  dieselben  kraft  ihres  öffentlichen 
Charakters  zu  gewissen  Mindestleistungen  verpflichtet  sind,  ihnen 
also  unter  allen  Umständen  ein  bestimmter  Betriebsaufwand  er- 
wachsen wird.  Es  ist  nun  ein  Gebot  der  Betriebsökonomie,  diese 
Mindestleistungen  zu  grösstmöglichen,  d.  h.  das  höchste  Erträgnis 
hefernden  Nutzleistungen  zu  gestalten.  Es  erfolgt  dies  zweifellos 
am  besten  dadurch,  dass  die  Ausnützung  der  unerlässlichen  Min- 
destleistung durch  die  meistzahlenden  Transporte  —  es  sind  dies 
die  höchstwertigen  und  die  weitest  transportierten  Güter  —  statt- 
findet. Eine  Massenheranziehung  der  letzteren  kann  aber  nur 
durch  die  Verbilligung  der  Sätze  bei  zunehmender  Transportlänge 
herbeigeführt  werden.  Insbesondere  klar  und  deutlich  drückt  sich 
dies  beim  Personentransporte  aus,  wo  thatsächlich  ein  Zwang  zur 
Führung  von  bestimmten  Personenzügen  mit  bestimmten  Wagen- 
klassen innerhalb  bestimmter  Strecken  und  Tageszeiten  besteht, 
was  rücksichtlich  der  Güterzüge  nur  in  beschränktem  Masse  zutrifft. 

Was  die  unter  Punkt  2  angeführte  Wirkung  auf  die  Tarifge- 
staltung betrifft,  welche  die  Selbstkosten  als  unterste 
Grenze  bei  Erstellung  der  Transportpreise  ausüben ,  so  wird 
diese  unterste  Grenze  allgemein  nur  in  dem  Sinne  verstanden, 
dass  man  den  auf  die  Einheit  des  Produktes,  d.  i.  der  Transport- 
leistung entfallenden  durchschnittlichen  Betriebsaufwand  während 


lieber  das   Wesen  und  die  Grundlagen  etc.  yy 

eines  gewissen  Zeitraumes,  gewöhnlich  eines  Geschäftsjahres,  im 
nachhinein  ermittelt,  und  dass  unter  diesen  Betrag  bei  Erstellung 
der  Tarifsätze  im  allgemeinen,  bezw.  im  Durchschnitte  nicht  ge- 
gangen werde.  Dies  ist  nun ,  genau  hingesehen  ,  eine  recht  un- 
sichere Grenze  von  höchst  fragwürdigem  Werte.  Denn  was 
da  ermittelt  wird,  ist  gewöhnlich  nicht  einmal  nach  den  zwei 
Verkehrszweigen ,  d.  i.  nach  Personen-  und  Gütertransporten, 
geschieden,  sondern  der  roheste  Durchschnitt,  der  weder  die 
Verschiedenheiten  der  Kosten  der  Transportleistungen  in  den 
verschiedenen  Abschnitten  und  Perioden  derselben  bezeichnet, 
noch  die  thatsächlichen  Verschiedenheiten  der  Transportkosten 
in  Ansehung  der  Verschiedenheit  der  Ausnützung  der  Betriebs- 
mittel durch  dieselben,  noch  endlich  auch  die  Eigenart  der  ver- 
schiedenen Güter  berücksichtigt.  Diese  durchschnittlichen  Trans- 
porteinheits-Selbstkosten sind  überdies  jene  von  bereits  vollbrachten 
Transportleistungen,  sie  sind  Funktionen  der  letzteren  und  stehen 
innerhalb  gewisser  Grenzen  in  umgekehrtem  Verhältnisse  zu  den- 
selben. Es  ist  daher  auch  unzutreffend,  wenn  man  diese  im  rohen 
Durchschnitte  ermittelten  Transporteinheits-Selbstkosten  den  an- 
gewendeten Tarifsätzen  zu  dem  Zwecke  gegenüberstellt,  um  so 
die  letzteren  rücksichtlich  ihrer  »entsprechenden«,  nämlich  genü- 
genden Höhe  zu  prüfen.  Denn  waren  die  Tarife  hohe,  war  der 
Verkehr  infolge  dessen  schwach  und  sind  die  Transporteinheitskosten 
daher  auch  bedeutende  gewesen,  so  sind  diese  natürlich  als  »unterste 
Grenze«  schon  deshalb  hinfällig,  weil  die  Tarifsätze  in  vielen  Fällen 
darunter  erstellt  werden  müssen,  um  Verkehr  und  Einnahmen  zu 
steigern  und  die  Eigenkosten  pro  Transporteinheit  selbst  herab- 
zumindern. Wo  Staffeltarife  in  Anwendung  stehen,  ist  ein  solcher 
Vergleich  insbesondere  unzulässig  und  wertlos  ;  denn  man  kann 
weder  den  niedersten  noch  den  höchsten  oder  einen  mittleren 
Tarifsatz  dazu  heranziehen.  Aehnliches  gilt  für  den  Vergleich 
dieser  durchschnittlichen  Kigenkosten  pro  Produktionseinheit  mit 
den  pro  dieser  Einheit  im  Durchschnitte  erzielten  Einnahmen, 
um  hienach  die  Nutzleistung ,  bezw.  die  in  Hinkunft  zu  erstel- 
lenden Tarifsätze  zu  bemessen.  Das  Ziel  staatswirtschaftlicher 
Tarifpolitik  ist  ein  absolut  hohes  Nettoergebnis ;  dieses  vor 
allem  ist  ausschlag-  und  massgebend,  üb  dabei  auf  die  \in\- 
heit  ein  grösserer  oder  kleinerer  Reingewinn  entfallt ,  ist  gleich- 
giltig;  denn  um  was  es  sich  handelt,  ist  der  Reingewinn  im 
ganzen.     Gewiss  aber  kann  es    wirtschaftlich    nur    als  ein  Vorteil 
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bezeichnet  wcrflcn ,     wcmi    dieser    höclislc    Reingewinn    durch    die 
grösste  Anzahl  Nntzleistungen,  also   durch  Massentransporte  her- 
beigeführt wurde,    was    sich    aus  der    geringen  Höhe  der  Quote 
der  Brutto-Einnahmen    erkennen    lässt ,    welche    auf    die  Produk- 
tions-   oder    Leistungseinheit    entfällt     bei     gleichzeitig    grösster 
Anzahl  der  letzteren  pro  Rechnungseinheit,    hier  z.  B.   Bahnkilo- 
meter.    Dagegen  hat    das  Verhältnis  der  Kinhcits-Einnahmen   zu 
den   Einheitsausgaben    nur   im    Vergleiche    mehrerer   Rechnungs- 
perioden unter  Wirksamkeit  des  nämlichen  Tarifes  einen  gewissen 
statistischen  Wert ;  an  sich  aber  gibt  dieses  Verhältnis  gar  keine 
Anhaltspunkte.    Es  kann  da  nämlich  sogar  vorkommen,  dass  sich 
die    pro    Transportleistungseinheit     im    einfachen     Durchschnitte 
ermittelten  Einnahmen  niederer  stellen  als  die  durchschnittlichen 
Einheitsselbstkosten.      Bei    Anwendung     von    Staffeltarifen    tritt 
weiter    noch    die    Eventualität    ein ,     dass     die    Staffelsätze    viel- 
leicht nur  unrichtig   entwickelt,    etwa    für  den  Anfang  zu    nieder 
oder  im  weiteren  Verlaufe  zu    hoch  sind   oder  beides,    was    sich 
im  Durchschnitt  natürlich    auch  wieder  verliert  und  nicht    erken- 
nen  lässt.     Es    sind    daher    die    auf  Grund    dieser    einfachen, 
rohen  Durchschnitte   vorgenommenen  Vergleiche  von   keinerlei 
Wert  und  können  diese  Durchschnittskosten  pro  Transporteinheit, 
welche  alle  Verschiedenheiten  der  Transportgattungen  übersehen, 
entgegen  der  trotzdem  bestehenden  Uebung  als  Tarifgrundlagen, 
nämlich  in  dem  Sinne   als  unterste  Grenze  für  die  Tarifsätze  der 
verschiedenen  Transporte    wohl  kaum  richtigerweise    zur  Anwen- 
dung gelangen.    Zu   einigermassen  richtigen  Schlüssen  würde  man 
hier  nur  kommen  können,  wenn  es  ermöglicht  würde,  die  Kosten  der, 
für  die   verschiedenen  Gattungen    von  Transporten    ausge- 
führten Arbeitsleistungen  thunlichst  detailliert  zu  ermitteln. 
Dies  gestattet  dann  auch  die  Berechnung  der  auf  die  Einheit 
der  verschiedenen  Transportleistungen  entfallen- 
den Kosten ;  diese  sowie  die  gleichzeitig  zu  ermittelnden  und  in 
Betracht  zu    ziehenden  Kosten ,    welche   auf  die  Einheit  der 
Arbeitsleistung  entfallen,  werden  dann  einen  sicheren  An- 
haltspunkt über  die  »unterste  Grenze«   des  Transportpreises  jeder 
Transportgattung  geben.     Hiebei    ist  auch  das  Verhältnis  zu  be- 
rücksichtigen, das  innerhalb  jeder  Transportgattung  zwischen  der 
Anzahl  geleisteter  Arbeitseinheiten    und  geleisteter  Transportein- 
heit   besteht.     Denn    dieses   Verhältnis    ist    von  Wichtigkeit;    es 
giebt  in  vielen  Fällen  erst  den  Schlüssel  zum  Verständnisse  und 
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zur  richtigen  Beurteilung  der  als  Kosten  für  die  Transporteinheit 
ermittelten  Ziffern,  Der  Wert,  den  die  absolute  Höhe 
der  Selbstkosten  der  Leistungs-,  bezw.  Produk- 
tionseinheit für  die  Tarifgestaltung  hat,  hängt 
demnach  ab  von  dem  Grade  der  Genauigkeit, 
mit  welcher  diese  Kosten  für  die  einzelnen  Transport- 
gattungen ermittelt  werden  können. 

In  dieser  Hinsicht  kann  ,  da  bei  der  Ausgabenrechnung  der 
Verkehrsanstalten  eine  grundsätzliche  Trennung  nach  den  zwei 
Hauptzweigen,  dem  Personen-  und  Frachtentransporte ,  nicht  er- 
folgt, heute  nur  mit  Schätzungswerten  gearbeitet  werden.  Es 
wäre  im  Hinblicke  auf  die  Wichtigkeit  dieser  Sache  zu  wünschen, 
dass  diesbezüglich,  soweit  wenigstens,  als  es  überhaupt  durchführ- 
bar ist,  eine  Scheidung  erfolgen  würde.  Wenn  dieselbe  nach  be- 
stimmten Grundsätzen  schon  in  den  Detail-Belegen,  bezw.  in  den 
ersten  Rechnungsaufstellungen  vorgenommen  werden  könnte,  so 
ergäbe  sich  daraus  eine  kaum  nennenswerte  Mehrarbeit.  Die  der- 
gestalt ermittelten  Quoten  der  Betriebsauslagen  für  den  Personen- 
und  Gütertransport  werden  nun  allerdings  immer  nur  Geltung 
für  das  jeweilig  in  Betracht  gezogene  Bahnnetz  und  für  eine  be- 
stimmte Rechnungsperiode  haben ;  einen  generellen  Wert  haben 
sie  in  den  meisten  Fällen  nicht.  Trotz  der  thunlichst  genauen 
Ermittlung  dieser  Selbstkosten  ist  jedoch  aus  den  früher  ange- 
gebenen Gründen  ihr  Wert  als  Tarifgrundlage,  bezw.  unterste 
Grenze  doch  immer  nur  ein  sehr  problematischer.  Er  wird  dies  in 
höherem  Masse  noch  dadurch,  dass,  wie  bereits  erwähnt  wurde, 
das  Zins-  und  Amortisationserfordernis  nicht  in  diesen  Kosten 
mitenthalten  ist  und  die  im  vorhinein  vorzunehmende  Auf- 
teilung dieses  Erfordernisses  auf  die  Leistungs-,  bezw.  Produk- 
tionseinheiten gänzlich  unzulässig  und  ein  grundsätzlicher  Irrtum 
wäre.  Denn  das  Zins-  und  Amortisationserfordernis  ist  von 
dem  Umfange  der  Anlage,  bezw.  der  Grösse  des  investierten 
Kapitals  abhängig,  kann  dagegen  zu  den  Leistungen  in  gar  keine 
Beziehung  gebracht  werden,  da  es  auch  besteht,  wenn  gar  nichts 
geleistet  wird.  Auch  kann  das  Zinserfordernis  im  allgemeinen 
nicht  als  bestimmter  Betrag  angegeben  werden.  Man  kann  zwar 
von  einer  landesüblichen  Verzinsung,  von  einem  garantierten  Zins- 
erträgnisse u.  dgl.  sprechen,  aber  das  eigentlichste  und  einzig 
richtigeZinserfordernis  lautet  doch  »möglichst 
viel«,   und  dies  lässt  sich  natürlich  nicht  aufteilen.    Es  lässt    sich 
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nur  sagen ,  es  seien  geeignete  Tarife  zu  erstellen  ,  um  dieses 
Erfordernis  zu  befriedigen;  welche  Tarifsätze  aber  bei  den  ein- 
zelnen Transportgattungen  die  diesem  Zwecke  entsprechendsten 
seien ,  lässt  sich  nicht  im  voraus  exakt  bestimmen.  Es  wird  in 
dem  einen  oder  andern  Falle  vielleicht  sogar  zutreffend  sein, 
unter  die  ermittelten,  auf  die  Einheit  des  transportierten 
Gutes  entfallenden  durchschnittlichen  Einheitsbetriebskosten  herab- 
zugehen ;  z.  B.  in  den  letzten  Stufen  eines  Stafifeltarifes  für  ein 
minderwertiges  Massengut.  Dies  erweist  am  besten ,  welcher 
Wert  diesen  durchschnittlichen  Selbstkosten  für  die  Tarifge- 
staltung beizumessen  ist.  Man  kann  demnach  behaupten ,  dass 
für  die  staatswirtschaftliche  Tarifgestaltung  ebensowohl  wie  für 
die  privatwirtschaftliche  die  auf  die  Einheit  entfallenden  Selbst- 
kosten nur  insofernc  und  unter  der  Voraussetzung  ihrer  mit  thun- 
lichster  Präzision  für  jede  Transportgattung  erfolgten  Ermittlung 
einen  Wert  besitzen,  als  sie  bei  Annahme  einer  gleichbleibenden 
Frequenz ,  d.  h.  Zahl  von  Leistungs-  und  Produktionseinheiten 
ungefähr  jene  Grenze  angeben,  bis  zu  welcher  herab- 
gegangen ,  bezw.  welche  im  allgemeinen  nicht  erreicht  oder 
überschritten  werden  darf.  So  werden  z.  B.  bei  einer  Bahn  mit 
Zahnstangenbetrieb  die  Betriebskosten  für  die  Leistungseinheit 
und  daher  auch  für  die  Einheit  des  Produktes  ganz  erheblich 
höhere  sein,  als  bei  einer  Flachlandbahn ;  auch  wird  die  erstere 
nicht  in  gleichem  Masse  wie  letztere  zur  Bewältigung  eines  Massen- 
verkehrs eingerichtet  sein ,  sohin  wird  sich  ein  Höherhalten  der 
Tarifsätze  auf  der  Bergbahn  im  allgemeinen  als  wohl  begründet 
darstellen.  Dies  gilt  jedoch  auch  nur  solange,  als  diese  Bergbahn 
ein  Unternehmen  für  sich  ist ,  dessen  Erträgnis  selbständig 
ausgewiesen  zu  werden  hat.  Wo  aber  eine  solche  Bahn  nur  eine 
Teilstrecke  eines  grösseren  Netzes  bildet,  würde  sich  eine  der- 
artige Erhöhung  der  Sätze  rückwirkend  auf  die  allgemein  giltigen 
Tarife  übertragen  und  zu  einer  in  vielen  Fällen  unbegründeten 
und  teilweise  auch  nachteiligen  Tarifbildung  führen. 

Die  dritte  oben  bezeichnete  Art,  in  der  die  Selbstkosten 
auf  die  Tarifgestaltung  Einfluss  nehmen,  könnte  man  im  besonderen 
als  die  betriebsökonomische  bezeichnen,  da  es  sich  dabei 
um  solche  tarifarische  Massnahmen  handelt,  welche  unmittelbar  zu 
einer  Verminderung  der  Betriebsauslagen  führen  sollen.  In  diesem 
allgemeinen  Sinne  müssen  die  Selbstkosten,  bezw.  muss  die  Rück- 
sicht auf  eine  thunlichste  Verkleinerung  derselben  wohl  eine  Grund- 
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läge  für  jeden  Betrieb  bilden.  Das  Betonen  und  Herv^orkehren 
dieses  betriebsökonomischen  Momentes,  und  zwar  ohne  Rücksicht 
auf  das  Erwerbsprinzip  ist  eine  Charakteristik  der  Verwaltung  nach 
»gemein wirtschaftlichen«  Grundsätzen,  hingegen  ist  die  Vernach- 
lässigung dieser  betriebsökonomischen  Forderungen  eine  nicht 
seltene  und  in  gewissem  Sinne  bezeichnende  Erscheinung  des 
privatwirtschaftlichen  Tarifwesens.  Der  »Gemeinwirtschaft«  handelt 
es  sich  um  die  Kenntnis  der  Höhe  der  Selbstkosten  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  der  Einnahmen,  um  die  Eigenkosten  für  die 
Einheit  der  Leistung,  bezw.  des  Produktes  möglichst  herabdrücken 
zu  können,  weil  hienach  die  »Gebühr«  bemessen  zu  werden  hat 
und  es  natürlich  im  Interesse  der  Gemeinwirtschaft  liegt,  diese 
Gebühr  klein  zu  gestalten.  Die  Privatwirtschaft  hingegen  wird 
das  Moment  der  Minderung  der  Betriebsauslagen  nur  insoferne 
berücksichtigen  können,  als  es  sich  nicht  in  Widerspruch  stellt 
mit  andern  dem  Erwerbsprinzipe  eigenen  Grundlagen,  durch  welche 
die  höchsten  Einnahmen  herbeigeführt  werden  sollen.  In  welcher 
Weise  und  in  welchem  Masse  die  staatswirtschaftliche  Tarifge- 
staltunpr  durch  die  Rücksichtnahme  auf  die  Betriebskostenvermin- 
derung  beeinflusst  werden  darf,  wird  sich  aus  den  nachfolgenden 
Betrachtungen  ergeben.  Diese  Rücksichtnahme  besteht  darin, 
dass  das  Verhältnis  zwischen  Nutzleistung  und  Lastleistung,  d.  i. 
zwischen  Produktion  und  Arbeitsleistung,  möglichst  günstig  ge- 
staltet werde ,  d.  h.  dass  Gewicht  und  Rauminhalt  des  transpor- 
tierten Gutes  gegen  das  niittransportierte  Gewicht  und  den 
Rauminhalt  des  Wagens,  d.  h.  also  endlich,  dass  Nettogewicht  und 
belegter  Raum  gegen  Tara  und  leeren  Raum  möglichst  gross  ge- 
staltet werden  und  die  grösste  Ausnützung  der  Tragkraft  und 
des  Fassungsraumes  der  Wagen  erzielt  wird.  Dies  wird  nun 
wohl  in  gewissem  Sinne  und  Grade  Aufgabe  und  Grundlage 
jedes  Tarifsystems  sein  müssen  und  hat  unter  anderem  auch 
durch  die  Einführung  der  Tar  akl  ass  i  fikat  i  o  n  seinen  Ausdruck 
gefunden.  Bei  dieser  Klassifikation  werden  nämlich  die  Güter  nach 
ihrer  relativen  Tara,  oder  was,  im  Grunde  genommen,  dasselbe  ist, 
nach  ihrem  spezifischen  Gewichte  in  Klassen  eingereiht ; 
dabei  ist  unter  dem  Volumen  des  betreffenden  Gegenstandes  aller- 
dings nicht  die  von  ihm  verdrängte  Wassermenge,  sondern  jener 
Raum  zu  verstehen,  welchen  der  betreffende  Gegenstand  bei  La- 
gerung im  Eisenbahnwaggon  erfordert,  tlaher  auch  die  Bezeich- 
nung »spezifisches  Gewicht«  nicht  strenge  im  physikalischen  Sinne 
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zu  nehmen  ist.  Diese  Klassifikati(jn  wird  dann  nach  der  ge- 
genwärtigen Uebung  derart  mit  jener  nach  dem  Tauschwerte 
vereint  und  zusammengelegt  ,  dass  dabei  die  Güter  mit  gros- 
sem spezifischen  Gewichte  in  die  Klassen  mit  niederen  Tarifsätzen 
und  die  Güter  mit  kleinem  spezifischen  Gewichte  zu  den  hochwer- 
tigen Gütern  eingereiht  werden.  Denn  der  Transport  der  ersteren  er- 
fordert die  Mitführung  einer  im  Verhältnisse  zu  ihrem  Gewichte 
kleineren  toten  Last  (Tara)  als  der  Transport  der  letzteren,  welche 
bei  kleinem  Gewichte  einen  grossen  Raum  einnehmen.  Es  werden 
daher  die  Selbstkosten  für  die  Einheit  der  Transportleistung  in  der 
That  um  so  höher  sein,  je  geringer  das  spezifische  Gewicht  des  betref- 
fenden beförderten  Gutes  ist,  weil  sich  nach  Abzug  der  Kosten 
für  die  Lastleistung  die  verbleibenden  Transportkosten  für  die  Nutz- 
leistung auf  eine  geringere  Zahl  von  Produkten-Einheiten  verteilen. 
Das  Zusammenlegen  der  beiden  Klassifikationssysteme  hat  nun 
zur  Folge ,  dass  die  Wertklassifikation  nicht  mehr  rein  besteht, 
sondern  eine  kombinierte  Wert-  und  Taraklassifikation  zur  An- 
wendung kommt.  Indem  sich  diese  beiden  aber  vielfach  aufheben 
und  unter  Umständen  einander  geradezu  ausschliessen,  nicht  aber 
ergänzen,  wird  das  ganze  System  der  Klassifikation  ausserordent- 
lich erschwert  und  verwirrt.  Diese  gemischte  Klassifikation  muss, 
wenn  schon  nicht  als  eine  Ungeheuerlichkeit,  so  doch  mindestens 
als  eine  Kuriosität  bezeichnet  werden.  So  kommt  es  vor,  dass 
Güter  von  gleichen  Tauschwerten,  aber  verschiedenen  spezifischen 
Gewichten  in  verschiedenen  Klassen  sich  befinden  und  anderer- 
seits wieder  Güter  von  verschiedenen  Werten,  aber  gleichen  spe- 
zifischen Gewichten  in  dieselbe  Klasse  eingereiht  sind  u.  dgl. 
Dabei  sind  die  Unterschiede  oft  ganz  geringfügig,  oft  auch  gar 
nicht  unbedingt  feststehend  und  bleibender  Natur,  sondern  ver- 
änderlich, so  dass  man  sich  in  vielen  Fällen  fragen  muss,  wie 
denn  diese  Unterschiede  nur  massgebend  sein  konnten  für  eine 
Einreihung  in  verschiedene  Klassen.  Es  ist  dabei  übersehen  worden, 
dass  überhaupt  ein  Vergleich  zwischen  Grössen  auf  Grund  ganz 
verschiedenartiger  Massstäbe  einfach  unzulässig  ist  und  nicht  statt- 
finden kann.  Indem  man  beideMomente  berücksich- 
tigen wo  Ute,  wurde  thatsächlich  keines  zur 
Grundlage  gemacht.  Geschäftliche  Konjunkturen  und 
persönliche  Interessen  bheben  auch  nicht  ohne  Einfluss  und 
trugen  dazu  bei,  das  ganze  Klassifikationssystem  noch  weiter 
zu  verwirren.     Die  Verkehrtheiten ,    Ungereimtheiten  und  Wider- 
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Sprüche,  die  da  häufig  zutage  traten,  gaben  dann  Anlass, 
das  Klassifikationssystem  überhaupt  zu  verwerfen  ,  nachdem  die 
Schäden  des  kombinierten  Systems  von  der  »gemeinwirtschaft- 
lichen« Strömung  ohne  weiters  auf  Rechnung  der  Wertklassi- 
fikation gesetzt  und  die  gänzliche  Beseitigung  der  letzteren,  sowie 
die  Annahme  allein  der  Taraklassifikation  als  Grundlage  für  die 
Transportpreis-,  bezw.  Gebührenbemessung  gefordert  worden  waren. 
Zweifellos  würden,  wenn  ausschliesslich  die  relative  TaraBerücksich- 
tigung  fände,  auch  die  Betriebskosten  für  die  Nutzleistungseinheit 
eine  Reduktion  erfahren.  Dieser  Vorteil  ist  nun  an  sich  immer  sehr 
gering,  da  ja  eine  thunlichst  ökonomische  Betriebsführung  in  allen 
Fällen  vorausgesetzt  werden  muss,  es  sich  also  nur  um  Verbes- 
serungen derselben  handeln  kann ;  er  wird  natürlich  noch  unbedeu- 
tender sein,  wenn  die  Taraklassifikation  durch  eine  Wertklassifi- 
kation, bezw.  durch  die  Vereinigung  mit  derselben  beeinträchtigt 
wird  und  nur  unvollkommen  zur  Geltung  gelangt.  In  jedem  Falle 
aber  wird  der  Vorteil  einer  eventuellen  Reduktion  der  Betriebs- 
kosten infolge  ausschliesslicher  oder  gemischter  Anwendung  der 
Taraklassifikation  so  geringfügig  sein,  dass  er  gegenüber  dem  Ge- 
winstentgange, der  sich  bei  Nichtbeachtung  oder  Beeinträchtigung 
der  Wertklassifikation   ergibt,    gar  nicht  in  Frage  kommen  kann. 

Es  wird  sohin  die  Taraklassifikation ,  soweit  sie  die  Wert- 
klassifikation tangiert  und  Verschiebungen  in  dieser  herbeiführen 
würde,  ebensowenig  für  die  privatwirtschaftliche  als  für  die  staats- 
wirtschaftliche Tarifgestaltung  in  Anwendung  kommen  und  als 
Grundlage  derselben  angenommen  werden  können.  Es  wird  daher 
auch  der  sogenannte  Sammelladungstarif  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  nicht  ohne  weiteres  acceptiert  werden  dürfen. 
Derselbe  besteht  dem  Wesen  nach  darin,  dass  für  Güter,  gleich- 
viel welchen  Wertklassen  angehörig ,  bei  Aufgabe  von ,  einen 
Wagen  nach  Raum  oder  Tragfähigkeit  ausnützenden  Mengen  ein 
ermässigter  Tarif,  z,  B.  die  Sätze  der  billigsten  Stuckgut-Klasse 
zur  Berechnung  gelangen.  Durch  den  Anreiz  dieser  ermässigten 
Sätze  werden  nun  Gütersendungen  von  Frachtern  angesammelt 
und  als  eine  Ladung  zur  Beförderung  gebracht. 

Es  handelt  sich  nun  darum,  zu  untersuchen,  worin  der  Vor- 
teil dieser  Massnahme  liegt,  und  wem  derselbe  zugute  kommt. 
Die  Bahn  hat  erfahrungsgemäss  den  Vorteil  zu  verzeichnen,  dass 
ihre  Betriebsmittel  eine  ganz  erheblich  bessere  Ausnützung  er- 
fahren   und    dacJurch    zweifellos    eine   Reduktion  der  Eigcnkoston 
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für  die  Transporteinheit  und  eine  raschere  Zirkuhition  der  Transport- 
mittel eintreten  muss.  Die  Bahn  erzielt  aber  diesen  Vorteil  um 
den  Preis  der  Verletzung  der  Wertklassifikation ,  d.  h.  durch 
die  Deklassierung  der  höchstwertigen  Güter,  und  indem  sie  es 
zulässt ,  dass  selbst  ganz  geringe  Mengen  dieser  Güter  unter 
besonderen  Bedingungen ,  wenn  sie  nämlich  mit  einer  grös- 
seren Menge  anderer  Güter  zusammengeladen  werden,  ermässigte 
Tarife  geniessen.  Sie  erzielt  diesen  Vorteil  nicht  durch  Heran- 
ziehung neuer  Transporte,  sondern  durch  den  ganz  meclianischen 
Vorgang  des  Zusammenladens.  Es  muss  unter  diesen  Umständen 
sehr  bezweifelt  werden,  ob  der  Betrag,  um  den  die  Betriebsaus- 
gaben infolge  der  besseren  Wagenausnützung  reduziert  werden, 
den  Gewinstentgang  aufwiegt  und  erreicht ,  welcher  infolge  An- 
wendung niederer  Sätze  auf  die  nicht  vermehrten  Mengen  höher- 
wertiger Güter  resultieren  muss.  Denn  bei  diesen  Gütern  wird 
eine  wenn  an  sich  auch  bedeutende,  im  Verhältnisse  zu  ihrem 
Werte  aber  jedenfalls  verschwindende  Transportpreis-Herabsetzung 
keinesfalls  eine  Steigerung  der  Frequenz  herbeizuführen  im  Stande 
sein.  Und  selbst  wenn  in  einzelnen  Fällen  der  Nachweis  erbracht 
werden  könnte ,  dass  in  angeblich  unzweifelhafter  Weise  infolge 
Anwendung  der  Sammelladungs-Tarife  Mehreinnahmen  aus  dem 
Transporte  der  Stückgüter  erzielt  worden  sind  und  dies  nicht 
durch  die  regelmässige  Verkehrszunahme  oder  besondere  wirt- 
schaftHche  Verhältnisse  sich  erklären  lässt,  so  ist  damit  doch 
noch  nicht  bewiesen,  dass  das  System  der  Sammelladung 
an  sich  Ursache  dieses  Erfolges  sei.  Es  ist  vielmehr  nur  der  Be- 
weis erbracht,  dass  die  betreffenden  Gütertarife  vorher  vielleicht  zu 
hoch  oder  nicht  richtig,  d.  h.  nicht  derart  konstruiert  waren,  um  den 
finanziell  günstigsten  Erfolg  zu  ergeben,  wie  er  durch  die  in  der 
Folge  zur  Sprache  kommenden  Massnahmen  erzielt  werden  kann  und 
erst  durch  Anwendung  der  ermässigten  Tarife  herbeigeführt  wird. 
Das  System  der  »Sammelladung«  bietet  an  sich,  d.  h.  durch  seine 
spezielle  Charakteristik  des  »Gesammelten«  von  Gütern  verschiedener 
Klassen,  der  Bahnanstalt  keinen  Vorteil ;  denn  der  betriebsökono- 
mische Vorteil  dieses  Systems  bildet  auch  die  Eigenheit  anderer 
Systeme,  kann  also  nicht  als  spezieller  Gewinn  der  »Sammelladung« 
angesehen  werden.  Aber  auch  die  Produzenten  und  Konsumenten 
werden  in  den  seltensten  Phallen  einen  Vorteil  aus  den  Sammel- 
ladungs-Tarifen ziehen,  nämlich  nur  dann,  wenn  sie  selbst  Ver- 
frachter sind;  denn  diesen  allein  fällt  der  Gewinn  in  den  Schoss. 
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Nun  werden  die  Verfrachter  von  Sammelladungen  fast  ausnahms- 
los nur  Spediteure  sein  können,  denn  nur  diese  kommen  in  die 
Lage,  Güter  verschiedener  Wertklassen  zu  sammeln  und  dann 
nach  Routen  und  Relationen  zusammenzuladen.  Dass  dabei  weder 
dem  Produzenten,  noch  dem  Konsumenten,  noch  kaufmännischen 
Vermittlern  zwischen  beiden  die  auf  das  einzelne  Collo  entfallende 
Quote  des  ermässigten  Sammelladungssatzes ,  sondern  der  nor- 
male Stückgutsatz  angerechnet  wird ,  ist  selbstverständlich.  Es 
kann  dies  natürlich  auch  dem  Spediteur  nicht  zum  Vorwurfe  ge- 
macht werden,  da  durch  diese  Differenz  seine  Mühewaltung,  Ge- 
fahrsprämie, die  Lagerkosten  u.  dgl.  ein  Entgelt  finden ;  es  sollte 
damit  nur  gezeigt  werden,  dass  die  Vorteile  der  Sammelladungs- 
Tarife  thatsächlich  nur  einigen  wenigen  Personen  zugute  kommen 
können  und  die  Allgemeinheit  weder  mittelbar  durch  höhere  Erträg- 
nisse der  staatlichen  Bahnanstalt,  noch  unmittelbar  durch  die  grosse 
Masse  der  Produzenten  und  Konsumenten  daran  teilnimmt.  Ein 
weiterer  Nachteil  der  Sammelladungs-Tarife  ist  darin  zu  finden, 
dass  durch  dieselben  gewisse  Verkehrsrelationen,  wenn  auch  nicht 
beabsichtigt,  aber  thatsächlich  eine  besondere  Begünstigung  er- 
fahren ;  denn  Transporte  von  Sammelladungen  pflegen  nur  zwischen 
bedeutenden  Handels-,  Produktions-  und  Konsumtionszentren  statt- 
zufinden. Im  Verkehr  unter  diesen  allein,  in  allen  übrigen  Relatio- 
nen aber  niemals ,  werden  die  Sammelladungs-Tarife,  auch  wenn 
sie  generell  erstellt  sind,  thatsächlich  zur  Anwendung  kommen. 

Es  ist  umsoweniger  erforderlich,  die  erste  und  wichtigste 
Grundlage  des  staatswirtschaftlichen  Tarifwesens,  die  staatswirt- 
schaftliche Wertklassifikation,  zu  alterieren,  als  das  Ziel  der  Tara- 
klassifikation nicht  die  Vermehrung  der  Nutzleistungen  an  sich, 
sondern  nur  im  Verhältnisse  zu  den  Lastleistungen  ist  und  dieses 
Ziel  auch  durch  andere  Massnahmen  erreicht  werden  kann. 

Indem  gleicherweise  wie  pro  Wegeinheit  die  Selbstkosten 
pro  Gewichtseinheit  innerhalb  einer  als  Ganzes  anzusehenden 
Leistung  (hier  des  Transportes  eines  Waggons)  den  Verlauf  einer 
Hyperbel  nehmen,  so  muss  auch  die  günstigste  Tarifkurve  in  Be- 
zug auf  die  als  Rechnungsgrundlagen  dienenden  Gewichtseinheiten 
fallende  Sätze  enthalten.  Es  werden  also  innerhalb  jeder  der 
Güterklassen,  für  welche  rücksichtlich  der  wachsenden  Trans- 
portlänge ohnedies  Staffeltarife  zur  Anwendung  gelangen,  auch 
im  Verhältnisse  zu  den  zur  A  u  f  g  a  b  e  gebrachten 
G  e  w  i  c  h  t  s  m  e  n  g  e  II    fallende   1'^  i  n  h  c  i  t  s  t  a  x  c  n   in  nieh- 
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reren ,  etwa  in  4  Stufen ,  für  */*  .  V2 ,  ^U  und  für  die  ganze 
Raum-  und  Tragfähigkeit- Ausnützung  eines  Waggons  erstellt 
werden  müssen.  Diese  Abstufung  der  Gewichtsmengen  hat  sich 
nicht  nur  auf  Stückgüter  zu  beschränken ,  sondern  ist  als  eine 
der  Grundlagen  des  staatswirtschafllichcn  Tarifwesens  allgemein 
anzuwenden.  Man  wird  dadurch  zu  dem  gleichen  günstigen 
betriebsökonomischen  Erfolg  der  Sammelladungs-Tarife ,  näm- 
lich zur  Reduktion  der  Betriebsauslagen  infolge  besserer  Be- 
triebsmittelausnützung  gelangen,  weil  es  ebenso  wie  bei  den  Sam- 
melladungen einen  Anreiz  bilden  wird,  grössere  Quantitäten  von 
Stückgütern  auf  einmal  zu  verfrachten.  Diese  Massnahme  unter- 
scheidet sich  aber  gleichwohl  grundsätzlich  und  ihrem  Wesen  nach 
von  den  Sammelladungstarifen;  denn  sie  verletzt  nicht  das  System 
der  Werttarifierung,  sondern  bildet  vielmehr  eine  Ergänzung  des- 
selben, sowie  den  natürlichen  Schlussstein  in  der  Reihe  jener 
Grundsätze,  die  im  staatswirtschaftlichen  Tarifwesen  bethätigt  zu 
werden  haben.  Dem  Wesen  nach  ist  der  Raum-  und  Gewichts- 
staffeltarif  von  der  Sammelladung  insoweit  verschieden ,  als  er 
nur  Güter  derselben  Wertklasse  betrifft.  Es  wird  infolge  dessen 
viel  häufiger,  als  dies  beim  Sammelladungstarife  möghch  ist,  der 
Fall  eintreten,  dass  Händler,  Konsumenten  und  Produzenten,  für 
welche  meist  Güter  derselben  Gattung  und  Kategorie  in  Frage 
kommen ,  grössere  Quantitäten  derselben  zu  verfrachten  suchen 
werden,  um  an  den  Transportkosten  zu  sparen.  Dieser  Gewinn 
kommt  daher  vielfach  dem  Produzenten  und  Konsumenten  ,  und 
wenn  auch  meist  nicht  der  »letzten  Hand«  ,  so  doch  vielen  und 
kleinen  Zwischenhänden  zugute.  Für  die  Bevölkerung,  insbeson- 
dere den  produzierenden  Teil  derselben,  ist  endlich  auch  die  durch 
die  bessere  Wagenausnützung  eintretende  raschere  Wagenzirku- 
lation von  Vorteil,  indem  die  zu  gewissen  Perioden  und  für  ge- 
wisse Massenartikel  vielfach  beklagte  Wagennot  vermindert  wird. 
Und  die  Bahn  zieht  daraus  ebenfalls  Vorteil,  sowohl  jenen  der 
besseren  Ausnützung  der  Betriebsmittel,  als  auch  den  positiven 
Gewinn  vermehrter  Transportmengen,  welche  Massennutzung  sie 
durch  die  mit  den  wachsenden  Volumen  und  Gewichten  der  Güter 
abnehmenden  Sätze  herbeiführt,  ohne  wie  bei  den  Sammel- 
ladungstarifen auf  der  anderen  Seite  durch  Herabsetzen  der  Tarife 
für  kleinere  Transportmengen  der  höchstwertigen  Güter  wieder 
zusetzen  zu  müssen. 

Die    Sammelladungs-Tarife    sind    eine    ausgeprägt    aus    der 
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Taraclassification  hervorgehende  Einrichtung;  sie  bedeuten  einen 
Schritt  auf  dem  Wege  zur  »gemeinwirtschaftlichen«  Tarifgestaltung, 
und  in  diesem  Sinne  sind  oder  waren  sie  vielleicht  zeitgemäss, 
d.  h.  einer  gewissen  Richtung  und  Strömung  gemäss  und  für 
dieselbe  bezeichnend ;  für  die  privatwirtschaftliche  und  staatswirt- 
schaftliche Tarifgestaltung  hingegen  können  sie  wohl  nicht  in  An- 
wendung kommen.  Wo  bei  Privatbahnen  dennoch  Sammella- 
dungs-Tarife bestehen,  finden  dieselben  thatsächlich  immer  nur  Spe- 
diteuren gegenüber  Anwendung  und  sind  aus  Bequemlichkeit  oder 
Gefälligkeit  und  dgl.  erstellt ;  einen  Fehler  bedeuten  sie  aber  immer. 
Das  Prinzip  der  Rau  m-  undGew  ich  tsst  äffe  Itarife  kommt 
denn  auch  in  gewissem  Sinne  bereits  heute,  und  zwar  in  den  sog. 
Wagenraumtarifen  zur  Anwendung ;  aber  weder  in  durch- 
aus konsequenter,  noch  auch  in  richtiger  Weise.  Nicht  in  kon- 
sequenter Weise ,  weil  wir  es  bei  manchen  Gütern  gar  nicht, 
bei  andern  nur  rücksichtlich  halber  oder  nur  rücksichthch  ganzer 
Wagenladungen  und  endlich  wohl  hinsichtlich  der  Gewichts-, 
nicht  aber  auch  hinsichtlich  der  Raumausnützung  durchgeführt 
sehen.  lu  unrichtiger  W^eise,  v/eil  der  Gebührenfall  dadurch  her- 
beigeführt wird,  dass  das  Gut  bei  Aufgabe  grösserer  Quantitäten 
in  eine  niederere  Wertklasse  eingereiht  wird,  so  dass  z.  B.  viele 
Güter  je  nach  der  Transportmenge  drei  Wertklassen  angehören. 
Es  ist  dies  an  sich  ein  Widersinn  und  muss  auch  formell  als  un- 
gehörig bezeichnet  werden;  zudem  wird  die  wichtigste  Grund- 
lage, die  Wertklassifikation,  des  weiteren  verwirrt  und  verletzt.  Ein 
Gut  büsst  ja  nicht  an  Wert  ein,  wenn  es  in  grösseren  Mengen  trans- 
portiert wird.  Aber  auch  sachlich  ist  dieser  Vorgang  ganz  unrichtig ; 
denn  es  kann  unter  keinen  Umständen  behauptet  werden,  dass 
die  Unterschiede  der  Sätze  der  verschiedenen  Tarifklassen  die 
richtigen  Abstufungen  bilden  für  einen  Raum-  und  Gewichtsstaffel- 
tarif; bei  Anwendung  von  5  Staffeln,  und  zwar  Stückgut-Einzel- 
sendung, V4,  V2,  ^U  und  ganze  Wagenladung,  müsste  ein  Gut  gar 
in  fünf  Wertklassen  eingereiht  werden.  Die  Unterschiede  zwischen 
den  Einheitssätzen  dieser  fünf  Klassen  bilden  aber  bestimmt  nicht 
Ürdinatenwerte  einer  Hyperbel.  Denn  die  Sätze  der  Wertklassen 
sind  nicht  in  Berücksichtigung  ihres  Verhältnisses  zu  einander, 
sondern  nach  ganz  anderen  Kriterien  und  mit  Berücksichtigung 
ganz  anderer  Umstände  gebildet  worden;  ihre  Abstände  von 
einander  sind  zu  gross,  zu  wenig  ineinander  übergehend  und  ver- 
laufend; die  gewöhnlich  angewandte  Stufenzahl;   Einzelgut,  halbe 
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und  ganze  Wagenladung  isl  zu  gering,  weil  zu  schroff,  und  da- 
durch häufig  ungerecht  und  ungerechtfertigt  und  kann  überdies 
für  kleinere  Produzenten  und  Konsumenten  nur  selten  zur  An- 
wendung kommen.  Ausserdem  erfährt  diese  Methode  bei  Gütern 
niedersten  Wertes  von  selbst  ein  Ende,  weil  eine  weitere  Wert- 
abstufung unter  die  unterste  Wertklasse  eben  natürlich  nicht  be- 
steht; bei  diesen  Gütern,  welche  es  vielfach  gerade  am  nötigsten 
hätten,  findet  demnach  das  wichtige  Prinzip  der  fallenden  P^inheits- 
sätze  keine  Anwendung,  was  sich  wohl  aus  den  gegenwärtig 
angewandten  Tarifkonstruktionen  erklären ,  sachlich  aber  nicht 
begründen  lässt. 

Damit  sind  die  Grundlagen  des  Tarifwesens  der  Eisenbahnen 
und  überhaupt  aller  Verkehrsmittel  im  allgemeinen  gekennzeichnet. 
Es  hat  sich  dabei  ergeben,  dass  diese  Grundlagen  für  die  staats- 
wirtschaftliche und  privatwirtschaftliche  Tarifgestaltung  vielfach 
die  gleichen  sind.  In  der  Folge  wird  sich  zeigen,  dass  neben  den 
bereits  angeführten  die  hauptsächlich  unterscheidenden  Momente 
zwischen  diesen  beiden  zum  Teile  nur  formaler  Natur  sind ,  zum 
Teile  in  der  dem  verschiedenen  Wesen  beider  entsprechenden 
und  daher  verschiedenartigen  Tarifpolitik  ihre  Begründung  finden. 

Eine  wichtige  Aufgabe  jeder  gross  gedachten  Handelspolitik 
wird  es  stets  zu  sein  haben ,  thunlichst  stabile  Verhältnisse  her- 
beizuführen. Diese  Stabilität  bezieht  sich  auf  alle  Faktoren 
des  Wirtschaftslebens,  und  so  ist  auch  die  Stabilität  des  Tarif- 
wesens der  Eisenbahnen  an  sich  von  grosser  Wichtigkeit  und 
Bedeutung  für  die  Wirtschaft  sowohl  des  Staates  als  der  Be- 
völkerung. Die  Transportkosten  bilden  eine  der  Grundlagen  für 
die  Produktion,  derart,  dass  sie  unter  Umständen  allein  im  Stande 
sind,  ebensowohl  bei  entsprechender  Erstellung  neue  Industrien  und 
Produktionszweige  ins  Leben  zu  rufen,  als  sie  bei  unrichtiger  Gestal- 
tung von  zerstörender  Wirkung  sein  können.  Es  muss  daher  auch  von 
schädlichen  Folgen  begleitet  sein,  wenn  diese  Produktionsgrund- 
lage eine  wankende  ist.  Es  wird  sich  notgedrungen  diese  Un- 
sicherheit in  das  gesamte  Wirtschafts-  und  Geschäftsleben  über- 
tragen, eine  gedeihliche  Entwicklung  hemmen  und  weiter  aus- 
greifende Unternehmungen  behindern  müssen.  Ein  geradezu  un- 
erlässliches  Erfordernis  aber  wird  die  Stabilität  der  Eisenbahntarife 
dann,  wenn  auch  auf  handelspolitischem  Gebiete  stabile  Verhält- 
nisse angebahnt  oder  eingetreten  sind.  Diese  letzteren  sind  vor  allem 
anderen  bestimmend  und  ausschlaggebend  für  die  Entwicklung  der 
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nationalen  Produktion,  für  die  Ausdehnung  des  Absatzgebietes  der- 
selben und  deren  Chancen  auf  dem  Weltmarkte.  Es  wird  aber 
diesem  Ziele  einer  Handelspolitik  erst  dann  voll  entsprochen 
werden  können,  wenn  alle  hiebei  einschlägigen  Faktoren  in  gleich- 
artiger ,  homogener  Weise  funktionieren.  In  diesem  Sinne 
müssen  denn  auch  die  Eisenbahntarife  als  Kor- 
relatderZolltarifeangesehen  werden,  indem  sie  die 
Wirkungen  derselben  zu  unterstützen  und  zu  erhöhen,  bezw.  auf  an- 
derer Seite  vielleicht  abzuschwächen  oder  auszugleichen  haben. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  stellt  sich  dann  die  Stabilität  der  Eisen- 
bahntarife dar  nicht  alseineFestlegung  derselben,  nicht  als 
ein  starres  Festhalten  an  Sätzen,  welche  zu  einem  Zeitpunkte  normiert 
wurden,  da  die  Wirkung  der  Zollsätze  sich  noch  gar  nicht  ermessen 
liess.  Die  Stabilität  der  Eisenbahntarife  ist  vielmehr  so  aufzufassen, 
dass  von  den  als  richtig  erkannten  Grundlagen  des  Tarifwesens  nicht 
abgegangen  werde  und  Aenderungen  in  den  Tarifsätzen,  bezw. 
der  Klassifikation  u.  dgl.  m.,  wie  sie  sich  als  notwendig  ergeben 
können ,  nur  im  Rahmen  dieser  Grundlagen  eintreten  und  sich 
als  eine  natürhche  Fortbildung  in  Anlehnung  an  den  thatsäch- 
lichen  wirtschaftlichen  Entwicklungsgang  darstellen.  Die  Stabili- 
tät der  Eisenbahntarife  bezieht  sich  nicht  so  sehr  auf  die  Form 
und  Höhe  als  auf  deren  Wirkung  und  hat  daher  darin  zu  be- 
stehen, dass  durch  sie  eine  Stabilität  der  Wirtschaft  liehen 
Verhältnisse  herbeigeführt  werde ,  indem  die  Zoll- 
tarife im  Sinne  der  Ziele  der  Handelspolitik  ergänzt  werden,  bezw. 
die  Wirkung  derselben  verfolgt  und  denselben  mit  den  Eisen- 
bahntarifen gewissermassen  stets  nachgekommen  werde.  Die  im 
Anfange,  d.  h.  bei  Eintritt  neuer  handelspolitischer  Verhältnisse 
erstellten  oder  bestehen  gelassenen  Tarife  werden  doch  nur  so- 
zusagen bona  fide  erstellt ,  bezw.  die  bestandenen  bestehen  ge- 
lassen. Erst  im  Laufe  der  Zeit  und  des  weiteren  wirtschaftlichen 
Entwicklungsganges  wird  die  Situation  sich  klären  und  wird  es 
sich  erkennen  lassen ,  in  welche  bestimmten  Beziehungen  das 
Eisenbahntarifwesen  zu  der  nationalen  Produktion  und  zu  den 
staatswirtschaftlichen  Interessen  zu  setzen  ist,  um  dauernde  Zu- 
stände herbeizuführen.  Dann  erst,  wenn  eine  gewisse  Konsoli- 
dierung der  wirtschaftlichen  Lage  und  der  Produktionsbedin- 
gungen eingetreten  ist,  wenn  die  Gebäude  nationaler  Wirtschaften 
nicht  mehr  ephemere  Bretterbauten  sind,  sondern  für  längere 
Dauer  aus  Steinen  fest  zusammengefügt  wurden,  wird  auch  eine 
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materielle  uiul  loniiellc  Slabilitiit  der  Risenbahntarife  eintreten 
können.  Allerdings  auch  dann  nur  in  gewissem  Grade,  denn  es 
werden  weder  die  wechselnden  Weltmarktverhältnisse  einen  un- 
bedingten Still-  und  Ruhestand  jemals  zulassen ,  noch  ist  ein 
solcher  an  sich  auf  wirtschaftlichem  Gebiete    überhaupt    möglich. 

Das  Tarifwesen  wird  in  gewissem  Sinne  immer  Schritt  halten 
müssen  mit  der  Ausgestaltung  anfallen  Gebieten,  bezw.  wird 
dasselbe  mit  Rücksicht  hierauf  in  staatswirtschaftlichem  Sinne 
weitergeformt  werden  müssen.  Aber  solche  zur  Erhaltung  sta- 
biler wirtschaftlicher  Verhältnisse  notwendige  Aenderungen  und 
Ausgestaltungen  im  Tarifwesen  werden  immer  erst  vorgenommen 
werden  dürfen  auf  Grund  erhobener  positiver  Bedürfnisse,  und  wenn 
die  Ergebnisse  längerer  Zeitperioden  vorliegen,  welche  bestimmte 
Schlüsse  zu  ziehen  gestatten.  Eben  in  dieser  harmonischen  Aus- 
und  Umgestaltung  im  Zusammenhange  und  in  steter  wechsel- 
seitiger Beziehung  zu  dem  Ganzen  und  dessen  übrigen  Teilen 
kommt  die  eigentliche  Stabilität,  d.  h.  die  Stabilität  in  einem 
gewissen  höheren  Sinne,  zum  richtigen  Ausdrucke,  nach  welchem 
dieselbe  als  dauernder ,  festbegründeter  Zustand  anzusehen  ist. 
Ein  solcher  ist  jedoch  nicht  denkbar  bei  Bewegungslosigkeit  und 
Starrheit;  diese  könnte  dem  Fortschreiten  der  Ereignisse,  dem 
Wandel  der  Verhältnisse  nicht  standhalten.  Wahrhafte  Stabilität 
ist  untrennbar  von  den  Begriffen  der  Fortbildung  und  Ausge- 
staltung ,  weil  diese  wieder  identisch  sind  mit  dem  Begriffe  der 
Kontinuität  und  des  Lebens  überhaupt  und  daher  in  allen  Teilen 
und  Formen  des  letzteren ,  und  zwar  des  Lebens  des  einzelnen 
Organes  wie  jenes  der  Staaten  und  Völker  sich  immer  wieder 
finden  und  äussern  müssen. 

Es  sei  hier  nur  kurz  auf  den  unmittelbaren  Zusammenhang 
hingewiesen  zwischen  dem  Transportwesen,  als  einer  Grundlage 
der  Produktion,  und  anderen  Grundlagen  derselben,  so  dem 
Steuerwesen,  der  Arbeiterschutz-  und  Gewerbegesetzgebung,  den 
Geld-  und  Kreditverhältnissen  eines  Staates  u.  dgl.  m.  Die 
scharfe,  hastende  Konkurrenz,  in  der  sich  alle  Kulturländer  und 
Produktionsgebiete  auf  dem  Weltmarkte  begegnen ,  bedingt  es, 
dass  jede  Aenderung,  Verschiebung  und  Neugestaltung  einer  der 
Produktionsgrundlagen  des  einen  Staates  immer  erhebliche  Wir- 
kung und  Bedeutung  und  grossen  Wert  auch  für  die  übrigen 
Staaten  besitzen  muss.  Die  unaufhaltsame  Entwicklung,  welche 
gerade    diese    angeführten,     wie    alle    in    sozialer    Beziehung  ein- 
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schneidenden  Fragen  in  unserem  Zeitalter  angenommen  haben, 
erfordert  aber  auch  eine  entsprechende  Anpassung  des  Tarif- 
vvesens  der  Eisenbahnen.  Und  wenn  auf  den  genannten  Gebieten 
bleibende,  d.  h,  für  voraussichtlich  lange  Zeit  bleibende  Zustände 
geschalifen  werden ,  muss  dann  umsomehr  auch  im  Tarifwesen 
der  Transportanstalten  die  Stabilität  bewahrt  werden.  Hiezu 
wird  noch  nebenbei  bemerkt,  dass  Aenderungen  der  Tarife,  und 
zwar  Aenderungen  in  der  Höhe  der  Sätze,  sich  in  verschiedener, 
d.  h.  ganz  ungleicher  Weise  auf  die  Einzelwirtschaften,  sowie  auf 
die  Transportanstalten  selbst  äussern.  So  kommen  Tarifer- 
mässigungen immer  den  Frachtern,  manchmal  den  Produzenten 
und  Mittelspersonen  (Händlern)  und,  wenn  sie  verkehrs-befruchtend 
und  -erzeugend  wirkten,  auch  den  Eisenbahnen,  aber  fast  nie 
oder  erst  nach  längerer  Dauer  und  nur  zu  einem 
kleinen  Bruchteile  dem  Konsumenten  zugute. 
Tariferhöhungen  dagegen  werden  von  den  Frachtern  und  Mittel- 
personen fast  ausnahmslos  auf  den  Konsumenten  und  nur  zum 
Teile  auf  den  Produzenten  überwälzt.  Die  grosse  Masse  dieser 
beiden  letzteren  hat  also  in  ersterem  Falle  keinen  oder  nur  einen 
kleinen  Vorteil,  im  letzteren  Falle  dagegen  einen  Nachteil.  Den 
Vorteil  hat  in  allen  Fällen  der  vermittelnde  Frachter,  d.  i.  der 
Händler  oder  Spediteur.  Auch  dies  mag  als  ein  Nachweis  ange- 
sehen werden,  welche  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Stabilität  der 
Tarife  zukommt. 

Aus  dem  Gesagten  geht  endlich  auch  hervor,  dass,  wie  schon 
an  früherer  Stelle  betont  wurde,  die  Stabilität  im  Tarifwesen  am 
sichersten  und  von  selbst  gewahrt  wird,  wenn  die  Tarife  mit 
Rücksicht  auf  das  finanziell  günstigste,  bezw.  bei  Staatsbahnen  aut 
das  relativ  günstigste  Einnahmenergebnis,  also  im  Sinne  der  privat- 
wirtschaftlichen, bezw.  staatswirtschaftlichen  Ziele  erstellt  werden. 

Neben  der  Stabilität  im  Tarifwesen  haben  noch  die  gleich- 
artige An  we  ndu  ng  und  die  dem  Oefifentlichkeitscharakter  der 
Bahnen  entsprechende  allgemeine  und  unterschieds- 
lose Z  u  g  ä  n  g  1  i  c  h  k  e  i  t  und  Bekanntmachung  der 
Tarife  besondere  staatswirtschaftliche  Bedeutung. 

In  dieser  Hinsicht  werden  die  heftigsten  und  häufigsten  An- 
und  Vorwürfe  gegen  das  privatwirtschaftliche  Verwaltungssystem 
erhoben,  das  gerade  diesen  Forderungen  zum  wenigsten  entsprach, 
und  das  die  Refakti  e,  d.  i.  die  nachträgliche  Rückerstattung  eines 
Teiles  von  den  zu  den  öffentlichen  Tarifen  berechneten,  kreditierten 
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oder  thatsächücli  bezahlten  Tiansijortpreisen  ,  /.u  solcher  Blute 
brachte.  Es  ist  richtig,  dass  insbesondere  geheime,  nicht  publi- 
zierte Refaktien  wie  jedes  Spiel  hinter  den  Koulissen  einen  ge- 
wissen pikanten  Beigeschmack  für  Aussenstehende  haben  und 
auch  thatsächlich  vielfach  zu  üngehörigkeiten  Anlass  gaben.  Dies 
berechtigt  jedoch  nicht,  die  Sache  an  sich  und  ihrem  Wesen  nach 
zu  verurteilen  und  zu  verwerfen. 

Die  Refaktie  stellt  die  höchste  Entwicklung  der  Individuali- 
sierung im  Tarifwesen  dar  und  bildet  dadurch  ein  natürliches 
Attribut  des  privatwirtschaftlichen  Systems.  Die  Refaktien  er- 
möglichen, ohne  von  dem  allgemeinen  Tarifschema  abweichen  zu 
müssen,  was  auch  im  Interesse  der  Abfertigungsstellen  gelegen 
ist,  die  Ausnützung  zeitlich  und  örtlich  wechselnder  Konjunkturen 
und  verleihen  dadurch  dem  Tarifwesen  eine  besondere  Anschmiege- 
fähigkeit und  Beweglichkeit.  Zweifellos  ist  auch  die  Geheimhal- 
tung der  Refaktien  als  in  der  Natur  der  Sache  gelegen  anzusehen ; 
dieselbe  ist  einerseits  aus  dem  Streben  nach  möglichster  Indi- 
vidualisierung hervorgegangen  und  ist  andererseits  ein  Ergebnis 
sowie  eine  Waffe  des  Konkurrenzkampfes  und  vom  geschäfts- 
männischen Standpunkte  aus  begründet. 

Die,  einzelnen  Personen  für  gewisse  Transporte  in  bestimmten 
Relationen  zugesagten  Begünstigungen  werden  ein  mit  ziemlicher 
Bestimmtheit  vorausberechenbares  Resultat  ergeben ,  umsomehr 
wenn,  wie  dies  bei  Refaktie- Verträgen  zumeist  zutrifft,  die  Ge- 
währung der  Refaktie  an  die  Bedingung  einer  zur  Aufgabe  zu 
bringenden  Mindestmenge  geknüpft  ist.  In  dieser  Hinsicht  stellt 
sich  die  Refaktie  als  eine  im  geschäfthchen  Interesse  der  Bahn 
gelegene  Prämie  für  das  Zustandebringen  von  Massentransporten 
dar.  Im  Falle  der  Oeffentlichkeit  und  allgemeinen  ZugängHchkeit 
der  Refaktie  lässt  sich  nun  deren  Wirkung  nicht  nur  nicht  mehr 
im  ganzen  Umfange  berechnen  und  voraussehen,  sondern  diese 
Wirkung  wird  in  vielen  Fällen  geradezu  in  Frage  gestellt,  indem 
die  Konkurrenz  sich  sofort  derselben,  dadurch  wertlos  werdenden 
Waffe  bedienen  wird.  Andrerseits  lässt  sich  der  Umfang,  den 
das  geheime  Refaktienwesen  angenommen  hat,  auch  dadurch  er- 
klären, dass,  wenn  einmal  eine  Verwaltung  mit  dessen  Anwen- 
dung begonnen  hatte,  alle  übrigen  aus  Konkurrenzrücksichten 
gezwungen  waren,  ihr  auf  diesem  Wege  zu  folgen.  Vom  Stand- 
punkte des  Erwerbsprinzips  ist  das  Refaktienwesen  eine  ganz 
gerechtfertigte  Massnahme  ;    dass  dieselbe  von  den  Privatbahnen 
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gehandhabt  wurde,  kann  daher  auch  nur  als  ganz  natürHche  Er- 
scheinung angesehen  werden. 

Die  Schädlichkeit  des  Refaktienwesens  im  allgemeinen  liegt 
darin,  dass  es  den  Grossbetrieb  auf  Kosten  des  Kleinbetriebs 
begünstigt.  Nur  grosse  Geschäftsunternehmungen  werden  näm- 
lich in  der  Lage  sein,  den  zur  Erlangung  der  Refaktie  von  der 
Bahnanstalt  gestellten  Bedingungen  zu  entsprechen.  Indem  sie 
in  den  Genuss  der  Refaktie  treten ,  wird  ihnen  dann  durch  die 
Ersparnis  an  Transport-,  bezw.  Produktionskosten  ein  bedeutender, 
von  den  minder  leistungsfähigen  Unternehmungen  nicht  einzu- 
holender Vorteil  und  Vorsprung  zugewendet.  Ferner  wird  die 
Stabilität  der  Tarife  durch  das  Refaktienwesen  im  Laufe  der  Zeit 
vollständig  untergraben  und  unterminiert.  Wie  jede  Ausnahme 
von  geltenden ,  bezw.  aufgestellten  Regeln  und  Normen  eine 
gewisse  präjudizielle  Wirkung  und  stets  die  Tendenz  hat,  sich  zu 
erweitern  und  zu  vergrössern,  so  greift  auch  das  Refaktienwesen, 
wo  einmal  eingeführt,  immer  mehr  um  sich  und  macht  dann  den 
publizierten  allgemeinen  Tarif  illusorisch  oder  wenigstens  unbrauch- 
bar als  Produktionsgrundlage  und  zur  Aufstellung  geschäftlicher 
Kalkulationen. 

Ein  weiterer  Nachteil  des  Refaktienwesens  ist  eine  in  vielen 
Fällen  eintretende  gewisse  künstliche  Verschiebung  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse,  indem  die  im  unmittelbaren  Verkehrsgebiete 
einer  Bahn  gelegenen  lokalen  Produktionen  gegenüber  dem  für 
konkurrenzierte  Routen  erstellten  ermässigten,  bezw.  durch  die 
Refaktien  begünstigten  Transporte  benachteiligt  erscheinen.  Die 
Schädlichkeit  speziell  der  geheimen  Refaktien  beruht  in  ihrer  Un- 
kontrolierbarkeit  und  ihrem  persönlichen  Charakter,  die  denn  in 
der  Tliat  nicht  selten  zu  Uebelständen  und  Ungeheuerlichkeiten 
geführt  haben,  welche  dann  Anlass  gaben,  das  Refaktienwesen 
an  sich  zu  verurteilen  und  als  eine  Ausartinig  des  privatwirt- 
schaftlichen Verwaltungssystems  zu  bezeichnen.  Der  Charakter, 
zu  dem  die  geheime  Refaktie  auf  diese  Art  gelangte,  lässt  auch 
ihre  Anwendung  bei  einem  vom  Staate  geleiteten  Verkehrsunter- 
nehmen als  nicht  angängig  erscheinen ;  denn  wenn  auch  nicht 
zu  befürchten  wäre  ,  dass  gegen  staatliche  Organe  und  Aemter 
der  Anwurf  des  Missbrauches  erhoben  würde,  so  steht  doch  das 
öffentliche  Ansehen  der  verpönten  geheimen  Refaktie  unter  dem 
Niveau,  bezw.  unter  der  Würde  der  staatlichen  Verwaltung.  Den 
gröbsten  Schäden  der  greheimen  Refaktie  kann   durch   den    l'ubli- 
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kationszwang  zum  Teile  vorgebeugt  werden.  iJie  Publikation 
der  Refaktie  bildet  den  Uebergang  zum  »Ausnahmetarif«.  Aber 
auch  in  dieser  Form,  bezw.  unter  diesem  Titel  darf  die  Refaktie 
im  staatswirtschaftlichen  Tarifwesen  nur  mit  grosser  Vorsicht  und 
sorgsamer  Bcdachtnahme  aller  Verhältnisse  zur  Anwendung 
kommen,  damit  nicht  das  Interesse  einer  ganzen  Bevölkerungs- 
klasse oder  eines  Erwerbszweiges  gegen  die  Interessen  einer  ein- 
zelnen Person  oder  einer  einzelnen  Unternehmung  ausgespielt  werde. 

in  unmittelbarem  innerem  Zusammenhange  mit  der  Forderung 
der  Stabilität  und  der  gleichmässigen,  allgemeinen  Zugänglichkeit 
der  Tarife  steht  das  Erfordernis  der  Einheitlichkeit  des 
Tarifwesens,  und  zwar  sowohl  der  Einheitlichkeit  in  for- 
meller wie  in  materieller  Beziehung. 

Die  Forderung  der  materiellen  Einheitlichkeit  ist  wohl 
ursprünglich  von  der  egalisierenden  »Gemeinwirtschaft«  ausge- 
gangen; aus  praktischen  Gründen  hat  ihr  auch  im  staatswirt- 
schaftlichen Tarifwesen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  Rechnung 
getragen  zu  werden ;  theoretisch  lässt  sie  sich  jedoch 
kaum  hinreichend  motivieren.  Wenn  entsprechend  den  dies- 
bezüglich erhobenen  Forderungen  für  ein  ganzes  Staatsgebiet 
materiell  einheitliche  Tarife  zur  Einführung  gelangen  würden, 
so  wäre  dies  nur  scheinbar,  nur  äusserlich  ein  gerechtes 
Tarifsystem,  etwa  in  derselben  Weise,  wie  wenn  alle  Staats- 
angehörigen mit  einer  gleich  hohen  Steuer  belegt  würden. 
Ebenso  wie  man  längst  erkannt  hat,  dass  eine  gerechte  Steuer- 
verteilung nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  erfol- 
gen müsse  und  in  einer  gewissen  Proportionalität  zum  Rein- 
einkommen zu  stehen  habe,  so  würde  es  sowohl  den  staatswirt- 
schaftlichen wie  den  privatwirtschaftlichen  Interessen  zweifellos 
am  vorteilhaftesten  sein,  und  die  Gesamtwohlfahrt  würde  am 
meisten  gefördert  werden,  wenn  im  Tarifwesen  auf  die  Kapazität 
und  Stärke  der  einzelnen  Wirtschaften  genaue  Rücksicht  g-e- 
nommen ,  der  Schwache  gestützt  und  gekräftigt ,  der  Starke 
in  den  natürlichen  Vorteilen  seiner  Situation  erhalten  werden 
könnte.  In  der  Praxis  ist  dies  jedoch  unmöghch.  In  gewissem 
Sinne  ist  dies  der  Grundgedanke  der  Wertklassifikation ,  und  in 
gewisser  Hinsicht  bildet  allerdings  auch  das  Refaktienwesen  einen 
Ausweg;  aber  andrerseits  gibt  gerade  dieses  letztere  als  »Aus- 
nahme« von  den  allgemeinen  Tarifen  auch  wieder  den  Beweis, 
dass     es     praktischen     Bedürfnissen     entspricht  ,     die     materielle 
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Einheitlichkeit  wenigstens  scheinbar  zu  bewahren.  Die  Durch- 
führung eines  theoretisch  korrekten ,  d.  h,  alle  wirtschaftlichen 
Ungleichheiten  berücksichtigenden  und  durch  seine  eigene  Un- 
gleichheit ergänzenden  und  ebnenden  Tarifes  wäre  ein  Unding.  Der- 
selbe würde  infolge  seiner  Kompliziertheit  unökonomisch  und  prak- 
tisch gar  nicht  zu  handhaben  sein;  er  würde  übrigens  auch  gegen 
ein  anderes  für  die  Wirtschaft  nicht  minder  wichtiges  Moment, 
die  Stabilität,  Verstössen,  indem  sich  die  Ungleichheit  der  Sätze 
den  häufig  wechselnden  wirtschaftlichen  Verhältnissen  und  den 
Unterschieden  in  der  wirtschaftlichen  Situation  der  einzelnen 
Ländergebiete  und  endlich  der  Weltmarktlage  beständig  anpassen 
müsste.  Dieser  letztere  Umstand  macht  aber  die  Durchführung 
eines  solchen  Tarifes  geradezu  unmöglich,  weil  es  ausgeschlossen 
ist,  diese  Nuancen  zu  erfassen  und  zu  unterscheiden,  die  örtlichen 
und  zeitlichen  Verschiedenheiten  wirtschaftlicher  Situationen  ins- 
besondere innerhalb  eines  und  desselben  Produktionszweiges  so 
präzise  und  rechtzeitig,  d.  h.  vorzeitig  abzuschätzen,  dass  hiernach  die 
Erstellung  wirklich  entsprechender,  d.  h.  gerechter  Sätze  erfolgen 
kann;  es  würden  sich  im  Gegenteile  noch  viel  empfindlichere  Unge- 
rechtigkeiten ergeben,  als  die  materielle  Gleichheit  der  Sätze  in  sich 
enthalten  kann.  Darum  muss  diese  Gleichheit  als  im  staatswirt- 
schaftlichen Interesse  gelegen  bezeichnet  werden.  Zwischen  den 
Tarifen  verschiedener  Verwaltungen  und  Unternehmungen  bestehen 
nun  allerdings  häufig  ganz  bedeutende  materielle  Unterschiede, 
welche  die  Tarif-Individualitäten  kennzeichnen  und  aus  Gründen  per- 
sönlicher Natur,  aus  geschäftlichen  Interessen  sowie  lokalen  Verhält- 
nissen entstanden  sind.  Diese  Unterschiede  nun,  die  ganze  Län- 
dergebiete  anderen  gegenüber  künstlich  in  eine  ungünstigere 
wirtschaftliche  Position  versetzen,  sind  vom  staatswirtschaftlichen 
Standpunkte  aus  als  höchst  nachteilig  lebhaft  zu  beklagen  und 
können  nur  durch  Vereinigung  des  gesamten  Verkehrswesens  in 
der  iland  des  Staates  behoben  werden. 

Iimerhalb  eines  und  desselben  Bahnnetzes  jedoch,  bezw. 
innerhalb  eines  von  einer  Unternehmung  verwalteten  Netzes  findet 
eine  Abweichung  von  der  aus  praktischen  Gründen  bestehenden 
materiellen  Einheitlichkeit  zumeist  nur  dann  statt,  wenn  dieselbe 
durch  die  Konkurrenz  anderer  Transportanstalten  bedingt  ist. 
Diese  letztere  wird  selbst  dort  wirken,  wo  das  gesamte  Verkehrs- 
mittclnetz  in  einer  Hand  liegt,  und  zwar  als  Konkurrenz  der 
Wasserstrassen  und  ausländischer  l^ahncn. 
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Im  übrigen  wird  im  privatwirtschaftlichen  Tarifsystem  die 
materielle  Einheit  nur  soweit,  als  es  aus  ökonomischen,  prak- 
tischen und  vielleicht  auch  gesetzlichen  Gründen  geboten  er- 
scheint, gewahrt  werden.  Im  staatswirtschaftlichen  Tarifsystem  da- 
gegen wird  die  materielle  Einheitlichkeit  unter  voller,  bezw.bestmög- 
hcher  Wahrung  aller  Interessen  auch  deshalb  angewendet  werden 
können,  weil,  wie  bereits  früher  Erwähnung  geschah,  den  Sonder- 
heiten wirtschaftlicher  Verhältnisse  und  der  wirtschaftlichen 
Kapazität  der  einzelnen  Artikel  in  Beziehung  auf  den  Weltmarkt, 
durch  die  staatswirtschaftlichc  Wertklassifikation  schon  zumgrössten 
Teile  Rechnung  getragen  ist. 

Sprechen   für   die    Erhaltung   der   materiellen    Einheitlichkeit 
lediglich  praktische  Erwägungen,  so  ist  die  formale  Einheit- 
lichkeit   eine    aus    dem  Wesen    der    Sache    hervorgehende    Er- 
scheinung, bezw.  Forderung.     Das  gesamte  Verkehrswesen  drängt 
immer  mehr  dazu,  die  Bande  des  nationalen  und  staatlichen  Parti- 
kularismus,   als    einer   seiner  Natur   fremden  und  es  beengenden 
Fessel  abzustreifen  und  seinen  eigentlichen,  innersten  Charakter, 
den  einer  internationalen  Institution,  hervorzukehren.     Das  in  den 
Händen   der    Staatsverwaltungen    ruhende   Nachrichtenwesen    ist 
auf  diesem  Wege  schon  weit  fortgeschritten ;  es  umspannt  bereits 
als    organisches  Ganzes    mit   seinen  Armen   den   Erdball.      Auch 
das  Eisenbahn-,  bezw.  das  ganze  Transportwesen  nimmt  zunächst 
innerhalb  der  Grenzen  der  Kontinente  immer  einheitlichere  Formen 
an.      Seine    rechtlichen  Grundlagen   werden    durch    internationale 
Vereinbarungen  gestützt,  die  Grundsätze  für  die  Transportleistung 
und    aller   damit   in  Verbindung    stehenden    Geschäfte,    Pflichten 
und  Rechte    der  Verkehrsanstalten,  als  Abschluss  der  Frachtver- 
träge,   Ausführung  des  Transportes,    zur  Anwendung   kommende 
Drucksachen,  Haftpflicht  u.  v.  a.  m.,  werden  gemeinsamer  Rege- 
lung unterworfen.     Die  Herbeiführung  einheitlicher  Einrichtungen 
und    Bestimmungen    im    Transportwesen    ist    allerdings    ungleich 
grösseren  Schwierigkeiten  unterworfen  als   beim  Post-   und  Tele- 
graphenwesen.    Diese    Schwierigkeiten    sind    schon    dadurch   be- 
dingt,   dass    sich    die  Verkehrsanstalten    noch   in    Händen    vieler 
einzelner  Verwaltungen  befinden,    was  an  sich  jede  Einigung  er- 
schwert;    eine    weitere    Behinderung    bildet    die    Verschiedenheit 
der  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Länder,    insbesondere   die    in 
der  Frage  der  Haft-  und  Ersatzpflicht  grundsätzlich  verschiedenen 
Bestimmungen.     Wenn  trotzdem,   und  zwar  im  Wege  freier  Ver- 
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einbarung  in  dieser  Hinsicht  Erfolge  zu  verzeichnen  sind ,  voran 
die  Schaffung  eines  einheitlichen  Transportrechtes  für  den  inter- 
nationalen Eisenbahn-Frachtverkehr,  so  kamen  dieselben  nur  zu- 
stande, nicht  etwa  weil  die  Bahnen  die  grosse  Idee  internatio- 
naler Gestaltung  in  sich  aufgenommen  hatten ,  sondern  weil  sie 
durch  simple  Geschäftsinteressen  dazu  gezwungen  wurden.  Aber 
gerade  diese  letzteren  sind  die  besten  Argumente  und  bilden 
eine  Sicherheit  dafür,  dass  auf  diesem  Wege  weitergeschritten 
werden  wird  und  muss.  Im  Tarifwesen  ist  in  dieser  Beziehung 
wohl  nur  innerhalb  der  einzelnen  Staaten  ein  nennenswerter  Fort- 
schritt zu  verzeichnen.  Die  Bahnen  werden  aber,  wie  gesagt, 
aus  betriebsökonomischen  Rücksichten  schrittweise  zu  einer  for- 
mellen Einigung  und  Annahme  einheitlicher  Bestimmungen  und 
Formen  gezwungen.  Diese  Triebfeder  wird  auch  über  die  staat- 
lichen Grenzen  hinaus  ihre  Wirkung  nicht  verfehlen ,  und  zwar 
ebensowenig  bei  den  vom  Staate  betriebenen  Bahnen  als  bei 
Privatbahnen. 

Wo  das  Verkehrsmittelnetz  eines  Landes  in  einer  Hand, 
z.  B.  der  Staatsverwaltung  selbst  ruht,  muss  unter  allen  Um- 
ständen vermieden  werden,  das  Tarifwesen  zu  dezentralisieren, 
selbst  dann ,  wenn  andere  Momente  eine  Dezentralisation  des 
Eisenbahn -Verwaltungsapparates  erheischen  sollten.  Denn  nur 
durch  eine  zentrale  Leitung  des  Tarifwesens  ist  die  Gewähr  ge- 
geben, dass  dessen  formale  Einheithchkeit  intakt  erhalten  bleibt. 
Und  ist  dieselbe  schon  im  allgemeinen  von  grosser  Wichtigkeit, 
so  gewinnt  sie  noch  besondere  Bedeutung,  wenn  das  Tarifwesen 
nach  staatswirtschaftlichen  Grundsätzen  geleitet  wird.  Denn  nur 
unter  der  Voraussetzung  der  Anwendung  dieser  letzteren  wird  es 
möglich  sein ,  das  Tarifwesen  der  Eisenbahnen  den  durch  Han- 
delsverträge geschaffenen  wirtschaftlichen  Zuständen  anzupassen, 
seine  innere  Zusammengehörigkeit  mit  dem  Zolltarife  und  allen 
übrigen  Wirtschaftsgrundlagen  in  Thatsachen  umzusetzen,  und 
es  derart  in  die  ihm  zukommende  Stellung  als  Teil  des  gesamten 
staatswirtschaftlichen  Organismus  einzugliedern. 
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XVII.  Mittel  undWege  weitererErmässigung  des 
Hochschutz-Tarifes. 

Im  Vorigen  haben  wir  die  Bedeutung  der  Ermässigungen 
und  Stabilisierungen ,  welche  durch  die  Dezemberverträge  der 
7'.  Caprzvz'schen  Handelspolitik  bereits  erreicht  worden  sind,  voll- 
auf anerkannt.  Wir  mussten  sogar  zugeben ,  dass  diese  Politik 
in  der  Rückbildung  des  Hochschutzsystems  das  nach  den  handels- 
politischen Parteiverhältnissen  der  Staaten  in  der  unmittelbaren 
Gegenwart  überhaupt  Erreichbare  auch  wirklich  erreicht  hat. 
Dennoch  wird  in  den  Verträgen  nur  ein  bedeutenderer  Anfang  zu 
noch  Höherem,  sowohl  was  den  Tarif  als  was  die  internatio- 
nale Annäherung  und  Vereinheitlichung  der  ganzen  Handels- 
politik betrifft,  zu  erkennen  sein.  Das  Fernere,  was  not  thut, 
und  wie  dieses  Fernere  erreichbar  ist,  hat  noch  Beachtung  zu  finden. 

In  diesem  Abschnitt  zunächst  hinsichtlich  weiterer  Tarif- 
ermässigungen. 

Aus  allen  bisherigen  Nachweisungen  ist  nun  hervorgegangen, 
dass  nicht  der  Industrie-,  sondern  der  Ag rar- Hochschutz  prak- 

i)  In  unserem  I.Artikel,  Jahrg.  1892,  S.  10,  Zeile  13  v.  unten  ist  die  Jahres- 
zahl 1883  zu  streichen.  Im  2.  Artikel  (Jahrg.  1892,  S.  539)  ist  ein  sinnstörender 
Druckfehler  zu  berichtigen,  indem  statt  »von  Zollertragskursen«  vielmehr  zu  lesen 
ist;    »vom  Zollertragskuchen« . 
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tisch  wie  theoretisch  den  Angelpunkt  der  Handelspolitik  seit 
1879,  bezw.  1885  gebildet  hat  und  wohl  noch  für  weitere  Jahre, 
vielleicht  Jahrzehnte  bilden  wird.  Gelingt  es ,  die  Cerealien-, 
Vieh-  und  Holzzölle  entweder  ganz  aufzuheben  oder  doch  auf 
solche  Sätze  zu  ermässigen  und  auf  solche  Positionen  zu  be- 
schränken, in  welchen  für  die  gespannte  Finanzlage  Deutschlands 
auf  absehbare  Zeit  Einräumungen  werden  aufrecht  erhalten 
werden  müssen,  so  ist  gar  kein  Zweifel,  dass  auch  der  Industrie- 
schutz weiteren  Abbruch  —  nur  nicht  bis  zum  vollen  Freihandel  — 
erfahren  müsste :  Die  Landwirtschaft  selbst  würde  bald,  wie  früher 
schon  Jahrzehnte  lang,  aus  eigenstem  Interesse  für  ein  freieres, 
ihren  Verbrauch  an  Industrieprodukten  verbilligendes  Handels- 
system wieder  die  Fahne  vorantragen.  Man  hätte  dann  die  Aus- 
sicht, dem  heutigen  belgischen  und  schweizerischen  Gesamttarif 
sich  zu  nähern,  ein  massig  freihändlerisches  Tarifniveau  für  Mittel- 
europa zu  stabilisieren,  bei  welchen  russische  oder  nordameri- 
kanische Industriekonkurrenz  nicht  zu  fürchten  wäre ,  England 
gegenüber  aber  der  nötige  Schutz  aufrecht  erhalten  werden  würde. 
Auf  ein  solches  Ziel  weisen  aber  für  absehbare  Zeit  alle  Interessen 
Mitteleuropas  hin.  Die  praktische  Grundfrage  ist  daher  die: 
Lässt  sich  die  Beseitigung  des  auch  nach  den  Dezember- Ver- 
trägen von  1891  fortbestehenden  Agrarhochschutzes  ohne  Unbillig- 
keit und  ohne  Schädigung  volkswirtschaftlicher  Lebensinteressen 
der  Nation  durchführen  und  durchsetzen  ? 

Das  ist  eine  der  grössten  Fragen  für  die  nächsten  zwei  Jahr- 
zehnte unseres  nationalen  Lebens.  Wir  glauben,  diese  Frage  in 
der  Hoffnung  bejahen  zu  können ,  dass  die  Kleinbauern  selbst 
früher  oder  später  erkennen  werden,  vom  Agrarhochschutz  keinen 
Vorteil  gehabt  zu  haben,  vielmehr  vom  Grossgrundbesitz  und  Fis- 
kalismus nach  der  altbekannten  Rolle  des  sie  vos  non  vobis  fertis 
aratra  bm'esl  —  vorgespannt  worden  zu  sein.  Ja,  der  Grossgrund- 
besitz selbst  könnte  zur  Einsicht  kommen,  dass  die  Bedrohung 
unserer  industriellen  Exportfähigkeit,  bei  im  Vergleich  mit  Eng- 
land und  Belgien  erheblich  höheren  Getreidepreisen,  ihm  selbst 
auf  die  Dauer  weit  mehr  schaden  muss,  als  die  noch  immer  hohen 
Getreidezölle  ihm  nützen  können ;  eine  grossgrundbesitzliche  Stimme, 
wie  diejenige  v.  Staiiffenbergs,  die  wir  weiter  unten  anführen 
werden,  ist  vielversprechend.  Dann  wird  auch  der  deutsche  l'^is- 
kalismus  stärkere  Skrupel  darüber  empfinden,  dass  er  die  Agrar- 
zöUe    zur  1  laui)tzolleinnahme    gemacht    liat    und    aus    der    Zollbe- 
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Steuerung  der  notwendigen  Lebensmittel  absolut  und  relativ  mehr 
als  jeder  auswärtige  Staatshaushalt  herauszieht, 

Um  eine  endgiltige  und  entschiedene  Umkehr  zu  bewirken, 
ist  nun  das  Erste,  was  not  thut,  die  Aufklärung  der  Nation 
über  das  eigenste  We  sen  des  modernsten  Agrar- 
Hochschutzes. 

Dieses  Wesen  liegt  nicht  darin,  die  Landwirtschaft  auswärtiger 
Konkurrenz  gegenüber  unter  ausserordentlichen  Verhältnissen  über 
Wasser  zu  erhalten  und  ihr  die  Anpassung  an  eine  neue  Kon- 
junktur der  fortschreitenden  Weltwirtschaft,  den  Uebergang  zu 
intensiveren  Betriebssystemen  zu  erleichtern,  was  in  diesem  Falle 
die  Grundidee  des  Schutzsystems  ausmacht.  Ganz  im  Gegenteil 
liegt  es  —  von  einigen  Viehzöllen  abgesehen  —  darin,  den  An- 
fangs der  siebenziger  Jahre  kulminierenden 
Stand  der  Grundrente^)  durch  Ausschliessungsmassregeln 
—  zu  Gunsten  des  grösseren  und  grössten  Grossgrundbesitzes  — 
zolltarifarisch,  eisenbahntarifarisch  und  veterinärpolizeilich  zu  fixieren 
und  möglichst  noch  zu  steigern,  zum  beiläufigen  Vorteil  auch  des 
Fiskus,  zur  schreienden  Beeinträchtigung  jedoch  der  ganzen  übrigen 
Nation.  Das  ist  der  Kern  der  Sache !  Man  wird  diesen  Kern  bald 
allgemein  nackt  herausschälen  lernen. 

Das  Hochschutzsystem  ist  kein  Schutzsystem  im  besseren 
früheren  Sinn  des  Wortes.  Es  ist  vielmehr  Zollstaats- 
garantie eines  grossgrundbesitzlichen  Renten- 
minimums nach  dem  Masse  des  höchsten,  je  erreicht  gewesenen 
Grundrentenstandes  mit  reicher  Nebenernte  für  den  Fiskus.  Wir 
haben  die  geschichtlich  beispiellose  Kulmination  der  deutschen 
Grundrente  zu  Anfang  der  70er  Jahre ,  deren  Dauer  der  Agrar- 
hochschutz  gewährleisten  sollte,  bereits  im  ersten  Artikel  (J.  1892, 
S.  22  ff.)  nachgewiesen. 

Das  System  der  Zollgarantie  eines  Grundrentenmaximums  als 
Minimalsatzes  künftiger  Reinerträge  des  grösseren  und  grössten 
Grundbesitzes  i.st  innerlich  ebensowenig  berechtigt,  als  es 
politisch  haltbar  ist.     Dasselbe  kann  keinen  Bestand  haben. 

Vor  Allem  verstösst  es  gegen  eine  —  vielleicht  die  oberste 
Grundpflicht  des  Privateigentums  der  ganzen 
Nation  gegenüber.  Das  produktive  Privateigentum,  das 
agrarische  wie  das  gewerbHche,    hat   auf  der  Kehrseite   der   ihm 

i)  Vgl.  unseren   i.  Artikel,  Jahrg.   1892,  S.  9  f.,  24  f. 
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gewährleisteten  Rechte  die  oberste  Pflicht,  aufeigene  Gefahr 
auch  dieRisiken  der  wechselnden  Konjunkturen 
der  Nationalproduktion  zu  tragen,  wie  es  deren  Gunst 
einzuheimsen,  die  rechtliche  Sicherheit  hat.  Auf  eine  erreicht 
gewesene  Höchstrente  als  Minimalrente  der  Zukunft 
hat  es  keinen  Anspruch. 

Für  die  Garantie  eines  M  i  n  i  m  a  1 1  o  h  n  e  s  der  Arbeiter 
Hesse  sich,  so  wenig  sie  gegeben  werden  kann,  immerhin  noch 
mehr  sagen,  als  bei  dem  im  dreiastigen  Hochschutzsystem  von 
1879  wirkHch  gemachten  Versuch,  die  in  der  ersten  Hälfte  der 
siebenziger  Jahre  erreichte  Kulminations-Grundrente  in  Gestalt 
eines  agrarischen  Zoll-Grossrentnertums  von  Staatswegen  für  alle 
Zukunft  festzuhalten,  —  einen  Versuch,  welcher  überhaupt,  wie  be- 
reits gezeigt  ist ,  nicht  gelungen  ist ,  und  auf  die  Dauer  nicht 
gelingen  kann.  Dieses  System  wirft  dem  Grossgrundbesitz,  mit 
dem  Fiskus  im  Bunde,  jährlich  wohl  mindestens  300  Mill.  Mark 
auf  Kosten  des  übrigen  Volkes  —  ungerecht  und  unrichtig  vom 
Standpunkt  guter  Verteilung  des  Nationaleinkommens  und  guter 
Steuerpolitik  aus  -  in  die  Tasche.  Es  ist  eine  der  schärfsten 
Versündigungen  an  einer  Grundpflicht  des  Privateigentums,  an 
der  Pflicht ,  die  weltwirtschaftlich  aufgenötigte  Anpassung  der 
nationalen  Unternehmungen  an  neue  Markt-  und  Preiskonjunkturen 
zu  vollziehen,  die  mageren  Jahre  auszuhalten,  wie  es  ungehindert 
ist ,  die  fetten  zu  seinem  Vorteil  zu  nutzen.  Die  Zollgarantie 
einer  agrarischen  Höchstrente  von  Staatswegen  ist  ein  herzhafter, 
unter  konservativer  Flagge  unverfroren  gemachter  Versuch  staats- 
kommunistischer Art,  zugleich  ein  riesiges  Ausbeutungssystem 
nicht  bloss  an  den  Lohnarbeitern,  eine  Einkommensverteilung  zu 
Gunsten  nur  des  grösseren  und  grössten  Grundbesitzes,  welche 
bei  aller  konservativer  Bemäntelung  den  Vorwurf  nicht  abzuwehren 
vermag :  la  propriete  c'est  le  voll  Die  Absicht  war  das 
nicht,  aber  die  Wirkung  ist  das  leider  unwider- 
leglich geworden.  Die  Pflichten  des  Privateigentums  der  Na- 
tion gegenüber  sind  gröblich  verletzt. 

Hat  man,  als  die  Leihkapitalsrente,  als  der  Zinsfuss  so  mächtig 
sank,  den  früheren  Zinsfuss  künstlich  zu  erhalten  gesucht,  obwohl 
unter  den  Kleinrentnern  nicht  miiuler  Bedrängnis  entstand,  wie 
unter  dem  mittleren  und  grossen  Grundbesitz  durch  das  Sinken 
der  Getreidepreise?  Garantiert  man  dem  Kaufmann,  dem  nicht 
oder  wenig  geschützten   Industriellen,    der  IndusUieaklic  nwA  der 
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Bergwerkskuxe  ,  dem  Eisenbahn-Aktionär  die  erreichte  Kulmi- 
nationsrente? Ganz  und  gar  nicht,  ausser  in  gewissen  verteuern, 
den  Schutzzöllen,  welche  übrigens  wie  z.  B.  die  Eisenzölle  gerade 
von  der  Landwirtschaft  Jahrzehnte  lang  und  nicht  mit  Unrecht 
als  eine  ungerechte  Garantie  einzelner  Industrierentenzweige  an- 
gesehen worden  sind.  Ueberall  sonst  trägt  das  Privateigentum 
die  Verlustgefahren ,  wie  es  die  Gewinnstchancen  für  sich  hat, 
damit  im  Wechsel  der  schlimmen  und  guten  Jahre  die  Volks- 
wirtschaft ihre  naturgemässe  Entwickelung  einhalte.  Durch  Ein- 
schränkung der  Bedürfnisse  einerseits,  durch  Zusatz 
der  in  guter  Zeit  gebil  deten  Er  sp  arni  sse  und  Reserven 
andererseits,  kann  jeder  normal  bewirtschaftete  Besitz  diese 
Grundpflicht  alles  Privateigentums  an  den  Produktionsmitteln  bis 
zu  erfolgter  Anpassung  an  neue  Konjunkturen  erfüllen.  Sogar 
der  Lohnarbeiter  ist  mit  derselben  Pflicht  beladen;  Niemand 
garantiert  eine  Arbeitminimalrente  und  das  Verlangen  eines 
Minimallohnes  wird  von  allen  Besitzenden  als  ein  kommunistisches 
Verlangen  schlechthin  verworfen.  Warum  soll  der  Grundbesitz, 
der  grosse  und  grösste  zumal ,  allein  die  M  i  n  i  m  a  1  -  R  e  i  n  e  r- 
tragsgarantie  auf  Kosten  aller  anderen  Klassen  vom  Staate 
zugewiesen  erhalten?!  —  Etwa,  weil  der  Grundbesitz  das  Risiko 
weniger  ertragen  kann ,  als  anderer  Besitz  ?  Der  öffentliche  und 
der  private  Grossgrundbesitz,  desgleichen  der  bäuerliche  Grund- 
besitz, sind  vielmehr  ganz  besonders  tragfähig,  wenn  sie  nicht 
unproduktiv  verschuldet  sind,  und  an  die  Ausgleich- 
ung der  Rente  zwischen  guten  und  mageren  Jahren  ist  kein 
anderer  Unternehmer-  und  Besitzerstand  ebenso  gewöhnt.  — 
Oder  waren  erst  in  jüngster  Zeit  die  Schwankungen  der  Getreide- 
preise so  stark,  dass  der  Grundbesitz  der  Eigentumspflicht  des 
Reinertragsrisikos  enthoben  werden  muss?  Nicht  entfernt,  wie 
unser  erster  Artikel  gezeigt  hat.  Die  Bildung  von  Weltmärkten 
und  Weltmarktpreisen  für  fast  alle  Produkte  der  Landwirtschaft, 
der  Viehzucht  und  der  Forstwirtschaft  hat  die  Preis-Schwank- 
ungen vielmehr  eingeengt  und  das  Besitzrisiko  vermindert.  Auch 
waren  die  Preisrückgänge  in  der  Zeit  vor  der  Einführung  der 
Agrarzölfe ,  verglichen  mit  früheren  Epochen ,  keineswegs  von 
ausserordentlicher  Stärke :  die  im  Abschnitt  III  (J.  1892 ,  S.  21) 
nachgewiesenen  Zahlen  ergeben  es. 

Der  grössere  und  der   grösste  Grundbesitz  haben  an   der  in 
der  Zeit    der  fünfziger  bis  zu  Anfang    der    siebenziger  Jahre  auf- 
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steigenden  Richtung  der  Volkswirtschaft,  ja  in  dem  ganzen  Jahr- 
hundert 1770  bis  nach  1870  die  grösste  Wertsteigerung  erfahren, 
wie  bereits  im  Früheren  gezeigt  ist.  Nach  ConracTs,  unwider- 
legter  AufsteUung  war  der  durchschnittliche  Kaufpreis  der  meck- 
lenburgischen Lehens-  und  Allodialgüter  seit  1770  bis  auf  das 
Achtfache  gestiegen  und  die  Domänenpachte  in  Altpreussen  haben 
sich  von  1849  bis  1891  beinahe  verdreifacht.  Hat  das  Privateigen- 
tum agrarischer  Art  so  Gutes  empfangen  von  der  bestehenden 
Gesellschaftsordnung  der  wirtschaftlichen  Dinge  in  einer  aufsteigen- 
den Periode  weltwirtschaftlicher  Entwickelung ,  so  muss  es  auch 
seiner  Grundpflicht  gerecht  werden,  neuen,  wahrscheinlich  noch  viel 
höher  führenden  weit-  und  volkswirtschaftlichen  Konjunkturen  sich 
anzupassen  und  dem  Zwang  sich  unterwerfen,  der  ihm  auferlegt  ist, 
dem  Zwange,  die  alte  Rente  auf  neuen  Wegen  intensiverer  Be- 
wirtschaftung mitUebergangsopfern  sich  zu  erhalten  und  zu  erhöhen. 
Das  liegt  auch  in  seinem  eigensten  Interesse  !  Denn  der  ge- 
machte Versuch ,  die  Kulminationsrente  zu  Anfang  der  sieben- 
ziger  Jahre  mittelst  Zollgarantie  unterAufrechterhaltung 
weltwirtschaftlich  nicht  mehr  haltbarer  Betriebs- 
weisen aufrechtzuerhalten,  muss  schliesslich  und  auf  die  Dauer 
dem  grösseren  und  grössten  Grundbesitz  selbst 
ammeistenschaden;  teils  unmittelbar,  da  er  die  Anpassung 
an  eine  höhere  Betriebsintensität  versäumt  oder  doch  verlang- 
samt ,  wobei  aller  Vorteil  des  Zollschutzes  in  die  Brüche  fallen 
und  die  Verschuldung  durch  Betriebsdeficits  steigen  muss ,  teils 
mittelbar,  weil  die  übrige  Nation,  namentlich  die  industrielle  Ar- 
beit bei  hohen  Lebensmittelpreisen  in  der  Konsumfähigkeit  für 
Ackerbauerzeugnisse  verliert,  wenigstens  nicht  fortschreitet. 

Dennoch  hiessc  es,  tauben  Ohren  predigen,  wenn  wir  von 
der  Erinnerung  der  Agrarier  an  die  Grundpflicht  alles  unterneh- 
menden Privateigentums  die  Rückkehr  letzterer  zu  ihrer  früheren 
Anschauung  erwarten  würden ,  welche  Agrarzölle  überhaupt 
nicht  forderte,  aber  auch  Industrieschutzzölle  kaum  im  knappsten 
Masse  sich  gefallen  lassen  wollte.  Anderes  wird  zu  Bedenken 
gegeben  werden  müssen  ! 

Vor  Allem  die  voll  ige  Aussichtslosigkeit  und  Macht- 
losigkeit des  Versuchs  dau  e  rn  d  er  A  u  fre  c  hterha  1 1  ung 
des  agrarischen  Hochschutzes.  Die  Agrarier  haben 
keinerlei  Aussicht,  die  politische  Macht  für   ilic  AufreclUcrli.illung 
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des   fortbestehenden  Hochschutzes    auf  die  Dauer  zu  behaupten. 

Gegen  dieselben  wird  in  nicht  zu  langer  Zeit  die  weitaus 
grössere  Mehrheit  der  Nation  in  den  Reichstagswahlen  geschlossen 
sich  auflehnen.  Dagegen  werden  alle  nicht  produzierenden  Klassen 
der  Nation  stimmen,  welchen  das  Brod  verteuert  wird.  Dagegen 
der  ganze,  nicht  bloss  der  sozialdemokratische  Arbeiterstand  ausser- 
halb und  teilweise  selbst  innerhalb  der  Landwirtschaft.  Dagegen 
die  grosse  Masse  des  deutschen  Industriekapitals ,  welches  not- 
leiden muss ,  wenn  seinen  in  England,  Belgien  und  der  Schweiz 
befindlichen  Hauptkonkurrenten  gegenüber  die  Arbeiterernährung 
um  rund  35  Mark  per  Tonne  Weizen  (und  sonst  entsprechend) 
verteuert  wird.  Unter  dem  Agrarhochschutz,  wie  er  auch  nach 
den  Handelsverträgen  vom  Dezember  1891  bis  auf  Weiteres  immer 
noch  aufrecht  bleibt,  leidet  sogar  ein  grosser  Teil  der  landwirt- 
schaftlichen, namentlich  der  kleinen  landwirtschaftlichen  Unter- 
nehmer selbst.  Einmal  alle  jene  Kleingrundbesitzer ,  welche 
weniger  Cerealien  auf  den  Markt  bringen ,  als  sie  für  sich ,  ihre 
Familien  und  Arbeiter  nötig  haben  oder  überhaupt  nicht  dem 
Körnerbau  sich  widmen ;  deren  werden  es  aber  immer  mehrere. 
Unter  den  Agrarzöllen  leidet  sodann  unmittelbar  und  mittelbar 
auch  ein  erheblicher  Teil  des  Bauernstandes,  welcher  wenigstens 
keinen  erheblichen  Nutzen  von  den  Zöllen  hat ,  soweit  er  über 
den  eigenen  Hausbedarf  hinaus  wenig  (nicht  in  Mehlform  wieder 
zurückkehrendes)  Getreide  auf  den  Markt  bringt  und  indem  er  den 
Gewinn  aus  diesem  geringen  Ueberschuss  durch  die  Verteuerung 
des  Bedarfs  an  Industrieprodukten,  Werkholz  u.s.  w.  sich  zwischen 
den  Fingern  versickern  lassen  muss.  Und  so  ist  es  nicht  wahr- 
scheinlich, dass  die  Mehrzahl  auch  nur  des  mittleren,  geschweige 
des  kleineren  Bauernstandes  ,  ausser  insoweit  der  erstere  durch 
Boden  und  Klima  absolut  auf  Getreidebau  verwiesen  ist,  der 
Fahne  des  Agrariertums  treu  bleiben  wird.  Schwerlich  wird  er  noch 
lange  in  protestantischen,  aber  wohl  auch  in  katholischen  Gegen- 
den der  handelspolitischen  Führung  des  Grossgrundbesitzers  bei 
den  Wahlen  Heerfolge  leisten.  Jedenfalls  stehen  auch  politisch 
die  Aussichten  langen  Fortbestehens  der  hohen  AgrarzöUe  nur 
auf  schwachen  Füssen.  Wir  sagen  dies  nicht  erst  heute,  sondern 
haben  es  vor  der  Einführung  (1879)  und  vor  der  Erhöhung  (1885) 
vorausbemerkt  '), 

Der  grössere  und  der  grösste  Grundbesitz  haben  aber  auch  wenig 

I)  Vgl.  oben,  Jahrg.   1892,  S.  545. 
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Aussicht,  am  Fiskalismus  des  Reiches,  der  Einzelstaaten  und 
der  (durch  die  lex  Huene  am  Agrarhochschutz  beteiligten)  Kom- 
munalkörperschaften  eine  feste  Stütze  zu  behalten. 

Die  jetzige  Stellung  der  Lebensmittelzölle  in  unserem  Finanz- 
gesamtsystem ist  ein  finanzpolitischer  Skandal,  der  nicht  Bestand 
haben  kann.  Ein  Zollsystem,  welches  durch  Mitverteuerung  aller 
Produkte  der  ganzen  inländischen  Land-  und  Forstwirtschaft  das 
Volk  mindestens  zweimal  mehr  kostet,  als  es  einträgt  ^),  ist  verwerf- 
lich und  unhaltbar.  Dasselbe  System  hat  finanziell,  nämlich  für 
die  Bestreitung  der  Staatsverwaltung  eine  dunkle  Kehrseite.  Führt 
es  doch  durch  in  ganz  irrationellem  Massstab  stattfindende  Abfuhr 
von  Zolleinnahmen  an  die  Gemeinden  zur  Misswirtschaft  in  diesen, 
wie  es  mittelbar  zur  Bevorteilung  des  grösseren  Besitzes  im  Kom- 
munalsteuerwesen beiträgt.  Es  nimmt  ferner  dem  Reich,  den 
Staaten  und  den  Gemeinden  das ,  was  es  ihnen  mit  der  einen 
Hand  gibt,  zu  einem  erheblichen  Teile  mit  der  anderen,  wieder 
weg;  unmittelbar,  indem  es  ihre  Naturalbedarfe  —  namentlich  im 
Militärhaushalt  und  zumal  bei  steigender  Friedenspräsenz  —  ge- 
waltig verteuert  und  mittelbar,  indem  es  einen  immer  stärkeren  An- 
trieb der  endlosen  Schraube  der  Besoldungserhöhungen  herbeiführt. 

Ist  so  dasselbe  steuerpolitisch  und  staatshaushaltlich  verwerf- 
lich, so  ist  es  selbst  dann  nicht  für  immer  unentbehrlich,  wenn 
die  Reichsausgaben  für  allgemeine  Einstellung  in  gesetzlich  zwei- 
jähriger Dienstzeit  nach  der  gesteigerten  Bevölke- 
rungszahl und  die  Ausgaben  für  Arbeiterversicherung,  die 
einen  wahrscheinhch,  die  anderen  sicher  steigen  werden.  Es  be- 
darf auch  dann  nicht  der  Aufrechterhaltung  der  Lebensmittelzölle 
in  ihrer  bisherigen  Höhe. 

Wir  wünschen  nicht  die  bedeutende  Steigerung  der 
deutschen  Kolonialwarenzölle  auf  jene  Höhe  des  Finanz- 
zolltarifs, welche  uns  bei  anderen  Staaten  (II.  Art.  J.  1892,  S.  38  f.)  ent- 
gegengetreten ist.  Aber  als  ein  bedeutendes  Mittel  der  Beseitigung 
der  Lebensmittelzölle  stünde  sie  zur  Verfügung  und  sie  hätte 
steuerpolitisch  immerhin  Etwas  für  sich,  gleichmässig  auf  dem 
Standpunkt  der  Regierungen  und  des  Parlaments  *). 

Sodann  gestattet  die  S  t  e  u  e  r  r  e  f  o  r  m  für  die  Einzelnstaats- 
und für  die  Gemeindehaushalte,  in  Entwicklung  namentlich  der 
allgemeinen  Einkommens-  undErbsteucr  für  stärkeren  Abbruch 

1)  Vgl.  Jahrg.    1892,  S.   539  f. 

2)  Näheres   1892,  S,   539  f. 
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an  den  Einkünften  der  Lebensmittelzölle  selbst  bei  wachsendem 
Staatsbedarf  kräftig  aufzukommen.  Dieser  Abbruch  würde  nur 
die  gute  Folge  haben ,  die  Einzelnstaaten  zu  wahrhafter  Reform 
ihrer  Staats-  und  Kommunalbesteuerung  zu  zwingen.  Und  den 
grössten  Bundesstaat  sehen  wir  ja  diesen  Gang  der  Dinge  — 
wohlbedacht  und  weitausholend  schon  vorbereiten. 

Der  Fiskalismus  als  Bundesgenosse  des  Agrarismus  ist  also 
auch  in  diesen  Hinsichten  ein  schwankes  Rohr,  auf  welches  für 
den  letzteren  ein  dauernder  Verlass  nicht  ist.  Der  Agrarhoch- 
schutz,  wie  er  noch  immer  stark  fortbesteht,  hat  nach  alledem 
wenig,  ja  keine  Aussicht  auf  dau  er nden Bestand,  so  wenig,  was 
seine  zwergwirtschaftlichen,  kleinbäuerlichen  und  mittelbäuer- 
lichen ,  als  was  seine  fiskalistischen  Bundesgenossen  betrifft.  Er 
muss,  wenn  nicht  ganz,  so  doch  bis  auf  einen  auch  finanzwissen- 
schaftlich zur  Not  zu  rechtfertigenden  kleinen  Rest  der  Getreide- 
zölle fallen. 

Das  wird  zum  eigenen  Vorteil  des  Grundbesitzes  selbst  ge- 
schehen. Der  grössere  und  grösste  Grundbesitz 
hat  keinerlei  Aussicht,  mit  Hilfe  der  für  die  übrige 
Nation  unerträglichen  Kornzollsätze  den  zu  Anfang  der  siebenziger 
Jahre  erreichten  Stand  der  Grundrente  ohne  Uebergang  zu  neuen, 
intensiveren  Betriebssystemen  aufrecht  zu   erhalten. 

An  Letzteres  wäre  nur  dann  mit  einiger  Sicherheit  zu  denken, 
wenn  die  fremdeGetreidekonkurrenzalseinevorü- 
bergehende  Thatsache  sich  ansehen  Hesse.  Wahr- 
scheinlich,   geschweige  sicher  ist  dies  aber  nicht. 

Wiederholt  hat  man  seit  12  bis  15  Jahren  die  baldige  Ab- 
nahme der  überseeischen  Getreide-,  Vieh-  und  Fleischkonkurrenz 
in  Aussicht  gestellt.  Auf  kurze  Ebbe  ist  aber  immer  wieder  Flut 
eingetreten.  Und  auch  für  die  Zukunft  ist  eine  Abnahme  dieser 
Konkurrenz  in  absehbarer  Zeit  nicht  in  Aussicht  zu  nehmen. 
Die  Anpassung  an  die  neuen  Konjunkturen  der  Weltwirtschaft 
bleibt  deshalb  keiner  alten  Nation  erspart.  —  Indiens  Weizen- 
konkurrenz betreffend  ist  überhaupt  eine  auf  sichere  Thatsachen 
gestützte  Prognose  kaum  zu  stellen.  Ebensowenig  bezüglich  der 
Vereinigten  Staaten.  Zwar  ist  hier  der  erst  zu  urbarende 
gute  Boden  nur  noch  wenig  ausgedehnt  und  die  Bevölkerung,  da- 
mit der  innere  Bedarf  in  raschem  Wachstum  begriffen ,  aber  es 
ist  auch  nicht    entfernt    sicher   zu  bestimmen,    ob  nicht  und  auf 


Zur  wissenschaftl.   Orientierung  über  die  neueste  Handelspolitik.     107 

wie  lange  die  rasch  fortschreitende  Ausflechtung  des  amerikanischen 
Eisenbahnnetzes  im  Zusammenhang  mit  unausbleiblicher  inten- 
siverer Landwirtschaft  (Uebergang  zur  Stalldüngung)  das  grosse 
Reich  in  den  Stand  setzen  wird,  sehr  grosse,  vielleicht  steigende 
Ueberschüsse  über  den  eigenen  Bedarf  hinaus  immerfort  auf  den 
Weltmarkt  zu  werfen.  Von  R  u  s  s  1  a  n  d ,  dem  oft  bedeutendsten 
Getreidelieferanten  für  Westeuropa  ist  jedenfalls  noch  für 
lange  eine  steigende  Lieferung  von  Ueberschüssen  zu  erwarten. 
Nicht  bloss  aus  dem  europäischen  Russland,  welches  bei  weiterer 
Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  noch  einer  gewaltigen  Ausdeh- 
nung des  Getreideexports  fähig  ist ,  sondern  auch  aus  dem 
sibirischen  Russland.  Dr.  Hertens  hat  in  v.  Mayr's  » Allg. 
Statist.  Archiv«,  (Tübingen,  Laupp,  2.  Jahrg.  i.  Halbband),  diese 
gewaltige  Doppel-Thatsache  in  verdienstvoller  Weisezur  Anschauung 
gebracht.  Auch  das  sibirische  Russland  hat  eine  fast  noch  un- 
angebrochene, zur  Zeit  noch  äusserst  dünnbevölkerte  »schwarze 
Erde»,  vielleicht  von  so  grosser  Aussicht,  eine  «Kornkammer« 
Westeuropas  für  lange  Zeit  zu  werden,  wie  das  Gebiet  der  rus- 
sischen Schwarzerde  in  Europa. 

Wir  entnehmen  der?/.  7^/^r/^,??ZJ-'schen  Nachweisung  das  Folgende, 
was  in  das  wissenschaftliche  Bewusstsein  noch  nicht  allgemein 
eingedrungen  ist:  »Wenn  wir,  sagt  M.,  das  gesamte  europäische 
Russland  überschauen,  so  bleiben  wir  unwillkürlich  bei  jenem 
weiten  Produktionsgebiete  stehen,  das  von  zwei  Höhenzügen  be- 
grenzt in  jeglicher  Beziehung  unter  den  Produktionsgebieten  Russ- 
lands eine  bevorzugte  Stelle  einnimmt.  Hier  finden  wir  jenen 
grossen  Streifen  Landes  »die  schwarze  Erde«,  der  an 
Fruchtbarkeit  sonst  im  europäischen  Russlande  und  in  Europa 
überhaupt  nicht  seinesgleichen  findet,  hier  ein  gemässigtes  Klima, 
welches  das  Gedeihen  aller  Getreidegattungen  begünstigt,  hier 
auch  die  grösste  Menge  der  atmosphärischen  Niederschläge,  die 
dem  Wachstum  förderlich  sind  ;  hier  endlich  durchziehen  das  Land 
die  wasserreichsten  und  dem  Verkehr  meist  zugänglichen  Fluss- 
läufc.  Und  weil  die  Bedingungen  hier  so  günstig  liegen,  gehört 
dieser  Teil  auch  zu  den  am  stärksten  angesiedelten  Gebieten,  so 
dass  zur  Ausnutzung  der  so  günstig  gestalteten  Verhältnisse  hier 
auch  die  erforderliche  Kraft  an  Arbeitern  vorhanden  ist.  Es 
hann  daher  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  für  die  Stellung 
Russlands  auf  dem  internationalen  Getreidemarkte  gerade  das 
eben    bezeichnete    Gebiet    von    ausschlaggebender  Bedeutung    ist 
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und  gerade  deswegen  ist  auch  dieser  Teil  des  grossen  Landes, 
wie  wir  noch  genauer  sehen  w^erden,  durch  Anlage  von  Wegen 
dem  Verkehre  erschlossen  worden.  —  Neben  dem  europäischen 
Russland  gebührt  jedoch  dem  asiatischen  und  speziell  Sibirien 
unsere  Aufmerksamkeit,  denn  Sibirien  ist  seiner  geographischen 
Lage,  seinen  Bodenverhältnissen  nach  und  aus  mancherlei  anderen 
Gründen ,  von  sehr  grosser  Bedeutung,  wenn  gleich  bei  den 
augenblicklichen  Bevölkerungsverhältnissen  von  irgend  welcher 
Ausnutzung  der  vorhandenen  fruchtbaren  Ländergebiete  nicht  die 
Rede  sein  kann.  Sibirien  hat  auf  einem  Flächenraum  von 
10822480  Quadrat-Werst  nur  4313680  Einwohner,  so  dass  auf 
die  Quadrat-Werst  im  Durchschnitt  0,4  Einwohner  entfallen.  Zer- 
legt man  dieses  ganze  Gebiet  in  die  8  Teile,  in  welche  es  seiner 
politischen  Einteilung  nach  zerfällt,  so  finden  wir: 

DasGebietv.  Tobolsk  hat  1219130  Qu.-Werst  mit  1313  392  Einw.  oder  l.OTauf  d.  Qu.-Werst 

„      „   Tomsk  „  744.577         „            „     1196  064 

„      „    Irkutsk  „  638198         „ 

„        „      „   Transbaikalien  „  .522339         „ 

„      „   Amur  „  293  316 

„      „   Jenisseisk  „  2  233  930 

„      „  Jakutsk     _  „  3482.534 

und  das  Küstengebiet  .,  16884.57         ,, 

Dass  bei  solchen  Besiedelungsverhältnissen  von  einer  wirksamen 
Bebauung  des  Landes  noch  nicht  die  Rede  sein  kann,  liegt  klar 
zu  Tage,  namentlich  wenn  man  noch  berücksichtigt,  dass  Ver- 
kehrswege bisher  im  Lande  noch  nicht  existieren,  so  dass  selbst 
das  nach  Verhältnis  der  vorhandenen  Arbeitskräfte  Erlangte  nicht 
einmal  verwertet  werden  kann.  Eine  Thatsache  steht  aber  fest, 
nämlich :  dass  der  südliche  Teil  Sibiriens  auf  sehr 
weite  Strecken  (nach  russischem  Massstabe  gemessen) 
fruchtbares  Schwarzerdgebiet  besitzt,  welches 
eine  Fortsetzung  des  Gebietes  der  schwarzen 
Erde  Südrusslands  ist,  nur  ist  die  Mächtigkeit  der  Erd- 
schicht nicht  so  stark  und  sie  ist  namentlich  nicht  so  gleichmässig 
wie  der  südrussische  Schwarzerderayon.  Doch  das  ändert  nichts 
an  seinem  Werte  für  den  Anbau,  namentlich  von  Getreide,  denn 
selbst  die  tiefste  Aufackerung  des  Bodens  nutzt  doch  nur  eine 
dünne  obere  Schicht  aus ,  im  Verhältnis  zur  Mächtigkeit  der  Hu- 
musschicht, wie  sie  z.  B.  in  Südrussland  sich  findet,  wo  dieselbe 
mehrere  Meter  tief  ist.  Es  kann  aus  diesen  und  vielen  anderen 
Gründen  daher  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  diese  sibirischen 
Ebenen,  sobald  sie  in  ausgedehntem  Masse  in  Kultur  genommen 
werden,    einen   grossen  Einfluss   auf  den   europäischen  Getreide- 
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markt  und  namentlich  auf  die  russischen  ländlichen  Produktions- 
verhältnisse auszuüben  in  der  Lage  sein  werden.« 

Angesichts  aller  dieser  Thatsachen  ist  nicht  entfernt  irgend- 
welche sichere  Aussicht  gegeben,  dass  die  deutsche  Landwirt- 
schaft der  »Anpassung«  an  die  neuen,  zu  intensiverem  Betrieb  hin- 
drängenden Konjunkturen  sich  mit  Hilfe  hoher  Agrarschutzzölle 
sich  werde  entziehen  können.  Die  Herabsetzung  der  Zölle  aber 
wird  sie  veranlassen,   zu  ihrem  Heil  sich  in  die  neue  Lage  zu  fügen. 

Diese  Anpassung  hat  sich  anderwärts  auch  ohne  Agrar- 
Schutzzölle  bereits  wirklich  vollzogen. 

So  im  cisleithanischen  Oesterreich  gegenüber 
der  ungarischen  Getreidekonkurrenz.  So  in  Belgien  und 
in  den  Niederlanden.  So  und  namentlich  in  Gross- 
britannien. Hier  ist  weder  der  kleine,  noch  der  mittlere, 
noch  der  grosse  Grundbesitz  am  Mangel  von  Schutzzöllen  gegen- 
über der  überseeischen  Getreide-  und  Fleisch-Zufuhr,  Getreide- 
und  Fleisch-»Ueberschwemmung«   zu  Grunde  gegangen. 

Der  Uebergang  zu  neuen,  meist  intensiveren  Betriebssystemen 
ist  in  Grossbritanni  en  vollzogen.  Zeitweilige  Opfer  hiefür  sind 
nicht  zu  läugnen.  Allein  der  Uebergang  bewerkstelligte  teils 
und  vorAllem  einen  kapitalsintensiveren,  teils 
einen  arbeitsintensiveren  Betrieb  und  das  Ender- 
gebnis auf  die  Dauer  wird ,  kann  wenigstens  im  grossen  und 
ganzen  nur  die  Wiedererreichung,  vielleicht  die  weitere  Steige- 
rung der  Kulminations-Landrente  vom  Anfang  der  siebenziger 
Jahre  sein. 

Ein  Rückfall  auf  extensive  Weidewirtschaft  hat  hiebei,  trotz- 
dem der  Getreidebau  in  den  letzten  Jahrzehnten  nicht  unerheblich  zu- 
rückgegangen ist,  selbst  in  Grossbritannien  dennoch  nicht  stattge- 
funden. Der  landwirtschaftliche  Betrieb  hat  in  den  Farmen  bei  kapi- 
tals-  und  arbeitsreicherer  Viehzucht,  Molkereiwirtschaft  und  dergl. 
an  Intensität  im  ganzen  eher  gewonnen.  Und  die  Zahl  der  kleinen 
und  mittleren  Betriebe  hat  nicht  ab-,  sondern  zugenommen.  Eine 
»Verödung  des  Landes«  zu  extensiveren  Betrieben,  zu  roher 
Weide-  und  Waldnutzung,  hat  nicht  entfernt  stattgefunden.  Die 
Verteilung  des  Landes  zwischen  Gross-,  Mittel-  und  Klcinbcsitz 
ist  nun  am  Ende  der  Uebergangsperiodc  eine  volkswirtschaftlich 
entschieden  günstigere. 

Aus  dem  reichen  Material,  welches  die  englische  A  c  k  e  r- 
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baustatistik  darbietet ,  wollen  wir  nur  die  beweiskräftigsten 
Daten  anführen.  — Das  Ackerland,  d.h.  das  ganze  mit  dem 
Pflug  bestellte  Land  (einschliesslich  des  im  Anbauwechsel  umge- 
brochenen Gras-  und  Kleelandes)  ist  zwar  von  18,3  auf  17,6  Mill, 
Acres  in  1870  bis  1890  zurückgegangen ;  die  gesamte  landwirt- 
schaftlich benützte  Fläche  ist  jedoch  von  30  auf  mehr  denn  32 
Millionen  Acres  gestiegen.  —  Wohl  hat  der  Weizenbau  er- 
heblich eingebüsst;  sein  Anteil  am  Ackerland  ist  von  19  auf 
wenig  über  14  Prozent  (absolut  um  rund  1,3  Mill.  Acres)  zurück- 
gegangen und  ähnlich  haben  der  Bohnen-  und  der  Erbsenanbau 
verloren,  dagegen  haben  Gerste  und  Kartoffeln  ihren  Anteil  am 
Bauland  behauptet.  Der  Anteil  des  Hafers,  welcher  in  England 
als  Futter  gelten  kann,  ist  dagegen  von  15  auf  17,3  %  des  Acker- 
landes gestiegen.  Der  Bestand  an  Klee-  und  Grasland  hat  sich 
von  24,6  auf  28,7  %  gehoben.  Der  von  Rüben-  und  verwandten 
Pflanzen,  sowie  Reps  u.  s.  w.  hat  sich  nicht  bloss  behauptet,  son- 
dern etwas  erhöht.  Die  Zahl  der  Gärten  hat  sich  seit  1870  von 
etlichen  180  000  auf  275000  erhöht  und  ist  anerkannt  einer  weiteren 
Steigerung  fähig.  Der  Anteil  der  reinen  Brache  ist  von  3,3  auf 
3%  gesunken.  Die  Zahl  der  landwirtschaftlich  benützten  Pferde 
ist  seit  1870  erheblich  gestiegen.  Die  kleineren  Betriebe  und  selb- 
ständig bewirtschafteten  Landstellen  (allotments,  Parzellen)  haben 
sich  in  den  17  Jahren  1873  bis  1890  fast  verdoppelt.  Die  Zahl 
der  kleinen  Pachtgüter  von  i  bis  5,  5  bis  20,  20  bis  50  Acres 
ist  entschieden  gestiegen.  Nur  die  schon  grösseren  Farmen  von 
300  bis  500  und  von  500  bis  looo  haben  an  die  ganz  grossen 
Farmen,  soweit  die  Statistik  reicht,  ein  wenig  Areal  —  vom  Ge- 
treidebau weg  zu  intensiver  Viehzucht   abgegeben. 

Die  soeben  angeführten  Thatsachen  ergeben  sich  aus  folgen- 
den Angaben  der  englischen  Landwirtschafts-Statistik: 

es  betrug  die  Zahl  der  Betriebe  in  Grossbritannien: 

1880  1885 

von     50 — 100  acres         64095  64715 

»      100 — 300      »            78721  79  573 

»     300 — 500      »             14078  13875 

»     500 — 1000    »              4831  4826 

über         10  000    »                  585  663 

die  Fläche .  der  einzelnen  Wirtschaftsklassen  betrug  : 

i88o  1885 

von     50 — 100  acres  4  662  640  acres  4  746  052  acres 

»      100—300       »  13482925       »  13658495 

»     300 — 500       »  5266082       »  5  241  168       » 

»     500 — 1000     »  3130388       »  3147328       » 

über  1000    »  758785      »  882615      » 
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Gerade  das  Gegenteil  eines  weiteren  Einschwindens  des  kleineren 
Grundbesitzer-  und  Pächterstandes  ist  eingetreten.  Von  einer 
Verödung  des  Landes,  von  einer  entvölkernden  Latifundienbildung 
kann  überall  nicht  die  Rede  sein. 

Allerdings  ist  die  Steigerung  der  Betriebsintensität,  mehr 
eine  weitere  Kapitals-  als  Arbeitssättigung  der 
Landwirtsch  aft  durch  Uebergang  zu  i  n  t  e  n  s  i  v  e  r  W  e  i  d  e- 
wirtschaft  gewesen  und  der  übrig  gebliebene  Körnerbau  ist 
heute  wohl  eher  extensiver  als  vor  20  Jahren.  Zwar  die  unter 
grossem  Kapitalaufwand  für  Meliorationen,  Entwässerung,  Düng- 
ung stattgehabte  Ueberführung  von  Ackerland  in  intensiv  bewirt- 
schaftetes Weideland  hat  sich  nicht  in  ganz  Grosbritannien  gleich- 
massig  vollzogen.  Sie  ist  aber  im  ganzen  dennoch  sehr  bedeutend 
zu  nennen ;  denn  der  Bestand  an  Grasländereien  und  Wiesen  stieg 
im  Verein.  Königreich  von  12  Mill.  Acr.  (1870)  auf  16  Mill.  Acr. 
(1890).  Der  Rindviehbestand  erhob  sich  hiebei  von  5  auf  6V2 
MilHonen  Stück  und  ausser  der  Fleischzucht  sind  die  Milchwirt- 
schaft und  die  rationelle  Aufzucht  von  Milchtieren  in  grossem 
Aufschwung.  Der  mittlere  Weide-Farmer  auf  dem  Lande  und  der 
starkzunehmende  kleine  Farmer  in  der  Nähe  grösserer  Städte, 
welche  für  Milch  sehr  viel  höhere  Preise  als  in  Deutschland 
zahlen ,  nehmen  zu.  Beide  aber  arbeiten  notorisch 
mit  mehrBetriebskapital  als  die  Getreidefarmer. 

Den  ganzen  Uebergangsprozess  schildert  Paasche  in  einer 
die  englische  Landwirtschafts-Statistik  gründlich  verwertenden  Ab- 
handlung (in  Conrads  Jahrb.)  abschliessend  wie  folgt: 

»Sicherlich  ist  bei  dem  ersten  Verlassen  der  Kornfelder  nicht 
sogleich  und  nicht  überall  der  kostspielige  Weg  der  Anlage  vor- 
züglichster Weideländereien  eingeschlagen  worden,  sondern  viele 
Aecker  sind  einfach  als  Brache,  als  Weide  und  wildes  Grasland 
liegen  geblieben,  das  der  Pächter  nicht  bestellen  wollte,  für  das 
der  Grundherr  die  grossen  Geldopfer  nicht  bringen  konnte.  Mit 
geringem  Viehstand  besetzt,  werden  dann  diese  Ländereien  wenig 
Nutzen  gebracht  haben.  Erst  im  Laufe  der  jüngsten  Zeit  scheint 
nach  den  vorliegenden  Berichten  der  Wandel  in  rationeller  Weise 
zum  Abschluss  zu  kommen ,  und  schnellwachsende  Viehherden 
finden  heute  auf  den  ausgedehnten  Grasländereien  reichliche  Nah- 
rung. Sowenig  ein  vollgiltiger  Beweis  zu  erbringen  ist,  das  Eine 
wird  nicht  zweifelhaft  sein :  Englands  Landwirtschaft  hat  sich, 
wenn  auch    langsam    und   mit  schweren  Opfern,  in  die  durch  die 
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Ausdehnung  des  Marktgebietes  veränderten  Verhältnisse  hinein- 
gefunden, und  bessere  Zeiten  sind  über  der  Landwirtschaft 
des  Inselreiches  angebrochen.  Von  einer  Verödung  der  Fluren,  von 
einem  Verdrängen  der  kleinen  Farmer  zu  Gunsten  grosser  exten- 
siver Weidewirtschaften  —  wie  diese  ganze  Entwickelung  von 
einzelnen  Schutzzöllnern  als  Folge  der  Freihandelspolitik  geschil- 
dert worden  ist,  kann  absolut  keine  Rede  sein.  Eng- 
lands Landwirte  haben  —  durch  Klima  und  Lebensgewohnheiten 
des  Volkes  begünstigt,  sich  kapitalintensiverViehwirt- 
schaft  zugewendet,  haben  den  Anbau  der  Brotfrucht  vermindert 
und,  wenn  der  eigentliche  Ackerbau  einen  Rückschritt  zu  extensi- 
veren Formen  gemacht  hat,  so  ist  anderseits  eine  angemessene  Ver- 
wertung des  Grundkapitals  durch  die  heutige  Betriebsweise  ge- 
sichert. Nur  ein  gewisser  Teil  des  eigentlichen  England,  die  corn- 
coiinties  des  Ostens,  sind  durch  den  Wechsel  schwerer  geschädigt 
worden  und  suchen  mit  Erfolg  Ersatz  zu  schaffen  durch  Anbau 
anderer  Früchte  oder  Milchwirtschaft.  Von  einem  Wüst-  und 
Brachliegen  der  Felder  ist  auch  hier  nichts  zu  spüren,  und 
der  Uebergang  zu  gesunderen  Zuständen  scheint  sich  bereits  voll- 
zogen zu  haben«. 

So  hat  die  britische  Landw.  die  auswärtige  Konkurrenz 
bestanden.  Teils  ähnlich ,  teils  in  ganz  anderer  Weise  haben 
West-Oesterreich,  Belgien,  Niederlande  sich  der 
neuen  Weltmarktlage  angepasst.  In  West-Oesterreich  nicht  bloss 
der  Grossbesitz ,  sondern  auch  der  bäuerliche  Besitz ,  dessen 
Schwierigkeiten  nicht  an  der  Schutzlosigkeit  gegen  das  Getreide 
zuführende  Ungarn,  vielmehr  wie  in  Deutschland  an  der  unproduk- 
tiven Besitzüberschuldung  ihre  Quelle  haben. 

Sollte  allein  der  grössere  und  mittlere  Grundbesitz  des  deut- 
schen Reichs  ausser  Stande  sein,  ohne  die  hohen  Agrarzölle  sich 
aufrechtzuerhalten  und  selbst  die  Kulminationslandrenten  von  1872 
wiedereinzuholen ,  mit  erreichter  intensiverer  Wirtschaft  sogar 
weiter  zu  steigern  ? !  Nach  den  Erfahrungen  der  erwähnten  an- 
deren Länder  ist  dies  nicht  anzunehmen. 

Nicht  als  ob  wir  der  Umbildung  in  Deutschland  Englands 
Uebergang  zur  intensiven  Viehwirtschaft  zum  Vorbild  geben  möchten ! 
Nicht  als  ob  wir  der  Meinung  wären,  die  deutsche  Landwirtschaft 
habe  ein  Klima,  einen  Boden,  einen  Kapitalreichtum  des  Eigen- 
tümer- und  Pächterstandes,  so  günstig  zur  Ergreifung  der  inten- 
siven Weidewirtschaft,  wie  England  !    Deutschland   hat  weit  mehr 
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»absoluten«    Getreide-    und    Kartoffelboden,    als  England.     Allein 
auf  der  anderen  Seite    hat  es  in  seiner  Weise  günstigere   Klima- 
und  Bodenverhältnisse  für  sonstige  Zweige  intensiver  Verwertung 
des  Bodens  durch  Handelspflanzen-Kultur,   Gartenbau,   Obskultur, 
und  Anderes.    Die  grössere  Zahl  bäuerlicher  Eigentumswirtschaften 
ist  unseres  Erachtens  im  Vergleich  zur  Pachtwirtschaft  Englands 
(nur    ein    Siebentel    des  Bodens    Eigentumswirtschaft!)    keine  Er- 
schwerung eigentümlich    deutscher  Anpassung    an  die  von  Russ- 
land   und    der    überseeischen    Kolonialwelt    neugeschaffene  Welt- 
marktlage,  wie  man  behaupten  hört.     Der  Grossgrundbesitz,  s  o- 
weit  er  nicht  überschuldet  ist,  hat  in  Deutschland  so 
gut  wie  in  Oesterreich    und  England    die    erforderliche  Tragkraft 
für  die  Opfer  des  Ueberganges.     Unter  derselben  Voraussetzung 
nicht  minder  der  mittlere,  bäuerliche  Besitz.     Der  letztere  arbeitet 
überwiegend  mit  Familienarbeitskräften ;    er    konsumiert    sein  Ge- 
treideprodukt oder  dessen  Gegenwert  in   Mehl   grossenteils  selbst, 
was    ihn   gegen  Preisrevolutionen    unempfindlicher  macht ;    er    ist 
mehr  als  der  englische  Farmer  im  Stande,  neben  der  Milch-  und 
Molkereiwirtschaft    Handelsgewächse    zu    pflanzen    und    vom   Ge- 
treidebau   so    weit    abzugehen,    um    für  den  Geldbedarf  zur  An- 
schaffung   seiner    nicht   in  Eigenproduktion    beschafften  Konsum- 
artikel aufzukommen.     Auch    ist    er  nicht  so  arm,    um    nicht  da, 
wo  er  bei  Getreidebau  in  weniger  intensivem  Betrieb  zu  verharrren 
genötigt  ist ,   wo  er  also  zu  kapitals-  und  arbeitsintensiveren   Be- 
trieben anderer  Art  überzugehen,  nicht  die  Gelegenheit  hat,    ein 
massiges  Einschwinden   der  Kulminationsgrundrente  des  Getreide- 
baues verschmerzen  zu  können.      Aeussersten  Falles  kann  die  ar- 
beitsintensivere Bewirtschaftung  von  kleineren  Getreide-    und 
Kartoffelgütern  weiter  helfen,    eine    Richtung,    die  keineswegs  in 
Zwergwirtschaft  da  auszulaufen  braucht,    wo    solche    in  Deutsch- 
land bis  jetzt  nicht  besteht.     Der  Grossgrundbesitz  aber  in  allen 
Teilen    Deutschlands,    namentlich    aber    derjenige    im  Osten,    hat 
eine    ganz    besondere    Veranlassung,    einen    mit   Eigentum    ange- 
sessenen Stand   kleiner    Bauern    durch  Veräusserung    unrentabler 
Grossgutsteile  zu  Kleingütern    zu  schaft'cn,  worauf  wir  alsbald  zu- 
rückkommen. 

Das  Zerschlagen  mancher  Domänen  und  Rittergüter 
hätte  nichts  Schlimmes  zu  bedeuten.  Wir  treffen  auch  in  dieser 
Ansicht  ganz  mit  6"«:^ y//v/c/ zusammen,  wenn  dieser  (an  a.  O.)  sagt: 
»Manches   Rittergut   wird   nach   Beseitigung   der  Zölle  zerschlagen 
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und  eine  noch  grössere  Zahl  verkleinert  werden.  Wir  erwarten 
von  einem  weiteren  Rückgang  der  Preise  nicht  ein  Verschwinden 
des  Bauernstandes,  der  im  grossen  Ganzen  eine  g  e- 
nügende  Widerstandskraft  bewährt  hat.  Wo  das  nicht 
der  Fall  war,  wird  ausdrücklich  bezeugt,  dass  sein  Wirtschafts- 
betrieb nicht  mit  der  Zeit  fortgeschritten  war.  So  notwendig 
dem  Staate  nun  auch  grössere  Güter  sind ,  so  haben  wir  in 
Preussen  deren  noch  genug ,  um  eine  Anzahl  den  Zeitverhält- 
nissen opfern  zu  können  und  keinen  Grund,  sie  mit  erheblichen 
Opfern  zu  erhalten.  Der  landwirtschaftliche  Betrieb  gestattet  noch 
eine  bedeutende  Vervollkommnung  und  gerade  der  Bauer  hat, 
wie  gesagt,  einen  erfolgreichen  Anlauf  dazu  genommen,  den  ein 
Druck  auf  die  Preise  eher  fördern  als  hemmen  dürfte«. 

Die  arbeitsintensivere  Bewirtschaftung  absoluten  Ge- 
treide- und  Kartoffellandes  unter  Verkleinerung  des  Grossbesitzes 
und  Vermehrung  der  Kleingüter  wird  eine  Hauptaufgabe  der  An- 
passung deutscher  Landwirtschaft  an  die  weltwirtschaftliche  Fort- 
entwickelung zu  bilden  haben. 

Wie  das  im  Einzelnen  zu  geschehen  hat,  ist  hier  nicht  weiter 
zu  verfolgen.  Dass  es  möglich  und  notwendig  ist,  geben  die 
besten  Kenner  und  Freunde  deutscher  Landwirtschaft, 
z.  B.  Conrad  wwd  Paasclie  zu.  Conrad  sagt:  »Es  ist  richtig,  dass 
es  in  den  letzten  Dezennien  dem  deutschen  Landwirte  immer 
schwerer  geworden  ist,  seine  Produkte  angemessen  zu  verkaufen 
und  dass  dieses  für  den  kleinen  Bauern  noch  viel  schwieriger 
war ,  als  für  die  grösseren  Grundbesitzer.  Die  Ursache  dieser 
Erscheinung  liegt  einmal  in  der  Produktion  mangelhafter 
Ware,  wie  in  unzulänglichem  kaufmännischem  Geschick  der  Land- 
wirte. Die  Klage  über  eine  mangelhafte  Qualität,  nament- 
lich grosse  Kleberarmut  des  nord-  und  mitteldeutschen  Getreides 
ist  allbekannt,  und  je  leichter  es  ist,  bessere  Qualitäten 
von  auswärts  zu  beziehen ,  um  so  unverkäuflicher  wird  sich  das 
heimische  Produkt  erweisen.  Ueberall  kann  man  lesen,  dass  für 
ausländisches  Getreide  höhere  Preise  geboten  werden  als  für  ein 
heimisches;  wodurch  Abhilfe  zu  schaffen,  liegt  auf  der  Hand. 
Dazu  komrnt,  dass  der  Bauer  das  Getreide  meist  nicht  rein  genug 
baut  und  nicht  genug  für  nachträgliche  Reinigung  sorgt,  während  na" 
turgemäss  das  von  weither  transportierte  Getreide  in  dieser  Be- 
ziehung den  höchsten  Anforderungen  genügt  und  durch  eine 
grosse  Gleichartigkeit  des  Korns  den  Einkauf  im  grossen  wesent- 
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lieh  erleichtert  und  vorteilhaft  macht;  daraus  geht  hervor,  dass 
dem  auswärtigen  Getreide  Eigenschaften  inne  wohnen  ,  durch 
welche  es  an  und  für  sich  einen  höheren  Preis  verdient,  als  das 
heimische  Gewächs.  Kein  Wunder,  wenn  deshalb  die  grösseren 
Müller  und  noch  mehr  die  bedeutenderen  Händler  lieber  im  grossen 
vom  Auslande  kaufen  als  von  unseren  Bauern,  und  da  die  grossen 
Mühlen  und  die  grossen  Händler  ein  immer  grösseres  Ueberge- 
wicht  gewinnen ,  so  verschlimmert  sich  dadurch  die  Lage  des 
kleinen  Landwirts,  der  schon  ohnehin  in  übergrosse  Abhängigkeit 
vom  kleinen  Aufkäufer  geraten  ist.  Er  erhält  deshalb  nicht  ein- 
mal den  Preis,  welchen  die  statistischen  Weltmarkt-Tabellen  auf- 
führen. Die  Frage  ist  nur  die,  ob  ihm  hierbei  nur  durch  die 
Zölle  zu  helfen  ist  und  ob  hier  in  der  That  dieselben  das  richtige 
Mittel  sind,  und  dasselbe  im  Verhältnis  zu  dem  erwarteten  Zwecke 
steht.  Wir  bestreiten  dies  auf  das  Entschiedenste.  Darum  der 
ganzen  Nation  das  Brotgetreide  verteuern  ,  damit  der  Bauer  mit 
grösserer  Bequemlichkeit  sein  Getreide  veräussern  kann?  Unsere 
Zeit  hat  längst  in  den  Genossenschaften  das  Mittel  ge- 
funden, um  dem  kleinen  Manne  die  Vorteile  des  Grossbetriebs 
zugänglich  zu  machen ;  gerade  hier  wären  sie  am  meisten  am 
Platze,  um  die  gemeinsame  Magazinierung,  Sortierung 
und  Reinigung  herbeizuführen.  Wohl  ist  uns  die  grosse  Schwierig- 
keit eines  solchen  Vorgehens  bekannt,  weil  der  Bauer  in  seiner 
Starrköpfigkeit  nur  schwer  zu  bewegen  ist,  den  Anforderungen 
solcher  grossen  Genossenschaften  zu  genügen  und  von  ihr  gerade 
mehr  wie  vom  Händler  verlangt ,  dass  sein  unreines  Getreide 
ebenso  bezahlt  wird,  wie  das  reine  ,  aber  um  so  weniger  will  es 
uns  am  Platze  scheinen,  ihn  durch  Schutzzölle  auf  Kosten  anderer 
in  dem  alten  Schlendrian  zu  bestärken.  Schon  in  vieler 
Hinsicht  hat  der  bisherige  Druck  günstig  auf  den  Bauern  gewirkt, 
aber  noch  keineswegs  in  ausreichendem  Masse.  —  Man  schicke 
ferner  sachverständige  Männer  nach  Amerika ,  um  die  dortige 
Organisation  des  Getreidehandels  zu  studieren  und  dann  hier  zu 
lehren,  wie  der  Landwirt  und  Kaufmann  im  eigenen  wohlver- 
standenen Interesse  Hand  in  Hand  zu  gehen  haben,  statt  sich 
feindselig  jeden  Gewinn  zu  missgönnen.  .  .  .  Alle  Berichte  über 
die  Lage  der  Landwirtschaft  sind  der  Art,  dass  man  mit  Zuver- 
sicht annehmen  kann,  im  Laufe  der  Zeit  werde  sich  eine  Anpass- 
ung an  die  Bedingungen  der  Zeit  erreichen  lassen.  Aber  freilich 
ist    das    nur    zu    erwarten,     wenn    eine  Nötigung    hierzu    in   be- 
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stimmtet'  Weis!.:  vcjrlicgt ,  wenn  der  Bauer  sieht,  dass  ihm  von 
anderer  Seite  keine  Hilfe  in  Aussicht  steht  und  er  sich  nicht 
anders  halten  kann.  Den  momentanen  Grundbesitzern  sind  dabei 
allerdings  gewisse  Opfer  aufzuerlegen,  die  man  auf  längere  Zeit 
verteilen  muss ,  welche  aber  dem  Grundbesitzerstande  nicht 
zu  ersparen  sind.« 

Paasche,  welcher  die  im  Vergleich  mit  England 
grösseren  Schwierigkeiten  derAnpassungDeutsch- 
lands  an  die  neueWeltmarktlage  nachdrücklich 
hervorhebt,  hält  dennocli  nur  vorübergehenden  Getreide- 
schutz für  gerechtfertigt  und  ermahnt  die  Landwirtschaft  zur  Vor- 
bereitung auf  sinkende  Getreidezölle.  Seine  die  britische  Landwirt- 
schafts-Krisis  der  letzten  20  Jahre  statistisch  erschöpfende  Unter- 
suchung schliesst  mit  dem  Hauptergebnisse  ab:  »Wir  haben  kein 
Inselklima  wie  England  und  Irland,  das  einen  Uebergang  zur 
Weidewirtschaft  erleichtert,  —  wir  haben  keine  wohlhabende  In- 
dustriebevölkerung, die,  an  Zahl  die  ländliche  weit  überragend, 
für  reichliche  Fleischnahrung  grosse  Opfer  zu  bringen  vermöchte, 
—  wir  haben  kein  Pachtsystem  mit  reichen  und  leistungsfähigen 
Grundherren,  welche  Millionen  schwindender  Rente  verschmerzen 
können  — ,  wir  sind  endlich  nicht  die  Beherrscherin  der  Meere, 
wie  es  England  heute  noch  ist  und  deshalb  wagen  darf,  sich  mit 
weit  mehr  als  der  Hälfte  seines  notwendigen  Nahrungsmittelbe- 
darfs auf  überseeische  Zufuhren  zu  verlassen.  Deutschland  ist 
mit  seinen  armen  Sandböden,  mit  seinem  kontinentalen  Klima 
auf  Getreidebau  angewiesen ,  seine  Bevölkerung  ist  noch  ge- 
zwungen ,  in  erster  Linie  vegetabilische  Nahrungsmittel  zu  ver- 
zehren, und  unsere  zahlreiche  bäuerliche  und  kleinbäuerliche  Be- 
völkerung, die  wir  für  unser  Staats-  und  Gemeindeleben  nicht 
entbehren  können  oder  wollen,  darf  nicht  ohne  weiteres  dem 
Prinzip  des  freien  Welthandels  geopfert  werden ,  endlich  muss 
Deutschland  von  Feinden  umgeben  den  grössten  Teil  seines  Be- 
darfes an  Brotlrucht  selbst  zu  produzieren  imstande  sein.  Die 
völlig  anderen  Verhältnisse  haben  jenseits  des  Kanals  zu  einer 
relativ  leichten  Anpassung  an  die  veränderten  Zustände  geführt, 
während  in  Deutschland  völlige  Freiheit  des  Handels  wahrschein- 
lich den  Ruin  vieler  Tausende  alt  angesessener  ländlicher  Fa- 
milien, einen  Besitzerwechsel  im  Grundeigentum  zur  Folge  gehabt 
haben  würde,  die  von  grösstem  Nachteil  für  die  wirtschaftliche 
und  gesellschaftliche  Entvvickelung    unseres  Vaterlandes    gewesen 
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wären.     Darum  war  für  die  deutsche  Landwirtschaft  ein  vorüber- 
gehender Schutz,  um  von  der  möglicherweise  bald  nachlassenden 
fremden  Konkurrenz  nicht  unnötig  erdrückt  zu  werden  oder  um  sich 
langsam    in    die    dauernd  umgestaltete  Lage  einleben  zu  können, 
durchaus  berechtigt.     Ob    nun    für    eine    nahe  Zukunft    eine  fühl- 
bare Verminderung    des    ausländischen  Mitbewerbes    zu    erwarten 
steht,  darüber  ist  gegenwärtig  noch  kein  sicheres  Urteil  abzugeben. 
Das  Schlimmste  scheint  für  den  Getreidebau   überstanden  zu  sein 
und     unsere    Landwirtschaft    sollte    deshalb     ein 
allmähliches     Schwinden    des    Zollschutzes    bei 
ihren  Berechnungen  und  Wirtschaftsplänennicht 
ausser  Acht  lassen   und  aus  dem  Beispiel  Englands  lernen, 
dass  ein  Anpassen  an  die  neuen  Verhältnisse  möglich  ist,    wenn 
auch  die  Schwierigkeiten   hier    wesentlich   grösser  sind  als  dort«. 
Die  Ansicht  Paasches,    dass  für    Deutschland    \^  o  r  ü  b  e  r- 
gehend  die  Get^eidezölle  notwendig    waren,    zu  bestreiten,    ist 
heute  ziemlich  unpraktisch.     Wir  erwähnen  nur,    dass    auch  eine 
andere  Ansicht    stark    vertreten    ist.     Dieselbe    geht   dahin:    Die 
»notleidenden«    Grundbesitzer    wären    früher    in    Bedrängnis    ge- 
kommen,   aber  sie  hätten  nicht  so  lange  mit  Unterbilanzen  fort- 
gearbeitet und  Diejenigen,  welche  erst  nach  1878  Grundbesitz  er- 
warben und  Pachte  eingiengen  ,    wären  mehr    davor  gewahrt  ge- 
blieben, sich  in  Ueberzahlungen  und  Verschuldungen  zu  verbluten. 
Der  Verlust    wäre    ohne  Agrarzölle  wahrscheinlich    ein    erheblich 
geringerer,    der  Uebergang  zu  zeitgemässen  neuen  Betriebsweisen 
rascher  und  thatkräftiger,    das    Betriebskapital    hie/.u    verfügbarer 
gewesen.   Selbst  Conrad  giebt  dies  schliesslich  zu,  wenn  er  a.  angef. 
Orte  es  beklagt,   »dass  die  Preise  des  Grund  und   Bodens    immer 
noch    auf    einer    übertriebenen  Höhe    gehalten    und    eine  Menge 
Grundbesitzer  durch  die  Zölle  in  der  Hoffnung    erhalten  werden, 
dass  die  Preise  einmal  wieder  nachhaltig  auf  das  Niveau  der  70er 
Jahre   sich  stellen,  wodurch  sie  allein  auf  eine   angemessene  Ver- 
zinsung des  angelegten  Kapitals  rechnen  können.     Sie  wirtschaften 
deshalb  jahrelang  mit  einer  Unterbilanz  fort,   welche  mit  der 
Zeit  auch  den  1  e  t  z  t  o  n  R  e  s  t    ihres    Kapitals    aufzehrt. 
Immer  noch    lassen   sich  junge  Leute  zum  Gebot  von   Kauf-   und 
Pachtpreisen   veranlassen,    welche    durch    die  Verhältnisse    nicht 
gerechtfertigt  sind,  allein  in  derlioffnung  auf  eine  allmählich  noch 
günstigere  Wirkung    der  Zölle;    während    auf   der    anderen  Seite 
eine  Menge    Landwirte    in    der    gleichen   llolfiuni'     bei    dem  bis- 
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herigen  Wirtschaflssysteni  verharren,  welches  den  Zeitverhaltnissen 
nicht  mehr  entspricht«.  Der  Versuch  künstlicher  Aufrechterhal- 
tung einer  Kulmina  tions  Grundrente  hat  —  das  ist  unsere  Ueber- 
zeugung  —  die  Lage  der  Landwirtschaft  wesentlich  verschlimmert 
und  wird  sie  immer  mehr  verschlimmern. 

Der  Agrarhoch  schütz  beruht  aber  auch  auf  falscher 
zum  Verderben  führender  Diagnose.  Die  auswärtige 
Getreidekonkurrenz  ist  nicht  die  Grundursache  des  »Not- 
leidens« der  deutschen  Landwirtschaft.  Selbige  liegt  anderswo  und 
der  Agrarhoch  schütz  verstärkt  und  verlängert 
die  betreffende  Grundursache  des  Uebels. 

Soweit  von  einem  »Notleiden«  der  deutschen  Landwirtschaft  in 
der  That  wirklich  gesprochen  werden  m  u  s  s  ,  ist  die  erste  Notstands- 
ursache durchaus  nicht  in  jener  auswärtigen  Konkurrenz,  wie  die 
moderne  Transporttechnik  sie  herbeigeführt  hat,  zu  erkennen. 
Wer  das  Gegenteil  behauptet ,  stellt  nach  unserem  Erachten, 
welches  wir  unmittelbar  vor  der  eigentlichen  Einführung  des 
Agrarhochschutzes  einlässlich  begründet  haben,  eine  gänzlich 
verfehlte  Diagnose. 

Die  zwei  Grundübel,  deren  Schaden  die  auswärtige  Konkur- 
renz aufgedeckt  hat,  liegen  im  Mangel  an  landwirtschaft- 
lichen Arbeitskräften  für  den  Grossgrundbesitz  und  in 
der  unproduktiven  Ueberschuldung  alles  —  des 
grossen,  mittleren  und  kleinen  Grundbesitzes. 

Diese  Grundschäden  machten  den  Grundbesitz  unfähig ,  den 
Anprall  der  auswärtigen  Konkurrenz  durch  Anpassung  leidlich  zu  be- 
stehen. F"rei  von  denselben  hätte  der  grössere  Grundbesitzer 
seiner  Pflicht,  die  Risiken  der  Weltmarktänderungen  zu  tragen  und 
sich  denselben  möglichst  rasch  anzubequemen ,  leicht  genügen 
können.  Der  Agrarhochschutz,  welcher  der  Masse  kleiner  und  mitt- 
lerer Güter,  die  eine  erkleckHche  Getreideauflieferung  zum  Markt 
nicht  haben,  selbst  nur  schädlich  ist,  wäre  unterblieben.  Diese 
Grundschäden  muss  man  heben,  wenn  man  der  deutschen  Land- 
wirtschaft in  allen  Graden  ihrer  Besitzgrösse  helfen  will.  Hohe 
Getreidezölle  sind  aber  lediglich  dazu  angethan ,  die  dringenden 
Reformen,  die  der  Grundbesitz  grossenteils  selbst  in  der  Hand 
hat,  hinauszuschieben.  Diese  Reformen  werden  dagegen  desto 
eher  kommen,  je  entschiedener  die  Unhaltbarkeit  der  Getreide- 
zölle ins  allgemeine  Bewusstsein   eindringt  und  je  energischer  die 
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deutsche  Agrarpolitik  gleichzeitig  mit  der  Rückbildung  des  Agrar- 
Tarifhochschutzes  in  den  fraglichen  Richtungen  des  A  g  r  a  r- 
r  ec  ht  s  -  Schutzes  positiv  ausgreifen  wird. 

Die  Landwirtschaft,  namentlich  jene  des  Grossbesitzes,  leidet 
erstens  unter  dem  Mangel,  bezw.  der  Verteurung  der  lan  d- 
wirtsc  haftlichen  Arbeitskräfte.  Der  Agrarzoll  hat 
dieses  Uebel  nicht  geheilt  und  nie  wird  er  es  heilen  können. 
Heben  lässt  sich  dasselbe  nur  unter  den  zwei  Bedingungen,  dass 
ein  mindest  verschuldeter  Grossbesitz  Betriebskapital  genug  be- 
sitzt, um  festhaltende  Löhne  zahlen  zu  können,  und  dass  überall 
um  die  herrschaftlichen  und  bäuerlichen  Grossgüter  kleinere  Güter 
angesetzt  werden,  welche  die  abgetretenen  Teile  des  bisherigen 
Grossbesitzes  bewirtschaftend  ihren  Eigenbedarf  an  Lebensmitteln 
selbst  erzeugen,  also  auch  auf  absolutem  Getreide-  und  Kartofifel- 
boden  gedeihen,  überdies  aber  auch  dem  grösseren  Besitz  eine 
nicht  Stadt-  und  industriefiüchtige  Lohnarbeit  stellen.  Der  Agrar- 
hochschutz  ist  jedoch  keineswegs  geeignet,  dem  Grossgrundbesitz 
diesen  Weg  der  »Not-Hilfe«  aufzudrängen. 

P>freulich  ist  es,  dass  der  Gedanke  sich  in  der  neuesten 
preussischen  Rentengüter-Gesetzgebung  bereits 
Bahn  gebrochen  hat.  Die  preussischen  Rentengütergesetze  unter- 
stützten die  fragliche  Reform,  teils  durch  Einsetzung  des  Staats- 
kredits in  Rentenbriefform  für  die  Abfindung  derjenigen  Grund- 
besitzer, welche  von  ihrem  Grundbesitz  Teile  zur  Bildung  klein- 
bäuerlicher Rentengüter  abgeben,  teils  durch  die  Dazwischenkunft 
besonderer  Staatsbehörden  zur  Durchführung  der  Rentengüter- 
bildung.  Der  Bedeutung  der  Sache  war  sich  die  k.  preussische 
Regierung  voll  bewusst,  wie  u.  a.  aus  der  Rede  des  Ein. -Min. 
Miguel  im  preuss.  Ilerrenhause  (i6.  Juni  1891)  hervorgeht,  wenn 
es  darin  heisst :  »Ich  gebe  mich  der  Hofinung  liin ,  dass  durch 
dieses  Gesetz  einem  thatsächlich  vorhandenen  weitverbreiteten 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Bedürfnis  nicht  bloss  in  den  östlichen, 
sondern  zum  Teil  auch  in  den  westlichen  Provinzen,  nach  Ver- 
mehrung und  Befestigung  der  kleineren  und  mittleren  ländlichen 
Besitzungen  eine  sehr  wesentliche  Eörderung  erwachsen  wird. 
Darüber  ist  auch  bei  Beratung  des  Rentengütcrgcsetzes  hier  im 
Herrenhaus  kaum  ein  Zweifel  gewesen,  dass  abgesehen  von  dem 
l""all  der  Bildung  von  Rentengütern  tlurch  den  Staat,  vielleicht 
auch  durch  grosse  Kommunen  und  Stiftungen  ,  eine  wesentliche 
Wirkung  desselben  für  die  Bildung  von  Rentengütern  durch  Private 
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nicht  erwartet  werden  konnte  mul  dass  daher  die  Vermittelung 
des  Staates  dabei  eingerichtet  werden  müsste ,  um  diejenigen 
Kapitalien,  die  bei  solchen  Bildungen  von  Rentengütern  zu  be- 
schaffen sind,  im  Interesse  des  Rentengutsgründers  und  des  Ren- 
tengutsempfängers zu  beschaffen.  Dass  die  bewährte  Form  der 
Rentenbriefe  und  der  Mitwirkung  der  Rentenbanken  hier  sich  von 
vornherein  naturgemäss  empfahl,  das  bedarf  kaum  einer  weiteren 
Beweisführung.  Die  Befürchtungen,  die  man  etwa  hegen  könnte 
in  Beziehung  auf  die  Sicherheit  des  Staates  bei  dieser  ganzen 
finanziellen  Operation ,  sind  durch  eine  Reihe  von  Kautelen  so 
schwer  abgeschwächt,  dass  ich  meine ^  es  bleibt  im  Ganzen  bei 
einer  verständigen  Handhabung  des  Gesetzes  eine  irgend  wesent- 
liche Gefahr  für  die  Staatsfinanzen  nicht  übrig.  Ausserdem  wird 
diese  ganze  Entwicklung  nur  eine  allmählich  fortschreitende  sein, 
und  man  kann  daher,  wenn  nötig,  diejenigen  Erfahrungen,  die 
man  im  Fortgange  der  Entwickelung  macht,  sich  zu  nutze  machen, 
um  noch  weitere  etwa  notwendige  Kautelen  für  die  Staatsfinanzen 
hier  eintreten  zu  lassen.  Ich  gehe  aber  selbst  als  Finanzminister 
soweit,  zu  sagen,  dass  die  soziale  Aufgabe,  die  wir  uns  hier 
stellen,  von  so  grosser  Bedeutung  ist,  dass  der  Staat  es  auch 
wohl  verantworten  kann,  ein  gewisses  finanzielles  Risiko  zu  über- 
nehmen«. Die  entsprechende  Ausgestaltung  des  im  Reichs- 
tage liegenden  Heim  statten -An  träges  könnte,  \vie  auch 
der  deutsche  Landwirtschaftsrat  (Archiv  desselben  1891)  überein- 
stimmend anerkannt  hat ,  der  Lösung  der  landw.  Arbeiterfrage, 
sowie  der  volkswirtschaftlich  möglichen  und  wünschenswerten 
Aufrechterhaltung  des  Getreidebaues  wirklich  Vorschub  leisten  ')• 


1)  Das  preussische  Gesetz  über  Rentengüter  vom  27.  Juni  1890  hat  die  recht- 
lichen Schwierigkeiten  der  Bildung  von  Rentengütern,  d.  h.  von  mittleren  und  kleinen 
Bauerngütern  aus  Teilen  des  Areals  der  Grossgrundbesitzungen  —  gegen  Rente  an 
die  ablassenden  Grossgrundbesitzer  —  beseitigt.  Die  ausgesprochene  Absicht  war, 
zwischen  den  Grossgrundbesitz  und  der  Klasse  der  besitzlosen  Arbeiter  das  wichtige 
Mittelglied  eines  wirklichen  Bauernstandes  einzuschieben  und  —  namentlich  für  den 
Osten  der  Monarchie  »eine  den  örtlichenZuständen  entsprechende 
gesunde  Verteilung  des  Grund  und  Bodens  zu  schaffen  und 
dauernd  zu  erhalten.«  Diesem  sozialpolitisch  hohen  Ziele  leistet  ein  weiteres 
Gesetz  »betr.  die  Beförderung  der  Errichtung  von  Rentengütern«  prak- 
tischen Vorschub  (in  14  §§  dem  pr.  Landtag  1890  vorgelegt!).  Der  Grossgrund- 
besitzer soll  der  Bildung  von  Rentengütern  geneigter  gemacht  werden ,  indem  ihm 
durch  Vermittelung  des  Staates  der  Kapitalwert  der  Renten  behufs  Tilgung  der 
Schulden  oder  behufs  Vornahme  von  Meliorationen  zur  Verfügung  gestellt  wird.  Die 
bäuerliche  Arbeit  soll  zur  E  r  w  e  r  b  u  n  g  von  Rentengütern  veranlasst  werden,  indem 
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Als  das  zweite  und  weitaus  grösste  Grün  du  bei 
der  deutschen  Landwirtschaft  ist  die  unproduk- 
tive Verschuldung  alles  des  kleinen  wie  des 
grössern  Grundbesitzes  erkannt  und  nun  auch  fast  all- 
gemein anerkannt.  Verfasser  d.  hat  diese  Diagnose  vor  Einfüh- 
rung des  Agrarhochschutzes  auf  das  Bestimmteste  gestellt^).  Die 
Grundursache  dieser  unproduktiven  Ueberschuldung  ist  dieUeber- 
zahlung  des  Grundbesitzes  und  der  Grundbesitz- 
n  u  t  z  u  n  g  in  den  Erbübernahme-  und  in  den  Kauf  pr  eis  cn 
der  Güter,  sowie  in  den  Pachtschillingen.  Schon  in  unse- 
rem  ersten  Artikel  ist  hierüber  die  Thatsache  kurz  nachgewiesen. 

Es  ist  an  sich  klar,  dass  diese  Ueberschuldung  durch  Agrar- 
hochschutz  nicht  beseitigt,  dass  sie  durch  die  Hoffnungen  auf 
Landrentengarantie,  welche  durch  den  Agrarhochschutz  vielmehr 
sehr  stark  genährt  werden,  nur  gesteigert  und  hingehalten  werden 
kann.  Mit  Hilfe  des  unproduktiven  Kredites  hält  man  gerne  an 
nicht  mehr  rentierenden  alten  Betriebssystemen  fest  und  brockt 
immer  mehr  vom   Vermögen  ein. 

Ein    ziffermässiger  Beweis    ist  diesfalls    allerdings    schwer    zu 

das  Kapital  für  die  Herstellung  der  Gebäude  vorgeschossen  und  die  ratenweise  Til- 
gung der  Rentenschuld  durch  eine  staatliche  Rentenkasse,  welche  als  Gläu- 
bigerin an  Stelle  des  T>and  abtretenden  Grossgrundbesitzers  tritt,  ermöglicht  wird. 
Gelingt  die  Sache,  so  wird  der  Grossgrundbesitz  kleiner,  aber  betriebskräftiger  und 
schuldenfreier,  und  ein  Bauernstand  kann  entstehen,  welcher  mit  der  Zeit  freies  Eigen- 
tum erlangt  und  auch  dem  Grossbesitz  der  Umgebung  reichere  Arbeitskraft  aus 
Bauernfamilien  sichert.  —  Ob  und  inwieweit  der  wohlgedachte  Plan  gelingen  wird, 
lässt  sich  natürlich  nicht  absehen.  Ueber  die  Einzelheiten  des  Planes  sei  vor- 
läufig nur  Folgendes  erwähnt.  Organe  sind  die  Rentenbanken  und  Gene- 
ralkommissionen der  Ablösungsgesetzgebung  von  1850;  die  neueren  Landes- 
kultur-Rentenbanken (Gesetz  vom  13.  Mai  1879)  werden  also  nicht  herangezogen 
und  erfährt  man  von  letzteren  aus  den  Motiven,  dass  sie  nicht  für  alle  Provinzen 
zur  Entwicklung  gekommen  sind ,  und  dass  selbst  die  thätigste  dieser  L.K.Renten- 
banken,  die  schlesische,  bis  i.  April  1890  nur  für  i  443  000  Mk.  Landeskultur-Ren- 
tenbriefe  auszugeben  in  die  Lage  kam,  während  die  alten  Rentenbanken  {.Ablüsungs- 
kassen)  von  483  Mill.  M.  ausgegebenen  Rentenhriefen  am  i.  Oktober  1S90  nocli 
342  Mill.  M.  im  Umlaufe  hatten.  Würde  die  alte  Rentenbank  als  Kreditorgan  für  die 
Beförderung  der  Rentengüter,  d.  h.  für  Ueberführung  eines  Teils  des  Grossgrundbe- 
sitzes in  mittleren  und  kleineren  Bauernbesitz  kräftig  wirken,  schatten  die  »Gencral- 
kommiss  i  dnen«  das  (Geschäft  der  Ansetzung  von  Rentengütern  zu  besorgen,  <\.  \\. 
die  Bildung  von  Rentengütern,  die  Ablösung  der  die  Rentengüter  abgebenden  Gross- 
grundbesitzer unil  die  Zuweisung  der  Rentenschuhien  an  die  Rentenbanken  als  Ab- 
lösungstilguiigskassen  zu  besorgen. 

l)   »Inkorporation  des  Ilypoth. Kredites«.      Tübingen,   Laupp,    1SS4. 
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führen.  Das  aber  lässt  sich  zahlen tnässi^f  erweisen  ,  dass  unter 
dem  Agrarhochschutz  die  Anpassung  der  Güterpreise  und  der 
Pachtschillinge  an  den  Reinertrag  nicht  ausreichend  von  Statten 
gegangen  ist  (vergl.  i.  Artikel).  Nicht  weniger,  dass  die  IIy[)0- 
thekarverschuldung  seit  Einführung  des  Agrarhochschutzes  in 
Deutschland  nicht  abgenommen  hat;  wir  entnehmen  dem  »Reichs- 
Anz.«  (17.  August  1891)  zu  diesem  Gegenstand  das  Folgende: 
»In  dem  ersten  Halbjahrheft  der  Zeitschrift  des  Königlich  preus- 
sischen  Statistischen  Bureaus  (31.  Jahrgang  1891)  werden  Mit- 
teilungen über  Eintragung  und  Löschung  von  Hypotheken 
im  Jahre  1889/90  veröffentlicht.  Mit  diesen  Mitteilungen  lässt  sich 
nunmehr  ein  Zeitraum  von  vier  Jahren  übersehen,  in  welchem, 
zufolge  einer  Anregung  des  Königlichen  Landes-Oekonomiekol- 
legiums,  alljährlich  bei  den  Amtsgerichten  und  Hypothekenämtern 
Ermittelungen  über  die  Bewegung  der  Hypotheken  in  den  städ- 
tischen und  ländlichen  Bezirken  Preussens  angestellt  worden  sind. 
Nach  den  Ermittelungen  des  Jahres  1889/90  sind  in  den  städ- 
tischen Bezirken  während  des  Jahres  i  484  586  513  Mk.  Hypo- 
theken neu  eingetragen  und  670014097  Mk.  gelöscht  worden. 
Dagegen  wurden  in  den  ländlichen  Bezirken  651932579  Mk. 
Hypotheken  eingetragen  und  472800611  Mk.  gelöscht.  Die  Ein- 
tragungen neuer  Hypotheken  übersteigen  also  die  Löschungen 
in  den  ländlichen  um  179,13  Millionen  Mark.  Die  Mehrbelastung 
des  ländlichen  Grundbesitzes  ist  eine  stetig  fortschreitende  ge- 
wesen, nur  in  dem  Jahre  1887/88  mit  seiner  guten  Ernte  war  ein 
verhältnismässiges  Zurückbleiben  zu  beobachten.  Insgesamt  hat 
die  Mehrbelastung  in  dem  in  Rede  stehenden  vierjährigen  Zeit- 
raum 521,34  Millionen  Mark  betragen.  Geht  man  auf  die  Ergeb- 
nisse der  Hypothekenbewegung  in  dem  letzten  Berichtsjahre  (1889 
bis  1890)  näher  ein,  so  sind  in  den  Ermittelungen  dieses  Jahres 
zum  erstenmal,  seitdem  über  die  Hypothekenbewegung  alljährlich 
berichtet  wird,  die  infolge  von  Zwangsversteigerungen 
gelöschten  Posten  besonders  aufgeführt.  In  den  städtischen  Be- 
zirken belaufen  sich  bei  einer  Gesamtsumme  der  Löschungen  von 
670  Millionen  Mark  die  auf  Zwangsversteigerungen  beruhenden 
auf  rund  39,  in  den  ländlichen  Bezirken  bei  einer  Gesamtsumme 
der  Löschungen  von  472  Millionen,  die  auf  Zwangsversteigerungen 
beruhenden  auf  rund  36  Millionen  Mark.  Die  Zwangsversteige- 
rungen haben  also  in  verhältnismässig  höherem  Masse  bei  den 
Löschungen    des    ländlichen    Besitzes    eine    Rolle    gespielt. 
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Namentlich  in  den  östlichen  Provinzen  sind  die  Kreise  zahlreich, 
in  denen  der  ländliche  Grundbesitz  zum  grossen ,  mitunter  sogar 
überwiegenden  Teile  nicht  durch  wirtschaftliche  oder  familienrecht- 
liche Erwerbungen  seiner  Eigentümer,  sondern  im  Wege  erzwunge- 
ner Ersetzung  derselben  durch  neue,  besser  gestellte  Besitzer  von 
seinen  Schulden  befreit  wird.  In  den  Bezirken  der  Ober-Landes- 
gerichte zu  Königsberg,  Berlin  und  Stettin  kam  ein  sehr  beträcht- 
licher Teil,  in  Marienwerder  fast  ein  Fünftel  der  Löschungen 
auf  Zwangsversteigerungen.  Namentlichsind  es 
die  Kreise  auf  der  Höhe  des  ural-baltischen 
Höhenrückens,  bei  welchen  die  »Entlastung« 
grossenteils  oder  gar  überwiegend  im  Zwangs- 
versteigerungsverfahren vor  sich  geht.  In  den 
städtischen  Bezirken  dieser  Landesteile  ist  der  Anteil  der  bei 
Zwangsversteigerungen  erfolgten  Löschungen  ein  geringerer ;  doch 
hat  der  Bezirk  des  Kammergerichts,  insbesondere  Berlin  und  Um- 
gegend, der  überhaupt  eine  ganz  ausserordentliche  Bewegung  der 
städtischen  Hypotheken  hat ,  ziemlich  starke  Löschungen  bei 
Zwangsversteigerungen  aufzuweisen.  Im  Verhältnis  zu  den  Lösch- 
ungen überhaupt  bleiben  aber  diese  Zwangsversteigerungen  immer 
noch  erheblich  hinter  denjenigen  in  den  ländlichen  Bezirken 
von  üstpreussen,  Westpreussen  und  Pommern  zurück,  üie  Be- 
richte der  Amtsgerichte,  welche  den  Mitteilungen  über  die  Hypo- 
thekenbewegung beigefügt  sind,  machen  zum  Teil  auch  Bemerk- 
ungen über  die  Ursachen.  Uebereinstimmend  wird  nämlich  die  Zu- 
nahme der  Belastung  auf  die  Eintragung  von  Erbteilen 
und  R  e  s  t  k  a  u  f  g  e  1  d  e  r  n  zurückgeführt.  Das  Sta- 
tistische Bureau  fasst  das  Gesamtergebnis  des  Jahres  dahin  zu- 
sammen ,  dass  die  Entwicklung  im  Allgemeinen,  wie  schon  im 
Vorjahre,  im  Westen  eine  bessere,  im  Osten  dagegen  eine 
u  n  g  u  n  s  t  i  g  e  r  e  gewesen  ist«.  Diese  Daten  weisen  darauf 
hin,  dass  gerade  in  den  Provinzen,  welche  sich  als  Burgen  des 
AgrarschutzSystems  bezeichnen  Hessen,  die  Verschuldung  und 
die  Zwangsvollstreckung  gegen  Ueberschuldete  trotz  des  Agrar- 
hoch.schutzcs  nicht  ab-,  sondern  zugenommen   hat. 

Von  den  Mitteln  zur  Abwehr  unproduktiver  Verschuldung 
des  Grundbesitzes  soll  hier  nicht  einzeln  die  Rede  sein.  V\"ir  haben 
uns  vor  der  Einführung  tlcs  Agrarhochschutzcs  darüber  aufs  Posi- 
tivste in  der  » Inkorporation  des  liypothekarkredites «  ausge- 
sprochen und  möchten   wünschen,  dass  mit  der  .Abschaffung   oder 
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sehr  erheblichen  Herabsetzung  der  Kornzölle  die  entschiedenste 
Beseitigun,£T  und  Vorbeugung  unproduktiver  Verschuldung  Platz 
greife.  Wir  halten  an  dem  Grundgedanken  der  genannten  Schrift 
mehr  als  je  auch  heute  fest,  sind  aber  nicht  so  verkehrt,  um  die  Zu- 
kunft dieser  Gedanken  für  gefährdet  zu  erachten,  wenn  die  An- 
sichten Anderer,  z.  V>.  die  des  H.  Amtsrichters  Schneider  aus 
Nienburg  (auf  Empfehlung  im  deutschen  T.andwirtschaftsrate  hin) 
zunächst  durchdringen  und  einer  Grundreform  die  erste  Gasse 
öffnen  würden. 

Der  Resolution  des  deutschen  Landwirtschafts- 
rates zur  »Heimstättenfrage«,  welche  ein  e  x  e  k  u  t  i  o  n  s  f  r  e  i  e  s 
B  e  s  i  t  z  m  i  n  i  m  u  m ,  sowie  Vertag  ungderZwangsvol  1- 
streckung  bei  ungenügendem  Kaufsanorebot  em- 
pfiehlt, können  wir  hienach  nur  zustimmen.  Wir  vermögen  auch 
dem  Gedanken,  abschlagszahlungsweise  beizupflichten,  welcher  von 
H.  Schneider  unserer  »Inkorporation  des  Hypothekarkredites«  als 
ein  System  unbehinderter  »Kreditfreiheit«  juristisch  überlegen 
entgegengeworfen  worden  ist ,  dem  Gedanken  nämlich :  nur  die 
Hälfte  des  reinertragsmässigen  Gutswertes  und  diese  nur  bei 
öffentlichen  Rentenbanken  mit  Zwangsamortisation  (Rentenprinzip) 
in  zwangsvollstreckbarer  W^eise  verschuldbar  zu  erklären,  dagegen 
weitere  Verschuldung  auf  Sicherungshypotheken  nur  in  der  Weise 
zuzulassen ,  dass  der  Gläubiger  erst  aus  Anlass  des  Verkaufes 
und  des  Todes  des  Schuldners  die  Zwangsvollstreckung  soll  ver- 
langen können.  Dieser  Vorschlag  steht  unserem  Gedanken  keines- 
wegs so  fremd  gegenüber  wie  er  glaubt.  Auch  hier  ist  »Be- 
schränkung« und  die  absolute  «Kreditfreiheit«  fällt,  wenn  man 
näher  zusieht,  kaum  minder  in  die  Brüche.  Nur  wäre  für  die 
positive  Befriedigung  des  Kredites  über  die  zulässig  ordent- 
liche Verschuldung  hinaus,  für  die  Abschneidung  aller  Ursachen 
der  Ueberschuldung  entfernt  nicht  ebenso  gesorgt,  wie  in  unserem 
Vorschlag.  Dem  Anruf  der  »Projektenmacherei«  ,  welchem  alle 
grösseren  positiven  Gedanken  verfallen ,  wird  Herr  Schneider  so 
wenig  entgehen ,  als  der  Verfasser  der  »Inkorporation«.  Jene 
»Ordnung«  aber,  welche  Helferich  verlangt,  welche  positiv,  prak- 
tisch frei   macht '),  welche  jede  Seite  des  Kreditbedarfes  positiv  in 

i)  Cicero:  tdeo  servi  legis  sumus,  ut  magis  liberi  esse  possimus!  —  Ein  so  er- 
fahrener Fachmann,  wie  Buchcnberger  steht  unserem  Vorschlage  nicht  überhaupt  ab- 
lehnend gegenüber,  indem  er  dem  Schfieider'<,c\\^x\  Angreifen  des  Problems  als  einem 
praktischen  Anfang  zustimmt.  —  Alles,    was    mittelbar    wie    un  mittel- 
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der  jedem  Einzelnen  entsprechenden  Weise  sicherstellt ,  welche 
vollen  Betriebskredit  gewährt,  alles  Betriebs-  und  Familienunglück 
überstehen  hilft,  hiemit,  die  Ueberschuldung  positiv  und  allgemein 
für  den  kleinen  und  mittleren  Grossgrundbesitz  ausschhesst,  welche 
dem  Grundbesitze  den  betriebskräftigsten  Eigentümer  oder 
Pächter  zuführt,  welche  kein  Familienglied  verletzt,  den  Wucher 
in  aller  und  jeder  Form  ausschliesst,  jede  Beeinträchtigung  durch 
verschleudernde  Zwangsvollstreckung  voraus  völlig  unmöglich 
macht,  —  eine  solche  Ordnung  (bei  der  es  eine  ganz  untergeord- 
nete Frage  ist,  ob  die  Organe  genossenschaftlich- korpo- 
rativ oder  in  einer  aussergenossenschaftlichen  Form  des  öffentlichen 
Rechtes  eingerichtet  werden)  umschliesst  eben  unser  Vorschlag. 
Nur  ist  er  in  jeder  Hinsicht  durchgreifender,  darum  aber  keineswegs 
so  viel  künstlicher,  als  der  andere  Vorschlag,  welcher  mit  den 
Zwirnsfäden  der  Jurisprudenz  nur  im  Zwangsvollstreckungsrecht 
helfen  will.  Dennoch  weisen  wir  auch  den  letzteren  Vorschlag  nicht 
ab.  Nur  beanspruchen  wir  auch  für  unseren  Vorschlag  unentwegt 
HelfericJis  Autorität,  wenn  dieser  sagt  (Ztschr.  für  d.  gas.  Staatsw. 
IX,  445):  »Das  kann  unmöglich  unsere  wahre  Aufgabe  sein,  an 
den  wirklich  vorhandenen  Schäden  unseres  sozialen  Körpers  mit 
kl  ei  nen  Po  1  i  zei  m  itteln  fort  und  fort  zu  flicken,  sondern  darauf 
kommt  es  an,  dass  man  eine  neue  Rechts-  und  Lebens- 
ordnung gründe,  bei  der  man  die  Einrichtung  seiner  Privat- 
verhältnisse jedem  möglichst  frei  überlassen  kann,  bei  der 
man  so  wenig  wie  möglich  polizeiliche  Kontrolle  und  Nachhilfe 
nötig  hat«. 

Wir  möchten  nur  wünschen,  dass  aus  Anlass  der  Beratung 
des  Heimstätten-Antrags  eine  Entscheidung  im  Reichstag  fiele, 
welche  —  ohne  Abwarten  der  in  diesem  Jahrhundert  kaum  noch 
erfolgenden  Verabschiedung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
Deutschland  in  wenigen  r  e  i  c  h  s  g  e  s  e  t  z  1  i  c  h  e  n  Grund- 
linien die  p  a  r  t  i  k  u  1  a  r  r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  Aufwerfung  von 
allen  Dämmen  gegen  unproduktive  Ueberschul- 
dung des  kleinen  und  mittleren  Grundbesitzes  gestattet.  Ist  ein- 
mal die   Gasse  geöffnet,    so    kann  ja  auch    unsere   »Inkorporation 

1)  a  I  a  u  f  il  i  c  Bewegung  d  e  r  (j  r  u  u  d  b  e  s  i  t  z  w  c  r  l  c  in  d  e  r  R  i  c  h  l  u  n  g 
des  R  e  i  11  c  r  l  r  a  g  s  \v  c  r  t  e  s  li  i  n  d  r  ä  n  g  t  u  n  d  die  u  n  p  r  o  d  u  k  t  i  v  e  V  e  1  - 
s  0  li  u  1  d  u  n  g  liindert  oder  wenigstens  eindämnit,  heissl  auch  dei  Vci  fasser  der 
*Iiikorpuralion«  voraus  willkommen;  das  volle  und  ganze  Durclidringen  im  Sturm- 
schritt bat  er  nie  und  nirgends  erwartet. 
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des  Hypothekarkredits«   das  letzte  viel   iimfassende  Wort  werden. 

Wie    man    aber    auch    den    zwei    Grundubehi    des    lieutigen 

Landwirtschaftsbetriebes    und  wann  man  ihnen  abhelfen  will,  der 

Agrarhochschutz  bleibt  verwerflich.    Kr  verschlimmert  diese  üebel. 

Von  dem  Verlangen  weiterer  Herabsetzung  der  Kornzölle 
kann  auch  die  Erwägung  nicht  abhalten ,  dass  die  nationale 
Sicherheit  für  den  Kriegsfall  die  Erzeugung  des 
durchschnittlichen    G  e  t  r  e  i  d  e  b  e  d  a  r  f  s  heische. 

Wir  halten  es  zwar  nicht  für  einen  wünschenswerten  Zustand, 
wenn,  wie  das  jetzt  für  England  zutrifft,  über  35  "/o  des  Fleisch- 
konsums eines  fleischhebenden  Landes  ,  und  rund  6o°/o  des 
Weizenbedarfes  öines  vor  Allem  weizenliebenden  Landes  vom 
Auslande  aus  gedeckt  werden.  Allein  den  fraglichen  Befürch- 
tungen können  wir  nicht  einräumen,  dass  die  Aufrechterhaltung 
hoher  Getreidezölle  für  Deutschland  das  geeignete  und  zuverlässige 
Mittel  der  Sicherstellung  des  nationalen  Getreidebedarfes  in  jedem 
denkbaren  Kriegsfalle  sein  würde. 

Einmal  kommt  es  überhaupt  nicht  darauf  an,  den  durch- 
schnittlichen Getreidebedarf  im  Inland  zu  erzeugen.  Das 
kornbaureichste  Land  kann  im  besonderen  wirklichen  Kriegs- 
falle oder  Kriegsüberfalle  von  einer  Missernte  heimgesucht  sein  ;  wir 
haben  diese  Möglichkeit  (1891)  an  Russland  schaudernd  selbst  erlebt. 
Sicherung  geben  nur :  eine  Kriegsmarine,  welche  im  Bunde  mit 
anderen  Staaten  die  allgemeine  Blokade  hindert,  -  -  der  Schutz 
neutralerKüstenstaaten  in  ihrer  Neutralität,  endlich  die 
Freundschaft  jener  grossen  Mächte,  welche ,  wie  Grossbritannien 
und  die  Vereinigten  Staaten  an  der  Verhinderung  und  Unterbrech- 
ung des  Getreidewelthandels  allezeit  ein  sehr  hohes  Interesse 
haben. 

Sodann  ist  f  ü  r  D  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d  schon  nach  s  e  i  n  e  n  B  o  d  e  n- 
verhältnissen  ein  besonders  starkesAbschwenken 
vom  Getreide-  und  Kartoffelbau  kaum  zu  er- 
warten. Es  ist  die  erwähnte  Aenderung  in  der  Verteilung  des 
Grundbesitzes  herbeizuführen ,  genauer  ein  Kleinbauernstand  zu 
schaffen,  der  in  intensiverer  Kleinwirtschaft  mehr  Getreide  und 
Kartoffeln  erzeugt  und  seinen  übrigen  Güterbedarf  nicht  bloss  aus 
Getreide-Ueberschüssen,  die  er  auf  den  Markt  liefert,  sondern 
auch  aus  dem  Lohnverdienst  bei  dem  grösseren  Grundbesitz 
deckt,  so  dass  letzterem  hiemit  bei  minderem  Arbeitermangel  die 
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Fortexistenz  ebenfalls  erleichtert  wird.  Ohne  Getreidehochschutz 
wird  dieser  Prozess  sich  viel  leichter  und  rascher  vollziehen,  als 
mit  solchem. 

Der  teilweise  Uebergangzu  intensi\'em  Futter- 
bau ist  übrigens  auch  für  Deutschland  so  zulässig  wie  möglich 
und  eine  Erleichterung  dieses  Ueber ganges  durch 
massige  Vieh-  und  Fleisch  zolle  wird  als  ein  wirklich  be- 
rechtigter Agrarschutz  angesehen  werden  können.  Auch  dieser 
Uebergang  macht  das  Land  nicht  ernährungsärmer;  denn  grösserer 
Viehstand  ist  eine  gerade  für  die  heutige  Kriegsführung  vorzüg- 
liche P>rnährungs-Reserve. 

Alle  bisherigen  Erörterungen  dieser  Abhandlung  ergeben : 
Vom  Standpunkt  der  wissenschaftlichen  Orientierung 
kann  nur  die  fortschreitende  Verringerung  wenigstens  der  Ge- 
treidezölle,  der  Zölle  auf  Mastfutter,  der  Zölle  auf  Jungvieh 
und  Zugvieh,  aus  dem  gelegentlich  dargelegten  Grund  auch  auf 
Nutz-  und  Bau-Holz,  und  zwar  bis  zu  demfinanz  politisch 
nur  immer  möglichen  Mindestmasse  empfohlen 
werden. 

Dass  auch  hervorragende  Gros.sgrundbesitzer  zu  demselben 
Ergebnisse  gelangen  können,  das  hat  im  letzten  deutschen  Reichs- 
tag Dr.  Freih.  v.  Stauffenberg  bewiesen ,  welcher  überdies  einen 
hier  noch  nicht  erwähnten,  aber  wichtigen  Punkt  scharf  betont 
hat,  indem  er  eine  Anpassung  an  die  schwierige  Lage  durch 
Einschränkung  entbehrlicher  Genüsse  und  durch  Zurückhaltung 
in  der  Steigerung  des  Luxus,  dem  kleinen  und  dem  grossen 
Grundbesitz  empfahl,  eine  Zurückhaltung,  welche  der  Agrarhoch- 
schutz  nicht  begünstigt.  Freih.  v.  Stauffenberg  hat  in  der  Sitzung 
des  d.  R.-T.  vom  15.  Dez.  1891  nach  dem  »Reichsanzeiger«  be- 
merkt: »Den  geringsten  Nutzen  habe  von  den  Getreidezöllen  der 
kleine  Bauer ,  für  den  Verkaufsassoziationen  sehr  viel  nützlicher 
seien,  als  die  auch  ihm  unerträglichen  hohen  Zölle.  Manchen 
Gegenden  hätten  diese  geradezu  Schaden  gebracht,  wie  die  Klagen 
aus  dem  preussischen  Osten  und  die  Petitionen  aus  Oberschlesien 
bewiesen,  dessen  gesamtes  Müllergewerbe  vollständig  zu  Grunde 
gerichtet  und  zum  .Stillstand  gebracht  sei.  In  diesem  Jahre  der 
Missernte  sei  der  Nutzen  der  Zölle  für  einen  sehr  grossen  Teil 
der  Landwirte  ein  verschwindend  geringer  gewesen,  ja  sie  hätten 
ihnen  Schaden  gebracht.    In  seiner  Heimat  (S.l  )euischl.  1  liaiten  liie 
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meisten  zu  sehr  hohen  Preisen  Rogj^^en  kaufen  müssen.  Ausserdem 
sei  der  Preis  für  die  Futtermittel,  die  stets  zugekauft  werden  müssten, 
um  mehr  als  die  Hälfte  gestiegen,  und  diese  P'ontanelie  nehme 
einen  grossen  Teil  dessen  wieder  aus  der  Tasche,  was  die  Zölle 
hineingelegt  hätten,  der  Nutzen  sei  also  ein  trügerischer.  Dazu 
komme  noch  als  ein  besonderer  Krebsschaden  für  den  Süden 
Deutschlands  mit  seinen  wesentlich  kleinen  Grundstücken  die 
ausserordentliche  Preissteigerung  für  Grund  und  Boden.  Seine 
durch  die  Hypothekenbanken  bestätigte  Erfahrung  gehe  dahin, 
dass  sie  die  Ursache  des  Unterganges  für  viele  Besitzer  sei,  die 
ihre  Zinsen  nicht  aufbringen  könnten.  Sie  habe  allerdings  schon 
vor  den  Zöllen  infolge  der  hohen  Getreidepreise  von  1870  bis  76 
bestanden  und  beruhe  auf  dem  im  Charakter  des  deutschen  wie 
des  französischen  Bauern  begründeten  unausrottbaren  Drang,  zu- 
zukaufen, er  könne  nicht  Grund  und  Boden  genug  haben,  Gross- 
grundbesitzer werde  man  in  Süddeutschland  leicht,  schon  mit  dem 
Besitz  eines  märkischen  Bauern;  auch  Bauern  mit  einigen  hundert 
Morgen  nennten  sich  plötzlich  Gutsbesitzer  und  nähmen  deren 
Bedürfnisse  an ,  während  der  wirkliche  Bauer  mit  bescheidener 
Lebensführung  verhältnismässig  ein  gutes  Geschäft  mache.  Der 
sog.  Grundbesitzer  habe  nun  Ausgaben  für  Repräsentation,  sodass 
daraus  unter  Umständen  wirklich  grosses  Elend  entstehe,  und  er 
friste  auf  derselben  Pläche  ein  kümmerliches  Dasein,  auf  der  sich 
ein  Bauer  ganz  gut  durchbringe.  An  diese  kostspielige  Lebens- 
haltung habe  man  sich  rasch  gewöhnt,  da  die  hohen  Getreide- 
preise feststehend  zu  werden  versprochen  hätten,  aber  den  fetten 
Jahren  seien  die  mageren  gefolgt  und  nun  sei  allerorten  Jammer 
und  Elend,  während  man  in  anderen  Berufskreisen  sich  mit  seinem 
Gebrauch  nach  seinen  Einnahmen  zu  richten  pflege.  Auch  aut 
die  eigentlichen  Bauern  treffe  das  zu.  Früher  hätten  in  seiner 
Heimat  Volkstrachten  bestanden,  Bauer  und  Bäuerin  hätten  sich 
ihr  Gewand  für  ihre  ganze  Lebenszeit  gekauft.  Das  sei  in  vielen 
Orten  verschwunden,  dafür  seien  Bazar  und  andere  Modezeitungen 
verbreitet,  und  Sonntags  in  der  Kirche  habe  man  das  Vergnügen, 
die  neuesten  Hüte  ,  von  ländlichen  Putzmacherinnen  nach  den 
Mustern  des  Bazar  angefertigt,  zu  finden,  und  zwar  gerade  in  den 
Gegenden ,  wo  noch  ein  leistungsfähiger  Bauernstand  bestehe. 
Die  bayr.  Petition  mit  15  000  Unterschriften  gegen  die  Verträge  und 
gegen  die  Herabsetzung  der  Getreidezölle,  auf  die  sich  der  Abg. 
Lutz  berufen  habe,  mache  seinem  Talent  als  Agitator  alle  Ehre, 
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da  er  selbst  sage ,  dass  der  grösste  Teil  der  ländlichen  Besitzer 
in  seinem  Bezirk  weniger  als  5  ha  besitze.  Denn  welchen  Nutzen 
diese  von  den  Zöllen  hätten,  sei  ihm  eines  der  allergrössten  Ge- 
heimnisse. Auf  einem  seiner  Güter  in  Württemberg  sei  einmal 
eine  Petition  für  Einführung  von  Getreidezöllen  von  fast  sämt- 
lichen Ürtsangehörigen  unterzeichnet  worden,  während  ausser 
ihm  höchstens  ein  paar  von  den  2000  Einwohnern  des  indust- 
riellen Ortes  überhaupt  Getreide  verkauften,  alle  anderen  hätten 
keines  zu  verkaufen  und  müssten  kaufen.  Warum  macht  ihr  die 
Petition  ?  habe  er  die  Leute  gefragt.  Ja,  hätten  sie  gesagt,  man 
sage  immer,  das  sei  das  Einzige,  was  der  Landwirtschaft  helfen 
könne,  und  deshalb  hätten  sie  unterschrieben.  Es  gehe  damit 
wie  mit  den  Petitionen  zu  Gunsten  des  Bimetallismus,  der  schliess- 
lich als  Heilmittel  für  die  Landwirtschaft  von  Leuten  empfohlen 
werde,  die  in  ihrer  Einfachheit  so  schwierige  Fragen  nicht  über- 
sehen, geschweige  denn  entscheiden  könnten«. 


Wenn  alles  Vorstehende  unsere  Ueberzeugung  als  begründet 
erscheinen  lassen  sollte,  so  sind  wir  doch  weiter  die  nähere  Be- 
stimmung unserer  Ansicht  über  die  Ausdehnung  der  E r- 
mässigungen,  über  das  Mindestmass  derselben  Ermäs- 
sigungen, endlich  über  das  Tempo  in  deren  Durchführung  dem 
Leser  noch  schuldig. 

Was  den  Tarifumfang  der  weiteren  Rückbildung  des 
Hochschutzsystems  betrifft,  so  gestattet  uns  das  bereits  Gesagte, 
sehr  kurz  zu  sein.  Mit  der  Herabsetzung  der  Getreidezölle  müsste 
eine  solche  teilweise  auch  für  die  Vieh-  und  Fleischzölle,  für  die 
Holzzölle,  endlich  für  die  Industriezölle,  namentlich  Eisenzölle  ver- 
bunden sein.  Nicht  dass  gegenüber  England  die  Schleussen  des 
absoluten  Freihandels  gezogen  zu  werden  brauchten !  Allein  eine 
erheblich  weitere  Annäherung  an  das  tarif liberale  Vertragstarif- 
System,  wie  es  1865  bis  1879  in  Geltung  stand,  ist  anzustreben 
und  möglich.  Die  Annäherung  an  die  Tarife  der  Schweiz  und 
Belgiens  wird  den  ungefähren  Zielpunkt  der  Handelspolitik  für 
die  nächsten  Jahrzehnte  Zukunft  zu  bilden  haben.  Dem  Abbruch 
am  Agrarhochschutz  muss  ein  entsprechender  Abbruch  am  In- 
dustriehochschutz zur  Seite  gehen,  namentlich  für  alle  in  der 
Landwirtschaft  verbrauchten  Industrieerzeugnisse. 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswisscnscli.   1893    I.  Q 
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Was  weiter  das  Mindestmass  der  Ermässigungen  im 
AgrarzoUwesen  betrifft,  so  könnte  die  völlige  Abschaffung  der 
Getreidezölle,  —  nicht  bloss  der  Mastfutterzölle  in  Frage 
kommen.  Bei  näherem  Betracht  wird  man  gleichwohl  dazu 
kommen  können,  die  Herabsetzung  auf  i  Mark  per  100  Kilo 
Weizen  (und  entsprechend  auf  andere  Getreidearten)  für  zulässig 
zu  erklären.  Auf  der  deutschen  Landwirtschaft  lasten  zweifellos 
besondere  Schwierigkeiten  der  Anpassung  an  die  neue  Weltmarkt- 
lage. Auch  bestehen  die  besonderen  Lasten  der  Arbeiterversiche- 
rung, welche  bei  der  »landwirtschaftlichen  Arbeiternot«  wohl 
ganz  überwiegend  auf  den  Arbeitgeber  fallen.  Endlich  ist  es  sehr 
fraglich,  ob  finanzpolitisch  die  völlige  Wiederbeseitigung  der  Agrar- 
zölle  in  naher  Zeit  durchführbar  sein  wird.  Mit  der  weiteren 
Herabsetzung  von  3V2  auf  nur  i  Mark  per  100  Kilo  werden  auch 
die  Industrie  und  der  industrielle  Arbeiterstand  erforderlichen 
Falles  bis  auf  weiteres  sich  zufrieden  geben  können. 

Es  fragt  sich  nur  noch ,  wann  die  weitere  Ermässigung 
durchgeführt  werden  und  in  welchem  Tempo  —  auf  einmal  oder 
in  kleinen  Schritten  —  dieselbe  stattfinden  soll. 

Nachdem  soeben  für  die  Hauptgetreidearten  die  Ermässigung 
von  5  auf  3V2  M.  stattgefunden  hat  und  der  Landwirtschaft  eine 
längere  Ruhe  vor  weiterer  Zollrückbildung  verheissen  worden  ist, 
wird  ein  stürmisches  Weiterdrängen  ohne  Aussicht  sein.  Das 
neueste  Wiederherabgehen  der  Getreidepreise  —  für  Weizen 
5.  September  1892  mit  160  M.  in  Preussen  (zu  Berlin  144  M. /ö^ö- 
Ware)  gegen  230  M,  im  Sept.  des  J.  1891  ist  dem  Erfolg  solchen 
Drängens  kaum  günstig.  Man  muss  den  weiteren  Gang  der  Preis- 
bewegung und  die  vorherige  Vereinigung  aller  durch  den  Agrar- 
hochschutz  verletzten  Interessen  zu  einer  siegreichen  anti  com  league 
abwarten.  Hoffentlich  dauert  der  Agrarhochschutz  nicht  bis  zu 
Ende  der  neuesten  Verträge. 

Das  Tempo  der  weiteren  Ermässigungen  betreffend,  denken 
wir  uns  nicht  einen  plötzlichen  Rückgang  von  3V2  auf  o  oder  i  Mk, 
Getreidezoll.  Zur  Schonung  der  Landwirtschaft  und  zur  Vermei- 
dung der  im  2.  Artikel  gekennzeichneten  Handelsstörungen  em- 
pfiehlt sich  eine  allmähliche  Rückbildung  in  Beträgen 
von  5  bis  10  Pfennigen  per  Monat  oder,  was  sich  für  die  Zollver- 
waltung vielleicht  mehr  empfehlen  wird,  von  15  bis  30  Pfennigen 
für  jedes  weitere  Vierteljahr  fortschreitend. 

Je  früher  man    die  Getreidezölle   langsam    aufhebt    oder  ein 
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Mindestmass  derselben  wieder  erreicht,  wird  man  auch  die  künst- 
liche Korrektur  des  Getreidehochschutzes  durch  Aufhebung 
des  Identitätsnachweises  für  sogenannte  Rückvergü- 
tung der  Getreideeinfuhrzölle  im  Falle  der  Ausfuhr  —  sich  ersparen 
können. 

Im  deutschen  Reichstag  ist  lebhaft  der  Gedanke  vertreten, 
nicht  bloss  für  vermahlenes  Getreide  (vgl.  2.  Artikel  Jahrg.  1892 
S.  345  ff.),  sondern  für  Getreide  überhaupt  im  Masse  der  Ausfuhr 
den  Zoll  ohne  Identitätsnachweis  zu  »vergüten«.  Es  hätte  so  zu 
geschehen ,  dass  für  ausgeführtes  Getreide  Scheine  zur  zollfreien 
Einfuhr  auswärtigen  Getreides  eingeführt  werden  würden.  Diese 
Scheine  würden  von  den  Exporteuren  an  die  Importeure  zu  einem 
Preise  verkauft  werden ,  welcher  den  Zollbetrag  nie  ganz ,  aber 
wohl  immer  nahezu  erreichen  würde.  Für  die  Produzenten  des 
Nordostens  würde  es  möglich ,  ihre  Getreideüberschüsse  zu  loh- 
nenderen Preisen  den  früheren  Absatzgebieten  in  Skandinavien 
und  England  wieder  zuzuführen ,  statt  sich  zum  Absätze  nach 
Mittel-  und  Süddeutschland  drängen  zu  müssen.  In  Süddeutsch- 
land würde  umgekehrt  die  Einfuhr  fremden  Getreides  zu  einigem 
Vorteil  für  die  Konsumenten  gehoben  werden.  Die  mittel- 
und  süddeutschen  Landwirte  freilich  leisten  ebendeshalb  der 
Abschaffung  des  Identitätsnachweises,  welcher  einer  Getreide- 
exportprämie für  den  nordöstlich enGetreidebau 
aufs  Haar  ähnlich  zu  sehen  scheint,  bis  jetzt  mit  Erfolg 
Widerstand.  So  lange  die  Getreidezölle  ihre  Höhe  bewahren, 
ist  es  nicht  leicht,  den  östlichen  Provinzen  Preussens,  nament- 
lich auch  deren  Export-  und  Importhäfen ,  die  dabei  sehr  stark 
mitinteressiert  sind,  Hülfe  zu  verweigern.  Besser  ist  es  doch  wohl, 
lieber  den  hohen  Agrarschutz  abzubrechen,  und  die  aus  dem  letz- 
teren folgende  Konsequenz  des  Getreideexport-  und  Getreide- 
zwischenhandels-Schutzes  (mittelst  Aufhebung  des  Identitätsnach- 
weises bei  der  Getreidezollrückvergütung)  sich  zu  ersparen.  So 
lange  die  besondere  Auseinandersetzung  mit  Russland  über  C!i<i.\\ 
ihm  gegenüber  differentiell  aufrecht  erhaltenen  Zoll  \on  5 
(gegen  3V2  M.)  nicht  erledigt  ist,  hat  ja  die  ganze  Frage  des  Iden- 
titätsnachweises noch  besondere  Schwierigkeiten,  d.i  nicht  leicht 
zu  entscheiden  wäre,  ob  5  oder  3V2  M.  Rückvergütung  (Export- 
prämie) den  interessierten  Landwirten  im  Nordosten  des  deutschen 
Reiches  zuzubilligen  sein  würden. 

Q  * 
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XIX.    Die    mitteleuropäische   Zoll-    und    Handels- 
einigung. 

Die  im  vorigen  Abschnitt  begründete  weitere  Rückbildung  des 
Agrar-  und  Industrie-Hochschutzsystems  wird  auch  ganz  besonders 
geeignet  sein,  der  handelspolitischenZusammenfas- 
sung  der  altenWelt  (samt  ihren  dauernd  möglichen  Kolo- 
nien), gegenüber  einer  gigantischen  Uebermacht 
Nordamerikas  undRusslands,  deren  die  Panamerikaner 
und  Panslavisten  trunkenen  Zukunftsmutes  schon  voll  sind,  so  erfolg- 
reich als  nüchtern  entgegenzuwirken.  Für  die  Sammlung  Europas  in 
diesem  Sinne  können  selbst  Frankreich  und  England  ge- 
wonnen werden ,  wenn  dies ,  Frankreich  betreffend ,  auch  noch 
einige  Zeit  dauern  mag.  Nur  im  Falle  der  kriegerischen  Selbst- 
zerfleischung  West-  und  Mitteleuropas  ist  die  jeder  neuweltHchen 
Konkurrenz-  und  Machtbildung  gewachsene  Sammlung  Europas 
nicht  wahrscheinlich ;  dieser  Selbstzerfleischung  wird  aber  eine  in 
unserem  Sinne  international  liberalere  Handelspolitik  so  stark,  wie 
sonst  kaum  möglich,  entgegenwirken. 

Man  wird  in  etwa  zwölfjährigen ,  gleichmässig  terminierten 
Tarifverträgen  mit  allgemeiner  wechselseitiger  Einräumung  der  Meist- 
begünstigung, weithin  Stabilität  erreichen. 

Der  Meistbegünstigung  würden  nur  jene  Staaten  ver- 
lustig gehen,  welche  auf  die  bestimmten  Endtermine  der  jeweiligen 
Erneuerung  der  Tarifverträge  sich  nicht  anschliessen ;  dieselben 
werden  sich  besinnen,  sich  dieser  Gefahr  auszusetzen.  Man  braucht 
kein  Bewunderer  der  Differentialzölle  zu  sein;  sie  reizen 
zur  Retorsion,  sind  wegen  der  Schwierigkeiten  der  Kontrolle  der 
Ursprungszeugnisse  praktisch  widerwärtig  und  stören  den  Handel 
des  eigenen  Landes  in  den  Grenzbezirken  gegen  das  differentiell 
mehrbelastete  Ausland  hin.  Allein  gegen  einen  Staat ,  welcher 
voraus  gegen  uns  brutal  ist,  braucht  man  diese  Waffe  nicht  unter 
allen  Umständen  in  der  Antiquitäten-Waffensammlung  der  Handels- 
politik aufzuhängen,  und  wenn  einmal  Europa  zur  geschlossenen 
Individualität  im  System  der  Weltwirtschaft  handelspolitisch  ge- 
sammelt sein  und  sich  wirklich  fest,  wenn  auch  nur  vertragsweise 
zusammengeschlossen  haben  würde,  so  wäre  man  im  stände,  gegen 
die  Brutalitäten  von  anderer  Seite  mittelst  Differentialbelastung 
(mittels  allgemein  höherer  Generaltarife)  wirksam  zu  reagieren. 

Kein  Vertragsstaat  würde    genötigt  sein,    in   den  Verträgen 
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seine  volkswirtschaftlich-finanzielle  Individualität  aufzugeben.  Jedes 
Land  braucht  nur  am  System  möglichst  entgegenkommender  Ver- 
träge unter  allgemeiner  Meistbegünstigung  nach  seiner  zwölfjährig 
periodischen  Lage  teilzunehmen. 

Man  käme  hiemit  auch  vor  allem  England  entgegen,  ohne 
sich  ihm  völlig  schutzzolllos  blosszustellen.  Grossbritannien  kann 
keine  Tarif begünstigungsverträge  schliessen,  weil  es  Schutzzölle 
überhaupt  nicht  mehr  besitzt.  Allein  die  Meistbegünstigung,  die 
es  selbst  durch  seinen  absoluten  Freihandel  allen  gewährt,  kann 
man  ihm  einräumen,  um  es  bei  seiner  uns  in  England  und  in 
dessen  ganzer  Kolonialwelt  günstigen  Handelspolitik  festzuhalten, 
Grossbritannien  widerstrebt  bis  jetzt  der  Bildung  eines  britischen 
Weltzollvereins  (Greater  Britain)  im  richtigen  Instinkt,  dass  seine 
eigenen  Ackerbaukolonien  hiefür  dauernd  nicht  zu  haben  sein 
würden,  was  der  ganze  Gang  der  Kolonialtarifentwickelung  des 
letzten  Jahrzehntes  bestätigt.  Grossbritannien  gehört 
der  alten  Welt  an  und  es  ist  dazu  berufen,  an  sich  und  mit 
seinem  riesigen  Besitz  von  nicht  abfallenden  halb-  und  ganztropischen 
Kolonien  einem  Handelssystem  der  alten  gegenüber  der  jungen 
Welt  einen  ungeheuren  Rückhalt  zu  bieten.  Ein  liberales  mittel- 
europäisches Handelssystem  wird  dieser  Gestaltung  den  grössten 
Vorschub  leisten. 

Dasselbe  System  wird  in  konsequenter  Festhaltung  sicher  in 
Europa  Propaganda  machen.  Es  ist  geeignet,  nicht  bloss  Deutsch- 
land, Oesterreich-Ungarn,  die  Schweiz,  Italien,  Belgien  beieinander 
zu  erhalten  und  einander  immer  mehr  zu  nähern,  sondern  auch 
Rumänien,  Bulgarien,  Serbien,  Spanien  und  Portugal,  Niederlande, 
Dänemark,  Schweden  und  Norwegen  zu  gewinnen.  Es  bietet 
allen  Teilnehmern  Vorteile  und  schadet  keinem  an  seiner  volks- 
wirtschaftlichen Individualität ,  welche  ja  nur  auf  massig  lange 
Perioden  gebunden  bleiben  würde. 

Darauf  aber  kommt  alles  an.  Einzeln  sind  auch  die  grössten 
Staaten  Mittel-  und  Südeuropas  bedroht,  zu  verzwergen  gegen- 
über Russland ,  Amerika  und  einem  etwaigen  Greater  Britain. 
Nur  der  periodisch  und  in  Vertragsform  sich  immer  mehr  befesti- 
gende Zusammenschluss  Mitteleuropas  in  freundschaftlicher  Fühlung 
mit  England  kann  Westeuropa  auf  der  Höhe  halten,  kann  ihm 
geben ,  was  es  stärksten  Zukunftsrivalen  gegenüber  bedarf,  — 
den  dauernden  Frieden. 

Nicht  ausgeschlossen,  vielmehr  ziemlich   wahrscheinlich  wäre 
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es,  dass  selbst  Frankreich  allmählich  zu  demselben  System 
sich  bekehren  würde,  was  zu  seinem  und  Europas  Frommen  und 
Frieden  von  unschätzbarem  Nutzen  wäre.  Schon  bindet  seine  Re- 
gierung im  neuesten  Entw.  eines  Vertr.  mit  der  Schweiz  etwa  50 
Handelsartikel,  eine  Bindung,  welche  durch  die  Klausel  der  Meist- 
begünstigung sich  verallgemeinert.  Ist  ja  doch  selbst  in  denVer- 
einigtenStaaten  nach  den  Enttäuschungen  des  Mac  Kinley- 
Tarifes  und  in  R  u  s  s  1  a  n  d  (wegen  unseres  Differentialzolles  von 
5  gegen  3  '/2  Mk.  für  Weizen)  eine  Umwendung  von  der  aus- 
schliessenden  Handelspolitik  bemerkbar. 

Zur  Zeit  freilich  schwelgt  Frankreich  im  Genuss  des  Artikels  11 
des  Frankfurter  Friedens,  worin  Deutschland  und  Frankreich  »für 
ewige  Zeiten«  sich  wechselseitig  die  Meistbegünstigung  einge- 
räumt haben.  Diese  Bestimmung  ist  geeignet,  das  v.  Caprivf  sehe 
Handelssystem  in  seiner  Weiterentwicklung  zu  beengen ;  zu  letz- 
terem System  gehört  die  Einräumung  der  Meistbegünstigung  nur 
auf  bestimmte,  allen  Kontrahenten  gegenüber 
gleich  terminierte  Zeit  fristen. 

Fürst  v.  Bisina7'ck  ist ,  wie  Oticken  (Bern)  in  einem  vorzüg- 
lichen Artikel  der  Revue  d'Econ.  pol.  (B.  V)  nachgewiesen  hat, 
amjetzigenArt.il  desFrankf.  Friedens  gänzlich  unschuldig.  Er  wollte 
nur  Meistbegünstigung  auf  längere  Zeit.  Die  hochschutzzöllneri- 
schen  französischen  Unterhändler  Thiersnndi  Pouyer  Quertier  ^z.re.n 
es,  welche  mitten  im  tiefen  Unglück  ihrer  Nation  sich  nicht  entblö- 
deten ,  für  die  Schutzzollinteressen  zu  fischen.  Sie  boten  lieber 
die  Bindung  Frankreichs  an  die  Meistbegünstigung  für  ewige 
Zeiten  Deutschland  gegenüber,  als  die  Fortsetzung  eines  liberalen 
Handelsvertrages  auf  längere  Zeit  mit  Meistbegünstigung.  So 
schmählich  in  einem  Friedensvertrage  für  die  besiegte  Nation  diese 
»ewige«  Bindung  gewesen  ist,  haben  sie  dieselbe  dennoch  herbei- 
geführt, meinend,  das  französische  Tarifsystem  selbst  für  die  Ewig- 
keit so  gestalten  zu  können,  dass  es  nach  keiner  Seite  Einräu- 
mungen mache.  Sie  reichten  Deutschland  in  diesem  Sinne,  wie 
sie  sich  ausdrückten,  das  »leere  Glas«  der  Meistbegünstigung  für 
ewige  Zeiten.  Augenblicklich ,  aber  nicht  schon  1871 ,  hat  sich 
die  französische  Tarifpolitik  wirklich  so  verrannt,  dass  auch  bei  Meist- 
begünstigung das  französische  Glas  »leer«  ist ,  aber  so  wird  es 
kaum  zu  lange  bleiben.  Schon  deutet  manches  auf  eine  Zeit,  wo 
Frankreich  ein  durch  die  eigene  Schuld  seiner  den  Schutzzoll 
über  die  vaterländische  Ehre  setzenden  Unterhändler  herbeigeführtes 
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Handelssystem  gerne  verlassen  wird,  um  die  ewige  Bindung  zu 
beseitigen.  Eine  schönere  Befreiung  vom  einzig  demütigenden 
Artikel  des  Frankfurter  Vertrages  können  wir  ihm,  sobald  es 
will,  nicht  gewähren.     Doch  können  wir  warten  '). 

Gelingt  es ,  das  festländische  West-  und  Mitteleuropa  mit 
oder  ohne  Frankreich  immer  mehr  in  einem  gemässigt  liberalen,  bezw. 
gemässigt  schutzzöUnerischen  System  vertragsweise  zusammenzu- 
führen und  mit  England  die  Rückendeckung  in  der  Kolonialwelt 
zu  bewahren,  so  darf  uns  auch  vor  der  künftigen  »Riesengrösse« 
der  Vereinigten  Staaten  und  Russlands,  wenigstens  wenn  die  alte 
Kultur  nicht  von  innen  heraus  entartet,  vielleicht  für  Jahrhunderte 
nicht  bange  sein. 

Man  wird  durch  Zusammenwirken  Englands ,  Deutschlands, 
Italiens,  Serbiens  und  Oesterreich-Ungarns  die  Wieder- 
verjüngung der  europäischen,  asiatischen  und 
afrikanischen  Türkei  sichern  können,  ohne  doch  Frank- 
reich in  Afrika  irgendwie  zu  bedrohen  und  dasselbe  vom  An- 
schluss  abzuhalten.     Das  erweiterte  mächtig  die  alte  Welt ! 

Man  wird  es  verhindern  können ,  dass  Russland  oder  eine 
andere  Macht  den  chinesisch -japanischen  Riesenmarkt 
der  Zukunft  monopolisiere.  Man  wird  es  aushalten,  bis  auch 
Russland  und  Amerika  unserer  Stufe  intensiver  Wirtschaft  sich 
genähert  haben  werden. 

Geschieht  das  alles,  so  wird  das  alte  Europa  mit  seinen  ihm 
dauernd  gesicherten  tropischen  und  subtropischen  »Dependenzen« 
vor  weltgeschichtlicher  Verzwergung  sich  bewahren  —  können. 

Gerade  in  der  Fortsetzung  einer  thunlichst  liberalen ,  plan- 
mässigen,  periodisch  sich  gleichmässig  fortentwickelnden  Zolltarif-, 
wie  andererseits  Eisenbahntarif-  und  Veterinär-Politik  wird  man  zu 
dem  in  v.  ^«/rm's  Reichstagsrede  (vgl.  ob.)  gesetzten  Ziel  gelangen. 

Nicht  ebenso  wenn  man  jetzt  schon  eine  staatsrecht- 


i)  Ueber  die  handelspolitische  Geschichte  des  Frankfurter  Friedensvertrages 
vgl.  Onken  a.  a.  O.  und  Val/rey,  J.  Histoirc  du  iraite  de  Frankfori ,  2.  Vol.  Paris 
1874,  eh.  4.  —  Der  Art.  11  des  Frankf.  Friedens-Vertrages  lautet:  >Art.  11.  — 
Les  traites  de  commerce  avec  les  diffcrents  Etats  de  l' Allemagne  ayant  ete  annulcs  far 
la  guerre,  le  gouv.  allemand  et  le  g.frangais  prendront  pour  base  de  leurs  relations  com- 
merciales  le  regime  du  traitement  rcciproque  sur  le  pied  de  la  nation 
la  plus  favorisee.€  »Toutefois ,  seront  exceptees  de  la  regle  susdite  les  faroeurs 
qu'une  des  parties  contractantes,  par  des  traites  de  commerce,  a  accordees  ou  accordera 
a  des  Etats  au t res  que  ceux  qui  suivent:  Angltterre ,  Belgique ,  Fays-Bas,  Suisse, 
Au tr icke,  Nussie.* 
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liehe  Zolleinigung ,  der  wir  für  fernere  Zeit  längst  sympathisch 
gegenüberstehen  und  deren  technische  Ausführbarkeit  in  den 
Grundzügen  von  v.  Hock  bei  der  Frage  der  deutschen  Zolleini- 
gung im  6.  und  7.  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  mit  so  gros- 
sem praktischem  Geschick  als  genialem  Gestaltungsvermögen 
entworfen  wurde,  versuchen  wollte.  Es  handelt  sich  lange  bevor 
das  westliche  und  mittlere  Europa  im  Staats  rechtlichen  Sinne 
Zollunionen  eingehen  können,  darum,  in  periodischen  V  ertragen 
auf  gleiche  Termine  hin ,  ohne  Verletzung  der  Selbständigkeit 
auch  nur  des  kleinsten  Staates  zunächst  Völker  rechtlich  einen 
grossen  Zusammenhang  der  Nationen  alter  Kultur ,  sowie  ihrer 
jetzigen  und  künftigen  Dependenzen  zu  stände  zu  bringen.  Die 
Zollunion  können  wir  dann  unseren  Ur-  oder  Ururenkeln,  wenn 
wir  es  ihnen  erst  leicht  gemacht  haben,  überlassen. 

In  diesem  Sinne  stimmen  wir  vorbehaltlos  dem  »neuen 
Kurs«  in  der  Handelspolitik  zu.  Gott  möge  ihn  vor  Schiff- 
bruch bewahren! 


IL    MISZELLEN. 


— e.   G.  V.  Mayr,    lieber    die  Ergebnisse  der   neuesten    Volkszählungen 
in  Frankreich  und  in  England.     (Allg.  Stat.  Archiv  I^  u.  II i). 

Frankreich.  Die  vorläufigen  Ergebnisse  der  fran- 
zösisch e  n  Volkszählung  vom  12.  April  189 1  (abgedruckt  in  der  Revue 
gdndrale  d'administration,  Juillet  1891,  S.  394  u.  ff. ;  auch  im  Journal  of  the 
Royal  Statistical  Society.  London,  Sept.  1891,  S.  492)  sind  sowohl  wegen 
der  geringen  Gesamtzunahme  der  französischen  Bevölkerung, 
als  wegen  der  in  der  überwiegenden  Zahl  der  Departements  (59  von  87)  gegen 
1886  eingetretenen  Bevölkerungs  ab n ahm  e  von  besonderem  Interesse. 
Bevölkerung  Zunahme  Abnahme 

1891  1886  im  ganzen        in  Proz.     im  ganzen     in  Proz. 

38095156  37886566  208590  052  —  —      _ 

Die  Gesamtzunahme  der  französischen  Bevölkerung  um  nur  V2  Proz.  im 
Jahrfünft  1886/91  setzt  sich  in  ihrem  absoluten  Betrage  von  208  590  Per- 
sonen zusammen  aus  einer  für  59  Departements  nachgewiesenen  Be- 
völkerungsabnahme von  425  685  und  einer  in  28  Departements  einge- 
tretenen Bevölkerungszunahme  um  624  275.  Charakteristisch  für  die 
Verschiebungen  im  französischen  Bevölkerungsstand  ist  es,  dass  das 
S  eine -D  ep  ar  t  em  e  n  t  allein  eine  grössere  Zunahme 
zeigt  als  ganzFrankreich  und  Paris  für  sich  betrachtet  dieser 
Gesamtzunahme  nahekommt  (167  812  von  208590).  Bei  näherem  Zu- 
sehen findet  man  freilich,  dass  die  Sache  nicht  etwa  so  gelagert  ist, 
dass  alle  übrigen  Landesteile  einen  gewissen  minimalen  Bevölkerungs- 
anteil an  Paris  allein  abgegeben  hätten;  die  Zusammenziehung  der 
Bevölkerung  ist  auch  noch  nach  einigen  anderen  Punkten  hin  erfolgt, 
auch  da  aber  mit  entschiedenem  Ueberwiegen  der  Anziehungskraft  der 
grossen  Städte.  Dies  ist  aus  folgendem  Sondernachweis  für  die  bedeu- 
tendsten Städte  ersichtlich,  welche  in  den  Departements  mit  stärkerer 
Bevölkerungszunahme  gelegen  sind. 


Departements: 

Städte  :             Bevölk. :       1891 

1886       Zunahme  : 

im  ganzen 

in  Pro 

Alpes  maritimes 

Nizza 

<Hi  2!^ 

7.-)  1)79 

Ä>  ÜIV) 

2(J.72 

Bouches-du-Rhöne 

Marseillc 

K)(;  '.ll'.t 

375  378 

31  Ml 

8.40 

Finistcic 

Brest 

7.")  8,Vl 

70  778 

,".  07»! 

7.17 

Gironde 

Bordeaux 

2.V2  KA 

2:58  8'.fJ 

13  l.V) 

5..il 

Herault 

Montpellier 

C'.l  S:M 

r,7  231 

12  603 

22.(^ 

Loire 

Saint-I<:ticnne 

i:W  l-li! 

117  87ö 

\:>  r,Cx8 

13.20 

Meurthe  et  Moscllc 

Nancy 

SC.  •.•.■.".» 

79  091 

7868 

9.% 

1  Lille 

•im  '.IÄ-) 

ISO  9.-)l 

14 '.»8t 

8.or. 

Nord 

\  Roubaix 
^Tourcoinft 

I15  0:j2 

100  179 

14  8Ö3 

14  82 

«4  G'.t2 

ÖG  419 

8  273 

14.67 

Rhone 

Lyon 

480  :!22 

•KK»  410 

a>9l2 

7.47 

Seine 

Paris 

2  423  '.Uli 

2  2^)6  i:w 

107  812 

7  41 
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Fast  ausschliesslich  trifft  auf  die  grossen  und  grösseren  Städte  die  Be- 
völkerungszunahme. 

Grossbritannien,  i)  England  und  Wales.  Die  Be- 
völkerungszunahme war  in  Prozenten  des  vorher- 
gehenden Zählungsergebnisses  geringer  als  jemals 
in  diesem  Jahrhundert,  der  absoluten  Zahl  nach  steht  sie  nur 
gegen  jene  des  unmittelbar  vorhergehenden  Jahrzehntes  zurück.  Die 
Schätzung  der  Bevölkerung  für  die  Zwischenzeit  von  1881  bis  1891  war 
offiziell  unter  der  Voraussetzung  der  Fortdauer  des  Zuwachsprozents 
für  1871/81  gemacht,  sie  stellte  sich  demgemäss  für  1891  als  eine  Ueber- 
schätzung  um  703  350  Personen  heraus.  Im  Einzelnen  wird  dargelegt, 
dass  der  Rückgang  der  Bevölkerungszunahme  sowohl  indem  vermin- 
derten natürlichen  Zuwachs  (Geburtenüberschuss)  als  in  dem 
vermehrten  Verlust  durch  Auswanderung  zu  suchen  ist.  Der  ver- 
minderte Geburtenüberschuss  hat  nicht  in  der  Zunahme  der  Sterbeziffer 
(auch  diese  ist  zurückgegangen)  sondern  in  dem  (noch  stärkeren)  Rück- 
gang der  Geburtenziffer  ihren  Grund  (34,26  für  1881/91  gegen 
37,89  in  1871/81).  In  nicht  weniger  als  271  von  den  632  Re- 
gisterbezirken von  England  und  Wales  hat  sich  ein  Rückgang  der 
Bevölkerung  herausgestellt.  Als  Gesamtergebnis  für  die  Graf- 
schaften zeigt  sich  für  1881/91  bei  40  Zunahme,  bei  14  Abnahme.  Die 
hauptsächlichste  Zunahme  zeigen  die  durch  London  beeinflussten 
Grafschaften ,  dann  jene  mit  Kohlenbezirken ,  ferner  die  industriellen 
Grafschaften.  Die  ländlichen  Bezirke  stehen  unter  dem  Durchschnitt 
oder  zeigen  geradezu  Abnahme.  Die  städtische  Bevölkerung  {urban 
sanitary  districts)  beläuft  sich  auf  20802770  Personen,  beträgt  hiemit 
71,7  Proz.  der  Gesamtbevölkerung  von  England  und  Wales,  und  hat  seit 
1881  um  15,3  Proz.  zugenommen.  Diese  Zunahme  verteilt  sich  so,  dass 
dieselbe  am  stärksten  in  Städten  mittlerer  Grösse,  geringer  in  den 
grossen  und  grössten  Städten  (vgl.  u.),  am  kleinsten  in  den 
Kleinstädten  war.  —  2)  Schottland.  Auch  hier  Rückgang  der  Be- 
völkerung in  den  ländlichen  Bezirken  und  stärkste  Zunahme  nicht  in 
den  grössten  sondern  in  den  mittelgrossen  Städten.  —  3)  Irland. 
Die  Zählungsergebnisse  von  Irland  zeigen  seit  1841  eine  stetige,  im 
letzten  Jahrzehnt  wieder  besonders  stark  ausge- 
prägte Bevölkerungsabnahme.  Im  ganzen  ergiebt  sich  in 
Irland  für  1881/91  eine  Bevölkerungsabnahme  von  9,1  Proz.  Die  kon- 
fessionelle Statistik,  welche  nur  in  Irland,  aber  nicht  im  übrigen  Eng- 
land aufgemacht  wird,  ergiebt  für  1881/91  bei  den  Katholiken  einen 
Rückgang  von  10,4  Proz. ,  bei  den  Protestanten  der  Episkopalkirche 
einen  solchen  von  6,4  Proz.,  bei  den  Presbyterianern  von  5,1  Proz.; 
dagegen  bei  den  Methodisten  eine  Zunahme  von  13,1  Proz.  und 
bei  den  Juden  eine  absolute  Vermehrung  von  472  auf  1798  (280,9  Proz.). 
—  Vereinigtes  Königreich.    Das  gesamte  vorläufige  Volkszäh- 
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lungsergebnis  von  1891  für  das  Vereinigte  Königreich  ist  folgendes: 
England  27482104,  Wales  i  518  914,  Schottland  4033103,  Irland 
4706162,  in  Summa  Vereinigtes  Königreich  37740283.  Ein  anschau- 
liches Bild  der  Veränderungen  in  der  Bevölkerungszu-  und  abnähme 
ergiebt  folgende  Tabelle  : 

Prozentuale  Zu-  bezw.  Abnahme  der  Bevölkerung  in  den 
aufeinander  folgenden  Zwischenzählungsperioden. 

1S21-31    1831-41    1841— .01     Iföl-ßl    1S<51-71    1871—81    1881-91 
England  16,0  14,6  12,8  12.0  13,4  14,5  U." 

Wales  12,2  13.1  10,3  10,5  9,5  11,8  11,6 

Schottland  13,0  10,8  10.2  6,0  9,7  11,2  8,0 

Irland  14,2  5,5        -19,8       -11,8  -6,7         -4.4         -9.1 

Vereinigtes  Königreich         15,0  11,2  2,5  5,6  8,8  10,8  8,2 

Um  ein  Bild  von  der  Bevölkerungszunahme  und  zugleich  von  der 
damit  verbundenen  Verschiebung  der  Bevölkerung  nach  den 
Aussenteilen  Londons  Zugewinnen,  thut  man  gut,  drei  Hauptgruppen 
zu  unterscheiden.  Eine  ansehnliche  zusammenhängende  Fläche  im  Zen- 
trum von  London  weist  eine  steigende  Bevölkerungsabnahme 
auf;  dabei  verliert  nicht  nur  der  Lordmayor  von  London  fortwährend 
an  Angehörigen  seines  Machtgebiets  in  der  City,  sondern  auch  die 
nächstgelegenen  Bezirke,  insbesondere  im  Westen  wie  im  Osten  nehmen 
daran  Teil.  Die  zehn  Registerbezirke  St.  George's,  Hanover  Square,  West- 
minster,  Marlybone,  St.  Giles,  Strand,  Holborn,  London  City,  Shoreditch, 
Whitechapel,  St.  George  in  the  East  hatten  von  1861 — 71  eine  Abnahme 
von  5,8Proz.,  von  187 1/81  eine  solche  von  7,8Proz.  und  von  1881/91  von 
9,2  Proz.  Hier  haben  wir  es  also  mit  einer  fortdauernden  Auswaidung 
der  Wohnstätten  mittelst  Umwandlung  der  Räume  in  gewerb- 
liche Lokale  aller  Art,  insbesondere  Läden,  Warenlager  u.  s.  w., 
zu  thun.  Damit  wird  diesen  zentralen  Bezirken  gerade  die  sozial  höher 
stehende  Wohnbevölkerung  mehr  und  mehr  entzogen,  und  es  ist  deshalb 
nicht  verwunderlich,  wenn  man  in  Bezirken,  die  noch  vor  Jahrzehnten 
angesehene  Wohn  quartiere  waren,  mehr  und  mehr  die 
in  ärmlicher  L  age  befindlich  e  Bev  ölkerung  überwuchern 
sieht.  Unvergesslich  ist  mir  {G.  v.  M.)  von  meiner  Anwesenheit  bei  dem 
hygienischen  und  demographischen  Kongress  in  London  (August  i89i)ein 
Sonntagnachmittag,  an  welchem  ein  öffentlicher  Aufzug  von  Gewerkverei- 
nen auf  dem  grossen  Square  von  Lincoln  Inn  fields  die  Anwohnerschaft 
heranzog;  es  war  ein  Bild  der  Verkommenheit  und  insbesondere  der 
gänzlichen  Vernachlässigung  der  Kleidung,  Haarpflege  und  Reinlichkeit, 
welches  das  herbeigekommene,  offenbar  in  unmittelbarer  Nähe  wohn- 
hafte Publikum  zeigte.  Zum  Studium  über  die  Beschaffenheit  der  Wohn- 
bevölkerung von  Inner-London  ist  gerade  ein  Sonntag  sehr  geeignet, 
weil  uns  an  diesem  Tage  diese  Wohnbevölkerung  »rein«  (/ucus  a  non 
iucendd)  d.  h.  unvermischt  mit  den  Werktags  unter  ihr  verweilenden 
wohlhabenden  Kiementen  der  anderweitigen  Londoner  Wohnbevölkerung 
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entgegentritt.  —  Um  dieses  —  durch  die  neueste  Zählung  in  der  Zu- 
sammensetzung der  Registerbezirke  etwas  veränderte  —  zentrale  Gebiet 
abnehmender  Bevölkerung  sind  die  übrigen  Registerbezirke  Londons 
gelagert;  sie  zeigen  Bevölkerungszunahme  jedoch  mit  erheb- 
licher  Abnahme  desZuwachsprozents  gegen  frühereZeit; 
wir  finden  nämlich  für  diese  Bezirke  in  den  drei  letzten  Jahrzehnten 
folgende  Zuwachsprozente:  28,4,  27,7,  15,8.  Es  fragt  sich  nun,  in  wie 
weit  diese  Abschwächung  der  Bevölkerungszunahme  in  den  äusseren 
Teilen  des  durch  die  Grenzen  der  Londoner  Registerbezirke  gebildeten 
»London«  sowie  die  Bevölkerungsabnahme  im  Zentrum  durch  die  Be- 
völkerungsmehrung in  den  Vororten  aufgewogen  wird ,  mit  anderen 
Worten  ob  nicht  für  »Gross-London«  die  Bevölkerungszunahme  sich 
wesentlich  anders  stellt  als  für  das  offizielle  bevölkerungsstatistische 
London  im  engeren  Sinn.  Als  Gross-London  gilt  der  Inbegriff  aller 
Kirchspiele,  von  welchen  irgend  ein  Teil  innerhalb  12  Meilen  von 
Charing  Gross  gelegen  ist.  Es  ergiebt  sich  nun,  dass  in  den  Vororten 
dieses  Sinns,  d.  h.  ausserhalb  der  Registergrenze  und  innerhalb  der 
durch  die  i2meilige  Kirchspielentfernung  von  Charing  Gross  bedingten 
Grenze  die  Bevölkerungszunahme  prozentual  fast  konstant  gebHeben 
ist;  sie  betrug  in  den  letzten  drei  Jahrzehnten  50,8,  50,5,  49,5  Proz.  — 
Fasst  man  das  Gesamtgebiet  von  Gross-London  zusammen,  so  erhält 
man  als  Zuwachsprozente:  20,6,  22,7,  18,2  Proz.  Auch  hier  zeigt  sich 
also  zumal  gegenüber  dem  vorhergegangenen  Jahrzehnt  einiger,  aber 
doch  ein  recht  erheblich  abgeschwächter  Rückschlag  in  der  Bevölkerungs- 
zunahme; fast  wichtiger  aber  noch  als  dieses  Zahlenergebnis  ist  der 
Nachweis  des  mit  aller  Entschiedenheit  von  innen  nach  aussen  gerich- 
teten Wellenschlags  der  Bevölkerungsschiebungen. 


— e.  Zum  Warenterminhandel.  Dieser  Handel,  eine  Abart  des  L  i  e- 
ferungs-  oder  Zeithandels,  charakterisiert  durch  die  börsen- 
usancemässige  Fixierung  der  gehandelten  Quantität  und 
Qualität  der  Objekte,  durch  die  Fixierung  und  Ordnung  der  Lie- 
ferungszeit, der  Kündigungen  (Lieferungsansagen  innerhalb  Lieferzeit), 
durch  die  zu  besonderen  Liquidationskassen  getriebene  Or- 
ganisation und  Garantie  der  Differenzenzahlung  —  hat  in  den  letzten 
Jahren  viele  Anfechtungen  erfahren.  Dass  derselbe  der  Mitspeku- 
lation des  nichthändlerischen  Spekulations-Kapitals  günstig  ist,  wird 
nun  kaum  bestritten  oder  doch  schwer  zu  bestreiten  sein.  Allein  ein 
Verbot-  ist  darum  noch  lange  nicht  gerechtfertigt,  ganz  abzusehen 
davon,  dass  ein  solches  Verbot  dem  Grosshandel  auswärtiger 
Staaten,  welche  das  Verbot  nicht  mitmachen,  zweifellos  nützen 
würde.  Man  muss  auch  die  kommerziellen  Lichtseiten  sich  vergegen- 
wärtigen. —  In  einer  uns  schon  länger  vorliegenden  Denkschrift  der 
Hamburger  Handelskammer  über  den  durch  die  Konkurrenz  von 
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Havre  aufgedrängten  Kaffe  e- Terminhandel  sagt  diese  von  Saulus  in 
Paulus  verwandelte  Körperschaft:  »Das  Termingeschäft  als  V  er  sich  e- 
r  u  n  g.  Das  Termingeschäft  gewährt  dem  Grosshandel  die  Möglich- 
keit, durch  Abschlüsse  auf  spätere  Lieferungstermine  sich  annehmbare 
Preise  für  zu  erwartende  Ware  zu  sichern  und  dadurch  das  geschäft- 
liche Risiko  zu  verringern.  In  diesem  Sinne  trägt  das  Termingeschäft 
den  Charakter  der  Versicherung  gegen  das  für  den  Einzelnen  leicht  zu 
gross  werdende  Risiko ,  und  gerade  der  vorsichtige  und  umsichtige 
Geschäftsmann  wird  sich  dieses  Versicherungsmittels  nicht  entschlagen 
wollen.  Ganz  besonders  tritt  die  Notwendigkeit  der  Versicherung  des 
geschäftlichen  Risikos  bei  solchen  Waren  hervor,  die  zu  den  Weltmarkts- 
Handelsartikeln  gehören  und  bei  denen  —  wie  bei  Kaffee  —  zwischen 
der  Ernte  bezw.  der  Verschiffung  im  überseeischen  Hafen  und  der  An- 
kunft im  europäischen  Bestimmungshafen  ein  beträchtlicher  Zeitraum 
liegt,  in  welchem  die  Preislage  des  Artikels  grossen  Aenderungen  aus- 
gesetzt sein  kann.  Die  Fortschritte  in  den  Verkehrsmitteln,  die  Tele- 
graphen- und  Kabelverbindungen,  machen  die  Nachrichten  über  die 
Ernte,  die  Verladungen  u.  s.  w.  zum  Gemeingut  aller  beteiligten  Kreise 
und  tragen  ihrerseits  dazu  bei,  dass  sich  der  Einfluss  aller  jener  Fak- 
toren bei  der  Preisbildung  sofort  geltend  macht.  Unter  diesen  Um- 
ständen wird  derjenige  europäische  Bezugsplatz,  welcher  dem  Gross- 
handel im  Termingeschäft  den  Vorteil  der  Deckung  des  Risikos  bietet, 
stets  der  bevorzugte  sein,  Käufer  und  Verkäufer  werden  ihn  mit  Vorliebe 
aufsuchen.  Nach  diesem  Markte  wird  naturgemäss  der  Warenstrom 
gelenkt  werden ,  wie  denn  z.  B.  die  im  Kaffeegeschäft  eine  wichtige 
Rolle  spielenden  Konsignationen ,  auf  welche  bedeutende  Vorschüsse 
gewährt  zu  werden  pflegen  ,  solchen  Märkten  vorzugsweise  zugeführt 
werden,  sehr  zum  Nachteil  der  andern  Märkte,  die  —  falls  auch  bei 
ihnen  die  obenerwähnten  Vorbedingungen  vorhanden  sind  —  sich  als- 
dann genötigt  sehen,  die  von  der  Geschäftsgestaltung  geforderte  Form 
des  Terminhandels  auch  bei  sich  einzuführen.  —  Notwendigkeit 
des  Termingeschäfts  für  Hamburg.  In  die  Notwendigkeit  sah  sich 
Hamburg  versetzt,  nachdem  Newyork  und  Havre  mit  dem  Kaffee-Termin- 
geschäft vorangegangen  waren.  Namentlich  ward  die  Konkurrenz  des 
letztgenannten  Platzes  für  Hamburg  gefahrdrohend,  da  Havre  mittelst 
des  Termingeschäftes  immer  grössere  Quantitäten  von  Kaffee  an  sich 
ziehen  konnte,  denn  es  liegt  in  der  Natur  des  Geschäfts,  dass  ein  starker 
Terniinhandel  zu  seiner  Grundlage  grösserer  Warenlager  bedarf,  und 
wo  diese  sich  ansammeln ,  dahin  zieht  sich  auch  das  Effektivgeschäft 
uml  werden  die  Aufträge  erteilt.  Es  musste  befürchtet  werden ,  dass 
Hamburg  seinen  von  altersher  gepflegten  Kaffeehandel  mehr  und  mehr 
zu  Gunsten  Havres  einbüssen  und  zu  einem  blossen  Speditionsplatz 
für  Kaffee  herabsinken  würde.  Eine  grosse  Mutlosigkeit  fing  an,  unter 
den   Interessenten  Platz  zu  greifen.     Trotzdem    hat  der    hamburgische 
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Handelsstand,  zufolge  der  ihm  innewohnenden  konservativen  Tendenz, 
lange  gezögert,  dem  Beispiele  Havres  und  Newyorks  zu  folgen,  und 
erst  die  Erkenntnis  von  dem  andernfalls  unvermeidlichen  weiteren  Rück- 
gange des  hamburgischen  Kaffeehandels  hat  den  Entschluss  zur  Ein- 
führung des  Termingeschäfts  gezeitigt.  Dass  es  sich  dabei  um  eine 
internationale  Notwendigkeit  handelte,  dürfte  auch  der  Umstand  be- 
weisen, dass  seitdem  die  anderen  in  Betracht  kommenden  Plätze : 
Rotterdam,  Antwerpen,  Amsterdam,  Marseille  und  London  der  Reihe 
nach  zum  Kaffee-Termingeschäft  übergegangen  sind,  also  sämtlich  See- 
handelsplätze,  welche  am  Kaffee-Import  wesentlich  beteiligt  sind.  Es 
ist  dies  auch  erklärlich ,  da  der  Kaffee-Importeur  in  erster  Linie  das 
Bedürfnis  empfindet,  im  Termingeschäft  gegen  das  geschäftliche  Risiko 
Deckung  zu  suchen.  Er  muss  zu  gegebener  Zeit  seine  Dispositionen 
an  den  überseeischen  Produktions-  und  Verladungsplätzen  treffen,  um 
sich  dort  die  für  seine  Geschäftsbeziehungen  erforderlichen  Quantitäten 
zu  Preisen  zusichern,  die  er  nach  der  »statistischen  Lage«  des  Artikels 
—  den  Verhältnissen  des  Vorrats,  der  Produktion  und  Konsumtion  — 
anzulegen  für  gerechtfertigt  hält.  Wie  weit  sich  seine  Ansicht  als  be- 
rechtigt erweist,  kann  erst  die  Zukunft  lehren ;  wahre  und  falsche  Nach- 
richten über  die  Ernte-Ergebnisse  und  -Aussichten  nach  Quantum  und 
Qualität,  richtige  und  irrige  Schätzungen  der  Vorräte  und  des  Bedarfs 
erschweren  ihm  die  Kalkulation  und  das  Geschäft.  Daher  sucht  er 
das  Risiko ,  das  mit  dem  Bezüge  überseeischer  Kaffees  verknüpft  ist, 
zu  »decken«,  indem  er  ein  gleiches  oder  annäherndes  Quantum,  wie 
das  erwartete  (derselben  oder  auch  einer  anderen  Kaffeesorte)  auf  Lie- 
ferung oder  im  Termin  verkauft  und  sich  damit  einen,  den  Ankaufs- 
wert, die  Fracht,  Assekuranz  und  sonstige  Spesen,  sowie  einen  ange- 
messenen Gewinn  deckenden  Preis  zu  sichern  sucht.  Ein  Beispiel  mag 
dies  erläutern.  Ein  Hamburger  Importeur  kauft  im  Oktober  auf  dem 
überseeischen  Markte  Santos-Kaffee,  der  im  Dezember  hier  zu  erwarten 
ist.  Hält  sich  der  Preis  bis  dahin  auf  gleicher  Höhe,  so  wird  der 
Importeur  den  massigen  Nutzen  des  effektiven  Geschäfts  haben,  steigt 
der  Preis,  so  erzielt  er  einen  Extragewinn,  sinkt  er  dagegen,  so  erleidet 
er  einen  Verlust.  Um  sich  gegen  die  letztere  Eventualität  zu  sichern, 
verkauft  er  ein  entsprechendes  Quantum  auf  Termin  für  Dezember; 
bei  sinkenden  Preisen  gleicht  sich  der  Verlust  auf  sein  effektives  Ge- 
schäft durch  den  Gewinn  im  Termingeschäft  aus ,  allerdings  geht  ihm 
bei  steigender  Konjunktur  durch  den  Verlust  im  Termingeschäft  der 
Konjunkturverdienst  im  Effektivgeschäft  verloren.  Da  die  Preisschwan- 
kungen aller  Sorten  bei  regelmässigem  Geschäftsverlaufe  denjenigen  des 
Termingeschäfts  wenigstens  annähernd  entsprechen,  so  kann  der  Im- 
porteur auch  in  jeder  anderen  Sorte  sich  durch  Termingeschäfte  in 
geod  average  Santos  in  dieser  Weise  decken.  —  Einfluss  auf  die 
Preisbewegung.     Was    nun    die    beklagten    Preisschwankungen    im 
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Terminmarkte  betrifft ,  so  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden ,  dass 
dieselben  die  Preise  im  Efifektivgrosshandel  vorübergehend  beeinflussen, 
während  erfahrungsgemäss  die  Preise  im  Zwischenhandel  wenig,  im 
Detailhandel  so  gut  wie  gar  nicht  den  verschiedenen  Schwan- 
kungen des  Terminmarktes  folgen.  Auf  die  Dauer  werden  die  Preise 
immer  durch  die  natürlichen  Preisregulatoren,  durch  Angebot  und  Nach- 
frage, bestimmt.  Eine  andauernde  Verteuerung  des  Kaffees  für  den 
Konsum,  unabhängig  von  den  Produktions-  und  Konsumtionsverhält- 
nissen, lediglich  durch  das  Termingeschäft,  ist  entschieden  zu  bestreiten. 
Eine  Bestätigung  dieser  Ausführungen  ist  der  Tabelle  der  Preisbewe- 
gung für  in  Hamburg  loko  gehandelten  reell  ordinair  Santos-Kaffee  zu 
entnehmen,  welche  nach  den  vom  Kaiserlich  Statistischen  Amte  ver- 
öffentlichten monatlichen  Durchschnittspreisen  aufgestellt  ist.  Aus  dieser 
Tabelle  geht  hervor,  dass  die  Effektivpreise  von  den  Terminpreisen 
wohl  vorübergehend  beeinflusst  werden,  aber  aussergewöhnlichen  Schwan- 
kungen der  letzteren  nicht  folgen,  sondern  durch  die  Marktlage  des  Ar- 
tikels und  die  Ansicht  des  Handelsstandes  über  dieselbe  bestimmt  werden. 
C.  J.  Fuchs  bemerkt  in  Schmoller''?,  Jahrbüchern  (XV,  I) :  Das 
Termingeschäft  ist  äusserlich  nur  ein  genauer  for- 
muliertes, durch  B  ör  s  e  n  u  s  an  c  e  n  reglementiertes 
Zeit-  oder  Lieferungsgeschäft.  Dasselbe  bildet  in  dieser 
Form  gleichzeitig  die  letzte  Stufe  einer  planmässigen  geschichtlichen 
Entwicklung,  welche  einem  doppelten  Ziele  zustrebt:  einmal  fortgesetzte 
Abkürzung  des  Zeitraums  zwischen  der  Produktion  und  dem  Absatz 
einer  Ware ,  bis  letzterer  der  ersteren  sogar  vorauseilt,  und 
sodann  :  allmähliche  Umwandlung  des  individuellen  Warenkaufs  in  einen 
generellen.  —  Die  börsen  massige  Organisation  desselben 
ist  dabei  an  den  verschiedenen  Plätzen  eine  überaus  mannigfaltige : 
entweder  wird  die  betreffende  »Terminbörse«,  von  welcher  die  Usancen 
ausgehen  und  auf  welche  die  Abschliessung  solcher  Geschäfte  aus- 
schliesslich beschränkt  ist,  gebildet  von  der  an  dem  Platze  bestehenden 
allgemeinen  Produktenbörse  oder  speziellen  Fachbörse,  oder  von  einem 
Börsenverein  der  an  dem  betreffenden  Handel  beteiligten  Makler  oder 
Makler  und  Händler,  oder  endlich  von  einer  zur  Vereinfachung  und 
Sicherstellung  des  Terminhandels  errichteten  sogenannten  »Liquida- 
tionskasse« (Aktiengesellschaft).  Die  höchste  Organisation  der  Ab- 
wicklung stellt  die  L  i  ti  u  i  d  a  t  i  o  n  s  k  a  s  s  e  dar.  Dieses  Institut  hat, 
sagt  Fuchs,  die  Aufgabe,  den  Parteien  eines  jeden  bei  demselben  regi- 
strierten Terminkontraktes  die  ordnungsmässige  Erfüllung  desselben  zu 
garantieren,  und  es  thut  dies  in  der  Form,  dass  es  gegenüber  einer 
jeder  von  beiden  selbst  als  Gegenkontrahent  auftritt.  Zu  diesem  Zweck 
bedarf  die  Liquidationskasse  aber  eigenen  Vermögens,  sie  ist  daher 
regelmässig  Aktiengesellschaft.  Gleichwohl  steht  sie  regelmässig  in 
gewissen    organisatorischen  Beziehungen    zu   der  an   dem    betreffenden 
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Platz  bestehenden  Terminbörse  oder  dem  entsprechenden  Börsenverein, 
indem  sie  nur  Kontrakte  von  MitgHedern  der  letzteren  registriert  oder 
dem  Vorstand  derselben  eine  Mitwirkung  bei  der  Feststellung  ihres 
Regulativs  einräumt.  Allgemein  ist  die  Bestimmung,  dass  die  Kasse 
nur  Kontrakte  registriert,  welche  ein  von  ihr  ausdrücklich  zugelassener 
Makler  vermittelt  hat,  und  dass  diese  von  ihr  bevollmächtigten  Makler 
Mitglieder  des  betreffenden  Handelsvereins  sein  müssen.  Diese  privi- 
legierten Makler  müssen  dagegen  auch  alle  Termingeschäfte,  die  sie 
vermitteln,  mit  der  Kasse  machen,  sie  haben  aber  meist  das  Recht, 
an  Stelle  eines  Kontrahenten  sich  selbst  als  Käufer  oder  Verkäufer 
aufzugeben,  und  sie  sind  dazu  verpflichtet,  wenn  der  betreffende  Kon- 
trahent nicht  an  dem  Sitze  der  Kasse  wohnt.  Des  weiteren  bedarf 
aber  die  Liquidationskasse  auch  notwendig  der  Ein-  und  Nachschüsse, 
um  sich  dadurch  ihrerseits  sicher  zu  stellen,  und  sie  hat  daher  das 
Recht ,  sobald  eine  Partei  mit  der  Einzahlung  derselben  säumig  ist, 
das  Geschäft  für  diese  zu  schliessen  und  sich  durch  »Selbsthilfekauf« 
oder  »-verkauf«,  d.  h.  durch  Einkaufen  oder  Verkaufen  der  Kontrakts- 
quantität auf  dem  Markt  sicher  zu  stellen;  für  die  dabei  sich  ergebende 
Differenz  zwischen  dem  erzielten  Preis  und  dem  Kontraktspreis  muss 
die  Partei  der  Kasse  einstehen  —  womit  es  allerdings  in  eineni  solchen 
Fall  gewöhnlich  schlecht  aussehen  wird.  Die  ersten  derartigen  Liqui- 
dationskassen wurden  1882  in  Havre  und  New-York  für  den  Termin- 
handel in  Kaffee  begründet;  erstere,  die  Caisse  de  Liquidatiori  des  affaires 
en  marchandises  au  Hävren,  ausserdem  auch  für  Baumwolle,  Schweine- 
schmalz und  Indigo,  Nach  ihrem  Muster  sind  sämtliche  übrigen  seit- 
dem entstandenen  gebildet.  Es  sind  dies:  die  im  Jahre  1887  zu  Paris 
errichtete  »Caisse  de  Liquidation <(.  für  Weizen,  Roggen,  Mehl,  Zucker, 
Spiritus,  Rüb-  und  Leinöl  und  Kaffee ;  eine  weitere  aus  demselben  Jahre 
zu  Marseille  für  Kaffee.  Sodann  in  Deutschland  die  »Warenhquidations- 
kasse«  zu  Hamburg,  seit  11.  Juni  1887  für  Kaffee,  1888  auf  Rüben- 
Rohzucker  ausgedehnt,  und  die  »WarenHquidationskasse«  zu  Magde- 
burg, gegründet  1889  für  Zucker.  In  Belgien  d\t  ■»  Caisse  de  Liquidation v. 
zu  Antwerpen,  gegründet  1887  für  Kaffee;  in  Holland  die  i>Rotter- 
dafnsche  Liquedatiekasa  und  die  »Arnsier danische  Liquedatiekas«  aus  dem 
Jahre  1888.  EndHch  in  England  das  ^London  Produce  Ciearinghousei. 
von  Mincing  Lane,  gegründet  am  27.  Februar  1888  für  Kaffee,  dann 
auch  für  Zucker  und  seit  1889  auch  für  Weizen,  Thee  und  Rohseide. 
—  Fuchs  urteilt  über  die  Liquidationskassen  weniger  günstig :  »Die 
Liquidatrpnskasse  erscheint  uns  —  rein  theoretisch  —  als  eine  unbe- 
rechtigte Weiterbildung  oder  Verbildung  des  Terminhandels.  Sie  ist 
aber  auch  überflüssig  und  für  die  Blüte  des  Terminhandels  durchaus 
nicht  notwendig.  Die  vollständige  Garantierung  der  Erfüllung  des 
Kontrakts  ist  für  einen  wirkUchen  Kaufmann  oder  Kapitalisten  durch- 
aus unnötig  (?)    und  dem  Grundprinzip  alles  Geschäftsverkehrs    wider- 
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sprechend,  welches  auf  der  Selbstverantwortlichkeit,  auf  der  persönlichen 
Vorsicht  im  Abschluss  von  Geschäften  beruht.  Die  Einrichtung  von 
Ein-  und  Nachschüssen,  welche  bei  einem  Clearinghaus  oder  dergleichen 
deponiert  werden,  ist  darüber  hinaus  vollständig  genügend.  Und  auch 
die  Erleichtenmg,  welche  die  Liquidationskasse  bei  der  Lieferung  und 
Abrechnung  gewährt,  wird  ganz  ebenso  bei  der  verbesserten  (Liver- 
pooler) Form  des  Clearinghauses  erreicht,  ohne  mit  ähnlichen  Nachteilen 
verknüpft  zu  sein.  Im  übrigen  beweist  das  Beispiel  des  Berliner  Getreide- 
handels, dass  ein  blühender  Terminhandel  auch  ohne  alle  diese  Ein- 
richtungen der  Ein-  und  Nachschüsse,  Clearinghäuser  und  Liquidations- 
kassen möglich  ist.  —  Suche  man  nun  zu  einem  abschliessenden  Urteil 
über  den  Warenterminhandel  zu  gelangen,  so  wurde  dies  folgendermassen 
lauten  müssen :  Der  Terminhandel  stellt  theoretisch  die  höchste  Stufe 
in  der  modernen  Entwicklung  des  Warenhandels  dar,  er  ist  die  vollen- 
detste Form  des  Handelsbetriebs,  wie  er  mit  Hilfe  der  modernen  Ver- 
kehrsmittel möglich  geworden  ist.  Er  ist  für  eine  Reihe  von  wichtigen 
Artikeln  des  Welthandels  ganz  unentbehrlich  zur  Erfüllung  der  Aufgabe, 
sie  schnell  und  mit  möglichst  geringen  Preisschwankungen  über  den 
ganzen  Erdkreis  hin  der  Zeit  wie  dem  Räume  nach  zu  verteilen.  Er 
gewährt  nämlich  —  wie  schon  der  Lieferungshandel  —  dem  Produzenten 
die  Möglichkeit,  sich  im  voraus  der  Ware,  deren  er  künftig  bedarf,  zu 
versichern.  Er  erweitert  aber  zugleich  auch  durch  die  Teilnahme  der 
Kapitalisten  den  Markt  und  bietet  dadurch  Gelegenheit ,  das  Risiko 
einer  Preisänderung  über  eine  grosse  Anzahl  zu  verteilen  und  dem  im- 
portierenden Händler  unter  Umständen  gänzlich  abzunehmen.  Dadurch 
verschafft  er  dem  Platz,  wo  er  betrieben  wird,  grössere  Zufuhren  und 
zahlreichere  Kaufordres.  In  allen  diesen  Beziehungen  haben  auch  die- 
jenigen von  den  Termingeschäften  einen  wirtschaftlichen  Nutzen,  welche 
ohne  wirkliche  Lieferung  lediglich  durch  Differenzausgleichung  erledigt 
werden.  Die  Möglichkeit  einer  solchen  Erledigung  führt  nun  aber  auf 
der  andern  Seite  dazu ,  dass  einerseits  die  Händler  selbst  sich  über 
ihre  Mittel  m  Termingeschäften  engagieren  und  dass  andererseits  pro- 
fessionelle Jobber  sowie  kapitalschwache  und  ausserhalb  des  Geschäfts- 
und Handelslebens  überhaupt  stehende  Personen  sich  daran  beteiligen. 
Infolge  dessen  erlangen  nicht  nur  die  Terminumsätze  eine  unsinnige 
Ausdehnung,  sondern  es  wird  auch  vielfach  mit  grosser  Unkenntnis  auf 
Termin  spekuliert.  Dadurch  und  noch  mehr  durch  Manipulationen, 
welche  eine  künstliche  Bildung  des  Preises  bezwecken  und  unnötige 
Schwankungen  hervorrufen,  um  daraus  Gewinn  zu  zielien,  wird  das 
Gegenteil  von  einer  Nivellierung  der  Preise  erzielt. 

Durch  all  dies  können  die  günstigen  Wirkungen  des  Terminhan- 
dels zeitweise  paralysiert  und  der  Handelsstand  und  unter  Umständen 
die  ganze  Volkswirtschaft  oder  doch  weite  Kreise  der  Bevölkerung 
demoralisiert  werden. 
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Allein  während  die  Vorteile  des  Terminhandels  in  der  wirtschaft- 
lichen Natur  desselben  begründet  sind,  erscheinen  diese  Auswüchse 
nur  als  Folgen  seiner  bisherigen,  meist  noch  sehr  jungen  und  daher 
unvollkommenen  Organisation.  Es  gilt  daher  nicht,  den  Terminhandel 
überhaupt  als  schädlich  zu  beseitigen  —  was  sich  überdies  als  unmög- 
lich erweisen  würde  —  sondern  diese  Auswüchse  desselben  nachdrücklich 
zu  bekämpfen. 

Durch  die  jüngsten  Verbesserungen  in  der  Technik  des  Termin- 
handels ist  in  dieser  Beziehung  bereits  vieles  erreicht  worden.  Weiteres 
bleibt  noch  zu  thun.  Es  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  spezielle 
Vorschläge  darüber  zu  machen;  nur  das  eine  möchten  wir  prinzipiell 
betonen,  dass  auch  diese  weitere  Ausbildung  und  Verbesserung  des 
Terminhandels  am  besten  erzielt  werden  kann  nicht  durch  ein  Ein- 
greifen des  Staates,  sondern  durch  die  eigene  Thätigkeit  des  nächst- 
beteiligten Handelsstandes  auf  dem  Weg  börsenmässiger  Organisation 
und  korporativer  Verfassung. 

Wie  bedenklich  ein  Eingreifen  des  Staates  bei  der  ausserordent- 
lichen Empfindlichkeit  der  in  Frage  kommenden  Interessen  auf  diesem 
Gebiet  werden  kann,  dürfte  das  Vorgehen  des  preussischen  Handels- 
ministers gegen  den  Berliner  Getreidehandel  im  Jahre  1888  zur  Genüge 
bewiesen  haben.  Die  einzelnen  Phasen  dieser  Aktion ,  welche  seiner 
Zeit  so  viel  Staub  aufwirbelte,  sind  wohl  noch  bekannt,  so  dass  hier 
nur  kurz  daran  erinnert  zu  werden  braucht.  Durch  die  Denunziation 
eines  Spekulanten,  der  Unglück  gehabt  hatte,  ferner  durch  eine  Be- 
schwerde der  Müllereiinteressenten  und  eine  Eingabe  des  Deutschen 
Landwirtschaftsrates  veranlasst,  verlangte  der  Handelsminister  von  dem 
Berliner  Getreidehandel  den  vollständigen  Ausschluss  beteiligter  Händler 
aus  der  Sachverständigen-Kommission ,  sowie  Verbesserung  der  Lie- 
ferungsqualität für  Termingetreide  durch  Erhöhung  des  verlangten  Mini- 
malgewichts für  Roggen,  Weizen  und  Hafer  und  Einführung  neuer 
getrennter  Schlussscheine  für  Weizen  mit  Ausschluss  von  »Rauhweizen« 
und  für  Rauhweizen  allein.  Der  Widerstand  der  Aeltesten  der  Kauf- 
mannschaft zu  Berlin  und  noch  mehr  der  ihnen  unterstehenden  stän- 
digen Deputation  der  Produktenbörse  war  äusserst  heftig,  und  musste 
sich  der  Minister  schliesslich  von  der  Undurchführbarkeit  seiner  For- 
derungen bezüglich  des  ersten  Punktes  überzeugen  und  sich  damit  be- 
gnügen, dass  wenigstens  die  Getreide-Terminhändler  prinzipiell  aus  der 
Kommission  ausgeschlossen  wurden,  dagegen  blieb  er  in  den  beiden 
anderen  Punkten  unnachgiebig  und  erlangte  deren  Annahme  durch  die 
Interessenten  (ausgenommen  den  besonderen  Schlussschein  für  Rauh- 
weizen, welcher  denselben  ohne  ihre  Zustimmung  aufoktroyiert  wurde) 
nur  durch  die  Androhung  einer  Abänderung  der  Börsenordnung  und 
eventueller  Ausschliessung  derjenigen  von  der  Börse,  welche  nach  an- 
deren als  diesen  Schlussscheinen  Termingeschäfte  abschliessen  würden. 
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Mit  vollem  Recht  protestierten  die  Aeltesten  der  Berliner  Kaufmann- 
schaft gegen  letztere  Massregel  als  geradezu  unmöglich,  da  sie  »das 
Prinzip  der  Vertragsfreiheit  beseitigen  und  die  Abschliessung  gesetzlich 
vollkommen  erlaubter  Geschäfte  mit  den  bisherigen  Ausschliessungs- 
gründen, wie  Ehrverlust,  Zahlungsunfähigkeit  und  Bankerott,  Beleidigung 
und  Verleumdung,  Verletzung  des  Anstands  und  Verbreitung  falscher 
Gerüchte,  auf  eine  Linie  stellen  würde. 

Der  Nutzen  der  ganzen  Aktion  für  die  heimische  Landwirtschaft 
steht  noch  dahin,  da  dieselbe  nach  dem  Eingeständnis  des  Landwirt- 
schaftsrates zum  Teil  ihr  Getreide  erst  auf  die  hohe  Qualität  bringen 
muss,  welche  die  neuen  Schlussscheine  verlangen ,  und  bis  dahin  wird 
eben  bessere  Qualität  aus  dem  Ausland  herbeigezogen.  Selbst  die  noch 
etwas  niedrigeren  Gewichte,  welche  für  das  erste  Jahr  zum  Uebergang 
zugestanden  waren,  wurden  infolge  sehr  günstiger  Ernte  vom  einheimi- 
schen Weizen  zwar  erreicht,  von  einheimischem  Roggen  jedoch  meist 
nicht,  von  einheimischem  Hafer  nur  teilweise.« 

— e.  Der  Medizinalverband  der  Arbeiter  in  Mannheim.  Unter  den 
vielen  sozialpolitisch  hochinteressanten  Aufschlüssen,  welche  F.  Wöris- 
hoffer'%  Schrift  »Die  soziale  Lage  der  Fabrikarbeiter  in  Mannheim«  ge- 
währt, ist  nicht  der  mindest  wertvolle  die  Mitteilung  über  den  »Medi- 
zinalverband«, und  zwar  in  zweierlei  Hinsicht;  in  Hinsicht  auf  die 
freie  Ergänzung  der  gesetzlichen  Krankenversiclie- 
rung  und  in  Hinsicht  auf  die  Arbeiterorganisation.  — 
Wörishoffer  bemerkt  hierüber  :  »Bezüglich  der  freien  Kassen  weisen  die 
HH.  Medizinalreferenten  darauf  hin,  dass  in  denselben  nach  der  in 
ärztlichen  Kreisen  allgemein  verbreiteten  Anschauung,  der  Zweck  des 
Krankenkassengesetzes,  den  Arbeitern  im  Erkrankungsfalle 
sichere  Verpflegung,  ärztliche  Behandlung  und  Medikamente  zu  garan- 
tieren, nur  teilweise  erreicht  wird,  da  die  Inanspruchnahme  der 
beiden  letzteren  Hilfen  durch  die  blosse  Geldentschädigung  erschwert 
und  manchmal  unmöglich  gemacht  werde.  Es  sei  erfreulich,  dass  man 
sich  bestrebe,  diesem  Mangel  durch  Medizinalvereine  abzuhelfen,  wobei 
insbesondere  auf  den  Medizinalverband  in  Mannheim  hinge- 
wiesen wird.  Eine  wichtige  Ergänzung  der  freien  Kassen,  welche 
von  der  Ermächtigung  des  §  75  des  Krankenkassengesetzes,  ihren  Mit- 
gliedern anstatt  freier  ärztlicher  Hilfe  und  von  Medikamenten  ein  er- 
höhtes Krankengeld  zu  gewähren,  fast  ausnahmslos  Gebrauch  machen, 
bildet  nämlich  der  Medizinalverband  Mannhei  m.  Kr  hat 
den  Zweck,  seinen  Mitgliedern  freie  ärztliche  Behanillung  sowie  den 
imentgeltlichen  Bezug  der  vom  Arzte  verordneten  Medikamente  zu 
sichern,  und  füllt  somit  eine  Lücke  aus,  welche  bei  den  freien  Kassen 
gegenüber  den  organisierten  Kassen  anderenfalls  dadurch  Norhanden 
wäre,  dass  die  MitgUeder  der  ersteren  nicht  mit  Sicherheit  in  der  Lage 
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wären ,  sich  für  die  Erhöhung  des  Krankengeldes  in  gleicher  Weise 
ärztliche  Hilfe  und  Medikamente  zu  verschaffen,  wie  sie  den  Mitgliedern 
der  letzteren  Kassen  kraft  Gesetzes  gewährt  werden  muss.  Der  Verein 
wurde  im  Jahre  1884  auf  Veranlassung  der  Aerzte  gegründet,  welche 
in  einer  Organisation  eine  grössere  Sicherung  des  Honorars  für  ihre 
ärztlichen  Bemühungen  sahen,  und  welche  sich  anderseits  zu  grossen 
Konzessionen  und  zu  weitem  Entgegenkommen  an  eine  Vereinigung 
bereit  erklärten.  Sie  wandten  sich  zunächst  an  die  Vorstände  der  Hilfs- 
kassen, welche  zu  dem  obengenannten  Zwecke  zusammentraten  und 
den  Medizinalverband  ins  Leben  riefen.  Der  neue  Verein  machte  im 
Anfange  seines  Bestehens  aus  Mangel  an  genügenden  Erfahrungen 
schlechte  Geschäfte,  indem  er,  um  der  grossen  Masse  den  Beitritt  zu 
erleichtern,  den  MitgHedern  der  Hilfskassen  kein  Eintrittsgeld 
abnahm  und  eine  die  Grundlage  eines  derartigen  Unternehmens  bildende 
Karenzzeit  nicht  einführte.  Die  Folge  dieser  Unterlassung  war,  dass 
eine  grosse  Zahl  bereits  seit  Jahren  mit  dem  einen  oder  anderen  Leiden 
behafteter  Personen  in  den  Verband  eintrat  und  sich  auf  Kosten  des- 
selben freie  ärztliche  Behandlung  und  Medikamente  verschaffte.  Schon 
die  erste  Halbjahrsrechnung  wies  unter  diesen  Umständen  ein  Defizit 
auf,  so  dass  die  Aerzte  statt  der  vereinbarten  i  Mark  nur  30  Pfennig 
für  den  Besuch  erhalten  konnten.  Die  Apotheken  beanspruchten  aber 
ihr  volles  Guthaben  mit  10  "/o  Nachlass.  Infolge  dieser  Erfahrungen 
wurde  eine  zweimonatliche  Karrenzzeit  eingeführt,  und  es  wurden  die 
wöchentlichen  Beiträge  in  allen  Klassen  um  5  Pf.  erhöht.  Der  Vor- 
stand des  Verbandes  erklärt,  dass  es  nur  der  Opferwilligkeit  der  Hilfs- 
kassen und  der  übrigen  Mitglieder,  welche  den  Wert  der  Organisation 
erkannt  hätten ,  zu  danken  sei ,  dass  der  Verein  die  damalige  Krisis 
überwunden  habe.  Vom  Jahre  1886  an  sei  schon  ein  merklicher  Fort- 
schritt zu  verzeichnen.  Wesentlich  gefördert  wurde  der  Verband  auch 
durch  einen  von  der  Stadt  Mannheim  gewährten  einmaligen  Zuschuss 
von  500  M.  Dieser  Zuschuss,  welcher  das  Vertrauen  zu  der  Organi- 
sation erhöhte ,  wird  von  dem  Vorstande  nicht  mit  Unrecht  als  eine 
Anerkennung  der  wohlthätigen  Wirkungen  des  Instituts  aufgefasst.  Er 
beruhte  wohl  sicher  auf  der  Erwägung ,  dass  der  Armenkommission 
manche  Ausgabe  für  Arzt  und  Apotheker  erspart  werde ,  wenn  die 
Minderbemittelten  sich  im  Medizinalverband  versicherten  und  durch 
denselben  im  Krankheitsfalle  das  erhielten,  wofür  sonst  die  Armenkasse 
in  Anspruch  genommen  würde.  Es  wird  mitgeteilt,  dass  auch  das  Ver- 
trauen der  Aerzte  und  Apotheker  zu  der  Leistungsfähigkeit  des  Verbandes 
immer  mehr  gewachsen  sei. 

Mit  diesen  Verbesserungen  und  Erweiterungen  hielt  auch  der 
äusserliche  Fortschritt  gleichen  Schritt.  Es  gehörten  dem  Verbände 
an  am  i.  Januar  1886:  4508  Personen,  im  J.  1891:  14  931  Personen. 
An  Mitgliederbeiträgen   werden  seit  dem  i.  Juni  1890  wöchentlich  er- 
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hoben  :  i.  Für  eine  Familie  von  mehr  als  4  Personen  30  Pf.  2.  Für 
eine  Familie  von  weniger  als  4  Personen,  wenn  keines  der  Oberhäupter 
über  40  Jahre  alt  ist  25  Pf.  3.  Für  Witwen  und  Witwer  mit  Kindern 
20  Pf.  4.  Für  eine  einzelne  verheiratete  Person  über  40  Jahre  20  Pf. 
5.  Für  eine  einzelne  verheiratete  Person  unter  40  Jahre  15  Pf.  6.  Für 
eine  ledige  Person  über  40  Jahre  15  Pf.  7.  Für  eine  ledige  Person 
unter  40  Jahren  12  Pf. 

Diese  Abstufung  ermöglicht  es  auch  denjenigen  Arbeitern, 
welche  Mitglieder  organisierter  Kassen  sind,  dem 
Verband  mit  ihren  Angehörigen  im  Hinblick  auf  seine  über  13 
Wochen  hinausgehenden  Leistungen  anzugehören.  Der  Medizinalver- 
band gewährt  nämlich  für  ein  und  dieselbe  Krankheit  für  ein  volles 
Jahr  Arzt  und  Medikamente  und  dann  nach  26  wöchentlicher  Unter- 
brechung, gleichgültig  ob  die  Krankheit  geheilt  gewesen  ist  oder  nicht, 
dieselbe  Unterstützung  für  ein  weiteres  Jahr. 

Im  Jahre  1890  wurde  vereinnahmt:  i.  Beiträge  41055  M.,  2.  Bei- 
trittsgelder 3284  M.,  3.  Aus  sonstigen  Quellen  275  M.,  Summa  44  614  M. 
Ausgegeben  wurde  u.  a. :  i.  Für  Arzneien  (worauf  jetzt  15%  Rabatt 
gewährt  wird)  21  214  M,  2.  Für  Aerzte  15097  M.  3.  Für  Operationen 
und  chirurgische  Hülfeleistungen  1034  M.  4.  Für  Mobilien,  Unkosten, 
Porto,  Miete,  Heizung,  Beleuchtung  u.  s.  w.  2331  M.  5.  Für  eigent- 
liche Verwaltung  1950  M.  Das  Honorar  der  Aerzte  wird  so  bemessen, 
dass  der  Verband  jährlich  für  jede  Familie  7  M.  und  für  jede  einzelne 
ledige  Person  2,50  M.  gewährt  ohne  Rücksicht  auf  die  thatsächlich  vor- 
gekommenen Erkrankungen.  Dieser  Gesamtbetrag  wird  dann  unter 
die  38  der  Vereinbarung  beigetretenen  Aerzte  nach  E  i  n  z  e  1  leistungen 
derart  verteilt,  dass  für  jede  Krankheit  ein  Talon  ausgegeben 
wird,  welcher  für  die  Abrechnung  als  Einheitsleistung 
angesehen  wird,  so  dass  die  Anzahl  der  für  jeden  Krankheitsfall 
nötig  gewordenen  Besuche  hierbei  nicht  in  Betracht  kommt.  Die  Mann- 
heimer Aerzte  gehören  fast  sämtlich  dem  Verbände  an.  Der  Vorstand 
des  Verbandes  hat  sich  über  dessen  Wirksamkeit  eingehend  geäussert. 
Von  diesen  Aeusserungen  wird  Nachstehendes  in  abgekürzter  Form 
mitgeteilt.  Der  Vorstand  hat  bei  seinem  täglichen  Verkehre  mit  den 
weniger  bemittelten  Volksklassen  die  Erfahrung  gemacht,  dass  bei  dem 
Fehlen  des  Verbands  manche  Familie  in  Not  und  Elend  hätte  geraten 
müssen.  Ausserdem  habe  derselbe  bewirkt ,  dass  manche  Rückfälle 
verhütet  worden  seien,  indem  Rekonvalescente  in  geringerem  Masse, 
ohne  ihre  vollständige  Heilung  abzuwarten,  ihrer  Beschäftigung  wieder 
nachgingen,  was  auch  im  Gegensatze  zu  der  so  häufig  aus  einzelnen 
Fällen  in  unzulässiger  Verallgemeinerung  behaupteten  Simulation  von 
einigen  Aerzten  bestätigt  wurde.  Eine  weitere  Wahrnehmung  des  Vor- 
standes geht  dahin,  dass  Fälle  nicht  selten  seien,  in  welchen  wegen 
der  nur    13  wöchentlichen  Dauer    der  Versicherung   in    den  Orts-  oder 
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Betriebskassen  eine  länger  dauernde  Krankheit  die  bedenklichsten  Folgen 
für  die  Existenz  der  Familien  nach  sich  gezogen  habe.  Deshalb  sei, 
neben  der  Rücksicht  auf  die  Familienglieder,  der  grössere  Teil  der 
verständigen  Arbeiter  im  Medizinalverband  versichert,  dessen  Leistungen, 
wie  schon  früher  erwähnt,  viel  weiter  gehen.  Ausser  dieser  grosseren 
Dauer  der  Leistungen  komme  auch  noch  in  Betracht,  dass  für  in  einem 
Krankenhause  untergebrachte  Mitglieder  als  Ersatz  für  Arzt  und  Apo- 
theke ein  Geldbeitrag  gewährt  werde,  welcher,  wenn  er  auch  klein  sei, 
schon  manchmal  ein  längeres  Verbleiben  bis  zur  völligen  Herstellung 
oder  die  Erlangung  mancher  so  wünschenswerter  Erleichterungen  während 
der  Rekonvalescenz  ermöglicht  habe.  Die  gleiche  Geldentschädigung 
werde  denjenigen  Mitgliedern  gewährt,  welchen  vom  Arzte  ein  Land- 
aufenthalt angeraten  werde.  In  letzterer  Zeit  mehrten  sich  die  Fälle 
ausserordentlich,  weshalb  die  Verwaltung  schon  im  vorigen  Jahre  Ver- 
anlassung genommen  hat,  mit  der  Direktion  des  Bades  Nauheim  ein 
Abkommen  dahin  zu  treffen,  dass  die  Mitglieder  einen  billigeren  Pensions- 
preis eingeräumt  erhielten  und  teilweise  noch  weitere  Begünstigungen 
in  Bezug  auf  die  Bäderentnahme  geniessen.  Auch  mit  den  Badeanstalt- 
besitzern in  Mannheim  wurde  zu  Gunsten  der  Arbeiter  eine  besondere 
Abmachung  getroffen,  derart,  dass  die  Mitglieder  des  Verbandes  billigere 
Preise,  für  ein  warmes  Bad  nämlich  40  Pfg.  und  35  Pfg.  eingeräumt 
erhielten. 

Hiermit  ist  die  Wirksamkeit  des  Medizinalverbandes  in  seinen  wich- 
tigeren Richtungen  zur  Darstellung  gebracht.  Der  Versuch,  in  anderen 
Städten  solche  Medizinalvereine  einzurichten,  ist  öfter  gescheitert,  z.  B. 
auch  in  Karlsruhe,  wo  ein  solcher  sehr  schlechte  Geschäfte  machte, 
Aerzten  und  Apothekern  grossen  Schaden  zufügte  und  schliesslich  in 
einer  Weise  endigte,  welche  nahezu  einem  Konkurs  gleichkam.  Als 
einer  der  Gründe  des  Misserfolges  wurden  auch  die  hohen  Verwaltungs- 
kosten bezeichnet.  Wenn  auch  das  Bestehen  des  Mannheimer  Medizi- 
nalverbandes noch  zu  kurz  ist,  um  über  seine  finanzielle  Prosperität 
ein  endgültiges  Urteil  abgeben  zu  können,  so  hat  derselbe  doch  durch 
das  Geschick,  mit  welchem  eine  schwierige  Aufgabe  angefasst  wurde, 
und  den  Nutzen,  welchen  er  gestiftet  hat,  unleugbar  ein  grosses  Ver- 
dienst erworben.  —  Wörishoffer  geht  dem  Medizinalverband  auch  nach 
der  Seite  seiner  Bedeutung  für  dieArbeiterorganisation 
nach.  Der  Verband  fasst  Arbeiter  der  vielen  Berufszweige  der  Mann- 
heimer Industrie  zusammen  und  kann  deshalb  die  Grundlage  einer  Ge- 
samtaktion des  dortigen  Arbeiterstandes  werden. 


— e.  Bureaux  und  Kommissionen  für  Arbeiter  Statistik.  Deutschland 
hat  jüngst  eine  solche  Kommission  sich  geschaffen,  über  deren  Aufgaben 
unser  verehrter  Mitarbeiter,  Herr  O.R.R.  Wörishoffer  sich  in  Heft  III 
1892  d.  Ztschr.  ausgesprochen  hat.    Die  deutsche  Reichs-Regierung  ist 
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sichtlich  vom  Vorgehen  ausw.  Staaten  beeinflusst  gewesen,  indem  sie 
bereitwill-g  auf  diese  separate  statistische  Zentral-Organisation  einge- 
gangen isi  Im  »Reichs-A.«  erschienen  länger  zuvor  Mitteilungen  und 
Erörterungen  in  neun  Artikeln  über  »Bureaux  für  Arbeiterstatistik«, 
welchen  wir  'olgendes  Thatsächliche  entnehmen  :  »Die  ältesten  und  be- 
kanntesten Insbtute  für  Arbeitsstatistik  sind  die  in  den  Staaten  der  ame- 
rikanischen Union  seit  1869  —  das  älteste  in  Massachusets  — 
geschaffenen.  S'iC  führen  den  Namen  y>bureau  of  labor  statisficsv.  oder 
einen  ähnlichen,  ind  es  giebt  deren  jetzt  in  21  Einzelstaaten.  Zum 
Teil  geht  ihr  Zwect  weiter  als  auf  Sammlung  von  Statistiken  über  die 
Verhältnisse  der  Lohnarbeiter,  und  sowohl  die  Mittel,  die  ihnen  zu  Ge- 
bote stehen,  wie  die  An,  in  der  sie  ihre  Aufgaben  erfüllen,  sind  recht 
ungleich.  Da  diese  einz-^lstaatlichen  Einrichtungen  eine  gleichmässige 
Ausbreitung  über  die  Union  nicht  gewinnen  und  ein  Zusammenwirken 
nicht  erzielen  konnten,  wurde  im  Jahre  1885  von  der  Bundesregierung 
in  Washington  ein  Arbeitsburtau  für  die  Vereinigten  Staaten  gegründet, 
das  im  Jahre  1888  zu  einer  Zentralbehörde  auch  dem  Range  nach,  dem 
Department  of  Labour,  erhoben  vurde.  Dieses  hat  nach  dem  Gesetz 
vom  13.  Juni  1888  die  Aufgabe:  »unter  der  Bevölkerung  der  Verei- 
nigten Staaten  nützliche  Erkundigungen  einzuziehen  und  zu  verbreiten, 
die  mit  der  Arbeit,  im  allgemeinen  und  umfassendsten  Sinne  des  Worts, 
in  Zusammenhang  stehen,  insbesondere  aber  in  deren  Beziehung  zu 
Kapital,  Arbeitszeit,  Verdienst  der  männlichen  und  weiblichen  Arbeiter 
und  über  die  Mittel  der  materiellen,  sozialen,  geistigen  und  sittlichen 
Wohlfahrt  der  letzteren«.  Die  Vorstände  des  Labor-Department  und 
der  Bureaus  der  einzelnen  Staaten  halten  Jahreskonferenzen  zu  gegen- 
seitiger Anregung  und  Förderung  ab.  —  In  England  ist  im  Jahre 
1886  ein  Labour-Bureau  als  Zweig  des  Board  of  Trade  (Handelsamts) 
errichtet  worden ,  und  ihm  wurden  folgende  Aufgaben  zugewiesen : 
i)  Darstellung  der  Arbeitslöhne  in  den  letzten  50  oder  60  Jahren  auf 
Grund  von  Parlaments-Blaubüchern  und  anderen  Quellen,  2)  Ergänzung 
dieser  Statistik  durch  eine  ähnliche  fremdländische  Lohnstatistik  aus 
den  zu  Gebote  stehenden  Materialien,  3)  Zusammenstellung  einer  Sta- 
tistik über  die  Lebenslage  der  arbeitenden  Klassen,  4)  weitere  genauere 
Erhebungen  über  Lohn,  Arbeitszeit,  Arbeitsgelegenheit  und  das  Ver- 
hältnis, in  welchem  die  Arbeiter  an  den  verschiedenen  Lohnsätzen 
partizipieren,  5)  Statistik  der  Preise  und  der  Lebenskosten  in-  und 
ausserhalb  Englands.  —  Eine  eigentümliche  Entwickelung  hat  in  der 
Schweiz  die  Organisation  der  Arbeitsstatistik  genommen.  Dort  ist 
im  Jahre  1887  vom  Schweizerischen  Arbeiterbunde  ein  »Arbeiter- 
Sekretariat«  errichtet  worden,  für  das  aus  der  Kasse  der  Eidge- 
nossenschaft ein  Geldzuschuss  geleistet  wird  und  dem  gewisse  öffent- 
liche Befugnisse  beigelegt  sind.  Als  seine  Aufgabe  ist  »die  Untersuchung 
der    Arbeiterverhältnisse    und    die    amtliche    Vertretung    der   Arbeiter- 
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interessen  bei  Gesetzgebungs-  und  Verwaltungsfragen«  bezeictnet;  es 
ist  also  hier  schon  ein  Schritt  nach  der  Richtung  eines  »Arbets-Amtst 
hin  gemacht.  —  Die  jüngste  Einrichtung  auf  diesem  Gebirte  ist  das 
Office  du  iravail  in  Frankreich,  das  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juli 
dieses  Jahrs  ins  Leben  gerufen  ist.  Seine  Aufgabe  ist  fol^endermassen 
umschrieben:  Informationen  betrefifs  der  Arbeit  zu  sa-nmeln  und  zu 
veröffentlichen,  namentUch  in  betreff  der  Lage  und  Entwicklung  der 
Produktion,  der  Arbeitsorganisation ,  der  Entlohnung  der  Arbeit,  ihrer 
Beziehung  zum  Kapital,  der  Lage  der  Arbeiter ;  Vergleichung  des  Standes 
der  Arbeit  in  Frankreich  und  im  Auslande;  ferner  alle  ihm  vom  Mi- 
nister für  Handel  und  Gewerbe  aufgetragenen,  in  dieses  Gebiet  ein- 
schlagenden Arbeiten  auszuführen.  Das  Amt  hat  einen  -»Service  centrau 
und  einen  -»service  exterieur«,  letzteren ,  um  durch  Kommissare  Erheb- 
ungen an  Ort  und  Stelle  zu  machen.  —  Neuerdings  ist  in  Italien 
der  Deputiertenkammer  von  dem  Abg.  Pvgliese  ein  Antrag  auf  Schaf- 
fung eines  Bureaus  für  Arbeitsstatistik  ein^^ereicht  worden,  in  dem  auch 
die  Forderung  enthalten  ist,  dass  lokale  gemeindliche  Unterämter  ein- 
zurichten seien,  die  für  das  Zentralamt  die  erforderlichen  Daten  zu 
sammeln  haben.  —  Die  Leistungsfälligkeit  des  Bureaus  für  Arbeiter- 
Statistik  richtet  sich  natürlich  sehr  wesentlich  nach  ihrer  Ausstattung 
mit  Geldmitteln  zur  Besoldung  von  Personal  und  zur  Bestreitung  von 
sonstigem  Aufwand  für  Erhebungen,  Bearbeitung  und  Veröffentlichung 
ihrer  Ergebnisse.  Aus  den  recht  unvollständigen  Nachrichten  über  die 
Budgets  der  Bureaus  lässt  sich  erkennen,  dass  die  meisten  derartigen 
Stellen  der  Einzelstaaten  der  amerikanischen  Union  ziemlich  kärglich 
ausgestattet  und  nur  einige,  wie  z.  B.  das  labour-bureau  von  Massachusets, 
in  der  Lage  sind,  ihre  Aufgaben  befriedigend  zu  erfüllen.  Hingegen 
ist  das  Department  of  Labor  in  Washington  so  dotiert,  dass  es  jährlich 
600  000  M.  und  mehr  für  seine  Arbeiten  aufwenden  kann.  Ueber  die 
in  England  dem  Labour-Bureau  des  Handelsamts  gewährten  Mittel  sind 
Angaben  nicht  zu  finden,  jedoch  scheint  es  noch  nicht  genügend  aus- 
gestattet zu  sein,  um  sein  Programm  auszuführen.  Noch  viel  weniger 
ausreichend  sind  die  dem  schweizerischen  Arbeiter-Sekretariat  zu  Ge- 
bote stehenden  Mittel.  Seine  Gründungskosten  wurden  vom  Grütli- 
verein,  dem  grössten  schweizerischen  Arbeiterverein,  bestritten ;  zu  den 
Betriebskosten  giebt  die  eidgenössische  Verwaltung  ca.  8000  M.  Jahres- 
beitrag, für  die  Mehrausgaben  ist  es  auf  den  schweizerischen  Arbeiter- 
bund angewiesen.  Für  das  Office  du  travail  in  Frankreich  ist  vorläufig 
ein  Jahresbüdget  von  120000  M.  in  Aussicht  genommen,  jedoch  dürfte 
dieses  bald  zu  erhöhen  sein,  wenn  man  dem  -iService  exterieur^  eine 
wirksame  Ausdehnung  geben  will. 

- — e.  Der  Normalarbeitstag  in  seinen   Wirkungen  auf  die  Produktion. 
In    Braun's  Archiv   für   Soziale    Gesetzgebung  und    Statistik   (Bd.   IV, 
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H.  1 ,  1891)  spricht  sich  der  eidgen.  Fabrikinspektor  Dr.  F.  Schuler 
über  »Den  Normalarbeitstag  in  seinen  Wirkungen  auf  die  Produktion« 
auf  Grund  der  in  der  Schweiz  gemachten  Erfahrungen 
aus.  —  Schuler  will  die  Frage,  ob  ein  Maximalarbeitstag  für  alle  Ar- 
beiter möglich  sei,  unentschieden  lassen.  Seine  Zweifel  verhehlt  er 
jedoch  nicht ;  denn  er  zitiert  aus  einem  Aufruf  des  Grütliarbeiterbundes 
zur  Zeit  der  Schweiz.  Zehnstundenbewegung  folgende  kräftige  Stelle : 
»Solange  der  Himmel,  die  Ernte,  die  Weinlese  von  einer  Maschinen- 
fabrik mit  50Ü  Arbeitern ,  die  Sommer  und  Winter  das  gleiche  Werk 
verrichten  müssen,  grundverschiedene  Dinge  sind,  solange  wird  es  weder 
bei  uns  noch  anderwärts  dem  Volke  und  Gesetzgeber  einfallen,  Ar- 
beitergesetze auf  die  Landarbeit  zu  übertragen.«  —  Soweit  der  M.A.-Tag 
ausführbar  sei,  müsse  vor  allem  die  erfahrungsmässige  Wirk- 
ung der  Arbeitszeitkürzung  auf  die  Produktion  beachtet  werden ,  um 
zu  erkennen ,  wie  weit  man  in  dieser  Kürzung  gehen  könne.  —  Nur 
verhehlt  sich  Schuler  methodologisch  die  Schwierigkeiten  der 
diesfallsigen  Beobachtung  nicht.  »Wohl  sind«,  sagt  er  a.  a.  O.  S.  83  f. 
»Zahlen  leicht  erhältlich,  welche  erkennen  lassen,  wie  viel  das  Ar- 
beitsprodukt nach  einer  Verkürzung  oder  Verlängerung  der  Arbeitszeit 
zu-  oder  abgenommen  habe.  Aber  sie  sind  nur  dann  von  irgendwelchem 
Wert,  wenn  alleBedingungen  gleich  geblieben  sind,  wenn 
das  Arbeitsmaterial  und  die  Art  seiner  Verarbeitung  sich  nicht  geändert 
haben,  wenn  die  Maschinen  die  gleichen  geblieben  sind  und  die  gleichen 
Arbeiter  oder  doch  zum  mindesten  Arbeiter  gleicher  Qualität  fortge- 
arbeitet haben.  Bei  manchen  Industrien  beweist  das  gleiche  Quantum 
der  Produktion  gar  nichts,  sondern  unendlich  viel  mehr  die  Qualität. 
Die  Besserung  oder  Verminderung  derselben  kann  nicht  wohl  in  Zahlen 
ausgedrückt  werden ;  sie  muss  vielmehr  abgeschätzt  werden,  wobei  vor- 
gefasste  Meinungen  gar  leicht  eine  bedeutende  Rolle  spielen.  Die  Re- 
duktion der  Arbeitszeit  hat  sehr  gewöhnlich  eine  Veränderung  im 
Betrieb,  die  Verbesserung  der  Maschinen,  namentlich  zur  Erzielung 
rascherer  Produktion,  der  Herstellung  grösserer  Mengen  mittels 
derselben  Maschine  im  Gefolge,  oder  die  schon  vorhandenen  Maschinen 
werden  schneller  laufen  gelassen,  die  Betriebskräfte  werden  vermehrt.  & 
—  Ehe  die  Schweiz  den  eilfstündigen  Fabrik-Maximal-Arbeitstag  ein- 
führte, befragte  der  Bundesrat  den  Kanton  Glarus  um  die  von  diesem 
gemachten  Erfahrungen  und  erhielt  von  der  Glarner  Handelskommission 
u.  a.  die  Antwort:  »Seit  der  Verminderung  der  Arbeitszeit  von  xz  auf 
II  Stunden  macht  sich  eine  grössere  Frische  der  Arbeiter  bei  ihrer 
Beschäftigung  bemerklich,  so  dass  der  Ausfall  von  '/«a  der  Arbeitszeit 
nach  Aussagen  von  Fabrikbesitzern  und  Fabrikdirektoren  nicht  die  der 
Zeit  nach  erwartete  Verminderung  in  der  Produktion  zur  Folge  gehabt 
hat.  Manche  Industrielle  würden  die  alte  Ordnung  der  Dinge  nicht 
mehr  zurückwünschen.«  -      Dieselbe  Erfahrung  machte  man  nach  Ein- 
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fühiung  des  Eilfstundentags  auch  sonst  in  der  Schweiz.  Von  einem 
Zuger  Grossspinnereileiter  erhielt  Schuler  schon  1880  die  Erklärung, 
sein  Ideal  sei  nach  gründlichem  Studium  der  englischen  Verhältnisse 
geworden:  keine  längere  Arbeitszeit  als  11  Stunden,  innerhalb 
dieser  eine  möglichst  beträchtliche,  durch  verbes- 
serte maschinelleEinrichtungen  ermöglichteMehr- 
leistung  der  Arbeiter  mit  proportional  erhöhten  Löhnen ,  so 
dass  die  Arbeiter  sich  besser  nähren  und  infolgedessen  leistungsfähiger 
werden  können.  Sein  Ziel,  fuhr  er  fort,  sei  teilweise  durch  Einführung 
grösserer  Maschinen  erreicht,  teils  durch  einen  um  12  Proz.  schnellern 
Lauf  auch  der  alten  Maschinen,  anfangs  unter  allgemeinem  Protest,  ge- 
genwärtig aber  zu  grosser  Zufriedenheit  der  Arbeiter.  Er  wies  nach, 
dass  in  besteingerichteten  englischen  Spinnereien  trotz  einer  gegenüber 
der  65  stündigen  schweizerischen  Arbeitszeit  um  9  Stunden  kürzern 
Dauer  der  Arbeit  und  trotz  fast  doppelt  so  hohen  Löhnen  der  eng- 
lischen Arbeiter  der  auf  eine  Gewichtseinheit  Garn  entfallende  Arbeits- 
lohn um  ein  weniges  geringer  sei  als  in  der  Schweiz,  dass  also  die 
Leistungsfähigkeit  der  weit  besser  genährten  englischen  Arbeiter  eine 
doppelt  so  grosse  sei.  —  Im  J.  1882  erhielt  Schuler  Mitteilungen  aus 
einer  Zürcher  Spinnerei,  »deren  Inhaber,  ein  sehr  exakter  Techniker, 
alle  seine  Produktionsverhältnisse  stets  mit  grosser  Genauigkeit  be- 
rechnet«. Bei  I  Stunde  Ueberzeitarbeit  ergab  sich,  dass  das  stündliche 
Produkt  zwischen  70  und  100  in  Bezug  auf  Garneinheit  sich  bewegend 
um  4  Proz.  gesunken  sei,  das  heisst,  es  wurde  in  den  12  Stunden  nicht 
das  Verhältnis  von  12:11  erreicht,  sondern  nur  das  von  1152  :  iioo.  — 
Sehr  häufig  meldeten  auch  sonst  namentlich  grosse  Spinnereien,  »dass 
durch  Einführung  des  Prämiensystems  für  gute  Leistungen  das  Produkt 
welches  bei  Einführung  des  Gesetzes  um  V12  zurückgegangen,  sich  wieder 
um  ein  Bedeutendes  gehoben  habe.«  —  Besonders  beachtenswert  sind 
die  Angaben,  welche  Schuler  von  einem  Werkführer  der  Gegner  des 
Eilfstundentages  erhielt,  »die  auf  unbedingte  Glaubwürdigkeit  Anspruch 
machen  können«.  Dieser  Werkführer  schreibt :  »i)  Bei  guten  Arbeitern 
habe  ich  infolge  verschiedener  Kombinationen  keine  Einbusse  erlitten. 
2.  Bei  geringen  Arbeitern  hatte  ich  eine  solche  zu  tragen.  3.  Auf  den 
Handstühlen  ist  mir  fast  die  volle  Differenz  zwischen  12  und  11  Stunden 
zur  Last  gefallen.«  Derselbe  bemerkt ,  er  habe  die  Dampfmaschine 
12V2  Proz.  schneller  laufen  lassen  und  Prämien  für  die  Spinner  einge- 
führt, nicht  aber  für  die  Arbeiter  an  den  Vorwerken,  »da  die  Erfahrung 
lehre,  dass  wenn  die  Spinner  mehr  arbeiten,  also  mehr  Vorgespinst 
konsumieren,  die  Vorwerke  von  selber  nach  und  nach  das  Mehrquantum 
liefern,  natürlich  bis  zu  einer  gewissen  Grenze ;  damit  habe  er  die  Ein- 
busse auch  bei  den  älteren  Selbstspinnern  bis  auf  60  Proz.  eingebracht. 
Die  Qualität  des  Produktes  sei  eine  genügende  geblieben,  aber  für  die 
(feinen)  Nummern  über  70  (es  werden  hier  meist  feinere  Nummern  ge- 
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spönnen)  habe  etwas  bessere  Baumwolle  angeschafft  werden  müssen, 
bei  Karden-  und  Kammmaschinen  sei  mehr  Abgang  gemacht  worden.« 
Im  ganzen  ergiebt  sich  aus  seinen  Ausführungen  ein  Lohnverlust  von 
1,9  Proz.,  eine  Vermehrung  der  Auslagen  für  Arbeitslohn  per  Zentner 
Garn  um  y'/a  Proz.,  »was  in  guten  Zeiten  zu  verschmerzen  gewesen 
wäre«,  nicht  aber  in  Jahren,  wo  kaum  eine  Verzinsung  und  nur  eine 
minimale  Abschreibung  möglich  geworden  sei.  —  Mit  diesen  im  Jahre 
1881  gemachten  Ausführungen  stimmt  eine  Vernehmung  des  technischen 
Vereins  von  Glarus  aus  dem  Jahr  1880,  welcher  ein  Einbringen  der 
früheren  Produktion  durch  raschern  Lauf  der  Maschinen  zugiebt,  aber 
nur  unter  der  Bedingung:  Anschaffung  eines  bedeutend  besseren  Roh- 
stoffes, vermehrter  Abfälle,  zahlreichern  Personals,  unverhältnismässiger 
Zunahme  des  Kraftbedarfs ,  vermehrter  Reparaturen  und  Störungen, 
rapider  Abnutzung  der  Maschinen.  —  In  ähnlicher  Weise  spricht  sich 
in  der  schweizerischen  Zeitschrift  für  Statistik  (1888,  i)  ein  sehr  kom- 
petenter Kenner  der  Baumwollspinnerei,  Spinnereidirektor  E.  Blocher, 
aus.  Auch  er  meint,  dass  die  Produktion  sich  nicht  den  theoretischen 
Berechnungen  gemäss  nach  Einführung  der  Elfstundenarbeit  gestaltet 
habe,  da  eben  Faktoren  in  Betracht  kommen,  die  nicht  in  Zahlen  an- 
gegeben werden  können,  nämlich  die  Genauigkeit  der  Aufsicht  und 
Leitung  und  der  Fleiss  und  die  Geschicklichkeit  der  Arbeiter.  Er  giebt 
zu,  dass  da,  wo  die  Art  der  Arbeit  von  der  Hand  des  Arbeiters  eine 
grössere  Leistung  verlangt,  die  Verkürzung  der  Zeit  unter  Umständen 
durch  Fleiss  und  Geschicklichkeit  ausgeglichen  werden  könne.  Für 
unmöglich  hält  er  dies  bei  der  feinen  Spinnerei,  weil  hier  die  Vorspinn- 
maschinen und  die  Spinnstühle  verhältnismässig  sehr  wenig  Zeit  zum 
Abnehmen  der  Spulen  ,  beziehungsweise  der  Cops  erfordern ,  also  der 
einzigen  Arbeit,  welche  von  der  Behendigkeit  des  Arbeiters  in  Bezug 
auf  die  erforderliche  Zeitdauer  abhängig  ist;  für  möglich  erklärt  er  es 
bei  der  Grobspinnerei,  wo  bei  grösserem  Fleiss  und  Behendigkeit  der 
Arbeiter  viel  Zeit  gewonnen  werden  könne.  —  Schuler  teilt  a.  a.  O. 
weiter  eine  Reihe  eigener  Erhebungen  auch  aus  dem  Bereiche  der 
Weberei  mit,  woraus  wir  anführen:  »Aus  verschiedenen  Webereien, 
namentlich  auch  Buntwebereien ,  ging  die  Antwort  ein ,  es  werde  bei 
II  Stunden  gleich  viel  oder  nur  ein  Minimum  weniger  produziert,  als 
bei  12  Stunden.  Eines  dieser  Geschäfte  fügte  ausdrücklich  bei,  selbst 
eine  Lohnreduktion  von  5  Proz.  sei  sofort  durch  Mehrleistung  so  aus- 
geglichen worden ,  dass  die  Lohnsumme  am  nächsten  Zaliltag  wieder 
gleich  hoch  war.  Es  war  zu  erwarten,  dass  auch  Ueberzeitarbeit,  min- 
destens bei  langer  Dauer,  schlechte  Resultate  aufweise.  Eine  grosse 
Seidenweberei  berechnete  nur  4  Proz.  Mehrprodukt  bei  einer  Verlänge- 
rung der  Arbeitszeit  von  11  auf  12  Stunden.  Allenlings  gelten  diese 
Angaben  nicht  für  Webereien  jeder  Art.  Namentlich  solche  mit  ganz 
schlechten,    alten,    langsam    laufenden  Maschinen  vermochten  mit  den 
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guten  Ail)eitern  höchstens  die  Hälfte ,  mit  den  allerbesten  nie  über 
%  der  Zeiteinbusse  einzubringen.  Aber  gerade  in  demjenigen  Etablisse- 
ment, das  die  schlimmsten  Zahlen  aufzuweisen  hatte,  sind  seit  der  Ein- 
führung neuer  Maschinen  die  Produktionsergebnisse  genau  gleich  ge- 
worden, wie  in  andern  Webereien.«  —  Bedeutend  schwieriger  war  es,  ge- 
naue Angaben  für  die  Sti  ck  er  ei- Industrie  Zugewinnen;  denn  sowohl 
in  den  fabrizierten  Artikeln  als  in  der  Fabrikationsweise  haben  in  den 
letzten  15  —  20  Jahren  gewaltige  Aenderungen  stattgefunden.  Was  sich 
erheben  lässt,  stimmt  mit  den  Thatsachen  der  Spinnerei  und  Weberei 
ungefähr  überein.  —  Ganz  interessant  ist,  dass  auch  von  Seite  der  Be- 
sitzer grösserer  und  wohleingerichteter  Ziegeleien,  die  keine  » Schlag- 
plätze« oder  Ziegelformereien  im  Freien  mehr  kennen ,  seit  langen 
Jahren  keinerlei  Einwendungen  mehr  gegen  den  Elfstundentag  erhoben 
werden,  ja  dass  einzelne  ausdrücklich  angaben,  dass  die  Ueberzeit- 
arbeit  »unrentabel«  sei.  —  Schuler  schliesst:  »Die  mitgeteilten 
Thatsachen,  die  zahllosen  andern  Beobachtungen,  welche  jeder  machen 
kann,  der  mit  dem  Leben  und  Treiben  der  Fabriken  in  nähere  Be- 
rührung kommt,  führen  zu  der  Ueberzeugung ,  dass  die  Dauer  der  Ar- 
beitszeit nur  innerhalb  gewisser  Grenzen  massgebend  ist  für  die  Ar- 
beitsleistung. Sie  ist  es  um  so  mehr,  je  weniger  der  Arbeiter  durch  seine 
Beschäftigung  körperlich  oder  geistig  angestrengt  wird ,  die  Maschine 
ohne  eigenen  erheblichen  Kraftverbrauch  bedient ;  sie  ist  es  in  sehr 
beschränktem  Grade,  wo  es  am  meisten  auf  ein  wohlüberlegtes  und 
exaktes  Arbeiten  ankommt.  Wo  mit  Maschinen  gearbeitet  wird,  da 
wird  der  Arbeiter  um  so  weniger  lange  zu  einer  normalen  Leistung 
befähigt  sein  ,  je  komplizierter  die  Maschine  ist ,  je  mehr  Verständnis, 
Aufmerksamkeit  und  Ueberlegung  ihre  Bedienung  oder  Führung  erfor- 
dert. Daher  überall  die  Erscheinung,  dass  die  Arbeitszeit  in  denjenigen 
Industrien  am  ehesten  gekürzt  wird,  welche  Arbeiter  bedürfen,  die  in- 
telligent sind  und  sich  zugleich  ein  gewisses  Mass  von  Bildung  erworben 
haben.  Solche  Arbeiter  haben  Kraftverbrauch  durch  körperliche  und 
geistige  Anstrengung  zugleich.  Man  findet  es  freilich  oft  auffallend,  wie 
solche  Leute  sich  nach  ihrer  Berufsarbeit  noch  einer  weitern  Thätig- 
keit  in  Haus  und  Garten,  selbst  auf  dem  Felde  hingeben.  Man  vergisst, 
dass  hierbei  gutenteils  andere,  bisher  noch  nicht  angestrengte  Muskel- 
gruppen in  Thätigkeit  gesetzt  werden,  dass  durch  den  Aufenthalt  im 
Freien,  die  Anregung  der  Zirkulation  und  Atmung  gleichzeitig  eine  Er- 
frischung des  Körpers  stattfinden  kann  .  .  .  Der  Arbeiter  hat  ein  ge- 
wisses Mass  von  Kräften  zu  verausgaben.  Dieses  kann  aber  gemindert 
oder  gemehrt  werden,  je  nach  der  Art  der  Ernährung  und  der  gesamten 
übrigen  Pflege  des  Körpers.  Bessere  Lebenshaltung  und  grössere  Lei- 
stungsfähigkeit stehen  in  direktem  Wechselverhältnis.  Daher  können 
Arbeiter  zu  vermehrter  Leistung  gebracht  werden,  wenn  ihr  Lohn, 
also  die  MögHchkeit   besserer  Lebenshaltung ,    verhältnismässig 
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steigt.  Denselben  Effekt  hat  auch  die  Besserung  der  gesundheit- 
lichen Verhältnisse  in  den  Fabriken,  das  heisst  die  Vermeidung  alles 
dessen,  was  sonst  den  Körperkräften  des  Arbeiters  Eintrag  thut.  Aber 
auch  auf  andere  Weise  kann  die  Arbeitsleistung  in  einer  gegebenen 
Zeit  gesteigert  werden  —  wenn  die  Kraftausgabe  auf  eine  kleinere  Zahl 
von  Arbeitsstunden  sich  verteilt.  Es  ist  möglich ,  wie  die  angeführten 
Erfahrungen  beweisen,  bei  sonst  gleichbleibenden  Verhältnissen,  in  11 
und  weniger  Stunden  dasselbe  zu  leisten,  was  früher  in  12.  —  Wenn 
dies  so  oft  bezweifelt  wird,  so  liegt  der  Grund  wohl  am  meisten  darin, 
dass  das  Tempo  der  Arbeit  nur  allmäh  1  ich  ein  anderes  wird  und  wer- 
den kann.  Wie  das  Rennpferd  trainiert  und  zu  ausserordentlichen  Lei- 
stungen befähigt  wird,  trainiert  sich  auch  der  Sportsmann,  heisse  er 
Bergsteiger  oder  Schiffer,  der  Athlet  oder  Kunstreiter  im  Zirkus.  So 
kann  auch  der  Fabrikarbeiter  sich  durch  allmähliche  Gewöhnung  und 
Uebung  zu  viel  grösserer  Leistung  in  der  gleichen  Zeit  fähig  machen, 
wie  dies  dem  englischen  Arbeiter  gegenüber  dem  schweizerischen  mit 
seinem  bedächtigeren  Thun,  dem  indischen  mit  seiner  viel  geringeren 
Ausdauer  gelungen  ist.  ■ —  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  diese  Stei- 
gerung nicht  bis  ins  Unendliche  geht.  Wir  wissen  nicht,  bei  welcher 
Arbeitszeitreduktion  eine  bleibende  Minderleistung  eintritt.  Es  ist 
möglich,  dass  diese  bei  einer  nach  unseren  jetzigen  Begriffen  sehr  kleinen 
Stundenzahl  eintritt.  Nur  die  Erfahrung  kann  dies  lehren.  —  Das  aber 
wissen  wir,  dass  nie  für  alleMenschen  dasGleiche  gelten 
wird,  ja  vermutlich  nicht  einmal  für  alle  Menschen  r  a  s  s  e  n.  Es 
kann  daher  in  dieser  Beziehung  keine  auch  noch  so  annähernde  Be- 
rechnung für  irgendwelchen  Industriezweig  aufgestellt  werden,  bevor 
man  die  Zusammensetzung  ihrer  Arbeiterschaft  kennt.  Die  Berechnung 
wird  um  so  sicherer  sein,  je  normaler  die  einzelnen  Individuen  durch- 
schnittlich sind,  die  in  einer  Industrie  beschäftigt  werden ;  das  Resultat 
wird  um  so  unsicherer  und  in  jedem  Fall  auch  ■  ungünstiger  sein,  je 
mehr  anormale  Individuen  am  Betrieb  teilnehmen.  Und  es  giebt  eben 
Industrien,  wie  z.  B.  die  Baumwollspinnerei,  worin  sich  nur  teilweise 
leistungsfähige  Leute  mit  Vorliebe  ansammeln,  um  hier  noch  möglichst 
ihre  beschränkten  Kräfte  zu  verwerten.  —  In  unserer  erfindungsreichen 
Zeit  arbeitet  der  Mensch  aber  selten  mehr  nur  mit  ausschliesslicher 
Benutzung  seiner  eigenen  Kräfte  und  Organe.  Fast  in  jeder  Industrie 
spielt  der  Maschinenbetrieb  eine  immer  bedeutendere  Rolle.  Die  Ma- 
schine bestimmt  das  grössere  oder  kleinere  Mass  der  Leistung ,  die 
von  dem  sie  bedienenden  Arbeiter  gefordert  wird,  sie  bedingt  die  Rasch- 
heit seiner  Bewegungen,  die  Grösse  seines  Aufwandes  an  Muskelkraft. 
Sie  bildet  oft  das  Hindernis,  vermöge  dessen  der  Arbeiter  bei  allem 
guten  Willen  nicht  mehr  leisten  kann  ,  trotz  allem  Aufgebot  von  Auf- 
merksamkeit und  Intelligenz  —  sie  verlangt  oft  im  Gegenteil  gebiete- 
risch Ueberanstrengung,  ob  auch  der  Arbeiter  fast  zusammenbricht.     Die 
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Maschinenkonstrukteure  leisten  immer  mehr  und  Grossartigeres,  um 
mehr  und  JSesseres  zu  produzieren.  Das  waren  früher  so  ziemlich  die 
einzigen  Gesichtsimnkte,  von  denen  aus  ihre  Leistungen  beurteilt  wur- 
den. Die  heutige  Gesetzgebung  macht  den  Arbeitgeber  für  den  Schaden 
verantwortlich,  den  der  Betrieb  der  Maschinen  in  Form  von  Verletz- 
ungen anrichtet,  und  dies  hat  genügt,  dass  die  Konstrukteure  ihre  Er- 
findungsgabe auch  zur  Ermöglichung  sicherer  Betriebsweisen,  zum  Bau 
sicherer  Maschinen  anstrengten.  —  Wie  aber,  wenn  die  Gesetzgebung 
auch  an  die  Schädigung  durch  Ueberanstrengung  infolge  zu 
langer  Arbeitszeit  in  allen  Ländern  zu  denken,  und  dagegen  Gesetze 
zu  erlassen  anfängt  ?  Die  Konstrukteure  werden  wohl  in  gleicher  Weise 
ihre  Anstrengungen  darauf  richten,  dass  die  Beobachtung  dieser  Gesetze 
stattfinden  kann,  ohne  dass  die  Leistungsfähigkeit  der  Gesamtindustrie 
darunter  zu  leiden  hat,  ohne  dass  auch  die  ökonomische  Existenz  der 
einzelnen  Industriellen  gefährdet  wird,  aber  zugleich  auch,  ohne  dass 
der  Erwerb  des  einzelnen  Arbeiters  und  damit  die  ihn  zu  gehöriger 
Leistung  befähigende  Lebenshaltung  geschmälert  wird.  Den  Beweis, 
dass  dies  möglich  ist ,  haben  manche  der  vorangeführten  Tatsachen, 
namentlich  aus  dem  Gebiet  der  Textilindustrie,  erbracht.  —  Allerdings 
wird  weder  dieser  Fortschritt ,  noch  die  Anpassung  des  Arbeiters  an 
die  veränderte  Betriebsweise  auf  einen  Schlag  sich  vollziehen, 
und  dem  wird  auch  der  Gesetzgeber  Rechnung  tragen  müssen.  Es 
wird  vielleicht  diese  Umgestaltung  bei  einzelnen  Industrien  so  ungleich 
schnell  oder  langsam  ermöglicht  werden  können,  dass  der  Ge- 
setzgeber auch  hierauf  Rücksicht  zu  nehmen  genötigt  ist.  Aber  der 
Fortschritt  wird  lange  auf  sich  warten  lassen  oder  gar  nie  kommen, 
wenn  die  Gesetzgebung  ihn  nicht  provoziert,  ihn  nicht  erzwingt, 
indem  sie  gewisse  Forderungen  aufstellt ,  denen  die  Industrie  in  be- 
stimmter Frist  gerecht  werden  muss.« 


—  e.  Erste  Wirkungen  der  Mac  Kinley-Bill  (nach  den  österr.  Konsu- 
lar-Berichten  1892,  II):  »Es  ist  nunmehr  ein  Jahr  seit  dem  Insleben- 
treten  der  Mac  Kinley-Bill  verstrichen,  und  die  Wirkungen  derselben 
lassen  sich  ziemlich  beurteilen,  immer  mit  d  e  r  E  i  n  s  c  h  r  ä  n  k  u  n  g, 
dass  das  nächstfrühere  Jahr  sich  durch  forcierte  Käufe  und  das 
erste  Jahr  der  Wirksamkeit  jenes  Gesetzes,  mindestens  in  seinen  ersten 
Monaten,  durch  eine  ungewöhnliche  Zurückhaltung  in  allen  Branchen 
und  durch  Warenanhäufung  kennzeichnet.  Jedoch  Hess  sich  ziemlich  frühe 
wahrnehmen,  dass  insbesondere  W  o  1 1  w  a  r  e  n  ,  feine  Baumwollwaren 
und  Sammte  aller  Gattungen  (von  Perlmutterknöpfen  soll  hier  ganz  ab- 
gesehen werden)  einen  wesentlichen  Niedergang  aufzuweisen  haben, 
und  dass  es  nicht  nur  nicht  den  Anschein  hat,  als  würde  in  der  nächsten 
Zeit  ein  Ausgleich  sich  einstellen,  sondern  dass  bei  Wollwaren  noch 
die  weitere  Gefahr  droht,  dass  eine  Herabsetzung  oder  Abschaffung 
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des  R  o  h  w  o  1 1  e  n  z  o  1 1  s  erfolgt,  die  eine  neuerliche  Förderung  der 
inländischen  WoU-Industrie  bedeuten  und  die  ausländische  noch  mehr 
von  dem  hiesigen  Markt  ausschliessen  würde.  Hat  die  Mac  Kinley- 
Bill  einen  Teil  des  Imports  thatsächlich  zurückgedrängt,  so  sind  andern- 
teils  die  Wirkungen,  welche  man  sich  von  dem  gedachten  Gesetz 
für  den  inländischen  Wohlstand  versprach,  nur  teilweise  einge- 
troffen. Zahlreiche  Industrien,  besonders  in  der  Leinen-  und  Seiden- 
branche ,  sind  thatsächlich  neu  entstanden  oder  gekräftigt  worden ; 
andere,  z.  B.  die  Weissblech-Industrie ,  befinden  sich  zwar  auch  heute 
noch  in  den  Anfängen,  aber  bei  der  grossen  Begünstigung,  welche  die 
letztere  erfährt,  ist  es  nicht  unwahrscheinlich,  dass  sich  auch  dieser 
Fabrikationszweig  bis  zu  den  in  der  Mac  Kinley-Bill  niedergelegten  Er- 
wartungen emporarbeiten  wird.  Dagegen  liegen  eine  Anzahl  von  Teppich- 
fabriken darnieder,  die  chemische  Industrie  hat  sich  nicht  nur  nicht 
gehoben,  sondern  hat  eine  Gruppe  von  Artikeln  vollständig  aus  ihrer 
Fabrikation  geschieden ,  und  andere  Gruppen  beklagen  sich ,  dass  die 
Mac  Kinley-Bill  weder  das  halte ,  was  sie  versprochen  hat ,  noch  sich 
in  Bezug  auf  Preise  als  ein  günstiges  Gesetz  herausstelle.  Was  die 
Arbeitslöhne  betrifft,  so  sind  dieselben  in  kleineren  Industrien,  wie  z. 
B.  in  der  Perlmutterindustrie,  allerdings  in  die  Höhe  gegangen,  und 
behaupten  sich  in  der  Metallwarenbranche  auf  ihrer  alten  Höhe ;  da- 
gegen ist  infolge  der  allgemeinen  Preissteigerung,  die  in  den  durch 
die  Mac  Kinley-Bill  betroffenen  Handelsartikeln  so  ziemlich  zwischen 
dem  alten  und  neuen  Zoll  identisch  ist,  in  zahlreichen  Branchen  und 
insbesondere  in  den  Neu-England-Staaten,  New-York  und  Pennsylvanien 
von  namhaften  Lohnherabsetzungen  gesprochen  worden,  und  wie  in 
der  ■>-> Federation  of  Labor«  direkt  erwähnt  worden  ist,  befinden  sich  die 
Erfolge  der  dagegen  gerichteten  Strike  unter  dem  Niveau  des  Durch- 
schnittes.« 


— e.  Die  Zunahme  der  Wohnungen  ohne  Küche  tritt  aus  verschie- 
denen Erhebungen  hervor.  Ueber  die  Küchenlosigkeit  bemerkt  Bücher 
in  seiner  »Wohnungsenquete  der  Stadt  Basel«  sehr  schön :  »Es  hängt 
so  vieles  an  dem  Besitz  einer  kleinen  Küche :  die  ganze  Freude  der 
Hausfrau  an  der  eigenen  Wirtschaft  und  ein  gut  Stück  vom  Zusammen- 
halt der  Familie.  Das  schöne  Wort  vom  »häuslichen  Herd«  hat  freilich 
einen  Teil  seiner  Kraft  verloren.  DieAerzte  sagen,  es  sei  nicht  gesund, 
sich  am  Herde  im  Dunste  der  Speisen,  des  Spülwassers  und  der  aus 
dem  Abfallrohr  des  Wassersteins  entweichenden  Gase  aufzuhalten,  und 
bewohnt  wird  ja  auch  bei  uns  die  Küche  gewöhnlich  nicht.  Aber  es 
kann  noch  weniger  gesund  sein,  im  Wohn-,  Schlaf-  und  Arbeitszimmer 
zu  kochen,  das  Kinderzeug  zu  waschen  und  zu  trocknen.  Der  Arbeiter 
hält  darauf,  zu  essen,  was  die  Frau  ihm  gekocht  hat.  Man  hat  Fabrik- 
menagen errichtet  und  den  l.,euten  vorgerechnet,  dass  sie  noch  sparen. 


l6o  Miszellen. 

wenn  sie  das  eigene  Kochfeuer  erlöschen  lassen.  Trotzdem  lassen  sich 
die  verheirateten  Arbeiter  durchweg  das  Essen  von  ihren  Angehörigen 
bringen,  und  sie  benutzen  bei  Einnahme  desselben  nur  ungern  die 
Räume,  welche  man  eigens  dafür  erstellt  hat.  Auch  die  Speisehütten 
der  Basler  Gemeinnützigen  Gesellschaft  werden  nur  massig  besucht.  Zu 
jeder  Jahreszeit,  selbst  in  strenger  Winterkälte,  sieht  man  Arbeiter  auf 
den  Bänken  der  Anlagen  ihr  Mahl  verzehren ,  neben  ihnen  die  Frau 
oder  ein  Kind,  welches  das  Essen  gebracht  hat.  Ueberflüssige  Zärt- 
lichkeiten werden  da  nicht  gewechselt ;  aber  man  ist  unter  sich ,  und 
es  braucht  niemand  zu  wissen,  was  man  isst.  Diesen  ehrenwerten  Zug 
der  Selbständigkeit  sollte  man  pflegen,  so  viel  man  kann.  Es  sollte 
nicht  möglich  sein  ,  dass  Wohnungen  ohne  Küche  an  Haushaltungen 
mit  mehr  als  zwei  Personen  vermietet  werden  können,  und  ebenso 
wenig,  als  man  unreifes  Obst  auf  dem  Markte  verkaufen  lässt,  sollte 
es  gestattet  werden,  eine  Mansardenwohnung  mit  Küchenbenutzung  im 
Erdgeschoss  oder  ein  Zimmer  im  Hinterhaus  mit  Küchenanteil  im  Vorder- 
hause als  zusammengehörige  Wohnungen  auszubieten.  Den  Armen, 
welche  solche  Gelasse  mieten ,  kann  daraus  kein  Vorwurf  gemacht 
werden.  Not  kennt  kein  Gebot.  Wohl  aber  sollen  sich  gegen  die  Aus- 
beutung der  Notlage  Vorkehrungen  treffen  lassen.  Oder  verdient  die 
soziale  Hygiene  etwa  weniger  Rücksichten  als  die  körperliche?« 


AGRARISCHE  SCHRIFTEN  UND 
STRÖMUNGEN  »). 

(Schluss  folgt.) 


i)  Agrargeschichte. 

L.  Hausmann,  Die  Grundentlastung  in  Bayern.  Strassburg  1892,  bei  K.  J. 
Trübner.     S.   164. 

Pr.  y.  Haun,  Bauer  und  Gutsherr  in  Kursachsen.  Schilderung  der  länd- 
lichen Wirtschaft  und  Verfassung  im  16.,  17.  und  18.  Jahrhundert.  Strass- 
burg 1892,  K.  J.  Trübner.     S.  220. 

(Beide    Schriften    sind   aus    dem    Staatswissenschaftlichen  Seminar   in 

Strassburg  hervorgegangen  ;  Heft  IX  und  X  der  betr.  Abhandlungen). 

Die  bekannnten  agrarhistorischen  Arbeiten  über  bäuerliche  Un- 
freiheit und  Ablösungsgesetzgebung,  welche  wir  in  den  letzten  Jahren 
aus  der  Feder  von  Knapp,  Fuchs  u.  a.  erhalten  haben,  und  die  in  die 
thatsächliche  Lage  der  unfreien  Bauernschaft,  in  den  äusseren  Verlauf 
des  Befreiungswerks  und  in  die  die  Bewegung  auf  Beseitigung  des  alten 
Gutsunterthänigkeitsverbands  teils  fördernden,  teils  hemmenden  Bestre- 
bungen einen  so  lehrreichen  Einblick  gewähren,  haben  in  den  beiden 
vorerwähnten  Schriften  eine  dankenswerte  Fortsetzung  erfahren. 

i)  Anm.  des  Verfassers.  Einer  Einladung  des  Herrn  Herausgebers  dieser  Zeit- 
schrift folgend,  werde  ich  in  regelmässigen  Zwischenräumen  die  litterärischen  Er- 
scheinungen, die  sich  auf  Agrargeschichte,  sowie  auf  Agrarpolitik  (Agrarrecht  und 
Agrarpflege)  beziehen,  einer  Besprechung  in  etwas  ausführlicherer  Weise,  als  dies 
seither  geschehen  ist,  unterziehen  und  diese  Aufsätze  gleichzeitig  auf  die  Würdigung 
bemerkenswerter  Vorgänge  im  Gebiet  der  praktischen  Agrarpolitik ,  soweit  sie  mir 
bekannt  werden,  ausdehnen.  In  welcher  Weise  ich  mir  diese  Aufgabe  gestellt  habe, 
mag  die  nachstehende  erste  dieser  Besprechungen  darlhun,  die  an  eine  Anzahl  Schriften 
anknüpft ,  welche  in  letzter  Zeit  der  Verlagshandlung  zugekommen  sind.  In  diese 
Besprechungen  sollen  auch  bemerkenswertere  Aufsätze  der  bezeichneten  Art,  die  in 
den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  und  den  landw.  Vereinszeitschriften  erscheinen, 
einbezogen  werden  und  eine  Einsendung  von  Separatabdrücken  solcher  Aufsätze  wird 
daher  mit  Dank  entgegengesehen. 

Karlsruhe  im  September   1892. 

B  u  c  h  c  n  bo  rger  ,   Ministciialial. 
Zeitschrift   für   die   gas.   Suatswisseiisch.    189J.   1.  II 
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Hausmann  war  zwar  nicht  in  der  Lage,  seine  Arbeit  auf  archivalische 
Studien  zu  gründen  und  hat  sich  auf  die  Verwertung  des  gedruckten 
Quellenmaterials  beschränkt ,  das  sich  indes  reichhaltig  genug  erwies, 
um  ein,  wie  uns  scheint,  recht  zuverlässiges  Bild  der  Lage  des  Bauern- 
standes in  Bayern  am  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts  und  der  zu 
seinen  Gunsten  einsetzenden  Aktion  zu  bieten.  In  Bayern  hat  die  Stunde 
der  gänzlichen  Erlösung  von  dem  Bann  feudalen  Druckes,  ähnlich  wie 
in  Oesterreich,  erst  verhältnismässig  spät  (im  Jahre  1848)  geschlagen, 
da  die  vereinzelten  Anläufe  am  Ende  des  vorigen  und  im  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  jeweils  ohne  durchgreifenden  Erfolg  blieben 
und  die  ältere  Aktion  sich  wesentlich  auf  die  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft, auf  die  Umwandlung  der  ungemessenen  Frohnden  (Schar- 
werk) in  gemessene  beschränkte  (vgl.  Edikte  vom  28.  Juli  u.  20.  August 
1808  und  Beilage  VI  der  Verfassungsurkunde  von  1818).  Doch  hat 
dieser  Verlauf  wenigstens  das  eine  Gute  gehabt,  dass  im  Jahre  1848 
sofort  in  durchgreifendster  Weise  das  Ablösungswerk  zum  Abschluss 
gelangte  (Gesetze  vom  4.  Juni  1848),  während  in  anderen  süddeutschen 
Staaten,  so  namentlich  in  Württemberg  und  Baden,  die  Ablösungsge- 
setzgebung allerdings  schon  seit  den  zwanziger  Jahren  kräftig  einsetzt, 
aber  nur  sehr  ruckweise  fortschreitet,  eine  schwer  übersehbare  Serie 
von  Einzelgesetzen  erzeugt,  um  ebenfalls  erst  im  Jahr  1848  und  in  den 
Folgejahren  mit  den  letzten  Trümmern  der  Grundherrlichkeitsverfassung 
aufzuräumen. 

Aus  dem  reichen  wirtschafts-  und  kulturgeschichtlich  interessanten 
Material,  das  uns  die  Arbeit  von  Hausmann  vorführt,  kann  an  dieser 
Stelle  nur  Einiges  mitgeteilt  werden.  An  dem  Wohlstand  des  flachen 
Landes  im  letzten  Drittel  des  vorigen  Jahrhunderts  zehrte  nicht  nur 
eine  verschwenderische  Regierung,  die  sich  mit  einem  über  alle  Massen 
glanzvollen  Hofstab  umgab,  sondern  auch  eine  ihre  Machtstellung  rück- 
sichtslos ausbeutende  Bureaukratie,  wie  denn  ein  Dekret  vom  29.  Juli  1779, 
das  für  Gerichtspersonen  die  Bezahlung,  statt  wie  seither  in  Taxen  und 
Sportein,  nach  festen  Gehalten  einführte,  ausdrücklich  als  Grund  dieser 
Massregel  »die  ungeheure  Bedrückung  angab,  womit  insbesondere  der 
Bürger-  und  Bauernstand  sowohl  durch  das  Uebermass,  als  durch  andere 
heimliche  und  sonst  künstliche  Gerichtstaxenerpressung  von  jeher  aller- 
zeit  hergenommen  und  belästigt  worden  ist«  (S.  12  und  25);  und  ein 
zeitgenössischer  Schriftsteller  den  Misserfolg  der  V.O.  vom  3.  Mai  1779, 
die  auf  Umwandlung  der  verschiedenen  prekären  Formen  des  Besitz- 
rechts (Leibrecht,  Neustift,  Freistift)  in  Erbrecht  abhob,  wesentlich  darauf 
zurückführte,  dass  »selbst  kurfürstliche  Staatsdiener  und  Kollegien  die 
verschiedensten  Anstände  an  der  Ausführung  des  Edikts  nahmen,  weil 
es  ihrem  Eigennutz,  ihrer  Sportelsucht  und  Wohldienerei  widersprach.« 
(S.  41).  Freilich  war  nicht  bloss  der  Bauernstand  selber  unter  dem 
masslosen  Druck,  der  insbesondere  in  Form  der  ungemessenen  Schar- 


Agrarische  Schriften  und  Strömungen.  163 

werke  auf  ihm  lastete  und  jede  ordentliche  Wirtschaftsführung  auf  der 
ländlichen  Scholle  unmöglich  machte,  sondern  auch  der  Adel  selber 
tief  verschuldet ;  wirklich  wohlhabend  waren  nur  die  Klöster  und  milden 
Stiftungen,  deren  bedrohliches  Anwachsen  schon  1672,  und  wiederum 
in  den  Jahren  1701,  1703,  1764  zur  Erlassung  von  Amortisationsgesetzen 
Anlass  gab;  wurde  doch,  als  Karl  Theodor  durch  die  päbstliche 
Bulle  von  1798  die  Erlaubnis  erhielt,  den  siebenten  Teil  des  Kloster- 
vermögens an  sich  zu  ziehen,  dieses  Siebtel  auf  15  Millionen  Gulden 
geschätzt.  Und  doch  bestand  gerade  gegenüber  den  Klöstern  die 
Klage,  dass  sie  vor  allem  gegen  ihre  Grundunterthanen  mit  der  grössten 
Härte  und  Rücksichtslosigkeit  verführen  und  waren  besonders  die  zahl- 
reichen Mendikantenklöster  »durch  ihre  unaufhörlichen  Kollekten  eine 
schwere  Bürde  für  die  Landbevölkerung«.     (S.  11  u.  17  flf.) 

Die  Formen  der  »Leibeigenschaft«  in  Bayern  ähnelten  denen  in 
anderen  süddeutschen  Staaten;  bemerkenswert  ist  indessen,  dass  §  11 
des  Bayr.  Landrechts  von  1756  das  Veräusserungsrecht  des  Leibherrn 
gegenüber  dem  Leibeigenen  ausdrückHch  anerkennt;  auch  angenommen, 
dass  von  diesem  Recht  zu  jener  Zeit  und  später  ein  Gebrauch  nicht 
mehr  gemacht  wurde,  so  muss  doch  der  Auffassung  von  Hausmann  (der 
hier  offenbar  etwas  unter  dem  Einfluss  seines  Lehrers  Knapp  steht), 
dass  das  Leibeigenschaftsinstitut  praktisch  »zu  einer  fast  bedeutungs- 
losen Einrichtung  herabgesunken«  war  (S.  27,  99),  entgegengetreten 
werden,  Angesichts  der  besonderen  Gefälle,  die  an  dieses  Institut  sich 
knüpften  (Leibzins  und  vor  allem  der  Todfall),  sowie  Angesichts  des 
lästigen  Gesindedienstzwangs  und  der  erschwerenden  Bedingungen  des 
Loskaufs  (10  %  und  mehr  des  Besitzes),  im  Hinblick  auf  welche  es 
denn  auch  erklärlich  erscheint,  weshalb  im  allgemeinen  nur  ein  ziemlich 
spärlicher  Gebrauch  von  dieser  Art  der  Leibeigenschaftsentlassung  ge- 
macht worden  ist  (S.  20  ff.). 

Mit  besonderer  Schwere  lasteten  auf  der  Bauernschaft,  wie  erwähnt, 
die  ungemessenen  Scharwerke,  die,  von  den  Grundherren  mitunter  wohl 
als  »die  schönste  Perle  der  adeligen  Güter  bezeichnet«,  noch  am  Aus- 
gang des  Jahrhunderts  »mit  einer  solchen  Strenge  aufrechterhalten 
wurden,  dass  sie  die  Unterthanen  nicht  mehr  ertragen  wollten  und  konnten« 
und  »hauptsächlich  dieser  Scharwerke  wegen  eine  ganz  unglaubliche 
Erbitterung  im  Bauernstand  sich  ansammelte« ;  wie  denn  die  obere 
Landesregierung  selber  in  einem  am  i.  Mai  1793  an  den  Kurfürsten  er- 
statteten Bericht  die  ungemessenen  Naturalscharwerke  (Reinigungsar- 
beiten im  Gutshof,  Botengänge,  Getreidefuhren ,  Drescharbeiten ,  Jagd- 
frohnden  neben  Uebernahme  aller  landwirtschaftlichen  Bestellungs-  und 
Erntearbeiten)  »als  eine  grosse  untl  unübersehbare  Ungemache«  zu  be- 
zeichnen für  gut  fand  und  in  einem  späteren  Gutachten  sie  als  »eine 
eigenmächtige,  dem  Landesfürsten  und  Gemeinwesen  gleich  schädliche 
Usurpation,  aus  welcher  niemals  ein  Recht  erwachsen  konnte«,  hinstellt. 

II* 
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Zahllose  Scharwerksprozesse  füllten  die  Gerichtssäle,  die  aber  meist  alle 
zu  Ungunsten  der  Bauern  entschieden  wurden  und  der  Versuch  ein- 
zelner die  Sache  der  Bauern  vertretender  Advokaten,  die  Angelegenheit 
vor  die  höchste  Stelle  zu  bringen,  hatte  lediglich  die  Androhung  von 
»gegen  die  öffentlichen  Ruhestörer«  gesetzten  Strafen  zur  Folge.  Für 
die  erregte  Stimmung  der  Bauern  ist  eine  an  Max  Josef  IV.  1802  ge- 
richtete, im  Druck  erschienene  Darstellung  bezeichnend,  in  der  mit  der 
Bildung  eines  Bauernbundes  gedroht  wird,  >um  gegen  diese  unsere 
Würger  und  Tyrannen  für  einen  Mann  zu  stehen^^c  fS.  60  ff.). 

Niclit  minder  drückend  erwiesen  sich  die  unständigen  Vermögens- 
abgaben (Laudemien) ,  deren  Entrichtung  die  Bauern  beim  Gutsantritt 
jeglichen  Betriebskapitals  entblösste ,  zumal  man  es  sehr  gut  verstand, 
durch  willkürliche  Einschätzung  der  Güter  die  Laudemien  immer  mehr 
in  die  Höhe  zu  treiben.  Wird  doch  ein  Fall  angeführt ,  in  dem  ein 
Bauer  von  einem  Gut  im  Wert  von  1500  Gulden  »ohne  die  Inventur- 
und  Kommissionskosten  nicht  weniger  als  456  V2  Gulden  bar  bezahlen 
musste«  ,  so  dass  es  nicht  Wunder  nehmen  kann,  wenn  die  Bauern 
»immer  tiefer  in  Schulden  versanken«  und  das  Laudemium  »unter  den 
Kulturhindernissen«  jener  Zeit  »stets  mit  in  erster  Linie  genannt  wird«. 
Auch  hier  hatten  die  Reformversuche,  welche  die  V.O.  v.  3.  Mai  1779 
und  22.  Dez.  1790  anbahnen  wollten,  zumeist  wieder  wegen  des  passiven 
Widerstandes  der  Bauernschaft,  verhältnismässig  wenig  Erfolg  (S.  68  ff). 

Von  den  ständigen  Abgaben  war  es  namentlich  der  kleine  Zehnte 
(von  Obst,  Hopfen,  Flachs,  Hanf,  Kartoffeln,  Tabak)  ferner  der  Blut- 
und  der  Neubruchzehnt,  der  zu  vielen  Klagen  Anlass  gab.  Der  kleine 
Zehnt  und  der  Blutzehnt  waren  nach  dem  Landrecht  und  vermöge 
uralter  Landesobservanz  an  sich  ausgeschlossen,  aber  die  Zehntherren 
und  besonders  die  Geistlichen  »wussten  eine  (dieser  Landesobservanz) 
schnurgerade  entgegengesetzte  Observanz  einzuführen«.  Da  darf  man 
sich  denn  nicht  wundern,  dass  —  nach  einer  alten  Schrift  von  1784  — 
viele  Unterthanen  den  Bau  mancher  Handelspflanzen,  z.  B.  den  des 
Hopfen  wieder  aufgaben.  Eine  Wandlung  zum  Besseren  trat  nur  hin- 
sichtlich des  Neubruchzehnten  ein  (V.O.en  v.  Jahr  1762,  1779,  1793), 
indem  für  neu  kultivierte  Gründe ,  für  Umwandlung  von  ein-  in  zwei- 
mähdige  Wiesen  zehnjährige  Abgabenfreiheit  eingeführt  und  die  Zehnt- 
freiheit auf  Klee  und    alle  Futterkräuter   ausgedehnt    wurde  (S.  75  ff.). 

Die  ganze  Periode  von  1760  bis  1800  charakterisiert  Hausmann 
wohl  zutreffend  dahin,  dass  zwar  die  Landesfürsten  von  dem  guten 
Willen,  die  Lage  des  Landvolks  zu  erleichtern,  zweifellos  erfüllt,  in 
der  Wahl  der  Mittel  aber  nicht  durchweg  glücklich  waren  und  »dass 
nur  ein  kleiner  Teil  der  Grundbesitzer  dem  Streben  der  Landesherren 
ein  volles  Verständnis  und  einen  guten  Willen  entgegenbringt,  dass  im 
Besonderen  alle  diese  Bestrebungen  wesentlich  an  dem  einmütigen 
Widerstand  der   landesherrlichen  wie  der  sfutsherrlichen  Unterbeamten 
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scheitern«  iS.  78).  Der  Wendepunkt  trat  erst  mit  der  Regierung  von 
Max  Joseph  ein,  der  nicht  nur  eine  Reform  des  Beamtentums  that- 
kräftig  sich  angelegen  sein  Hess,  sondern  auch  durch  Schaffung  einer 
»Deputation  für  das  Landeskulturwesen«  bei  der  »General-Landes- 
direktion« die  Möglichkeit  gab,  die  Interessen  der  bäuerlichen  Bevöl- 
kerung mit  grösserem  Nachdruck  als  seither  gegen  Uebergriffe  zu 
wahren.  Die  einzelnen  Phasen  in  der  weiteren  Entwicklung  der  Ab- 
lösungsgesetzgebung können  hier  unbesprochen  bleiben ;  selbst  seit  1818, 
d.  h.  seit  der  Aera  der  Verfassungszeit  kann  man,  trotz  wiederholter 
Reklamationen  der  IL  Kammer,  über  einige  wenige  Anordnungen,  die 
auf  die  fakultative  Fixierung,  Umwandlung  und  Ablösung  der 
grundherrlichen  Abgaben  und  Leistungen  abzielten,  nicht  hinaus,  bis 
das  Jahr  1848,  wie  erwähnt,  die  endliche  Entscheidung  brachte.  Doch 
mag  die  statistische  Notiz  hier  beigefügt  sein,  dass  in  diesem  Jahre  noch 
8,3  Millionen  Tagwerke  im  grundherrlichen  Verband  waren  (darunter 
5  Mill.  dem  Staat,  i  Mill.  den  Stiftungen  etc.,  gegen  2  Mill.  einzelnen 
Privaten  gehörig) ;  und  dass  die  Motive  zu  dem  Ablösungsgesetz  vom 
4.  Juni  1848  die  Grundgefälle  auf  7,1  Mill.  Gulden  beim  Staat,  3,15  Mill. 
bei  den  Stiftungen,  3,26  Mill.  bei  den  Privaten  und  auf  180  000  Gulden 
bei  den  Gemeinden  geschätzt  hatten.  Als  ein  Kuriosum  darf  die  Notiz 
Platz  greifen,  dass  nicht  am  wenigsten  schroffen  Widerstand  gegen  das 
Ablösungsgesetz  die  geistlichen  Kreise  erhoben,  die  in  dem  Gesetz 
einen  Konkordatsbruch  erblickten,  den,  wie  es  in  einem  Organ  der 
katholischen  Tagespresse  hiess,  die  drei  Millionen  Katholiken  des  Landes 
gewiss  nicht  stillschweigend  hinnehmen  würden,  »wegen  angeblicher  (!) 
Forderungen  der  Zeit,  von  denen  übrigens  das  Volk  nichts  wissen  will, 
da  etliche  Schreier  noch  nicht  das  Volk  sind«.  Nicht  ganz  zutreffend 
scheint  uns  zu  sein,  wenn  Hausmann  am  Schluss  der  Arbeit  (S.  163) 
die  Meinung  vertritt,  als  ob  die  Aufgabe  der  Bauernbefreiung  in  Bayern 
bedeutend  leichter  als  in  Preussen  gewesen  sei,  »weil  der  neuzeitliche 
gutsherrliche  Grossbetrieb,  dessen  Arbeitsverfassung  fast  ausschliesslich 
auf  den  Arbeitsleistungen  unfreier  Bauern  beruhte,  in  Bayern  keine  Rolle 
spielte«.  Jenes  massenhafte  Vorkommen  des  grundherrlichen  Grossbe- 
triebs wie  in  den  östlichen  Provinzen  Preussens  ist  allerdings  in  Bayern 
sowenig  wie  in  Württemberg  und  Baden  zu  beobachten  ;  aber  an  solchen 
Grossbetrieben  selber  hat  es  in  keiner  Gegend  dieser  Staatsgebiete  ge- 
fehlt und  als  eine  der  »unübersehbaren  Ungemache«  werden  ja  auch 
hier  gerade  die  zu  Gunsten  der  gutsherrlichen  Betriebe  zu  leistenden 
Scharwerke  amtlich  anerkannt.  Der  Unterschied  zwischen  der  preussi- 
schen  und  süddeutschen  Gesetzgebung  liegt  daher  nicht  darin,  dass  im 
Süden  die  Befreiungsgesetzgebung  mit  den  Interessen  des  Grossgrund- 
besitzes und  den  möglichen  Folgen  einer  Umgestaltung  der  unfreien 
Arbeitsverfassung  weniger  zu  rechnen  gehabt  oder  dass  die  Beseiti- 
gung dieser  Arbeitsverfassung  nicht  hier  ebenfalls  eine  schwierige  Lieber- 
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gangsperiode  für  die  beteiligten  Gutsbetriebe  geschaffen  hätte ;  sondern 
der  bezeichnendste  Unterschied  liegt  darin,  dass  hier  die  Interessen 
des  Grossgrundbesitzes  nicht  in  derselben  wirkungsvollen  Weise  wie  in 
Preussen  für  die  Art  der  Durchführung  des  Befreiungswerks  sich  Geltung 
zu  schaffen  vermochten  ;  dass  also  im  Süden  von  Deutschland  das  In- 
teresse an  der  ungeschmälerten  Erhaltung  des  Bauernstandes  in  den 
Regierungskreisen  schwerer  wog  als  die  Rücksicht  auf  die  Schwierig- 
keiten ,  denen  der  Stand  des  bevorrechteten  Grossgrundbesitzes  mög- 
licherweise entgegengieng.  Wer  immer  sich  eine  ruhige  historische 
Betrachtungsweise  angewöhnt  hat,  wird  weit  entfernt  davon  sein,  den 
damaligen  Leitern  der  preussischen  Staatspolitik  einen  Vorhalt  daraus 
zu  machen,  dass  sie  sich  zu  einer  Art  der  Lösung  des  Problems  bereit 
finden  Hessen,  die  dem  sozialpolitischen  Empfinden  unserer  Zeit  be- 
fremdlich ist;  denn  im  Anfang  des  Jahrhunderts  wogen  eben  die 
Interessen  des  grösseren  Besitzes  in  den  Augen  auch  der  wohlwollend- 
sten Wirtschaftspolitiker  schwerer  als  die  kleinbäuerlichen ;  dieselbe 
Betrachtungsweise  wird  aber  das  Verdienst  der  süddeutschen  Agrar- 
gesetzgebung nicht  durch  den  Hinweis  schmälern  dürfen,  dass  die  ihr 
gestellte  Aufgabe  eine  vergleichsweise  weit  leichtere  als  in  Preussen 
gewesen  sei,  sondern  sie  wird  anerkennen  müssen,  dass  im  Süden  ge- 
rade das  sozialpolitische  Moment  der  unbedingten  Schonung  der  bäuer- 
lichen Besitzverhältnisse  der  Agrargesetzgebung  von  den  ersten  beschei- 
denen Anfängen  des  Befreiungswerks  bis  zur  endlichen  Durchführung 
der  Reform  ein  besonders  charakteristisches  Gepräge  gegeben  und  eben 
dadurch  diese  Staatsgebietsteile  endgültig  vor  einer  »proletarischen 
Arbeitsverfassung«,  wie  sie  den  preussischen  Nordosten  kennzeichnet, 
bewahrt  hat. 

Ein  besonderes  Interesse  nehmen  die  Darlegungen  Nausmann's 
über  die  Art  und  Weise  in  Anspruch,  in  welcher  man  am  Ausgang  des 
vorigen  Jahrhunderts  und  noch  einige  Jahrzehnte  später  von  Oben  herab 
die  zu  einem  grossen  Teil  in  der  primitivsten  Form  umgetriebenen 
Güter  in  einen  besseren  Kulturzustand  zu  bringen  versuchte.  Die  »Kul- 
turwut«, von  der  damals  die  leitenden  Staatsstellen  erfüllt  waren,  wie 
ein  verdienter  Beamter  jener  Zeit  {Hazzi)  sich  gelegentlich  ausdrückt, 
führte  nicht  nur  dazu,  die  Zertrümmerung  der  grossen  Bauernhöfe, 
sondern  auch  die  Aufteilung  aller  Gemeinheiten  staatlich  zu  begün- 
stigen, ja  »ex  officio  vorzunehmen«  (V.O.en  vom  24.  März  1762  u. 
3.  August  1772  in  ersterem,  Mandat  v.  24.  März  1762,  V.O.  v.  26.  Mai 
1775,  im  zweiten  Betreff),  wobei  man  freilich  nach  nicht  sehr  langer 
Zeit  zur  Einsicht  kam,  dass  den  Hauptgewinn  in  dem  Zertrümmerungs- 
geschäft der  jüdische  Unterhändler  einheimste  und  dass  auch  die 
planlose  Aufteilung  der  Almenden  nicht  durchweg  die  erwarteten  gün- 
stigen Erfolge  zuliess  (vgl.  S.  51  ff.  und  S.  93  ff.,  106  ff.,  119  ff.).  Von  1799 
bis  1804  waren  232  866  Tagewerke  von  Gedungen  und  Gemeingründen 
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aufgeteilt  worden  und  auch  die  Gutszertrümmerungen  hatten  inzwischen 
grosse  Fortschritte  gemacht,  worüber  noch  ein  Erlass  v.  6.  April  1803 
»das  höchste  Wohlgefallen«  aussprach.  Man  muss  übrigens,  wenn  man 
die  solchen  Massnahmen  der  »Landeskultur«  zu  Grunde  liegenden  An- 
schauungen richtig  würdigen  will,  im  Auge  behalten,  dass  um  jene  Zeit 
in  der  That  sehr  viele  Bauernhöfe  für  die  Betriebskapitalkraft  ihrer 
Besitzer  viel  zu  gross  waren,  um  ordentlich  umgetrieben  werden  zu 
können  und  dass  man  bei  dieser  Zerschlagung  von  Gütern  den  sehr 
wichtigen  Gesichtspunkt  mit  im  Auge  hatte,  daneben  den  Güteraus- 
tausch zum  Zweck  der  Arrondierung  zu  fördern.  Deshalb  wurde  in 
einem  Erlass  von  1804  sogar  »die  Fortführung  der  Zertrümmerung  bis 
auf  die  kleinsten  Teile«  gestattet,  da  »die  älteren  Vorschriften,  die 
teils  ein  Minimum,  teils  eine  besondere  Bemeierung  festsetzten,  längst 
durch  reinere  und  aufgeklärtere  Grundsätze  widerlegt«  seien  (S.  105  ff.). 
Und  im  Anschluss  an  eine  Statistik  der  Gutszertrümmerungen  und  Zu- 
sammenlegungen der  Jahre  1799/1804,  die  ergab,  dass  jene  auf  872, 
diese  auf  753  Güter  sich  erstreckt  haben,  heisst  es  in  einem  amtlichen 
Bericht,  dass  für  die  nächsten  Jahre  noch  viel  mehr  auf  diesem  Gebiete 
zu  erwarten  sei,  »da  diese  Kultur,  dies  Güterzertrümmern  und  Arron- 
dieren und  Ansiedeln  so  allgemein  an  der  Tagesordnung  ist«.  Eine 
bessere  Einsicht  in  diese  Dinge  rang  sich  erst  in  dem  zweiten  Jahr- 
zehnt dieses  Jahrhunderts  durch,  wo  eine  V.O.  v.  11.  Mai  1814  für  die 
Aufteilung  öder  Gründe  die  Erhebung  eines  sachverständigen  Gutach- 
tens forderte,  und  die  Wiederholung  eines  Antrags  auf  Teilung,  im  Fall 
das  Gutachten  dieselbe  widerraten  sollte,  erst  nach  Umfluss  von  sechs 
Jahren  gestattete ;  und  die  weiter  vorschrieb,  dass  neben  den  Interessen 
der  Kultur  auch  die  Erhaltung  und  Beförderung  der  Viehzucht  und 
die  gemeindlichen  Bedürfnisse  bei  diesen  Aufteilungen  und  die  Art 
ihrer  Durchführung  im  Auge  zu  behalten  sind  ;  während  das  Gemeinde- 
Edikt  V.  1825  die  Teilung  von  dem  Nachweis  eines  Vorteiles  für  die 
Gemeinde  und  der  Zustimmung  von  V*  der  Gemeindemitglieder,  unter 
denen  "A  der  Grösstbegüterten  sich  befinden  müssen,  abhängig  machte. 
Später  wurde  durch  V.O.  vom  7.  Juni  181 7  für  die  Gutsteilungen  ein 
polizeiliches  Genehmigungsverfahren  eingeführt,  wonach  Teilungsan- 
trägen nur  noch  stattgegeben  werden  soll,  wenn  das  abgetrennte  Stück 
den  Fortbetrieb  einer  bäuerlichen  Wirtschaft  gestattet,  dieses  Geneh- 
migungsverfahren indes  durch  das  Gesetz  vom  11.  Sept.  1825  über  die 
Ansässigmachung  und  Verehelichung  wieder  beseitigt. 


In  der  zweiterwähnten  Schrift  bietet  uns  Haun  ein  Bild  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebs  und  der  ländlichen  Verfassung  Kursachsens 
in  den  letztvergangenen  Jahrhunderten ,  und  das  Material  zu  seiner 
Darstellung  hat  ihm    ein    fast   verschollenes  Werk   von   /.   G.   Klingner. 
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Sammlungen  zum  Dorf-  und  Bauernrechte,  das  1749  u.  ff.  in  4  statt- 
lichen Bänden  erschienen  ist,  geliefert,  auf  das  er  durch  Prof.  Knapp- 
Strassburg  aufmerksam  gemacht  wurde.  Die  Aufgabe,  ein  in  allen  Ein- 
zelheiten getreues  Bild  der  ländlichen  Zustände  des  17.  u.  18.  Jahrhunderts 
dieses  Teils  von  Deutschland  zu  geben,  hat  der  Verfasser  mit  Geschick 
gelöst,  wenn  auch  für  diejenigen,  die  mit  der  älteren  Dorf-  und  Flur- 
verfassung, mit  der  Technik  des  Feldbaus  und  der  Viehhaltung  dieser 
Zeit  bereits  vertraut  sind,  der  hierher  gehörige  Teil  der  Schrift  wesent- 
lich Neues  kaum  darbietet.  Ländliche  Leser,  die  geneigt  sind,  unserer 
Zeit  ein  Uebermass  von  den  landw.  Betrieb  und  das  häusliche  Leben 
beengenden  Polizeivorschriften  vorzuwerfen,  mögen  aus  der  Schrift  zu 
ihrem  Trost  entnehmen,  dass  es  »in  der  guten  alten  Zeit«  in  dieser 
Hinsicht  eher  schlimmer  als  besser  ausgesehen  hat,  wobei  auf  die  An- 
gaben Haun's  auf  S.  4  über  die  aus  Gründen  der  Bau-,  Feuer-,  Sitt- 
lichkeitspolizei in  Geltung  gesetzten  Vorschriften  und  auf  diejenigen 
verwiesen  sein  mag,  welche  die  Zahl  der  auf  den  einzelnen  Anwesen 
zu  haltenden  Nutztiere  (Pferde,  Rindvieh,  Schweine,  Schafe,  Ziegen), 
obrigkeitlich  reglementieren  (S.  28  ff.).  Selbst  das  Hausgeflügel  muss 
sich  diese  Bevormundung  gefallen  lassen,  da,  wie  der  alte  Klingner 
rechtfertigend  bemerkt,  »solches  Vieh,  das  arme  Einwohner  in  ihren 
Ställen  erhalten,  immer  denen  Nachbarn  gefährlich  ist,  weil  doch  dessen 
Eigentümer  nur  darauf  bedacht  sein  wird,  wie  er  dasselbe  durch  ge- 
stohlene Gräserei,  auch  mit  abgeschnittenen  jungen  Sprossen  und  Sommer- 
latten füttern  möge«  (S.  34).  —  Die  einer  eigennützigen  Politik  von 
Sonderinteressen  entsprungenen  zahllosen  Bannrechte  und  die  damit 
verknüpften  Unzukömmlichkeiten,  insbesondere  betreffs  des  Brauerei- 
zwangs, erfahren  durch  die  ansprechende  Schilderung  eines  »Ausfalls« 
der  brauberechtigten  Bürgerschaft  von  Freiburg  in  das  Dorf  Zeuchfeld, 
dessen  bierverwöhnte  Bewohner  sich  den  Feiertagstrunk  anderwärts 
geholt  hatten,  eine  drastische  Beleuchtung  (S.  134  ff.).  —  Wie  sehr  schon 
im  13.  Jahrhundert  gegendenweise  die  Besitzaufteilung  vorgeschritten 
war  ,  ist  der  Angabe  (S.  22)  zu  entnehmen  ,  dass  die  Dörfer 
Hopfgarten  und  EUisbach  nur  noch  2  beziehungsweise  5  steuerbare  Hufen 
aufweisen,  der  übrige  Besitz  aber  »so  zersplittert  ist,  dass  keiner  von 
sämtlichen  Unterthanen  anzugeben  weiss ,  wieviel  Ruten  Feldes  oder 
Landes  er  eigentlich  besitzt,  indem  das  meiste  nur  stück-  und  fleck- 
weise an  einander  gelegen  ist«.  Zwar  ergeht  1697  ein  Mandat,  welches 
selbst  die  Teilung  grosser  Güter  verbietet.  Trotzdem  beschwert  sich 
1701  der  Rat  zu  Leipzig  über  die  in  seinen  Dorfschaften  eingerissene 
Uebung,  dass  die  zu  einem  Gut  gehörigen  Felder  und  andere  Grund- 
stücke einzeln  veräussert  werden,  und  »»alsofort  erfolge,  dass  man  aus 
Pferdegütern  Hintersassen,  dagegen  aus  Hintersassen  blosse  Häusler 
mache««.  —  Anderseits  hat  man  zur  Bildung  bäuerlicher  Güter  schon 
im  16.  Jahrhundert   grössere  Güter   staatsseitig   aufgeteilt  und  für   die 


Agrarische  Schriften  und  Strömungen.  169 

jetzigen  Bestrebungen  der  inneren  Kolonisation  in  Preussen  ist  daher 
die  Notiz  (S.  66)  von  Interesse,  dass  unter  Kurfürst  August,  »dem 
ersten  Nationalökonomen  auf  einem  deutschen  Thron«  1555  300  Vor- 
werke und  Domänen  und  eigens  zu  diesem  Zweck  gekaufte  Rittergüter 
zergliedert  (!)  und  jedes  Gut  von  etwa  50  Familien  mit  zusammen 
45  000  Seelen  ausgethan  wurden,  die  schon  1562  für  sich  allein  10  000 
Mann  zur  Landmiliz  stellten.  Die  kurfürstlichen  Domäneneinkünfte  er- 
höhten sich  durch  diese  Massregel  um  208000  Thlr.«  Die  Art  der 
Grossgutswirtschaft  im  16.  und  18.  Jahrhundert  findet  (S.  87)  eine  an- 
schauliche Schilderung  ,  der  die  Notiz  entnommen  sein  mag ,  dass  die 
Arbeitslöhne  um  1760  im  Sommer  auf  3V2,  bei  schwerer  Arbeit  auf  4, 
in  der  Ernte  auch  wohl  auf  6  Groschen  (wohl  mit  Kost)  sich  stellten; 
aus  dem  Vergleich  zweier  Gutswirtschaften  aus  früherer  und  späterer 
Zeit  erachtet  sich  der  Verfasser  zu  der  Schlussfolgerung  berechtigt, 
»die  Technik  des  Ackerbaus  habe  in  dem  Zeitraum  von  1580 — 1770 
nicht  unerhebliche  Fortschritte  gemacht.  Dieselben  liegen  vor  allen 
Dingen  in  der  besseren  Vorbereitung  des  Bodens  zur  Aufnahme  der 
Saat  durch  häufigeres  und  gleichzeitig  tieferes  Pflügen  und  erstrecken 
sich  gleichmässig  auf  das  Winter-  wie  auf  das  Sommerfeld«.  Die  Stall- 
fütterung wird  am  Ende  der  erwähnten  Periode  bereits  möglichst  lange 
fortgesetzt,  aber  ist  noch  nicht  vollständig  durchgeführt  (S.   109). 

Die  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  waren  nach  den  Darleg- 
ungen der  Schrift  in  Kursachsen  offenbar  sehr  viel  milder,  als  vielfach 
anderwärts  und  namentlich  im  Nordosten  von  Deutschland ;  an  die  Leib- 
eigenschaft erinnert  nur  der  Gesindezwang  und  das  Abzugsgeld,  das 
in  späterer  Zeit  —  missbräuchlicherweise  und  entgegen  den  älteren 
Observanzen  —  selbst  dann  erhoben  wurde,  wenn  in  einem  und  dem- 
selben Dorf,  über  welches  verschiedenen  Besitzern  die  Gerichtsbarkeit 
zusteht,  die  Unterthanen  aus  einem  Teil  in  den  andern,  oft  »nur  etliche 
Schritte  weit«  sich  begaben.  Wie  der  Gesindedienstzwang  mitunter 
zu  sehr  »seltsamen  Diensten«  und  Hantierungen  ausgebeutet  wurde, 
mag  hier  nur  angedeutet  werden  (siehe  Seite  183  der  Schrift).  Unter 
den  Frohnden  dürfte  namentlich  das  »Botschaftlaufen«,  das  auf  Last- 
tragen bis  zu  80  Pfund  und  auf  eine  Entfernung  bis  zu  10  Meilen  aus- 
gedehnt wurde,  als  eine  besonders  lästige  Plackerei  von  den  Dienst- 
pflichtigen empfunden  worden  sein  (S.   189  fif.). 

Die  Bauern  sassen  entweder  auf  Zinsgütern  (gutes  Besitzrecht)  oder  auf 
Erbzinsgütern  (prekäres  Besitzrecht,  da  Befugnis  des  Erbherrn  bestand,  den 
Erbzinsmann  bei  selbst  nur  einmaliger  Versäumnis  der  Zinszahlung  abzu- 
meiern) ;  daneben  kommt  auch  pachtweise  Ueberlassung  von  Bauernstellen 
auf  kurze  Zeit  (eine  Art  lassitischer  Besitz)  vor.  Die  bei  Besitzwechseln  der 
Güter  zu  entrichtende  »Lehnwaare«  (Lehngeld),  eine  Abgabe  vom  Wert 
der  Güter  scheint  oft  zu  sehr  drückenden  Abgabeverpflichtungen  heraus- 
gewachsen und  vielfach  eine  kumulative  Häufung  dieser  Lehensubgabe 
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versucht  worden  zu  sein,  so  dass  sich  dieselbe  wohl  bis  auf  15  Proz. 
des  Gutswertes  stellen  konnte  (S.  173).  —  Wenn  nach  dem  von  //aun 
angeführten  Urteil  des  älteren  /.  B.  v.  Rohr  die  Unterthanen  unter 
geistlicher  Herrschaft  strenger,  j»sklavischer«€  gehalten  wurden,  als 
unter  weltlicher  (S.  180),  so  stimmt  dies  mit  anderweit  gefällten  Urteilen 
sehr  wohl  (vgl.  auch  Janssen,  Deutsche  Geschichte  I.  Bd.  S.  593)  und 
der  bekannte  Spruch:  »Unterm  Krummstab  ist  gut  wohnen«  dürfte 
Anspruch  auf  Richtigkeit  im  allgemeinen  nur  für  die  früheste  Zeit  des 
Mittelalters  erheben.  —  Sehr  bedrückend  für  die  Bauern  waren  die 
Trift-  und  Hutgerechtigkeiten  der  Gutsherrschaft  auf  der  Dorfmark, 
zumal  oft  mehrere  Triftgerechtigkeiten  konkurrierten  und  im  Hinblick 
darauf  mag  es  heute  kaum  auffallen,  wenn,  wie  der  alte  Klingner  in 
der  naiven  Anschauungsweise  seiner  Zeit  rügend  hervorhebt,  es  sei 
in  jener  Zeit  gar  nicht  selten  gewesen,  dass  die  Dorfgemeinden  »Trotz 
und  Widersetzlichkeit  gegen  ihre  Gerichtsobrigkeiten  auszuüben  sich 
anmassen,  auch  weder  durch  liebreiche  (!)  Vorstellungen,  noch  landes- 
herrliche, nachdrückliche  Andeutungen  sich  bewegen  lassen,  ja  wohl 
gar  ihre  Weiber  zu  gleicher  Widerspenstigkeit  anreizen  und  selbige  zu 
Hilfe  nehmen«.  —  Den  Schluss  der  lesenswerten  Schrift  bildet  eine 
Darstellung  eines  verunglückten  Bauernputsches  vom  Jahr  1790;  die 
vielfach  vorkommenden  ungemessenen  Frohnden ,  so  dass  die  Bauern 
»selten  einen  Tag  für  sich  frei  behielten«  ,  widerrechtliche  Einziehung 
von  Bauernland ,  Bestechlichkeit  der  Gerichtshalter  u.  a.  scheint  im 
Zusammenhang  mit  wenig  guten  Ernten  hauptsächlich  zu  dieser  Er- 
hebung Veranlassung  gegeben  zu  haben,  deren  rasche  Unterdrückung 
dem  kurfürstlichen  Regiment  selbstredend  nicht  schwer  fiel.  Immerhin 
hatte  der  Vorgang  ein  Gutes:  »Eine  weise  sächsische  Regierung«,  sagt 
ein  Zeitgenosse  (v,  Liebenroth) ,  »beschäftigt  sich  gegenwärtig  auf  das 
eifrigste,  alle  Streitigkeiten  zwischen  den  Unterthanen  und  ihren  Guts- 
und Gerichtsherren  in  der  Geschwindigkeit  (1)  zu  schlichten.  Unauf- 
hörlich arbeitet  man  an  Entwürfen,  um  den  für  den  Unterthan  so  nö- 
tigen Zügel  (I)  so  einzurichten,  dass  er  bei  Fleiss  und  Wirtschaftlichkeit 
glücklich  sein  muss.  Dieser  wichtige  Gegenstand  erfordert  aber  eine 
genaue  Kenntnis  aller  Umstände,  Zeit  und  tiefes  Nachdenken,  wenn 
man  nicht  die  Rechte  anderer  verletzen  will.«  In  der  That  dauerte 
es  noch  geraume  Zeit,  dass  auch  für  diesen  Teil  der  deutschen  Bauern- 
schaft die  Befreiungsstunde  schlug. 

Haben  die  vorerwähnten  Schriften  von  Hausmann  und  Haun  uns 
mit  agrargeschichtlichen  Einzelheiten  der  deutschen  Völkerfamilie  be- 
kannt gemacht,  so  leitet  ein  fast  zu  gleicher  Zeit  erschienenes,  Dr. 
A.  Meitzen  gewidmetes  Buch:  M.  Weber,  Die  römische  Agrar- 
geschichte  in  ihrer  Bedeutung  für  das  Staats-  und  Privatrecht, 
Stuttgart,  H.  Enke,   1892,  284  wS.  zu  Untersuchungen  zurück,  zu  denen 
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dem  Rechts-  und  VVirtschaftshistoriker  der  Auf-  und  Ausbau  der  Agrar- 
verfassung  des  römischen  Herrschaftsgebietes  von  jeher  so  reichlichen 
Stoff  gegeben  hat  und  wegen  der  Lückenhaftigkeit  und  Vieldeutbarkeit 
der  Htterarischen  Quellen  mutmasslich  noch  lange  Zeit  geben  wird. 
Der  Verfasser  hat  das  von  ihm  der  Untersuchung  unterworfene  Gebiet 
in  4  Abschnitte:  I.  Zusammenhang  der  agrimensorischen  genera  agro- 
rum  mit  den  Staats-  und  privatrechtlichen  Qualitäten  des  römischen 
Bodens ;  II.  der  grundsteuerfreie  römische  Boden  in  seiner  rechtlichen 
und  wirtschaftlichen  Bedeutung;  III.  das  öffentliche  und  steuerbare 
Land  und  die  Besitzstände  niederen  Rechts ;  IV.  die  römische  Land- 
wirtschaft und  die  Grundherrschaften  der  Kaiserzeit  —  abgehandelt  und 
es  verdient  die  Vorsicht  und  Zurückhaltung,  mit  der  vielumstrittene 
Fragen  in  neue  Beleuchtung  zu  rücken  und  verwandte  Beziehungen  zu 
agrarischen  Bildungen  der  germanischen  Volksstämme  herzustellen  ver- 
sucht werden,  besondere  Anerkennung.  Wenn  die  ersten  Abschnitte 
der  eine  grosse  Vertrautheit  mit  den  litterarischen  Quellen  verraten- 
den Schrift  mehr  noch  den  Rechts-  wie  den  Wirtschaftshistoriker  in- 
teressieren werden,  so  darf  der  die  Entstehung  und  allmähliche  Aus- 
bildung des  römischen  Kolonats  im  Zusammenhang  mit  der  Ausbil- 
dung der  grossen  Grundherrschaften  behandelnde  letzte  Teil  des  Buches 
auch  solche  Leser  besonders  fesseln ,  die  mit  der  römischen  Rechts- 
geschichte und  dem  römischen  Privatrecht  minder  vertraut  sind  und 
deshalb  den  Betrachtungen  und  Schlussfolgerungen  in  der  grösseren 
ersten  Hälfte  des  Buchs  kritisch  weniger  leicht  zu  folgen  vermögen. 
Die  von  Weber  vertretene  Auffassung,  dass  der  römische  Grossgrund- 
besitz in  dem  Masse,  als  der  Absentiismus  der  Grundherren  fortschreitend 
an  Ausdehnung  gewann ,  wesentlich  in  der  Form  der  Kleinpacht 
zu  fruktifizieren  gesucht  wurde,  dass  allmählich  die  in  der  Stellung  von 
Kleinpächtern  befmdlichen  Kolonen  in  die  sozial  ungünstigere 
von  an  die  Scholle  gefesselten,  zu  Gutsarbeiten  verpflichteten  »zwischen 
kleinen  Bauern  und  Tagelöhnern  ungefähr  die  Mitte  haltenden ,  ab- 
hängigen Landwirten«  gedrängt  wurden ,  so  dass  sie  schliesslich  — 
ähnlich  der  Entwicklung  in  den  grossen  Grundherrschaften  des  Preussi- 
schen  Nordens  und  Ostens  —  den  Charakter  »ländlicher  angesiedelter 
(unfreier)  Gutsarbeiter«  annahmen,  ist  sehr  dazu  angethan,  die  herr- 
schende Auffassung  von  der  überall  und  zu  jeder  Zeit  mit  dem  System 
der  Kleinpacht  verknüpften  Gefahren  für  die  in  dieser  Stellung  befind- 
liche Landbevölkerung  zu  bestätigen;  hängen  doch  auch  die  Leiden 
des  irischen  Landvolks  im  tiefsten  Grunde  mit  der  Auswucherung  des- 
selben durch  das  jahrhundertelang  von  den  Landlords  geübte  System 
der  Kleinpacht  zusammen.  Nicht  ganz  im  Einklang  mit  diesem  histo- 
rischen Verlauf  der  Dinge  im  alten  Rom  dürfte  daher  die  günstige 
Beurteilung  stehen,  die  der  Verfasser  gerade  der  Kleinzeitpacht  als  der 
wirtschaftlich  überlegeneren  Bewirtschaftungsform,  gegenüber  dem  Klein- 
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eigentum  zuspricht  (S.  235).  Der  sehr  lesenswerten  Schrift  sind  zwei 
Tafeln  (Fragmente  einer  Flurkarte  von  Arausio  und  die  Aufn?.essung 
des  ager  vectigalis  nach  Hygin  darstellend)  beigegeben. 


2)   Ländliche   Arbeiterfrage  und  innere  Kolonisation. 

G.  F.  Knapp,  Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft  und  Freiheit.  Vier  Vor- 
träge.    Leipzig  bei  Duncker  u.  Humblot  1891.     92  S. 

Verbände  ländlicher  Arbeitgeber.  Referate  von  //.  Stichsland  und  A.  Säu- 
berlich in  der  XVII.  Generalversammlung  der  Vereinigung  der  Steuer- 
und  Wirtschaftsreformer  am  24.  Febr.  1892.  Berlin  bei  H.  Walther,  1892. 
29  S. 

E.  Zürn,  Die  angebliche  soziale  Not  der  landw.  Arbeiter.  Leipzig,  Rossberg'- 
sche  Buchhandlung,   1892.     39  S. 

Die  Verhältnisse  der  Landarbeiter  in  Deutschland,  in  Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik,  Bd.  LIII,  erster  Bd.,  Duncker  u.  Humblodt,   1892,  455  S. 

H.  Mahraun,  Die  Preussischen  Rentengutsgesetze.  Berlin  bei  C.  Hegmann. 
1893.      120  S. 

In  seinen  4  Vorträgen  giebt  uns  Knapp  ein  Bild  verschiedener 
Formen  der  Arbeitsverfassung  im  landwirtschaftlichen  Betrieb ;  die  Skla- 
verei in  den  Kolonien,  die  bäuerliche  Leibeigenschaft  im  Osten,  die 
Erbunterthänigkeit,  die  Landarbeiter  bei  der  Stein-Hardenbergischen 
Gesetzgebung  sind  die  Thematas,  die  der  Verfasser  in  fesselnder  Weise 
behandelt,  zum  grösseren  Teil  im  Anschluss  an  sein  bekanntes,  auf 
sorgfältige  archivalische  Studien  gestütztes,  im  Jahr  1887  erschienenes 
Werk:  »Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der  Landarbeiter  in 
den  älteren  Teilen  Preussens« ,  dessen  Ergebnisse,  soweit  es  sich  um 
die  Beziehungen  der  Gutsherrschaften  zu  den  Landarbeitern  handelt, 
nunmehr  dem  Leser  in  gedrängtester  Form  dargeboten  werden.  Einige 
Bemerkungen,    zu  denen  diese  Schrift  Anlass  giebt,    mögen  hier  Platz 

finden : 

Knapp  hat  wohl  Recht,  wenn  er  das  Vorhandensein  einer  eigent- 
lichenLeibeigenschaft,  d.  h.  im  Sinne  der  Unfreiheit  im  älteren 
deutschen  Recht  oder  gar  in  einer  dem  Institut  der  Sklaverei  verwandten 
Einrichtung  im  grösseren  Teil  von  Deutschland  für  die  vergangenen 
Jahrhunderte  läugnet;  was  die  zeitgenössische  Litteratur,  was  die  Re- 
gierungsdekrete und  der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  mit  »Leibeigen- 
schaft« bezeichnete  und  richtiger  mit  Gutshörigkeit  und  Erbunter- 
thänigkeit bezeichnet  hätte,  war  der  Zustand  einer  unfreien  Arbeits- 
verfassung, die  sich  im  wesentlichen  dadurch  charakterisierte,  dass  der 
grundherrliche  Bauer  ohne  Zustimmung  des  Grundherrn  das  ihm  zur 
Benützung  überlassene  Land  oder  den  Gutsbezirk,  zu  dem  er  durch 
Geburt  gehörte,  nicht  und  jedenfalls  nur  gegen  Entrichtung  eines  Ab- 
zugsgeldes verlassen  durfte ;  ferner  dass  er  neben  den  ihm  obliegenden 
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landw.  Dienstleistungen  und  Abgaben  zu  besonderen  persönlichen  Dienst- 
leistungen (Gesindedienst)  verpflichtet ;  dass  im  Zusammenhang  mit  der 
SchoUenpflichtigkeit  die  Freiheit  der  Berufswahl  unterbunden,  das  Ver- 
ehelichungsrecht  beschränkt  und  dass  neben  gewissen  ständigen  Ab- 
gaben (Leibschilling,  Leibzins),  auch  solche  unständiger  Art,  d.  h.  solche 
auf  den  Todesfall,  gewissermassen  als  Ueberbleibsel  der  alten  Rechts- 
unfähigkeit im  Vermögensverkehr  (Besthaupt  etc.)  zu  entrichten  waren. 
Auch  darin  ist  Knapp  beizupflichten,  dass  die  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft, wie  sie  seit  dem  18.  Jahrhundert  verschiedene  preus- 
sische  Könige  für  einzelne  Provinzen  verfügten,  und  dass  das  Verbot 
der  Leibeigenschaft,  wie  es  schliesslich  das  preussische  Landrecht  im 
Jahr  1794  allgemein  verordnete,  in  den  rechtlichen  Beziehungen  des 
Bauern  zum  Gutsherrn,  namentlich  was  die  Besitzrechte  auf  das  bewirt- 
schaftete Bauernland  und  was  die  feudalen  Abgaben  und  Dienste  an- 
langt, eine  nennenswerte  Aenderung  noch  nicht  brachte.  Es  kann  also 
zugegeben  werden,  wie  Knapp  meint,  dass  die  »liberale«  Geschichts- 
schreibung jenen  Massnahmen  der  preussischen  Könige  vielfach  eine 
Bedeutung  zuerkannt  hat,  die  in  Wirklichkeit  erst  der  späteren  eigent- 
lichen Ablösungsgesetzgebung  und  der  damit  erfolgten  Umwandlung  der 
erbunterthänigen  Bauern  mit  schlechtem  Besitzrecht  in  Grundeigentümer 
beizumessen  ist ;  nur  sollte  man  nicht,  wie  Knapp  es  thut,  in  den  um- 
gekehrten Fehler  verfallen  und  jene  Regierungsakte  ihrer  sozialen  und 
politischen  Bedeutung  mehr  oder  weniger  entkleiden.  Hier  ist  doch 
vor  allem  wesentlich,  wie  die  Beteiligten  selber  diese  Dinge  angesehen 
haben,  und  wenn  wir  wissen,  mit  welchem  Jubel  beispielweise  die  Auf- 
hebung der  »Leibeigenschaft«  in  den  badischen  Landen  durch  Mark- 
graf Karl  Friedrich  1783  in  allen  Ortschaften  aufgenommen  und  mit 
welchen  begeisterten  Kundgebungen  des  Dankes  sie  bis  in  das  ent- 
legenste Dorf  hinein  begrüsst  wurde,  obwohl  in  Baden  die  Leibeigen- 
schaft strengere  Formen  wie  irgend  sonst  in  Deutschland  nicht  aufwies, 
so  darf  man  wohl  daraus  folgern,  dass  es  sich  doch  um  mehr  als  einen 
rein  formellen,  rechtlich  bedeutungslosen  Akt  gehandelt  hat.  Es  war 
eben  der  erste  Axthieb,  der  vom  Thron  selbst  herab,  im  Widerspruch 
mit  der  durch  die  herrschenden  Klassen  vertretenen  öff"entlichen  Mei- 
nung, gegen  den  Baum  der  feudalen  Grundbesitz-  und  Arbeitsverfassung 
geführt  wurde  und  dessen  weithin  vernehmbarer  Schall  der  Bauernschaft 
mit  Recht  als  der  Bote  und  Verkünder  einer  neuen  Zeit  erschien.  Und 
wenn  noch  im  letzten  Drittel  des  vorigen  Jahrhunderts  ein  v.  Benecken- 
dorff  eben  diesen  Zustand  der  LTnfreiheit  als  »die  wahre  Grundsäule 
einer  vernünftigen  Einrichtung«  feierte,  die  »im  Naturrecht  selber  be- 
gründet« sei,  sollte  da  es  wirklich  so  sehr  bedeutungslos  sein,  wenn 
schon  einige  Menschenalter  früher  ein  Friedrich  Wilhelm  L  sich  als 
»Todfeind«  der  »Leibeigenschaft*  bekennt  und  die  ihm  von  den  bevor- 
rechteten Klassen  entgegengehaltenen  Gründe  als  »elendes  Raissonieien* 
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charakterisiert!  Die  über  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  dank- 
erfüllte Bauernschaft  hatte  wohl  die  richtige  Empfindung,  dass  wenn  dem 
»Leibeigenent  gegenüber  der  Grundherr,  der  gleichzeitig  Gerichts- 
herr, d.  h.  in  allen  Lebensverhältnissen  der  Bauernschaft  Kläger,  Be- 
klagter und  Richter  in  einer  Person  war,  nahezu  alles  straflos  wagen 
durfte,  worüber  freilich  urkundenmässige  Belege  kaum  sich  finden  lassen 
dürften,  mit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  wenigstens  den  gröbsten 
Ausschreitungen  der  gutsherrlichen  Gewalt  ein  Riegel  vorgeschoben 
sein  werde.  Name  und  Bezeichnung  sind  eben  im  Leben  sehr  oftmals 
mehr  als  Schall  und  Rauch  und  die  grundsätzliche  Anerkennung  der 
Gleichberechtigung  Aller  im  Staat,  die  staatliche  Verpönung  des  Wortes 
»Leibeigenschaft«  war  deshalb  bedeutungsvoll  für  sich  allein,  auch  wenn 
die  verkündete  Formel  zunächst  nur  eine  mehr  ideelle  Bedeutung 
hatte  und  des  materiellen  Kerns  noch  entbehrte.  Eine  sehr  weittra- 
gende Bedeutung  auch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  wohnte  dagegen  der 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft  jedenfalls  dann  bei,  wenn  sie  von  der 
Anerkennung  des  Rechts  auf  freien  Abzug  begleitet  war,  der  vielfach 
in  besonders  gehässiger  Weise  gehandhabte  Gesinde-Dienstzwang  also 
wegfiel,  wie  dies  für  die  süddeutschen  Staatswesen  zutrifft  (vgl.  darüber 
in  Betreff  Bayerns  das  besprochene  Buch  von  Hausmann  S.  98)  oder 
wenn  ebenfalls  gehässige  Abgaben  (Leibzinse,  Besthaupt  etc.)  gleich- 
zeitig in  Wegfall  kamen. 

In  dem  Aufsatz :  »Die  Erbunterthänigkeit  und  die  kapitalistische 
Wirtschaft«  werden  von  Knapp  sehr  richtig  die  dem  Mittelalter  eigen- 
tümlichen Rentengrundherrschaften,  die  auf  Zinsungen  der 
eingesessenen  Bauernschaft  sich  stützten  und  in  deren  Bereich  drückende 
Arbeitsleistungen  zu  Gunsten  des  meist  nicht  grossen  Herrenhofs  (Frohn- 
hof)  im  allgemeinen  keinen  Raum  hatten,  und  die  Betriebsgrund- 
herrschaften auseinandergehalten,  deren  Ausbildung  im  16.  Jahr- 
hundert beginnt,  und  die  gerade  im  preussischen  Norden  und  Nordosten, 
wo  sich  der  Grundherr  durch  das  »Legen«  der  Bauernhöfe,  namentlich 
nach  dem  30jährigen  Krieg,  stets  weiteres  Bodenmaterial  zu  verschaffen 
weiss,  zu  besonders  kraftvoller  Entwicklung  gelangen,  im  Gefolge  welcher 
Entwicklung  sodann  der  Arbeitszwang  der  eingesessenen  ländlichen 
Elemente,  entsprechend  dem  gewachsenen  Bedarf  nach  Arbeitskräften, 
zunehmend  schärfere  Ausgestaltung  erfährt.  »Nicht  im  Gesindedienst 
an  sich  und  nicht  in  den  Erfordernissen  an  sich  liegt  die  Herabdrück- 
ung  des  Bauernstandes,  sondern  in  der  misslichen  Steigerung  dieser 
Pflichten  und  in  der  Auferlegung  des  Jochs  der  Unfreiheit,  damit  diese 
im  Mittelalter  so  harmlosen  (1)  Arbeitsverhältnisse  für  den  modernen 
Grossbetrieb  ausgiebig  werden«.  Gegenüber  dieser  brutalen  Ausbeutung 
menschlicher  Arbeitskraft  lag  freilich  dem  Grundherrn  im  gewissen 
Umfang  eine  Unter  stützungs-  und  Versorgungspflicht 
gegenüber  den  alt  und  gebrechlich  gewordenen  Gutsinsassen  ob,    und 
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diese  war,  wenn  man  will,  die  helle  Kehrseite  des  Bildes;  als  ein  be- 
sonderes Verdienst  des  Gutsherrn  stellt  sich  aber ,  hingesehen  auf  die 
kostenlose  Ausnützung  der  Arbeitskraft  der  Bauern  während  ihrer  ganzen 
Lebenszeit,  die  Bethätigung  solcher  Pflicht  kaum  dar  und  es  scheint 
deshalb  wohl  eine  etwas  optimistische  Beurteilung  vorzuliegen,  wenn 
Knapp  im  Hinblick  auf  das  Vorhandensein  solcher  Fürsorgepflicht  von 
einer  »liebenswürdigen  Seite  der  alten  Verfassung«  spricht  und  die  von 
beteiligter  Seite  vielfach  vertretene  Ansicht,  die  unfreie  Arbeitsverfassung 
habe  geradezu  etwas  menschenfreundliches  an  sich  getragen, 
eine  »in  gewisser  Beziehung«  berechtigte  bezeichnet.  Die  bis  aufs 
Aeusserste  in  den  Dienst  fremder  Interessen  gezwungene  Bauernschaft 
dürfte  von  ihrem  Verhältnis  zum  Grundherrn  wohl  eine  etwas  andere 
Auffassung  gehabt  und  die  in  vielen  Fällen  jedenfalls  nur  dürftig  be- 
messene Alimentationsfürsorge  für  die  Tage  des  Alters  oder  das  zeit- 
weise Eintreten  der  Gutsherrschaft  in  Unglücksfällen  als  ein  auch  nur 
annähernd  genügendes  Aequivalent  für  die  lebenslängliche  Darbietung 
ihrer  Arbeitskraft  kaum  angesehen  haben.  Und  die  Wertschätzung 
dieser  Verfassung  durch  die  Bauern  selbst  wird  recht  gut  durch  die 
Angabe  in  dem  Hausmann' schtxi  Buch  (S.  62)  illustriert,  dass  im  Aus- 
gang des  vorigen  Jahrhunderts,  als  fast  alle  Gutsbesitzer  geistlichen  wie 
weltlichen  Standes  in  Scharwerksprozesse  verwickelt  waren,  sehr  häufig 
die  Bauern  nächtlicher  Weile  Haus  und  Hof  verliessen,  um  sich  dem 
Unterthänigkeitsverband  zu  entziehen. 

E  i  n  Gutes  hat  freilich  die  Entwickelung,  wie  sie  sich  in  den  öst- 
lichen Provinzen  Preussens  gestaltete,  gehabt :  der  Grundherr  blieb  freier 
Betriebsunternehmer,  während  anderwärts ,  so  in  Pommern, 
vor  allem  in  England,  wo  das  ehemalige  Bauernland  in  Pachtland  um- 
gewandelt wurde,  der  Grundherr  zum  blossen  Rentner  wird;  denn 
in  der  selbständigen  Leitung  des  Gutsbetriebs  liegt,  wie  Knapp  trefiend 
bemerkt,  »eine  ganz  andere  Kraftleistung,  als  in  der  blossen  Rentner- 
schaft und  gewiss  auch  eine  Bürgschaft  für  längeres  Fortbestehen.  Erst 
wenn  die  Grundherren  ihre  Gutsbetriebe  in  Pachtungen  auflösen,  werden 
sie  von  der  Agitation  bedroht,  die  drüben  (in  England)  mit  dem  Ruf 
nach  Verstaatlichung  des  Bodens  bereits  beginnt.« 

Die  verhängnisvolle  Ausgestaltung,  der  die  Stein-Hardenberg'sche 
Bauernbefreiungsgesetzgebung  auf  den  vielversprechenden  Anlauf,  den 
das  Edikt  von  1807  genommen,  entgegentrieb,  um  mit  der  Einziehung 
zahlreicher  Bauernstellen  zum  Herrengut  und  der  Umwandlung  ihrer 
Inhaber  in  eigentumslose  Dienstleute  zu  enden,  behandelt  der  vierte 
Aufsatz  von  Knapp.  Diese  schwache  Seite  des  preussischen  Gesetz- 
gebungswerks, für  die  sich,  mit  Ausnahme  von  Mecklenburg,  in  keinem 
andci  n  deutschen  Staat  eine  Analogie  findet ,  gegenüber  den  Ueber- 
schwenglichkeiten  einer  kritiklos  verfahrenden  Geschichtsschreibung 
erstmals  in  markanter  Weise  betont  und  den  Kampf  der  sich  gegenüber- 
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stehenden  Interessen  in  seinen  dramatischen  Einzelheiten  Hchtvoll  dar- 
gestellt zu  haben,  bildet  das  grosse  Verdienst  der  mühevollen  Forschungs- 
arbeiten A!«a//'s,  deren  Ergebnisse  im  Anschluss  an  das  erwähnte  1887er 
Buch  nunmehr  in  Lapidarschrift  dem  Leser  nochmals  vorgeführt  werden. 
»Der  dienstbelastete  Bauernstand  wurde  bei  der  Befreiung  in  zwei  Teile 
gespalten ;  auf  der  einen  Seite  schuf  man  den  Landmann  ohne  Dienst, 
auf  der  andern  Seite  den  Dienstmann  ohne  Land.  Die  Stein-Harden- 
bergische Gesetzgebung  ist  nicht  bloss  eine  Gesetzgebung  zur  Herstellung 
eines  Standes  dienstfreier  bäuerlicher  Eigentümer ;  sie  hat  auch  den 
Gutsherrn  von  seinen  früheren  Pflichten  gegen  die  Bauern  befreit  und 
ihm  für  seinen  kapitalistischen  Betrieb  diejenige  Arbeitsverfassung  ge- 
liefert, die  damals  als  selbstverständlich  galt:  die  proletarische«. 
Durch  diese  Proletarisierung  eines  Teils  der  früheren  Bauernschaft 
waren  freilich  die  grossen  Gutsbetriebe  vor  einer  grossen  Krisis,  von  der 
die  Zerstörung  der  alten  Arbeitsverfassung  hätte  begleitet  sein  können, 
bewahrt  geblieben;  aber  dauernd  befriedigende  Arbeitsverhältnisse  sind 
daraus  doch  nicht  erwachsen  und  was  damals  in  menschlich  begreif- 
licher Weise  von  Oben  und  von  unten  her  gesündigt  wurde,  müssen 
die  dermaligen  Inhaber  der  Gutsbetriebe  büssen ,  seit  die  stärkere 
Regung  nach  wirtschaftlicher  und  sozialer  Unabhängigkeit  alljähr- 
lich in  wachsendem  Masse  die  Nachkommen  der  einstmals  eigen- 
tumslos gemachten  Landstellenbesitzer  ihrer  Heimat  entfremdet  und 
seit  mit  der  dadurch  bedingten  Entvölkerung  des  Ostens  die  Arbeits- 
not eine  immer  schärfere  Gestaltung  annimmt. 

Hier  Wandel  zu  schaffen  durch  Ermöglichung  des  Landerwerbs  in  der 
Heimat  auch  durch  kleine  Leute  und  dadurch  bewirkte  mittelbare  Fesselung 
an  den  heimatlichen  Boden  haben  sich  die  preussischen  Rentengutsge- 
setze der  Jahre  1890  und  1891  zur  Aufgabe  gesetzt,  deren  sozialpolitische 
Bedeutung  übrigens  nicht  bloss  in  der  »inneren  Kolonisation«,  der  sie  den 
Weg  bahnen  sollen,  sondern  vor  allem  auch  in  der  Wiedereinführung  des 
Prinzips  des  Kaufs  gegen  Rente  gelegen  ist.  Und  Mahrauti  in  der  Ein- 
gangs zitierten  Schrift  setzt  seinem  verdienstlichen  Kommentare  über  diese 
Gesetzgebung  mit  Recht  die  Worte  vor,  die  Miguel  gelegentlich  der  Er- 
lassung des  Ansiedelungsgesetzes  für  Posen  und  Westpreussen  im  Herren- 
hause äusserte:  »Ich  freue  mich,  dass  man  .  .  .  endlich  begreift,  dass 
die  Landwirtschaft  keine  Kaufpreise  zu  zahlen  vermag,  sondern  nur 
Teile  ihres  Erträgnisses  allein  hergeben  kann«.  Auf  diese  wichtige 
Gesetzgebung  und  ihre  Wirkungen  einzugehen,  muss  indes  an  dieser 
Stelle  verzichtet  werden. 


Hat  die  Arbeit  von  Knapp  die  Arbeitsverfassung  auf  dem  Land  in 
ihrer  historischen  Entwicklung  zum  Gegenstand,  so  führen  die  anderen 
oben  erwähnten  Schriften  über  Arbeiterwesen  unmittelbar  in  die  bren- 
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nende  Arbeiterfrage  derGegenwart  ein,  die  in  dem  steigenden  Mangel 
an  geeigneten  Arbeitskräften  und  in  einer  vielbeklagten  Unzuverlässigkeit 
der  Arbeiter  in  Einhaltung  der  kontraktlichen  Verpflichtungen  (Bruch  des 
Arbeitsvertrags  1)  bei  wachsenden  Lohnansprüchen  nahezu  überall  in 
einer  den  Landwirtschaftsbetrieb  höchst  schädigenden  Weise  zu  Tage 
tritt.  Einen  sehr  beachtenswerten  Versuch,  auf  dem  Wege  der  Selbst- 
hilfe Wandel  zu  schaffen,  bedeutet  der  für  die  Provinz  Sachsen  und 
die  benachbarten  Staatswesen  im  Jahr  1891  ins  Leben  getretene  »Ver- 
band zur  Besserung  der  ländlichen  Arbeiterverhält- 
n  i  s  s  e  «  ,  als  dessen  Aufgabe  bezeichnet  werden :  seine  Mitglieder  gegen 
den  dolosen  Kontraktbruch  ländlicher  Arbeiter  zu  schützen ;  sie  durch 
den  Nachweis  von  Arbeitern,  ferner  durch  Anstellung  und  Ueberwachung 
von  Agenten,  insbesondere  auch  für  die  sog.  Sachsengängerei,  zu  unter- 
stützen; ferner  ihnen  beizustehen  im  Kampfe  gegen  die  sozialdemokra- 
tische Agitation  auf  dem  Lande ;  schliesslich  aber  thätig  zu  sein  bei 
Einrichtungen  zum  Wohl  der  Arbeiter.  Die  Ziele  dieser  Vereinigung 
im  Einzelnen  klarzulegen  war  der  Zweck  der  Referate  der  Herren 
Suchsland  und  Säuberlich  und  es  verdient  bemerkt  zu  werden,  dass  der 
Kongress  der  Wirtschafts-  und  Steuer-Reformer  die  Bildung  ähnlicher 
Vereine  den  übrigen  landw.  Zentralvereinen  anempfohlen  hat.  Der  von 
dem  Generalsekretär  v.  Mendel,  dem  das  Zustandekommen  des  Vereins 
wesentlich  zu  danken  ist,  erstattete  Jahresbericht  des  Zentralvereins  für 
die  preussische  Provinz  Sachsen  für  1891  lässt  erkennen,  dass  diese 
organisierte  Selbsthilfe  schon  recht  gute  Früchte  gezeitigt  hat  und  na- 
mentlich auch  der  Verleitung  der  Arbeiter  zum  Kontraktbruch  durch 
die  Arbeitgeber  selber,  (Abspenstigmachung  von  Arbeitern  durch 
Zusicherung  höherer  Löhne  und  sonst  verwerfliche  Mittel)  kräftig  zu 
steuern  sucht. 

Suchsland  weist  u.  a.  den  gegen  die  ländlichen  Arbeitgeber  so  oft 
erhobenen  Vorwurf,  sie  zahlten  »Hungerlöhne«  und  hierin  liege  die 
Hauptursache  des  Abfliessens  der  Arbeitskräfte  vom  flachen  Land 
in  die  Städte,  als  unbegründet  zurück;  möchte  aber  jedenfalls  die 
Möglichkeit  einer  Erhöhung  der  Löhne  über  das  jetzige  Mass  von 
einer  kräftigen  Schutzzollpolitik ,  die  das  Gewerbe  rentabel  erhalte, 
abhängig  gemacht  wissen.  Eine  Notlage  der  ländlichen  Arbeiter  leugnet 
auch  die  Zürn'sche  Broschüre ,  die  als  eine  Kampfschrift  gegen  die 
allerdings  in  starken  Uebertreibungen  sich  ergehende  Abhandlung  des 
Professor  Quistorp  (»Die  soziale  Not  der  ländlichen  Arbeiter  und  ihre 
Abhilfe«)  sich  darstellt,  im  einzelnen  aber  wohl  auch  über  das  Ziel 
hinausschiesst.  ZAlrn  bringt  einige  thatsächliche  Angaben  über  das 
Einkommen  von  Taglöhnerfamilien,  die  erkennen  lassen,  dass  der  Jahres- 
verdienst zwischen  560  M.  und  930  M.  und  einschliesslich  der  naturalen 
Nutzungen  zwischen  640  und  1066  M.  sich  bewegt.  Dies  sind  zum  Teil 
recht  stattliche  Löhne,    nur  ist  fraglicli ,    ob  die  angeführten  Beispiele 
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Anspruch  darauf  erheben  können,  für  den  grössten  Teil  von  Deutsch- 
land typisch  zu  sein,  was  hingesehen  auf  die  amtlichen  Feststellungen 
des  durchschnittlichen  Arbeitsverdienstes  land-  und  forstwirtschaftlicher 
Arbeiter  im  Anschluss  an  die  soziale  Versicherungsgesetzgebung  (vgl. 
die  Angaben  im  Arbeiterversicherungs-Taschenkalender  für  1892  von 
Buschmann  und  Götze,  Berlin  bei  Liebel)  und  im  Hinblick  auf  die  früheren 
Arbeiten  von  v.  d.  Goltz  in  diesem  Betreff  sehr  bezweifelt  werden  muss. 
Hat  doch  auch  Landesökonomierat  Nobbe  in  einem  unlängst  über  diesen 
Gegenstand  in  dem  II.  evangelischen  sozialen  Kongress  in  Berlin 
1891  gehaltenen  Vortrag  über  die  ländliche  Arbeiterfrage  die  Meinung 
vertreten  —  und  man  darf  annehmen,  dass  hier  ebenfalls  aus  dem  Schatz 
reicher  praktischer  Erfahrungen  geschöpft  worden  ist  —  dass  gegenden- 
weise auch  heute  noch  das  Einkommen  vieler  Arbeiterfamilien  überall 
dann,  wenn  nicht  eigener  Besitz  ergänzend  hinzutritt,  »ziemlich  hart 
an  das  zur  Deckung  eines  bescheidenen  Lebensunterhalts  Erforderliche 
streift«,  also  nennenswerte  Rücklagen  für  die  Tage  des  Alters  oder  ein 
soziales  Aufwärtssteigen  (durch  Eintritt  in  den  Stand  grundbesitzender 
Elemente)  nicht  gestattet.  Man  sollte  deshalb  die  Ansprüche  der  Ar- 
beiter auf  höhere  Löhne  nicht  so  ohne  weiteres  als  etwas  schlechthin 
Unberechtigtes  darstellen  und  überhaupt  auch  für  das  Gebiet  der 
ländlichen  Arbeiterfrage  nicht  vergessen,  dass  hüben  und  drüben  ge- 
fehlt und  gesündigt  wird.  In  dem  ländlichen  Arbeiter  lediglich  das 
widerspenstige,  anspruchsvolle,  unzuverlässige  Element  zu  erblicken, 
das  dem  Gutsleiter  die  Führung  des  Betriebs  jedes  Jahr  schwieriger 
macht,  ist  ein  Standpunkt,  den  man,  in  die  Lage  des  letzteren  sich  ver- 
setzend, menschlich  begreiflich  finden  kann,  mit  dem  aber  das  Problem 
der  Arbeiterfrage  auf  dem  flachen  Lande  schwerlich  sich  lösen  lässt. 
Man  darf  eben  nicht  vergessen,  dass,  was  in  den  Landarbeitern  heute 
sich  regt,  einen  in  gewissem  Sinn  berechtigten  Kern  in  sich  birgt ;  und 
man  wird  Schmoller  durchaus  beipflichten  müssen,  wenn  er  im  Preuss. 
Landesökonomiekollegium  1891  in  diesem  Sinn  bemerkte,  das  Streben 
der  unteren  Klassen  nach  grösserer  Selbständigkeit,  nach  Unabhängig- 
keit, nach  eigenem  Besitz,  nach  grösserer  Anerkennung  etc.  sei  zweifel- 
los begründet,  wenn  es  auch  zunächst  dem  landwirtschaftl.  Unternehmer 
nur  die  unangenehme  Aussenseite  der  Widersetzlichkeit,  der  schwierigen 
Behandelbarkeit  zeige ;  »man  dürfe  nicht  vergessen,  dass  ihr  Begehren 
nicht  so  falsch  ist,  wie  es  demjenigen  erscheint,  der  im  Moment  unter 
dem  Wegziehen,  der  Lohnforderung  und  auch  unter  Brutalität  und  Kon- 
traktbruch leidet«.  Eines  freilich  ist  einzuräumen,  dass,  da  die  soziale 
Emporhebung  des  ländlichen  Arbeiterstandes  wesentlich  nur  auf  dem 
Weg  stärkerer  Anteilnahme  an  dem  Ertrag  der  landwirtschaftlichen  Ar- 
beitsunternehmung möglich  sich  erweist,  die  unerlässliche  Voraussetzung 
hiezu  eine  solche  ökonomische  Gesamtlage  der  Betriebsunternehmer 
bildet,  die  ohne  Gefährdung  ihrer  eigenen  Existenz  die  Zahlung  höherer 
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Löhne  und  die  Einräumung  sonstiger  Erleichterungen  und  Wohlfartsein- 
richtungen  gestattet.  M.  a.  W.  es  hängt  die  Lösung  der  ländlichen  Ar- 
beiterfrage nicht  ausschliesslich  von  dem  guten  Willen  der  Arbeilgeber, 
sondern  ganz  wesentlich  auch  von  den  allgemeinen  Bedingungen  ab, 
unter  denen  das  landwirtschaftliche  Gewerbe  zu  einer  gegebenen  Zeit 
zu  wirtschaften  in  der  Lage  ist;  hieraus  aber  folgt,  dass  ohne  eine  den 
Allgemeininteressen  des  landwirtschaftlichen  Gewerbes  und  des  Grund- 
besitzerstandes Rechnung  tragende  thatkräftige  Agrarpolitik,  die  vor 
allem  auch  auf  die  Erhaltung  einer  gewissen  Stetigkeit  der  Erwerbs- 
bedingungen abhebt,  erfolgreicher  Wandel  auch  im  Gebiet  des  länd- 
lichen Arbeiterwesens  nicht  zu  erwarten  ist,  dass  daher  die  Bethätigung 
einer  solchen  Agrarpolitik  auch  im  unmittelbarsten  Interesse  der  länd- 
lichen Arbeiterschaft  selber  gelegen  erscheint. 


Unsere  noch  immer  lückenhafte  Kenntnis  im  Gebiet  der  ländlichen 
Arbeitslöhne  verspricht  die  vierte  der  oben  erwähnten  Schriften,  nämlich 
die  neueste  Pubhkation  des  Vereins  fürSozialpolitik  in  wert- 
voller Weise  zu  ergänzen,  von  welcher  Publikation  der  erste  Band  mit 
den  Aufsätzen  von  K.  Kärger  über  die  ländlichen  Arbeiterverhältnisse 
in  Norddeutschland  und  von  H.  Losch  über  diejenigen  in  Württemberg, 
Baden  und  Elsass-Lothringen  erschienen  und  dem  eine  Einleitung  aus 
der  Feder  des  Geh.  Oberregierungsrats  Dr.  Thiel,  dem  die  Leitung 
dieser  Enquete  anvertraut  war  und  der  von  Prof.  Dr.  Sering  bearbeitete 
Fragebogen  für  die  Enquete  vorausgeschickt  ist.  Auf  Einzelheiten  in 
der  Lohngestaltung  kann  hier  um  so  weniger  eingegangen  werden,  als 
selbst  auf  kurze  Entfernungen  eine  denkbar  grosse  Mannigfaltigkeit  der 
Lohnsätze  sich  zeigt,  je  nachdem  die  ländlichen  Arbeiter  mehr  oder 
weniger  mobil  geworden  sind  ,  je  nach  dem  Einfluss  ferner ,  mit  dem 
die  Nähe  von  Städten  oder  grösserer  Industriezentren  sich  bemerkbar 
macht,  je  nachdem  endlich  der  Umfang  der  Anteilnahme  der  Ar- 
beiter am  Bodengenuss  (als  kleine  Grundeigner  oder  Pächter  oder 
Nutzniesser)  die  baren  Lohnsätze  beeinflusst.  Bemerkenswert  ist  die 
Verbreitung ,  die  in  Nordwestdeutschland  gerade  auch  beim  bäuer- 
lichen Grundbesitz  das  dem  Institut  der  Instlinge  des  preussischen 
Nordostens  verwandte  Institut  der  Heuerlinge  aufweist  (auch  Kötter, 
Leibzüchter,  Arroder  genannt) ,  die  recht  häufig  in  einer  durchaus  be- 
haglichen Lage  sich  zu  befinden  scheinen.  Beispielsweise  heisst  es  in 
einem  Bericht  aus  dem  Reg.Bezirk  Hannover  dass  diese  Heuerlinge, 
denen  Wohnung,  Stallung  und  i — 2  ha  Land  gegen  massigen  Pachtzins 
und  gegen  die  Verpflichtung,  auf  dem  bäuerlichen  Gut  um  einen  ge- 
wissen vereinbarten  Lohnsatz  zu  arbeiten,  überlassen  ist,  sich  oft  besser 
wie  kleine  Gutsbesitzer  stellen  und  grösstenteils  ein  erspartes  Kapital 
auf  der  Sparkasse  haben ;  das  Verhältnis  der  1  leuerlinge  zu  den  Bauern 
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sei  stets  ein  gutes,  wie  schon  daraus  hervorgehe,  dass  dieselben  Heuer- 
leute oft  seit  Generationen  bei  denselben  Bauern  sitzen  (a.  a.  O. 
S.  184  ff.,  ähnlich  S.  2  1 1   für  den  Reg. Bez.  Lüneburg). 

Den  Schlussfolgerungen ,  welche  Kärger  auf  Grund  des  von  ihm 
sorgfältig  verarbeiteten  Erhebungsmaterials  ziehen  zu  dürfen  glaubt  (auf 
S.  216  ff.)  wird  man  m.  E.  nur  sehr  bedingt  beitreten  können  und  ins- 
besondere ist  der  Satz  nicht  zuzugeben,  dass  die  ländliche  Arbeiterfrage 
nicht  in  der  Frage  bestehe,  durch  welche  Mittel  die  wirtschaftliche 
Lage  der  Arbeiter  gehoben  werden  kann,  weil  (nach  Ansicht  Kärger''^) 
von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen ,  diese  materielle  Lage  in  ganz 
Deutschland  eine  gute  sei ;  denn  dem  widersprechen  m.  E.  die  in  den 
Tabellen  S.  222  ff.  angegebenen  Lohnsätze  für  einzelne  Bezirke  doch 
ohne  weiteres,  mehr  noch  die  Angaben  in  den  Arbeiten  Loscht  über 
Süddeutschland.  Und  ebensowenig  möchte  ich  die  skeptische  Stellung 
teilen,  die  der  Verfasser  betreffs  der  Lösung  der  Arbeiterfrage  des  Ostens 
zu  der  geplanten  Emporhebung  des  Landarbeiters  durch  das  Institut 
des  Rentenguts  zu  einem  kleinen  Landeigentümer  einnimmt. 
Sicherlich  spielen,  wie  ganz  richtig  betont  wird,  psychologische  Momente 
bei  der  Abwanderung  vom  flachen  Lande  und  der  dadurch  geschaffenen 
Arbeiternot  eine  sehr  wesentliche  Rolle  und  ganz  zutreffend  führt  der 
Verfasser  aus,  dass  dem  Drang  nach  einem  höheren  Anteil  an  der  Kultur, 
der  jetzt  die  Landarbeiter  in  grossen  Massen  in  die  Städte  treibt,  ent- 
gegenzutreten sei  durch  Entfesselung  von  anderweiten  psychologischen 
Motiven,  die  mit  der  Zeit  eine  grössere  Wirkung  zu  gewinnen  vermögen, 
als  der  Zug  nach  städtischer  Lebensführung  jetzt  auf  die  Arbeiter  aus- 
übt. Aber  der  Meinung,  dass,  um  eine  solche  psychologische  Gegen- 
wirkung zu  schaffen ,  die  Verallgemeinerung  des  Heuer- 
lingsverhältnisses, wie  es  sich  in  einzelnen  Teilen  des  Nord- 
westens herausgebildet  hat,  d.  h.  ein  auf  dem  Pacht  von  Grundstücken 
der  Dienstherrschaft  beruhendes  Arbeitsverhältnis  als  das  geeignetste 
Mittel  sich  erweise  und  jedenfalls  den  Vorzug  vor  der  eigentums- 
weisen Ansässigmachung  der  Landarbeiter  verdiene ,  dürfte  einer 
etwas  allzu  optimistischen  Beurteilung  jenes  Verhältnisses  zu  Grunde 
liegen,  wie  sehr  man  auch  geneigt  sein  mag,  dessen  lokal  günstige  Ein- 
wirkung auf  die  Arbeitsverhältnisse  einzuräumen.  Man  darf  in  der  That 
billig  daran  zweifeln,  ob  die  Tausende  von  kleinen  Leuten  des  Ostens, 
die  seit  Jahrzehnten  die  Verbindung  mit  der  Heimat  lösen ,  zu  einem 
Verbleib  dadurch  bewogen  werden  könnten,  dass  die  dortigen  Gross- 
grundbesitzer sich  bereit  finden  Hessen,  das  hergebrachte  Instleutever- 
hältnis  in  ein  Heuerlingsverhältnis  nach  dem  Muster  der  westUchen 
Provinzen  umzuwandeln.  Eines  aber  hat  der  Verfasser  am  Schlüsse 
seines  Aufsatzes  sehr  richtig  hervorgehoben,  dass  dieHebungdes 
Pfli  chtbewusstseins,  und  zwar  des  sozialen  auf  Seiten  des 
Arbeitgebers,    des    rechtlichen  auf  Seiten  des  Arbeiters  die    erste  Ur- 
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bedingung  für  eine  glückliche  Lösung  der  Arbeiterfrage  sei  und  gerne 
wird  man  hören  ,  dass  nach  dem  Eindruck ,  den  der  Berichterstatter 
aus  den  eingegangenen  Antworten  empfangen  hat,  »schon  jetzt  in  weiten 
Kreisen  der  ländlichen  Arbeitgeber  dieses  soziale  Pflichtbewusstsein  in 
hohem  Grade  vorhanden  ist«  ,  oder  dass  doch  »gerade  die  Anregung, 
die  die  Enquete  gegeben  habe,  sich  mit  den  Zuständen  der  ländlichen 
Arbeiter  eingehender  als  sonst  zu  beschäftigen,  auf  die  Hebung  dieses 
Pflichtbewusstseins  eine  günstige  Wirkung  ausgeübt  hat«. 

Die  Art  der  Bearbeitung  des  Stoffs  durch  H.  Losch  hat  den  Vor- 
zug grösserer  Uebersichtlichkeit,  namentlich  gerade  betreffs  der  Lohn- 
verhältnisse, aber  auch  der  übrigen,  die  Lage  der  Lohnarbeiter  beein- 
flussenden Faktoren.  Wenn  wir  bei  Losch  als  Jahreseinkommen  von 
Tagelöhnerfamilien  bei  meist  eigenem  kleinem  Grundbesitz  angegeben 
finden  und  zwar  für  W  ü  r  1 1  e  m  b  e  r  g  :  im  Jagstkreis  Sätze  von  450 
bis  755  M. ;  im  Neckarkreis  Sätze  von  535 — 750  iM. ;  im  Schwarzwald- 
kreis Sätze  von  530—705  M.  (in  einem  Fall  bis  1200  M.);  und  in  ähn- 
lichen Einkommensverhältnissen  auch  die  Tagelöhnerfamilien  in  dem 
benachbarten  Baden  und  Elsass-Lothringen  leben  (für  Elsass- Lothringen 
wird  z.  B.  für  eine  im  Akkord  arbeitende  Familie  der  Rebgegend  ein 
Gesamteinkommen  pro  Tag  von  3  M.  80  Pf. ,  d.  h.  pro  Kopf  der  Fa- 
milie von  72  Pf.  ermittelt,  S.  437),  so  wird  man  schwerlich  dazu  ge- 
langen können ,  das  Los  dieser  Bevölkerungsklasse  als  ein  nach  der 
ökonomischen  Seite  vollkommen  befriedigendes  zu  erklären,  wie  Kärger 
thun  möchte ;  auch  das  Stimmungsbild  aus  dem  Kreise  Konstanz  stimmt 
mit  des  Letzteren  Auffassung  wenig  überein:  »Im  materiellen  Unterhalt 
der  Arbeiter  ist  kein  Fortschritt  zu  verzeichnen.  Die  Kleidung  wird 
stets  teurer,  die  Ernährung  ist  eine  kärgliche  .  .  .  Regelmässige  Fleisch- 
kost erhalten  überhaupt  nur  die  Knechte  und  Arbeiter  auf  Höfen  im 
Sommer,  wo  die  Unentbehrlichkeit  den  Wirtschafter  zwingt ,  jede  For- 
derung in  Bezug  auf  Kost  zu  erfüllen ;  der  freie  Arbeiter  oder  der  be- 
sitzende Tagelöhner  kann  sich  das  nicht  leisten« ,  wobei  freilich  der 
Nachsatz  des  betreffenden  Bezirksberichterstatters :  »hohe  Löhne 
zwingen  zu  arbeitssparendem  Betrieb«  mit  der  behaupteten  dürftigen 
Lebenshaltung  der  Taglöhnerfamilien  in  einem  kaum  lösbaren  Wider- 
spruch steht.  Am  besten  offenbar  ist  die  Lage  des  Hausgesindes, 
dem  gegendenweise,  wohl  ähnlich  wie  in  ganz  Deutschland,  der  Mangel  an 
qualifizierten  Kräften  für  den  Gesindedienst  auf  dem  flachen  Lande 
offenbar  sehr  zu  statten  kommt ;  beispielsweise  sind  Knechtslöhne  zwischen 
300  und  500  M. ,  wozu  neben  freier  Station  nicht  selten  noch  Geld- 
geschenke, Verabreichung  von  Kleidungsstücken  oder  Stoff  zu  solchen 
kömmt,  keineswegs  selten. 

Nicht  unerwähnt  mag  bleiben,  in  welch'  abfälliger  Weise  die  ver- 
nommenen Arbeitgeber  die  soziale  Versicheriingsgesetzgebung  und  na- 
mentlich das  Alters-    und  Invaliditätsgesetz    beurteilen ,    dessen    verun- 
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glückte  Konstruktion  ein  Ijegreifliches  Missbehagen  aller  Jener  notwen- 
digerweise herausfordert,  die  unter  dem  lästigen  Klebezwang  und  den 
zahllosen  Formvorschritten  leiden.  Schreibt  doch  ein  Berichterstatter 
aus  der  Oldenburger  Geest  (a.  a.  O.  S.  30),  man  würde  in  den  länd- 
lichen Kreisen,  in  denen  der  Besitzenden  sowohl  wie  in  denen  der 
Arbeiter,  mit  wenigen  Ausnahmen  eine  Aufhebung  der  vorgenannten 
Gesetze  freudig  begrüssen  und  das  auch  im  Interesse  einer  wirksamen 
Fernhaltung  der  Sozialdemokratie  in  unserem  Bezirk«  (!)  und  meint 
ein  anderer  aus  dem  Oldenburger  Münsterlande  (S.  43),  dass  das  In- 
validitätsgesetz bei  Arbeitgebern  wie  bei  Arbeitern  gleich  unbeliebt,  ja 
geradezu  verhasst  und  sehr  geeignet  sei,  das  patriarchalische  Verhältnis 
zwischen  beiden  stark  zu  lockern.  Aehnliche  Stiramungsberichte  sind 
für  Ostfriesland  (S.  56) ,  den  Reg.Bezirk  Osnabrück  (S.  71),  Lippe- 
Detmold  (S.  103),  Westphalen  (S.  112— 113,  122,  161,  167,  175),  ebenso 
für  Württemberg  (S.  303)  zu  verzeichnen  und  dürften  eine  dringende 
Mahnung  sein,  die  bessernde  Hand  an  die  hervorgetretenen  Mängel  der 
sozialen  Versicherungsgesetzgebung  so  rasch  als  möglich  anzulegen. 
Schluss  folgt  in  Heft  2. 


III.  LITTERATUR. 


Dr.  Paul  Krause,  Das  preussiscke  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juni  i8gi 
nebst  Ausführungsanweisung  vom  5.  August  1891,  erster  und  zweiter  Teil.  Berlin  1892. 
Franz  Vahlen.     IV  und  285  S.  8». 

Von  den  verschiedenen  in  neuerer  Zeit  erschienenen  Kommentaren  zum  preussischen 
Einkommensteuergesetze  verdient  der  vorliegende ,  in  knapper  Fassung  uns  entgegen- 
tretende, ein  Wort  der  Anerkennung.  Vor  allem  ist  hervorzuheben,  dass  der  Ver- 
fasser sich  nicht  damit  begnügt  hat,  für  das  Einzel  Verständnis  der  verschiedenen 
Gesetzesparagraphen  thätig  zu  sein.  Im  allgemeinen  macht  sich  diese  Atomisierung 
der  Erläuterungsarbeit  gerade  bei  norddeutschen  Schriftstellern  in  älterer  wie  neuerer 
Zeit  gar  zu  überwiegend  bemerklich.  Es  muss  deshalb  —  obwohl  es  eigentlich  selbst- 
verständlich sein  sollte  —  als  anerkennenswert  hervorgehoben  werden ,  wenn  —  wie 
im  vorliegenden  Falle  —  der  Kommentator  sich  einigermassen  auch  angelegen  sein 
lässt,  das  G  e  s  a  m  t  Verständnis  des  erläuterten  Gesetzes  zu  fördern.  Dies  t\iViX.  Krause, 
welcher  übrigens  auch  persönlich  an  den  Verhandlungen  über  das  Gesetz  im  Abge- 
ordnetenhause teilgenommen  hat,  zunächst  durch  einen  gutgeschriebenen  geschichtlichen 
Rückblick ,  der  auch  dem  Laien  in  den  Fragen  der  preussischen  Steuerreform  einen 
guten  Anhalt  zur  Beurteilung  der  Etappe  bietet,  welche  in  der  Entwicklung  dieser 
Reform  mit  dem  Einkommensteuergesetze  von  1891  erreicht  ist.  Wir  sehen,  wie  in 
langsamer,  oft  durch  widerstrebende  Strömungen  aufgehaltener  Entwicklung  die  preus- 
sische  Personalbesteuerung  aus  einfachen  Anfängen  sich  zu  der  im  jüngsten  Einkom- 
mensteuergesetze ausgeprägten  Verfeinerung  entwickelt  hat.  Diese  Verfeinerung  bietet 
nicht  nur  steuertechnisch  Mannigfaltiges  und  Interessantes ;  sie  ruht  auch  auf  einem 
sozialpolitisch  bedeutsamen  Prinzip  ,  das  man  sich  als  solches  nicht  immer  in  voller 
Schärfe  vor  Augen  hält,  das  aber  gleichwohl  als  einer  der  charakteristischen  Unter- 
schiede beispielsweise  der  althergebrachten  französischen  und  der  reformierten  und 
noch  weiter  zu  reformierenden  preussischen  Personalbesteuerung  sich  darstellt.  Dieses 
Prinzip  der  preussischen  Personalbesteuerung  lässt  sich  kurzweg  bezeichnen  als  fort- 
laufende Offenlegung  der  wirtschaftlichen  Lage  des  lebenden  Staatsbürgers  gegenüber 
dem  Staat,  während  das  französische  Besteuerungsprinzip  sich  in  dieser  Richtung  ab- 
lehnend verhält  und  nur  gegenüber  dem  gestorbenen  Staatsbürger  eine  fiskalisch  zur 
Verwertung  gelangende  Klärung  der  Vermögensverhältnisse  anstrebt.  Die  opportunistische 
Auffassung  unserer  westlichen  Nachbarn  und  die  streng  staatsbürgerlich  gerechte  Be- 
trachtungsweise des  preussisch-deutschen  Besteuerungssystems  werden  wohl  für  einige 
Zeit  die  Pole  der  modernen  Anschauungen  über  das  direkte  Steuerwesen  des  Staates 
bilden. 

Die  an  die  geschichtliche  Darstellung  des  Gewordenen  sich  anschliessende  .Aus- 
schau  des  Verfassers  in    die  Zukunft   ist    gleichfalls  von   Interesse;    wie  sehr  wir  eben 
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jetzt  in  dem  Werdeprozess  der  weiteren  Ausgestaltung  des  Personalsteuerprinzips  sind, 
geht  daraus  hervor ,  dass  der  Verfasser  noch  nicht  bis  zu  einer  Perspektive  auf  die 
Vermögenssteuer  gelangt,  sondern  lediglich  die  Notwendigkeit  der  verschiedenen  Be- 
steuerung der  verschiedenen  Arten  von  Einkommen  betont. 

An  die  geschichtliche  Erörterung  reiht  sich  eine  knappe  systematische  Darlegung 
des  Gesetzesinhalts  und  dieser  folgt  alsdann  die  Einzelerläuterung  der  Gesetzespara- 
graphen. Zu  letzterer  haben  insbesondere  die  Gesetzesbegründung ,  die  Landtagsver- 
handlungen und  die  weitgehende  Kasuistik  der  ministeriellen  Anweisung  den  StoflF 
geliefert.  Die  letztere  Anweisung,  d.  h.  deren  erster  und  zweiter  Teil  (ein  in  Aussicht 
genommener  dritter  ist  noch  nicht  erschienen)  ist  auch  im  Wortlaut  abgedruckt  und 
nimmt  mehr  als  die  Hälfte  des  Druckraumes  des  ganzen  Buches  ein.  Bei  deren  Wich- 
tigkeit ist  die  wörtliche  Wiedergabe  zweckmässig;  sie  ist  in  der  Hauptsache  eine 
dankenswerte ,  wenn  auch  begreiflicherweise  nicht  durchaus  einwandfreie  Sammlung 
aprioristischer  Kasuistik,,  welche  allerdings  im  Laufe  der  Zeit  manche  bedeutungsvolle 
Ergänzung  und  wohl  auch  Abänderung  durch  die  Praxis  des  Überverwaltungsgerichts 
erfahren  wird.  Zweifellos  wird  die  eingehende  Beschäftigung  von  Gesetzgebung  und 
Verwaltungsthätigkeit  mit  dem  für  die  Nationalökonomie  so  bedeutungsvollen  Begriflf 
des  Einkommens  auch  für  die  feinere  wissenschaftliche  Analyse  nicht  ohne  Bedeutung 
bleiben.  Einen  Beleg  hiefür  finden  wir  einigermassen  schon  in  yastroisj's  »Studien 
zur  preussischen  Einkommensteuer«  in   Conrad's  Jahrbüchern. 

Schliesslich  sei  noch  hervorgehoben ,  dass  auch  die  Einzelerläuterung  des  Ver- 
fassers zu  den  verschiedenen  Gesetzesparagraphen  durchweg  in  knappen  und  wohl- 
verständlichen Formen  sich  bewegt  und  sich  dadurch  vorteilhaft  von  der  bei  sonstigen 
norddeutschen  Gesetzeskommentaren  nicht  seltenen  subalternen  Schwerverständlichkeit 
unterscheidet.     Auch  die  Vollständigkeit  des   Sachregisters  verdient  Anerkennung. 

V.  M. 


Dr.  Herntann  Veit  Simon,  Rechtsanwalt  in  Berlin,  Die  Staatseinkommen- 
steuer der  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Berggewerksckaften, 
eingetragenen  Genossenschaften  und  Konsumvereine  in  Preussen^  nach  dem  Gesetz  vom 
24.  Juni  1891.     Berlin.     Carl  Heymann.  1892.     VIII  u.   350  S.  Text. 

Eine  bedeutungsvolle  Neuerung  der  preussischen  Einkommensteuergesetzgebung 
wird  in  diesem  Buche  einer  gründlichen  Sonderbetrachtung  unterworfen.  Das  preus- 
sische  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juni  1891  unterwirft  die  Aktiengesellschaften 
und  andere  nichtphysische  Personen  der  Staatseinkommensteuer,  von  welcher  sie  bisher 
frei  waren;  es  stellt  überdies  für  die  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens 
derselben  Grundsätze  auf,  welche  von  den  für  physische  Personen  geltenden  in  wesent- 
lichen Punkten  abweichen.  Die  bezüglichen  Vorschriften  verquicken,  wie  der  Verfasser 
darlegt,  die  Feststellung  der  Einkommensteuer  mehr  mit  den  für  die  einzelnen  Gesell- 
schaften massgebenden  privatrechtlichen  Normen  ,  als  dies  sonst  in  der  Steuergesetz- 
gebung üblich  ist.  Unter  diesen  Umständen  erschien  dem  Verfasser  eine  systematische 
Darstellung 'der  Einkommensteuer  der  nichtphysischen  Personen  angezeigt,  welche  sich 
»insbesondere  die  Klarstellung  des  Einflusses  der  privatrechtlichen  Normen  auf  die 
.Steuerpflicht  zur  Aufgabe  macht«,  und  zwar  um  so  mehr,  »als  die  bisherigen  Ausleger 
des  Gesetzes  diesem  Teil  nur  verhältnismässig  geringen  Raum  gewähren;  auch  der 
rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Natur  der  Aktiengesellschaften  etc.  und  der  beson- 
deren Behandlung,  welche  das  Einkommensteuergesetz  ihnen  angedeihen  lässt,  nicht 
überall  gerecht  werden«.   Die  Ausführungsverordnung  des  Finanzministers  vom  5.  Aug.  1891 
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ist  überall  bei  Auslegung  des  Gesetzes  gewürdigt  worden,  »wenn  auch  die  Ergebnisse 
nicht  überall  mit  der  in  der  Verordnung  zur  Erscheinung  kommenden  Auslegung  des 
Gesetzes  übereinstimmen«. 

Die  Sonderaufgabe,  welche  sich  der  Verfasser  gestellt  hat,  löst  er  unter  sorgsamer 
Verwertung  sowohl  des  parlamentarischen  und  administrativen  Materials  als  der  ver- 
schiedenen anderweitigen  Geselzeskommentare,  insbesondere  von  Fuisting,  Krause  und 
Meitzen  in  folgender  Weise. 

Zunächst  giebt  eine  gründliche  Einleitung  die  Darlegung  der  geschichtlichen 
Entwicklung  der  Besteuerung  der  nichtphysischen  Personen  nicht  bloss  in  Preussen, 
sondern  auch  in  den  verschiedenen  deutschen  Einzelstaaten.  Den  Hauptinhalt  bildet 
die  darauf  folgende  systematische  Darlegung  der  Einkommensteuerpflicht  und  der  Ein- 
kommensberechnung der  nichtphysischen  Personen.  Der  erste  Abschnitt  ist 
der  Darlegung  der  subjektiven  Steuerpflicht  in  der  Unterteilung  der  imbeschränkten 
und  der  beschränkten  Steuerpflicht  gewidmet.  Da  das  preussische  Einkommensteuer- 
gesetz weder  alle  juristischen  Personen  noch  alle  gewerblichen  Personenvereine  zu  der 
Steuer  heranzieht,  sich  vielmehr  aus  überwiegend  praktischen  Gründen  auf  bestimmte 
Gattungen  bezieht,  so  bietet  das  Kapitel  der  Feststellung  der  subjektiven  Steuerpflicht 
der  kasuistischen  Diagnose  des  Verfassers  reichen  Stoff  wie  nicht  minder  Gelegenheit 
zu  polemischen  Auseinandersetzungen  mit  anderen  Kommentatoren  des  Gesetzes  und  auch 
mit  der  ministeriellen  Ausführungsanweisung.  Die  Erörterung  der  •» beschränkten i 
Steuerpflicht  der  ausländischen  nichtphysischen  Personen  giebt  dem  Verfasser  Anlass 
zur  Prüfung  insbesondere  des  französischen  Genossenschaftsrechts  und  des  englischen 
Gesellschaftsrechts  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Angleichung  des  Wesens  derselben 
an  die  Bestimmungen  des  deutschen  bezw.  preussischen  Rechts. 

Den  Hauptinhalt  des  Buches  bildet  der  in  alle  Einzelheiten  der  sich  aufwerfenden 
Fragen  eingehende  zweite  Abschnitt  über  die  Berechnung  des  steuerpflichtigen 
Einkommens  bei  unbeschränkter  Steuerpflicht.  Ein  erstes  Kapitel  beschäftigt  sich  mit 
den  allgemeinen,  ein  zweites  mit  den  besonderen  Grundsätzen;  dabei  nimmt  die  Er- 
örterung für  die  Aktiengesellschaften ,  insbesondere  hinsichtlich  der  Berechnung  der 
Ueberschüsse  auf  Grund  der  Bilanz  ,  den  breitesten  Raum  ein.  Hervorzuheben  sind 
vor  allem  die  grundsätzlichen  Erörterungen  über  den  wesentlichen  Unterschied  von 
»Jahreseinkünften«  im  allgemeinen  Sinn  des  Einkommensteuergesetzes  und  von  »Bi- 
lanzen«, welche  an  die  Thatsache  anknüpfen,  dass  sich  bei  den  letzteren  nicht  aus 
Einnahmen  und  Ausgaben,  sondern  aus  der  Vergleichung  der  Vermögensbestände  unter 
Beiziehung  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  die  Ueberschüsse  ergeben.  Im  Anschlüsse 
hieran  begründet  der  Verfasser  sodann  die  —  mit  der  Ausführungsanweisung  übrigens 
übereinstimmende  —  Auffassung,  dass  nur  die  —  selbstverständlich  einer  angemes- 
senen Nachprüfung  unterliegenden  —  Jahresabschlüsse  der  Aktiengesellschaften  die 
Grundlage  für  die  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  bilden  können,  und 
dass  demgemäss  die  Auslegung  (beispielsweise  von  Krause),  welche  die  wesentlichsten 
funkte  über  die  Berechnung  des  Einkommens  physischer  Personen  auf  die  Aktien- 
gesellschaften übertragen  will,  unzulässig  sei. 

Ausführliche  Darstellung  widmet  sodann  der  Verfasser  der  gesamten  Technik  der 
Buchführung  und  Bilanzaufstellung ,  insbesondere  bei  Aktiengesellschaften  und  den 
dabei  in  Betracht  kommenden  Normen,  in  der  Absicht,  auf  dieser  Grundlage  die  für 
die  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  massgebenden  Grundsätze  zu  finden. 
Dabei  lehnt  sich  der  Verfasser  an  eine  spezielle  Darlegung  dieses  Gegenstandes  an, 
welche  er  in  seinem    Buche   »Die   Bilanzen  der  Aktiengesellschaften   und    Konuuandit- 
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gesellschaften  auf  Aktien«  (Berlin  1886)  geboten  hat.  Im  Einzelnen  werden  erörtert: 
Aufbau  und  Grundziige  der  Bilanz  und  die  Ueberschüsse  der  Aktiengesellschaften, 
die  Bilanzposten,  der  Wertansatz  in  der  Bilanz  etc.  An  diese  Darlegung  über  die 
Berechnung  der  Ueberschüsse  auf  Grund  der  Bilanz  reiht  sich  sodann  die  Erörterung 
über  die  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  nach  Feststellung  der  Ueber- 
schüsse. In  einem  »Rückblick«  sind  sodann  die  für  die  Berechnung  des  steuerpflich- 
tigen Einkommens  der  Aktiengesellschaften  gewonnenen  Resultate  in  16  Thesen  zu- 
sammengefasst.  Kürzere ,  gleichwohl  aber  in  mannigfaches  spezialrechtliches  und 
technisches  Detail  eingehende  Erörterung  ist  den  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien, 
den  eingetragenen  Genossenschaften,  den  Konsumvereinen  und  den  Berggewerkschaften 
gewidmet.  Ein  dritter  (kurzer)  Abschnitt  ist  endlich  der  Berechnung  des  steuerpflich- 
tigen Einkommens  bei  beschränkter  Steuerpflicht  gewidmet.  —  Als  Anhang  sind  das 
gesamte  Einkommensteuergesetz  samt  Ausführungsanweisung  (I  und  II)  und  Formularen 
abgedruckt.  Auch  ein  Sachregister  der  systematischen  Darstellung,  das  vielleicht  noch 
ausführlicher  hätte  ausfallen  dürfen,  ist  beigefügt. 

Wir  haben  das  Buch  mit  der  Empfindung  aus  der  Hand  gelegt,  dass  eine  gründ- 
liche Bearbeitung  einer  Spezialfrage  der  preussischen  Einkommenbesteuerung  darin 
geboten  ist  und  dass  die  Hoffnung  des  Verfassers  begründet  ist,  dass  die  Arbeit  ihren 
Zweck  erfüllen  möge,  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  dem  beschränkten  Gebiet, 
welches  sie  umfa.sst,  zu  erleichtern,  bis  die  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichts 
die  vielfach  flüssige  Materie  in  feste  Formen  gebracht  hat.  v.  M. 


E.  Lehr,   Tratte  ilementaire  de  droit  civil  germanique.    (2  tom.  p.   503   u.  518) 
Paris  librairie  Plön  1892. 

Der  Verfasser,  welcher  früher  die  elements  de  droit  civil  russe  (1870,  i8go),  die 
elements  de  droit  civil  espagnol  [1886)  und  die  eUnunts  de  droit  civil  anglais  [j88S), 
auch  in  Verbindung  mit  dem  cotnitc  de  legislation  etrangere  zu  Paris  den  code  de 
commerce  portugais  sowie  den  code  civil  du  canton  de  Zürich  herausgegeben  hat, 
tritt  hier  mit  einer  gänzlichen  Neubearbeitung  seiner  im  Jahre  1875  erschienenen 
elements  de  droit  civil  germanique  {Allemagne ,  Autriche ,  Suisse  allemande)  vor  die 
Leser.  Das  Werk  hat  jetzt  den  doppelten  Umfang  gegenüber  dem  früheren,  obgleich 
die  spezielle  Darstellung  des  Zivilrechts  der  deutschen  Kantone  der  Schweiz  beseitigt, 
und  das  letztere  nur  noch  gelegentlich  mit  einigen  kurzen  Bemerkimgen  erwähnt  ist. 
Der  Verfasser  hat  jetzt  nicht  nur  den  ersten  Entwurf  des  deutschen  Zivilgesetzbuchs 
zur  Darstellung  der  neuesten  Rechtsentwicklung  in  Deutschland  ausgiebig  benützt, 
sondern  hat  namentlich  die  in  den  Motiven  zu  diesem  Entwürfe  niedergelegte  authen- 
tische Darstellung  des  Rechtes  der  einzelnen  deutschen  Territorien  in  grossem  Umfang 
verwertet.  So  bietet  das  Buch  zunächst  für  die  französischen ,  überhaupt  für  ausser- 
deutsche  Leser  eine  korrekte  und  übersichtliche  Schilderung  der  wesentlichen  Grund- 
sätze des  in  Deutschland  geltenden  Rechts  unter  Anknüpfung  an  seine  historische 
Entwicklung.  Dasselbe  kann  aber  auch  in  Deutschland  denjenigen  empfohlen  werden 
welchen  unsere  nicht  immer  geschmackvollen  populären  Rechtsbearbeitungen  nicht 
genügen,  und  welche  andererseits  vor  dem  schwerfälligen  Apparate  unserer  Lehr-  und 
Handbücher  zurückschrecken.  Denn  das  Buch  zeichnet  sich  eben  so  sehr  durch  über- 
sichtliche, auch  zur  Orientierung  des  Laien  geeignete  Anordnung,  wie  durch  die  flüssige, 
leicht  verständliche  Darstellung  aus.  Dass  mitunter  kleine  Ungenauigkeiten  vorkommen, 
ist  erklärlich.  So  gehören  jetzt  die  HohenzoUern'schen  Fürstentümer  in  Justizsachen 
nicht  mehr  zum  Ressort  des  Appell-Gerichts  zu  Arnsberg  in  Westphalen,  sondern  — 
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seit  1879  —  zu  demjenigen  des  Oberlandesgericlites  Frankfurt,  und  die  Anfuhrung 
eines  württembergiscben  Fideikommiss-Gesetzes  von  1839  beruht  auf  einer  Verwechslung 
mit  einer  Ministerialverfügung,  welche  die  obervormundschaftliche  Aufsicht  über  Privat- 
stiftungen regelt,  Gaupp. 

C  Lotttbroso  und  R.  Lascht,  Der  politische  Verbrecher  und  die  Revolution 
in  anthropologischer ,  juristischer  und  staatswissenschaftlicher  Beziehung.  Unter  Mit- 
wirkung der  Verfasser  deutsch  herausgegeben  von  Dr.  H.  Kurella.  2  Bände. 
Hamburg.     Vormals  J.  F.  Richter.     1891. 

Der  erste  Teil  dieses  Werkes  hat  zum  Gegenstand  die  Anthropologie  und  Sozio- 
logie des  politischen  Verbrechens  und  der  Revolutionen,  der  zweite,  dessen  Verfasser 
in  der  Hauptsache  der  Advokat  Laschi ,  behandelt  die  Jurisprudenz,  die  soziale  und 
politische  Prophylaxe  des  politischen  Verbrechens.  Das  politische  Verbrechen  soll  im 
Zusammenhang  mit  den  natürlichen  und  bürgerlichen  Existenzbedingungen  des  Ver- 
brechers, gleichsam  als  notwendige  Folge  derselben  dargestellt  werden.  Insofern  hat 
das  Buch  dieselbe  Tendenz  wie  das  vielerörterte  Werk  Lombroso's :  l'uomo  delinquente. 
Nur  haben  wir  es  hier  weder  mit  einer  streng  synthetischen  noch  mit  einer  streng 
analytischen  Darstellung  zu  thun ;  denn  der  an  Einzelheiten  aufgehäufte  Stoff  ist  im 
ganzen  nur  wenig  verarbeitet.  Der  grösste  Teil  der  grösseren  ersten  Hälfte  besteht 
vielmehr  nur  aus  Rubriken ,  unter  welchen  nach  einigen  einleitenden  Bemerkungen 
in  mehr  oder  weniger  anekdotenhafter  Weise  Berichte  aus  allen  Zeiten  über  hervor- 
ragende Pohtiker  und  Revolutionäre  und  ihre  persönlichen  Verhältnisse  vorgetragen 
werden.  Berühmte  Staatsmänner,  die  Stifter  der  Hauptreligionen  der  Gegenwart,  die 
Reformatoren ,  kurz  die  Revolutionäre  jeder  Art  auf  politischem  und  religiösem  Ge- 
biet —  »Christus,  Luther,  Mazzini  und  Garibaldi«  —  »Christus,  Mazzini,  Szechenyi 
und  Kossuthc  —  »Paulus  und  Mahomedc  —  »Chateaubriand,  Schopenhauer  und 
Bismarck«  —  »Buddha,  Luther,  Christus,  Peter  der  Grosse«  etc.  werden  so  unter  den 
verschiedensten  Gesichtspunkten  auf  ihre  anthropologischen  Eigentümlichkeiten  bezw. 
Anomahen  untersucht.  Insofern  ist  das  Buch  reich  an  unterhaltenden  Einzelheiten 
aller  Art,  wenn  sie  auch  nicht  immer  historisch  beglaubigt  sind  und  die  Darstellung 
grossenteils  in  Auszügen  aus  Schriftstellern  aller  Zeiten  besteht.  Wir  heben  nur  fol- 
gendes hervor: 

Aus  dem  Beharrungsgesetz  {yis  inertiae)  wird  als  Normalzustand  der  Misoneismus 
(das  Festhalten  am  Bestehenden !)  im  Gegensatz  zum  Philoneismus  —  in  der  Gewohn- 
heit, der  Religion,  der  Moral,  der  Wissenschaft,  im  litterarischen  Leben,  in  der  Mode 
und  in  der  Politik  an  Beispielen  dargelegt.  Politisches  Verbrechen  ist  hienach  jedes 
gewaltsame  Attentat  gegen  den  politischen,  religiösen,  sozialen  Misoneismus  der  Mehr- 
heit. Denn  in  der  organischen,  also  auch  in  der  Menschenwelt  kommt  der  Fortschritt 
dem  Misoneismus  gegenüber  naturgemäss  nur  langsam  von  der  Stelle.  Alle  fortschritt- 
lichen Bestrebungen,  welche  sich  mit  allzu  brüsken  und  heftigen  Mitteln  äussern,  sind 
daher  nicht  physiologisch  und  deshalb  vom  juristischen  Standpunkte  betrachtet  anti- 
soziale Thaten ,  d.  h.  Verbrechen.  Jeder  Fortschritt  muss  langsam  sein ,  sonst  wird 
er  ein  unnützer  und  schädlicher  Kraftaufwand.  Wer  eine  politische  Neuerung  ohne 
Traditionen  durchführen  will,  greift  den  Misoneismus  an  und  weckt  in  den  neuerungs- 
scheuen Menschen  eine  Reaktion ,  mit  der  sie  die  Anwendung  des  Strafrechts  be- 
gründen. Revolution  ist  ein  langsam  und  wohl  vorbereiteter ,  notwendiger  Vorgang, 
höchstens  beschleunigt  durch  irgend  ein  nervöses  Genie  oder  einen  historischen  Zwischen- 
fall;  Aufstand  dagegen  ist   das  überstürzte,   künstliche,    in   ül;erhitzter  Temperatur  er- 
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zeugte  Reifen  von  Keimen,  die  dem  Tode  geweiht  sind.  Die  Revolution  ist  der  hi- 
storische Ausdruck  der  Evolution.  Sie  führt  zu  einer  Aenderung  mit  einem  Minimum 
von  Reibung  und  einem  Maximum  von  Erfolg.  Es  ist  der  Durchbruch  des  reifen 
Küchleins  durch  die  Schale.  Charakteristisch  für  die  Revolution  ist  ihr  langsamer 
und  stufenweiser  Fortgang  und  ihr  schliesslicher  Erfolg.  Revolution  und  Revolte  sind 
hienach  wesentlich  verschieden.  Als  Faktoren  der  Entwicklungsvorgänge  und  damit 
auch  des  politischen  Verbrechens  erscheinen  namentlich  der  Einfluss  des  Klimas,  der 
Jahreszeit,  der  Bodenbeschaffenheit  (die  Radikalen,  wie  die  Genie's  mehren  sich  mit 
der  Zunahme  der  Wärme  ;  in  Grönland  und  Lappland  fehlen  die  Revolutionen,  aber 
auch  die  Genie's).  Der  wichtigste  Faktor  ist  die  Rasse.  Die  blondhaarige  dolicho- 
cephale  ragt  als  neuerungssüchtig  besonders  hervor  gegenüber  der  bedürfnislosen  ar- 
beitsamen ,  am  Bestehenden  festhaltenden  brachycephalen.  Der  blonde  Typus  gilt 
schon  bei  Homer,  wie  bei  den  späteren  Griechen  und  den  Römern  als  der  höher- 
stehende; ihm  gehören  wie  die  meisten  Revolutionen  so  auch  die  meisten  Genie's 
an,  die  brachycephale ,  braune  Rasse  kennt  nur  Erneuten  und  Revolten  bei  an  sich 
konservativer  Gesinnung.  Das  Verhältnis  der  Genialität  wird  dann  an  den  einzelnen 
Nationen  durch  Beispiele  belegt.  Die  Rassenmischung  und  Akklimatisation  giebt 
Anlass  zu  einer  Charakteristik  der  Yankee's  und  des  Judentums. 

Mit  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  vermehrt  sich  die  politische  Agitation  und 
das  politische  Verbrechen.  In  den  grossen  Verkehrszentren  leben  die  meisten  Revo- 
lutionäre,  aber  auch  die  meisten  Genie's,  sofern  sie  hier  sich  sammeln  und  sterben, 
denn  geboren  werden  die  Genie's  auf  dem  Lande.  Weiterhin  werden  neben  den 
Ernährungs-  und  Erwerbsverhältnissen  sämtliche  sozialen,  ökonomischen  und  politischen 
Faktoren  des  politischen  Verbrechens  aufgezählt  und  durch  Beispiele  erläutert,  dann 
als  individuelle  Faktoren :  Geschlecht,  Alter,  Beruf,  angeborene  Verbrechernatur ;  end- 
lich der  Einfluss  des  Genie's  auf  den  Ausbruch  der  Revolutionen  dargestellt. 

Im  zweiten  Teil  des  Werks  werden  unter  dem  Gesichtspunkt  der  ökonomischen,  so- 
zialen und  politischen  Prophylaxe  des  Verbrechens :  die  Strafgesetzgebung  der  verschiede- 
nen Völker  und  Zeiten,  die  soziale  Frage,  die  ganze  Wohlfahrtspflege  der  Staatsgewalt, 
der  Parlamentarismus,  das  allgemeine  Stimmrecht,  die  Organisation  des  Richteramts,  kurz, 
es  wird  so  ziemlich  alles,  was  sich  auf  die  Bethätigung  der  Staatsgewalt  bezieht,  erörtert. 

Doch  genug !  Der  Wert  des  Buchs  liegt  ja,  wie  wir  bemerkt  haben,  viel  weniger 
in  der  Deduktion  als  in  der  Fülle  der  mitgeteilten  einzelnen  Thatsachen  und  geist- 
reichen Apergu's ,  über  welche  man  sich  am  besten  durch  das  gute  Personen-  und 
Sachregister  orientiert.  Angehängt  sind  statistische  Tabellen  und  Karten  (über  die 
orographischen  und  Rassenverhältnisse ,  sowie  über  die  geographische  Verteilung  der 
Genialität  in  Frankreich  etc.)  und  zwei  Tafeln  mit  40  Porträts  von  politischen  Ver- 
brechern seit  Cola  da  Rienzi  bis  Hödel,  Stellmacher  und  Reinsdorf.  Gaupp. 


M.  Ostrogorski ,  La  femtne  au  point  de  vue  du  droit  public.  Paris.  Arthur 
Rousseau.  -  1892.     pag.  195. 

Diese  von  der  Pariser  Rechtsfakultät  gekrönte  Preisschrift  hat  sich  zur  Aufgabe 
gesetzt,  die  Stellung  der  Frauen  in  den  Kulturstaaten  der  Vergangenheit  wie  der  Ge- 
genwart in  Beziehung  auf  die  Ausübung  der  staatsbürgerlichen  und  der  politischen 
Rechte  i.  e.  S.  zu  schildern.  Der  Verfasser  steht  hierbei  den  Bestrebungen  für  die 
sog.  Emanzipation  der  Frauen  ganz  unbefangen  gegenüber.  Im  ersten  Kapitel  wird 
zunächst  das  Recht  der  Frauen  auf  die  Thronfolge  und  auf  die  Regent- 
schaft und  die  hierüber  in   den  monarchischen  Staaten  bestehende  Verschiedenheit 
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der  Gesetzgebung  bezw.  des  Herkommens  dargestellt.  Im  zweiten  Kapitel  wird  dann 
die  Teilnahme  der  Frauen  an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  den  auf  repräsen- 
tativer Verfassung  beruhenden  Staaten  erörtert,  also  namentlich  —  um  von  der  Aus- 
übung der  lehensherrlichen  Rechte  im  Feudalstaat  abzusehen ,  das  politische 
Wahl-  und  Wählbarkeitsrecht  und  wird  nachgewiesen ,  dass  ausser  dem 
nunmehrigen  Staat  Wyoming  in  Nordamerika  das  politische  Wahlrecht  der  Frauen 
bisher  nirgends  zur  Anerkennung  gelangt  ist,  indem  insbesondere  der  nordamerikanische 
Kongress  das  Frauenstimmrecht  wiederholt  abgelehnt  hat,  während  in  einer  Reihe  von 
Einzelstaaten  der  Union  dasselbe  zwar  von  der  Legislatur  angenommen,  in  der  Volks- 
abstimmung aber  stets  verworfen  worden  ist.  Damit  erklärt  sich  auch  der  Verfasser 
einverstanden ,  indem  er  zwischen  den  politischen  Rechten ,  welche  in  der  Ausübung 
des  Herrscherwillens  (er  spricht  von  »Imperium«  und  »jurisdictio«)  bestehen  und  den 
übrigen  staatsbürgerlichen  Rechten  unterscheidet.  Bei  den  Rechten  der  ersteren  Kate- 
gorie ist  die  Teilnahme  der  Frauen  prinzipiell  ausgeschlossen  und  bedarf  es  daher 
einer  besonderen  Zuerkennung  derselben  durch  die  Gesetzgebung;  während  bei  allen 
anderen  staatsbürgerlichen  Rechten  ein  Ausschluss  der  Frauen  an  sich  nicht  begründet 
ist  und  durch  besondere  Zweckmässigkeitsgründe  gerechtfertigt  werden  muss,  weshalb, 
da  das  Gesetz  hier  im  Zweifel  unter  den  Berechtigten  immer  auch  die  Frauen  be- 
greift, eine  spezielle  Ausschliessung  der  Frauen  durch  das  Gesetz  erforderlich  ist.  Im 
dritten  Kapitel  wird  gezeigt,  dass  bei  der  lokalenSelbstverwaltung,  welche 
namentlich  in  den  germanischen  Staaten  (mehr  aber  noch  in  Russland)  auf  der  Mit- 
berechtigung am  Gemeindeeigentum  beruht,  die  Frauen  den  Männern  von  Alters  her 
gleichberechtigt  gegenüberstanden ,  dass  dagegen  in  neuerer  Zeit  in  Frankreich ,  wie 
überhaupt  in  den  romanischen  Ländern  die  Mitwirkung  der  Frauen  bei  dieser  lokalen 
Selbstverwaltung  gänzlich  ausgeschlossen  wurde ,  wogegen  sich  dieselbe  in  England 
und  seinen  Kolonien,  in  Schweden,  Island,  Finnland  und  Russland  in  weitem  Umfang, 
in  Preussen,  Oesterreich,  Sachsen  und  Braunschweig  wenigstens  für  die  Landgemeinden 
erhalten  hat ,  in  den  übrigen  Staaten  aber  namentlich  mit  der  Einführung  des  allge- 
meinen Stimmrechts  verschwunden  ist.  In  der  nordamerikanischen  Union  hat  der 
Widerstand  gegen  das  politische  Wahlrecht  auch  zur  Ablehnung  des  Gemeindewahl- 
rechts der  Frauen  geführt,  mit  einziger  Ausnahme  von  Wyoming  und  ausserdem  von 
Kansas.  Die  Wählbarkeit  besitzen  dieselben,  abgesehen  von  den  letztgenannten  beiden 
Staaten  nirgends.  Nur  in  Sachen  der  Schulverwaltung  und  der  Armenunterstützung 
ist  ihnen  letztere  in  England ,  Norwegen  ,  Schweden  und  in  einem  Teil  der  Staaten 
der  Union  eingeräumt.  Im  vierten  Kapitel  werden  die  Funktionen  des  öffent- 
lichen Dienstes  erörtert ,  wobei  der  Verfasser  wiederum  nach  der  Natur  der 
einzelnen  Funktionen  unterscheidet  und  den  Ausschluss  der  Frauen  vom  Richteramt, 
von  der  Jury  und  den  Verwaltungsämtern ,  einschliesslich  des  Notariats  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  Gesetzgebung  aller  Staaten  (selbst  in  Wyoming  wurde  den  Frauen 
nach  wenigen  Jahren  die  Funktion  als  Geschworene  nach  schlimmen  Erfahrungen 
wieder  —  gerichtlich  abgesprochen !)  verteidigt.  Auch  die  Advokatur  ist  den  Frauen 
bisher  verschlossen  und  sind  die  Versuche ,  ihr  Recht  auf  Grund  der  bestehenden 
Gesetze  durchzusetzen ,  in  Italien ,  Belgien ,  der  Schweiz  und  Russland  in  der 
letzten  Instanz  zurückgewiesen  worden.  Erst  in  der  neuesten  Zeit  sind  die  Frauen 
in  einer  grossen  Zahl  von  Staaten  der  Union  durch  ausdrückliche  Gesetzesakte  zur 
Advokatur  zugelassen.  Auch  können  jetzt  nach  einem  Bundesges.  v.  15.  Februar 
1879  Frauen ,  welche  drei  Jahre  lang  dem  Bureau  des  höchsten  Gerichtshofs  eines 
Bundesstaats    angehört    haben ,    zur   .Anwaltschaft    vor    dem     höchsten  Gerichtshof  der 
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Union  zugelassen  werden.  Den  Schluss  (5.  Kapitel)  bildet  die  Erörterung  der  sog. 
öffentlichen  Individualrechte.  Auch  hier  wird  der  Rechtszustand  der 
verschiedenen  Staaten  eingehend  dargestellt,  und  die  mehr  und  mehr  zur  Anerkennung 
gelangende  Gleichberechtigung  der  Frauen  ,  also  namentlich  bezüglich  des  Petitions- 
rechts, des  Versammlungsrechts,  der  Pressfreiheit  (Funktion  als  Redakteur),  der  freien 
Wahl  des  Berufs  (auch  des  ärztlichen  und  pharmaceutischen)  und  der  Freiheit  des 
Unterrichts  verleidigt.  Nur  gewährt  die  Zula.ssung  der  Frauen  zum  Besuch  der  Hoch- 
schulen etc.  ihnen  noch  keinerlei  Anspruch  auf  die  Ausübung  der  bezüglichen,  nament- 
lich öffentlichen  Funktionen,  zu  welchen  die  Hochschulen  vorbereiten.  Hieran  reiht 
sich  dann  noch  eine  im  wesentlichen  an  die  Bestimmungen  des  Code  civil  anknüpfende 
Erörterung  über  die  Zulassung  der  Frauen  zur  Vormundschaft  und  zum  SoUenniläts- 
zeugnis.  Gaupp. 


Leo  V.  Savigny,  Die  französischen  Rtchtsfakultäten  im  Rahmen  der  neueren 
Entwickelung  des  französischen  Hochschulwesens.  Berlin.  Puttkammer  u.  Mühl- 
brecht.    1891. 

Die  umfassenden  Reformen,  welche  die  Organisation  und  Verwaltung  des  fran- 
zösischen Hochschulwesens,  insbesondere  der  bisherigen  Rechtsfakultäten  seit  dem 
Jahre  1871  nach  deutschem  Muster  erfahren  hat,  sind  in  Deutschland  in  weiteren,  auch 
fachwissenschaftlichen  Kreisen  wenig  bekannt.  Es  ist  daher  ein  entschiedenes  Ver- 
dienst des  Verfassers ,  dass  er  sich  in  dem  vorliegenden  Werke  einer  eingehenden 
verständnisvollen  Darstellung  dieses  neuesten  Zustands  unterzogen  hat.  Er  sagt  zwar 
in  der  Vorrede  ,  dass  es  sich  nur  um  die  Schilderung  seiner  gelegentlich  eines  halb- 
jährigen Aufenthalts  in  Paris  gemachten  Beobachtungen  über  die  Organisation  des 
französischen  Rechtsunterrichts  handle.  Allein  wenn  auch  hienach  der  Verfasser  nicht 
mit  der  Prätention  selbständiger  Quellenforschung  auftritt,  vielmehr  in  der  Hauptsache 
aus  sekundären  Quellen  schöpft,  soweit  es  sich  um  die  ältere  Zeit  handelt,  so  hat  er 
doch  die  gesamte  französische  Litteratur  über  das  Hochschulwesen  aus  älterer  und 
neuerer  Zeit  und  ebenso  das  legislatorische  Material  aus  neuerer  Zeit,  soweit  es  publi- 
ziert ist,  aufs  sorgfältigste  durchforscht,  während  er  andererseits  die  auf  die  Entwicke- 
lung der  Hochschulen  im  Mittelalter  und  der  Neuzeit  bezügliche  deutsche  Litteratur 
vollkommen  beherrscht.  Er  beginnt  mit  der  Darstellung  der  allgemeinen  Organisation 
des  französischen  Hochschulwesens  und  seiner  Entwickelung  seit  dem  17.  Jahrhundert. 
Wir  erhalten  hier  eine  interessante  Auseinandersetzung  über  die  Gründe ,  welche  den 
Rückgang  der  noch  am  Ende  des  16.  Jahrhunderts  in  so  hoher  Blüte  stehenden  Rechts- 
fakultäten —  es  sei  nur  an  Cujacius ,  Donellus ,  Duaren  u.  a.  erirmert  —  seit  dem 
17.  und  18.  Jahrhundert  zur  Folge  hatten.  Er  findet  diese  Gründe  namentlich  in  dem 
Verlust  des  bisherigen  internationalen  Charakters  und  der  Verwandlung  der  französi- 
schen Universitäten  in  abhängige  Organe  des  neuen  zentralisierten  Einheitsstaats,  na- 
mentlich aber  in  dem  damit  zusammenhängenden  Umstand ,  dass  man  in  Frankreich 
der  in  Deutschland  seit  dem  16.  Jahrhundert  sich  vollziehenden  Verwandlung  der 
collegia  publica  in  collegia  privata,  m.  a.  W.  der  Einführung  der  Kollegiengelder  nicht 
folgte,  und  damit  der  wichtigste  Anreiz  für  wissenschaftliche  Arbeit  fehlte,  während 
andererseits  der  Ersatz ,  welchen  in  früherer  Zeit  der  Wetteifer  der  Städte ,  diwch 
glänzende  Anerbietungen  Celebritäten  zu  erlangen,  darbot,  mit  der  Verwandlung  der 
Universitäten  in  Staatsinstitute  mehr  und  mehr  hinwegfiel.  Verfasser  schildert  darm 
die  Reform  des  Hochschulwesens  namentlich  der  Rechtsfakultäten  unter  Ludwig  XIV 
imd  die  an  diese  Reformgesetzgebung  anknüpfende  und  sie  konsequent  weiterbildende  Ge- 
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setzgebung  Napeleons  I.,  welche  im  wesentlichen  —  da  die  Reformversuche  Salvandy's 
unter  der  Julimonarchie  keinen  Erfolg  hatten,  bis  zum  Jahr  1871  in  Geltung  blieb. 
Hierauf  folgt  im  dritten  Abschnitt  eine  umfassende ,  anschauliche  Darstellung  der 
neuesten  Organisation ,  überhaupt  des  gegenwärtigen  Zustandes  der  Rechtsfakultäten. 
Wir  lernen  die  verschiedenen  Klassen  des  Lehrpersonals,  seine  Rekrutierung  und  äussere 
Stellung,  seine  Eingliederung  in  die  Gesamtheit  der  französischen  Unterrichtsverwaltung, 
die  Ausbildung  der  Studierenden  in  Paris  und  an  den  Provinzialfakultäten ,  die  ver- 
schiedenen Elemente  unter  den  Studierenden  der  Rechtswissenschaft,  das  akademische 
Leben,  die  Beschaffenheit  der  Studienerfolge,  endlich  die  akademischen  Grade  und 
die  Studienordnung,  sowie  die  wichtigsten  der  durch  das  Rechtsstudium  zugänglichen 
Berufsstellungen  kennen.  Dann  wird  die  französische  Lehrorganisation  und  das  Vor- 
lesungswesen dargestellt  und  mit  dem  deutschen  verglichen  ;  auch  werden  die  Conferences, 
die  Preisaufgaben  und  das  Priifungswesen  und  die  durch  die  eigentümliche  Reglemen- 
tierung der  Vorlesungen  und  ihres  Inhalts  herbeigeführte  Beschränkung  der  Lem- 
freiheit  eingehend  erörtert.  Den  Schluss  machen  die  neuesten  Versuche,  zum  Zweck 
der  öffentlich-rechtlichen  Ausbildung  der  Juristen,  wie  zur  entsprechenden  Vorbildung 
der  Verwaltungsbeamten  neben  der  erfolgreichen  Thätigkeit  der  seit  1871  gegründeten 
icole  libre  des  sciences  politiques  zu  Paris  die  Staatswissenschaften  in  den  offiziell 
normierten  Lehrplan  der  Rechtsfakultäten  einzuführen.  Es  folgt  dann  noch  eine  Ver- 
gleichung  zwischen  dem  deutschen  System  der  Vereinigung  und  dem  französischen 
System  der  Trennung  der  Berufsbildung  von  der  forschenden  Wissenschaft,  wobei  sich 
der  Verfasser  »voll  und  ganz«  auf  den  Boden  der  deutschen  Anschauung  stellt.  — 
Wir  konstatieren  hierbei,  dass  der  Verfasser  von  seinem  Buch  jede  politische  und  kon- 
fessionelle Tendenz  ferngehalten  hat  und  seinen  Gegenstand  mit  der  grössten  Objekti- 
vität behandelt.  Dass  das  Werk  durch  Beseitigung  mancher  Wiederholungen  noch 
lesbarer  geworden  wäre,  ist  dem  Verfasser  selbst  nicht  entgangen.  Gaupp. 


K-  Parey,  Die  Rechts gyundsätze  des  K.  preuss.  Oberverwaltungsgerichts.  Zweite 
vermehrte  und  verbesserte  Auflage.     Berlin,   1891,     750  S. 

Die  vorliegende  Sammlung  umfasst  jetzt  die  ersten  XX  Bände  der  amtlich  publi- 
zierten Entscheidungen  des  K.  preuss.  Oberverwaltungsgerichts,  während  die  erste  Auf- 
lage sich  auf  die  zwölf  ersten  Bände  beschränkt  hatte.  Die  Anordnung  des  Stoffs  ist 
dieselbe  geblieben.  In  der  ersten  Abteilung  werden  die  Angelegenheiten  der  Kom- 
munal- und  staatlichen  Verwaltungsbezirke ,  in  der  zweiten  Kultus ,  Schule  und  Per- 
sonenstand, in  der  dritten  polizeiliche  Angelegenheiten,  in  der  vierten  der  Verwaltungs- 
prozess  dargestellt ;  jede  zerfällt  wieder  in  Unterabteilungen ,  in  welchen  der  Inhalt 
der  einzelnen  Entscheidungen  nach  der  Zeitfolge  in  fortlaufenden  Nummern  vorge- 
tragen wird.  Hieran  schliesst  sich  dann  ein  sorgfältiges  Sachregister.  Da  bei  jedem 
Urteil  nicht  nur  der  decisive  Inhalt,  sondern  auch  das  Wesentliche  aus  den  Gründen 
mitgeteilt  wird ,  so  bildet  das  Buch  nicht  nur  ein  Register  zu  den  Entscheidungen 
selbst,  sondern  ist  auch,  was  bei  der  grossen  Wichtigkeit  der  Entscheidungen  auch 
ausserhalb  Preussens  sehr  in  Betracht  kommt ,  ganz  geeignet ,  für  weitere  Kreise  den 
Besitz  der  Sammlung  selbst  —  in  citierfähiger  Weise  —  zu  ersetzen.  Gaupp. 


Nur  kurz  anzuführen  sind  folgende  Broschüren: 
H.  Kurella,   C.  Lcmbroso  und  die  Naturgeschichte  des   Verbrechers.    Hamburg, 
1892  —  eine  Schilderung  der  seitherigen  litterarischen  Thätigkeit  Z-.'s  und  seiner  Be- 
deutung für  die   Reform  der  Strafrechtspflege  und  Strafrechtswissenschaft. 
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P.  ff.  Aschrott,  Aus  dem  Straf-  umi  Gffänf^niswesen  Nurdamertkas.  Hamburg, 
1889.  —  Studien,  welche  der  Verfasser  wahrend  eines  siebenmonatigen  Aufenthalts  in 
Amerika  über  das  dortige   Gefiingniswesen   gemacht  liat. 

R.  Munttn ,  Die  Ge/ungnisslra/e  und  dit  bedingte  Verurteilung  im  modernen 
Strafrecht.  Hamburg,  1891,  —  Bietet  nichts  Neues  über  diese  in  jüngster  Zeit  zum 
Ueberdruss  erörterte  Schulfrage. 

Pfizer,  Die  Berufung  in  Strafsachen.  Hamburg,  1891.  Die  grosse  Frinzipien- 
frage  der  Berufung  in  Strafsachen  will  hier  durch  ein  kleines  —  um  nicht  zu  sagen 
kleinliches  —  Auskunftsmittel  gelöst  werden,  nämlich  durch  die  Aufnahme  des  Beweis- 
ergebnisses in  die  Urteilsgründe  des  ersten  Richters  und  durch  eine  Unterscheidung 
zwischen  anfechtbaren  und  unanfechtbaren  thatsächlichen  Feststellungen  Die  Dar- 
stellung erhebt  sich  nicht  zu  allgemeinen,  höheren  Gesichtspunkten,  sondern  argumentiert 
bloss  aus  einem  einzelnen  Fall,  in  welchem  auf  solche  Weise  hätte  abgeholfen  werden 
können.    Der  Versuch  ist  bereits  von  anderer  Seite  zurückgewiesen  worden.  G. 


I.  ABHANDLUNGEN. 


ZUR  BELEUCHTUNG  DER  HANDWERKER- 
FRAGE. 

VON 
Dr.    E.  HEITZ. 


Hinsichtlich  der  Reformvorschläge  der  Reichsregierung  in 
Sachen  des  Handwerks  sind  nur  zwei  Punkte  festgestellt :  von  Ein- 
führung des  sog.  Befähigungsnachweises  und  von  Wiederherstellung 
der  obligatorischen  Innung  wird  keinenfalls  die  Rede  sein.  Das 
war  schon  vor  Monaten  im  Reichstage  und  im  preussischen  Ab- 
geordnetenhause erklärt  worden  und  ist  seitdem  zur  vollen  Ge- 
wissheit geworden :  der  Bundesrat  hat  dem  aus  der  Initiative  der 
Herren  Ackermann,  Biehl  und  Gen.  hervorgegangenen  Gesetzent- 
wurf des  Reichstages  nicht  zugestimmt. 

Es  ist  verständlich,  dass  es  der  Handwerkerpartei  schwer 
wird,  eine  Forderung  fallen  zu  lassen,  die  sie  mit  grösster  Zähig- 
keit seit  1872  festgehalten  hat.  Wenn  aber  der  letzte  Innungs- 
und Handwerkertag  (Februar  1892)  erklärte,  dass  mit  jenem  Postulat 
das  deutsche  Handwerk  stehe  und  falle,  so  ist  das  m.  E.  ebenso 
unrichtig,  als  die  Auffassung ,  dass  es  überhaupt  in  Sachen  des 
Handwerkes  auf  gesetzlichem  Wege  nichts  mehr  zu  thun  gebe. 

Nun  ist  freilich  die  Aufgabe  der  folgenden  Zeilen  nicht,  eine 
detaillierte  Erörterung  der  Beschwerden,  welche  die  Handwerker- 
partei vorbringt,  denn  eine  solche  dürfte  erst  im  Zusammenhange 
mit  den  wirklichen  Vorschlägen  der  Regierung  durchgeführt  werden. 
Vielmehr  ist  jetzt  das  Absehen  nur  auf  eine  allgemeine  Charak- 
teristik des  Handwerkes,  wie  sie  sich  vor  allem  aus  statistischem 
Material  ergiebt,  gerichtet.    Das  Bedürfnis  nach  einer,  wenn  auch 

Zeitschrift  für  die  ges,  Staatswissensch.  1893.  II.  I^ 


1^4  I^^-  ^-  ^ieitz: 

kurz  gehaltenen  Erörterung  hängt  zusammen  mit  zwei  Beobach- 
tungen, die  Verf.  schon  seit  Jahren  zu  machen  glaubte. 

Die  einen  beruhigen  sich  bei  der  Wahrnehmung,  dass  durch 
Grossbetrieb  und  Grossverkehr  das  Handwerk  aus  seiner  früheren 
festen  Stellung  verdrängt  worden  sei.  Da  nach  ihrer  Auffassung 
jenen  beiden  die  Zukunft  gehört,  hiesse  es  den  Zug  der  Zeit 
missdeuten ,  wenn  man  überhaupt  zu  Gunsten  des  Handwerkes 
gesetzliche  Mittel  versuchte.  —  Den  andern  entgeht  nun  freilich 
die  hier  so  vollständig  übersehene  Lebensfähigkeit  des  Hand- 
werkes nicht.  Was  diese  aber  abhält ,  ist  die  Furcht  vor  einer 
Rückbildung;  es  ist  ihnen  ausgemachte  Sache,  dass  es  nur  eine 
Wahl  giebt :  entv^^eder  Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes, 
oder  aber  freies  Gewährenlassen.  Und  da  jenes  für  die  Entwick- 
lung der  Grossindustrie  und  damit  für  das  ganze  industrielle  Eeben 
verderblich  werden  könnte,  entscheiden  sich  diese  Männer,  wenn 
auch  ungern,  für  das  Zweite  und  sind  beruhigt,  seitdem  sie  wissen, 
welchen  Standpunkt  die  Regierung  einnimmt. 

Eine  Richtigstellung  auf  Grund  der  Geschichte  oder  der  theo- 
retischen Analyse  vorzunehmen,  dürfte  in  dieser  Stunde  kaum  Be- 
dürfnis sein.  Jene  beiden  Ansichten  würdigen  das  Thatsächliche 
des  Bestehenden  keinenfalls  hinreichend,  und  in  diesem  Sinne  ist 
der  nachfolgende  Beitrag  gefertigt  worden.  Verf.  benützt  hiebei 
eine  frühere,  nicht  in  den  Buchhandel  gekommene  Arbeit  ^)  und 
wird  zunächst  versuchen ,  über  die  Entwicklung  des  Handwerks 
in  einigen  deutschen  Staaten  einen  Ueberblick  zu  geben. 

Dass  in  der  Zusammenstellung  Preussen  (Bestand  vor  1866), 
Sachsen  und  Württemberg  benutzt  worden  sind,  hat  äussere  und 
innere  Gründe.  Will  man  ältere  Daten  mit  neueren  vergleichen, 
so  findet  man  bei  ihnen  weitaus  die  beste  Auskunft  —  man  darf 
nur  nicht  übersehen,  dass  Zweck  und  Form  der  Erhebung  sozu- 
sagen in  jedem  Einzelfalle  verschieden  sind.  Bedenkt  man  aber 
ausserdem,  dass  von  allen  wirtschaftlichen  Verrichtungen  das  ge- 
werbliche Treiben  wohl  das  subtilste  ist,  dass  es  unter  dem  dop- 
pelten Einfluss  der  bisherigen  Entwicklung  und  der  momentanen 
Geschäftslage  steht,  so  kann  die  blosse  Durchschnittsziffer,  für  ganz 
Deutschland  etwa  nach  den  Statistiken  von  i86r,  1875  und  1882  für 


l)  Studien  zur  Handwerkerfrage ,  Festschrift  der  landwirtschaftlichen  Akademie 
Hohenheim  zum  25jährigen  Regierungsjubiläum  des  Königs  Karl  von  Württemberg 
(Stuttgart,  Druck  von  Gebr.  Kröner)  1889. 
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unmöglich  den  wahren  Aufschluss  geben,  sondern  man  muss  ge- 
wissermassen  isoHeren  und  Einzelbeobachtung  einleiten. 

Eine  besondere  Schwierigkeit  lag  übrigens  darin ,  aus  den 
Erhebungen  von  1875  und  1882  den  effektiven  Personalbestand 
zu  ermitteln  und  richtig  unterzubringen.  Vor  allem  ergab  sich 
sofort  die  absolute  Unmöglichkeit,  die  sog.  Nebenbetriebe  zu  be- 
rücksichtigen. Aber  auch  die  sog.  Hauptbetriebe  werden  nur 
gezählt,  wenn  in  denselben  wirklich  jemand  dauernd  beschäftigt 
war,  dagegen  wurde  durchgehends  für  jeden  Hauptbetrieb  nur 
ein  Meister  resp.  Geschäftsleiter  gezählt.  —  Die  wichtigste  Ab- 
weichung besteht  aber  darin,  dass  der  Verf.  auch  die  Betriebe 
mit  6 — 10  Hilfspersonen  dem  sog.  Kleingewerbe  zugewiesen  und 
in  jedem  Einzelfalle,  da  die  entsprechenden  Angaben  fehlen,  die 
Zahl  7  pro  Betrieb  eingesetzt  hat.  Wohl  giebt  es  fabrikmässige 
Betriebe  auch  innerhalb  dieser  und  der  noch  kleineren  Betriebe. 
Wenn  es  aber  überhaupt  schwierig  ist,  die  Grenzen  von  Hand- 
werk und  Fabrik  anders  als  quantitativ  zu  unterscheiden,  so  steht 
doch  unzweifelhaft  fest,  dass  das  eigentliche,  für  einen  wechselnden 
Konsumentenkreis  arbeitende  Handwerk  in  noch  weit  zahlreicheren 
Fällen  einen  viel  ansehnlicheren  Bestand  an  Hilfspersonen  auf- 
weist. Ueber  die  Zahl  von  10  Hilfsarbeitern  hinauszugehen,  war 
aber  wieder  durch  die  Anlage  der  Tabellen  unmöglich  gemacht ; 
Verfasser  hätte  zudem  Bedenken  getragen ,  auf  einen  so  hohen 
Satz  zu  greifen.     (S.  Tab.  I,  II  und  III  nächste  Seite  u.  ff..) 

Was  zunächst  die  Zahl  der  Selbständigen  anbetrifft,  so  bringen 
die  Tabellen  vor  allem  eine  ausserordentliche  Beweglichkeit  zum 
Ausdruck,  bestätigen  sie  also  eine  Beobachtung,  die  ebenso  häufig 
gemacht  wurde,  als  sie  selten  wirkliche  Würdigung  gefunden  hat. 
Wichtig  ist  insbesondere,  dass  zwar  durchschnittlich  das  Jahr  1861, 
das  letzte  Ergebnisjahr  vor  Einführung  der  Gewerbefreiheit  — 
hohe  Bestände  zu  erkennen  giebt,  dass  aber  damit  nicht  diejenige 
Folge  verknüpft  ist ,  die  man  so  gerne  damit  verbindet.  Oder 
genauer :  die  rückläufige  Bewegung  beginnt  weder  ausschliesslich 
von  da  an,  noch  ist  solche  durchweg  eingehalten  worden.  Wäh- 
rend also  die  früheren  Jahre  vielfach  höhere  Zahlen  liefern,  finden 
wir  nicht  selten  erst  nachher  starke  Zunahme. 

Aber  neben  dieser  allgemeinen  Betrachtung,  welche  den  wirk- 
lichen Prozess  kaum  vollständig  erfasst ,  zeigte  sich  ein  ausser- 
ordentlicher Unterschied,  sobald  man  das  Verhalten  der  einzelnen 
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Länder  seit  der  Gewerbefreiheit  verfolgt,  also  die  Zählungen  von 

1875  und  1882    unter  Zusammenfassung  einer    gleichen  Zahl  von 

Gewerbsarten  in  Vergleichung  setzt. 

Meister  und  ^    ,  ■ , ,  ^ 

„,.  ,.  Oehilfen         Oewer  betreib  ende 

Selbständige 

1875  1882  1875  1882  1875  «882 

Alt-Preussen    .     .     .     6 15  2 14  553708  323104  456059  938318  1009767 

Sachsen      ....       80753  88279  67358  82945  148  11  i         1 7 1  224 

Württemberg.     .     .       82931  75621  45648  45781  128579        121303 

Im  Verhältnis  zu  1875  hat  1882  folgende  Zunahme  oder  Ab- 
nahme : 

Meister  Gehilfen  Gewerbetreibende 

Alt-Preussen         —  9,98  -|-  40,84  -j-     7,23 

Sachsen  -)-  9,34  -\-   23,04  -|-   15,61 

Württemberg        —  8,81  -|-     0,29  —     5,57 

Die  wenigen  Zahlen  rufen  einer  ganzen  Reihe  von  Erwäg- 
ungen ,  die  um  so  mehr  Aufmerksamkeit  verdienen  ,  als  sie  der 
allerneuesten  Zeit  angehören.  —  Um  was   handelt  es   sich   hier? 

Augenscheinlich  sind  es  zwei  diametral  verschiedene  Vor- 
gänge. In  Württemberg  setzt  sich  die  Ausleerung  des  Kleinhand- 
werks, namentlich  des  ländlichen,  noch  immer  fort,  in  Sachsen 
ist  dieselbe  in  der  Hauptsache  vollendet  und  durch  eine  sehr  an- 
sehnliche Vermehrung  abgelöst,  so  dass  in  vielen  Einzelfällen  das 
Jahr  1882  den  höchsten  bis  jetzt  erreichten  Stand  aufweist.  Und 
vielleicht  als  drittes  Moment  die  Erhaltung  des  alten  Satzes  in 
den  altern  preussischen  Provinzen ,  wenn  die  Annahme  zulässig 
ist,  dass  dort  teilweise  entweder  1875  oder  1882  eine  unrichtige 
Rubrizierung  der  beteiligten  Personen  unterlaufen  sei. 

Der  Vorgang  in  Württemberg,  der  übrigens  in  andern ,  na- 
mentlich süddeutschen  Staaten  wiederkehrt,  hat  gewiss  nichts 
auffälliges  an  sich.  Aus  der  historischen  Entwicklung,  der  des 
Verfassers  früher  genannte  Schrift  in  erster  Linie  gewidmet  war, 
hatte  sich  ergeben,  dass  und  warum  das  frühere  System  der  Landes- 
zunft eine  unverhältnismässig  starke  Besetzung  der  einzelnen  Ge- 
werke  zur  Folge  hatte.  Nun  war  man  wohl  schon  1864  zur  Ge- 
werbefreiheit übergegangen,  allein  erst  nach  1871,  nach  erfolgtem 
nähern  Anschluss  an  den  Norden,  konnte  der  Grossverkehr  seine 
spezifische  Wirkung  ausüben,  erst  seit  1875  trat  die  einheitliche 
Münze  auch  für  Süddeutschland  als  weiterer  Faktor  in  Funktion ; 
ebenso  wäre  es  möglich,  dass  hier  später  als  im  Norden  die  in- 
dustrielle  und    agrarische  Krise  jener  Zeit    sich    fühlbar   machte. 
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Ausserdem  ergiebt  die  Vergleichung  mit  der  Volkszahl,  dass  der 
ganze  Vorgang  als  eine  Art  von  Sanierungsprozess  aufgefasst 
werden  darf.  Zählte  man  doch  1875  in  Württemberg  auf  100 000 
Einwohner  442,  in  Sachsen  aber  nur  293  Meister  und  Selbstän- 
dige, und  stehen  noch  1882  394  und  297  einander  gegenüber. 

Es  spricht  also  alles  für  die  Annahme,  dass  noch  nicht  überall 
bei  uns  die  Nachwirkungen  des  früher  herrschenden  Systems  über- 
wunden sind.  Es  ist  gewiss  fraglich,  ob  immer  mit  der  Verminderung 
der  Zahl  eine  Verbesserung  der  ökonomischen  Situation  verbunden 
ist;  unter  allen  Umständen  wird  sie,  volkswirtschaftlich  genommen, 
als  ein  Vorteil  anzusehen  sein  —  so  lange  anderweitige  Arbeits- 
gelegenheit fehlt.  Wer  sich  jemals  mit  den  Verhältnissen  zur 
Zeit  der  Landeszunft  beschäftigt  hat,  dem  werden  die  Schilde- 
rungen von  der  Not  und  Armut  der  damaligen  Handwerker  un- 
vergesslich  bleiben.  Es  heisst  daher  auch  einen  groben  historischen 
Fehler  begehen ,  wenn  man  die  früheren  Zustände  schlechtweg 
als  bessere  bezeichnet.  —  Ein  Wort  über  den  hier  gestreiften 
^goldenen  Boden«  später  in  etwas  anderer  Verbindung. 

Eine  höchst  eigentümliche  Beleuchtung  erhält  übrigens  der 
bezügliche  Vorgang  durch  die  Einschiebung  der  Grossindustrie 
und  deren  Entwicklung  in  Württemberg.  Die  landläufige  Theorie 
würde  vermuten  lassen,  dass  dieselbe  einen  erheblichen  Teil  der 
Handwerker  absorbiert  hätte.  Nach  den  Tabellen  hat  aber  hier 
sowohl  Zahl  als  Bestand  in  der  Hauptsache  abgenommen.  — 
Wird  man  da  nicht  erinnert  an  die  badische  Enquete  über  das 
Kleingewerbe?  In  der  Hauptsache  hat  diese  Unternehmung  des 
Wertvollen  nicht  gar  viel  erbracht;  aber  unter  den  ebenso  dürf- 
tigen als  widersprechenden  Angaben  kehrt  eine  Klage  immer 
wieder ;  es  sei  der  kolossale  Druck,  welcher  seit  1879  durch  die 
Grossindustrie  ausgeübt  werde  und  bei  der  ökonomischen  Lage 
der  Landwirtschaft  doppelt  empfindlich  wirke.  Man  halte  diese 
Angabe  zusammen  mit  den  Ausführungen  der  Handwerker  über 
das  Hausieren  jener  sog.  Reisenden  und  die  empfindliche  Schä- 
digung ,  welche  hierdurch  die  Lokalgewerbe  erfahren.  Wenn 
noch  hinzugenommen  werden  dürfte,  dass  die  süddeutschen  In- 
dustriellen bis  zu  einem  gewissen  Grade  durch  die  gewandteren 
Emissäre  anderer  Bundesstaaten  in  ihrem  eigenen  Absatzgebiet 
zurückgedrängt  worden  wären  und  dass  überhaupt  durch  eine 
Schwächung  der  Grossiudustrie  das  Kleingewerbe  seinerseits  man- 
cherlei Nachteile  erfährt,  so  käme  man  zu  einem  Gesamtbilde,  welches 
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für  bestimmte  Massnahmen  der  Gesetzgebung  augenscheinlich 
recht  brauchbare  Anhaltspunkte  gewährt.  Man  wird  natürlich 
annehmen  dürfen,  dass  manches  der  berührten  Momente  nur 
vorübergehend  wirksam  ist,  aber  wie  ganz  anders  stellt  sich  die 
Plandwerkerfrage  dar,  wenn  wir  zu  der  Annahme  berechtigt  sind, 
dass  bis  ins  Kleingewerbe  hinein  die  grossen  verkehrspolitischen 
Massregeln  ihre  Wirkung  ausüben. 

Wie  schon  erwähnt ,  deuten  die  sächsischen  Zahlen  einen 
ganz  entgegengesetzten  Verlauf  an  :  die  Zahl  der  selbständigen 
Handwerker  hat  sich  hier  in  relativ  kurzer  Zeit  anhaltend  ver- 
mehrt. Sucht  man  hier  nach  dem  eigentlichen  Grunde,  so  dürfte 
er  —  die  neueren  Klagen  über  das  rapide  Wachsen  des  Pfuscher- 
tums  im  Handwerk  deuten  ebenfalls  darauf  hin  —  auf  ein  unver- 
hältnismässiges Anwachsen  der  sog.  Alleinarbeiter  (ohne  Motoren 
oder  ständige  Gehilfen)  zu  raten  haben.  Ich  sage  zu  raten  — 
denn  vor  1882  sind  diese  Gewerbetreibende  nicht  einer  isolierten 
Ermittlung  unterlegen,  und  rein  rechnerisch  genommen  ist  noch 
heute  in  Sachsen  ihre  Zahl  nicht  so  gross ,  wie  anderwärts.  Es 
ist  nun  freilich  nicht  ausgemacht,  dass  die  hier  gewählte  Behand- 
lung den  thatsächlichen  Verhältnissen  vollkommen  entspricht. 
Nimmt  man  die  ganze  Gruppe  ohne  Unterschied  zum  Handwerk, 
so  verfällt  man  nur  in  den  entgegengesetzten  Fehler,  der  s.  Z. 
Schone  in  seiner  Monographie  über  das  Schuhmachergewerbe 
passiert  ist.  Letzterer  hat  eben  nicht  beachtet ,  dass  es  gerade 
auf  dem  Lande  bei  den  Schneidern,  Schustern,  Bäckern,  Fleischern, 
Böttchern,  Malern,  Hafnern  etc.  etc.  zahlreiche  unzweifelhaft  selb- 
ständige gelernte  Alleinarbeiter  giebt.  Die  Alleinarbeiter  auf  eigene 
Rechnung  sind  bei  der  statistischen  Aufnahme  als  selbständige 
Handwerker  gedacht  worden  und  so  müssen  sie  auch  in  der  wei- 
teren Verarbeitung  behandelt  werden.  Fraglich  war  nur,  ob 
nicht  von  denen,  die  für  fremde  Rechnung  thätig  sind,  wenigstens 
ein  Teil  den  Hilfspersonen  des  Kleingewerbes  hätte  zugezählt 
werden  sollen.  Man  weiss  ja  auch,  dass  mancher  Schneider  und 
Schuster  auch  ausserhalb  der  eigenen  Werkstätte  Leute  beschäftigt. 
Aber  nach  der  Anlage  der  Reichsstatistik  war  eine  derartige  Aus- 
scheidung unmöglich  und  musste  man  daher  bei  der  Ueberwei- 
sung  der  auf  eigene  Rechnung  Arbeitenden  an  die  Kleinbetriebe 
stehen  bleiben. 

Welche  Bedeutung  aber  diese  Gruppe  von  Gewerbetreibenden 
heutzutage    erlangt    hat ,    geht    aus    einer    Vergleichung    mit    der 
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Einwohnerzahl  hervor :    von   loooo  Einvi^ohnern  sind    in  den  drei 
Staaten : 

Alleinbetriebe 


Alt-Preussen 
Sachsen    . 
Württemberg 


in  ehemals  zünftigen 

Handwerken 

eigene         fremde 

Rechnung 

•      134  11,7 

1 49  80,0 

231  ".7 


in  andern  Betrieben 


überhaupt 


eigene  fremde  eigene  fremde 

Rechnung  Rechnung 

86  44  220  55,7 

131  241  280  321,0 

119  34  350  45.7 

Diese  Zahlen  machen  wenigstens  die  Klagen  der  sächsischen 
Handwerker  verständlich ;  wenn  nur  ein  Teil  der  für  die  konkur- 
rierende Grossindustrie  Beschäftigten  gelegentlich  auf  eigene  Rech- 
nung arbeitet,  muss  solches  unter  allen  Umständen  gespürt  werden. 
Und  dabei  macht  es  natürlich  einen  Unterschied,  je  nachdem  ein 
absolut  dicht  bevölkertes  oder  ein  Land  mit  gelegentlich  dünner 
Bevölkerung  in  Frage  kommt. 

Aber  es  kommt  vielleicht  auf  die  blosse  Ziffer  gar  nicht  an, 
selbst  dann  nicht,  wenn  wir  es  mit  durchgehends  mangelhaft  ge- 
schulten und  ökonomisch  schlecht  gestellten  Leuten  zu  thun  hätten. 
Entscheidend ,  jedenfalls  höchst  beachtenswert  ist  vielmehr  das 
Verhältnis  zu  den  eigentlichen ,  dauernd  in  der  Werkstätte  be- 
schäftigten Hilfspersonen,  Nur  ist  man  fast  gezwungen ,  einen 
kleinen  Umweg  zu  machen. 

Nur  im  Vorbeigehen  wurde  oben  erwähnt,  dass  nach  den  auf 
S.  196  mitgeteilten  Zahlen  das  eigentliche  Handwerk  so  gut  wie 
die  Grossindustrie  sein  Hilfspersonal  ganz  erheblich  vermehrt  hat. 
Man  darf  diese  Thatsache  um  so  weniger  übersehen,  weil  sie  un- 
widerleglich die  innere  Kräftigung  und  die  gesteigerte  Leistungs- 
fähigkeit des  Kleingewerbes  darthut.  Freilich  sind  die  Unterschiede 
innerhalb  der  drei  Staaten  so  erheblich,  dass  wir  fast  genötigt 
sind,  eine  Interpolation  vorzunehmen.  Denn  eine  Vermehrung  des 
Hilfspersonals  um  40,84  Prozent  in  Altpreussen  bei  einer  Ver- 
minderung der  Meisterzahl  um  9,98  Proz.  ist  doch  kaum  zusam- 
menzureimen. Nimmt  man  aber  an,  dass  in  Wirklichkeit  der  alte 
Bestand  sich  behauptet  habe  —  ohne  Uebertreibung  wird  man  wohl 
sagen  können,  dass  auch  hier,  wie  in  Sachsen,  eine  Zunahme  wahr- 
scheinlicher sei  —  so  vermindert  sich  einmal  die  Zahl  der  Gehilfen 
für  1882  um  61  806  Köpfe  und  die  effektive  Vermehrung  der  Hilfs- 
personen würde    sich    dann    auf  22,4  Proz,    stellen,    also   ziemlich 
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genau  die  Bewegung  bei  Sachsen  wiedergeben.  Dann  aber  wäre 
es  wohl  zulässig  zu  sagen,  dass  mit  20 — 25  Proz.  so  ziemlich  das 
Maximum  der  Steigerung  angegeben  ist,  welches  sich  in  der  ge- 
gebenen Zeit  resp.  für  die  jetzt  bestehenden  Verhältnisse  über- 
haupt erreichen  liess.  Oder  mit  andern  Worten :  das  eigentliche 
Handwerk  Sachsens  und  wohl  auch  neben  ihm  das  Handwerk 
der  industriell  hoch  entwickelten  Städte  und  Landesteile  ist  ausser 
Stande,  eine  grössere  Zahl  von  Hilfspersonen  dauernd  zu  beschäf- 
tigen ;  man  muss  es  hinnehmen,  dass  mehr  und  mehr  Alleinarbeiter 
sich  sesshaft  machen,  um  bald  so,  bald  so,  bald  für  sich,  bald 
für  den  Industriellen,  bald  für  den  stark  beschäftigten  Handwerker 
ihre  Kunst  bereit  halten. 

Natürlich  ist  das  Gesagte  nur  Vermutung  und  deshalb  wäre 
nicht  richtig,  schon  jetzt  mit  einer  tiefergehenden  volkswirtschaft- 
lichen Würdigung  vorzugehen.  Dennoch  ist  es  wohl  erlaubt, 
daraufhinzuweisen,  dass  eine  solche  Möglichkeit  keineswegs  aus- 
geschlossen zu  sein  scheint.  Wohl  versieht  sich  soweit  möghch, 
jeder  Handwerker  mit  Motoren  und  Arbeitsmaschinen,  sucht  also 
den  Schwierigkeiten  zu  entgehen,  welche  ihm  gegenwärtig  der 
sog.  Arbeitsmarkt  bereitet.  Aber  er  wird  die  Stückarbeiter,  er 
wird  andere  Leute,  welche,  ohne  eigenthch  geschult  zu  sein,  ein- 
fachere Verrichtungen  rasch  erlernen,  so  gut  verwenden  können 
wie  der  Grossindustrielle,  nur  geniert  ihn  auf  der  einen  Seite  die 
Konkurrenz ,  welche  ihm  diese  spezifisch  anspruchslosen  Leute 
machen  und  auf  der  andern  Seite  die  beschränkte  Verwendbarkeit, 
da  im  Handwerk  eine  weit  getriebene  technische  Arbeitsteilung 
niemals  durchzuführen  ist. 

Könnten  diese  Zahlen,  wie  sie  die  rein  numerischen  Verhält- 
nisse darstellen,  zugleich  als  Beleg  für  die  ökonomische  Lage 
dienen,  so  wäre  es  fast  notwendig,  an  dieser  Stelle  einige  allge- 
meine Betrachtungen  über  Wesen  und  Aufgabe  des  Handwerkes 
im  System  der  Gewerbefreiheit  anzustellen.  Da  aber  für  eine 
derartige  Erstreckung  die  grösste  Vorsicht  geboten  ist,  dürften 
einige  Erwägungen  genügen. 

Vor  allem  stellt  es  sich  als  ganz  unrichtig  dar,  wenn  die 
Handwerker  immer  wieder  behaupten,  dass  es  darauf  ankäme,  sie 
gegen  das  50g.  Kapital  zu  schützen.  Es  wird  niemand  bestreiten, 
dass  zahlreiche  Handwerke  und  Handwerker  im  Laufe  der  Zeit 
überflüssig  geworden  sind;  ist  aber  daran  das  Kapital  schuld.^ 
Es  handelte  sich  nicht  um  so  etwas,  als  die  Bogner  und  Harnischer, 
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die  Kessler,  Sporer  und  Schwertfeger,  die  Salpetersieder,  die  Bor- 
denmacher, die  Perrückiers  verschwanden.  Und  da,  wo  der 
Grossbetrieb  besser  und  billiger  arbeitet,  als  das  Handwerk,  da 
wird,  was  man  auch  thue,  das  letztere  dem  stärkeren  Druck  der 
ökonomischen  Gesetze  nicht  widerstehen.  —  Aber  wird  deshalb 
das  Handwerk  jemals  aufhören?  Das  Absterben  einzelner  Be- 
triebsformen, das  sich  aus  den  denkbar  verschiedensten  Gründen 
vollzieht,  hat  für  den  Bestand  des  Ganzen  gar  nichts  zu  sagen. 
Während  der  eine  entbehrlich  wird,  meldet  sich  die  Nachfrage 
nach  einem  andern  nicht  selten  so ,  dass  schliesslich  mehr  Per- 
sonen beschäftigt  sind  als  früher.  Man  bedenke  nur  die  Entwicke- 
lung  der  Schneiderei  seit  der  Nähmaschine.  Dass  erst  durch  sie 
eine  Exportindustrie  zur  Ausbildung  gelangt  ist,  wird  niemand 
bestreiten ;  aber  um  wie  viel  mehr  wird  seitdem  auch  bei  uns 
geschneidert?  —  An  der  ganzen  Klage  ist  nur  das  richtig,  dass 
heute  die  ökonomischen  und  technischen  Bedingungen  veränderte 
sind  gegen  früher.  Das  Handwerk  hatte  eine  Art  von  Reorgani- 
sation, eine  Wandlung  an  Haupt  und  Ghedern  durchzumachen. 
Das  hat  viel  Mühe  gekostet,  vielleicht  noch  mehr  Thränen,  Wenn 
aber  nicht  alles  täuscht,  so  ist  diese  Arbeit,  wenigstens  in  der 
Hauptsache  gethan.  Kümmernis  uud  Elend  wird  man  freilich 
immer  haben;  wer  aber  etwas  gelernt  hat,  wer  fleissig  und  be- 
scheiden ist ,  der  sollte  jetzt  mehr  Aussicht  haben  auf  ein  Aus- 
kommen, als  zu  irgend  einer  Zeit  vor  uns. 

Aber  freilich,  eben  jene  Voraussetzungen  werden  sich  schwerlich 
ganz  erfüllen ,  insbesondere  wird  im  Handwerk  das  schlecht  ge- 
schulte Element  immer  da  sein  und  sich  geltend  machen.  Und 
dennoch  wäre  es  thöricht,  auf  den  Vorschlag  der  Handwerker, 
den  Befähigungsnachweis  wiederherzustellen,  jemals  einzugehen. 
So  wertvoll  für  den  Einzelnen  eine  gute  Ausbildung,  so  wertvoll 
im  Einzelfalle  die  Elastizität  der  Arbeitskraft,  so  notwendig  oder 
doch  so  unvermeidlich  ist  das  Gewährenlassen  der  unplastischen 
Arbeitselemente.  Den  Befähigungsnachweis  aufstellen  heisst  er- 
warten, dass  alle  Adepten  des  Gewerbes  mit  einer  gewissen  Summe 
von  Intelligenz,  Energie  und  Geschick  ausgerüstet  die  Werkstätte 
betreten.  Wie  wenig  die  Idee  des  Befähigungsnachweises  dem 
Kleinbetrieb  von  dem  bieten  würde ,  was  man  sich  eben  dort 
verspricht,  hat  Hanipke  ^)  neuerdings  überzeugend  nachgewiesen. 

i)  Der  Befähigungsnachweis  im  Handwerk.     Jena  (bei  G.  Fischer)  1892. 
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Aber  es  ist  wohl  nicht  überflüssig,  an  einen  besondern  Umstand 
zu  erinnern.  Handelt  es  sich  wirklich,  wie  die  Handwerker  sagen, 
um  eine  Wiedereinführung?  Verfasser  begreift  die  hier  vorlie- 
gende Taktik,  er  weiss  auch ,  dass  die  städtische  Zunft  vielfach 
an  der  Forderung  einer  richtigen  Meisterprüfung  treu  festgehalten 
hat.  Während  aber  zahlreiche  städtische  Zünfte  eine  Meister- 
prüfung überhaupt  nie  gehabt,  hat  die  Landeszunft  —  man  ge- 
statte diese  Kürzung  des  Ausdruckes  —  nie  daran  gedacht,  dem 
weniger  Befähigten  die  Ausübung  des  Handwerkes  zu  wehren. 
Wer  die  Prüfung  besteht,  wird  Meister,  hat  seine  Werkstatt,  darf 
Gesellen  und  Jungen  halten.  Wem  die  Prüfung  nicht  gelingt,  der 
darf  »auf  dem  Lande  gesellenwis«  arbeiten;  er  gehörte  freilich 
auch  nicht  zur  Körperschaft,  hatte  auch  keine  Leggelder  zu  be- 
zahlen. Und  die  württembergischen  Landeszunftstatuten  verfolgen 
diesen  Gedanken  konsequent,  wenn  sie  dem  aus  dem  Allgäu  und 
Vorarlberg  kommenden,  in  den  einzelnen  Landesteileu  wohl  be- 
kannten Maurer  die  Gesellen-  und  Flickarbeit  offen  lassen  und 
nur  den  Neubau  dem  geprüften  Meister  vorbehalten. 

Wenn  also  eine  frühere  Zeit  bei  weit  geringeren  Arbeitsge- 
legenheiten einsichtig  genug  war  und  über  dem  engern  Interesse 
des  Handwerkes  die  Ansprüche  des  Ganzen  nicht  vergessen  hat, 
so  ist  es  in  der  That  etwas  befremdlich,  wenn  die  Handwerker 
immer  wiederkommen  und  der  modernen  Gesetzgebung  Vorwürfe 
machen  und  sagen,  wie  ganz  anders  man  es  früher  verstanden,  das 
wahre  Wohl  des  Handwerkes  zu  fördern.  Tausende  von  Meistern 
wissen  freilich  nicht,  wie  es  früher  gewesen  ist,  und  selbst  ihrer 
Wortführer  historische  Kenntnis  dürfte  nicht  ganz  makelfrei 
sein.  Wenn  man  aber  geradezu  unrichtiges  behauptet,  so  kann 
man  wirklich  nur  die  Absicht  haben,  den  alten  Versuch,  zu  Gunsten 
der  Städte  das  flache  Land  zu  knechten,  wieder  einmal  zu  erneuern. 

Bei  zwei  weiteren  Forderungen  dürften  ebenfalls  frühere  Vor- 
gänge in  Betracht  kommen.  Von  der  Mitte  des  i8.  Jahrhunderts 
ab  führen  Schneider  etc.  empfindliche  Klage  über  die  Konkurrenz 
der  Hof-  und  Militärhandwerker.  Dass  die  Regierung  nur  ungerne 
und  nie  vollständig  nachgegeben ,  wird  bei  den  damaligen  Zeit- 
läuften verständlicher  sein,  als  der  Widerstand,  der  heute  teilweise 
versucht  worden  ist.  Wenn  aber  bei  Installation  der  Waisen-, 
Zucht-  und  Arbeitshäuser  die  Handwerksinteressen  sorgfältiger 
beachtet  wurden,  so  mag  der  Grund  teilweise  darin  Hegen,  dass 
man  mit  jenen  Instituten  etwas  ganz  anderes  beabsichtigte.     Die 
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ganze  Hoffnung  war  hier  auf  die  Einführung  und  Sicherstellung 
gewisser  grossindustrieller  oder  doch  manufaktureller  Betriebe 
gestellt,  und  deshalb  kam  man  gar  nicht  in  Versuchung,  auf 
Kosten  des  Handwerks  zu  leben.  Heute  liegen  die  Dinge  anders, 
da  von  der  Anwendung  maschineller  Einrichtungen  im  Zuchthause 
nicht  die  Rede  ist.  Das  sog.  System  der  Admodiation  dient  also 
jetzt  ausschliesslich  zur  Bereicherung  der  Verleger,  denen  oben- 
drein die  absolute  Gefügigkeit  der  »unfreien«  Arbeiter  besondere 
Vorteile  verspricht. 

Wie  man  aber  gewiss  den  Satz  aufstellen  darf,  dass  auch 
heute  —  aller  Gewerbefreiheit  ungeachtet  —  der  Staat  nur  dann 
richtig  handelt,  wenn  er  den  eigentlichen  Markt  dem  Wettbewerb 
der  Bürger  überlässt,  so  wird  man  unschwer  in  den  Klagen  der 
Handwerker  über  gewisse  Arten  von  Konsumvereinen  ein  berech- 
tigtes Moment  erkennen.  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  die  Ver- 
kürzung des  Rechtes  der  Association  für  beliebige  wirtschaftliche 
Unternehmungen ,  sondern  um  den  Unfug ,  der  mit  dem  Begriff 
jener  Association  getrieben  wird.  Das  Unternehmen ,  welches 
sich  zur  Aufgabe  macht,  beliebige  Offiziere,  Beamte  etc.  mit  allen 
nur  denkbaren  Bedürfnisartikeln  zu  versehen,  wird  auch  dann  nicht 
zum  Verein ,  wenn  eine  kleine  Eintrittsgebühr  erhoben  wird. 
Welcher  Konsumverein  wollte  dafür  Garantie  leisten ,  dass  bei 
ihm  nur  Mitglieder  Waren  beziehen ,  und  welche  Behörde  wäre 
im  Stande,  hier  die  Kontrolle  zu  üben?  Die  Forderung,  dass 
alle  diese  Unternehmungen,  sofern  sie  dauernder  Natur  sind  und  eine 
Vielzahl  von  Waren  erfassen  wollen,  zum  mindesten  unter  die  Ge- 
werbesteuergelegt werden,  ist  also  kaum  abzuweisen.  Wenn  es  wahr 
ist,  dass  der  Zwischenhandel  immer  eine  Verteuerung  der  Waren 
bewirkt,  so  werden  jene  Vereine  nichts  verlieren  durch  die  Gleich- 
stellung mit  den  übrigen  Gewerbetreibenden;  diese  letztern  haben 
aber  unbedingt  das  Recht  zu  verlangen,  dass  keine  Ausnahme- 
zustände geschaffen  werden. 

Es  ist  aber  Zeit,  zur  allgemeinen  Betrachtung  zurückzukehren. 
Hier  fehlt  es  vor  allem  an  einer  ergänzenden  Vergleichung  über 
den  Anteil ,  welcher  beim  Gesamtgewerbe  dem  Handwerk  und 
Kleingewerbe  zukommt.  Hier  führt  nun  die  blosse  Wiedergabe 
der  1882er  Berufsstatistik  nicht  zum  Ziele.  Für  Gruppe  I  und  II 
(Landwirtschaft  und  Gärtnerei),  III  (Bergbau),  VII  (chemische 
Industrie),  XVIII  (Versicherungsgewerbe),  XIX  (Beherbergung  und 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1893    11.  \A. 
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Erquickunpj)  und  XX  (Transportgewerbe)  kommt  der  gewerbliche 
Kleinbetrieb  überhaupt  nicht  in  Betracht ;  hier  also  die  Grossen 
den  Kleinen  gegenüberzustellen,  verschafft  keinen  weitern  Einblick. 
Aber  auch  innerhalb  der  eigentlichen  gewerblichen  Thätigkeit  wird 
es  zweckmässig  sein,  zwischen  altem  und  neuem  zu  unterscheiden. 
Letzteres  genau  und  allgemein  befriedigend  zu  treffen ,  ist  kaum 
möglich.  Wohin  gehört  z.  B.  die  Weberei  oder  die  Färberei  ? 
Beide  Verrichtungen  sind  uralt,  waren  früher  auch  zünftig,  und  doch 
wird  niemand  durchweg  mehr  von  dem  Weberhandwerk  sprechen. 
Sollte  also  das  alte,  ursprünglich  rein  handwerksmässige  Gewerbe 
geschlossen  dargestellt  werden,  so  war  es  wohl  richtig  zu  scheiden 
zwischen  der  Verarbeitung  von  Leinen ,  Wolle  und  Seide  einer- 
und Baumwolle  samt  Jute  anderseits.  Aehnliches  hätte  auch  in 
andern  Gev/erben  durchgeführt  werden  sollen,  aber  die  Anlage 
der  Reichsstatistik  liess  vielfach  eine  Sonderung  nicht  zu.  —  Jene 
Trennung  verspricht  übrigens  einen  weitern  Vorteil.  Das  eigent- 
liche Klein-  und  Hilfsgewerbe  wird  man  als  neu ,  als  durch  die 
Grossindustrie  bedingt  ansehen  können.  Man  arbeitet  hier  in  der 
Hauptsache  für  die  Fabrik ;  es  sind  vorwiegend  ökonomische 
Gründe,  welche  den  Grossindustriellen  veranlassen,  gewisse  vor- 
bereitende und  beendigende  Manipulationen  nicht  selbst  vorzu- 
nehmen, sondern  kleinern  Werkstätten  zu  übertragen  ;  diese  letz- 
teren arbeiten  aber  nicht  für  den  eigentlichen  Konsum,  haben  mit 
dem  grossen  Publikum  wenig  oder  nichts  zu  schaffen.  Kam  es 
also  einmal  darauf  an,  nachzuweisen,  in  welchem  Umfange  die 
Grossindustrie  in  das  Gebiet  des  eigentlichen  Handwerks  sich 
festgesetzt  und  letzteres  verdrängt  habe,  so  ist  es  nicht  minder 
lehrreich  zu  erfahren,  inwieweit  durch  neue  Aufgaben  dem  Klein- 
betrieb Ersatz  dargeboten  worden  sei.  —  Im  übrigen  sei  nur  be- 
merkt, dass  die  Ermittlungen  genau  nach  den  früher  angegebenen 
Grundsätzen  vorgenommen  worden  sind.  (S.  Tabellen  IV,  V  und 
VI  nächste  Seite  u.  ff.) 

Da  zu  keiner  Zeit  das  Handwerk  die  Prätension  erhoben 
hat,  das  ganze  Gebiet  der  gewerblichen  Thätigkeit  zu  beherrschen, 
so  dürften  die  hier  mitgeteilten  Zahlen  zur  Besänftigung  der  durch 
den  Gedanken  an  eine  illoyale  Konkurrenz  aufgeregten  Gemüter 
immerhin  ein  weniges  beitragen.  Denn  es  zeigt  sich  klar  und 
deutlich,  dass  das  Kleingewerbe  in  seiner  Totalität  mehr  gewonnen 
hat,  als  es  abzugeben  gezwungen  war.    Das  Ergebnis  wird  noch 
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214  ^^-  ^-  fJettz: 

deutlicher,  wenn  wir  die  Zahlen  aus  den  verschiedenen  Kolonnen 
zusammenziehen, 

i.   Beschäftigte  der  neuen     .'    ?'"^^''f"?'j,  ''u'  3    Plus  der  Gr.   i   eegen 

Kleinbetriebe  handwerksfe.ndhchen         '■  ^  «  « 

Orossbetriebe 

Alt-Preussen  296  380  257  838  -|-  38  544 

Sachsen  128043  97  385  +  30658 

Württemberg  49034  18  611  -|-  31622 

Angesichts  dieser  Zahlen  darf  man  getrost  zugeben,  dass 
voraussichtlich  die  handwerksfeindliche  Grossindustrie  sich  noch 
stärker  entfalten  wird.  Es  wäre  eben  doch  falsch  zu  sagen,  dass 
es  sich  allerwegen  um  wirkliche  Konkurrenz  handelt.  Dieselben 
Lieferungen  haben  in  sehr  vielen  Fällen  eine  ganz  verschiedene 
Bestimmung :  die  Grossindustrie  wird  vorzugsweise  für  den  Welt- 
markt arbeiten,  auch  dann,  wenn  sie  Kleider,  Schuhe,  Klempner- 
waren etc.  fertigt ;  der  örtliche  Absatz  kann  nach  wie  vor  in  der 
Hauptsache  durch  das  Handwerk  versorgt  werden.  —  Ebenso 
wenig  entscheidet  der  Einwand,  dass  von  den  »neuen«  Kleinbe- 
trieben manche  mit  der  Zeit  zu  Grossbetrieben  sich  umgestalten 
werden.  Wer  daraus  ein  Argument  gegen  obige  Zahlen  entlehnen 
will,  thut  gut,  sich  vorher  nochmals  die  Nomenklatur  der  Berufe, 
wie  sie  die  Reichsstatistik  hefert,  anzusehen.  Vermutlich  wird  er 
dann  doch  erwägen,  ob  nicht  die  Möglichkeit  einer  viel  weiter- 
gehenden Spezialisierung  vorliege.  Ueberhaupt  aber  wird  man 
unwillkürlich  zum  Nachdenken  angeregt,  ob  wirklich,  wie  man  so 
oft  zu  hören  bekommt.  Gross-  und  Kleinbetrieb  unversöhnHche 
Gegensätze  darstellen. 

Bei  der  Gegenüberstellung  von  Gross-  und  Kleinbetrieb  sind, 
wie  früher,  die  Alleinbetriebe  (auf  eigene  Rechnung)  dem  Klein- 
betriebe zugezählt  worden.  Nun  ist  es  aber  gewiss  am  Platze, 
auch  den  Umstand  zu  berücksichtigen,  dass  zwischen  diesen  beiden 
ein  ziemlicher  Unterschied  sich  herausbilden  kann,  und  deshalb 
diese  Alleinarbeiter  als  besondere  Gruppe  zu  behandeln.  Von 
1000  Gewerbetreibenden  sind  beschäftigt  im : 

a)  früher    handwerksmässigen   Gewerbe: 

Summea  Summeb 


Allein- 
betrieb 

Klein- 
betrieb 

Gross- 
betrieb 

Allein- 
betrieb 

Klein- 
betrieb 

Gross- 
betrieb 

Alt-Preussen 

Sachsen 

Württemberg 

293 
155 
317 

549 
443 
530 

218 
403 
153 

241 

158 
313 

551 
467 

537 

208 

375 
150 
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b)  in  neuen  Gewerben: 
Summe  a 


Summe   b 


Allein- 
betrieb 


Klein- 
betrieb 


Gross- 
betrieb 


Allein- 
betrieb 


Klein- 
betrieb 


Gross- 
betrieb 


Alt-Preussen  156  241  603  202  410  388 

Sachsen  112  252  636  134  354  512 

Württemberg  233  256  511  282  427  291 

Fast  noch  sprechender  sind  die  Zahlen,  welche  sich  aus  der 
Relation  mit  der  Bevölkerung  (Zählung  von  1880)  in  Summe  b 
ergeben : 

Auf  10  000  Einwohner  kommen  in  Gewerben  Beschäftige: 


früher  handwerks- 
mässige  Gewerbe 


Allein-      Klein-       Gross- 
betrieb    betrieb     betrieb 


neue  Gewerbe 


Allein-      Klein-       Gross- 
betrieb    betrieb     betrieb 


Zusammen 


Allein-       Klein-      Gross- 
betrieb    betrieb     betrieb 


Alt-Preussen        157         360         135  86         132         330  243         492         465 

Sachsen  170        504        404        133        298        754  303        802       11 58 

Württemberg       247         425         118         119         129         260  366         554         378 

und  schliesslich  in  Hauptsumma  :  Alt-Preussen  1200,  Sachsen  2263, 
Württemberg  1298  gewerblich  beschäftigte  Personen. 

Die  erste  Stelle,  welche  der  Kleinbetrieb  (ohne  Alleinarbeiter) 
in  Preussen  und  Württemberg  noch  immer  behauptet,  erlangt  der- 
selbe in  Sachsen  auch  dann  nicht,  wenn  ihm  der  ganze,  auf  eigene 
Rechnung  arbeitende  Alleinbetrieb  zugezählt  wird.  Kommt  es 
aber  wirklich  darauf  an  oder  sollte  der  sächsische  Handwerker 
damit  zufrieden  sein,  dass  von  je  25  Personen  2  seinen  Reihen 
zugesellt  sind  und  dass  in  seinem  Lande  das  gesamte  Kleinge- 
werbe fast  so  viel  Leute  zählt,  als  in  den  andern  Staaten  über- 
haupt dem  Gewerbestand  angehören }  Die  gewaltige  Entwicklung 
der  Grossindustrie  und  das  starke  Anwachsen  der  besitzlosen  Allein- 
arbeiter haben  also  nicht  vermocht,  das  Handwerk  zu  verdrängen; 
im  Gegenteil  —  es  hat  sich  eben  in  Sachsen  am  reichsten  entfaltet. 

Also  wären  die  bestehenden  Einrichtungen  gesund  und  gilt 
das  grosse  Problem,  auf  demselben  Boden  der  gewerblichen  Thätig- 
keit  den  Kleinen  und  den  Grossen  sichere  Plätze  anzuweisen, 
als  wirklich  gelöst?  Bejahen  wird  diese  Frage  nur  der,  dem  die 
Zahlen  alles  beweisen,  der  jeden  Beschäftigten,  gleichviel,  wo  er 
fungiere ,  als  gleichwertig  ansieht ,  somit  von  vornherein  an- 
nimmt, dass  beim  Klein-  wie  beim  Grossbetrieb  dieselbe  Oeko- 
nomie  der  Arbeitskräfte  durchführbar  und  jetzt  schon  erreicht 
sei.     Dem  gegenüber  gilt  es  aber  doch  darauf  hinzuweisen,  dass 
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man  sich  in  Sachsen  selbst  am  weni^fstcn  mit  den  gegebenen 
Zahlen  beruhigt  hat.  Die  Unzufriedenheit  ist  dort  grösser  als 
sonstwo:  in  Sachsen  zuerst  hat  sich  der  Gedanke  der  Innung  für 
das  Handwerk  wieder  belebt,  von  Sachsen  sind  die  Protest-Ver- 
sammlungen gegen  das  System  der  Gewerbeordnung  von  1869 
ausgegangen,  und  wohl  auch  aus  Sachsen  kommen  die  meisten 
Klagen  über  die  ökonomische  Lage  der  Handwerker  und  Klein 
gewerbsleute. 

Wie  erklärt  man  sich  das  ? 

Im  ökonomischen  Sinne  vielfach  sehr  nahe  verwandt,  d.  h.  mit 
Produktion  und  Absatz  an  dieselben  Artikel  gewiesen,  ist  die  Art 
der  Technik  eine  grundsätzlich  verschiedene ,  und  es  überträgt 
sich  dieser  Unterschied  auf  die  beschäftigten  Personen.  Bei  der 
Grossindustrie  handelt  es  sich  in  erster  Linie  um  die  Adaption 
der  menschlichen  Arbeitskraft  an  die  Maschine.  Reim  Handwerk 
an  das  eigene  Können  ,  um  persönliche  Geschicklichkeit  in 
nicht  selten  sehr  verschiedenartig  betriebenen  Manipulationen.  In 
der  Grossindustrie  ist  —  von  den  Eigentümlichkeiten  des  Ab- 
satzes abgesehen  —  die  richtige  Wahl  und  Gruppierung  der 
Maschinen  sehr  wesentlich.  Beim  Handwerk  kommt  alles  an  auf 
die  Tüchtigkeit  des  Arbeiters.  Dass  im  Effekt  diese  beiden  Dinge 
sich  die  Wage  halten  müssen,  und  dass  das  beste  geleistet  wird, 
wo  Maschine  und  Arbeit,  hochentwickelt  und  zweckmässig  grup- 
piert, sich  innig  einander  verbinden,  das  ist  hier  gleichgültig.  Ein 
Fehler  wäre  es  nur,  zu  glauben,  dass  es  jemals  möglich  wäre, 
beides  von  demselben  Boden  einer  nivellierenden  Gewerbegesetz- 
gebung aus  zu  erreichen.  Vielmehr  gebe  man  jeder  dieser  Be- 
triebsformen seine  Eigenart,  also  vor  allem  dem  Handwerk  sein 
Recht  und  seine  Selbständigkeit  wieder. 

Man  muss  also  daran,  jene  doktrinäre  nivellierende  Schabioni- 
sierung der  1869er  Gewerbeordnung  zu  beseitigen.  Und,  um  so 
schwieriger  es  wird ,  das  richtige  Mass  zu  bestimmen ,  um  so 
häufiger  werden  die  Klagen  über  jene  fatale  Schöpfung  des  par- 
lamentarischen Liberalismus.  Und  doch  sind  zu  harte  Vor- 
würfe nicht  angebracht.  Nicht  ein  festes,  sicheres 
Gefüge  hat  das  Gesetz  gewaltsam  gesprengt,  sondern  es  hat  nur 
ja  gesagt  und  keinen  Widerstand  geleistet,  da  alles  bereits  aus 
dem  Leime  gegangen  war.  Man  hat  vielleicht  den  tiefer  liegen- 
den Unterschied  zwischen  Korporation  und  Genossenschaft  über- 
sehen, sicher  waren  auch  gerade  die  Liberalen,  welche  die  Pflege 
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der  Gemeinschaftsidee  empfohlen,  am  wenigsten  verstanden  wor- 
den in  den  Kreisen  des  Handwerkes  selbst.  Damals  kannte  man 
die  Solidarität  nicht  mehr,  man  verstand  sich  nicht,  und  die  war- 
nenden Stimmen  —  sie  verhallten  in  dem  Jubelgeschrei  der  po- 
litischen Erfolge,  wie  der  berauschenden  Lust  der  Gründerperiode,  — 
Heute  liegen  die  Dinge  anders,  denken  die  Leute  anders  und 
sucht  man  vor  allem  nach  den  konstituierenden  Bedingungen  für 
eine  längere  Wirtschaftsperiode. 

Dass  man  nicht  alles  gewähren  wird ,  was  die  Handwerker 
fordern,  darf  als  ausgemacht  gelten.  Sie  wollen  den  Zuzug  regu- 
lieren und  glauben,  damit  ihre  Existenz  zu  verfestigen  — ,  hier 
nachzugeben  wäre,  schon  der  Beispiele  für  andere  Berufsgruppen 
willen,  ausserordentlich  gefährlich.  Den  Vorgang  der  verein.  Staa- 
ten Nordamerika's  nachzueifern  und  neben  Aus-  und  Einwanderung 
noch  die  Freizügigkeit  zu  beschränken,  wird  sich  hoffentlich  Deutsch- 
land nicht  beeilen.  —  Schlimmer  ist  es,  dass  die  Handwerker  bis 
jetzt  auch  das  zurückwiesen,  was  ihnen  wirklich  angeboten  worden 
ist,  vielleicht  mit  Ausnahme  der  Novelle  von  1878.  Aber  auch 
dieses  wird  man  ohne  Mühe  verstehen.  Die  Innungsgesetze  (von 
1881  und  1887)  zeichnen  sich  durch  Unklarheit  aus ,  es  fehlt  der 
leitende  Gedanke.  Die  entscheidende  Frage,  ob  Selbstverwaltungs- 
organe zu  schaffen  und  wie  dieselben  auszurüsten  seien,  kann  nicht 
einer  gewöhnlichen,  durch  keine  Präjudiz  gebundenen  Behörde 
zugewiesen  werden ;  man  erreicht  also  nur  dann  erträgliches,  wenn 
die  behördliche  Aufmerksamkeit  und  Aufmunterung  jede  Beratung 
beherrschen.  Und  dabei  sind  die  Innungen  ganz  und  gar  an  die 
Erfüllung  bestimmt  formulierter  Verpflichtungen  gebunden,  bei 
denen  wiederum  die  Verwaltung  das  letzte  Wort  zu  sprechen  hat. 
Was  Wunder,  wenn  die  Handwerker  nicht  gar  viel  Lust  be- 
zeigten ,  sich  auf  einen  so  schwanken  Boden  zu  stellen.  Aber 
schliesslich  bheb  ihnen  keine  andere  Wahl.  Dass  man  sich 
klassenmässig  organisieren  müsse  und  dass  gleichsam  als  Kadres 
für  die  zum  Kampf  sich  rüstende  Handwerkerarmee  bei  allen  Un- 
vollkommenheiten  die  freiwilligen  Innungen  nicht  ohne  Bedeutung 
wären  —  das  erkannte  auch  der  Handwerkerstand,  und  so  ist  es 
denn  auch  die  wichtigste  That  des  letzten  Handwerker-  und  In- 
nungstages, dass  man  nicht  daran  denke,  die  Aufhebung  der  be- 
stehenden Innungen  zu  befürworten. 

Damit  ist  freilich  wohl  nicht  mehr  gesagt,  als  dass  man  die 
weiteren  Anträge  der  Regierung  abwarten  will,  und  so  wird  diese 
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abermals  in  eine  ernstliche  Beratung  über  die  hier  zulässige  Or- 
ganisation eintreten  müssen.  Wir  schlagen  also  auch  aus  einem 
andern  Grunde  jenen  Beschluss  sehr  hoch  an.  Als  im  Juli  1891 
von  der  sog.  Handwerkerkonferenz  die  Frage  von  eigentlichen 
riandwerkerkammcrn  erörtert  wurde  und  sofort  der  Vorschlag 
kam,  diesen  —  an  Stelle  der  Gemeinden  —  die  Aufsicht  über 
die  Innungen  zu  übertragen,  erwiderte  der  Regierungskommissär, 
dass  es  nach  den  Grundsätzen  der  Selbstverwaltung  nicht  an- 
gängig wäre,  die  Aufsicht  über  die  (freiwilligen)  Innungen  einer 
gewählten  Körperschaft,  wie  dies  die  Handwerkerkammern  sein 
sollen,  zu  übertragen  ^).  Hier  klingt  entweder  die  alte  Staatslehre 
nach,  welche  in  der  Gemeinde  nichts  als  ein  Stück  der  Staats- 
verwaltung erkannt  (N  eben  i  us)  oder  man  glaubt  die  Patronage 
der  Behörde  über  die  Initiative  der  Beteiligten  setzen  zu  müssen. 
Bei  solchen  Stimmungen  ist  es  doch  wohl  nicht  überflüssig,  daran 
zu  erinnern,  dass  das  frühere  autokratische  Regiment  sich  nicht 
gefürchtet  hat,  wichtige  öffentlich-rechtliche  Funktionen  den  Hand- 
werks-Schultheissen  und  Landeszusammenkünften  zu  überlassen. 
Und  dabei  ist  erst  noch  heute  die  Situation  eine  andere  geworden. 
Das  Moment  einer  eigentümlichen  Mischung  privat-  und  öffent- 
lich-rechtlicher Elemente  innerhalb  des  Handwerkes  ist  heute,  wo 
die  Hausgemeinschaft  von  Meister ,  Jungen  und  Gesellen  zur 
Seltenheit  geworden,  eine  weit  weniger  innige.  Und  zweitens: 
wenn  in  alter  und  neuer  Zeit  das  Gesamtinteresse  nach  möglichster 
Förderung  der  gewerblichen  Ausbildung  eine  besondere  F'ührung 
der  rechtlichen  Formen  notwendig  gemacht  hat,  so  bildet  heut- 
zutage die  Werkstatt-Schulung  nur  noch  einen  Teil  der  ganzen  Er- 
ziehung, ist  sie  nicht  mehr,  wie  früher,  das  einzige.  Ja  man  könnte 
die  Sache  geradezu  umkehren  und  sagen ,  dass  alles  darauf  an- 
käme ,  der  Werkstätte  wiederum  einen  Teil  der  Bedeutung  zu 
verschaffen ,  die  sie  in  den  Augen  vieler  Leute  durch  die  staat- 
lichen Einrichtungen  zu  Gunsten  eines  wissenschaftlich-technischen 
Unterrichts  verloren  hat. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  die  einschlägige  Gesetzgebung  der 
letzten  Jahre  und  auf  deren  leitende  Gesichtspunkte  weiter  einzugehen ; 
Verf.    fürchtet   auch  bereits,  Gesagtes  zu  wiederholen  ^).     Es    ge- 


1)  Protokoll  über   die  Verhandlungen   des  Deutschen  Innungs-    und  Allgemeinen 
Handwerkertages  vom  14.  bis  17.  Februar  1891,   S.  38. 

2)  Ausser  der  oben    genannten  Schrift   käme    die  Broschüre  »Das  Innungswesen 
in  alter  und  neuer  Zeit«   (Stuttgart  bei  Kohlhammer,   1887)  in  Betracht. 
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nügt  wahrscheinlich  zu  machen,  dass  eine  prinzipielle  Erörterung 
und  wohl  auch  die  Wahl  anderer  Ausgangspunkte  kaum  auf  die 
Länge  zu  vermeiden  sein  werden.  Wir  sagen  —  auf  die  Länge, 
denn  die  Reform  hätte  nicht  nur  bei  den  Innungen  und  Hand- 
werkerkammern, also  den  verwaltungsmässigen  Aufgaben  zu  be- 
ginnen, sondern  auch  die  Reorganisation  des  gewerblichen  Ge- 
richtswesens zu  umfassen ,  und  da  wird  man  das  Ausleben  der 
jüngsten  Reformen  abzuwarten  haben.  Aber  die  Bewegung  wird 
nicht  ruhen ,  ehe  Verwaltung  und  Recht  in  eigenen 
Sachen  dem  Handwerk  zurückgegeben  sind.  Das  Hand- 
werk will  wieder  seine  Ehre  haben,  und  da  es  in  einem  wichtigen 
Punkt,  in  Sachen  der  gewerblichen  Ausbildung,  öffentlichen  Dienst 
versieht,  da  es  ausserdem  gilt,  ein  herrliches  Kleinod  deutschen 
Volksvvesens  zu  erhalten,  so  wird  ihr  Bemühen  schliesslich  doch 
von  Erfolg  begleitet  sein. 

Die  Betrachtung  unserer  Handwerkszustände  wäre  unvoll- 
ständig ohne  den  Hinweis  auf  zwei  Faktoren.  Denn  die  auf- 
richtigsten Bestrebungen  der  Gesetzgebung,  so  gut  wie  die  zarteste 
Schonung  der  Handwerksinteressen  durch  den  Staat,  sie  werden 
unfruchtbar  bleiben  ohne  das  Zusammenwirken  des  Handwerks. 
Die  grossen  Versammlungen  unserer  Handwerker  hätten  die  öffent- 
liche Aufmerksamkeit  weit  mehr  auf  sich  gezogen ,  wenn  sie  den 
Mut  gehabt ,  einzugestehen ,  dass  ein  ziemliches  Stück  der  zer- 
fahrenen Zustände  das  Handwerk  selbst  trifft.  Noch  neuerdings 
wurde  mit  Recht  gezeigt,  dass  der  letzte  Handwerkertag  die  Idee 
eines  breitern  Ausbaus  der  Genossenschaft  von  sich  gewiesen 
hat ') ;  einer  solchen  Frage  gegenüber  kommt  es  nicht  darauf  an, 
dass  man  der  Regierung  wegen  anderer  Dinge  zürnt  oder  die 
Omnipotenz  der  Berliner  Zentral-Genossenschaftsanstalt  fürchtet. 
Die  genossenschaftliche  Verbindung  hat  nirgends  grössere  Aus- 
sichten als  beim  Kleingewerbe,  es  ist  daher  gewiss  richtig,  immer 
neue  Aufgaben  zu  suchen.  Und  wäre  es  nur,  um  endlich  einmal 
etwas  mehr  Disziplin  in  jene  Reihen  zu  bringen,  die  so  lange  sich 
anmassten,  nach  Belieben  das  konsumierende  Publikum  recht 
eigentlich  zu  brandschatzen.  Die  richtige  und  pünktliche  Aus- 
führung der  Bestellung  gehört  noch  immer  zu  den  Ausnahmen; 
auf  eine  unter  Umständen  so  wichtige  rasche  Lieferung  wird  man 
sich  in  seltenen  Fällen    verlassen    können.     Mit   der   behaglichen 


i)  Vgl.  Hampke:  Der  Innungs-  und  Handwerkertag  etc.  von  Berlin  in  den  Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie  und   Statistik,   3.  Folge,  Band  IV,  S.   266  ff. 
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Beschaulichkeit  des  kleineren  Reichsstadtlebens  ist  es  vorbei ; 
Eisenbahn,  Telegraph  und  Telephon  zwingen  uns,  rasch  zu  denken 
und  zu  handeln;  beides  sollte  sich  auch  der  Handwerker  anzu- 
eignen versuchen.  Ist  aber  der  Handwerker  so  weit ,  dass  er 
gut  und  rechtzeitig  liefert,  so  ist  auch  für  ihn  selbst  viel  gewonnen. 
Der  solide,  bürgerliche  Sinn,  Sparsamkeit  sind  gleichzeitig  damit 
zurückgekehrt.  Für  die  grosse  Mehrzahl  wird  es  voraussichtlich 
immer  nur  bescheidene  Portionen  geben;  wenn  also  Genusssucht 
und  Tand  die  überhand  gewinnen,  so  kommt  das  Missvergnügen, 
die  Lässigkeit  und  die  Klage  gegen  die  Gesamtheit.  Die  inneren, 
moralischen  und  privat-ökonomischen  Vorgänge  der  letzten  Jahr- 
zehnte beim  Handwerk  sind  gewissermassen  typisch  für  die  grosse 
Masse  der  Bevölkerung,  aber  hier  wie  dort  wird  eine  Besserung 
erst  dann  eintreten,  wenn  die  Ueberzeugung  sich  durchgearbeitet 
hat ,  dass  nicht  auf  der  Staatshilfe,  sondern  dass  auf  dem  Mass 
des  eigenen  Wollens  und  Ringens  der  letzte  Entscheid  beruht. 
Aber  noch  ein  weiteres  Moment  darf  nicht  übersehen  werden : 
es  handelt  sich  darum,  von  Seite  der  Gesellschaft  her  eben  diese 
Bemühungen  zu  unterstützen.  Es  sind  hier,  nach  des  Verf.  An- 
schauung, hauptsächlich  drei  Momente  ins  Auge  zu  fassen.  — 
Einmal  wäre  es  an  der  Zeit,  der  Klage  über  schlechtes  und 
langsames  Zahlen  der  Han  d  werkerr  ec  hnungen  ernst- 
lich zu  begegnen.  Unsere  Gesetzgebung  hat  den  grossen  Fehler 
begangen,  dem  Wechselverkehr  auch  diese  Klasse  von  Beruf- 
treibenden zu  unterstellen,  während  doch  von  alters  her  die  Un- 
sitte eingerostet  war,  den  Handwerker  niemals  bar  zu  bezahlen. 
Wie  aber  hiedurch  der  letztere  seinen  Verpflichtungen  gegenüber 
in  die  grössten ,  immer  sich  wiederholenden  Verlegenheiten  ge- 
bracht wird ,  so  war  und  ist  das  Publikum  in  jedem  Falle  der 
Gefahr  ausgesetzt,  seine  Saumseligkeit  in  Form  schlechter  Liefe- 
rungen zu  büssen.  Augenscheinlich  hat  der  Gedanke,  der  Hand- 
werker müsse  froh  sein,  dass  man  überhaupt  bei  ihm  arbeiten 
lasse ,  eine  andere  Erwägung  nie  aufkommen  lassen.  Niemand 
empfindet  die  Ungerechtigkeit,  die  darin  liegt ,  dass  er  die  bare 
Bezahlung  dem  Landmann,  dem  Gärtner  und  dem  Kaufmann  ge- 
währt, dem  Handwerker  aber  versagt,  ja  den  letztern  zu  strafen 
sucht,  wenn  er  es  wagt,  an  seine  Forderung  zu  mahnen.  Unter 
solchen  Verhältnissen  kommt  der  Handwerker  nie  zu  sicheren 
ökonomischen  Verhältnissen ;  seine  Anstrengungen  und  seine  Er- 
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folge  zeigen  sich  nur  darin,  dass  die  Buchausstände  von  Jahr  zu 
Jahr  wachsen. 

Nicht  minder  wichtig  wäre  die  Thätigkeit  der  Gemeinnützig- 
keit speziell  mit  Rücksicht  auf  die  vollständigere  Ausnutzung  der 
gegebenen  Arbeitskräfte  durch  Mithilfe  bei  Anlage  und  Betrieb 
von  Ve  r  k  a  u  f  s  m  aga  z  i  ne  n  und  Gewerbehallen.  Da 
es  sich  um  die  Ersparnisse  eines  eigenen  Ladengeschäftes  und 
um  die  Benützung  der  stillen  Zeit  handelt,  ist  schon  vielfach  im 
Handwerk  selbst  der  Vorschlag  nach  einer  selbständigen  Organi- 
sation des  Verkaufs  und  Warenkredites  gemacht  worden ;  man 
kam  aber  nie  weiter,  weil  die  Mittel  fehlten  und  wohl  auch  die  In- 
teressen der  Einzelnen  auseinander  giengen.  Eine  Unterstützung 
—  wir  denken  hier  auch  an  die  Gemeinden  —  empfiehlt  sich  nicht 
nur  aus  ökonomischen  Gründen  und  wegen  besserer  Fühlung  mit  den 
Bedürfnissen  der  Konsumtion,  vielmehr  hat  man  demKleinge- 
werbe  Ersatz  zu  bieten  fürdieMärkte  undMessen. 
Das  Ladengeschäft  stellt  niemals  ein  ausreichendes  Aequivalent  dar, 
den  offenen  Markt  macht  es  gerade  in  den  Dingen  des  täglichen 
Gebrauchs  nicht  entbehrlich ,  und  wer  nicht  an  gangbarer 
Lage  den  Vertrieb  durch  Zukauf  fremder  Erzeugnisse  steigern 
kann ,  für  den  sind  die  Kosten  ,  sowie  der  Zeitaufwand  viel  zu 
beträchtlich. 

Die  Hauptsache  indessen  ist  die  Vermehrung  der  Auf- 
träge aus  den  bessern  Kreisen.  In  der  That,  ein  wesent- 
licher Teil  der  heutigen  Not  beruht  darin,  dass  man  dem  Hand- 
werk untreu  geworden  ist  und  sich  gewissermassen  der  Fabrik 
in  die  Arme  geworfen  hat.  Der  Massenartikel  hat  sich  Eingang 
verschafft  selbst  in  denjenigen  Kreisen,  wo  man  wohl  am  ehesten 
auf  den  Wunsch  nach  Solidität  und  Echtheit  und  auf  ein  höheres 
Verlangen  nach  Individualisierung  sollte  schliessen  dürfen,  Dass 
man  das  nur  noch  selten  findet,  dass  kaum  Einer  das  Bedürfnis 
empfindet ,  sich  seine  äussere  Umgebung  nach  eigener  freier 
Wahl  zu  bestimmen,  lässt  den  Gedanken,  wir  hätten  eine  höhere 
kulturelle  Entwicklung  bereits  erlangt,  kaum  berechtigt  erscheinen. 
Es  wird ,  es  muss  in  diesem  Punkte  besser  werden.  Nur  darf 
man  nicht  sagen,  es  müsse  zuvor  das  Handwerk  selbst  auf  eine 
höhere  Stufe  gelangt  sein,  sondern  man  muss  ihm  Vertrauen  ent- 
gegenbringen, darf  sich  auch  durch  Unvollkommenheiten  und  Un- 
bequemlichkeiten nicht  abhalten  lassen.  Die  Kunst  ist  nicht  das 
Arcanum    einzelner   hochbegabter  Individuen ;    diese    geben    viel- 
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mehr  nur  dem  künstlerischen  JJedürfen  und  Streben  ihrer  Um- 
gebung den  letzten  vollendeten  Ausdruck.  Woher  soll  aber  bei 
aller  sog.  Volksanlage  die  Kunst  herkommen,  wenn  die  Sinne 
der  Gebildeten  der  Nation  abgestumpft  sind  ? ! 

Das  Vorstehende  dürfte  sicherlich  die  eine  Vorstellung 
wachrufen,  dass  in  der  That  in  dieser  wichtigen  Seite  des  öffent- 
lichen Lebens  noch  unendlich  viel  zu  thun  bleibe.  Also  fragt 
unwillkürlich  Jeder,  ob  denn  auch  wirklich  das  Handwerk  dieser 
Opfer  wert  sei?  Es  ist  vielfach  versucht  worden,  die  öffentliche 
Meinung  durch  die  Drohung  zu  erregen,  dass  die  Handwerker,  wenn 
sie  mit  ihren  Forderungen  nicht  durchdrängen,  zu  den  Sozial- 
demokraten übergehen  würden.  Das  ist  im  Grunde  nur  falsch 
gerechnet.  Wer  die  Dinge  ruhig  prüft,  wird  schliesslich  ~  auch 
der  Verfasser  liess  sich  anfangs  beirren  —  zu  der  Erkenntnis  ge- 
langen ,  dass  so  etwas  ernsthaft  kaum  zu  befürchten  sei.  Glaubt 
wirklich  Jemand,  die  Handwerker,  die  mit  dem  Wesen  des  in- 
dustriellen Wirkens  so  genau  vertraut  sind,  würden  sich  jemals 
durch  die  Phrasen  vom  sozialen  Zukunftsstaat  bethören  lassen. 
Es  könnte  also  gar  nicht  ausbleiben ,  dass  man  nun  erst  recht 
die  Handwerker  ihrem  Schicksal  überlässt  und  nicht  erst  lange 
und  schwierige  Wege  aufsucht,  um  sich  ihnen  zu  nähern.  So 
sicher  als  sonst  wohl  vielfach  politische  Gründe  die  Aktion  auf 
wirtschaftlich-sozialem  Gebiet  veranlassen,  so  sicher  erhält  jedes 
Vorgehen  hiedurch  sofort  auch  seine  Ablenkung ;  man  kommt 
nicht  voran,  erreicht  das  Ziel  nicht,  weil  man  nicht  einen,  sondern 
mehrere  Punkte  zugleich  ins  Auge  fasst.  —  So  ist  es  denn,  nach 
des  Verf.  Ueberzeugung ,  eher  ein  Glück  zu  nennen ,  dass  wir 
jener  Gefahr  hier  nicht  ausgesetzt  sind.  Umsoweniger  ist  es 
überflüssig,  daran  zu  erinnern,  dass  die  Arbeit,  wie  schwierig  sie 
auch  sein  mag,  einem  Stande  gilt,  dem  Deutschland  wegen  jener 
raschen  und  glücklichen  Erlösung  aus  den  Banden  der  Unkultur 
zu  bleibendem  Danke  verpflichtet  ist,  einem  Stande,  dem  noch 
heute  und  in  ferne  Zeiten  hinein  die  schöne  Aufgabe  gestellt  ist, 
die  Materie  zu  vergeistigen,  die  leblose  Natur  zu  beleben  und 
den  ästhetischen  Bestrebungen  der  Nation  wie  des  Einzelnen 
dauerhafte  äussere  Formen  zu  geben. 


AUS  DEM 

VERFASSUNGS-    UND   VERWALTUNGSRECHT 

DES  BRITISCH-INDISCHEN  KAISERREICHS. 

VON 

Dr.  G.  RUHLAND. 


ERSTER   ARTIKEL. 

Vorbemerkung. 

Wer  immer  es  versucht,  bei  einer  Bereisung  grosser  Länder- 
gebiete auch  nur  eine  wichtigere  internationale  Frage  von  prak- 
tischer Bedeutung  zu  studieren,  wird  gewiss  gleich  mir  von  der 
Ueberzeugung  bald  beseelt  sein,  dass  sich  die  gestellte  Aufgabe  nur 
dann  lösen  lässt,  wenn  man  bei  den  Fachleuten  im  Auslande  eine 
so  weitgehende  Unterstützung  findet,  wie  man  sie  anfangs  wenig- 
stens nicht  ohne  eine  gewisse  Ueberwindung  zu  fordern  den  Mut 
hat.  Der  Grund  liegt  nahe.  Die  wissenschaftliche  Litteratur  des 
Auslandes  ist  noch  mehr  als  bei  uns  eine  solche  von  überwiegend 
>historischem«  Charakter,  d.  h.  sie  kommt  den  Ereignissen  der 
Zeit  mehr  oder  minder  weit  nachgehinkt.  Für  die  praktischen  Auf- 
gaben des  Tages  fehlt  dem  echten  zunftmässigen  Vertreter  der 
Wissenschaft  die  nötige  praktische  Vorbildung.  Falls  diese  ihm 
aber  höchst  ausnahmsweise  zu  Gebote  steht,  so  fehlt  ihm  doch 
das  nötige  umfassende  Material,  um  die  grossen  Fragen  der  Ge- 
genwart, die  heute  fast  alle  internationaler  Art  sind,  in  einer  Weise 
zu  behandeln,  die  vom  Parteistandpunkt  wie  vom  Standpunkt  einer 
gewissen  »Schule«  gleich  weit  entfernt  ist.  Für  Fragen  der 
praktischen  Politik  steht  deshalb  die  wissenschaftliche  Litteratur 
aller  Länder  an  Bedeutung  hinter  der  Tageslitteratur  und  den 
Tagesreden  zurück.  Wie  soll  aber  dann  der  zur  wissenschaft- 
lichen Erfassung  praktischer  Fragen  Reisende  seine  Informationen 
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erlangen?  Sich  so  lange  aufzuhalten,  bis  das  Selbststudium  der 
Tageslitteratur  einen  selbständigen  Einblick  gestattet,  dazu  fehlt  die 
erforderliche  Zeit  und  —  meist  auch  das  erforderliche  Geld.  Ks  bleibt 
mithin  nichts  anderes  übrig,  als  »mit  fremdem  Kalbe  zu  pflügen«. 
Man  hält  allerwärts  Umfragen,  wer  auf  den  betreffenden  Gebieten 
die  am  meisten  anerkannte  Autorität  sei ,  trifft  nach  so  und  so 
vielen  Fehlgriffen  die  rechte  Wahl  und  hat  schliesslich  den  Mut, 
nach  mehrmaligen  langen  Unterredungen  denjenigen,  der  uns 
ohnehin  bereits  in  reichem  Masse  seine  Gastfreundschaft  geschenkt 
hat,  noch  um  die  Ausarbeitung  eines  grösseren  Elaborates  thun- 
Hchst  unverfroren  zu  ersuchen. 

Auf  diese  Weise  bin  ich  in  den  Besitz  einer  stattHchen  Anzahl 
von  Manuskripten  gelangt,  die  ich  zum  Teil  natürlich  bei  den  ver- 
schiedenen von  mir  bereits  veröffentHchten  Berichten  fleissig  be- 
nutzt habe,  zum  grösseren  Teile  werden  dieselben  vorläufig  keine 
Verwendung  finden.  Eines  dieser  unbenutzten  aber  ist  so  vor- 
trefflich durchgearbeitet,  dass  es  sich  mit  wenigen  Zuthaten  und 
geringen  systematischen  Aenderungen  zur  selbständigen  Publika- 
tion vollkommen  eignet:  es  ist  das  ein  Manuskript  von  ß.  H. 
Baden-Powell  über  das  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  des 
britisch-indischen  Kaiserreichs  '). 

Das  Interesse  für  eine  solche  VeröfifentHchung  ist  gewiss  vor- 
handen. In  der  Litteratur  auch  in  England  und  Indien  existiert 
darüber  so  gut  wie  gar  nichts.  Dabei  ist  Indien  unter  der  eng- 
lischen Regierung  ganz  ausgezeichnet  verwaltet.  Es  giebt  kein 
zweites  Land  der  Welt,  das  unter  gleich  schwierigen  Verhältnissen 
gleich  gut  regiert  würde  —  durch  die  Engländer  in  Indien,  nicht 
durch  die  enghsche  Nation.  Die  Ueberalldreinrederei  hat  mit 
Hilfe  der  öffentlichen  Meinung  Englands  auch  in  Indien  schon  viel 
mehr  verdorben,  als  sie  gut  gemacht  hat.  W^as  aber  die  Zuver- 
lässigkeit der  hier  gemachten  Angaben  betrifft,  so  steht  dieselbe 
bei  der  Persönlichkeit  des  Verfassers  über  allem  Zweifel. 

B.  H.  Baden-Pozvell  ist  heute  anerkannt  die  erste  Autorität 
über  anglo-indische  Rechtsverhältnisse.  In  der  ersten  Zeit  seiner 
öffentUchen  Laufbahn  war  derselbe  Verwaltungsbeamter  in  jener 
indischen  Provinz,  welche  der  Verwaltung  die  grössten  Schwie- 
rigkeiten bietet :  in  Bengalen.    Nachher  wurde  Baden-Powell  längere 

i)  Ich  verdanke  dasselbe ,  neben  der  so  ausserordentlich  liebenswürdigen  Güte 
des  Herrn  Verfassers  selbst,  insbesondere  auch  einer  gütigen  Vermittlung  der  englischen 
Regierung  in  Indien  und  zwar  speziell  dem  Herrn  Unterstaatssekretär  Sir  Edzu.  Bück. 
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Zeit  als  Richter  am  obersten  Gerichtshof  für  Panjäb  verwendet 
und  schliesslich  im  Reichsjustizministerium  in  Indien  mit  der  Auf- 
gabe betraut,  eine  Reihe  ungeschriebener  Rechte  zu  kodifizieren 
und  verschiedene  Provinzialgesetze  nebst  deren  Ausführungsbe- 
stimmungen für  ganz  Indien  systematisch  zusammenzustellen.  In- 
zwischen ist  Baden-Pozvell  als  Professor  für  in  Indien  geltendes 
Recht  nach  der  Universität  Oxford  berufen  worden. 

Was  den  Inhalt  des  Manuskriptes  betrifft,  so  behandelt  das- 
selbe das  weite  Gebiet  des  indischen  Rechtslebens  nicht  vollständig. 
Nachdem  die  Arbeit  einem  praktischen  Zweck  dienen  sollte,  finden 
sich  die  Thatsachen  lediglich  so  wiedergegeben ,  wie  sie  heute 
sind,  und  mit  geschichtlichen  Erläuterungen  nur  so  weit  ergänzt,  als 
solche  zum  Verständnis  der  Gegenwart  erforderlich,  ohne  kritische 
Erörterung  ihres  Wertes.  Und  auch  mit  dieser  Beschränkung 
sind  noch  weitere  Kürzungen  dadurch  eingetreten,  dass  man  die 
Technik  der  öffentlichen  Rechnungslegung  über  den  Staatshaus- 
halt, sowie  die  des  periodischen  Ausgleichs  zwischen  dem  eng- 
lischen und  indischen  Budget  bei  Seite  gelassen  hat.  Ebenso 
sind  aus  naheliegenden  Gründen  die  militärischen  Fragen  und  die 
der  auswärtigen  Politik  unberührt  geblieben. 

Die  Schule  und  ihre  Angelegenheiten  sollen  insofern  Er- 
wähnung finden,  als  kurz  bemerkt  sei,  dass  jede  Provinz  einen 
»Director  of  Public  Instruction«  und  jede  grössere  Provinz  heute 
auch  eine  Universität  hat,  welche  einem  Senat  unterstellt  ist.  In 
jeder  Provinz  sind  ferner  eine  Anzahl  von  Schulinspektoren ,  für 
deren  Thätigkeitsabgrenzung  das  Provinzialgebiet  in  eine  Anzahl 
von  Kreisen  aufgeteilt  ist.  Es  giebt  ferner  ein  System  von  Di- 
strikts-, Stadt-  und  Landschulen,  welche  von  der  Regierung  unter- 
stützt und  beaufsichtigt  werden.  An  einzelnen  Orten  sind  dann 
noch  Kunst-  und  technische  Schulen.  Die  religiösen  Verhältnisse 
Indiens  bedingen  es,  dass  der  Religionsunterricht  von  dem  Lehr- 
plan der  Staatsschulen  ausgeschlossen  ist.  Es  geniesst  jede 
Schule,  von  welcher  sich  der  Inspektor  durch  eine  Prüfung  über- 
zeugt hat ,  dass  alle  Fächer  genügend  durchgearbeitet  sind  ,  die 
Unterstützung  der  Regierung,  gleichviel  welche  Art  von  Religions- 
unterricht sie  erteilt  hat. 

Und  über  öffentliche  Gesundheitspflege  kann 
hier  kurz  angegeben  werden,  dass  jede  Provinz  einen  Gesundheits- 
rat hat ,  welcher  die  Statistik  der  Geburten ,  Erkrankungen  und 
Todesfälle    führt    und    dass    in   jedem  Distrikt    sich    ein  Arzt    mit 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswisscnsch.  1893.    II,  IC 
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einigen  Gehilfen  befindet ,  ein  öfifentliches  Impfamt  besteht  und 
viele  Krankenhauser  in  den  Städten  wie  auf  dem  Lande  unter- 
halten werden.  Ausserdem  sind  überall  besondere  Kommissionen 
bestellt  mit  der  Pfhcht,  dafür  zu  sorgen,  dass  sämtliche  Brunnen, 
Zisternen,  Kanäle  und  Wasserläufe  rein  gehalten  und  zur  rechten 
Zeit  ausgebessert  werden.  An  vielen  Orten  gibt  es  auch  Tier- 
arzneischulen und  Tierspitäler. 

Die  folgenden  Darlegungen  beziehen  sich  auf: 
I.  Geschichte  und  Organisation  der  Provinzen, 
II.  Die  Zentralgewalt  der  Exekutive  und  Legislative, 

III,  Die  Provinzial-  und  Lokalverwaltung, 

IV.  Die  Provinzen  nach  ihrer  internen  Organisation, 
V.  Die  Grundsteuerverfassung, 

VI.  Andere  Steuern  und  Staatseinkünfte, 

VII.  Die  Lokalverwaltung  für  Stadt  und  Land, 

VIII.  Die  Justizverwaltung  für  Zivil-   und  Strafsachen,  und  endlich 

IX.  Die  Polizeiverwaltung. 

I.  Geschichte    und    Organisation    der   Provinzen. 

Es  würde  überwiegend  nur  von  historisch-dogmatischem  In- 
teresse sein,  die  verschiedenen  Parlamentsbeschlüsse  hier  aufzu- 
zählen, durch  welche  die  in  Indien  erworbenen  Gebiete  zu  Pro- 
vinzen erhoben  und  mit  einer  exekutiven  und  legislativen  Gewalt 
belehnt  wurden. 

Die  »Ostindische  Company«  trat  bekanntlich  zuerst  nur  als 
Handelsgesellschaft  auf.  Sie  erwarb  Handelsstationen  »Factories« 
genannt ,  in  der  Nähe  des  Meeres :  im  Westen  zuerst  in  Sürät, 
dann  in  Bombay,  im  Osten  in  Madras  und  in  Bengalen  und  zwar 
nahe  bei  Calcutta.  Zu  diesen  Stationen  wurde  ein  Teil  der  um- 
liegenden Grundstücke  teils  durch  Kauf,  teils  durch  Schenkung, 
nach  und  nach  erworben.  Damals  waren  die  englischen  Kauf- 
leute gewissermassen  Pächter  des  Mughal-Reiches  bezw.  der  Be- 
herrscher der  betreffenden  Gebiete. 

Niemand  hat  anscheinend  damals  vorausgesehen,  dass  die 
Companie  in  lokale  Streitigkeiten  verwickelt  werden  müsste,  dass 
die  einheimische  Regierung  bei  den  englischen  Kaufleuten  Anleihen 
machen  würde,  für  deren  Sicherstellung  und  Abzahlung  Staats- 
gebiete mit  ihrem  Einkommen  hafteten  und  dass  daraus  Reibereien 
und  Kämpfe  und  schliesslich  Annektionen  mit  Notwendigkeit  her- 
vorgingen.    Und    deshalb    kam    auch    niemand  auf  die  Idee,    die 
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Organisation  der  Provinzen  und    lokalen  Verwaltungsdistrikte  auf 
gesetzgeberischem  Wege  zu  regeln. 

Die  verschiedenen  »Factories«,  von  denen  ich  oben  gesprochen 
habe,  hatten  durch  »Royal  Charter«  die  Jurisdiktion  über  ihre 
Angestellten  und  Untergebenen  verliehen  erhalten.  Der  Wortlaut 
dieser  Urkunde  beschäftigte  sich  naturgemäss  in  der  Hauptsache 
mit  handelsrechtlichen  Dingen  und  enthielt  sonst  nur  noch  einige 
Bestimmungen  über  die  Anwendung  der  damals  in  England  für 
das  Verhältnis  der  Kaufleute  zu  deren  Untergebenen  geltenden 
Gesetze.  An  der  Spitze  einer  Faktorei  stand  ein  »Präsident« 
mit  einem  »Council«.  Und  da  bald  zu  jeder  derselben  ein  um- 
liegendes Ländereigebiet  gehörte ,  nannte  man  dieses  letztere 
eine  »Präsidentschaft«.  Nur  zu  bald  hörten  diese  Präsident- 
schaften auf,  eine  reine  Handelsstation  zu  sein  ;  sie  wurden  Terri- 
torien mit  hoheitsrechtlichem  Charakter.  Sobald  aber  das  geschah, 
wurde  es  notwendig,  sich  über  die  Fragen  schlüssig  zu  werden: 
i)  zu  welcher  Präsidentschaft  gehören  neuerworbene  Gebiete  ?  und 
2)  welche  Rechtsverhältnisse  sollen  hier  angewendet  werden,  nach- 
dem offenbar  unter  den  neuen  Verhältnissen  die  englischen  Ge- 
setze nicht  bloss  auf  englische  Kaufieute,  Seeleute  und  Soldaten, 
sondern  auch  auf  die  Eingeborenen  der  neu  erworbenen  Gebiete 
Anwendung  zu  finden  hatten? 

Erst  im  Jahre  1773  kam  im  englischen  Parlament  dann  ein  Ge- 
setz zur  Annahme,  bekannt  unter  dem  Namen  »Regulating  Act«, 
welches  die  Normen  der  territorialen  Organisation  festlegte.  Es 
erwies  sich  natürlich  auf  vielen  Punkten  bald  als  unvollkommen 
und  musste  durch  eine  Reihe  von  Nachträgen  verbessert  werden. 
Da  diese  Novellen  aber  zum  Verständnis  der  heutigen  Verfassung 
nicht  beitragen,  gehe  ich  nicht  näher  auf  dieselben  ein. 

So  war  man  anfänglich  von  dem  Grundsatze  ausgegangen, 
dass  alle  neu  erworbenen  Gebiete  der  einen  oder  der  anderen 
der  bestehenden  Präsidentschaften  zufallen  werden.  Und  eine 
gewisse  Zeit  hindurch  schien  das  auch  durchführbar.  Als  im 
Jahre  1765  Bengal,  Behär  und  Orissa  den  luigländern  eingeräumt 
wurden,  hat  man  sie  der  Präsidentschaft  »P^ort  William«  zugeteilt 
und  in  der  That  bilden  sie  heute,  mit  wenigen  späteren  Ergänz- 
ungen, das,  was  man  unter  der  »Präsidentschaft  Bengalen«  zu- 
sammenfasst.  Die  Gebiete,  welche  im  Süden  vom  Jahre  1760 
bis  1801  erworben  und  abgetreten  wurden,  gehörten  naturgemäss 
zu  Madras  u.  s.  w.     Aber  während  die  Präsidentschaften  von  Madras 
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und  Bombay  ')  nie  ein  Gebiet  besassen,  das  nicht  zugleich  eine 
geographische  Beziehung  zur  Hauptstadt  gehabt  hätte,  stand  es 
mit  Bengalen  anders.  Diese  Präsidentschaft  begann  sehr  früh, 
sich  nach  Nordwesten  auszudehnen.  Bereits  im  Jahre  1775  wurden 
die  Distrikte  um  Benares  erworben  und  im  Jahre  1803  erreichte, 
infolge  von  Gebietsabtretungen  durch  den  Nawäb  von  üudh  *), 
sowie  infolge  Eroberungen  von  den  Naräthäs  unter  Lord  Lake, 
das  Gebiet  von  Bengalen  bereits  die  Ufer  des  Jamnaflusses.  Im 
Jahre  1824  kam  Assam  an  der  Nordostgrenze  noch  dazu.  Hier 
war  es  jetzt  einfach  unmöglich,  von  der  alten  Hauptstadt  aus  das 
ganze  Gebiet  zu  beherrschen.  Folglich  wurde  durch  ein  beson- 
deres Gesetz  im  Jahre  1834  dieser  nordwestliche  Teil  von  Bengalen 
getrennt  und  zu    einem    selbständigen  Regierungsgebiet  erhoben. 

In  den  folgenden  Jahren  wurden  abermals  neue  Provinzen 
erworben  ,  die  mit  keiner  der  vorhandenen  Präsidentschaften  in 
Verbindung  standen,  weshalb  es  wieder  unumgänglich  notwendig 
wurde,  daraus  selbständige  Prozinzen  und  Regierungsgebiete  zu 
schaffen.  Schliesslich  wurde  die  ganze  Angelegenheit  durch  die 
Gesetze  17.  und  18.  Vict.  Gap.  yy  und  24  und  25  Vict.  Cap.  6y, 
sowie  28  Vict.  Cap.  19  in  befriedigender  Weise  geordnet.  Die 
drei  historischen  Präsidentschaften  wurden  beibehalten,  aber  die 
Zentralregierung  des  indischen  Kaiserreichs  wurde  ermächtigt,  das 
Gebiet  derselben  zu  vergrössern  oder  zu  verkleinern  und  neue 
Provinzen  mit  eigener  Verwaltung  zu  errichten ;  ganz  wie  es  das 
Bedürfnis  und  die  Zweckmässigkeit  erheischen  sollten. 

Jede  Provinz  hatte  schon  früher  einen  »Governor«,  wie  man 
den  Präsidenten  nannte.  Und  wenn  eine  neue  Provinz  gebildet 
wurde ,  die  keiner  der  drei  alten  Präsidentschaften  eingegliedert 
war,  so  kam  sie  unter  die  Regierung  eines  »Lieutenant  Gover- 
nor« oder  direkt  unter  die  Zentralgewalt  zu  stehen,  in  welchem 
Falle  ein  höherer  Beamter  —  »Chief  Commissioner«  genannt  — 
beauftragt  wird,  die  Regierung  nach  den  Direktiven  der  Zentral- 
regierung zu    führen.     Welche    dieser  Regierungsformen    im    kon- 

i)  Als  Sindh  im  Jahre  1843  erobert  wurde ,  war  man  berechtigt ,  es  zur  Präsi- 
dentschaft Bombay  zu  rechnen,  denn  es  war  zur  See  leicht  zugänglich  und  stand  da- 
mals ausserhalb  jeder  Verbindung  zu  Land  mit  irgend  einem  anderen  englischen 
Gebiet. 

2)  Der  Nawäb  oder  König  von  Oudh  hatte  sich  damals  unabhängig  gemacht 
und  Englands  Beistand  zu  seiner  Verteidigung  erhalten.  Um  die  daraus  den  Eng- 
ländern erwachsenen  Kriegskosten  zu  decken,  waren  seinerseits  Gebietsabtretungen  vor- 
genommen worden. 
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kreten  Falle  eingeführt  wurde,  hing  von  Erwägungen  der  Kosten 
und  der  Angemessenheit  ab.  Ich  muss  noch  erwähnen,  dass  da- 
mals, als  der  Gouverneurposten  von  Bengalen  gesetzlich  sanktioniert 
wurde,  der  Gouverneur  selbst  gleichzeitig  zum  »Governor  General 
of  India«  ernannt  wurde  und  mithin  eine  Regierungsgewalt  über 
sämtliche  andere  Gouvernements  erteilt  erhielt.  Indes  wurde  bald 
herausgefunden,  dass  es  für  den  betrefifenden  Beamten  unmöglich 
sei,  die  Leitung  der  Zentralgewalt  wie  der  Provinzialregierung  in 
seiner  Person  zu  vereinen.  Die  Folge  war,  dass  der  »Governor 
General<s  welcher  im  Jahre  1858  den  Titel  »Viceroy  and  Governor 
General«  erhielt,  verselbständigt  wurde  und  ein  »Lieutenant  Go- 
vernor« —  nicht  ein  »Governorc  —  die  Regierung  der  Bengal- 
Präsidentschaft  übernahm. 

Wenn  eine  Provinzialregierung,  wie  in  Madras  und  Bombay, 
unter  Leitung  eines  Gouverneurs  oder  unter  der  eines  Gouverneur- 
Lieutenants  steht,  wird  sie  ein  »LocalGovernment«  genannt. 
Diese  Provinzialregierungen  sind  heute,  ebenso  wie  früher,  Re- 
gierungsgewalten sni  juris,  obgleich  sie  selbstredend  der  zentralen 
Staatsgewalt  unterstellt  sind.  Wenn  eine  Provinz  von  einem  »Chief 
Commissioner«  geleitet  wird,  nennt  man  sie  eine  »L  o  c  a  1  Ad- 
ministration«, weil  der  Theorie  nach  die  Zentralgewalt  — 
der  Vizekönig  nämlich  —  die  lokale  Regierungsgewalt  in  ihrer 
Hand  behält  und  der  »Chief  Commissioner«  sein  Gebiet  ledighch 
nach  deren  Befehlen  verwaltet.  In  den  letzten  Jahren  ist  jedoch 
ein  Gesetz  erlassen  worden,  welches  bestimmt,  dass  wenn  immer 
eine  gesetzgeberische  oder  verwaltungsrechtliche  Befugnis  den 
»Lokalregierungen«  im  allgemeinen  eingeräumt  wird,  damit  auch 
die  »Lokalverwaltungen«  mitinbegriffen  sind,  es  sei  denn,  dass 
diese  letzteren  ausdrücklich  davon  ausgenommen  wären.  Für  die 
Praxis  ist  deshalb  die  Unterscheidung  zwischen  »Local  Govern- 
ment« und  »Local  Administration«  heute  von  keiner  grossen  Be- 
deutung mehr. 

Die  heutigen  Provinzen  sind  die  folgenden: 

Name  xt  j      11      •  *  T\\.(\  des 

der  Hauptstadt  ^^"^^  ^"^  ^  ^°"'"^  obersten  Beamten 


Präsidentschaft  Bengalen  Lieut.  Governor 


Calcutta  I 

(Fort  William)     ' 

l  »  Madras  Governor 

(Fort  St.  George)  I 

^1  »  Bombay  Governor 

(Bombay  CastH    I 
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Name 
der  Hauptstadt 

4.  Alldhäbäd 

5.  Labore 

6.  Ndgpure 

7.  Ajmer 

8.  Hyderäbäd 

9.  Shillong 

10.  Rangoon 

11.  Bangalore 

12.  Port  Blair 


Xame   der   I'rovinz 


Titel   des 
obersten  Beamten 

Lieut.  Governor 
Lieut.  Governor 
Chief  Commissioner 
Chief  Commissioner 
Resident  ') 
Chief  Commissioner 
Chief  Commissioner 
Chief  Commissioner 
Chief  Commissioner 


Nordwestprovinzen  mit  Uudli 

l'anjib    nebst   zugehörigen  Gebieten 

Zentralprovinzen 

Ajmerprovinz 

Berarprovinz 

Assamprovinz 

Burma 

Coorg 

die  Andaman-Inseln 

Auch  das  indische  Verwaltungssystem  ist  mehr  allmählicli 
der  Geschichte  entwachsen ,  als  nach  bestimmten  freigewählten 
Grundsätzen  organisiert  worden.  So  sind  da  z.  B.  zwei  Gouver- 
neure, wofür  kein  anderer  Grund  zu  nennen  ist  als  der,  dass  es 
früher  so  war.  Bombay  und  Madras  behielten  ihren  Gouverneur, 
weil  sie  von  Anfang  an  einen  solchen  gehabt  hatten.  Bengalen 
verlor  für  seinen  höchsten  Beamten  diesen  Titel,  weil  sein  Gouver- 
neur seiner  Zeit  »Governor  General«  wurde.  Den  beiden  Gouver- 
neuren ist  zur  Unterstützung  ein  kleiner  »Executive  Council«  bei- 
gegeben, während  die  Chefs  der  übrigen  Provinzen  einen  solchen 
nicht  haben.  Den  beiden  Gouverneuren  ist  es  gestattet,  mit  dem 
Minister  für  Indien  in  England  direkt  zu  korrespondieren,  während 
das  den  übrigen  Provinzialregierungen  wieder  nicht  gestattet  ist. 
Das  alles  sind  thatsächlich  nur  historische  Ueberbleibsel  ^). 

II.    Die    Z  e  n  t  r  a  1  g  e  w  a  1 1. 

a.  Die   Ex  eku  t  i  ve. 

Ich  setze  als  bekannt  voraus,  dass  die  ostindische  Company 
von  allem  Anfange  an,    als   sie  in  Indien   festen  Fuss  fasste  imd 

i)  Berar  nimmt  eine  Ausnahmestellung  ein.  Es  ist  vom  Nawäb  von  Hyderäbäd 
an  England  unter  gewissen  Bedingungen  für  immerwährende  Zeiten  übergeben  worden. 
Dadurch  deckt  es  sich  nicht  ganz  mit  dem  Begriff  des  »englischen  Territoriums«.  Es 
wird  direkt  vom  Vizekönig  regiert  durch  seinen  Resident  am  Hofe  des  Nizäm  von 
Hyderäbäd  und  durch  die  diesem  unterstellten  Beamten. 

2)  In  früherer  Zeit,  als  noch  jede  Verbindung  zwischen  Calcutta,  Madras  und 
Bombay  absolut  unmöglich  war,  ausser  auf  dem  Seeweg  oder  durch  eine  lange  und 
höchst  mühsame  Landreise,  da  war  es  unabweisbar,  dass  jede  Provinz  ihre  direkten 
Verbindungen  mit  der  Regierung  des  Mutterlandes  unterhielt.  Inzwischen  aber  haben 
sich  die  Verhältnisse  total  verändert.  Und  heute  sind  viele  der  Meinung ,  dass  das 
überkommene  Recht  eines  direkten  Verkehrs  für  die  Gouverneure  von  Bombay  und 
Madras  wie  ebenso  die  Ausgaben  für  den  » Council  <  weder  nötig  noch  wünschenswert 
sind.  Es  liegt  indes  ganz  ausserhalb  der  mir  vorliegenden  Aufgabe,  in  diese  Fragen 
irgendwie  näher  einzugehen. 


Aus  dern    Verfassungs-  und   Verwaitungsrecht  de.  231 

eine  Regierungsgewalt  ausübte,  ihr  beherrschtes  Gebiet  als  Lehen 
und  ihre  Herrschergewalt  als  Kraft -Vollmacht  der  englischen 
Krone  betrachtete.  In  späteren  Zeiten  überwachte  die  englische 
Staatsregierung  den  »Court  of  Direktors  of  the  Company«  durch 
einen  »Board  of  Control«,  welcher  in  London  seinen  Sitz  hatte. 
Und  als  im  Jahre  1858  die  Krone  diese  ihre  verliehenen  Rechte 
wieder  zurückzog  und  selbst  die  Regierung  Indiens  in  die  Hand 
nahm ,  wurde  unter  dem  Zwang  der  Verhältnisse  die  Zentral- 
gewalt teils  nach  England,  teils  nach  Indien  verlegt. 

In  England  ist  der  »Secretary  of  State  for  India«  die  höchste 
Regierungsgewalt.  Er  wird  unterstützt  durch  einen  »Council«,  der 
jetzt  10  Mitglieder  zählt.  Aber  die  »Indian  Council  Act  1861«  stellte 
ausdrücklich  fest,  dass  die  Zustimmung  des  Councils  nur  für  ganz 
bestimmte  Fälle  erforderlich  ist.  In  der  Regel  liegt  deshalb  die 
entscheidende  Macht  einzig  und  allein  in  der  Hand  des  Staats- 
sekretärs. Zur  Erleichterung  der  Geschäftsführung  ist  das  Coun- 
cil in  »Committees«  und  »Departments«  eingeteilt.  Als  Beamte 
fungieren  noch  zwei  Unterstaatssekretäre ')  und  verschiedene 
Sekretäre  der  einzelnen  Abteilungen.  So  gibt  es  ein  »Military 
Department«,  ein  »Finance  Department«,  ein  »PubHc  Works  De- 
partment« u.  s.  w. 

In  Indien  ist  der  Vizekönig  und  Generalgouverneur,  unter- 
stützt durch  einen  »Executive  Council«,  die  oberste  Re- 
gierungsgewalt und  als  solche  dem  Minister  für  Indien  in  England 
direkt  unterstellt.  Dieser  Executive  Council  setzt  sich  zusammen 
aus  einem  rechtskundigen  Mitglied  für  Justizsachen,  einem  anderen 
für  öffentliche  Arbeiten ,  einem  dritten  für  Militärsachen ,  einem 
vierten  für  die  finanziellen  Angelegenheiten ,  einem  fünften  für 
innere  Angelegenheiten,  einschliesslich  der  Landwirtschaftspflege, 
der  Steuerverwaltung  und  der  handelspolitischen  Angelegenheiten. 
Für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  ist  kein  besonderes  Mitglied 
bestellt,  diese  Abteilung  wird  in  der  Regel  vom  Vizekönig  selbst  ge- 
leitet. Der  Oberstkommandierende  der  indischen  Armee  ist  in  der 
Regel  als  ausserordentliches  Mitglied  dieses  Council  ernannt.  Und 
sollte  derselbe  irgend  einmal  im  Gebiete  der  Bombay-  oder  Madras- 
Präsidentschaft  tagen,  so  wird  der  betreffende  Gouverneur  da- 
durch ebenfalls  zum  ordentlichen  Mitglied. 

i)  Nur  einer  von  Beiden  ist  definitiv  angestellt.  Der  andere,  welcher  dem  Par- 
lament zur  Erteilung  von  Information  und  Repräsentation  der  »India  Office«  beigegeben 
ist,  wechselt  mit  den  Ministerien. 
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Dieser  »Executive  Council«  darf  nicht  mit  dem  »Legis- 
lative Council«  verwechselt  werden ,  von  dem  ich  jetzt 
sogleich  reden  werde.  Wenn  immer  es  nötig  erscheint,  versam- 
melt sich  der  Council  unter  dem  Präsidium  des  Vizekönigs.  Nur 
der  Theorie  nach  sollen  Regierungsakte  der  obersten  Regierungs- 
gewalt diesem  Gesamtkörper  emanieren,  weshalb  alle  Erlasse  der 
indischen  Regierung  offiziell  als  »Orders  of  the  Viceroy  and  Gov. 
General  in  Council«  bezeichnet  werden;  aber  in  der  Praxis  ist 
es  keineswegs  erforderlich ,  dass  auch  die  Entscheidungen  über 
weniger  bedeutende  Angelegenheiten,  dem  ganzen  Rate,  oder 
auch  nur  dem  Vizekönig  oder  selbst  irgend  einem  Mitglied  des 
Rates  vorgelegen  seien. 

In  der  üblichen  Geschäftspraxis  überwacht  das  »Honourable 
Member«  für  die  Finanzen ,  für  die  militärischen  Angelegen- 
heiten u.  s.  w,  die  Korrespondenz  und  erlässt  die  verschiedenen 
Orders  des  betreffenden  Departments,  über  welches  es  präsidiert. 
Aus  diesem  Grunde  erblicken  die  betreffenden  Abteilungsbeamten 
in  dem  betreffenden  Mitglied  des  Council  ihren  Abteilungschef. 
In  der  Abteilung  für  auswärtige  Angelegenheiten  arbeitet  der 
Sekretär  direkt  mit  dem  Vizekönig.  Ausser  dieser  Thätigkeit  der 
ständigen  Hilfsbeamten,  unter  dem  direkten  Befehl  der  Mitglieder 
des  obersten  Rates,  sind  die  Sekretäre  verpflichtet,  an  bestimmten 
Tagen  vor  dem  Vizekönig  persönlich  zu  erscheinen,  um  Bericht 
zu  erstatten  und  über  Fragen  Auskunft  zu  geben. 

Neben  diesen  Sekretären  hat  die  indische  Regierung  noch 
einen  »Inspector  General  of  Forests« ,  welcher  die  Provinzial- 
forstverwaltungen  inspiziert  und  berät,  ohne  ihnen  deshalb  weiter 
übergeordnet  zu  sein ').  Es  gibt  ferner  einen  beratenden  In- 
genieur für  Eisenbahnwesen  neben  den  fachmännischen  Sekre- 
tären für  öffentliche  Arbeiten ,  Eisenbahnen  und  Bewässerungs- 
Anlagen. 

Es  existiert  selbstredend  für  den  Council  eine  ganz  bestimmt 
formulierte  Geschäftsordnung  und  ein  wohldurchdachtes  Arbeits- 
verfahren für  die  Sekretariate  ^). 


i)  Der  Generalinspektor  der  Forsten  (ein  Deutscher!)  hat  ferner  mit  einer  Kom- 
mission die  Oberleitung  über  die  Forstschule  in  Dehrä  Dün  und  des  Forsteinrichtungs- 
bureaus, Welches  für  alle  Provinzen  einheitlich  organisiert  ist. 

2)  Um  den  Geschäftsgang  an  einem  Beispiele  zu  zeigen,  will  ich  annehmen,  dass 
ein  Gesuch  zur  Erledigung  beim  »Secretary  in  the  Home  Department «  einläuft.  Nach- 
dem das  Schreiben  im  Einlauf  bureau  in  ordentlicher  Weise  eingetragen  und  registriert 
und  alle    damit  in  Verbindung    stehenden  Materialien   des   Bureaus    zusammengestellt 
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Alle  Entscheidungen  von  irgend  welcher  Bedeutung  werden 
gedruckt  und  wohlgeordnet  in  der  »Monthly  Proceedings«  der 
verschiedenen  Regierungsabteilungen  niedergelegt.  Dabei  sind  die 
Akten  je  nach  ihrer  Bedeutung  in  2  Klassen  geteilt,  in  Klasse  »A« 
und  Klasse  »B«.  Die  Akten  der  ersteren  werden  wörtlich,  die 
der  zweiten  nur  im  Auszug  zum  Abdruck  gebracht,  andere  noch 
bedeutungslosere  Ergänzungen  ganz  weggelassen. 

b.  Die  Legislative. 

Das  englische  Parlament  ist  berechtigt ,  in  jeder  beliebigen 
Angelegenheit  für  Indien  Gesetze  zu  machen:  aber  der  bisherigen 
Uebung  gemäss  erstreckt  sich  die  englische  Legislative  lediglich 
auf  die  allgemeinen  Fragen  der  gesetzgeberischen  und  verwaltungs- 
rechtlichen (3rganisation,  der  militärischen  Angelegenheiten,  der 
Handelspolitik ,  der  allgemeinen  Reichsangelegenheiten  und  auf 
Fragen  von  umfassenderer  wirtschaftlicher  Bedeutung.  Alle  nicht 
in  diesen  Rahmen  fallenden  lokalen  Angelegenheiten  gehören  zur 
Kompetenz  der  legislativen  Gewalt  in  Indien. 

Es  war  immer  eine  strittige  Frage,  in  der  die  verschiedensten 
Meinungen  geäussert  wurden ,  ob  nämlich  in  Indien  nur  eine 
gesetzgebende  Körperschaft  bestehen,  oder  ob  neben  dem  Zentralrat 
auch  jede  grössere  Provinz  noch  ihre  eigene  gesetzgebende  Versamm- 
lung für  lokale  Angelegenheiten  haben  sollte.  Thatsächhch  ist 
gegenwärtig  diese  Streitfrage  durch  die  sog.  Indian  Councils  Act 
von  1861  geregelt. 

In  den  früheren  Zeiten  war  den  Präsidentschaften  von  Ben- 
galen ,   Madras    und   Bombay    die    gesetzgebende   Gewalt    in    der 

wurden,  fügt  der  »Superintendent«  der  Kanzlei  eine  Note  hinzu,  welche  summarische 
Angaben  über  die  Geschichte  der  in  Frage  stehenden  Angelegenheit,  über  die  früheren 
diesbezüglichen  Erlasse  u.  dgl.  enthält,  ohne  irgend  welche  positive  Auffassung  oder 
Vorschläge  geltend  zu  machen.  Dann  gehen  die  ganzen  Akten  zum  Untersekretär  der 
Abteilung,  welcher  eine  bestimmte  Entscheidung  hinzufügt  und  dieselbe  dem  Sekretär 
zur  Genehmigung  vorlegt.  Dieser  Beamte  mag  nun  entweder  den  Vorschlag  kurzweg 
genehmigen ,  oder  eine  andere  Entscheidung  treffen  und  damit  den  Fall  erledigen, 
oder  aber  —  je  nach  Art  und  Bedeutung  der  Angelegenheit  —  den  Act  dann  mit 
»H.  M.«  bezeichnen  und  so  dem  »Honable-Member  of  Council«  in  Vorlage  bringen. 
Der  Geheime  Rat  mag  alsdann  den  Act  kurz  unterzeichnen  ,  um  seine  Zustimmung 
zur  getroffenen  Entscheidung  damit  zu  bekunden,  oder  mag  Abänderungen  in  den  in 
Vorschlag  gebrachten  Entscheidungen  vornehmen,  oder  die  Angelegenheit  beim  Vize- 
könig in  Vorlage  bringen.  Se,  Exzellenz  wird  alsdann  entweder  durch  seine  Unter- 
schrift die  zuletzt  getroffene  Entscheidung  genehmigen  ,  oder  aber  die  Akten  im 
»Council«  zur  Beratung  und  Entscheidung  bringen. 
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Weise  verliehen  worden,  dass  ihnen  gestattet  war,  »Regulations« 
zu  erlassen.  Von  diesen  sind  heute  noch  viele  in  Kraft.  Sie 
kamen  im  Jahre  1832  zum  Abschluss.  Im  folgenden  Jahre  wurde 
durch  Parlamentsakte  ein  allgemein  gesetzgebender  Rat  für  Indien 
geschaffen  und  den  Provinzen  die  legislative  Gewalt  wieder  ent- 
zogen. Inzwischen  wurde  durch  die  oben  genannte  Parlaments- 
akte von  1861  auch  diese  Bestimmung  zu  Gunsten  der  Lokal- 
gesetzgebung wieder  modificiert  und  so  haben  wir  heute  : 

1.  eine  zentrale  gesetzgebende  Versammlung    bei  der   Regierung 

von  Indien  mit  dem  Sitz  in   Calcutta  oder  Simla,   und 

2.  eine  lokale  gesetzgebende  Versammlung  für  Bengalen, 

3.  »  »  »  »  »    Bombay, 

4.  »  »  »  »  »    Madras, 

5.  »  »  f>  für  die  Nordwestprovinzen. 
Für  weitere  Errichtungen  dieser  letzteren  Art  von  Körper- 
schaften hat  sich  bisher  kein  Bedürfnis  geltend  gemacht.  Ihre 
naheHegende  Aufgabe  ist  es,  rein  lokale  Fragen  am  Orte  selbst 
gesetzgeberisch  zu  ordnen.  Thatsächlich  ist  es  der  zentralen 
gesetzgebenden  Versammlung  leicht ,  über  irgend  welche  lokale 
Angelegenheiten  die  eingehendsten  Informationen  zu  erlangen  und 
da  das  Kollegium  ermächtigt  ist,  aus  den  verschiedenen  Provinzen 
ausserordentliche  Mitglieder  zu  berufen ,  werden  Lokalkenntnisse 
und  Lokalerfahrungen  stets  erreichbar. 

Es  ist  fast  selbstverständlich,  dass  die  Provinzialräte  ledig- 
lich über  Angelegenheiten  beschliessen,  welche  die  eigene  Provinz 
und  nur  diese  betreffen.  Der  indische  Reichsrat  erlässt  Rechts- 
sätze für  allgemeine  Interessen,  aber  manchmal  auch  für  Angelegen- 
heiten provinzieller  Art,  sobald  nämlich  mit  der  Entscheidung 
über  diese  Lokalverhältnisse  Rechtssätze  berührt  werden,  welche 
die  Zentralgewalt  erlassen  hat  oder  aber  aus  anderen  und  speziellen 
Gründen '). 

Die  Kompetenz  der  Zentralgewalt  in  Indien  ist  begrenzt  durch 
eine  besondere  Parlamentsakte,  welche  dem  englischen  Parlament 
eine  Reihe  von  gesetzgeberischen  Aufgaben  reserviert.     Anderer- 


i)  Die , schwierige  Frage  des  Bengal  tenant-right ,  welche  im  Jahre  1885  zuletzt 
behandelt  wurde ,  war  von  dem  indischen  Reichsrat  entschieden  worden ,  teils  wegen 
der  Bedeutung  der  Frage  selber,  hauptsächlich  aber,  weil  das  neue  Gesetz  eine  An- 
zahl von  rechtlichen  Bestimmungen  ausser  Kraft  gesetzt  hat ,  welche  seiner  Zeit  von 
der  Zentralgewalt  niedergelegt  worden ,  ehe  der  Provinzialrat  von  Bengalen  bestan- 
den  hat. 
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seits  ist  der  Minister  für  Indien,  in  England  berechtigt,  jede  Akte 
der  indischen  Regierung  durch  sein  Veto  aufzuheben  i)- 

Der  oberste  gesetzgebende  Körper  in  Indien  ist 
zusammengesetzt  aus: 

1)  den  Mitgliedern  des  »Executive  Council«,  den  wir  eben 
kennen  gelernt  haben  und  dessen  rechtskundigem  Mitgliede  natur- 
gemäss  die  Leitung  der  gesetzgeberischen  Arbeiten  obliegt,    und 

2)  aus  den  »Additional  Members«,  von  denen  ein  gewisser 
Teil  aus  Nichtbeamten  bestehen  muss.  Die  Zahl  der  »Ad- 
ditional Members«  soll  nicht  weniger  als  sechs  und  nicht  mehr 
als  zwölf  betragen    und    die  Hälfte  davon   »keine  Beamten«   sein. 

Diese  letztere  Klasse  von  Räten  ist  selbstredend  nur  an 
den  legislativen  Arbeiten  beteiligt  und  ist  von  den  Sitzungen 
des  vollziehenden  Rates  ausgeschlossen.  Es  sind  das  oft  Ein- 
geborene oder  Europäer,  mit  hervorragender  juristischer  oder 
mercantiler  Erfahrung.  Andere  sind  höhere  Provinzialbeamte, 
welche  für  die  speziell  zur  Beratung  stehenden  Gesetzentwürfe 
ernannt  wurden^).  Wenn  dieser  oberste  gesetzgebende  Rat  in 
dem  Gebiete  eines  Gouverneur-Lieutenant  oder  eines  Oberkom- 
missärs tagt,  so  werden  diese  letzteren  kraft  eigenen  Rechtes 
Mitglieder  dieses  Rates;  aber  sie  werden  nie  Mitglieder  des 
»Executive  Council«,  wie  wir  das  oben  bei    dem    analogen  Falle 


i)  Seiner  Zeit  hat  die  englische  Regierung  eine  «Law  Commission«  ernannt  mit 
dem  Auftrage,  die  gesetzgebenden  Faktoren  in  Indien  in  der  Ausarbeitung  der  wich- 
tigeren Gesetzentwürfe  zu  unterstützen.  AnfängUch  war  diese  Kommission  auch  nach 
Indien  entsendet  worden  und  damals  war  es,  dass  Lord  Macaulay  seinen  berühmten 
Entwurf  das  »Indian  Penal  Code«  ausarbeitete.  Einige  Zeit  nachher  erledigte  diese 
Kommission  ihre  Arbeiten  wieder  in  England.  Wie  aber  leicht  zu  erwarten 
war,  konnten  die  indischen  Fachleute  den  Gesetzentwürfen  der  in  England  tagenden 
Kommission  in  allen  Punkten  nicht  immer  beistimmen.  Deshalb  wurden  auf  Grund 
der  grösseren  Erfahrung  und  der  besseren  Lokalkenntnisse  ihrerseits  verschiedene  Ab- 
änderungen in  Vorschlag  gebracht.  Die  Mitglieder  der  Kommission  waren  darüber 
verstimmt  und  legten  ihr  Amt  nieder.  Nachher  hat  man  es  für  überflüssig  erachtet, 
eine  neue  Kommission  zu  bilden.  Und  thatsächlich  ist  das  rechtskundige  Mitglied 
des  höchsten  Rates  in  Indien  stets  ein  englischer  Jurist  von  hervorragender  Fach- 
kenntnis ,  so  dass  die  Vorbereitung  der  Gesetze  nach  dieser  Richtung  keine  Schwie- 
keiten  findet. 

2)  Als  im  Jahre  1887  die  Grundsteuergesetzgebung  und  die  Rechtsverhältnisse 
an  Grund  und  Boden  für  Panjdb  zur  gesetzgeberischen  Beratung  standen,  wurde  der 
Finanzkommissär  von  Panjäb  Mitglied  des  »Legislative  Council«  und  für  beide  Ge- 
setzentwürfe mit  dem  Referat  betraut.  Diese  Mitglieder  des  gesetzgebenden  Rates 
erhalten  recht  ansehnliche  Diäten  und  führen  den  Titel    »ITonourable«. 
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für  die  beiden  Gouverneure  von  Bombay  und  Madras  kennen 
gelernt  haben. 

Es  darf  noch  erwähnt  werden,  dass  seit  dem  Jahre  1832  die 
Produktionen  der  gesetzgebenden  Versammlung  als  »Acts«  be- 
zeichnet werden  mit  ihrer  respektiven  Seriennummer  und  dem  be- 
treffenden Kalenderjahr.  So  gibt  es  eine  Act  I  von  1834,  Act  XIV 
von  1860  u.  s.  w.  Besonders  hervorragende  Gesetze  aber  haben 
auch  einen  besonderen  Namen  und  werden  als  > Codes«  be- 
zeichnet. So  .spricht  man  z.  B.  für  gewöhnlich  von  »The  Indian 
Penal  Code«  statt  von  Act  XIV  von  1860,  oder  von  »The  Civil, 
Procedure  Code«  anstatt  von  Act  XIV  von  1882  '). 

Da  ausserdem  nicht  selten  in  einem  Teil  einer  grösseren 
Provinz  die  Entwicklungsverhältnisse  unter  dem  allgemeinen  Niveau 
mehr  oder  weniger  weit  zurückgeblieben  sind ,  ist  es  manchmal 
nicht  wünschenswert,  auch  in  diesen  Gebieten  gesetzliche  Be- 
stimmungen zur  Einführung  zu  bringen,  welche  für  die  mehr  fort- 
geschrittenen Territorien  zur  Annahme  gelangt  sind.  Für  solche 
Fälle  ermächtigt  eine  besondere  Parlamentsakte  von  1873  —  33 
Vict.  Cap.  3  —  den  Generalgouverneur,  für  solche  Gebiete  spezielle 
»Regulations«-Verordnungen  —  zu  machen.  Diese  Verordnungen 
werden  nach  dem  Datum  ihrer  Ausgabe  citiert,  wie  es  bei  den 
alten  Verordnungen  des  »Bengal  Code«  u.  s.  w.  der  Fall  war, 
deren  Ausgabe  in  die  Zeit  von  1793  bis  1832  entfällt. 

III.  Die  Provinzial-  und  Lokalverwaltung. 

Da  ich  gerade  von  den  gesetzgebenden  Faktoren  des  Reichs 
gesprochen  habe,  mögen  zunächst  auch  die  respektiven  Organe 
der  Provinzen  Erwähnung  finden  —  soweit  solche  bestehen. 
Thatsächlich  gibt  es  nur  vier  solche  »Legislative  Councils«,  welche, 
wie  bereits  bemerkt ,  nur  rein  provinzielle  Angelegenheiten  be- 
handeln. Die  Mitglieder  des  Rates  werden  von  dem  Gouverneur 
ernannt.  Die  zur  Annahme  gelangten  Gesetzentwürfe  erlangen 
Rechtskraft  erst  durch  ihre  Bestätigung  Seitens  des  General- 
gouverneurs. Und  niemals  kann  ein  Provinzialgesetz  irgend  eine 
Rechtsbestimmung  beeinträchtigen,  welche  der  »Council  ofIndia<? 
erlassen  hat. 


i)  In  dem  Verlage  der  Zentralstaatsdruckerei  (8  Hastings  St.  Calcutta)  werden 
offiziell  sämtliche  »Regulations«  und  »Acts«  zur  Ausgabe  gebracht  und  können  die 
sämtlichen  in  Indien  geltenden  Gesetze  und  Rechtsbestimmungen  für  wenig  Geld  in 
übersichtlichen  handlichen  Bänden  ebenda  erworben  werden. 
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Für  Vollzugszwecke  sind  nur  die  Gouverneure  von  Madras 
und  Bombay  formell  durch  einen  »Executive  Council«  unterstützt ; 
aber  auch  diese  Einrichtung  besteht  heute  mehr  aus  historischen 
als  aus  anderen  Gründen  fort.  Wenigstens  ist  nicht  einzusehen, 
weshalb  Bengalen,  das  viel  grösser  und  viel  dichter  bevölkert  ist 
als  Madras  und  Bombay,  jemals  den  Mangel  eines  vollziehenden 
Beirates  von  zwei  Mitgliedern  nicht  empfunden  hat,  wenn  es  nicht 
durch  den  Mangel  des  Bedürfnisses  zu  erklären  wäre. 

Der  Regierungsapparat  ist,  wie  üblich,  in  Departements  ein- 
geteilt, die  jeweils  von  einem  Sekretär  als  Chef  geleitet  werden, 
und  der  wieder  durch  Untersekretäre  und  Sekretärassistenten 
unterstützt  wird.  Bei  kleineren  Provinzen  werden  alle  Funktionen 
unter  zwei  bis  drei  Beamte  aufgeteilt.  Bei  den  grösseren  Re- 
gierungen ist  ein  besonderer  Sekretär  für  Steuern  und  Finanzen, 
ein  anderer  für  das  innere  und  äussere  Departement,  ein  dritter 
für  öffentliche  Arbeiten  und  Wasserbauten.  Manchmal  ist  der 
Direktor  für  Schulangelegenheiten  gleichzeitig  auch  der  Sekretär 
der  betreffenden  Regierungsabteilung  und  ebenso  der  General- 
inspektor der  Polizei,  Sekretär  der  Abteilung  für  öffentliche  Sicher- 
heit. In  jeder  Provinz  ist  ein  Oberrechnungsführer  mit  seinen 
Unterbeamten.  Die  Forstverwaltung  steht  unter  der  Leitung  von 
einem  oder  mehreren  »Conservators  of  Forests«  mit  ihren  Kom- 
missären und  Assistenten  mit  ihrem  Stab  von  Forstmeistern, 
Förstern  und  Waldaufsehern.  Die  Abteilung  für  öffentliche  Ar- 
beiten und  Wasserbauten  hat  einen  Stab  von  überwachenden  und 
ausführenden  Ingenieuren.  Ebenso  gibt  es  provinzielle  Eisenbahn- 
abteilungen. Aber  es  gibt  keine  provinzielle  Militärverwaltungen, 
ausgenommen  für  Madras   und  Bombay. 

Hierher  gehört  auch  noch  die  Erwähnung  eines  besonderen 
Instituts ,  welches  in  der  Verwaltung  anderer  Kolonien  leicht 
wiederkehren  kann.  Als  man  nämlich  begann,  in  den  alten  Präsident- 
schaften eine  geordnete  Verwaltung  und  Rechtspflege  einzufüh- 
ren, wurden  die  zur  Einführung  gelangenden  Bestimmungen  in 
Regulations  niedergelegt,  zu  deren  Handhabung  und  Ueber- 
wachung  Zivilbeamte,  sogen.  »Civil  Servants«  ernannt  wurden, 
entsprechend  den  Bestimmungen  einer  besonderen  Parlaments- 
akte ').     Nun  war  es,  wie  wir  bereits  bemerkt  haben,  anfangs  üb- 


i)  Diese  Beamten  bezeichnet  man  als  Mitglieder  des  »Convenanted  Civil  Service«, 
weil  sie  in  England   vor  ihrem  Dienstantritt    einen   »Covenant«,    einen  Vertrag  mit  der 
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lieh,  neu  erworbene  Gebiete  der  einen  oder  anderen  Präsident- 
schaft zuzuteilen,  was  zur  Rechtsfolge  hatte,  dass  dieselben  auch 
den  Bestimmun^^en  des  »Regulation- Law*  unterworfen  wurden, 
während  gleichzeitig  die  Beamtenstellen  nur  durch  Mitglieder  der 
betreffenden  IViisidentschaftsbeaniten  besetzt  werden  konnten. 
Der  Fall  ist  indes  nicht  ausgelilieben ,  dass  andere  Gebiete  er- 
worben wurden,  welche  keiner  der  Präsidentschaften  zuzuteilen 
waren,  für  die  auch  aus  verschiedenen  Gründen  das  bereits  ziem- 
lich durchgebildete  Rechtssystem  mindestens  nicht  sofort  einge- 
führt werden  konnte  und  zu  deren  Verwaltung  ein  Militär  besser 
als  ein  Zivilbeamter  geeignet  erschien.  Solchen  Gebieten,  welche 
verfassungsgemäss  dem  »Regulation  Law<'  nicht  unterstellt  waren, 
wurde  durch  besondere  Erlasse  des  Generalgouverneurs  die  zur 
Anwendung  gelangenden  Rechtssätze  verkündet  und  so  auch  be- 
stimmt, welcher  Teil  der  Verordnungen  zu  bestimmten  Zeiten  zur 
Einführung  gelangen  sollte.  Der  ganzen  Ausnahmsstellung  dieser 
Gebiete  entsprechend  hatte  die  Regierung  freie  Hand ,  Beamte 
nach  Belieben  mit  der  Verwaltung  zu  betrauen.  Diese  Regierungs- 
beamten hatten  denn  auch  eine  Ausnahmsstellung.  Das  für  sie 
geltende  Verfahren  war  ein  einfacheres  und  weniger  kompliziertes 
und  speziell  die  Distriktsvorstände  vereinigten  in  sich  nicht  bloss 
die  gesamten  richterlichen ,  sondern  auch  die  verwaltungs-  und 
steuerrechtlichen  P'unktionen.  Daraus  erwuchs  die  Unterscheidung 
zwischen  den  »Regulation«  und  »Non-Regulation  Provinces«.  Heute 
indess  ist  diese  Unterscheidung  ziemlich  lange  schon  verschwunden 
und  an  deren  Stelle  eine  andere  mit  zweckmässigerem  Charakter 
getreten. 

Mit  der  Zeit  nämlich  hatten  sich  auch  die  »Non-Regulation 
Provinces«  mehr  und  mehr  entwickelt  und  nachdem  die  später 
erlassenen  Gesetze  auch  auf  sie  Anwendung  fanden ,  wurde  der 
Rechtszustand  hier  der  gleiche  wie  anderwärts.  Damit  aber  wurde 
es  schon  aus  technischen  Gründen  unmöglich,  dass  der  Distrikts- 
vorstand auch  ferner  die  Richtergewalt  mit  jener  des  Verwaltungs- 
beamten und  der  des  Steuerbeamten  in  sich  vereinigen  sollte. 
Auch  in  diesem  Punkte  wurde  also  die  Verwaltung  der  ver- 
schiedenen Provinzen  mehr  und  mehr  uniform.  Schliesslich  blieb 
als  einzige  Unterscheidung  die  Thatsache,  dass  die  Beamten  nicht 
bloss  aus  den  Reihen    der  »Covenanted«    sondern  auch    den  der 


Ostindischen  Kompagnie,  und  später  mit  dem  Minister  für  Indien  abgeschlossen  und 
unterzeichnet  haben. 
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»Uncovenanted  Civilians«  und  der  Offiziere  entnommen  wurden 
und  die  Distriktsvorstände  den  Titel  »Deputy  Commissioner« 
statt  des  üblichen  »Magistrate  and  CoUector«  der  älteren  Pro- 
vinzen führten.  Aber  obwohl  so  der  Inhalt  der  früheren  Unter- 
scheidung fast  ganz  entschwunden  ist,  finden  wir  dennoch  heute 
beide  Arten  von  Distrikten  mitten  in  den  alten  Provinzen  oder 
auch  in  ganzen  Provinzen  kleineren  Umfanges ,  welche  entweder 
von  speziellen  Stämmen  bewohnt  oder  aber  aus  anderen  Gründen 
hinter  der  allgemeinen  Entwicklung  zurückgeblieben  sind  und 
deshalb  eine  einfachere  Verfassungs  form  bedingen.  Im  Jahre  1874 
sind  diese  Gebietsteile  von  dem  allgemeinen  Geltungsgebiete  der 
Gesetze  als  sogenannte  »ScheduledDistricts«  ausgenommen  worden, 
welche  Bezeichnung  daher  rührt,  dass  ihre  Namen  in  einer  be- 
sonderen Liste  oder  »Schedule«  der  Act  XIV  von  1874  (of  In- 
dian  Legislature)  sich  zusammengestellt  finden. 

Dieser  Liste  kann  gemäss  »Act  33  Victoria  Cap.  3«  durch 
Erlass  des  »Governor  General  in  Council«  jedes  beliebige  Gebiet 
des  indischen  Reiches  einbezogen  werden.  Ein  solcher  Erlass 
hat  also  die  Rechtswirkung,  das  betrefifende  Gebiet  zu  einem 
»Scheduled  District«  zu  machen.  Auf  diese  Weise  wurde  z.  B. 
das  im  Jahre  1886  annektierte  obere  Burma  ein  »Scheduled  Di- 
strikt«, obwohl  es  natürlich  in  der  Liste  des  Gesetzes  vom  Jahre 
1874  nicht  enthalten  ist. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  »Scheduled  Districts«  sind  also 
die  folgenden  : 

a.  gewisse  Gesetze  des  indischen  Reiches  sind  nicht  in  Kraft, 
wie  das  in  der  »Lokal  Laws  Extent  Act«  (Act  XV  von  1874) 
besonders  bestimmt  ist; 

b.  die  Regierung  des  betreffenden  Gebietes  ist  ermächtigt, 
durch  Publikation  in  dem  Regierungsanzeiger  auch  geltende  Ge- 
setze ausser  Kraft  zu  setzen; 

c.  ebenso  können  von  Seiten  der  Regierung  durch  Heraus- 
gabe ihrer  diesbezüglichen  EntSchliessung  noch  nicht  geltende 
Gesetze,  oder  auch  Teile  derselben  eingeführt  ')  und 


i)  Soweit  die  seit  1874  erlassenen  indischen  Reichsgesetze  in  Betracht  kommen, 
findet  sich  im  Text  immer  die  ausdrückhche  Bestimmung,  ob  sie  auch  auf  die  »Sche- 
duled Districts«  Ausdehnung  finden  oder  nicht.  So  heisst  es  z.B.  »ThisAct  applies 
to  the  whole  of  British  India«,  wodurch  die  »Scheduled  Districts«  natürlich  mit  in- 
begriffen sind.  Aber  sehr  oft  finden  wir  auch  den  Satz:  »This  Act  applies  to  British 
India  except  the  Scheduled  Districts«. 
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d.  können  von  Regierungswegen  Spezialverordnungen  erlassen 
werden,  wie  wir  das  oben  kennen  gelernt  haben. 

Dieses  Spe/.ialverordnungsrecht  ist  höchst  wichtig.  iJic  Ver- 
ordnungen werden  nach  sorgfältigen  Erwägungen  von  seilen  des 
legislativen  Departements  der  indischen  Regierung  erlassen  und 
von  den  Lokalbeamten,  welche  mit  den  Verhältnissen  völlig  ver- 
traut sind,  vorbereitet.  Gleichzeitig  sind  die  Bestimmungen  ein- 
facher und  weniger  kompliziert ,  als  das  bei  den  Gesetzen  der 
anderen  Gebiete  der  Fall  ist.  Und  endlich  kommen  eine  Reihe 
von  Formalitäten  sowohl  hinsichtlich  der  Publikation  wie  hinsicht- 
lich der  Beratung  in  Wegfall.  So  ist  die  Grundsteuerveranlagung 
für  Assam  z.  B.  auf  Grund  einer  solchen  Verordnung  (I  von  1886) 
durchgeführt  und  Coorg  wie  Ajmer  und  Upper-Burma  sind 
solchen  Regulations  unterworfen.  Eine  recht  günstig  wirkende 
Verordnungspolitik  ist  auch  für  die  Panjäb-Grenzdistrikte  in  An- 
wendung gekommen  '). 

IV.  Die  Provinzen  nach  ihrer  internen   Organi- 
sation. 

Wir  müssen  vor  allem  in  Erinnerung  behalten,  dass  die  pri- 
märe Aufteilung  des  anglo-indischen  Reiches  in  Provinzen  teils 
das  Resultat  der  historischen  Entwicklung ,  teils  die  Folge  jener 
grossen  Verschiedenheit  in  Sprache ,  Sitten  und  Gebräuchen  ist, 
welche  sich  in  jenen  verschiedenen  Ländern  finden ,  die  in  ihrer 
Gesamtheit  »Indien«  ausmachen.  »Indien«  ist  eigentlich  nur  ein 
geographischer  Begriff.  Wir  dürfen  uns  dabei  nie  der  Annahme 
zuneigen,  dass  wir  es  mit  einem  homogenen  Gebiete  zu  thun  haben. 
Es  handelt  sich  vielmehr  in  derThat  um  eine  Reihe  von  Ländern, 
die  eine  ganz  verschiedene  Sprache  reden  und  die,  im  F'alle  sie 
sich  selbst  überlassen  wären,  auf  dem  Kriegsfuss  miteinander  stehen 
würden.  Es  war  deshalb  eine  höchst  wichtige  Entscheidung,  als 
den    verschiedenen  Gebieten  eine    getrennte  Regierung    gestattet 


i)  Das  Panjäb  bietet  eine  gute  Illustration  für  das  Gesagte.  Nach  der  Annexion 
im  Jahre  1849  w^''  ^^  keiner  Präsidentschaft  zugeteilt  worden.  Es  wurde  eine  »Xon- 
Regulation-Pjovince«  und  die  Distriktsvorstände  werden  noch  aDeputy  Commissioner« 
genannt.  Nach  jeder  anderen  Richtung  gelten  indes  heute  im  ganzen  hier  die  gleichen 
Rechtsverhältnisse,  wie  in  Bengalen  oder  in  den  Nordwest-Provinzen.  Nur  in  den 
nordwestlichen  Grenzdistrikten,  wo  unzivilisierte  Stämme  auch  ein  besonderes  Verwal- 
tungsrecht fordern  und  in  anderen  Gebieten,  welche  tief  im  Himalayagebirge  gelegen 
sind,  hat  man  »ScheduledDistricts«  geschaffen  und  beibehalten  und  dementsprechend 
das  Verordnungsrecht   eingeführt. 
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wurde,  welche  —  mit  Ausnahme  der  auswärtigen  Politik  und  in 
Fragen  von  weitgehender  prinzipieller  Bedeutung  —  vollständig 
autonom  sind.  Die  Entwicklung  der  letzten  Jahre  hat  diese  Auto- 
nomie nur  noch  gefördert.  Ich  will  hier  auf  die  Finanzverwaltung 
nicht  eingehen,  aber  so  viel  darf  gesagt  werden,  dass  jede  Provinz 
eine  gewisse  Art  von  Vertrag  mit  der  Zentralregierung  abschliesst, 
wonach  sie  sich  verpflichtet,  einen  bestimmten  Teil  ihres  Steuerein- 
kommens an  die  Zentrale  abzuführen,  im  Uebrigen  aber  das  öffentliche 
Einkommen  unter  eigener  Verantwortlichkeit  zu  verwalten,  speziell 
auch  hinsichtlich  des  Aufwands  für  die  verschiedenen  Zwecke. 
Die  Provinzialregierungen  sind  zwar  der  Zentralgewalt  unterstellt, 
dieselbe  übt  jedoch  ihre  Hoheitsrechte  in  einer  Weise  aus,  welche 
weder  das  Bewusstsein  der  Verantwortlichkeit  noch  den  indivi- 
duellen Charakter  zerstört. 

Wenn  wir  uns  jetzt  speziell  der  inneren  Verwaltung  der  Pro- 
vinzen zuwenden  ,  so  wird  sofort  allgemein  die  Regel  auftreten, 
dass  dieselbe  möglichst  in  den  altgewohnten  Formen  sich  bewegt. 
Die  alten  Einteilungen  ,  die  alten  Regierungsarten  unter  neuen 
Namen  bilden  immer  noch  den  Grundton  der  inneren  Verwaltung. 
Und  in  ganz  der  gleichen  Weise  wird  der  Staatsbedarf  gedeckt. 
Eine  bestimmte  Art  der  Besteuerung  z.  B.,  an  welche  das  Volk 
seit  Jahrhunderten  gewöhnt  und  mit  deren  Formen  es  vertraut 
ist,  ist  für  das  Volksempfinden  immer  viel  gerechter  als  eine 
andere,  bisher  unbekannte  Steuer,  und  wenn  diese  den  theoretischen 
Anschauungen  der  Nationalökonomie  auch  noch  so  vollkommen 
entspricht. 

a.   Der   Distrikt. 

Jede  Provinz  ist  zunächst  wieder  in  Distrikte  eingeteilt  — 
die  »Zilla«  der  älteren  Verordnungen:  eine  Bezeichnung,  welche 
inzwischen  ganz  ausser  Gebrauch  gekommen  ist.  Darin  liegt  die 
Basis  der  Verwaltungsorganisation.  Die  Distrikte  sind  Gebiete 
von  wechselnder  Grösse,  die  teils  von  physikalisch-geographischen 
Verhältnissen  —  wie  z.  B.  das  Vorhandensein  eines  Plateaus  oder 
die  Begrenzung  durch  zwei  Plüsse  —  teils  durch  die  Ausdehnung 
der  sie  bewohnenden  Volksstämme,  teils  durch  Linien  bestimmt 
sind ,  welche  die  frühere  Regierung  den  Eingeborenen  noch  ge- 
zogen hat.  Die  folgende  Zusammenstellung  enthält  die  wichtig- 
sten Zahlen  nach  dem  Census  von  1881. 
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49 
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1 12,6 

6  666 
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2  162 

44  1 07  869 

415,6 

3  554 

18850437 

'76,7 

3564 

2377723 

105,3 

4781 

9838791 

116,5 

Diese  Distrikte  sind  selten  in  künstlicher  Weise  abgeteilt  worden  ; 
aber  in  einzelnen  Fällen  ist  das  doch  geschehen.  So  wären  z.  ß, 
in  Madras  drei  geschichtlich  sehr  alte  Distrikte  —  früher  unter 
den  Namen  Masulipatam ,  Räjamundry  und  Guntoor  bekannt  — 
als  unzweckmässig  befunden  worden,  weil  hier  zwei  Hauptflüsse  — 
der  Kistuä  und  der  Godavari  —  ein  Delta  bildeten,  an  welchem 
wichtige  Bewässerungswerke  angelegt  waren.  Da  war  es  natür- 
lich wünschenswert,  dass  je  ein  System  von  Bewässerungsanlagen 
der  gleichen  Behörde  unterstellt  sein  sollte.  Deshalb  wurden  die 
drei  Distrikte  in  zwei  umgewandelt  und  nach  den  Flüssen  als 
Kistuä-  und  Godavari-Distrikt  genannt. 

In  jeder  der  grösseren  Provinzen  ist  den  Distriktsverwaltungen 
das  Recht  zuerkannt  worden,  die  Distriktsgrenzen  zu  verbessern 
und  abzuändern,  wie  auch  die  weitere  Aufteilung  und  Gruppierung 
der  Distrikte  durchzuführen ,  wie  wir  das  unten  kennen  lernen 
werden. 

Der  erste  Distriktsbeamte  führt  den  Titel  »Magistrate  and 
Collector«.  Dieser  Name  will  besagen,  dass  der  Vorstand  verant- 
wortlich ist  für  den  Frieden  und    die  öffentliche  Sicherheit,    und 


1)  »N.  W.  P.  ist  die  übliche  Abkürzung  für  Nordwestprovinzen,  welche  ursprüng- 
lich so  bezeichnet  wurden,  weil  sie  die  Nordwestgrenze  ausmachten  und  zwar  »nord- 
westlich« von  Bengalen. 

2)  Thatsächlich  sind  im  Panjäh  nur  30  Distrikte,  der  31.  ist  das  kleine  Gebiet 
von  etwa  20  Quadratmeilen  des  Distrikts  Simla,  der  Sommerresidenz  des  Vizekönigs 
und  der  Zentralregierung  von  Indien  und  der  Provinziahegierungen  des  Panjab.  Der 
Distriktsbeamte  von  Simla  ist  gleichzeitig  »Political-Superintendent«  der  kleinen  Schutz- 
staaten im  nordwestlichen  Gebiet  des  Himalaya. 

3)  Burma  ist  in  obiger  Zusammenstellung  nicht  enthalten,  weil  es  im  Jahre  i88i 
seine  gegenwärtige  Ausdehnung  noch  nicht  erlangt  hatte. 
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er  ist  deshalb  »Magistrate«,  während  andererseits  die  Verwaltung 
der  Grundsteuer,  wie  wir  sehen  werden,  eine  solch  hervorragende 
Rolle  auch  im  Distrikt  spielt,  dass  der  leitende  Beamte  »par  ex- 
cellence«  als  »Collector«,  »Steuereinnehmer«  bezeichnet  wird.  In 
einigen  Provinzen  und  Distrikten  wird  der  zunächst  verantwort- 
liche Beamte  »Deputy  Commissioner«  genannt,  wie  wir  das  oben 
kennen  gelernt  haben. 

Der  Distriktsvorstand  ist  gewissermassen  Chef  der  Exekutive 
und  hat  die  Verantwortung  und  Oberaufsicht  für  jede  Amtsstelle 
innerhalb  seines  Distriktes.  Er  hat  selbst  eine  grosse  Zahl  von 
richterlichen  Entscheidungen  zu  treffen ,  und  für  Entscheidungen 
höheren  Orts  die  auf  seinen  Distrikt  bezüglichen  Akten  vorzube- 
reiten. In  einigen  Provinzen  ist  selbst  die  Aburteilung  schwerer 
Verbrecher  ihrer  Kompetenz  zugeteilt,  überall  aber  bilden  sie  die 
Appellationsinstanz  für  Straf-  und  Steuersachen  und  überall  ist 
ihnen  der  Verkehr  mit  Oberinstanzen  ausschliesslich  übertragen. 
Dazu  kommen  noch  weitere  Funktionen,  welche  wir  unten  kennen 
lernen.  Doch  so  viel  geht  aus  dem  Gesagten  schon  hervor,  dass 
für  den  »Collector«  die  gestellte  Verwaltungsaufgabe  nicht  erfüll- 
bar wäre ,  falls  nicht  innerhalb  des  Distriktes  selbst  wieder  eine 
weitere  Organisation  mit  Hilfsbeamten  geschaffen  wäre  '). 

Zunächst  ist  in  allen  Distrikten,  welche  sehr  gross  sind  oder 
in  welchen  neben  der  Hauptstadt  noch  ein  zweiter  Ort  von  Be- 
deutung sich  befindet,  eine  »subdivision«  mit  einem  Assistent  des 
Collectors,  welcher  innerhalb  seiner  Gebiete  und  unter  Befehl  des 
CoUectors  die  gleiche  Gewalt  wie  dieser  auszuüben  berufen  ist. 
Diese  Abteilung  ist  allgemein  in  Madras ,  wo  die  Distrikte  sehr 
gross  sind,  aber  gelegentlich  auch  anderwärts  zu  finden. 

Ob  nun  eine  solche  »subdivision«  besteht  oder  nicht,  unter 
allen  Umständen  ist  der  Distrikt  in  eine  bestimmte  Zahl  von  klei- 
neren Verwaltungsgebieten  aufgeteilt,  welche  sich  sehr  oft  an  die 
alten  Steueramtskreise  der  Mughal-Provinzen  anlehnen,  welche  im 
XVI.  und  XVII.  Jahrhundert  von  den  Mughal-Kaisern  Akbar, 
Shäh-Jahan  und  Aurangzeb  errichtet  worden.    Diese  Steueramts- 


l)  Der  Kollektor  hat  als  Hilfsbeamten  einen  Assistenten,  femer  (»unconvenanted  !«) 
Deputy-Collectors  oder  Extra-Assistant-Commissioners ,  welche  zumeist  aus  Eingebo- 
renen bestehen.  Dieselben  werden  zur  Entscheidung  straf-  und  zivilrechtlicher  Fälle 
wie  auch  zur  laufenden  Steuereinhebung  verwendet,  oder  aber  sie  erhalten  einen  be- 
stimmten Gebietsteil  des  Distrikts  zur  Verwaltung  unter  dem  Kollektor  —  ganz  nach 
Zweckmässigkeit  und  Lage  der  Verhältnisse. 
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bezirke  wurden  früher  ^^argana-  oder  »Täluka«  genannt. 
In  Bombay  und  Madras  sind  diese  alten  Täluka-Bezirke  noch 
beibehalten,  hn  nördlichen  Indien  waren  in  der  Regel  die  Par- 
gana-Gebicte  zu  klein,  weshalb  man  dort  verschiedene  Parganas 
zu  einem     T  a  h  s  i  1  -  B  e  z  i  r  k'    vereinigt  hat. 

Die  Aufteilung  in  kleinere  Verwaltungsbezirke  kehrt  überall 
wieder.  Selbst  in  Bengalen,  wo  die  geschichtliche  Entwicklung 
der  Agenturen  für  Steuereinziehung,  Zamindar'  genannt  —  deren 
Inhaber  inzwischen  Übereigentümer  für  die  betreffenden  Gebiete 
geworden  sind  -  die  alte  verwaltungsrechtliche  Organisation  ver- 
wischt hat,  ist  es  notwendig  geworden,  für  die  Distrikte  wieder 
Unterabteilungen  zu  schaffen,  welche  hier  Sub-Deputy-Collecto- 
rates«  genannt  werden. 

Es  ist  unbestreitbar,  dass  die  Grundsteuer  für  den  Staat  zu 
allen  Zeiten  die  wichtigste  Einnahmequelle  war  und  dass  deshalb 
für  Begrenzung  und  Organisation  der  kleinsten  Lokalverwaltungs- 
gebiete, wie  für  viele  andere  verwaltungspolitische  Anordnungen 
überhaupt,  die  Bedürfnisse  der  Grundsteuerwaltung 
massgebend  waren.  Wir  werden  unten  darüber  des  Eingehen- 
deren zu  handeln  haben.  Hier  aber  möchte  ich  mich  zunächst 
dahin  zusammenfassen,  dass  die  wichtigsten  Elemente  der  lokalen 
Verwaltungsorganisation  in  Indien  sind; 

1.  Der  Distrikt  unter  der  Verwaltung  eines  Regierungsbeamten 
—  welcher  in  den  »Regulation-Provinces«  ein  »Covenanted  Civil 
Servant«  in  den  >Non-Regulation-Provinces'<  entweder  ein  > Civil 
Servant«  oder  ein  »Uncovenanted  officer«  oder  ein  »Officer  in 
Civil  employ«  ist  —  welcher  »Magistrate  and  CoUector«  oder 
»Deputy  Commissioner«  genannt  wird  und  »Assistants«  oder  >De- 
puties«  als  Hilfsbeamte  zur  Vertretung  im  allgemeinen  oder  für 
spezielle  und  zwar  namentlich  strafrichterliche  Funktionen  beige- 
geben hat.  Für  privatrechtliche  Streitigkeiten  sind  besondere 
Beamte  bestellt. 

2.  Die  Einteilung  der  Distrikte  in  vier,  fünf,  sechs  und  mehr 
Lokalbezirke,  die  im  nördlichen  Indien  >Tahsil  ,  im  Westen  und 
Süden  Täluk  oder  Tälukä  genannt  worden  und 

3.  eine  besondere  Regierungsagentur  in  jeder  Gemeinde 
(village),  wovon  200  und  mehr  eine  Tahsil  bezgsw.  eine  Täluka 
bilden. 

Kehren  wir  zunächst  zur  Tahsil  zurück.  Der  Amtssitz  des 
obersten  Beamten,   »Tahsili«  genannt,  ist  ein  wichtigerer,  zentral 
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gelegener  Ort,  der  von  allen  übrigen  Plätzen  des  Tahsil  leicht 
erreicht  werden  kann.  Hier  befindet  sich  dann  die  Hauptkasse 
für  Annahme  der  gezahlten  Steuerbeträge,  ein  Amt  zur  Entgegen- 
nahme von  Petitionen,  Gesuchen  und  Anliegen  der  Unterthanen 
und  ein  Gefängnis.  Gleichzeitig  ist  hier  ein  Zivilgericht  zur  Privat- 
rechtspflege mit  einem  Richter,  oft     Munsiff    genannt. 

Der  höchste  Distriktsbeamte  ist  in  erster  Linie  ein  Steuer- 
beamter !  Stets  ist  er  jedoch  auch  mit  einer  gewissen  richter- 
lichen Gewalt  ausgestattet,  wobei  weniger  die  Annahme  in  Be- 
tracht kommt,  als  ob  er  eine  grössere  Zahl  von  privatrechtlichen 
und  strafrechtlichen  Fällen  zu  entscheiden  hätte,  als  vielmehr  die 
Absicht .  seiner  Stellung  die  ihr  nötige  Autorität  und  das  erfor- 
derliche Ansehen  zu  verleihen  und  dass  der  Beamte  von  dieser 
Befugnis  nötigenfalls  Gebrauch  mache.  Dort ,  wo  sein  Arbeits- 
pensum weniger  umfangreich  ist,  kann  der  oberste  Distriktsbe- 
amte gleichzeitig  auch  die  Funktionen  eines  Zivilrichters  in  seiner 
Hand  vereinigen.  So  war  es  anfänglich  im  Panjäb  z.  B.  Als 
sich  die  Arbeiten  aber  häuften ,  wurde  es  bald  notwendig ,  die 
>Tahsildärs«  zu  entlasten  und  besondere  »Munsiff« -Beamte  an- 
zustellen. 

Jede  Provinz  hat  ihre  eigenen  Gesetze  und  Verordnungen 
bezüghch  ihrer  Beamten,  deren  Besoldung  und  Quahfikation,  hin- 
sichthch  deren  Anstellung  und  disziplinarer  Behandlung ,  wie  in 
Bezug  auf  deren  Rechte  und  Pflichten.  Im  allgemeinen  ist  dem 
Tahsil-  oder  Tälukä-Beamten  stets  ein  Assistent  beigegeben.  Und 
da  eine  fortgesetzte  Ueberwachung  der  Gemeindebeamten  höchst 
wichtig  ist,  so  ist  einer  von  beiden  immer  unterwegs,  während 
der  andere  inzwischen  am  Amtssitz  verbleibt.  Ein  solcher  Beamte 
geniesst,  wenn  er  tüchtig  und  zuverlässig  ist,  bei  den  Eingebo- 
renen grosses  Ansehen.  Er  selbst  ist  durchweg  ein  Indier  aus 
guter  Familie  und  mit  guter  Erziehung  und  erfahren  in  allen  Steuer- 
angelegenheiten und  ziemlich  gut  bewandert  in  den  einfacheren 
Bestimmungen  der  Zivil-  und  Strafprozessordnung  wie  auch  an- 
derer Gesetze,  mit  denen  er  zu  thun  hat.  Es  ist  seine  Pflicht, 
sich  über  alles  orientiert  zu  halten,  was  innerhalb  des  Tahsil  vor- 
geht und  alles  sofort  dem  »Collector«,  bezw.  dessen  Assistenten 
zu  berichten.  Er  überwacht  die  Anzeichen  herannahender  Hungers- 
nöte und  schädigender  klimatischer  Ereignisse,  das  Auftreten  von 
Viehseuchen  und  die  Ausbreitung  ansteckender  Krankheiten  unter 
der  Bevölkerung ;    er    beobachtet    den    Einfluss    der  Grundsteuer 
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und  trägt  Sorge  für  den  geordneten  Einlauf  der  Steuerzahlungen. 
Er  ist  ferner  infolge  seiner  Lokalkenntnisse  befähigt,  die  Einkom- 
mensteuer der  Niriillandwirte  zu  ermitteln.  Kurz:  er  ist  ausfüh- 
rendes Lokalorgan  für  jeden  Teil  der  Regierungsfunktionen.  \\x 
assistiert  den  Scluilinspektoren  und  den  Beamten  für  öffentliche 
Arbeiten,  er  begleitet  die  Truppen  auf  ihren  iJurchzugsmärschen, 
um  für  Proviant  wie  für  die  erforderlichen  Beförderungsmittel  inner- 
halb seines  Gebietes  Sorge  zu  tragen.  Zur  I'>ledigung  all  dieser 
regelmässig  wiederkehrenden  Aufgaben  hat  er  verschiedene  Ge- 
hilfen und  Schreiber,  denen  sich  noch  eine  entsprechende  Zahl 
von  Steueraufsehern  'j  anschliesst,  welche  unter  seiner  Aufsicht 
die  Gemeindebeamten  kontrollieren  und  dafür  sorgen ,  dass  die 
gemeindlichen  Landberichte  gewissenhaft  ausgearbeitet  und  die 
Gemeindestatistiken  in  zuverlässiger  Weise  zu  einer  Statistik  der 
ganzen  Tahsil  oder  Tälukä  aufbereitet  werden. 

Der  weitaus  grösste  Teil  der  Bevölkerung  gehört  dem.  land- 
wirtschaftlichen Gewerbe  an.  Die  Händler  und  Kreditgeber 
werden  als  Teil  der  Gemeindemitglieder  behandelt.  Im  übrigen 
findet  sich  im  allgemeinen  die  nicht  landwirtschaftliche  Bevöl- 
kerung in  den  Städten  konzentriert  und  ist  mithin  mehr  der  Muni- 
zipalvervvaltung  als  der  Verwaltung  des  platten  Landes  unterstellt. 

Was  die  Grundeigentumsverhältnisse  und  ihre  Ordnung  an- 
belangt, so  besteht  ein  für  ganz  Indien  fast  allgemein  giltiger  Zug 
darin,  dass  das  Land  stets  in  Gemeinden,  »Villages"  zusammen- 
gefasst  erscheint  ^),  unter  welchem  Begriffe  hier  eine  gewisse  Zahl 
von  kultivierten  Grundstücken  nebst  Gras-  oder  unproduktiven 
Ländereien  verstanden  ist,  innerhalb  welcher  eine  oder  mehrere 
Gruppen  von  Wohnungen  sich  befinden.  In  den  wenigen  Fällen, 
wo  die  menschlichen  Wohnungen  nicht  dorfweise  zusammenge- 
rückt sind,  hat  die  alte  Regierung  der  eingeborenen  Fürsten  be- 
reits die  zerstreuten  Wohnsitze  in  der  einen  oder  anderen  Weise 


i)  Diese  Steueraufseher  werden  auch  »Kam'ingo«  genannt,  eine  alte  Bezeichnung, 
welche  noch  dem  Mughal-Reiche  entstammt,  und  dort  sich  auf  Lokalbeamte  bezog, 
welche  mit  allen  Details  vertraut  waren  (aus  dem  Persisch-Arabischen  :  Känün  d.  i. 
Vorschrift,   »go«   einer,  welcher  es  sagt). 

2)  Alle  auf  die  Rechtsverhältnisse  an  Grund  und  Boden  Bezug  habenden  Angaben 
können  in  Indien  mehr  noch  als  anderwärts  nur  historisch  verstanden  werden.  Eine 
ebenso  erschöpfende  wie  zuverlässige  Behandlung  hat  diese  wichtige  Materie  in  dem 
soeben  zur  Ausgabe  gelangenden  Hauptwerke  vor\  B.  H.  Baden-Pmvell:  »Land-Systems 
of  British  India«,  3  Bände,  Oxford,  zum  ersten  Male  in  der  Litteratur  erfahren.  Wir 
werden  darauf  zurückkommen. 
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zusammengefasst,  so  dass  wir  ohne  Bedenken  sagen  können:  die 
Gemeinde  ist  eine  überall  wiederkehrende  Institution. 

Immerhin  giebt  es  wichtige  und  charakteristische  Unterschiede 
in  der  Gemeindeverfassung  und  der  Art  der  Zusammengehörigkeit 
der  einzehien  Gemeindemitglieder  unter  einander.  Aber  niemals 
und  nirgendswo  gewinnt  diese  Gemeinschaft  einen  kommunistischen 
oder  sozialistischen  Charakter.  Die  Gemeindeangehörigen  betrach- 
ten ihr  Gemeindegebiet  als  eine  Art  Mikrokosmos  und  haben  wenig 
oder  nichts  mit  ihren  Nachbarn  in  anderen  Gemeinden  zu  schaffen. 
All  ihre  Bedürfnisse  für  das  tägliche  Leben  werden  innerhalb  ihres 
Gebietes  befriedigt.  Der  Vorstand  »Pätel«,  im  Norden  *Lambar- 
där«^  genannt  —  oder  je  nach  der  Grösse:  die  Vorstände  —  ver- 
handeln als  ihre  Vertreter  mit  den  Regierungsbeamten  ;  sie  bringen 
die  Steuern  zusammen  und  führen  sie  zur  Tahsil-Kasse  ab.  Sie 
erhalten  Aufträge  von  der  Regierung  und  dürfen  eine  bestimmte 
Entschädigung  für  ihre  Mühewaltung  sowohl  als  Steuereinnehmer 
wie  als  Berichterstatter  über  Verbrechen  oder  andere  wichtige 
Ereignisse  verrechnen.  Da  ist  ferner  eine  Art  Gemeindeschreiber, 
den  wir  künftig  der  Kürze  halber  bei  seinem  indischen  Namen 
»Patwäri«  ^)  nennen  wollen  und  auf  dessen  wichtige  Funktionen 
wir  noch  besonders  zurückkommen  müssen.  Jede  Gemeinde  hat 
ferner  eine  Anzahl  von  Handwerkern  und  Arbeitern ,  welche  die 
Schmiede-  und  Schuhmacherarbeiten ,  die  Zimmermanns-  und 
Töpferarbeiten  u.  s.  w.  besorgen.  Ebenso  finden  wir  ein  oder 
zwei  Wachtleute,  welche  eine  Art  Gemeindepolizei  repräsentieren 
und  ihrer  Pflicht  gemäss  die  Distriktspolizei  unterstützen  müssen. 
Dann  giebt  es  Barbiere  mit  gewissen  ärztlichen  Routinen,  Wasser- 
träger u.  a.  m.  All  diese  Leute  werden  für  ihre  speziellen  Dienst- 
leistungen nicht  bezahlt  —  es  sei  denn  für  Dienstleistungen  an 
Nichtgemeindeglieder.  Sie  sind  gewissermassen  Diener  der  Ge- 
meinde und  erhalten  von  dieser  eine  regelmässige  Remuneration, 
die  manchmal  in  der  kostenfreien  Ueberlassung  eines  Stückes 
Land  besteht,  manchmal  in  einem  gewissen  Anteil  an  der  Ernte, 
manchmal  in  einem  kleinen  Geldbetrag  mit  Naturallieferung  von 
Tüchern,  Schuhen,  Tabak,  Zuckerrohr  und  freier  Wohnung. 

Diese  allgemeinen  Züge  kehren  in  den  Einrichtungen  der 
Gemeinden  überall  wieder ;  dennoch  müssen  wir  in  der  Gemeinde- 
verfassung Indiens  namentlich  zwei  Arten  unterscheiden,  von 
denen  uns  hier   namentlich  die  Verschiedenheit   hinsichtlich    der 


l)  Sein  Titel   ist  in  Madras  »Karnam«,   in  Bombay   »Kulkarni«   oder  »Talati«. 
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Steuerverwaltun^  interessiert.  Soweit  die  Geschichte  reicht,  haben 
namhch  die  Rej^ierungen  stets  den  Satz  anerkannt,  dass  alles  in 
der  besten  Ordnung  sich  befindet,  sobald  die  Grundsteuer\eran- 
lagung  in  den  Gemeinden  gut  durchgeführt  ist.  iJann  ist  alles 
zufrieden  und  friedlich  gesinnt  und  die  Verbrechen  —  und  zwar 
namentlich  die  Plage  des  Viehslehlens  in  den  ländlichen  Distrikten 
—  mindern  sich  bedeutend. 

Indem  wir  für  einen  Augenblick  zur  Tahsil-Einteilung  der 
Distrikte  zurückkehren ,  ist  es  jetzt  klar ,  dass  jeder  Tahsil  eine 
gewisse  Zahl  von  Gemeinden  umschliesst,  und  dass  es  die  wich- 
tigste Aufgabe  des  Tahsil-]3eamten  ist,  die  (Ordnung  und  Wohl- 
fahrt dieser  Gemeinden  zu  überwachen,  deren  Steuerzahlungen  zu 
kontrollieren  und  überhaupt  Sorge  zu  tragen  ,  dass  die  verschie- 
denen Gemeindebeamten  ihre  Pflicht  thun.  Zu  diesem  Behufe 
ist  der  Tahsil-Beamte  mit  seinem  Steuer-Inspektor,  dem  »Kdnüngo« 
fortwährend  auf  Inspektion  unterwegs,  so  lange  es  die  Witterung 
irgend  erlaubt.  Dafür  bestehen  eine  Reihe  von  Verordnungen, 
welche  auch  die  Führung  von  Tagebüchern  regeln  und  andere 
periodische  Berichte  fordern ,  aus  denen  zu  ersehen  ist,  dass  die 
Beamten  ihren  Pflichten  genügen. 

Der  G  e  m  e  i  n  d  e  r  e  c  h  n  e  r  ist  in  der  indischen  Verwaltung 
eine  Person  von  sehr  grosser  Bedeutung.  Thatsache  ist ,  dass 
selten  eine  Gemeinde  ihrer  Grösse  nach  einen  solchen  Rechner 
für  sich  allein  erfordert.  In  der  Regel  ist  ein  Patwari  für  zwei 
oder  drei  Gemeinden  bestellt.  Und  die  Patwaris  sind  jetzt  in 
ihrem  Einkommen  so  gestellt,  dass  sie  in  der  Lage  sind,  sich  ein 
Pony  zu  halten,  da  sie  bei  ihrem  Berufe  fast  immer  unterwegs 
sein  müssen. 

Seine  Aufgabe  ist  es,  die  Berechtigung  eines  jeden  Einzelnen, 
sei  er  Alleineigentümer  oder  Miteigentümer,  oder  Pächter,  in  Evi- 
denz zu  halten  und  das  Gemeindegebiet  im  ganzen  wie  in  seiner 
Aufteilung  in  Katastralparzellen  gewissenhaft  zu  mappieren.  Er 
hat  regelmässig  seiner  vorgesetzten  Behörde  Mitteilung  darüber  zu 
machen,  wie  viel  von  der  Gemeindefläche  kultiviert  ist,  und  wie  viel 
unproduktiv  oder  als  Grasland  verbleibt,  wie  viel  Land  für  andere 
Zwecke,  wie  als  Bauplätze,  als  öffentlicher  Laufplatz  für  das  Vieh, 
als  Friedhof,  als  Weiher,  Gehölz  u.  s.  w.  benützt  wird,  wieviel 
Land  bewässert  wird  durch  Brunnen,  aus  Kanälen  oder  auf  andere 
Weise,  wie  viel  Land  von  den  verschiedenen  Wasserläufen  über- 
schwemmt und  zerstört  und  wie  viel  neu   angeschwemmt  wurde. 
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und  ebenso  ist  es  seine  Aufgabe  ,  das  Urniaterial  für  die  Ernte- 
und  Anbaustatistik  innerhalb  seiner  Gemeinden  zu  sammeln. 

Ganz  besondere  Aufmerksamkeit  erfordert  die  Evidenzhaltung 
jener  Berichte  und  Angaben,  welche  der  Grundsteuerveranlagung 
als  Basis  dienen.  Alle  diese  Verhältnisse  sind  natürlich  immerwäh- 
rend im  Flusse.  Die  Leute  sterben  und  die  Erben  treten  an 
deren  Stelle.  Gemeinschaftliche  Grundstücke  werden  aufgeteilt. 
Die  Felder  wechseln  innerhalb  der  Flur.  Grundstücke  werden 
gekauft  und  verkauft,  verschenkt  und  verpfändet.  Und  alle  diese 
Veränderungen  müssen  in  den  statistischen  Bericht,  in  das  Grund- 
buch und  in  die  Gemeindemappe  eingetragen  werden. 

In  der  ersten  Zeit  der  englischen  Herrschaft  und  selbst  nach 
Einführung  geordneterer  Grundsteuerverhältnisse  war  das  nicht  der 
Fall.  Die  Folge  davon  war,  dass  wenn  die  üblichen  30  Jahre,  für 
welche  die  Grundsteuereinschätzung  erfolgte,  vorüber  waren,  und 
dann  eine  Neueinschätzung  erfolgte ,  es  sich  zeigte ,  dass  die 
in  den  Grundbüchern  eingetragenen  Rechtsverhältnisse  ebenso 
wie  die  Gemeindemappen  mit  der  Entwicklung  der  wirklichen 
Verhältnisse  jegliche  Fühlung  verloren  hatten  und  dass  alles 
wieder  von  neuem  aufgenommen  werden  musste.  Das  kostete 
natürlich  wieder  viel  Zeit  und  Geld  und  die  ordentlichen  Verwal- 
tungsarbeiten kamen  damit  in  Verwirrung.  Deshalb  wurde  be- 
schlossen ,  nach  Durchführung  der  Grundsteuerveranlagung  die 
Evidenzhaltung  der  einschlägigen  Akten  den  »Patwaris«  zu  über- 
tragen. Dieselben  wurden  zu  diesem  Behufe  gut  organisiert,  gut 
gezahlt  und  soweit  eingeschult ,  dass  sie  die  erforderlichen  Ver- 
messungen auszuführen  lernten.  Für  die  Grundbuchshaltung  sind 
besondere  Formularien  in  Verwendung  und  besondere  Bestim- 
mungen in  Geltung.  Darnach  ist  es  Gesetz,  dass  jede  Person, 
welche  Rechte  an  Grund  und  Boden  erwirbt,  Grundstücke  ererbt, 
kauft  oder  geschenkt  erhält,  oder  Pfandrechte  an  Grundstücken 
erwirbt,  dieses  sofort  der  zuständigen  Behörde  mitzuteilen  hat, 
um  die  Eintragung  in  das  Grundbuch  zu  veranlassen.  Diese  Ein- 
tragung selbst  kann  indes  nur  auf  Grund  einer  Entscheidung  des 
zuständigen  Steuerbeamten  erfolgen.  Wird  diese  Eintragung  von 
anderer  Seite  bestritten  ,  so  wird  die  Angelegenheit  den  ordent- 
lichen Gerichten  überwiesen ,  auf  Grund  deren  Urteil  dann  die 
Eintragung  erfolgt. 

Um  die  j^Patwäris«^  fortwährend  zu  unterstützen  und  zu  kon- 
trollieren,    sind    die    wiederholt    genannten    »Steuerinspektoren« 
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immer  unterwegs.  1  )ie.sc  Inspektoren  werden  dann  ihrerseits  wieder 
von  den  Tashil-Reamtcn  kontrolliert  und  diese  von  dem  Collcctor 
oder  dessen  Assistenten.  Um  aber  das  ganze  Werk  möglichst 
gleichmässig  gethan  zu  sehen  ,  hat  man  in  jeder  Provinz  ein  be- 
sonderes »Department  of  Land  Kecords  and  Agriculture«  errichtet, 
das  einem  besonderen  Beamten  mit  dem  Titel  Director'^  unter- 
stellt ist.  Derselbe  hat  die  Verantwortung  und  Oberaufsicht  über 
sämtliche  Distriktsbeamten  und  ist  in  letzter  histanz  berufen,  die 
ordentliche  regelmässige  Berichterstattung  über  bäuerliche  und 
landwirtschaftliche  Verhältnisse  zu  überwachen.  Neben  diesen 
Aufgaben  ist  diesen  Beamten  noch  die  Ausführung  von  Anbau- 
versuchen ,  von  viehzüchterischen  Experimenten ,  die  Oberauf- 
sicht über  die  Tierarzneischule  wie  überhaupt  die  gesamte  Land- 
wirtschaftspflege der  Präsidentschaft  unterstellt.  Bei  der  Zentral- 
regierung für  Indien  ist  dann  noch  eine  besondere  Abteilung  als 
»Department  of  Revenue  and  Agriculture <; ,  welche  durch  Ver- 
ordnungen und  Instruktionen  die  Verwaltung  der  landwirtschaft- 
lichen Angelegenheiten  für  ganz  Indien  zu  einer  einheitlichen  zu 
gestalten  bestrebt  ist. 

Die  Einziehung  der  Grundsteuer  wie  die  Evidenzhaltung  der 
Landberichte  (Land-Records)  geht  heute  so  regelmässig  und  an- 
standslos wie  nur  möglich  vor  sich.  Die  diesbezüglichen  öfTent- 
lichen  Bücher  bieten  nicht  bloss  den  ordentlichen  Gerichten  in 
Streitfällen  eine  wertvolle  Unterlage,  für  deren  Angaben  die  Ver- 
mutung, wahr  zu  sein,  so  lange  gilt,  bis  das  Gegenteil  bewiesen 
ist,  sie  halten  auch  in  ihrem  statistischen  Teil  den  Distriktsbeamten 
jederzeit  informiert  über  alles,  was  in  dem  wirtschaftlichen  Leben 
der  verschiedenen  Gemeinden  vorgeht.  Angenommen  z.  B.  eine 
Gemeinde  sei  mit  der  Grundsteuer  zu  stark  belastet,  so  wird  ihm 
die  Zahl  der  erforderlichen  Steuerexekutionen  sofort  auffallen. 
Er  wird  sich  deshalb  über  die  vorliegenden  Verhältnisse  sofort 
informieren  und  Abhilfe  schafifen.  In  einem  anderen  Falle  wird 
ihm  berichtet,  dass  die  Ernte  verschiedener  Feldfrüchte  missraten 
ist,  oder  dass  eine  Viehseuche  oder  Heuschreckenschwärme  ein- 
zelne Gebiete  schwer  betroffen  haben  und  sofort  können  die  er- 
forderlichen Schritte  gethan  werden,  um  den  betroffenen  Bauern 
die  Grundsteuer  ganz  oder  teilweise  nachzulassen.  In  einem  wei- 
teren Falle  mag  er  beobachten,  dass  da  und  dort  die  Bauern  sich 
immer  mehr  verschulden  und  Grundverkäufe  wie  Hypotheken- 
eintragungen sich    häufen.     Und  so   giebt   es    noch    viele  Dinge, 
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welche  durch  die  periodischen  Berichte  der  Patwäris  den  höheren 
Beamten  bekannt  werden.  In  all  diesen  Fällen  wird  stets  sofort 
eine  Untersuchung  der  Sachlage  vorgenommen  und  Mittel  und 
Wege  zur  Abhilfe  in  Erwägung  gezogen.  Nur  dadurch,  dass  die 
Regierung  stets  ein  offenes  Auge  hat  für  alles  das,  was  in  jeder 
Gemeinde  vorgeht,  kommt  Stabilität  in  die  Entwicklung  der  land- 
wirtschaftlichen Verhältnisse  Indiens,  werden  nach  und  nach  die 
rechten  Wege  des  Fortschritts  betreten  und  wird  es  mögHch, 
schon  vor  dem  Herannahen  der  Hungersnot  die  erforderlichen 
Vorkehrungen  zu  treffen. 

Nachdem  wir  so  die  Organisation  der  Distrikte  und  deren 
Unterabteilungen  in  der  Verwaltung  kennen  gelernt  haben,  wenden 
wir  uns  noch  mit  wenigen  Worten  zu  den  Beziehungen  der  Di- 
strikte zur  Provinzialregierung.  Dieselben  sind  in  den  verschie- 
denen Provinzen  verschieden.  In  Madras  z.  B.  verkehrt  der  Di- 
striktsvorstand direkt  mit  der  Provinzialregierung  und  in  Steuer- 
angelegenheit mit  dem  »Board  of  Revenue«  als  der  Zentralbe- 
hörde. Aber  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  ist  ein  höherer  Beamter 
als  »Commissioner«  oder  »Commissioner  and  Superintendent«  be- 
stellt, welcher  die  Verwaltung  über  einen  Kreis  von  drei,  vier 
und  fünf  Distrikten,  »Division«  genannt,  ausübt.  In  diesem  Falle 
laufen  bei  dem  Regierungskommissär  sämtliche  Korrespondenzen 
zwischen  den  Distrikten  und  der  Provinzialregierung  zusammen. 
Seine  Aufgabe  besteht  in  der  Ueberwachung  des  ihm  anvertrauten 
Kreises ,  er  hat  ferner  gewisse  Ausgaben  und  Arbeiten  zunächst 
zu  genehmigen,  sowie  eine  gewisse  Zahl  von  Amtsstellen  zu  be- 
setzen und  die  Disziplinargewalt  über  seine  Untergebenen  aus- 
zuüben. Andererseits  ist  er  Berater  der  Oberbehörde  in  allen 
Angelegenheiten,  welche  seinen  Kreis  betreffen.  Der  »Commis- 
sioner« ist  eine  Appellationsinstanz  in  Steuersachen  und  bildete 
in  früheren  Zeiten  auch  eine  weitere  Instanz  in  Zivil-  und  Straf- 
sachen, was  jetzt  zumeist  aufgehoben  wurde.  In  einzelnen  Fällen 
ist  der  Kommissär  auch  noch  mit  diplomatischen  Missionen  in 
den  angrenzenden  Eingeborenen-Staaten  oder  mit  der  Verwaltung 
einer  »Scheduled«-Provinz  betraut. 

Die  oberste  Steuerbehörde. 

Zwischen  den  Kommissären  und  der  Provinzialregierung  ist 
in  allen  Angelegenheiten,  welche  die  Steuern  nicht  betreffen, 
keine    weitere  Behörde   eingeschoben.     In  Steuersachen  aber  be- 
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steht  in  jeder  grösseren  Provinz  noch  eine  besondere  Zentral- 
behörde. Nur  Bombay  macht  von  dieser  Regel  eine  Ausnahme, 
während  in  den  kleinen  Provinzen  wie  Ajmer,  Coorg  und  selbst 
in  Assam  der  »Chief  Commissioncr«  nach  dieser  Richtung  keiner 
besonderen  Unterstützung  bedarf.  Hier  ist  der  oberste  Beamte 
der  Regierung  gleichzeitig  auch  die  höchste  Revisionsbehörde  in 
Steuersachen  und  nur  der  Zentralregierung  des  indischen  Reiches 
unterstellt. 

Thatsächlich  umschliesst  nämlich  in  allen  grösseren  Provinzen 
die  Finanzabteilung  nicht  bloss  die  Verwaltung  der  Grundsteuer, 
sondern  auch  die  Verwaltung  der  Stempelsteuer,  der  Zölle,  der 
Salz-  und  Opiumsteuer,  der  Handelsstatistik,  der  Landwirtschafts- 
pflege mit  noch  anderen  Obliegenheiten  und  mit  der  Aufgabe, 
die  erforderlichen  Verordnungen  und  Ausführungsbestimmungen 
zu  den  verschiedenen  Gesetzen  und  Ereignissen  zu  erlassen.  Es 
handelt  sich  mithin  hier  um  so  allseitige  und  umfassende  Regie- 
rungsfunktionen, dass  dafür  eine  besondere  Zentralgewalt  geschaffen 
werden  musste.  In  vielen  Fällen  ist  die  Entscheidung  dieses  Amtes 
endgiltig  und  letztinstanzlich.  In  anderen  Fällen  bedürfen  die 
EntSchliessungen  der  Genehmigung  der  Provinzialregierung  und 
deshalb  ist  derselben  in  der  Regel  ein  besonderer  Beamter  für 
Steuersachen  beigegeben. 

Diese  Zentralfinanzbehörde  besteht  entweder  aus  einem  »Board 
of  Revenue«  oder  aus  einem  oder  mehreren  »F'inancial  Commis- 
sioners«.  In  Madras  setzt  sich  der  »Board«  aus  vier  Beamten 
zusammen,  welche  »Commissioners«  genannt  werden.  Davon 
sind  zwei  »Land-Revenue-Commissioners«,  der  dritte  ist  »Separate- 
Revenue-Commissioner«  und  der  vierte  »Commissioner  of  Settle- 
ments and  Land-Records«.  In  Bengalen,  in  den  Nordwestpro- 
vinzen und  Oudh  besteht  der  »Board«  aus  zwei  Mitgliedern  mit 
zwei  Sekretären,  In  Panjäb  sind  zwei  Finanzkommissäre  und  in 
Burma  nur  einer  mit  einem  bezw^  zwei  Sekretären. 

Das  Gesetz  gestattet  der  Kommission,  die  Arbeiten  unter 
ihren  Mitgliedern  zu  verteilen  oder  auch  ein  einziges  MitgHed  mit 
der  Gesatntgewalt  des  Amtes  zu  betrauen.  Ausgenommen  hier- 
von sind  eine  bestimmte  Zahl  von  Fällen ,  welche  in  Kollegial- 
sitzungen erledigt  werden  müssen.  In  allen  Grundsteuerangele- 
genheiten ist  das  Board  bezw.  der  F'inanzkommissär  die  letzte 
Instanz. 

(Schluss  im  nächsten  Hefte.) 


PRODUKTION  UND  ERWERB. 

VON 

Dr.   ANDREAS  VOIGT. 

(Fortsetzung,   vgl.   Heft  I,   S.    i). 


III. 

Dynamische  und  statische  Wirtschaf tsgesetse.  Die  Volks- 
wirtschaft strebt  fortwährend  nach  einem  Gleichgewichtszu- 
stande ,  ohne  ihn  jemals  ganz  zu  erreichen.  Nach  dem  ökono- 
mischen Prinzip  *)  sucht  jede  Privatwirtschaft  das  Maximum  des 
Wohlbefindens  zu  erreichen ,  wofür  in  der  modernen  Wirtschaft 
in  der  Regel  Maximum  des  Einkommens  gesetzt  wird ,  eine 
Substitution,  die  zwar  nicht  unbedingt  richtig  ist,  die  wir  aber 
dennoch  im  allgemeinen  gelten  lassen  werden.  Hätten  nun 
alle  Wirtschaften  einer  Volkswirtschaft  das  Ziel  ihres  Strebens 
erreicht,  so  wäre  damit  ein  Gleichgewichtszustand  ge- 
wonnen, der  sich  ohne  Aenderung  der  Vermögensverhältnisse  der 
Privatwirtschaften  und  andere  Kräfteverschiebungen  nicht  ändern 
würde.  Dieser  Gleichgewichtszustand  würde  gewissen  ökonomischen 
Gesetzen  gehorchen,  entsprechend  denen ,  die  das  Gleichgewicht 
eines  mechanischen  Systems  beherrschen.  Jede  Abweichung  von 
diesen  Gesetzen  würde  eine  Störung  des  Gleichgewichts  bedeuten. 
Wir  wollen  derartige  Gesetze  als  statischeGesetze  bezeichnen. 

Da  nun  thatsächlich  die  Volkswirtschaft  in  fortwährender  Ver- 
änderung begriffen  ist ,  so  kann  ein  Gleichgewichtszustand  höch- 
stens momentan  bestehen.  Sobald  er  erreicht  wäre ,  würde  sich 
ein  Streben  nach  einem  neuen  Gleichgewichtszustande  geltend 
machen.     So  entsteht  die    fortwährende  Bewegung  in  der  Volks- 
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Wirtschaft.  Die  Triebkräfte  dieser  Bewegung  haben  ebenfalls  ihre 
Gesetze,     Diese  seien  dynamische  Gesetze  genannt  '). 

Die  Vermischung  dieser  beiden  Arten  von  Gesetzen  mit  ein- 
ander hat  schon  mancherlei  Verwirrung  angerichtet.  Jede  wirt- 
schaftliche l'>scheinung  hat  in  der  That  zweierlei  Gesetze.  So 
sind  die  dynamischen  Gesetze  des  Preises  die  Gesetze  des  Be- 
gehrs; ein  statisches  Gesetz  desselben  dagegen  ist  das  Kosten- 
gesetz. Die  dynamischen  Gesetze  sind  hier,  wie  in  der  Mechanik, 
die  universaleren  ;  sie  gelten  unter  allen  Umständen.  Die  statischen 
Gesetze  dagegen  gelten  nur,  sofern  man  ökonomisches  Gleichge- 
wicht voraussetzen  darf,  also,  da  dieses  nie  vollkommen  besteht, 
gelten  auch  sie  immer  nur  angenähert.  Der  Streit,  ob  der  Preis 
sich  nach  den  Kosten  richtet,  oder  durch  Angebot  und  Nachfrage 
bestimmt  wird ,  war  hiernach  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ein 
müssiger.  Es  konnte  sich  nur  darum  handeln ,  welchem  von 
beiden  Gesetzen  der  Vorrang  gebühre,  welches  die  unmittelbarere 
Beziehung  ausspreche.  Das  ist  das  dynamische  Gesetz  ;  das  Kosten- 
gesetz ist  immer  nur  von  bedingter  Geltung. 

Erwerbswirtschaft  und  Haushalt.  Schon  auf  den  niederen 
Stufen  des  Wirtschaftslebens  machen  sich  die  Anfänge  einer 
Trennung  der  Wirtschaft  in  zwei  Abteilungen ,  die  Erwerbs- 
wirtschaft und  den  Haushalt,  bemerkbar,  und  im  Laufe  der  P2nt- 
wicklung  vollzieht  sie  sich  immer  entschiedener  ,  bis  schliesslich 
die  Güter  sich  in  zwei  Kategorien  scheiden,  solche,  die  ausschliess- 
lich der  Erwerbswirtschaft  und  solche ,  die  ausschliesslich  dem 
Haushalt  dienen. 

Unter  Haushalt  im  weitesten  Sinne  verstehen  wir  den  Teil 
der  Wirtschaft,  dessen  unmittelbare  Aufgabe  die  Befriedigung  der 
persönlichen  Bedürfnisse  ist.  Die  Erwerbs  Wirtschaft  be- 
greift die  Gesamtheit  der  Unternehmungen  -)  in  sich,  welche  der 
Wirtschafter  betreibt. 

Am  vollständigsten  hat  sich  die  Trennung  des  Haushaltes 
von  der  Erwerbswirtschaft  bei  denjenigen  Wirtschaftern  vollzogen, 
die  überhaupt  keine  Erwerbswirtschaft  selbständig  betreiben,  bei 
Lohnarbeitern  und  Beamten.  Aber  auch  für  die  meisten  selb- 
ständigen Unternehmer  bildet  der  Haushalt  ein  von  der  Erwerbs- 
wirtschaft   sretrenntes    Gebiet,     Selbst    das    früher    allgemein    be- 


i)  Die  Bezeichnung:    statische    und  dynamische  Gesetze  ist  schon  wiederholt  ge- 
braucht worden,  doch  nicht  immer  im  obigen  Sinne. 
2)  Vgl.  48.  Jahrg.  S.  352. 
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stehende  Verhältnis,  dass  zu  jedem  Haushalt  eine  besondere  Er- 
werbswirtschaft als  Einkommensquelle  gehörte,  löst  sich  allmählich 
auf,  indem  einerseits  Gruppen  von  Haushalten  ihr  Einkommen  aus 
einer  und  derselben  Erwerbswirtschaft  beziehen,  anderseits  der- 
selbe Haushalt  aus  verschiedenen  Erwerbswirtschaften  die  Teile 
seines  Einkommens  erhält. 

Vollkommen  hat  sich  die  Trennung  selten  vollzogen.  Es 
giebt  häufig  Güter,  die  unter  Umständen  dem  Haushalt,  unter 
Umständen  der  Erwerbswirtschaft  angehören  ,  z.  B.  Wohnräume, 
die  zugleich  als  Arbeitsräume  dienen,  Pferde,  die  sowohl  zum 
Geschäft  als  zum  Vergnügen  gebraucht  werden  u.  s.  w. 

Ein  Gut  nimmt  eine  ganz  besondere  Stellung  ein,  das  ist  die 
persönliche  Arbeitskraft  desWirtschafters.  Sie 
bildet  einen  wesentlichen  Faktor  der  Erwerbswirtschaft,  ihre  Pflege 
aber  ist  Sache  des  Haushaltes.  Sie  bildet  auf  diese  Weise  das 
Bindeglied  zwischen  Haushalt  und  Erwerbswirtschaft.  Wollte  man 
die  persönliche  Arbeitskraft  wie  die  anderen  Güter  der  Erwerbs- 
wirtschaft behandeln,  dann  müsste  man  auch  die  Güter  des  Haus- 
halts, die  zu  ihrer  Erhaltung  und  Anregung  verwendet  werden, 
zu  den  Erwerbsgütern  rechnen.  Da  aber  eine  Trennung  der  Haus- 
haltungsgüter in  solche,  die  der  Erhaltung  der  Arbeitskraft  dienen, 
und  solche,  die  ihr  nicht  dienen,  unmöglich  ist,  so  v/äre  die  Trennung 
von  Erwerbswirtschaft  und  Haushalt  ebenfalls  unmöglich.  Die 
thatsächlich  in  der  Praxis  durchgeführte  Trennung  wird  nur  da- 
durch erreicht ,  dass  man  die  persönliche  Arbeitskraft  des  Wirt- 
schafters nicht  den  Erwerbsgütern  zuzählt.  Gewöhnlich  ist  in  der 
That  die  persönliche  Arbeitskraft  nicht  Gegenstand  besonderer 
wirtschaftlicher  Aufmerksamkeit.  Nur  wenn  es  sich  um  ihre  be- 
sondere Ausbildung,  um  den  Erwerb  von  Kenntnissen  und  Fertig- 
keiten handelt  zum  Zweck  einer  Steigerung  der  Erwerbsfähigkeit, 
wird  die  Arbeitskraft  Gegenstand  ökonomischer  Berechnung.  Diese 
Oekonomie  mit  der  eigenen  Person  bildet  dann  ein  von  Haushalt 
und  von  der  gewöhnlichen  Erwerbswirtschaft  gesondertes  Gebiet. 
Das  Gesagte  gilt  jedoch  nur  von  der  eigenen  Arbeitskraft  des 
Wirtschafters.  Die  Arbeitskraft  des  Lohnarbeiters  gehört,  vom 
Standpunkt  des  Unternehmers  betrachtet ,  zur  Erwerbswirtschaft. 

Selbständige  Wirtschafter  und  unselbständige  Arbeiter. 
Eine  ebenso  bedeutsame  Arbeitsteilung,  wie  die,  welche  durch  die 
Trennung  des  Haushalts  von  der  Erwerbswirtschaft  bedingt  wird,  ist 
die  Verteilung  der  ökonomischen  und  der  technischen 
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Arbeit  auf  verschiedene  Personen.  Unter  ökonomischer  Arbeit 
im  engeren  Sinne  verstehen  wir  die,  welche  im  selbständigen  Fassen 
ökonomischer  l'roblc-nic  und  in  der  Leitung  der  Lösung  derselben 
besteht.  Ihr  gegenüber  steht  die  unselbständige  technische  Arbeit, 
welche  nur  die  Anordnungen  der  ökonomischen  Leitung  ausfuhrt. 

Die  Formen ,  in  welchen  diese  Arbeitsteilung  historisch  auf- 
trat ,  waren  zu  den  verschiedenen  Zeiten  sehr  verschieden.  Als 
die  wichtigsten  älteren  Formen  seien  Patriarchie  und  Sklavenwirt- 
schaft genannt.  Für  die  moderne  Wirtschaft  kommt  hauptsäch- 
lich die  Gesindewirtschaft  und  das  L  o  h  n  s  y  s  t  e  m  in 
Betracht.  Bei  beiden  Formen  wird  der  Arbeiter  durch  einen  Ver- 
trag zur  Arbeit  verpflichtet.  Das  Gesinde  besitzt  gar  nicht  oder 
nur  teilweise  einen  unabhängigen  Haushalt;  der  des  Lohnarbeiters 
ist  von  dem  des  Arbeitgebers  völlig  unabhängig.  Gegenstand  des 
Vertrages  ist  in  beiden  Fällen  nicht  eigentlich  die  Arbeitskraft, 
sondern  die  Arbeit,  d.  h.  die  zeitlich  und  dem  Inhalt  nach  be- 
schränkte Nutzung  der  Arbeitskraft,  was  gegen- 
über der  im  Interesse  der  Arbeitstheorie  gemachten  entgegenge- 
setzten Behauptung  hervorgehoben  werden  muss.  Zwar  besteht 
thatsächlich  manchmal  eine  fast  vollständige  Ausnutzung  der  Ar- 
beitskraft, doch  liegt  das  nicht  im  Wesen  des  Lohnsystems. 

Das  Einkommen.  Der  Begriff  des  Einkommens  hat  die 
Trennung  des  Haushalts  von  der  Erwerbswirtschaft  zur  Voraus- 
setzung; denn  er  bezieht  sich  auf  den  Haushalt.  Wir  verstehen 
nämlich  unter  dem  Einkommen  eines  Haushalts  die 
Güter,  welche  diesem  während  eines  bestimm- 
ten Zeitabschnitts  zur  Verfügung  gestellt  wer- 
den. Wo  daher  kein  unabhängiger  Haushalt  besteht,  kann  von 
einem  Einkommen  im  eigentlichen  Sinne  nicht  gesprochen  werden. 
Das  Gesinde  z.  B.  hat  kein  eigentliches  Einkommen  und  der 
Lohn,  der  ihm  zur  freien  Verfügung  steht,  kann  nicht  mit  dem 
der  Lohnarbeiter  verglichen  werden.  Aehnliches  gilt  für  selbstän- 
dige Unternehmer,  deren  Haushalt  nicht  völlig  von  der  Erwerbs- 
wirtschaft getrennt  ist.  Ihr  Einkommen  ist  nicht  ohne  weiteres 
mit  dem  Einkommen  getrennter  Haushalte  zu  vergleichen.  Wollte 
man  die  Nutzung  der  zwischen  Haushalt  und  Erwerbswirtschaft 
geteilten  Güter  ganz  dem  Haushalt  zuweisen,  so  würde  das  Ein- 
kommen zu  klein  erscheinen,  dagegen  zu  gross,  wenn  man  dieselbe 
ganz  der  Erwerbswirtschaft  zuwiese.  Auf  die  Wege,  die  etwa  einzu- 
schlagen wären,  um  auch  in  diesen  Fällen  vergleichbare  Grössen 
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wenigstens  angenähert  zu  bekommen,  können  wir  hier  nicht  näher 
eingehen.  Wir  werden  im  folgenden  immer  vollkommen  getrennte 
Wirtschaft  voraussetzen,  der  allein  die  Begriffe  streng  angemessen 
sind.  Bei  ungetrennter  Gesamtwirtschaft  kann  man  von  Einkommen 
gar  nicht  reden. 

Wir  unterscheiden  zwei  Hauptarten  des  Einkommens  nach 
den  Quellen,  aus  denen  es  fliesst,  das  Untern  enehmer- 
einkommen  und  das  Arbeitereinkommen. 

Das  Unternehmereinkommen  entstammt  demRein- 
er trage  der  Erwerbswirtschaft.  Der  Reinertrag  geht  vollständig 
in  das  Einkommen  der  Unternehmer  über ;  denn  wir  rechnen  zum 
Einkommen  auch  den  Teil  des  Ertrages  ,  der  nicht  im  Haushalt, 
sondern   zur  Erweiterung    der  Erwerbswirtschaft  verwendet    wird. 

Während  die  Bilanz  der  ungetrennten  Gesamtwirtschaft 
dauernd  Null  sein  kann ,  ohne  den  Fortbestand  derselben  zu  ge- 
fährden,  muss  die  Bilanz  der  Erwerbswirtschaft  d.  i.  der  Rein- 
ertrag derselben  notwendig  positiv  sein ,  wenn  die  Erwerbswirt- 
schaft Bestand  haben  und  ihren  Zweck,  dem  Haushalt  ein  Ein- 
kommen zu  gewähren ,  erfüllen  soll.  Das  ist  der  einzige  wirt- 
schaftliche Grund ,  warum  die  Erwerbswirtschaften  einen  Profit 
abwerfen.  Thäten  sie  es  nicht,  würden  sie  als  zwecklos  aufge- 
geben werden. 

Das  Arb  eiterei  nko  mm  en  fliesstnicht  aus  demEr- 
trage  der  Erwerbswirtschaft,  sondern  entweder  aus  den  Betriebs- 
mitteln derselben  oder,  beim  Gesinde,  aus  dem  Fond  des  Haushalts. 

Diese  Einteilung  des  Einkommens  in  Unternehmer-  und  Ar- 
beitereinkommen beruht  durchaus  nur  auf  wirtschaftlichen  That- 
sachen.  Sie  beruft  sich  auf  keinerlei  Theorie  über  den  Ursprung 
der  Werte  aus  Arbeit  oder  Kapital.  Wir  rechnen  das  Einkommen 
eines  Jeden,  der  über  die  Produkte  seiner  Arbeit  verfügt,  z.  B. 
des  Handwerkers  zum  Unternehmereinkommen,  obgleich  es  un- 
zweifelhaft wesentlich  oder  ausschliesslich  der  Arbeit  verdankt  wird. 
Ferner  stellen  Tantiemen  und  Gewinnanteile  der  Arbeiter  Unter- 
nehmereinkommen dar,  auch  wo  sie  ihren  Grund  nicht  in  einem 
Anteil  am  Geschäftskapital  haben.  Jedes  sog.  feste,  vom  Ertrag 
unabhängige  Einkommen,  Arbeitslohn,  Beamtengehalt  u.  s.  w.  ist 
dagegen  ein  Arbeitereinkommen  ^). 


i)  Wir  stellen  uns  hiermit  insbesondere  in  Gegensatz  zu  denjenigen,  die  den  we- 
sentlichen Unterschied  beider  Einkommensarten  verwischen  wollen,  so  neuerdings  di 
Ridder  in  Conrads  J.  III  F.  4.  Bd.  S.   673  ff. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1893.  II.  17 
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Alle  anderen  Unterscheidungen  von  Einkommensarten  be- 
ruhen auf  der  wirtschaftlichen  Analyse  des  Ertrages,  mit  der  wir 
uns  hier  noch  nicht  zu  beschäftigen  haben.  Besonders  betont 
sei  noch ,  dass  wir  Produktions- ,  Handels-  und  Kreditunterneh- 
niungcn  alle  in  gleicher  Weise  als  selbständige  Unternehmungen 
auffassen,  sofern  sie  nur  vollständige  Kreisläufe  ')  darstellen,  und 
daher  auch  den  Leihzins,  die  Pacht,  die  Miete  zum  Unternehmer- 
einkommen zählen.  Dass  der  Leihzins  oft  aus  den  Betriebsmitteln 
eines  anderen  Unternehmens  fliesst,  ändert  also  nichts  an  seiner 
Natur  als  Unternehmereinkommen. 

Der  Verkehrt  In  der  isolierten  Wirtschaft  giebt  es 
nur  eine  Art,  einen  Ertrag  zu  erzielen,  die  Produktion  von  Gütern. 
Produktion  und  Erwerb  bilden  hier  eine  Einheit.  Das  Einkommen 
bestünde,  falls  eine  Abtrennung  des  Haushalts  überhaupt  erfolgt 
wäre ,  in  dem  Teil  des  Produktes ,  der  nicht  zur  gleichwertigen 
Fortsetzung  der  Wirtschaft  nötig  ist. 

Diese  Verhältnisse  ändern  sich,  sobald  die  Wirtschaft  in 
Verkehr  mit  anderen  tritt.  Wenn  auch  zunächst  noch  die 
Produktion  von  Gütern  die  einzige  Vermittlung  des  Erwerbs  bleibt, 
so  bestimmt  doch  nicht  mehr  das  Produkt  die  Grösse  des  Er- 
trages ,  sondern  der  Verkehrswert  (Tauschwert)  des  Produktes 
bestimmt  sie. 

Dieser  Unterschied  wurde  von  der  älteren  Theorie  gänzlich 
übersehen.  Adam  Smith  findet  zwischen  der  isolierten  und  der 
im  Verkehr  stehenden  Wirtschaft  keinen  anderen  Unterschied  als 
den,  dass  diese  nicht  mehr  ausschliesslich  für  den  eigenen  Bedarf 
produziere,  noch  auch  auf  die  eigenen  Produkte  angewiesen  sei. 
Er  sah  das  Wesen  der  Verkehrswirtschaft  in  der  Arbeitsteilung 
und  glaubte  es  damit  erschöpft  zu  haben.  Den  Erwerb  durch 
Tausch  der  Produkte  betrachtete  er  als  eine  indirekte  Produktion. 
Dieser  Auffassung  schHesst  sich  auch  die  Arbeitstheorie  unbe- 
dingt an.  Im  Grunde  besagt  ihre  Behauptung,  dass  jeder  Tausch 
von  Waren  zugleich  ein  Austausch  gleicher  Arbeitsmengen  sei, 
genau  dasselbe,  dass  nämlich  der  Tausch  an  dem  ursprünglichen 
Verhältnis  von  Produktion  und  Erwerb  in  der  isoUerten  Wirtschaft 
nichts  ändere. 

In  Wahrheit  ist  die  Aenderung  vielleicht  die  einschneidendste, 

i)  Frühere  Abhandlung  S.  352.  Wir  sind  uns  wohl  bewusst,  dass  die  dort  ge- 
gebene Definition  des  Unternehmens  diesen  Begriff  weiter  fasst,  als  es  gewöhnlich  ge- 
schieht ;  doch  fehlte  uns  ein  anderer  Ausdruck  für  den  unentbehrlichen  Begriff. 
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die  das  Wirtschaftsleben  überhaupt  erfahren  hat.  Im  Prinzip  be- 
deutet sie  eine  völHge  Trennung  des  Erwerbs  von  der  Produktion, 
wenn  diese  sich  in  der  Praxis  auch  erst  sehr  allmähhch  vollzieht. 
Erst  die  Kreditwirtschaft  schuf  die  Möglichkeit  eines  von  der  Pro- 
duktion ganz  abgesonderten  Erwerbs,  wenn  wir  den  Handelserwerb 
noch  zum  eigentlich  produktiven  Erwerb  rechnen.  Wenn  aber 
auch  die  augenscheinhche  Sonderung  sich  erst  ziemlich  spät  voll- 
zog, war  sie  im  Grunde  schon  von  Anfang  an  vorhanden.  Eine 
gewisse  Proportionalität  zwischen  der  produktiven  Thätigkeit  und 
der  Grösse  des  Erwerbs  mochte  unter  einfachen  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  bestehen  bleiben,  eine  Notwendigkeit  war  sie  nicht 
mehr  und  keinerlei  Garantien  für  ihren  Bestand  waren  vorhanden. 
Nicht  mehr  die  Produktivkraft  der  Wirtschafter  —  ihre  persön- 
liche Arbeitskraft  im  einfachsten  Falle  —  sondern  ihre  Erwerbs- 
kraft war  von  jetzt  an  das  Entscheidende. 

Der  Ertrag  der  Wirtschaft  hing  nicht  mehr  wie  früher  von 
ihr  allein  ab ;  die  Wirtschaft  war  nicht  mehr  unabhängige  Herrin 
über  denselben.  Alle  Wirtschaften ,  die  zu  einem  Verkehrsver- 
bande gehören,  beeinflussen  sich  gegenseitig  und  der  Ertrag  der 
einzelnen  Privatwirtschaft  hängt  mit  von  allen  übrigen  Wirtschaften 
des  Verbandes  ab.  Er  kann  sich  ändern,  ohne  dass  im  Innern 
der  Wirtschaft  die  geringste  Aenderung  vor  sich  geht.  Verän- 
derungen in  den  Bedürfnissen  oder  in  der  Zahlungsfähigkeit  der 
Wirtschaften,  mit  denen  eine  in  Verkehr  steht,  ändert  den  Ertrag 
dieser  ebenso  sicher  wie  eine  Aenderung  ihrer  eigenen  Produk- 
tivität. Sie  muss  bei  ihrer  Produktion  fortwährend  alle  anderen 
Wirtschaften  im  Auge  haben  und  sich  nach  deren  zahlungsfähigen 
Bedürfnissen  einrichten. 

Die  Gesellschaft,  nicht  die  Einzelwirtschaft  bestimmt  den  Preis 
der  Waren  und  Nutzungen  und  damit  auch  das  Einkommen  der 
Einzelwirtschaften.  Die  Erwerbskraft  dieser  hängt  ab  von  ihrer 
Fähigkeit  der  Gesellschaft,  wie  sie  eben  besteht,  zu  dienen  und 
sich  ihr  so  vollständig  als  möglich  einzuordnen.  Nur  auf  diesem 
Umwege  bleibt  der  Einzelwirtschaft  noch  ein  Einfluss  auf  ihr  Ein- 
kommen möglich  und,  wo  immer  wir  einen  solchen  konstatieren, 
ist  er  ein  indirekter.  Wir  dürfen  daher  niemals,  weder  Preis  der 
Güter,  noch  Einkommen  der  Wirtschaften  unmittelbar  aus  der 
Produktion  ableiten,  sondern  müssen  den  Zusammenhang,  wo  er 
besteht,  auf  dem  angegebenen  Umwege  verfolgen. 

Eine  richtige  Ahnung    dieser  Beziehungen    liegt  in    dem  Zu- 

17* 
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satze,  den  Marx  zur  älteren  Formel  des  Wertgesetzes  machte, 
dass  nicht  die  Arbeit  schlechthin,  sondern  die  gesellschaft- 
lich notwendige  Arbeit  den  Wert  der  Güter  bestimme ; 
aber  Marx  war  weit  entfernt  die  Bedeutung  dieses  Zusatzes  klar 
zu  erkennen  und  ihn  nach  Gebühr  zu  verwerten.  Er  macht  von 
ihm  thatsächlich  keinen  andern  Gebrauch ,  als  den ,  die  gar  zu 
naheliegenden  Einwände  gegen  das  Wertgesetz  abzuweisen  und 
den  offenbaren  Widerspruch,  in  dem  es  mit  dem  modernen  Ver- 
kehrsleben steht,  zu  verdecken.  Die  Ausnahmen  vom  Arbeits- 
gesetz sind  längst  die  Regel  geworden.  Preisbildungen  und  Preis- 
schwankungen ohne  jegliche  Beziehung  zur  Produktion  sind  all- 
tägliche Erscheinungen  und  die  kapitalistische  Wirtschaftsweise 
ist  weit  eher  durch  das  Nichtgelten  des  klassischen  Wertgesetzes 
als  durch  dessen  Gültigkeit  zu  charakterisieren.  Selbst  als  ein 
Durchschnittsgesetz,  d.  h.  ein  Gesetz,  von  dem  die  Abweichungen 
nach  beiden  Seiten  sich  gegenseitig  aufheben,  wird  man  es  nicht 
retten  können  ^). 

In  einer  verkehrslosen  Volkswirtschaft,  wenn  man  eine  solche 
fingieren  darf,  würde  ferner  das  Problem  der  Verteilung  der 
Güter  nicht  existieren.  Mit  der  Produktion  der  Güter  wären  sie 
zugleich  auch  verteilt.  Erst  die  Sonderung  des  Erwerbs  von 
der  Produktion  schafft  also  das  Verteilungsproblem, 

Teilung  des  Ertrages  oder  des  Einkommens  findet  statt  bei 
der  Kooperation  mehrerer  Wirtschafter  zu  gemeinsamem  Erwerb. 
Die  Gesetze  der  Verteilung  sind  in  diesen  Fällen  vertragsmässig 
vorherbestimmt.  Die  Grösse  der  Gewinnanteile  richtet  sich  in 
der  Regel  nach  Art  und  Grösse  des  zu  den  Mitteln  der  Koope- 
ration geleisteten  Beitrags.  Im  Gegensatze  hierzu  steht  die  un- 
organisierte Kooperation  der  individualistischen  Volkswirtschaft, 
bei  der  die  Anteile  am  Gesamtertrage  nicht  vertragsmässig  vor- 
herbestimmt sind ,  sondern  sich  durch  den  Verkehr  selbst  be- 
stimmen. 

Durch  die  Trennung  von  Produktion  und  Erwerb  zerfällt  auch 
der  Verteilungsprozess  der  Güter  in  zwei  Vorgänge.  Es  handelt 
sich  zuerst  um  die  Verteilung  der  Erwerbsmittel  und  dann 
erst  unj  die  Verteilung  der  Konsumtiv  guter  an  die  Haus- 
halte nach  Masserabe  der  Erwerbsmittel.     Und  wiederum  müssen 


i)  Das  versucht  P.  Fireman    in   »Kritik    der  yJ/ar.r'schen  Werttheorie.     Conrads 
III.  F.  3.  Bd.  S.  793. 
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wir  auch  bezüglich  der  Erwerbsmittel  zweierlei  unterscheiden, 
nämlich  das  Kapital  und  die  zum  Erwerb  von  Konsumtivgütern 
unmitttelbar  verfügbaren  Erwerbsmittel.  Sie  be- 
stehen im  wesentlichen  aus  dem  Einkommen  einer  Periode,  doch 
muss  dieses  vermindert  werden  um  den  Teil  desselben ,  der  zur 
Kapitalbildung,  d.  h.  zur  Erweiterung  der  Erwerbswirtschaft  und 
zur  Begründung  neuer  Unternehmungen  verwendet  wurde,  und  er 
muss  vermehrt  werden  um  die  durch  den  Kredit  flüssig  gemachten 
Erwerbsmittel.  Dieses  geschieht  auf  Kosten  der  Zukunft,  während 
jenes  eine  Verminderung  der  gegenwärtig  verfügbaren  Erwerbs- 
mittel zu  Gunsten  der  zukünftigen  bedeutet. 

Die  genaue  Analyse  der  Güterverteilung  stellt  eine  Reihe 
noch  ungelöster,  zum  Teil  noch  nicht  einmal  in  Angriff  genom- 
mener Probleme.  Eines  derselben  wurde  wegen  seiner  praktischen 
Wichtigkeit  schon  früh  herausgegriffen  :  die  Frage,  welchen  Anteil 
die  Lohnarbeiter  vom  Produkt  der  Volkswirtschaft  erhalten,  und 
wie  sich  dieser  Anteil  bestimme. 

In  dem  Bestreben ,  die  falschen  Folgerungen  zu  beseitigen, 
welche  die  ältere  Oekonomik  aus  dem  Begriff  des  Lohnfonds 
zog,  ist  man  über  das  Ziel  hinausgegangen  und  hat  diesen  Be- 
griff selbst  aus  der  Theorie  beseitigt.  An  sich  ist  der  Begriff 
eines  Lohnfonds,  als  der  Summe  der  Erwerbsmittel,  die  für  Zahl- 
ung von  Arbeitslöhnen  verfügbar  sind,  ein  durchaus  brauchbarer. 
Der  Fehler  war  nur ,  dass  man  den  Lohnfond  als  konstant  an- 
nahm, während  er ,  wie  alle  ökonomischen  Grössen  variabel 
und  sowohl  von  der  Höhe  des  Lohnes  als  von  der  Höhe  des  zu 
erwartenden  Gewinnes  abhängig  ist.  Man  könnte  im  selben  Sinne 
von  einem  Lebensmittelfond  oder  von  einem  Fond  für  den  Erwerb 
von  Rohstoffen  sprechen.  Alle  diese  Fonds  lassen  sich  im  Augen- 
blick allein  dadurch  vergrössern  und  verkleinern ,  dass  man  die 
wirtschaftliche  Disposition  ändert  und  die  vorhandenen  Mittel 
neuen  Zwecken  zuweist.  Das  Nationalkapital  selbst  ist  ja  eine 
fortwährend  veränderbare  Grösse.  Wenn  die  Aussicht  auf  Gewinn 
gross  ist,  wächst  es,  indem  Erwerbsmittel,  die  sonst  zum  Erwerb 
von  Konsumtivgütern  verwendet  worden  wären ,  den  Unterneh- 
mungen zufliessen,  und  besonders  ist  der  Kredit  ein  Mittel,  den 
augenblicklichen  Kapitalfond  zu  vermehren.  In  Zeiten  gedrückten 
Geschäftsganges  dagegen  vermindert  sich  wieder  der  Kapitalfond 
durch  die  Entkapitalisierung  vieler  Erwerbsmittel  und  Beschränk- 
ung des  Kredites. 
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Uic  Ausdrucksweise  /fennann's ,  dass  der  K<onsiiineiU  den 
Arbeitslohn  bezahle  ,  oder  dass  der  I.ohn  aus  dem  Einkommen 
bezahlt  werde,  wie  Brentano  ')  sich  ausdrückt,  können  wir  nicht 
trefifend  finden,  ob{:jIeich  ihre  Meinung  eine  richtige  ist.  Bezahlt 
wird  der  Lohn  ininier  aus  dem  Kapital,  aber  die  Grösse  dieses 
und  des  für  Lohnzwecke  verfügbaren  Teiles  desselben  hängt  ab 
von  der  Rentabilität  der  Unternehmungen  und  damit  in  letzter 
Linie  allerdings  von  dem  Begehr  der  Konsumenten. 

Verkehrsfrüter  und  Rentengüter.  Existenzbedingung  einer 
jeden  kontinuierlichen  Wirtschaft  ^j  ist  die  Möglichkeit,  die  Grösse 
des  Ertrages  wenigstens  angenähert  vorher  veranschlagen  zu  können ; 
die  Existenzbedingung  der  auf  Verkehr  angewiesenen  Wirtschaft 
insbesondere  ist  daher  die  Möglichkeit,  den  Tauschpreis  der  Güter 
im  voraus  angenähert  zu  schätzen. 

Am  genauesten  lässt  sich  der  Tauschpreis  derjenigen  Güter 
feststellen,  nach  denen  eine  regelmässige  Nachfrage  auf  offenem 
Markte  besteht.  Wir  nennen  sie  Verkehrsgüter.  Die 
Waren  bilden  den  grössten  Teil  derselben.  Im  Gegensatz  zu  den 
Verkehrsgütern  stehen  die  Güter,  die  nur  gelegentlich  zum  Kaufe 
verlangt  und  angeboten  werden,  und  die,  welche  ganz  ausserhalb 
des  Verkehrs  stehen. 

Dem  Marktkauf  steht  der  Gelegenheitskauf  gegen- 
über. Nur  der  Marktkauf  ist  ein  Glied  einer  normalen  Wirtschaft, 
der  Gelegenheitskauf  dagegen  entspringt  entweder  wirtschaftlichem 
Niedergange  oder  dem  Zufall.  Dennoch  verdient  auch  der  Ge- 
legenheitskauf Beachtung,  zumal  er  unter  Umständen  ziemliche 
Ausdehnung  gew^innen  kann. 

Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Marktkauf  und  Gelegen- 
heitskauf besteht  nun  darin,  dass  bei  jenem  der  Kaufpreis  immer 
mit  dem  Werte  zusammenfällt,  was  bei  diesem  nur  ausnahmsweise 
der  Fall  ist. 

Wir  hatten  früher  °)  als  Wert  eines  Gutes  den  höchsten  Preis 
bezeichnet,  den  man  für  dasselbe  ohne  wirtschaftlichen  Schaden 
zahlen  kann,  bezw,,  was  dasselbe  bedeutet,  den  niedrigsten  Preis, 
den  der  Wirtschafter  erhalten  muss,  wenn  er  seine  W^irtschaft 
nicht  schädigen  will.  Hiebei  bedeutet  nun  der  Ausdruck  »ohne 
Schaden«  soviel  als:  ohne  Verschlechterung  der  Bilanz  oder, 
in  der  Erwerbswirtschaft,  ohne  Verminderung  des  Ertrages  *).    Hier- 

i)  Die  Lehre    von    den  Lohnsteigerungen.     Hildebrands  J.,    Bd.    i6.  —  2)  Vgl. 
48.  Jahrgang  dieser  Zeitschr.  S.  350.  —  3)  Ebend.   S.  247.  —  4)   Ebend.   S.   355  f. 


Produktion  und  Erwerb.  263 

nach  sind  zwei  Erwerbsmittel  gleichwertig,  wenn  sie  sich, 
ohne  dass  der  Ertrag  verändert  wird,  durch  einander  ersetzen  lassen. 

Beim  Markttausche  sind  nun  die  beiden  zum  Austausch  kom- 
menden Güter  für  beide  Kontrahenten  in  der  That  gleichwertig. 
Das  Begehr  ist  auf  beiden  Seiten  nach  der  konkreten  Ware  null  ^). 
Jeder  hatte  auf  den  Kauf  gerechnet  und  seine  Wirtschaft  dem- 
gemäss  eingerichtet.  Ein  Gewinn  wird  durch  den  normalen 
Markttausch  nicht  gemacht.  Das  ist  anders  beim  Gelegenheits- 
kauf. Bei  diesem  sind  Gut  und  Preis  nicht  gleichwertig,  sondern 
jede  der  beiden  Wirtschafter  wird  von  ihrem  Standpunkte  aus 
das  erworbene  Gut  höher  schätzen  als  den  Preis.  Beim  Gelegen- 
heitskauf wird  daher  auch  ein  Gewinn  gemacht,  indem  durch  ihn 
der  künftige  Ertrag  der  Wirtschaft  sich  im  Vergleich  zum  bis- 
herigen steigert.  Der  Gewinn  kann  sofort  durch  einen  Wieder- 
verkauf gemacht  werden  oder  auch  dadurch,  dass  man  das  erwor- 
bene Gut  zu  einem  Unternehmen  verwendet. 

Die  Thatsache,  dass  zwei  Güter  gegeneinander  ausgetauscht 
werden,  ist  also  keine  Bürgschaft  für  ihre  Gleichwertigkeit.  Nicht, 
weil  zwei  Güter  gleichwertig  sind ,  werden  sie  miteinander  ver- 
tauscht —  ungleichwertige  werden  auch  vertauscht  — ,  sondern 
es  werden  Güter  dadurch  gleichwertig,  dass  sie  regelmässig  auf 
dem  Markte  gegeneinander  vertauschbar  sind ;  denn  eben  dadurch 
wird  es  wirtschaftlich  gleichgültig,  ob  man  das  eine  oder  das 
andere  von  ihnen  besitzt.  Bei  Waren  also  fällt  der  Kaufpreis 
immer  mit  dem  Wert  zusammen.  Sie  und  nur  sie  haben  einen 
Tauschwert.  Alle  anderen  Güter  haben,  wenn  sie  überhaupt 
zum  Verkaufe  kommen,  einen  von  ihrem  Werte  mehr  oder  weniger 
abweichenden  Kaufpreis.  So  hat  z.  B.  der  Boden  keinen  Tausch- 
wert, sondern  nur  einen  Tauschpreis,  wenn  dieser  auch  in  Zeiten, 
in  denen  Besitzwechsel  des  Bodens  häufig  sind,  sich  dem  Werte 
ziemlich  nähern  mag.  Jeder  einzelne  Kauf  von  Boden  wird  doch 
ein  Gelegenheitskauf  bleiben,  bei  dem  der  Preis  von  der  beson- 
deren ökonomischen  Lage  der  Kontrahenten  abhängt  und  nicht 
marktmässig  bestimmt  wird. 

Der  Wert  aller  nur  gelegentlich  verkäuflichen  Erwerbsmittel 
kommt  nicht  in  deren  Kaufpreis  zum  Ausdruck,  sondern  lässt 
sich  nur  nach  dem  Ertrage  bemessen.  Der  Wert  von  ganzen 
Wirtschaften  und  von  Gütergruppen ,  die  für  sich  einen  Ertrag 
liefern,  ist  dem  Wert  des  Ertrages  proportional.    Der  Wert  einzelner 

i)  Vgl.  48.  Jahrg.  S.  356. 
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Güter  aus  einer  Gru[)pe  isl  gleich  dem  Werte  anderer  Güter,  die 
für  dasselbe  substituiert  werden  können ,  ohne  den  Ertrag  zu 
ändern.  Der  eben  erledigte  Fall  des  Tauschwertes  ist  also  nur 
ein  Spezialfall  des  hier  behandelten  allgemeinen  Prinzips;  denn 
wenn  ein  Gut  iauschwert  hat,  lässt  sich  der  Kaufpreis  immer  für 
das  Gut  substituieren.  Ist  das  Gut  nicht  käuflich,  so  kann  unter 
Umständen  sein  Wert  gleich  dem  der  Gruppe  werden  ,  zu  dem 
es  gehört. 

In  der  isolierten  Wirtschaft  ist  die  Möglichkeit,  ein  Gut  durch 
ein  anderes  zu  ersetzen,  eine  sehr  beschränkte  und  es  können 
hier  in  der  Regel  daher  nur  ganze  Gruppen  von  Erwerbsmitteln 
in  Bezug  auf  ihren  Wert  miteinander  verglichen  werden.  In  der 
Verkehrswirtschaft  dagegen  werden  mehr  und  mehr  Güter  durch 
Geld  ersetzbar  und  infolge  dessen  das  Geld  zum  Wertmass  aller 
Güter  und  nicht  nur  der  Verkehrsgüter,  die  es  unmittelber  zu  er- 
setzen vermag.  Der  Grund  der  Ersetzbarkeit  auch  der  unver- 
käuflichen Güter  durch  Geld  liegt  darin,  dass  in  der  Verkehrs- 
wirtschaft auch  das  Geld  für  sich  einen  Ertrag  liefern  kann.  Das 
Kapitalisieren  der  Rente  eines  Gutes  ist  ein  solches  Ersetzen 
eines  Gutes  durch  Geld,  das  denselben  Ertrag  liefert.  Der  Kauf- 
preis eines  landwirtschaftlichen  Anwesens  wird,  gemäss  dem  oben 
gesagten,  in  der  Regel  höher  seiii  als  der  aus  der  Rente  des 
Verkäufers  berechnete  Wert  für  diesen,  dagegen  niedriger  als  der 
Wert  desselben  für  den  Käufer,  der  durch  Aufwand  grösseren 
Betriebskapitals  oder  auf  andere  Weise  eine  höhere  Rente  als 
der  bisherige  Besitzer  zu  erlangen  gedenkt.  Wäre  zwischen  W^ert 
und  Kaufpreis  kein  Unterschied,  so  wäre  zu  einem  Verkauf  keine 
Veranlassung;  es  sei  denn,  dass  der  Besitzer  einen  Verkauf 
wünscht,  nur  um  die  Mühe  der  Verwaltung  sich  zu  ersparen. 

Alle  Erwerbsmittel,  deren  Wert  nur  aus  der  Rente ,  die  sie 
gewähren,  berechnet  werden  kann,  wollen  wir,  im  Gegensatz  zu 
den  Verkehrsgütern,  Rentengüter  nennen. 

Der  Unterschied  zwischen  beiden  Kategorien  ist  ein  relativer 
und  die  Grenze  kaum  streng  zu  ziehen.  Unbedingte  Rentengüter 
sind  die  absolut  unverkäuflichen  Güter  und  diese  verbindet  eine 
fast  stetige  Folge  von  mehr  und  mehr  leicht  verkäuflichen  Gütern 
mit  den  Verkehrsgütern  im  strengsten  Sinne.  Selbst  die  in  den 
Speichern  des  Kaufmanns  lagernden  Waren  sind  nicht  unbedingt 
Verkehrsgüter;  denn,  falls  sie  nicht  unmittelbar  verkäuflich  sind, 
stellt    der     augenblickliche     Marktpreis     nicht     deren    Wert     dar. 
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Kennte  man  die  Zeit  ihres  Verkaufes  und  den  dann  gültigen 
Marktpreis ,  so  würde  man  ihren  augenblicklichen  Wert  durch 
Diskontierung  berechnen  können.  Da  aber  sichere  Daten  immer 
fehlen ,  so  bemüht  sich  der  Kaufmann  bei  der  Inventur  seines 
Warenbestandes  selten  um  die  angenäherte  Feststellung  des 
augenblicklichen  Wertes  desselben ,  sondern  stellt  einfach  den 
Einkaufspreis  in  Konto.  Verkehrsgut  im  hervorragenden  Sinne, 
das  die  strengsten  Anforderungen  erfüllt,  ist  das  Geld. 

Manchmal  lässt  sich  der  Wert  einzelner  Produktionsmittel, 
auch  wenn  sie  keinen  augenblicklichen  Tauschwert  haben  ,  aus 
dem  Kaufpreis  mit  Hilfe  der  im  Abschnitt  II  definierten  Abnütz- 
ungsquote berechnen,  nämlich  dann,  wenn  man  Konstanz  des  Kauf- 
preises voraussetzen  darf.  Der  augenblickliche  Wert  solcher  Güter 
ist  gleich  dem  Kaufpreise  vermindert  um  die  Summe  der  schon 
zurückgelegten  Abnützungsquoten. 

Aehnliche  Verhältnisse,  wie  beim  Güteraustausch  wiederholen 
sich  nun  auch  bei  den  Leih-  und  Kreditgeschäften :  Man  kann 
einen  Marktzins  und  einen  Gelegenheitszins  unter- 
scheiden. Zu  der  letzteren  Kategorie  gehört  der  Wucherzins. 
Hat  das  geliehene  Gut  einen  Marktwert,  so  ist  der  Wert  der 
zeitweiligen  Verfügung  über  dasselbe  gleich  dem  Marktzins  für 
den  Preis  des  Gutes;  hat  es  keinen  Marktw^ert,  so  muss  auch  der 
Wert  der  zeitlich  beschränkten  Verfügung  aus  dem  Ertrage  be- 
rechnet werden. 

Die  ökonomische  Wahl.  Das  dynamische  Hauptgesetz 
des  Einkommens  bezw.  des  Ertrages  ergibt  sich  unmittelbar 
aus  dem  allgemeinen  ökonomischen  Prinzip.  Es  ist  das  G  e- 
setz  der  Wahl,  wonach  jeder  Wirtschafter  diejenige  Ver- 
wendung seiner  Mittel  und  Kräfte  wählt,  durch  welche,  unter  den 
obwaltenden  Umständen,  der  höchstmögliche  P2rtrag  bezw.  das 
höchstmögliche  Einkommen  erreicht  wird.  Das  Streben  nach 
Aenderung  der  wirtschaftlichen  Disposition  über  die  Mittel  und 
persönlichen  Kräfte  hört  erst  auf,  wenn  jenes  Ziel  erreicht  ist. 

Der  abhängige  Wirtschafter  verfügt  häufig  nur  über  seine 
persönlichen  Kräfte,  der  selbständige  Unternehmer  ausserdem  über 
materielle  Erwerbsmittel. 

Von  den  Umständen,  welche  die  ökonomische  Wahl  beein- 
flussen,  seien  erwähnt:  persönliche,  meist  durch  soziale 
Einflüsse  bedingte  Neigungen  und  Abneigungen  ;  gesetzliche 
Förderungen    und    Hemmungen ,    Privilegien    und    Bevorzugungen 
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einerseits,  Erschwerungen  und  Ausschluss  von  gewissen  Unter- 
nehmungen und  Berufen  anderseits ;  natürliche  Schranken  der 
Wahl;  endlich  unberechenbare  Zufälle,  einerseits  günstige 
Gelegenheiten,  anderseits  Unfälle. 

Die  der  Wahl  günstigen  Umstände  haben  für  den  Wirtschafter 
dieselbe  Bedeutung  wie  das  Kapital  und  die  persönlichen  Fähig- 
keiten. Der  Einfluss  des  Besitzes  von  Kapital  und  von  beson- 
deren Fähigkeiten  auf  die  Wahl  und  damit  auf  das  h^inkommen 
besteht  nämlich  allein  darin,  dass  durch  sie  die  Konkurrenz  um 
bestimmte  Berufe  oder  Unternehmungen  auf  alle  diejenigen  be- 
schränkt wird,  die  über  die  erforderlichen  Fähigkeiten  und  Mittel 
verfügen;  und  in  einer  Beschränkung  der  Konkurren/,  zugunsten 
der  von  ihnen  betroffenen  Wirtschafter  besteht  auch  die  einzige 
Wirkung  von  Privilegien  und  ähnlichen  gesetzlichen  oder  natür- 
lichen Begünstigungen.  Jede  Begünstigung  gewisser  Wirtschafter 
schliesst  zugleich  eine  Zurücksetzung  aller  übrigen  ein,  und  ebenso 
ist  umgekehrt  jede  Erschwerung  der  Wahl  auf  der  einen  Seite 
eine  Erleichterung  derselben  auf  der  anderen.  Ein  Privilegium 
hat  für  den  Inhaber  dieselbe  wirtschaftliche  Bedeutung  wie  eine 
Erhöhung  seiner  persönlichen  Fähigkeiten  oder  eine  Vermehrung 
seines  Kapitales  und  daher  ist  auch  umgekehrt  jedes  besondere 
Vermögen  dem  Besitze  eines  Privilegiums  äquivalent.  Dadurch 
ist  die  wirtschaftliche  Funktion  des  Kapitales  am  treffendsten  ge- 
kennzeichnet. Am  deutlichsten  zeigt  sich  die  Aequivalenz  von 
Kapitalbesitz  und  unmittelbaren  Konkurrenzbeschränkungen,  wenn 
diese,  wie  es  bei  Patenten  der  Fall  ist,  veräusserlich  werden  und 
einen  Tauschpreis  bekommen.  Oft  auch  heften  sich  begünstigende 
Umstände  so  fest  an  äussere  Objekte,  z.  B.  Kundschaften  an 
Häuser,  dass  sie  nicht  als  besondere  Faktoren,  sondern  als  Modi- 
fikationen der  materiellen  Güter  aufgefasst  werden  können. 

Wir  suchen  nun  die  Beziehungen,  welche  zwischen  dem  Ein- 
kommen oder  dem  Ertrage  und  den  Mitteln  und  Umständen  be- 
stehen, durch  welche  die  Wahl  bestimmt  wurde. 

Was  zunächst  die  Umstände  betrifft,  so  lässt  sich,  wegen  der 
Unvergleichbarkeit  derselben  unter  einander,  über  dieselben  kaum 
mehr  aussagen,  als  dass  Beschränkungen  der  Konkurrenz  zu- 
gunsten gewisser  Wirtschaften,  deren  Ertrag  bezw.  das  Einkommen 
der  Wirtschafter  erhöhen.  Ueber  das  Mass  dieser  Erhöhung 
lässt  sich  kein  allgemeines  Gesetz  aufstellen ;  es  muss  jeder  einzelne 
Fall  besonders  behandelt  werden. 


Produktion  und  Erwerb,  267 

Der  Einfluss  der  Mittel,  worunter  wir  vorlänfig  nur  materielle 
Kapitalien  und  nicht  persönliche  Fähigkeiten  verstehen  wollen, 
auf  den  Ertrag  zeigt  sich  daher  rein  nur  da,  wo  die  Umstände 
für  alle  Wirtschafter  dieselben  sind.  Meistens  hat  man  freie  Kon- 
kurrenz, also  völlige  Abwesenheit  von  persönlichen,  gesetzlichen, 
natürlichen  oder  zufälligen  Beschränkungen  der  Konkurrenz  vor- 
ausgesetzt. Es  bleiben  dann  nur  diejenigen  Beschränkungen  der 
Konkurrenz  übrig ,  die  durch  die  Verteilung  der  Mittel  selbst  be- 
dingt werden. 

Um  die  richtige  Wahl  bezügheh  der  Verwendung  seiner 
Mittel  zu  treffen,  wird  der  Wirtschafter  alle  Möglichkeiten  sich  zu 
vergegenwärtigen  suchen ,  um  alsdann  diejenige  Disposition  zu 
trefifen,  die  den  grössten  Ertrag  verspricht. 

Die  verfügbaren  Mittel  sind  nun  im  allgemeinen  zweierlei 
Art,  nämlich  Verkehrsgüter  oder  Rentengüter.  Erstere  haben  an 
sich  einen  bestimmten  Wert,  den  Tauschwert,  letztere  erhalten 
einen  bestimmten  Wert  erst  durch  die  Art  ihrer  Verwendung, 
sei  es,  dass  man  sie  durch  einen  Gelegenheitsverkauf  veräussert, 
sei  es ,  dass  man  sie  zu  einem  bestimmten  Unternehmen  ver- 
wendet. Dieser  Unterschied  ist  von  grosser  Bedeutung  für  die 
Verwendung  der  Güter  und  die  Gesetze  des  Ertrages. 

Am  deutlichsten  zeigt  sich  der  Unterschied  des  Urteils  und 
des  Verhaltens  diesen  beiden  Güterarten  gegenüber  in  den  ex- 
tremsten Fällen.  Es  können  die  verfügbaren  Güter  ganz  in  Ver- 
kehrsgütern, z.  B.  Geld  bestehen,  und  sie  können  auch  ganz  oder 
doch  grossenteils  in  Rentengütern  bestehen.  Der  Spielraum  der 
Wahl  ist  im  allgemeinen  um  so  grösser,  ein  je  grösserer  Teil 
der  verfügbaren  Güter  Verkehrsgüter  sind ,  die  sich  unmittelbar 
in  beliebige  andere  Güter  umsetzen  lassen.  Man  hat  die  Mög- 
lichkeit, ein  völlig  neues  Unternehmen ,  eine  neue  Wirtschaft  zu 
begründen.  Sind  dagegen  die  meisten  Güter  als  Rentengüter  ge- 
geben, so  bleibt  einem  meistens  nur  die  Wahl  zwischen  unver- 
änderter Fortsetzung,  Ausdehnung  oder  Einschränkung  des  Be- 
triebes, dem  die  Güter  schon  angehören  oder  zu  dem  sie  ihrer 
Natur  nach  allein  geeignet  sind. 

Unter  allen  Umständen  ist  der  Ertrag  eines  Unternehmens 
auf  diejenigen  Güter  zu  beziehen,  die  bei  der  entscheidenden  Wahl 
verfügbar  waren.  Der  Ertrag  einer  Gründung  also  ist  als 
Ertrag  des  Gründungskapitales  anzusehen,  einerlei,  welche  Form 
dieses  angenommen  hat ,    während  der  Ertrag  des  Betriebes 


208  r)r.   Andreas    Voigt: 

einer  bestehenden  Wirtschaft  als  Brtrag  der  Rentenguter  anzu- 
sehen ist,  aus  denen  der  feste  Bestand  der  Wirtschaft  zusammen- 
gesetzt ist,  und  der  Betriebsmittel,  die  in  Verkehrsgütern  bestehen 
und  nach  jedem  Kreislauf  wieder  verfügbar  werden.  Darum  ist 
der  Ertrag  einer  Gründung  ganz  anders  zu  beurteilen  als  der 
eines  Betriebes.  Er  ist  als  Kapitalgewinn  aufzufassen  und  die 
Rentabilität  der  Gründung  hängt  somit  ab  vom  Verhältnis  des 
Ertrages  zum  Gründungskapital.  War  die  Gründung  eine  land- 
wirtschaftliche und  wurde  also  ein  Teil  des  Kapitales  zum  An- 
kauf von  Boden  verwendet,  so  ändert  dieses  am  Wesen  des  Er- 
trages nichts.  Es  wird  nicht  etwa  ein  Teil  desselben  dadurch  in 
Bodenrente  verwandelt,  sondern  der  ganze  Ertrag  bleibt  Kapital- 
gewinn, solange  man  ihn,  der  ökonomischen  Berechnung  gemäss, 
auf  das  Gründungskapital  beziehen  kann.  Das  ist  aber  solange, 
als  der  Wert  des  Bodens  sich  nicht  ändert ;  denn  wir  nehmen 
an,  dass  eine  solche  Aenderung  nicht  vorauszusehen  war  und  auf 
dieselbe  nicht  spekuliert  wurde, 

Ist  dagegen  ein  Kapital  in  einem  Unternehmen  fixiert,  dann 
kommen  beim  wirtschaftlichen  Urteil  über  den  Betrieb  desselben 
ganz  andere  Gesichtspunkte  zur  Geltung.  Das  Unternehmen  mag 
verfehlt  sein,  wenn  wir  seinen  Ertrag  auf  das  Gründungskapital 
beziehen.  Die  Anlage  dieses  kann  unrentabel  und  dennoch  der 
Betrieb  wirtschaftlich  geboten  sein.  Jetzt  nämlich  steht,  anstatt 
des  ursprünglichen  flüssigen  Kapitales,  nach  jedem  Kreislauf  nur 
das  zirkulierende  Betriebskapital  und  das  feste  Rentenkapital  zur 
Verfügung  und  über  letzteres  lässt  sich  nur  in  sehr  beschränkter 
Weise  verfügen.  Die  einzig  mögliche  anderweitige  Verwendung 
ist  in  der  Regel  die  Liquidation  desselben  durch  Verkauf.  Der 
Erlös  aus  solchem  Gelegenheitsverkauf  erreicht  aber  selbst  bei 
niederer  Rente  oft  nicht  den  Wert  der  Güter  und,  solange  dieses 
nicht  der  Fall ,  ist  die  Fortsetzung  der  Wirtschaft  rentabler  als 
die  Liquidation  derselben.  Es  handelt  sich  dann  darum,  durch 
geeignete  Leitung  des  Betriebes,  sei  es  indem  man  ihn  erweitert, 
sei  es  indem  man  ihn  einschränkt ,  die  Rente  so  gross  als  mög- 
lich zu  machen. 

Nur  innerhalb  beschränkter  Grenzen  hat  der  Wirtschafter  die 
Rente  seiner  Rentengüter  in  seiner  Gewalt.  Ihre  Rente  und  da- 
mit ihr  Wert  verändert  sich  ohne  sein  Zuthun  und  ohne  Aende- 
rung der  Produktivität  seiner  Wirtschaft  bloss  durch  die  Aenderung 
der  Preise  der  Produkte  auf  dem  Markte.    Das  zirkulierende  Ka- 
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pital  dagegen  vermindert  oder  vermehrt  sich ;  es  ändert  nicht 
seinen  Wert.  Von  einer  Wertänderung  kann  man  bei  diesem 
nicht  sprechen ,  weil  das  am  Schluss  einer  Zirkulationsperiode 
vorhandene  nicht  mit  dem  am  Anfang  vorhandenen  identisch  ist. 
Jede  quantitative  Veränderung  des  zirkulierenden  Kapitales,  also 
auch  des  Reinertrages  bedeutet  aber  eine  Wertveränderung  der 
rentengebenden  fixen  Kapitalien. 

Das  Arbeiterei  II  kommen  wird  nicht  minder  wie  das 
Unternehmereinkommen  durch  das  Prinzip  der  ökonomischen  Wahl 
beherrscht,  wonach  jeder  Arbeiter  mit  seinen  Mitteln  d.  i.  seiner 
Arbeitskraft  das  höchste  Einkommen  zu  erreichen  sucht ;  doch 
richtet  sich  hier  die  Wahl  nicht  auf  selbständige  Unternehmungen, 
sondern  auf  den  Arbeitsvertrag  mit  den  Unternehmern. 

Man  pflegt  den  eigentlichen  Arbeitslohn  vom  Gehalt 
der  privaten  und  öffentlichen  Beamten  zu  unterscheiden.  Das 
einzige  Prinzip  der  Unterscheidung  kann  Grösse  des  Angebots 
der  Arbeitskraft  der  besonderen  Art  abgeben.  Der  Lohnvertrag 
entspricht  einem  Marktkaufe,  während  der  Vertrag,  durch  den 
die  Höhe  des  Gehalts  eines  Beamten  bestimmt  wird,  dem  Gele- 
genheitskaufe entspricht,  falls  dieser  Vertrag  überhaupt  nach  den 
Gesetzen  des  Begehrs  abgeschlossen  wird  und  nicht  ein  für  alle- 
mal fixierte  Beträge  eingetreten  sind.  Je  qualitätsloser  die  Ar- 
beitskraft ist  und  je  massenhafter  ihr  Angebot,  desto  mehr  nimmt 
sie  den  Charakter  der  Ware  an.  Das  ist  natürlich  kein  Grund, 
alle  für  produzierbare  Waren  geltenden  Gesetze  gedankenlos  auch 
auf  die  Ware  Arbeitskraft  zu  übertragen,  was  besonders  Bre^itano 
hervorgehoben  hat.  Die  Beziehung  zwischen  Preis  und  Kosten 
einer  Ware  beruht  darauf,  dass  man  die  Produktion  dem  Preise 
anpassen  kann,  und  das  ist  bei  der  gewöhnlichen  Arbeitskraft 
nicht  der  Fall.  Gegenstand  wirtschaftlicher  Berechnung  ist  allein 
die  qualifizierte  Arbeitskraft  des  gelernten  Arbeiters  und  des  Be- 
amten und  bei  dieser  kann  man  daher  in  gewissem  Sinne  von 
einer  Produktion  derselben  sprechen.  In  diesem  Falle  steht  auch 
das  Einkommen  zu  den  Kosten  in  Beziehung,  wenn  auch  in  keiner 
so  festen  wie  bei  der  Warenproduktion.  Es  tritt  dadurch  diese 
Art  des  Arbeitseinkommens  in  eine  lose  Beziehung  zum  Unter- 
nehmereinkommen, indem  der  Besitzer  eines  kleinen  Kapitales  die 
Wahl  hat,  ob  er  es  in  einem  selbständigen  Unternehmen  anlegen, 
oder  zum  Erwerb  besonderer  persönlicher  Fähigkeiten  verwenden 
will,  um  so  ein  erhöhtes  Arbeitereinkommen  zu  gewinnen.    Falls 
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nicht  bei  dieser  Wahl  andere  Umstände  bestimmend  mitwirken, 
miisste  also  das  auf  beiderlei  Weise  gewc^nnene  Hinkommen 
gleich  sein. 

Im  übrigen  bestehen  nur  auf  den  niedrigsten  Stufen  des  hin- 
kommens  Beziehungen  zwischen  dem  Arbeiter-  und  dem  Unter- 
nehmereinkommen; denn  sie  können  nur  bestehen,  wo  eine  Wahl 
zwischen  der  einen  oder  der  anderen  Einkommensart,  gemäss  den 
vorhandenen  Mitteln,  möglich  ist,  und  das  ist,  ausser  im  erwähnten 
Beispiel,  nur  noch  da  der  Fall,  wo  das  vorhandene  Kapital  über- 
haupt nicht  mehr  ins  Gewicht  fällt.  Da  es  dem  kapitallosen  Un- 
ternehmer frei  steht ,  Lohnarbeiter  zu  werden  ,  sowie  umgekehrt 
diesem,  eine  jener  selbständigen  Unternehmungen  zu  ergreifen, 
die  kein  Kapital  erfordern  ,  so  finden  wir ,  dass ,  wo  überhaupt 
beide  Einkommensarten  nebeneinander  vorkommen,  die  Höhe  der 
beiderlei  Einkommen  nicht  wesentlich  verschieden  ist,  vorausge- 
setzt, dass  nicht  persönliche  Rücksichten  ihren  Einf^uss  geltend 
machen. 

Damit  ist  zugleich  der  Beweis  geliefert  dass  am  niedern  Stand 
der  Arbeitslöhne  nicht  das  Lohnsystem  als  solches  Schuld  ist,  wie 
die  populäre  Oekonomik  behauptet,  sondern  allein  das  Ueberge- 
wicht  des  Kapitalbesitzes ,  das  sich  dem  kleinen  selbständigen 
Unternehmer  gegenüber  ebensogut  wie  dem  Lohnarbeiter  gegen- 
über geltend  macht. 

Im  allgemeinen  konkurrieren  also  nur  Arbeiter  unter  sich  und 
Unternehmer  unter  sich  und  es  bestehen  daher  auch  nur  Bezieh- 
ungen zwischen  den  Einkommen  einerlei   Art. 

Die  Analyse  des  Einkommens  und  des  Preises.  Die 
Analyse  des  Einkommens,  wie  sie  in  der  Praxis  geübt  wird,  wurde 
von  der  Theorie  fälschlich  als  eine  Zurückführung  der  Teile 
des  Einkommens  auf  die  sie  verursachenden  Faktoren  betrachtet. 
Schon  im  Abschnitt  II  wiesen  wir  diese  Auffassung  zurück.  Die 
Bodenrente  ist  kein  Produkt  des  Bodens,  noch  durch  Boden  allein 
in  seiner  Grösse  bestimmt.  Sie  hängt  in  hohem  Masse  vom  auf- 
gewendeten Betriebskapital  —  nicht  bloss  vom  Meliorationskapital 
—  ab ,  so  dass  Kapitalmangel  die  gewöhnlichste  Ursache  ihres 
geringen  Betrages  ist.  Ebenso  ist  der  Unternehmergewinn  kein 
Produkt  der  Unternehmerthätigkeit  allein,  sondern  in  den  meisten 
Fällen  vom  Kapitalbesitz  abhängig  und  wenn  er  dennoch  vom 
Kapitalgewinn  unterschieden  wird,  so  hat  das  einen  anderen  Sinn 
als  die  Scheidung  der    produktiven  Beiträge    der  Faktoren.     Die 
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Analyse  des  Einkommens  hat  den  praktischen  Zweck,  das  Urteil 
darüber  zu  erleichtern,  ob  mit  den  vorhandenen  Mitteln  wirklich 
der  grösstmögliche  Ertrag  erzielt  wurde^  und  sie  hat  die  theore- 
tische Bedeutung ,  die  Zuwachse  des  Ertrages  zu  er- 
mitteln, die  bestimmten  Zuwachsen  der  Mittel 
entsprechen. 

Die  Analyse  nimmt  ihren  Ausgangspunkt  von  einer,  je  nach 
den  volkswirtschaftlichen  Verhältnissen  dazu  geeigneten  Kategorie 
von  Mitteln,  um  durch  Hinzufügung  weiterer  Mittel  zu  diesem  Grund- 
stocke, nach  und  nach  die  Summe  zum  im  speziellen  Falle  vor- 
handenen Betrage  anwachsen  zu  lassen.  Von  welcher  Kategorie 
der  Mittel  man  ausgeht ,  das  hängt  vom  Stande  der  Volkswirt- 
schaft ab  :  Man  wird  im  allgemeinen  die  wählen ,  die  in  der  be- 
treffenden Volkswirtschaft  die  hervorragendste  Rolle  spielt. 

Solange  die  Arbeit  der  Hauptfaktor  des  Erwerbs  war,  bildete 
auch  sie  den  Ausgangspunkt  der  Analyse.  Wir  haben  im  II.  Ab- 
schnitt dafür  ein  Beispiel  gegeben  bei  der  Betrachtung  des  hand- 
werksmässigen  Betriebes  im  Mittelalter.  Der  Grundstock  des  Er- 
trages wurde  der  Arbeit  zugeschrieben.  Was  das  durchschnitt- 
liche Einkommen  des  Handwerkers  überstieg,  wurde  als  Zuwachs 
angesehen,  den  entweder  besondere  persönliche  Fähigkeiten  oder 
ein  entsprechender  Zuwachs  des  materiellen  Vermögens  verur- 
sachte. Die  moderne  Wirtschaft  dagegen  geht,  entsprechend  der 
Rolle,  die  das  Kapital  in  ihr  spielt,  bei  der  Analyse  der  Erträge 
vom  Kapital  aus  und  zwar  vom  flüssigen  Kapital  und  behandelt 
die  übrigen  Güter,  fixe  Kapitalien  und  persönliche  Arbeit  als  Zu- 
wachse zu  jenem. 

Man  konnte  offenbar  nicht  eher  das  Kapital  zum  Ausgangs- 
punkt wählen,  als  dasselbe  für  sich  einen  Ertrag  zu  bringen  ver- 
mochte. Die  Entwicklung  des  Kreditwesens  und  noch  mehr,  die 
Ausbildung  des  reinen  Kapitalzinses  war  daher  die  Bedingung 
dieser  Art  der  Analyse.  Allgemein  ausgesprochen ,  ist  die  Be- 
dingung der  Möglichkeit  der  Einkommensanalyse  die,  dass  von 
der  Gesamtheit  der  Mittel  sich  ein  Teil  absondern  lasse,  der  für 
sich  ein  Einkommen  gewähren  kann,  und  dass  die  einzelnen  Zu- 
wachse ,  die  man  zu  diesem  Grundstocke  hinzufügt,  mit  diesem 
und  den  vorangegangenen  Zuwachsen  eine  vollständige 
Gruppe  bilden. 

Wir  haben  die  Existenz  des  reinen  Kapitalzinses  als  Be- 
dingung der  Möglichkeit    bezeichnet ,    vom    flüssigen  Kapital  aus 
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die  Analyse  zu  beginnen.  Der  Brutlo/ins  der  ijrimiliven  Leih- 
geschäfte, sowie  der  W^icher/.ins  sind  keine  elementaren  Grössen, 
die  sich  zur  (jriindla'.;L-  der  Analyse  eignen.  I'.rst  der  durch  den 
regelmassigen  kauhniuinisrhen  Verkehr  ausgebildete  Marktzins 
hatte  die  dazu  erforderlichen  Eigenschaften.  Er  ist  der  notwendig 
und  regelmässig  erlangbare  Ertrag  des  reinen  Kapitals  und  eine 
nicht  weiter  zerlegbare  Grösse,  während  der  Wucherzins  ein  Unter- 
nehniereinkommen  ist,  das  ausser  dem  Kapitalgewinn,  wie 
wir  den  dem  reinen  Zins  des  flüssigen  Kapitales  gleichen  Teil 
des  ganzen  Einkommens  bezeichnen  wollen,  noch  einen  Zuwachs, 
einen  Unter  nehmer  gewinn  enthält,  der  hier  dem  Umstände 
zuzuschreiben  ist ,  dass  die  Erlangung  des  Wucherzinses  die  Er- 
spähung einer  besonderen  Gelegenheit  erfordert.  Das  reine  Leih- 
geschäft erfordert  nur  oder  fast  nur  den  Besitz  des  Kapitales ; 
die  Unternehmerthätigkeit  ist  minimal  und  so  erscheint  der  reine 
Zins  als  der  Ertrag  des  Kapitales  allein. 

Jedes  andere  Unternehmen  ist  komplizierter  und  erfordert 
eine  ausgedehntere  wirtschaftliche  Thätigkeit,  und  daher  muss  in 
jedem  Unternehmereinkommen,  falls  das  Unternehmen  rentabel 
war,  zunächst  der  Zins  des  verwendeten  flüssigen  Kapitales  ent- 
halten sein.  Der  Rest  erfährt  darauf  je  nach  Umständen  entweder 
eine  weiter  gehende  Analyse  oder  er  stellt ,  wie  im  obigen  Bei- 
spiel, einen  nicht  weiter  zerlegbaren  Unternehmergewinn  dar.  Ist  das 
ganze  zum  Unternehmen  notwendige  Kapital  ein  flüssiges,  wie  bei 
den  meisten  Gründungen ,  so  wird  der  Ueberschuss  über  den 
landesüblichen  Kapitalgewinn  in  der  Regel  einfach  als  Unternehmer- 
gewinn zu  bezeichnen  sein.  Die  ältere  Oekonomik  bezeichnete 
den  ganzen  Ertrag  solcher  Unternehmungen  als  Kapitalgewinn 
und  kannte  den  Begriff  des  Unternehmergewinnes  überhaupt  nicht. 
Von  der  Anschauung  ausgehend,  dass  die  Analyse  des  Einkom- 
mens nach  den  Erwerbsfaktoren  eine  Zurechnung  im  Sinne  der 
Faktorentheorie  sei,  war  man  entschieden  im  Rechte,  wenn  man 
eine  Sonderung  des  ganzen  Ertrages  in  einen  Teil,  der  im  Ka- 
pital ,  und  einen ,  der  in  der  Unternehmerthätigkeit  seinen  Ur- 
sprung habe,  für  unmöglich  erklärte.  Aus  diesem  Grunde  halten 
auch  neuere  üekonomisten  noch  am  alten  Brauche  fest  und  ver- 
werfen den  Begrifi"  des  Unternehmergewinnes.  Allerdings  wird 
man  durch  keine  Unternehmerthätigkeit  einen  sonderlichen  Unter- 
nehmergewinn erzielen ,  wenn  nicht  dem  Unternehmer  zugleich 
ein  beträchtliches  Kapital  zur  Verfügung  steht,   ein  unumstösslicher 
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Beweis  dafür ,  dass  nicht  die  Unternehmerthätigkeit  allein  U  r  - 
Sache  des  Unternehmergewinnes  ist.  Die  spezifische  Unterneh- 
merthätigkeit, die  Anordnung  und  Leitung  von  Unternehmungen 
kann  teilweise  auch  Beamten  übertragen  werden,  deren  Einkommen 
darum  nicht  Unternehmergewinn  wird.  Diesen  wird  nach  wie 
vor  der  Kapitaleigentümer  beziehen.  Der  Unternehmergewinn 
wird  also  vom  Kapital  mitbestimmt  und  ist  untrennbar  an  dieses 
gebunden.  Der  ganze  Gewinn  des  Unternehmers  ist  das  Produkt 
»der  wirtschaftlichen  Zusammenfassung  der  Erwerbsmittel« 
(Schaffte),  also  nicht  eine  Summe  von  Einzelprodukten.  Wenn 
wir  dennoch  die  Sonderung  des  Unternehmergewinnes  vom  eigent- 
lichen Kapitalgewinn  aufrecht  erhalten,  so  geschieht  es,  weil  wir 
in  beiden  nicht  konkrete  Bestandteile  des  Unternehmereinkom- 
mens ,  sondern  blosse  abstrakte  ökonomische  Rechnungs- 
grossen  sehen ,  und  dieser  Auffassung  nicht  beizustimmen, 
werden  die  erwähnten  Gegner  der  Trennung  der  Begriffe  keinen 
Grund  haben. 

Kommt  zum  flüssigen  Kapital  noch  festes  hinzu,  so  wird  im 
allgemeinen  der  Ertrag  der  Wirtschaft  auch  einen  Zuwachs  er- 
fahren. Das  feste  Kapital  ist  meistens  den  Rentengütern  zuzu- 
rechnen ,  weil  sein  Wert  kein  Tauschwert  ist.  In  vielen  Fällen 
wird  nun  der  ganze  Ueberschuss  des  Ertrages  über  den  Kapital- 
gewinn des  flüssigen  Kapitales  als  Rente  der  Rentengüter  be- 
trachtet. Insbesondere  geschieht  dieses  fast  regelmässig  beim 
landwirtschaftlichen  Betriebe.  Der  Landwirt  zieht  von  seinem  Ge- 
samteinkommen den  Kapitalgewinn  seiner  zirkulierenden  Betriebs- 
kapitalien ab  und  nennt  den  Rest  Bodenrente.  Eine  weitere 
Analyse  ist  für  ihn  nicht  notwendig. 

Bei  industriellen  Unternehmungen  dagegen  lässt  sich  unter 
Umständen  eine  Dreiteilung  des  Ertrages  in  Kapitalgewinn, 
Rente  des  festen  Kapitales  und  Unternehmergewinn 
durchführen,  nämlich  dann,  wenn  der  Unternehmergewinn  für  jeden 
Kapitalbetrag  sich  bestimmen  lässt.  Durch  Substitution  kann  man 
dann  den  Geldwert  der  Rentengüter  ermitteln  und  damit  zugleich 
die  Rente  derselben,  die  dem  Marktzins  des  Geldwertes  gleich  ist. 

Den  Boden  von  den  übrigen  Rentengütern  zu  sondern,  liegt 
kein  Grund  vor.  Als  Produktionsmittel  unterscheidet  er  sich 
wesentlich  von  allen  anderen  dadurch ,  dass  er  nicht  selber  pro- 
duzierbar ist  und  bei  geeigneter  Behandlung  sich  immer  wieder 
auf  den    früheren  Stand  bringen  lässt.     Als  Erwerbsmittel  unter- 
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scheidet  er  sich  nicht  von  den  übrigen  Gütern,  die  keinen  Markt- 
wert haben.  Für  den  Krwerbsprozcss  k(jnimt  nicht  der  Unter- 
schied ,  ob  die  Güter  nicht  in  beliebiger  Menge  oder  in  jeder 
beHebigen  Menge  p  r  o  d  u  /.  i  e  r  b  .i  r  sind  ,  in  Betracht,  sondern 
ob  sie  jederzeit  um  einen  Marktpreis  e  r  w  e  r  b  b  a  r  (ulcr  nur  ge- 
legentHch  erwerbbar  sind. 

Die  Bodenrente  ist  nun,  und  dadurch  unterscheidet  sie  sich 
allerdings  von  den  meisten  übrigen  Rentengütern,  noch  einer  be- 
sonderen weiteren  Analyse  fähig.  Denkt  man  sich  allen  land- 
wirtschaftlichen Boden  technisch  gleich  behandelt ,  so  wird  die 
Rente  gleicher  Teile  des  Bodens  im  allgemeinen  je  nach  Lage 
und  Qualität  derselben  verschieden  sein.  Nimmt  man  nun  den 
Ertrag  der  schlechtesten  und  am  ungünstigsten  gelegenen  Boden- 
parzelle zum  Ausgangspunkte ,  so  erscheinen  die  Differenzen 
zwischen  diesem  und  dem  Ertrage  der  übrigen  gleich  grossen 
Bodenparzellen  als  Zuwachse  ,  die  in  der  besseren  Qualität  und 
Lage  dieser  ihren  Grund  haben.  Die  Bodenrente  spaltet  sich 
demnach  in  zwei  Teile,  in  die  Rente  des  schlechtesten  und 
schlechtest  gelegenen  Bodens  und  in  eine  Zuwachsrente  für  Qua- 
lität und  Lage,  die  man  darnach  als  Q  u  a  1  i  t  ä  t  s  -  bezw.  Lage- 
rente bezeichnen  könnte.  Dies  ist  die  Bodenrente  Ricardos, 
der  sie  fälschlich  für  die  Bodenrente  überhaupt  hielt,  indem  er 
ohne  Grund  annahm ,  dass  der  schlechteste  Boden  keine  Rente 
liefere  ,  sondern  nur  einen  Kapitalgewinn  für  die  zirkulierenden 
Betriebskosten.  Die  Beachtung,  welche  die  Ricardo  sc^t.  Defini- 
tion der  Bodenrente  gefunden,  ist  trotz  dieses  Fehlers  eine  wohl- 
berechtigte ;  denn  sie  wird  immer  die  historische  Bedeutung  des 
ersten  Versuches  einer  im  Prinzip  richtigen  Analyse  des  Ertrages 
behalten. 

Auch  der  Unternehmergewinn  ist  manchmal  noch  weiterer 
ähnlicher  Analysen  fähig.  Unterscheidet  sich  z.  B.  eine  Unter- 
nehmung nur  durch  die  vorhandene  Gefahr  des  Misslingens  von 
einer  anderen  absolut  sicheren  ,  so  wird  der  Ertrag  des  ersteren 
Unternehmens  in  der  Regel  grösser  sein.  Ursache  dieser  Erschei- 
nung ist  die  Beschränkung  der  Konkurrenz,  welche  das  Vorhanden- 
sein einer  Gefahr  notwendig  mit  sich  bringt.  Der  Mehrgewinn 
stellt  die  Risikoprämie  dar,  die  also  auch  eine  dem  Unter- 
schied der  Mittel  und  Umstände  zuzuschreibende  Rente  ist.  Sie 
kann  als  ein  Lohn  des  wirtschaftHchen  Mutes  aufgefasst  werden, 
wobei  es,  im  Hinblick  auf   die  Risikoprämie ,    die  einen  Teil  des 
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Wucherzinses  ausmachen  soll,  dahingestellt  bleiben  mag,  ob  dieser 
Mut  immer  einen  Lohn  verdient. 

Es  wird  nach  unseren  früheren  Erörterungen  über  die  beiden 
Haupteinkommensarten,  das  Unternehmereinkommen  und  das  Ar- 
beitereinkommen, nicht  auffallen,  dass  wir  niemals  den  Arb  e  it  s- 
lohn  als  Bestandteil  des  Ertrages  eines  Unternehmens  gefunden 
haben.  Vom  Standpunkt  des  Unternehmers  betrachtet,  bildet  er 
einen  Teil  des  Betriebskapitales  und  bringt  als  solcher  Kapital- 
gewinn, wie  die  Auslagen  für  Rohstoffe  u.  s,  w.  Im  Rohertrage 
der  Unternehmungen  findet  er  sich  mit  den  übrigen  zirkulierenden 
Kapitalien  wieder ,  niemals  aber  bildet  er  einen  Teil  des  Rein- 
ertrages ,  und  von  diesem  sprachen  wir  bisher  ausschliesslich. 
Eben  dadurch  erweist  sich  das  Arbeitereinkommen  als  eine  be- 
sondere Einkommensart. 

Auch  der  Arbeitslohn  kann  einer  ähnlichen  Analyse  wie  das 
Unternehmereinkommen  unterworfen  werden.  Den  Grundstock 
bildet  bei  dieser  Zergliederung  das  Einkommen  der  unqualifizierten 
Arbeit ,  das  Durchschnittseinkommen  des  ungelernten  Arbeiters. 
Die  Zuwachse  über  diesen  Normallohn  hinaus ,  —  nur  selten 
werden  Lohne  hinter  ihm  zurückbleiben  und  dann  einer  beson- 
deren Erklärung  bedürfen  —  entsprechen  dann  immer  Zuwachse 
der  Qualität  oder  Leistung  der  Arbeitskraft.  Bei  den  höheren 
Beamtengehalten  kommt  dann ,  wie  wir  schon  oben  erwähnten, 
eine  Art  Kapitalgewinn  für  das  zur  Erlangung  der  nötigen  Fach- 
bildung aufgewendete  Kapital  hinzu. 

Die  Analyse  des  Tauschwertes  der  Produkte  ist  grossen- 
teils  in  der  Analyse  des  Reinertrages  der  betreffenden  produktiven 
Unternehmungen  mit  enthalten.  Der  Tauschwert  aller  Produkte 
repräsentiert  den  gesamten  Rohertrag,  er  muss  also  ausser  dem 
Reinertrage  noch  die  Produktionskosten  enthalten,  d.  h.  das  auf- 
gewendete zirkulierende  Kapital  wieder  ersetzen  und  zugleich  die 
Abnutzung  für  die  festen  Kapitalien  vergüten.  Dem  kaufmännischen 
Brauche,  der  auch  den  Kapitalzins  zu  den  Kosten  rechnet,  sich  an- 
zuschliessen,  ist  für  die  ökonomische  Theorie  nicht  zweckmässig. 

Nur  der  Erlös  aus  dem  Gesamtprodukte  lässt  sich 
auf  diese  Weise  allgemein  analysieren.  Der  Preis  der  e  i  n- 
z  e  l  n  e  n  Ware  lässt  nur  dann  eine  gleiche  Zerlegung  in  Kosten 
und  Reingewinn  zu,  wenn  alle  Einzelprodukte  gleichartig  waren. 
Man  repartiert  dann  die  Kosten  zu  gleichen  Teilen  auf  alle.  Die 
Kosten  nämlich  fallen ,    wie  die  Produktionsarbeit ,   in  zwei  Kate- 
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gorien,  in  G  e  n  e  r  a  1  k  o  s  t  c  n  ,  die  allen  Produkten  gemeinsam 
zu  Gute  kommen  ,  und  in  S  p  c  z  i  a  1  k  o  s  t  e  n  ,  die  auf  das  ein- 
zelne Produkt  verwendet  werden.  Die  Spezialkosten  nun  lassen 
sich  den  einzelnen  Produkten  zuerteilen  ,  bei  den  Generalkosten 
ist  es  unmöglich,  falls  nicht  die  Produkte  vollkommen  gleichartig 
sind.  Welcher  Teil  des  Gesamtproduktes  die  Kosten  wieder  ein- 
bringt, falls  sie  nur  überhaupt  einkommen,  ist  auch  an  sich  gleich- 
gültig. Aber  eine  andere  ökonomisch  wichtige  Frage  lässt  sich 
aufwerfen ,  wo  mehrerlei  Produkte  zugleich  hergestellt  werden, 
nämlich  die,  wie  die  Rentabilität  des  Unternehmens  von  den  ein- 
zelnen Arten  der  Produkte  abhängt.  Dies  ist  jedoch  zu  beant- 
worten ohne  Kenntnis  des  Kostenanteils,  der  jeder  Art  der  Produkte 
zuzurechnen  wäre.  Die  Abhängigkeit  des  Ertrages  von  den  ein- 
zelnen Arten  des  Produktes  wird,  wie  die  Abhängigkeit  desselben 
von  den  Faktoren  der  Produktion,  gefunden,  indem  man  die  Menge 
der  verschiedenen  Produkte  variiert. 

Bemerkenswert  ist  besonders  noch  der  Fall ,  in  welchem 
zweierlei  Produkte  notwendig  gleichzeitig  produziert  werden  müssen, 
wie  es  in  der  chemischen  Industrie  besonders  häufig  ist.  Das  eine 
hat  dann  gewöhnlich  den  Charakter  eines  Nebenproduktes 
d.  h.  eines  solchen,  das  nicht  eigentlicher  Zweck  der  Produktion 
ist,  weil  es  nur  einen  niederen  Preis  hat.  Die  Kosten  sollen  durch 
den  Gesamterlös  gedeckt  werden ;  in  der  Regel  deckt  schon  der 
aus  dem  Hauptprodukt  die  Kosten.  Aber  darum  wird  man  nicht 
behaupten  wollen,  dass  nur  dieses  die  Kosten  \'erursache,  und 
also  das  Nebenprodukt  kostenfrei  sei.  Diese  Verhältnisse  sind 
sehr  geeignet,  jene  Kostentheorie  in  Verwirrung  zu  bringen, 
welche  behauptet ,  dass  der  Preis  der  Waren  durch  die  auf  sie 
verwendeten  Kosten  bestimmt  werde.  Da  es  bei  zwei  gleich- 
zeitig produzierten  Gütern  unmöglich  ist,  die  Kosten  eines  jeden 
von  ihnen  zu  ermitteln,  z.  B.  zu  entscheiden,  welcher  Teil  der 
Kosten,  die  die  Aufzucht  eines  Rindes  verursacht,  dem  Fleische, 
welcher  den  Knochen  und  welcher  der  Haut  und  den  Eingeweiden 
zu  Gute  gekommen  sei,  so  bleibt  hier  wohl  nichts  anderes  übrig, 
als  zuzugestehen,  dass  der  Preis  durch  das  Begehr  nach  den  ein- 
zelnen Teilen  bestimmt  werde,  und  gewisse  Teile  des  Eingeweides 
also  nicht  darum  keinen  Wert  hätten,  weil  sie  keine  Kosten  ver- 
ursacht haben,  sondern   weil  sie  nicht  begehrt  werden. 

Der  Begriff  der  Kosten  ist  ein  doppelter.  Die  ältere  Kosten- 
theorie, welche  nicht  nur  Proportionalität  von  Kosten  und  Tausch- 
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wert,  sondern  völlige  Gleichheit  dieser  behauptete,  konnte  unter 
Kosten  unmöglich  das  verstehen ,  was  der  Fabrikant  oder  Kauf- 
mann seine  Kosten  nennt;  wo  bliebe  sonst  der  Gewinn.  Man 
verstand  unter  Kosten  nicht  die  Erwerbskosten  d.  h.  die 
zum  Beginn  und  Betrieb  eines  Unternehmens  notwendigen  Erwerbs- 
mittel, sondern  die  Produktionskosten,  d.h.  die  Gesamt- 
heit der  zur  Herstellung  eines  bestimmten  Produktes  aufgewendete 
Arbeit,  Mühe,  Unlust  der  Enthaltsamkeit  und  was  immer  man 
zum  Zweck  der  Theorie  erfinden  mochte.  Nach  dieser  Auffassung 
ist  der  Preis  der  Güter  nur  das  vollkommene  Aequivalent  der 
»Produktionskosten«  und  ein  Gewinn  wird  durch  ein  produktives 
Unternehmen  so  wenig  erzielt,  wie  durch  den  Tausch  gleichwer- 
tiger Güter.  Der  ganze  volkswirtschaftliche  Prozess  bestünde 
lediglich  in  einer  fortwährenden  Umsetzung  gleicher  Werte  und, 
wie  die  Natur  durch  das  Prinzip  der  Erhaltung  der  Energie  be- 
herrscht ist,  wäre  das  Grundgesetz  der  Oekonomie  das  der  Er- 
haltung der  Werte*).  Es  v/ürde  nur  durchbrochen  durch  die  Zer- 
störung von  Werten  einerseits  und  durch  den  Zuwachs  des  Men- 
schengeschlechts anderseits  mit  seinen  Fähigkeiten,  neue  Mühen 
und  Entbehrungen  zu  erdulden,  um  zum  Ersatz  dafür  neue  Güter 
zu  erlangen.  —  Eine  trostlose  Theorie  des  wirtschaftlichen  Fort- 
schritts. 

Wir  verzichten  darauf,  die  vorhandenen  Güter  zu  den  Mühen 
ihrer  Produktion  in  irgend  eine  Beziehung  zu  setzen.  Der  Pro- 
duktionsprozess  ist  ein  historischer  Vorgang,  der  mit  dem  Wert 
der  Güter  nicht  im  geringsten  Zusammenhang  steht.  Es  wäre 
vergebliches  Mühen,  die  »Produktionskosten«  ermitteln  zu  wollen, 
die  irgend  ein  modernes  Produkt  gekostet.  Ein  jedes  verweist 
uns  auf  eine  unendliche  Kette  von  Beziehungen  in  die  graue  Ver- 
gangenheit hinein;  denn  »es  ist  kein  Nagel  in  England,  dessen 
Existenz  sich  nicht  auf  die  Zeit  Wilhelms  des  Eroberers  zurück- 
führen Hesse«  und,  wenn  man  will,  noch  weiter.  Wenn  irgendwo  die 
Menge  der  Güter  und  der  Lebensgenuss  aller  Klassen  zunimmt,  so 
hat  das  seinen  Grund  in  der  relativ  gesunden  Organisation  der  Volks- 
wirtschaft, und  nicht  in  einer  Vermehrung  der  Produktionsmühen. 

Der  wirtschaftliche  Fortschritt  ist  zum  Glück  mit  dem  Profit 
der  Privatwirtschaften  nicht  zu    identifizieren.     Es  ist    nicht  etwa 


i)  G.  Helm,  Die  Lehre  von  der  Erhaltung  d.  Energie.  Leipzig  1887  (S.  71  ff.) 
H.  glaubt,  dass  selbst  die  Zerstörung  von  Werten  das  Prinzip  nicht  gefährde,  weil 
dadurch  der  Rest  an  Wert  zunehme. 
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die  Summe  der  Profite  der  Ein/,elwirtschaften,  von  der  der  volks- 
wirtschaftliche Fortschritt  abhängt.  Reinertrag,  Gewinn,  Profit 
sind  JicgrilTe  des  Erwerbslebens ,  das  zum  volkswirtschaftlichen 
Produktionspro/ess  nur  in  einer  indirekten  Beziehung  steht.  Die 
Kosten,  in  dem  Sinne,  in  dem  dieses  Wort  in  der  Praxis  gebraucht 
wird,  und  in  dem  wir  es  ausschliesslich  gebrauchen  wollen,  sind 
Erwerbskosten.  Die  Erwerbswirtschaft  muss  einen  Reinertrag, 
einen  Ueberschuss  über  die  zurückerstatteten  Kosten  deshalb 
liefern,  weil,  wie  wir  schon  oben  erklärten,  dieser  das  Einkommen 
des  Haushalts  zu  bilden  bestimmt  ist. 

In  diesem  Sinne  betrachtet ,  kann  also  von  einer  Gleichung 
zwischen  Kosten  und  Preis  keine  Rede  sein.  Die  Kosten  stellen 
das  äusserste  Minimum  des  Preises  dar,  dessen  Erreichung  aber 
schon  ein  Verfehlen  des  wirtschaftlichen  Zieles  bedeutet.  Eine 
rentable  Wirtschaft  muss  noch  den  üblichen«  Profit  über  die 
Kosten  hinaus  einheimsen.  Setzen  wir  wirtschaftliches  Gleichge- 
wicht voraus  und  kennen  wir  die  zu  erwartende  Grösse  des  Ge- 
winnes, dann  natürlich  kann  man  apriori  den  Preis  aus  den  Kosten 
berechnen.  So  berechnet  der  Kaufmann  angenähert  seine  Laden- 
preise, indem  er  zu   den  Kosten  den  Minimalgewinn  hinzuschlägt. 

Nach  diesen  Erklärungen  bedarf  der  Satz :  die  Kosten  b  e- 
stimmen  den  Preis ,  kaum  einer  Widerlegung.  Dürfen  wir 
Gleichgewicht  voraussetzen,  dann  stehen  Preis  und  Kosten  in  ge- 
setzmässigem  Verhältnis  zu  einander,  ist  jedoch  die  Bedingung  des 
Gleichgewichts  nicht  erfüllt,  dann  hilft  keine  Berechnung  des  Preises 
aus  den  Kosten,  er  stellt  sich  nach  den  unerbittlichen  Gesetzen 
des  Begehrs  auch  tief  unter  dieselben.  Ein  notwendiger  kausaler 
Zusammenhang  besteht  also  keineswegs.  Das  Kostengesetz  ist 
ein  statisches,  kein  dynamisches  Wirtschaftsgesetz. 

Nicht  weil  der  Preis  sich  nach  den  Kosten  richtet ,  sondern 
weil  die  Wahl  des  Unternehmens  sich  nach  dem  zu  erwartenden 
Preise  der  Produkte  richtet,  besteht  bei  normalem  Geschäftsgange 
die  Beziehung  zwischen  beiden.  Würde  der  voraussichtliche  Preis 
nicht  die  Kosten  decken  und  ausserdem  den  sonst  erlangbaren 
Gewinn  sichern,  so  würde  die  Produktion  unterbleiben.  Wo  mehrere 
Unternehmungen  in  der  Produktion  derselben  Ware  konkurrieren 
und  wegen  der  verschiedenen  Produktionsmethoden  verschiedene 
Kosten  haben ,  da  muss  selbst  der  am  ungünstigsten  gestellte 
Unternehmer  noch  Kosten  samt  Gewinn  einziehen,  oder  er  muss 
die  Produktion    unterlassen.     Der  Preis   bestimmt    ihn .    nicht    er 
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bestimmt  den  Preis.  Der  Gewinn  der  Konkurrenten  wird  ein 
grösserer  sein ,  aber  auch ,  Gleichgewicht  vorausgesetzt ,  nicht 
grösser  als  der  Gewinn  anderer  gleichbemittelter  Unternehmer, 
sonst  würde  die  Konkurrenz  dieser  ihn  bald  herabdrücken. 

Steigen  die  Kosten  in  einer  Branche,  so  wird  die  Produktion 
in  derselben  aufhören  ,  falls  nicht  zugleich  der  Preis  steigt.  Ob 
der  Preis  steigt,  das  hängt  davon  ab,  ob  bei  höherem  Preise  noch 
ein  Begehr  nach  der  betrefifenden  Ware  vorhanden  ist.  Nur  wenn 
dieses  der  Fall  ist,  kann  sich  die  Produktion  den  veränderten 
Absatzverhältnissen  anpassen  und  trotz  der  höheren  Kosten  den 
sonst  erlangbaren  Gewinn  erzielen.  Das  Steigen  des  Preises  ist 
also  keineswegs  eine  notwendige  und  unmittelbare  Folge  vom 
Steigen  der  Kosten.  Ebenso  fällt  auch  der  Preis  nicht  unmittel- 
bar, wenn  die  Kosten  abnehmen ,  sondern  nur  dann ,  wenn  die 
niedrigeren  Kosten  eine  Ausdehnung  der  Produktion  und  damit 
eine  Vergrösserung  des  Angebots  zur  Folge  haben.  Der  Preis 
kann  seine  frühere  Höhe  behalten,  wenn  durch  Unternehmerver- 
bände die  Konkurrenten  sich  verpflichten  lassen ,  das  Angebot 
nicht  zu  erhöhen.  Freiheit  der  Konkurrenz  ist  die  allgemeine 
Bedingung  aller  Gesetze  der  sog.  klassischen  Oekonomik. 

IV. 

Der  Grundgedanke  unseres  ökonomischen  Systems  ist  die 
Hervorhebung  der  Thatsache ,  dass  Produktion  und  Erwerb  ver- 
schiedene Vorgänge  wurden,  sobald  die  Wirtschaften  in  Verkehr 
miteinander  traten  ').  Die  Einheit  von  Arbeit  und  Erwerb  war 
aber  nicht  nur  eine  theoretische  Behauptung,  sie  war  auch  eine 
praktische  Forderung  der  älteren  Oekonomik.  Die  Rechtfer- 
tigung des  Einkommens  durch  die  Arbeit  beruht 
ganz  auf  diesem  Postulate. 

Es  giebt  nun  zwei  Möglichkeiten.  Entweder  giebt  man  das 
Prinzip  der  Rechtfertigung  auf  und  giebt  zu,  dass  ein  Einkommen 
auch  gerechtfertigt  sein  kann ,  ohne  dass  er  sich  auf  Arbeit  zu- 
rückführen lasse ;  oder  man  hält  die  Forderung  der  Einheit  von 
Arbeit  und  Erwerb  fest  und  verwirft  eine  Wirtschaftsordnung,  in 
der  sie  nicht  erfüllt  ist  und  nicht  erfüllt  werden  kann.  Da  die 
Herstellung  der  ursprünglichen  Einheit  weder  möglich  noch  wün- 
schenswert ist ,  so  bliebe  im  zweiten  Falle  nur  die  Möglichkeit 
einer  Konstruktion  einer  neuen  Wirtschaftsordnung,  die  das  Postulat 

i)  Vgl.  48.  Jahrg.  S.  225,   241  ff. 
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erfüllt.  Wir  ziehen  es  vor,  zunächst  die  Berechtigung  jenes  Prin- 
zips genauer  zu  untersuchen. 

Die  Arbeit  nach  physiologischem  Masse  gemessen  'j,  war 
niemals,  auch  in  der  isolierten  Wirtschaft  nicht,  der  Bestimmungs- 
grund des  Einkommens.  Die  Gunst  des  Zufalls  hat  bei  der  Ver- 
teilung der  Erwerbsmittel  seit  je  eine  Rolle  gespielt ,  und  die 
absichtliche  Verteilung  der  Güter  durch  die  Menschen,  soweit  sie 
in  deren  Macht  stand ,  hat  sich  noch  weniger  an  das  physiolo- 
gische Mass  der  Arbeit  gehalten;  und  dabei  glaubte  man  gerecht 
zu  sein.  Man  wollte  niemals  bloss  Arbeit  lohnen,  sondern  Dienste 
und  Wohlthaten  vergelten  und  zu  weiteren  Diensten  befähigen. 
Wie  wenig  gerecht  diese  absichtliche  Verteilung  der  Güter  auch 
ausgefallen  sein  mag,  man  wird  darum  diese  Art  der  Verteilung, 
mehr  nach  moralischem  als  nach  physiologischem  Mass,  nicht  im 
Prinzip  verwerfen.  Die  ökonomische  Leistung  ist  nicht  der  mecha- 
nischen Leistung  proportional.  Ein  bemerkenswertes  Beispiel  für 
die  Anerkennung  dieses  Satzes  bieten  die  Taxen  im  modernen 
Transportwesen,  die  sich  zum  Teil  ganz  über  den  früher  aner- 
kannten Grundsatz  hinwegsetzen,  dass  der  Preis  der  Grösse  der 
Leistung  entsprechen  müsse ;  die  Portotaxe  aber  für  ungerecht 
zu  erklären,  weil  sie  die  Länge  des  Transportweges  nicht  berück- 
sichtigt ,  wird  schwerUch  noch  Jemandem    in  den  Sinn  kommen. 

Im  Grunde  ist  die  Art,  wie  eine  Volkswirtschaft  ihre  Güter 
verteilt,  dieselbe,  wie  die,  welche  der  einzelne  Wirtschafter  in 
seinem  kleinen  Kreise  übt.  Sowie  dieser  die  Dienste  zu  belohnen 
und  zu  fördern  strebt,  die  seinen  Interessen  oder  Ideen  entsprechen, 
so  belohnt  und  fördert  unbewusst  auch  die  Volkswirtschaft  immer 
diejenigen  Leistungen,  die  ihrer  besonderen  Organisation  gemäss 
sind  und  ihrem  Fortbestande  dienen.  Ursache  davon  ist  die 
Wechselbeziehung  zwischen  Volkswirtschaft  und  Privatwirtschaft. 
Diese  ist  gezwungen,  um  ihrer  eigenen  Existenz  willen,  sich  der 
bestehenden  Wirtschaftsordnung  einzuordnen  und  sie  wird  einen 
um  so  grösseren  Anteil  an  den  Gütern  gewinnen ,  die  diese  zu 
bieten  vermag,  je  mehr  sie  sich  ihr  anpasst  und  ihr  dient.  Die 
Volkswirtschaft  anderseits  hängt  nicht  minder  in  ihrer  Existenz 
ab  von  ihrer  Fähigkeit ,  gerade  diejenigen  Elemente  zu  erhalten 
und  zu  fördern,  die  sich  in  ihren  Dienst  stellen  wollen.  Das  Ein- 
kommen, das  jede  Privatwirtschaft  bezieht,  dient  dann  nicht  nur 
dieser,  sondern  ist  zugleich  ein  Beitrag  zur  Erhaltung  des  Ganzen, 
I)  Vgl.  48.  Jahrg.  S.  223  ff. 
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und  bei  der  rein  privatwirtschaftlichen  Organisation  wäre  die  Förde- 
rung derjenigen  Privatwirtschaften,  die  dem  Ganzen  hervorragende 
Dienste  leisten,  der  einzige  Weg,  für  den  Bestand  des  Ganzen 
zu  sorgen.  Das  Einkommen  entspricht  den  geleisteten  Diensten 
und  befähigt  zur  Fortsetzung  derselben.  Jedes  Einkommen  ent- 
springt der  Erfüllung  eines  volkswirtschaftlichen  B  e  r  u  f  e  s  (Schäjfle). 
Der  Arbeitslohn  sowohl  wie  das  Einkommen  des  Unternehmers 
sind  Löhne  für  die  Erfüllung  eines  wirtschaftlichen  Berufes  und 
sie  entsprechen  der  Wichtigkeit  dieses  Berufes  für  die  be- 
stehende Ordnung  der  Volkswirtschaft.  Es  ist  eine  tiefeinge- 
vvurzelte  Anschauung,  dass  aussergewöhnlichen  Leistungen  ein 
aussergewöhnlicher  Lohn  entsprechen  müsse  ,  einerlei  ,  ob  jene 
ein  persönliches  Verdienst  im  moralischen  Sinne  seien,  oder  nur 
der  Ausfluss  einer  besonderen  Naturanlage.  Die  Anschauung 
hat  ihre  einzige  Berechtigung  darin,  dass  allein  durch  einen  ausser- 
gewöhnlichen Lohn  die  Leistungen  gepflegt  und  erhalten  werden 
können,  und  sie  verliert  sie,  sobald  die  menschliche  Natur  nicht 
mehr  der  Nachhilfe  eines  Lohnes  bedarf,  um  Besonderes  zu  leisten. 

In  dieser  mehr  oder  weniger  harmonischen  Wechselbeziehung 
zwischen  Privat-  und  Volkswirtschaft  liegt  aber,  wie  wir  schon 
gelegentlich  der  Kritik  des  Physiokratismus  bemerkten,  keines- 
wegs ein  Beweis  für  die  Gerechtigkeit  der  volkswirtschaftlichen 
Verteilung  des  Einkommens.  Auch  in  der  schlechtesten  Volks- 
wirtschaft wird  eine  solche  Wechselbeziehung  bestehen,  denn  sie 
ist  die  Existenzbedingung  für  beide  Teile.  Sie  besteht  lediglich 
in  der  Selektion  des,  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  Existenz- 
fähigen unter  Ausscheidung  und  Unterdrückung  des  den  Verhält- 
nissen nicht  Angemessenen.  Das  Mass  des  Einkommens  ist  nicht  die 
Berufserfüllung  im  moralischen  Sinne ,  sondern  die  im  Sinne  der 
herrschenden  Ordnung.  Auch  der  Beruf  des  Wucherers  z.  B. 
kann  ein  wirtschaftlicher  sein,  der  seinen  Lohn  erhält. 

Man  sieht,  dass  die  Frage  der  Rechtfertigung  des  Einkommens 
mit  der  Frage  der  Rechtfertigung  der  bestehenden  Wirtschafts- 
organisation identisch  ist.  Beide  Fragen  gehen  Hand  in  Hand 
mit  einander.  Ist  die  Wirtschaftsorganisation  den  Anforderungen 
der  allgemeinen  Wohlfahrt,  der  Kultur  und  der  Moral  angemessen, 
dann  ist  es  auch  die  Einkommensverteilung,  die  ein  Ausfluss  der- 
selben ist,  und  umgekehrt  giebt  es  keinen  anderen  Massstab  für 
die  Gerechtigkeit  einer  Gesellschaftsverfassung,  als  die  Einkommens- 
ordnung, welche  ihr  zur  Stütze  dient.    Fördert  diese  die  wahrhaft 
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sittlichen,  im  Dienste  der  Kultur  und  der  Wohifahrl  stehenden 
Berufe,  so  ist  damit  die  Wirtschaftsordnung  bewährt.  (Jb  jemals 
eine  Gesellschaft  diese  Interessen  wird  wahren  können,  ohne  sich 
der  besonderen  Belohnung  und  Strafe  zu  bedienen,  indem  sie  das 
Einkommen  nur  gemäss  den  Bedürfnissen  verteilt,  das  ist  eine  Frage, 
welche  die  Kenntnis  von  zu  vielen  unbekannten  Koeffizienten  aus 
Gegenwart  und  Zukunft  voraussetzt,  um  wissenschaftlich  beant- 
wortet werden  zu  können. 

Die  i  n  d  i  V  i  d  u  a  1  i  s  t  i  s  c  h  e  V  o  1  k  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  ist  da- 
durch charakterisiert,  dass  in  ihr  alle  volkswirtschaftlichen 
Aufgaben  und  Ziele  an  das  privat  wirtschaftliche  Er- 
werbsinteresse geknüpft  sind.  Die  Aufgaben  der  Güter- 
produktion und  der  Verteilung  der  Güter  werden  in  ihr  dadurch 
gelöst,  dass  der  Erwerb  der  Güter  durch  die  Privatwirtschaft  von 
ihrer  Lösung  abhängig  ist.  Nicht  direkt  also  werden  jene  Auf- 
gaben in  Angriff  genommen ,  sondern  sie  werden  gelöst ,  indem 
die  Privatwirtschaften  ihr  Erwerbsinteresse  verfolgen. 

Sind  Produktion  und  Erwerb  dasselbe,  dann  bedarf  es  keiner 
Untersuchung ,  ob  das  volkswirtschaftliche  Interesse  an  der  Her- 
stellung einer  ausreichenden  Produktenmenge  durch  das  Erwerbs- 
interesse gesichert  sei.  Nun  aber  Produktion  und  Erwerb  ge- 
trennte Wege  gehen,  ist  ein  wichtiges  Problem  der  praktischen 
Oekonomik ,  zu  untersuchen ,  ob  und  wie  weit  das  Erwerbsin- 
teresse zur  Sicherung  der  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  In- 
teressen ausreicht. 

In  der  isolierten  Wirtschaft  ist  die  Produktion  die  einzige 
Aufgabe  des  Wirtschafters  und  sie  blieb  auch  noch  in  der  Volks- 
wirtschaft der  einzige  Beruf  des  Unternehmers,  so  lange  sich  Erwerb 
und  Produktion  noch  nicht  von  einander  entfernt  hatten.  In  der 
modernen  W^irtschaft  aber  ist  die  Zahl  der  Unternehmungen  gross, 
die  mit  der  Güterproduktion  in  keinem  Zusammenhang  mehr  stehen. 

Der  Beruf  des  Kaufmanns  war  der  erste,  der  sich  von  dem 
des  Produzenten  sonderte.  Er  wurde  eben  durch  den  Verkehr 
geschaffen,  als  dieser  grössere  Ausdehnung  annahm.  Der  Kauf- 
mann war  der  Vermittler  des  Güterverkehres.  Aber  auch  dieser 
Beruf  ist  mit  der  Entwicklung  des  Geld-  und  Kreditwesens  ein 
anderer  geworden.  Das  Erwerbsinteresse  des  Kaufmanns  hängt 
nicht  mehr  ausschliesslich  am  Warenverkehr.  Unter  der  Form 
des  Warenhandels  vollziehen  sich  Geschäfte,  deren  Inhalt  mit  dem 
Warenhandel  nichts  gemein  haben. 
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Vor  der  Sicherung  des  Verkehrs  durch  eine  zuverlässige 
Justiz  hatte  die  Ansammlung  des  Privatkapitals  im  Eigentum 
Einzelner  die  Funktion,  grössere  Unternehmungen  zu  ermöglichen. 
Es  war  das  einzige  Mittel,  die  Summen,  wie  sie  zu  grösseren  Un- 
ternehmungen unerlässlich  sind,  zusammenzubringen.  Mit  der  Ent- 
wicklung der  Rechtssicherheit  hat  der  Einzelkapitalist  auch  diesen 
Beruf  als  ausschliesslich  ihm  zukommend  verloren.  In  der  genos- 
senschaftlichen Unternehmungsweise  ist  dem  Einzelkapitalisten  ein 
Konkurrent  auf  diesem  Gebiet  erstanden,  der  ihn  nicht  nur  in 
meisten  Fällen  ersetzen,  sondern  auch  in  vielen  überbieten  kann. 
Wir  erkannten  oben ,  dass  der  Privatbesitz  des  Kapitals  einem 
Privilegium  ihrer  Besitzer  äquivalent  ist.  Nicht  in  dieser  Rolle 
des  Kapitales  liegt  an  sich  eine  Verurteilung  desselben.  Privile- 
gien können  volkswirtschaftlich  notwendig,  also  gerecht  sein.  Ob 
sie  notwendig  und  ihre  Inhaber  derselben  würdig,  das  ist  das  Problem. 

Wenn  daher  auch  für  eine  gewisse  Entwicklungsstufe  der 
Volkswirtschaft  die  individualistische  Organisation  die  Anforder- 
ungen der  allgemeinen  Wohlfahrt  und  der  Kultur  zu  erfüllen  ver- 
mochte, so  fragt  sich  doch,  ob  sie  sich  auch  noch  erfüllt,  nachdem 
die  ursprünglichen  Berufe  einen  anderen  Charakter  angenommen 
haben  und  die  ursprünglichen  Formen  sich  mit  einem  anderen 
Inhalt  gefüllt  haben.  Das  Erwerbsinteresse  an  sich  bietet  keine 
Garantie,  sittliche,  der  allgemeinen  Wohlfahrt  dienende  Berufe  zu 
erzeugen,  vielmehr  scheint  ihm  die  Tendenz  innezuwohnen,  sich 
zu  einer  rein  egoistischen  Macht  zu  gestalten.  Nicht  es  selbst, 
die  wissenschaftHchen  Verhältnisse  machen  das  Erwerbsinteresse 
zu  dem,  was  es  jedesmal  ist,  zu  einer  aufbauenden  oder  zu  einer 
destruktiven  Kraft  '). 

Ist  das  unmittelbare  moralische  Interesse  an  der  Wohlfahrt 
der  Nebenmenschen  stark  genug,  dann  bedarf  es  keines  Umweges, 
um  das  Ziel  der  Volkswirtschaft  zu  erreichen.  Sonst  giebt  es 
kein  Mittel  als  die  egoistischen  Interessen,  sei  es  das  des  Güter- 
erwerbs, sei  es  das  an  Lohn  und  Strafe,  sei  es  das  der  Ehre,  um 
die  Menschen  zu  ihren  volkswirtschaftlichen  Berufen,  zum  Dienste 
des  Allgemeinen  heranzuziehen. 

l)  Schon  Aristoteles  (Politik  I,  9)  erkannte  die  Möglichkeit  des  Widerspruches 
zwischen  der  thatsächlichen  Funktion  des  Erwerbsinteresses  mit  dessen  volkswirtschaft- 
licher Aufgabe.  Die  diesbezüglichen  Ausführungen  wurden  von  Oncken  (Staatsl.  d. 
Arist.)  missverstanden  und  mit  Unrecht  kritisiert. 


ZUM  SOGENANNTEN  SCHWABENSPIEGEL. 

(NACHTRAG  ZU  S.  662,  1892,  DIESER  ZEITSCHRIFT.) 

VON 

FRHR.  L.  V.  BORCH. 


Hofrat  V.  Ficker  sagt  in  den  Mitteilungen  des  Instituts  für  öster- 
reichische Geschichtsforschung  Bd.  XI,  S.  319  f.:  ....  »Im  Sachsen- 
spiegel Ldr.  13,  §  3  werden  die  Sippzahlen  nach  dem  Bilde  der  sich 
entsprechenden  Glieder  des  menschlichen  Körpers  aufgezählt.  Verwandt- 
schaftliche Beziehungen  über  Geschwister  und  Geschwisterkinder  scheinen 
dem  Verfasser  nicht  geläufig  gewesen  zu  sein;  er  gibt  von  da  ab  nur 
die  Zählung.  Der  Deutschenspiegel  Ldr.  6  gibt  nur  eine  wörtliche 
Uebersetzung.  Wesentliche  Aenderungen  ergeben  sich  erst  im  Schwaben- 
spiegel Ldr.  ed.  Lassb.  3,  ed.  Wackern.  6.  Einmal  ist  hier  die  erst 
nach  den  Geschwistern  beginnende  Zählung  in  die  der  kanonischen 
entsprechende  geändert.  Dann  aber  sind  auch  die  weiteren  Grade 
nach  der  verwandtschaftUchen  Stellung  bezeichnet.  —  In  der  dritten 
Sippe  stehen  nach  der  Ambraser  Hs  :  »geswisteride  kinde  kint,  daz  sint 
geschwisteride  ennikel.«  Dass  der  zweite  Ausdruck  später  zugefügt  sein 
wird,  ergibt  auch  die  beachtenswerte  Schnalser  Handschrift  zu  Innsbruck, 
wo  es  heisst :  »Geswistride  chint  chinde,  daz  ist  din  dritte  sippe  zal.« 
Die  Lesarten  sind  verschieden.  Heisst  es  wohl  nur,  was  sich  durch 
Rückbeziehung  auf  die  Geschwisterkinder  erklären  kann,  »der  chinde 
chint«,  so  nennen  andere  Texte  irrig  nochmals  Geschwisterkinder,  was 
auf  ein  vollständigeres  Geschwisterkindskinder  zurückgehen  wird.  Ohne 
den  Ergebnissen  genauerer  Textvergleichung  vorgreifen  zu  wollen,  sollte 
ich  doch  denken,  dass  es  ursprünglich  Geschwisterkindskinder  hiess 
und  die  Abweichungen  sich  daraus  erklären  ,  dass  Abschreibern  der 
Ausdruck  vielfach  nicht  geläufig  war.  In  der  vierten  Sippe  stehen 
dann  aber  nach  anderer  Bezeichnungsweise  die  vierten  Kinder,  wie  weiter 
auch  entsprechend  die  folgenden  Sippen  den  fünften,  sechsten  und  siebten 
Kindern  zugesprochen  werden.  Die  Texte  scheinen  da  überwiegend 
übereinzustimmen.  Nur  die,  welche  nächst  vorher  irrig  die  Geschwister- 
kinder kennen,   haben  in  der  vierten  Sippe  das    durch  Rückbeziehung 


Zum  sogenannten  Schwabenspiegei.  285 

irrig  werdende  »der  kinde  kint«  ,  während  dann  weiter  doch  auch  sie 
übereinstimmend  gezählte  Kinder  nennen.  In  der  Schnalser  Handschrift 
fehlen  diese  Bezeichnungen  ;  im  näheren  Anschlüsse  an  den  Deutschen- 
spiegel heisst  es  einfach:  »So  stet  din  vierde  sippezal  an  dem  ersten 
lide  des  mittern  vingers«.  .  .  .  Nach  gütiger  Auskunft  von  Baumatm  ist 
der  Ausdruck  »g'schwistrige  Kindskinder«  in  der  Baar  üblich ;  ebenso 
findet  er  sich  im  Bregenzerwalde ;  vgl.  Wasserschieben,  Prinzip  der  Erben- 
folge 14  ....  »und  dann  meint  Hofrat  F.  am  Schlüsse,  dass  doch  die 
Entstehung  des  (sogen.)  Schwabenspiegels  wohl  dort  zu  vermuten  sei, 
wo  eben  noch  die  Bezeichnung  »Geschwisterkindeskind«  üblich  sei, 
also  im  schwäbischen  Rechtsgebiet«. 

Ich  hatte  in  der  Zeitschrift  für  Staatswissenschaft  1890,  S.  403  und 
405 — 410,  sowie  ebenda  1892,  S.  662 — 663  durch  Rechtsgründe  ver- 
schiedener Art,  welche  aber  Herr  v.  Ficker  noch  nicht  kannte,  und  von 
denen  ich  den  einen  gesetzlichen  für  zwingend  halte,  vorläufig  darauf 
hingewiesen,  dass  in  der  Metropole  Mainz,  wo  ich  die  Entstehung  des 
Kaiserl.  Land-  und  Lehenrechts  (vulgo  Schwabenspiegels)  vermute,  durch 
die  Verbindung  mit  den  schwäbischen  Sufraganen  sehr  leicht  eine  dort 
gebräuchliche  Verwandtschaftsform  in  das  Rechtsbuch  aufgenommen 
werden  konnte.  Weiter  getraute  ich  mich  damals  nicht  zu  gehen,  will 
aber  jetzt  hinzufügen,  dass  ich  »Geschwisterkindeskinder«  in  ähnlicher 
Weise  auch  in  anderem  Rechtsgebiet  gebraucht,  bereits  kannte.  Ich 
sehe  ganz  davon  ab,  dass  dieser  Ausdruck  im  sogen.  Schwabenspiegel 
nicht  ganz  sicher  ist  und  bringe  zunächst  einige  weitere  Angaben  des 
Herrn  Hofrats  F.  Derselbe  sagt  nämlich  in  seinen  Untersuchungen  zur 
Rechtsgeschichte  §372,  dass  die  kirchlichen  Eheverbote  bei  den  West- 
germanen usque  ad  septimum  gradum  galten,  und  dass  in  Frankreich  — 
abgesehen  von  dem  zehnten  Grade  nach  römischem  Recht  —  die  Erb- 
grenze »im  fränkischen«  sich  daselbst  bis  zum  siebten  danach  ent- 
wickelt habe.  Sie  war  aber  bis  dahin  jedenfalls  eine  engere  gewesen 
und  da  sich  an  sie  die  Zulässigkeit  des  Verwandtschaftsgrades  bei  ge- 
richtlichen Verhandlungen  zu  lehnen  pflegte:  so  könnte  man  vielleicht 
in  dem  folgenden  Beispiele  eine  ältere,  uns  unbekannt  gebliebene  frän- 
kische Erbgrenze  vermuten,  auf  welche  man  zurückgriff.  —  Der  Hof- 
und  Gerichtsadvokat  Dr.  E.  Weisl  in  Wien  sagt  nämlich  in  Frankreichs 
Militär-Strafprozessordnung  S.  12:  »Verwandtschaft  und  Schwägerschaft 
bis  zum  Grade  des  Andergeschwisterkindes  zum  Beschuldigten  bildet  für 
alle  Funktionäre  einen  Ausschliessungsgrund  für  die  betreffende  Straf- 
sache« und  auf  meine  Bitte  teilte  er  mir  gütigst  mit,  dass  Art.  24  des 
Code  d'instruction  crim.  laute:  »Nul  ne  peut  sieger  comme  president 
ou  juge,  ni  remplir  les  fonctions  de  rapporteur  (Untersuchungsrichter) 
dans  une  afifaire  soumise  au  conseil  de  guerre  i,  s'il  est  parent  ou  allie 
de  l'accuse  jusqu'  au  degre  de  cousin  issu  de  germain  inclu- 
sivement  etc.« 
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Das  ist  nun  aber  auf  deutsch  »Geschwisterkindeskind« ,  und  da 
eine  Ausschliessung  vom  Richteramt  bis  zu  diesem  Grade  der  Verwandt- 
schaft sonst  nirgends  und  zu  keiner  Zeit  nachweisbar  sein  dürfte  ,  so 
musste  man  auf  densell)en  nach  fränkischem  Recht  doch  wohl  einen 
besonderen  Wert  legen. 

Dieser  Ausdruck  brauchte  dann  in  den  sogenannten  Schwaben- 
spiegel gar  nicht  durch  die  schwäbischen  Sufragane  zu  kommen,  sondern 
er  konnte,  wie  noch  jetzt  in  Frankreich,  zu  jener  Zeit  auch  »im  frän- 
kischen Mainz«  seine  Heimat  haben:  und  dies  vermag  ich  in  lier 
That  als  annehmbar  darzustellen, 

Herr  Dr.  jur.  G.  A.  Ziegler  zu  Wirzburg,  Sekretär  des  historischen 
Vereins  für  Unterfranken,  teilt  mir  nämlich  gütigst  mit,  dass  in  der  Ein- 
leitung zu  tit.  79  des  IH.  Teiles  der  Landgerichts-Ordnung  des  Herzog- 
tums Franken  vom  Jahr  1618  gesagt  ist  .  .  .  Kindskinder,  die  wir  Tichter 
nennen.  Das  waren  also  Enkel.  Und  auch  die  Zusammensetzung  mit 
Geschwister  fehlt  nicht,  denn  Dr.  Ziegler  schreibt  weiter  :  »Geschwister- 
tichter«  ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch  ein  in  vielen  Gegenden 
Frankens  angewendetes  Wort.  Allerdings  meint  er,  dass  darunter  jetzt 
auch  Geschwisterkinder  verstanden  werden,  aber  dies  kann  nach  meiner 
Ansicht  unmöglich  die  ursprüngliche  Bedeutung  gewesen  sein,  da  Tichter, 
nach  der  Landgerichtsordnung  S.  207,  210,  243,  250  und  251,  ganz 
unzweifelhaft  für  Enkel  gebraucht  wird,  und  da  sich  nun  hier  auch 
Kindskinder  —  wohl  aus  benachbartem  Gebiet,  wie  wir  sehen 
werden,  entlehnt  —  als  die  eigentliche  Bedeutung  findet,  so  musste  der 
Verfasser  des  Rechtsbuches  in  Mainz  für  Geschwistertichter  wohl  »Ge- 
schwisterkindskinder« setzen. 

Jedenfalls  ist  es  danach  sprachlich  nicht  mehr  entscheidend  für  die 
schwäbische  Herkunft ,  wenn  mir  z.  B.  Herr  Dr.  E.  Jacobs  zu  Werni- 
gerode gütigst  mitteilt,  dass  die  im  dortigen  fürstlichen  Archiv  befind- 
liche —  übrigens  nicht  zu  den  älteren  zählende  —  Handschrift  Z.  6 
Fol.  40  C.  VI  (von  der  Sipzale)  sagt  »gesuster  Kynder  Kynde«  und 
wenn  es  auch  in  der  Folio-Papier-Handschrift  (der  zweiten  Hälfte  des  15. 
Jahrhunderts)  im  germanischen  Nationalmuseum,  S.  20,  Kap.  IX  »von 
dersippezal«  heisst  »geswisstreid  kindes  kind«.  Aber  ob  diese  beiden 
Schriftstücke  einem  ursprünglich  schwäbischen  Original  entnommen 
sind,  erscheint  schon  deshalb  zweifelhaft,  weil  der  Ausdruck  »Geschwister- 
kindskind« gerade  in  der  echt  schwäbischen,  nach  Kap.  219  zu  Frei- 
burg im  Breisgau  angefertigten  Handschrift,  die  der  Lassberger  Aus- 
gabe zu  Grunde  liegt  (c.  3)  gar  nicht  vorkommt  und  diejenige  von 
Wackernagel  (c.  6)  nach  »unde  geswisteride  kinde  kint«  den  Zusatz 
»daz  sint  gesvisteride  eninkel«  bringt.  Der  Verfasser  sagt  in  der  Vor- 
rede des  Teil  I  (Landrecht) :  dass  er  zwei  Haupt-  und  dreizehn  Neben- 
handschriften benutzt  habe.  Ein  Urteil  lässt  sich  hier  kaum  über  die 
Herkunft  geben ,  umsoweniger ,    da  auch  die  weitere  Angabe  nicht  zu- 
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trifft,  »dass  der  Text  kurz  vor  1276  auf  bayerischem  oder  schwä- 
bischem Gebiete  entstanden  sei  und  bald  darauf  im  Augsburger  Stadt- 
recht benutzt  wurde«.  Das  ist  nun  aber  ganz  unmögHch,  weil  das  letztere 
den  Gerichtsboten  stets  als  »Waibel«  bezeichnet,  der  sogenannte  Schwa- 
benspiegel ihn  aber  ausnahmslos  »Büttel  oder  Fronbote«  nennt,  und 
da  er  in  Bayern  fast  immer  »Scherge«  heisst,  so  waren  die  von  Wacker- 
nagel benutzten  15  Handschriften  weder  von  einem  schwäbischen  noch 
von  einem  bayerischen  Originale  stammend.  Die  beiden  Sätze  aber 
»geswisteride  kinde  kint«  und  »daz  sint  gesvisteride  eninkel«  standen 
vielleicht  ursprünglich  gar  nicht  nebeneinander  in  derselben  Handschrift. 
Diese  letzteren  Worte  erinnern  nun  doch  sehr  an  den  Sinn  der  Ge- 
schwistertichter  in  Ostfranken  und  wir  werden  sogleich  sehen,  dass  auch 
die  Wackernagel' sehe  Form  in  grosser  Nähe  heimisch  ist.  Dabei  wird 
immer  im  Auge  zu  behalten  sein,  dass  der  französische  Ausdruck  »issu 
de  germain«  ■ —  Sprosse  von  Geschwisterkind  —  nichts  anderes  als 
»Geschwisterkindskind«  bedeutet,  welches  wiederum  aus  den  »Kinds- 
kindern« hervorgegangen  ist,  von  welchen  die  Landgerichts-Ordnung 
von  1618  spricht  und  für  Ost-Franken  hinzufügt  »die  wir  Tichter  nennen«. 
Schon  darnach  glaube  ich  also  hoffen  zu  dürfen,  dass  meine  Mitteilung 
nicht  ganz  wertlos  ist.  Umsomehr,  da  noch  ein  anderer  Umstand  für 
Mainzisch  Franken  zu  sprechen  scheint.  Wenn  Herr  Hausbesitzer 
A.  Wagner  zu  Sennfeld  bei  Schweinfurt,  als  Bestätigung  zu  Dr.  Ziegler's 
Angaben,  z.  B.  gütigst  mitteilt,  dass  dort  der  Ausdruck  »Geschwister- 
tichter«  für  Geschwisterkindskinder  noch  sehr  gebräuchlich  sei  und  der 
Herr  Landgerichtspräsident  zu  Bamberg  mir  hochgeneigtest  22  Stellen 
des  dortigen  Landrechts  bezeichnet,  in  welchen  Tichter  und  sogar 
Stieftichter  genannt  werden,  welche  erstere  noch  jetzt  als  Enkel  vor 
kommen  ') ,  so  ist  die  Verbreitung  der  Tichter  nach  anderer  Richtung 
gewiss  sehr  überraschend.  Das  Preussische  Landgericht  zu  Frankfurt 
a.  M.  benachrichtigt  mich  nämlich  in  sehr  gefälliger  Weise,  dass  dieser 
Ausdruck,  für  Enkel,  sich  auch  in  der  »auf  Solmser  Landrecht«  be- 
ruhenden Reformation  der  Reichsstadt  von  181 1  z.  B.  Titel  i  und  3 
des  Buches  V,  findet.  Namentlich  ist  die  letztere  Stelle  interessant, 
wo  Anweisung  zur  Berechnung  der  Verwandschaftsgrade  gegeben  und 
als  Beispiel  angeführt  wird,  dass  des  Vaters  Bruder  Tichter  mit  dem 
Verstorbenen  im  fünften  Grade  verwandt  seien ,  woraus  sich  ergiebt, 
dass  die  Enkel  des  Bruders  gemeint  sind.  Der  Ausdruck  »Geschwister- 
tichter«  kommt  dagegen  nicht  vor.  Ueber  das  Solmser  Landrecht  (Ge- 
richt- und  Landtordnung)  giebt  mir  Herr  Dr.  Höschen  im  Hohen  Auftrage 
des  Erlauchten  Erbgrafen  zu  Laubach  in  Oberhessen  die  gütige  Aus- 
kunft, dass  es  von  Dr.  Fischard  1571  zu  Frankfurt  verfasst  ist  und  im 


i)  Namentlich  im  Bezirk  Kronach,  wo  »Herrle«   für  Grossvater  und    »Fraule«   für 
Grossmutter  vorkommt. 
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wesentlichen  frankischesRecht  enthält  (zu  vergleichen  Euür,  frank, 
ehel.  Güterrecht  in  Reyscher  und  lVilda\  Ztschr.  f.  deutscli.  Recht  X,  S.  i  ff.). 
Also  aus  Ost-Franken  hat  der  frankfurter  Dr.  Fischard  die  Tichter  in  das 
Solmser  Landrecht  gebracht,  von  wo  sie  dann  iSii  in  die  Reichsstadt  zu- 
rückkamen; denn  dass  der  —  gegenwärtig  dort  unbekannte  —  Ausdruck 
früher  heimisch  gewesen  sein  sollte,  erscheint  mir  sehr  unwahrschein- 
lich. Derselbe  hatte  seine  Heimat ,  wo  sie  noch  jetzt  ist,  im  Bamber- 
gischen und  Wirzburgischen,  denn  schon  zwischen  dessen  Grenzen  und 
Frankfurt  verschwindet  er  aus  den  Gesetzbüchern.  Dort  liegt  nämlich 
die  ehemalige  Mainzer  Residenz  Aschaffenburg,  wo  sich  das  Reichs- 
kanzler-Archiv befand,  und  gerade  von  dort  verdanke  ich  dem  Herrn 
Landgerichtspräsidenten  die  schätzbare  Erklärung,  »dass  weder  das  Chur- 
mainzer  Landrecht  noch  die  sonstigen  Verordnungen  »Tichter«  kennen, 
und  dass  man  für  Geschwistertichter  dort  Geschwisterenkel  sagen  würde.» 

Danach  wird  man  aber  wohl  einräumen  müssen,  dass  die  Abfassung 
des  sogenannten  Schwabenspiegels  sprachlich  weniger  in  Mainz ,  als 
»wegen  der  Tichter«  etwa  in  Wirzburg  oder  Bamberg  —  Geheimrat 
V.  Kockinger  verteidigt  bekanntlich  letzteren  Ort  ')  —  zu  beanstanden 
ist.  Freilich  teilt  mir  der  Herr  Landgerichtspräsident  zu  Mainz  gütigst 
mit,  dass,  seines  Wissens,  in  dortiger  Gegend  der  Ausdruck  »Geschwister- 
kindskinder<'  jetzt  nicht  vorkomme  ;  allein  aus  den  »Kindskindern« 
—  welche  Bezeichnung  doch  wohl  im  angrenzenden  Mainzischen 
üblich  war  —  weil  die  Landgerichtsordnung  des  Herzogtums  Franken 
von  1618  sagt  »die  wir  Tichter  nennen«:  aus  diesen  Kindskindern 
meine  ich,  mussten  für  den  Fall  dieses  Verwandtschaftsgrades ,  wie  in 
Frankreich,  nach  meinen  Erörterungen  »Geschwisterkindskinder«  ge- 
bildet werden.  Um  so  mehr,  da  ja  im  benachbarten  Wirzburgischen 
auch  die  Zusammensetzung  von  Geschwister  und  Tichter  vorkommt. 
Das  südliche  Franken  habe  ich  wegen  seiner  heutigen  Mundarten  nicht 
genauer  durchforscht,  weil  es  mit  dem  ehemaligen  Mainzer  Gebiet  keine 
Berührung  hatte. 

Ueber  die  ältesten  Rechts-  und  Sprachverhältnisse  in  Franken  ver- 
weise ich  auf  den  thesaurus  juris  franconici  von  Jos.  M.  Schneidt ,  wo 
z.  B.  I,  S.  94  ff.  die  neue  Reformatio  des  Landgerichts  des  Herzogtums 
Franken,  von  Bischof  Konrad  (a.  d.  H.  Thüngen)  von  Wirzburg  vom 
Jahre  1536  abgedruckt  ist.  Dort  finden  sich  §  53  (von  Erbschaften 
der  Seitenlinien)  z.  B.  S.  146  schon  Tichter  für  Enkel ').    Dieser  §  53, 


i)  Ein  Baniberger  Jurist  hätte  aber  »Geschwistertichter«  geschrieben! 

2)  Schneidfs  thesaurus  bestätigt  auch  Absch.  II,  S.  338  in  einem  Vertrag  des 
Jahres  1435  meine  Beweisführung  (Ztschr.  1892,  S.  659,  wo  es  aber  Z.  6  v.  o.  schieds- 
richterliche —  für  richterliche  —  Thätigkeit  heissen  muss) :  dass  die  dignitas  judiciaria 
von  1120  ein  Theidingsrecht  war,  denn  Schneidt  berichtet,  dass  in  Streitigkeiten  zwischen 
Geistlichen  und  Grafen  und  Herren  der  Bischof  von  Wirzburg  »einen  Tag  an- 
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nach  welchem  »geschwistrige  Diechter«  (Geschwisterkindskinder)  nicht 
erben,  so  lange  noch  eines  Bruders  Kinder  vorhanden,  scheint  auch 
dem  erwähnten  Abschnitt  des  Solms-Frankfurter  Rechts  vorgelegen  zu 
haben.  Was  aber  noch  viel  wichtiger,  und  was  ich  mit  Vergnügen  hier 
mitteile,  ist,  »dass  dort  1536  auch  geschwistrige  Kinds  Kin- 
de r«  genannt  werden.  Dadurch  wird  nun  nicht  nur  bewiesen,  dass  jener 
Ausdruck  durchaus  kein  allein  schwäbischer  war,  sondern  dass  er  ge- 
rade in  Franken  weit  früher  vorkommt,  und  dass  folglich  die  Abfassung 
des  sogenannten  Schwabenspiegels  mit  grösserem  Rechte  auch  sprach- 
lich dort  zu  suchen  ist.  Wenn  ich  diese  überaus  wichtige  Mitteilung 
erst  jetzt  mache,  so  geschah  dies,  um  denjenigen  meiner  Leser,  welchen 
meine  bisherige  Beweisführung  vielleicht  doch  noch  nicht  genügt  hätte, 
eine  Ueberraschung  zu  bereiten. 

Zum  Schlüsse  sage  ich  noch  einmal  allen  jenen  Herren,  die  mich 
gütig  unterstützt  haben,  meinen  wärmsten  Dank. 


setzen«  und  ihnen  von  einander  helfen  soll,  wie  von  alter  Herkommen  ist«  während 
gleichzeitig  bestimmt  wird  ,  wer  zu  Gericht  sitzen  und  ohne  zulässige  Berufung 
sprechen  soll ,  wenn  der  Streit  die  Geistlichkeit  und  Ritter  oder  Knecht  an- 
geht. Ich  hatte  (Ztschr.  S.  658)  gesagt  »die  Schiedsgewalt  über  die  fränkischen 
Grossen  habe  der  Bischof  gehabt«,  was  nun  1435  von  neuem  bestimmt  wird.  Und 
II,  337  geschieht  es  1435  bei  Streit  der  Weltlichen  unter  sich  mit  Einschluss  der 
Ritter  und  Knechte. 
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3)  Landwirtschaftliche  Kreditfrage. 

F.  Hecht,  Die  staatlichen  und  provinziellen  Bodenkreditinstitute  in  Deutsch- 
land.    2  Bände.     Leipzig.     Duncker  &  Humblot,    1891.     639  und   486  S. 

W.  Christians,  Die  hypothekarischen  Beleihungsgrundsätze  der  preussi- 
schen  Landschaften  und  ähnlicher  Institute,  sowie  der  preussischen, 
deutschen  und  fremdländischen  Hypothekenbanken.  Berlin,  Verlag  des 
Deutschen  Oekonomist.    1892.   170  S. 

W.  Schiff,  Zur  Frage  der  Organisation  des  landw.  Kredits  in  Deutschland 
und  Oesterreich.     Leipzig.     Duncker  &  Humblot,  1892.     173  S. 

Seit  die  transozeanische  Wettbewerbung  und  das  durch  sie  veran- 
lasste Sinken  der  Grundrente  die  Verschuldungsziffern  des  Grundbesitzes 
in  einem  bedrohlicheren  Lichte  als  vordem  erscheinen  Hessen,  hat  die 
agrarpolitische  Arbeit  von  Theoretikern  und  Praktikern  in  besonders  aus- 
giebiger Weise  dem  Gebiet  des  landw.  Kredits  sich  zugewendet,  bald  die  be- 
stehenden Krediteinrichtungen  kritisch  prüfend,  bald  über  das  blosse  Wort 
der  Kritik  hinaus  zu  positiven  Vorschlägen  über  eine  bessere  Organisation 
des  landw.  Kreditwesens  sich  verdichtend,  wobei  in  letzterer  Hinsicht 
die  Schrift  des  Herausgebers  dieser  Zeitschrift:  Inkorporation  des  Hypo- 
thekarkredits (18S3)  sowie  die  Arbeiten  von  L.  v.  Stein,  Peyrer,  Ritter 
V.  Heimstatt,  Ruhland,  Gatnp  u.  a.  s.  Z.  besondere  Aufmerksamkeit  jn 
Anspruch  nehmen  durften.  Die  jetzt  zur  Besprechung  stehenden  Schriften 
lenken  in  die  Bahnen  einer  mehr  nüchternen  Betrachtungsweise  zurück, 
indem  sie  nicht  sowohl  eine  grundsätzUche  Neuordnung  des  Kredit- 
wesens mit  wesentlichen  Krediteinschränkungen  anstreben,  als  vielmehr 
eine  Darstellung  der  bestehenden  Organisationen  geben  wollen,  wobei 
die  Vorschläge  über  die  Verbesserungsbedürftigkeit  der  letzteren  sich 
innerhalb  des  Rahmens  des  geltenden  Wirtschaftsrechts  halten. 


i)  Der  Aufsatz  ist  im  August  1892   niedergeschrieben. 
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Das  grosse  Werk  von  Hecht  zielt  darauf  ab,  eine  historisch-dog- 
matische Entwickelung  der  thatsächlichen  Entwickelung  des  Bodenkre- 
dits zu  geben,  und  zwar  auf  Grund  nicht  bloss  des  gedruckt  vorliegenden 
Materials  (in  Form  von  Gesetzen,  Verordnungen,  Reglements,  Gesetzes- 
motiven, Landtagsdrucksachen,  Geschäftsberichten  etc.),  sondern  auch 
durch  Erschliessung  der  in  den  Staatsarchiven  über  diesen  Gegenstand 
vorhandenen  amtlichen  Quellen  und  die  Bedeutung  des  Hechf^cüa^vi 
Buches  für  die  Vertreter  der  Wissenschaft  und  Praxis  beruht  daher  vor 
allem  darin,  dieses  seither  überhaupt  nicht  zugänglich  gewesene,  die 
amtlichen  Anschauungen  und  den  nicht  seltenen  Wechsel  dieser  An- 
schauungen über  einzelne  Fragen  des  Bodenkredits  in  authentischer 
Weise  wiedergebende  Material  nunmehr  der  Oefifentlichkeit  überliefert 
zu  haben.  Die  vorliegenden  ersten  zwei  Bände  behandeln  die  staat- 
lichen und  provinziellen  Bodenkreditinstitute ,  während  in  den  in  Aus- 
sicht gestellten  weiteren  Bänden  die  genossenschaftlich  organisierten 
Bodenkreditinstitute  (Landschaften)  und  die  Bodenkreditaktienbanken  ihre 
Darstellung  finden  sollen.  —  Für  die  ordnungsmässige  Befriedigung  des 
Hypothekarkredits  der  bäuerlichen  Bevölkerung  haben  die  staat- 
lichen und  provinziellen  Leihanstalten,  die  teilweise 
aus  Ablösungsbanken  hervorgegangen  sind  oder  doch  zunächst  vorwie- 
gend dem  Bedürfnis  der  erleichterten  Abtragung  der  grundherrlichen 
Gefälle  zu  dienen  bestimmt  waren  und  deren  Genesis  Hecht  aktenmässig 
vorführt,  eine  ähnliche  Bedeutung  gehabt  und  haben  sie  auch  jetzt  noch, 
welche  den  Landschaften  als  Kreditinstitut  für  den  grösseren 
Grundbesitz  zukommt  und  dass  man  auch  heute  noch,  trotz  der  ausser- 
ordentlichen Vermehrung  der  Aktiengesellschaftsbanken  und  der  son- 
stigen Kreditgewährungsmöglichkeiten  bei  Sparkassen  etc.,  die  Errich- 
tung staatlicher  oder  provinzieller  Institute  in  weiten  Kreisen  für  ein 
Bedürfnis  erachtet,  dafür  bieten  die  im  Jahre  1883  in  Oldenburg  und 
die  in  jüngster  Zeit  in  Hessen  errichtete  Landeskreditkasse,  sowie  die  Be- 
mühungen um  die  Errichtung  solcher  Institute  in  Baden  undElsass- 
Lothringen,  welche  Bemühungen  sich  im  letzten  Jahrzehnt  zu,  aller- 
dings nicht  verabschiedeten  Gesetzentwürfen  bereits  verdichtet  hatten, 
wohl  hinlänglichen  Beweis.  Hecht  freilich  steht  derartigen  Bestrebungen 
mehr  als  skeptisch  gegenüber  ;  er  möchte  davor  warnen,  Staatsinstitute  ge- 
wissermassen  »auf  Lager«  zu  schaffen  und  vermutet,  dass  unter  den 
heutigen  Wirtschaftsverhältnissen  ein  besonderer  Anreiz  zur  Gründung 
neuer  Institute  kaum  vorhanden  sein  dürfte  (I.  Bd.  S.  625).  Dieser  An- 
sicht kann  indes  doch  nur  sehr  bedingt  und  jedenfalls  nur  dann  bei- 
gestimmt werden,  wenn  und  insoweit  die  Annahme  Ä?f/i/'s  sich  zutreffend 
erweisen  sollte,  dass  die  Aktiengesellschaftsbanken  und  die  sonstigen 
Institute  für  Bodenkredit  (z.  B.  Sparkassen)  der  Versuchung,  die  Er- 
werbstendenz in  den  Vordergrund  zu  stellen,  weniger  als  früher  unter- 
liegen und   als  bei  ihnen  »die  üeberzeugung  zum  Durchbruch  kommt, 

19* 
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dass  auch  sie  s  o  /-  i  u  1  p  o  1  i  t  i  s  c  h  e  A  ii  fg  a  b  e  n  zu  lösen  haben,  wenn 
sie  also  den  Beruf  empfinden,  eng  mit  dem  kleineren  Wirtschaftsgebiet  zu 
verwachsen,  in  welchem  sie  domiziliert  sind,  Fühlung  nicht  nur  mit  der 
städtischen,  sondern  auch  der  ländlichen  Bevölkerung  zu  suchen  und 
zu  finden  und  allmählich  als  ein  einheitliches  Glied  in  die  wirtschaft- 
liche Organisation  einer  Provinz  oder  eines  Staats  sich  einzufügen«. 
Dass  solche  Möglichkeit  besteht,  soll  nicht  beabredet  werden  und  gerade 
das  von  J¥ec/i/  geleitete  T5odenkreditinstitut  hat  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  in  sehr  anerkennenswerter  Weise  auch  dem  kleinen  ländlichen  Boden- 
kredit unter  Verzicht  auf  die  Geltendmachung  von  Erwerbstendenzen  sich 
zur  Verfügung  gestellt');  dieThatsache  bleibt  aber  gleichwohl  bestehen, 
dass  die  überwiegende  Mehrzahl  der  grossen  Aktiengesellschaftsbanken 
es  bisher  für  vorteilhafter  erachtet  hat,  von  der  Beleihung  des  mittleren 
und  kleinen  Gutsbesitzes  abzusehen,  dessen  ordnungsmässige  Befriedi- 
gung eben  eine  sehr  viel  kostspieligere  und  mühevollere  Organisation 
erheischt,  als  etwa  die  Beleihung  des  Grossgrundbesitzes  oder  des  mit 
Vorliebe  in  die  Kreditgewährung  einbezogenen  städtischen  Grund  und 
Bodens.  Auch  sollte  man  die  thatsächliche  Bedeutung  eines  staatlichen 
oder  provinziellen  Kreditinstituts  nicht  lediglich  nach  dem  Umfang  der 
gegebenen  Darleihen  beurteilen,  da  schon  die  Thatsache  des  Bestandes 
mittelbar  sich  heilsam  erweisen  kann,  indem  die  Darlehensbedingungen 
und  -Grundsätze  solcher  Institute  notwendigerweise  diejenigen  der  mit 
mit  ihnen  in  Wettbewerb  tretenden  Privatinstitute  beeinflussen  werden 
und  unzweifelhaft  beeinflusst  haben.  — -  Dabei  soll  indes  nicht  beabredet 
werden,  dass  nicht  durchweg  und  immer  die  Bankpolitik  dieser  staat- 
lichen etc.  Institute  eine  glückliche  war,  wofür  sich  ja  in  dem  Hechf- 
schen  Buch  mancherlei  Belege  finden ;  doch  dürften  von  ähnlichen  Vor- 
halten wohl  auch  die  privaten  Institute  nicht  freizusprechen  sein.  Ganz 
unzweifelhaft  haben  —  und  das  räumt  auch  Hecht  unumwunden  ein  — 
die  staatlichen  Institute  in  organisatorischer  Hinsicht  in 
gutem  Sinne  vorbildlich  für  das  Bodenkreditwesen  im  ganzen  gewirkt: 
5>sie  haben  die  Methode  und  Technik  für  die  Gewährung  von  Massen- 
darlehen an  allen  Kategorien  des  Grundbesitzes  herausgebildet.  Das 
Eigentümliche  dieser  Methode  und  Technik  besteht  darin,  dass  die 
Organisation  bei  einer  einheitlichen  Zentralleitung  eine  überaus  de- 
taillierte ist,  dass  an  den  kleinsten  Orten  des  Wirkungsgebiets  Beamte 
sich  befinden,  dass  also  zwischen  dem  kapitalofferierenden  Institut  und 
den  kapitalsuchenden  Grundbesitzern  lokale  Vermittlungsanstalten  vor- 
handen sind  und  dass  für  die  Prüfung  der  Qualität  der  zum  Unter- 
pfand angebotenen  Objekte,    sowie  zur  Beurteilung  der  Persönlichkeit 


0  ^8^'  ''^''  besondern  das  neuerliche  zwischen  dem  badischen  Ministerium  des 
Innern  und  der  rheinischen  Hypothekenbank  abgeschlossene  Uebereinkommen  vom 
November  1892,   abgedruckt  in  Nr.  49  des  landw.  Wochenblattes  v.   Baden. 
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der  Darlehenssuchenden  die  geeigneten  Auskunftspersonen  ausgewählt 
werden«.  Wenn  Hecht  daran  die  zutreffende  Bemerkung  knüpft,  dass 
»nur  diejenigen  Institute  im  stände  sind,  die  eigentümlichen  Kapital- 
forderungen des  mittleren  und  kleinen  Grundbesitzes  zu  befriedigen, 
welche  eine  bis  in  die  kleinsten  Orte  ihresWirkungs- 
gebiets  reichende  Organisation  besitzen«,  so  folgt 
daraus  doch  wohl,  dass,  solange  und  soferne  gegendenweise  private 
Bodenkreditinstitute  zu  einer  solchen  Organisation  zu  schreiten  sich  nicht 
bemüssigt  sehen,  die  Forderungen  der  grundbesitzenden  Klassen  auf  Er- 
richtung staatlicher  Institute  und  der  Wunsch  nach  Erhaltung  der  beste- 
henden Institute  dieser  Art  wohlbegründete  sind.  —  Der  entscheidende 
Punkt  für  die  Beurteilung  der  Wirksamkeit  der  in  Rede  stehenden  In- 
stitute scheint  mir  in  der  nahezu  durchweg  erfolgten  Verwirklichung  der 
Forderung  der  Zwangsamortisation  zu  beruhen.  Wenn  inner- 
halb des  Geschäftsbereichs  dieser  Institute ,  d.  h.  in  einem  räumlich 
immerhin  nicht  sehr  weitgezogenen  Teile  Deutschlands  1889  423  Mill. 
Mark  zum  grossen  Teil  in  Form  von  Amortisationsdarlehen 
gegeben  waren  und  fortwährend  neu  solche  Darlehen  kontrahiert  werden, 
ein  grosser  Teil  des  ländlichen  Grundbesitzes  also  vertragsmässig  der 
Pflicht  zur  ratenweisen  Abtragung  der  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
freiwillig  sich  unterzogen  hat,  so  liegt  darin  ein  im  grossen  Stil  gege- 
bener Beweis  für  die  Möglichkeit  der  Schuldabtragung  auch  unter  den 
heutigen  Verhältnissen  und  die  treffendste  Widerlegung  jener  von  extrem- 
agrarischer Seite  aufgestellten  Behauptung,  dass  der  Bauernstand,  weil 
er  die  zur  Tilgung  der  Grundschulden  erforderlichen  Mittel  nicht  zu 
erwirtschaften  vermöge,  »rettungslos  dem  Untergang  geweiht  sei«.  Es 
ist  die  Annahme  auszusprechen  gestattet,  dass  die  ökonomisch  leidliche 
Lage,  in  der  sich  die  Bauernschaft  z.B.  in  Hannover,  in  Braunschweig 
etc.  befindet  gegenüber  jener  in  anderen  Teilen  Deutschlands,  zu  einem 
wesentlichen  Teil  jenem  wohlthätigen  Amortisationszwang  zu  verdanken 
ist,  der  bewirkte ,  dass  die  in  den  vorausgegangenen  Jahrzehnten  kon- 
trahierten Schulden  im  Augenblick  des  Einbruchs  einer  verstärkten 
transozeanischen  Konkurrenz  nicht  mit  der  vollen  Schwere  der  ursprüng- 
lichen Höhe  auf  den  landw.  Anwesen  lasteten ;  und  dass  der  Zusammen- 
bruch vieler  bäuerlichen  Existenzen  in  anderen  Gegenden  seit  den  sieben- 
ziger  Jahren  sehr  wesentlich  Folge  der  Thatsache  ist,  dass  man  selbst  in 
guten  Jahren  an  eine  auch  nur  massige  Abtragung  der  Schuld  nicht  dachte, 
eher,  durch  planlose  Zukaufe,  die  im  Erbweg  übernommenen  Verbindlich- 
keiten fortgesetzt  häufte.  Diese  erzieherische  Seite  der Landes- 
kreditkassen  der  mittel-  und  norddeutschen  Staaten  und  Staatsgebietsteile 
kann  angesichts  der  unläugbar  vorhandenen  Abneigung  der  bäuerlichen 
Bevölkerung,  ihre  Bodenkreditschulden  durch  ratenweise  Abzahlungen 
langsam  abzustossen ,  gar  nicht  hoch  genug  veranschlagt  werden ,  und 
diese  Seite  der  Sache   verdient  daher  wohl  die   gleiche  Hervorhebung 
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wie  der  vou  Hecht  iin»  Knde  seines  Schlussworts  betonte  (iesichtspunkt, 
dass  »durch  die  Pflege  des  Bodenkredits  unter  der  Mitwirkung  staat- 
licher und  provinzieller  Verwaltungsorgane  die  kompetenten  Stellen  auf 
die  Mängel  des  Hypotheken-  und  (irundjjuchswesens  in  drastischer  Weise 
aufmerksam  gemacht  wurden  und  dass  die  Reform  des  Hypotheken- 
und  Grundbuchrechts  in  den  einzelnen  Staaten  dadurch  beschleunigt 
worden  ist«. 

Ks  sei  der  Wunsch  ausgesprochen,  dass  der  Herr  Verfasser  in  der 
Lage  sich  befinde,  die  Schlussbände  des  wertvollen  Werks  in  nicht  zu 
ferner  Zeit  fertig  zu  stellen ,  in  denen  wir  rlann  auch  wohl  einer  ein- 
gehenden Darlegimg  der  grundsätzlichen  Auffassung  desselben  zu  allen 
einschlägigen  F'ragen  des  Bodenkredits  entgegensehen  dürfen. 


Die  Schrift  von  W.  Christians  weist  durch  Abdruck  der  bezüglichen 
Satzungs-,  Reglements-  und  Konzessionsbestimmungen  für  die  preussi- 
schen  Landschaften,  für  die  gegenseitigen,  provinziellen  und  kommunalen 
Grundkreditanstalten,  endlich  für  die  deutschen  und  eine  Anzahl  ausser- 
deutschen  Hypothekenbanken  nach,  was  in  Bezug  auf  die  Hohe  der  Be- 
leihung und  was  in  Bezug  auf  die  Wertsermittlung  der  zu  beleihenden 
Grundstücke  und  endlich  in  Bezug  auf  die  Art  der  Amortisation  der 
Darlehen  Rechtens  ist,  und  hat  mit  dieser  Schrift  dem  Fachmann  einen 
sehr  schätzbaren  Wegweiser  für  das  hier  in  Rede  stehende  (Gebiet  in 
die  Hand  gegeben.  Der  Schrift  ist  eine  »Einleitung«  vorausgeschickt, 
die  die  Politik  der  Preussischen  Regierung  gegenüber  den  Hypotheken- 
banken, wie  sie  in  den  im  Jahr  1870  erlassenen  »Normativbestimmungenc 
zum  Ausdruck  kommt,  in  scharfer  Weise  angreift,  zumal  in  die  nach  An- 
sicht des  Verfassers  »gänzlich  irrationellen  Normativbedingungen«  nicht 
alle  Hypothekenbanken  »eingeschnürt«,  vielmehr  die  1870  ins  Leben  ge- 
tretene Zentral-Boden-Kredit-Aktiengesellschaft  »gänzlich  frei  von  den  in 
den  Normativbedingungen  aufgestellten  Schema  konzessioniert  wurde«. 
Wenn  die  an  sich  berechtigte  Tendenz  der  »Normativbedingungen«  die 
war,  eine  übermässige  Beleihung  der  Grundstücke  zu  verhüten,  so  kann 
man  dem  Verfasser  doch  darin  wohl  beipflichten,  dass  diese  Absicht 
durch  eine  rein  schematische  Ordnung,  die  die  Höhe  der  Beleihung 
von  einem  für  alle  Gebietsteile  Preussens  gleich  hoch  gegriffenen  Normal- 
satze (dem  25 fachen)  des  Grundsteuer-Reinertrags  abhängig  mache, 
nicht  erreicht  werden  kann,  da  der  einheitliche  Multiplikator,  je  nach 
der  mehr  oder  minder  zutreffenden  Richtigkeit  der  Steuereinschätzung, 
in  der  einen  Provinz  leicht  zu  hoch ,  in  der  andern  leicht  zu  niedrig 
sein  kann;  wie  denn  den  Landschaften  sehr  von  einander  ab- 
weichende Multiplikatoren  (von  dem  16  fachen  bis  zum  32  fachen  des 
Grundsteuerreinertrags)  zugestanden  sind.  Bei  diesem  für  die  Fest- 
stellung   des    Grundstücksw-erts    massgebenden   Schematismus    mag    es 
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richtig  sein,  dass  die  unter  den  Normativbedingungen  stehenden  Banken 
in  gewissen  Gegenden,  zumal  in  den  besseren  Lagen  grösserer  Städte, 
von  dem  Mitbewerb  völHg  ausgeschlossen  sind  und  es  ist  deshalb  ge- 
wiss der  Forderung  beizupflichten,  dass  für  die  Aufstellung  des  für  die 
Beleihung  massgebenden  Taxwerts  nicht  die  häufig  durchaus  unzuver- 
lässigen Steuereinschätzungszififern ,  sondern  eine  auf  sorgfältige  Ermit- 
telungen der  Kauf-,  Pacht-,  Mietwerte,  der  Versicherungsanschläge  etc. 
sich  aufbauende  Schätzung  massgebend  zu  sein  habe  »).  Der  Verfasser 
macht  hiefür  wie  über  die  zulässige  Höchstgrenze  der  Beleihungen  Vor- 
schläge und  verbreitet  sich  zum  Schluss  auch  noch  über  die  Form 
der  Beleihung,  wobei  gegenüber  der  Amortisationshypothek  eine  sehr 
skeptische  Haltung  eingenommen  und  dafür  eingetreten  wird,  dass  es 
dem  Darlehensnehmer  selbst  überlassen  bleiben  soll,  ob  er  das  Dar- 
lehen auf  Amortisation,  oder  auf  festen  Termin  oder  auf  Kündi- 
gung zu  nehmen  für  gut  findet.  Hieran  ist  soviel  richtig,  dass  es 
jedenfalls  sehr  unzweckmässig  sein  würde ,  gegenüber  dem  städti- 
schen Grundbesitz  die  Amortisationshypothek  unbedingt  vorschreiben 
oder  sie  —  durch  erschwerende  Auflagen  für  den  entgegengesetzten 
Fall  —  mittelbar  erzwingen  zu  wollen,  da  dieser  Besitz  erfahrungsge- 
mäss  häufigem  Besitzwechsel  unterliegt  und  das  Vorhandensein  von 
solchen  Amortisationshypotheken,  bei  deren  wachsender  Unbeliebtheit 
in  städtischen  Kreisen,  den  Kaufwert  der  betreff'enden  Objekte  lediglich 
herabzudrücken  geeignet  ist.  Dagegen  muss  die  Amortisationshypothek 
für  den  ländlichen  Grundbesitz,  der  —  seiner  Zweckbestimmung 
gemäss  —  der  Familie  thunlich  erhalten  bleiben,  also  nicht  Gegenstand 
häufigen  spekulativen  Besitzwechsels  sein  soll,  als  richtigste  Beleihungs- 
form  angesehen  werden  und  eine  Ordnung  des  Bodenkredits  in  dem 
Sinn,  dass  andere  als  Amortisationsdarlehen  von  Bodenkreditinstituten 
überhaupt  nicht  gegeben  werden  dürfen,  erscheint  deshalb  sehr  wohl 
diskutabel.  Mit  halber  Arbeit  ist  es  freilich  nicht  gethan  und  es  würde 
unbillig  sein,  aber  auch  des  erwarteten  Erfolges  entbehren,  wenn  man 
lediglich  den  Hypothekenbanken  die  Bewegungsfreiheit  in  dieser  Hinsicht 
unterbinden  wollte ,  solange  diese  den  sonstigen  Kreditanstalten ,  zu 
denen  insbesondere  auch  die,  einen  grossen  Teil  des  ländHchen  Hypo- 
thekenverkehrs befriedigenden  Sparkassen,  Stiftungsfonds  u.  dgl.  zu 
zählen  sind,  in  uneingeschränktem  Masse  eingeräumt  bleibt. 


In  dem  Buch  von  Schiff  haben  wir  eine,  unter  gewissenhafter  Be- 
nützung des  litterarischen  Materials  verfasste  Arbeit,  die  im  ersten  Teil 


i)  Inzwischen  ist  der  Entwurf  neuer  Normativbestimmungen  be- 
kannt geworden,  der  im  Sinne  der  Wünsche  der  obigen  Schrift  den  Banken  in  Bezug 
auf  die  Beleihungsgrenze  eine  grössere  Beweglichkeit  einräumt. 
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den  landwiits(-haftli(  hen  Meliorationskredit  in  Deutsrhland  und  Oester- 
reich,  im  /weiten  Teil  die  Organisation  des  landw.  Hypothekarkredits 
in  letzterem  Lande  behandelt.  Der  Verfasser  tritt  wie  für  die  übrigen 
Zweige  des  Hypothekarkredits  auch  betreffs  des  Meliorationskredits  für 
eine  öfifentlich-rechtlirlie  Organisation  ein,  beschreibt  die  Einrichtungen 
der  bestehenden  Meliorations-Kreditanstalten  (die  Preuss.  Provinzialhilfs- 
kassen,  die  in  Preussen  und  in  einzelnen  anderen  Staaten  bestehenden 
Landeskulturrentenbanken)  und  deren  Wirksamkeit,  die,  von  der  Landes- 
kulturrentcnbank  in  Sachsen  abgesehen,  bei  der  bis  1890  für  2391  LTn- 
ternehmungen  für  15,3  Mill.  M.  Meliorationsdarlehen  kontrahiert  wurden, 
fast  durchweg  eine  minime  geblieben  ist.  »Das  preussische  Gesetz 
vom  15.  Mai  1879  hat  vollständig  fehlgeschlagen.  Von  den  11  Provinzial- 
und  Kommunalverbänden  Preussens  haben  nur  3  von  ihrem  Recht, 
solche  Anstalten  zu  schaffen,  Gebrauch  gemacht  (Schlesien,  Posen, 
Schleswig-Holstein)  und  auch  diese  drei  ohne  jeden  Erfolg  (in  allen 
3  Rentenbanken  beträgt  die  Gesamtsumme  der  Meliorationsdarlehen 
bis  1890  wenig  mehr  als  iVs  Mill.  M.).  Auch  in  Bayern  sind  in  der 
durch  Ges.  v,  21.  April  1884  errichteten  Landeskultur- Rentenanstalt  bis 
1890  nur  161  Darlehen  mit  rund  666  000  M.  genommen  worden,  darunter 
nur  45  Darlehen  im  Betrag  von  122000  M.  von  Einzelpersonen,  die 
übrigen  von  Genossenschaften  und  Gemeinden,  während  doch  in  der- 
selben Zeit  gerade  in  Bayern  die  Meliorationsthätigkeit  eine  sehr  rege 
war  und  obwohl  die  bayerische  Rentenanstalt  weitgehende  Emolumente 
den  sie  Benützenden  zu  gewähren  verpflichtet  ist«.  Der  Verfasser  zieht 
aus  diesen  Thatsachen  den  Schluss,  zu  dem  man  in  Baden  auf  Grund 
einer  Spezialenquete  übrigens  schon  im  Jahr  1879  gelangte,  dass  ein 
Bedürfnis,  besondere,  nur  dem  Meliorationskredit  dienende  Anstalten 
staatsseitig  zu  errichten,  nicht  anerkannt  werden  kann  und  dass  »wohl 
alles,  was  durch  die  Landeskulturrentenbanken  erzielt  wurde  und  erzielt 
werden  kann,  ja  noch  weit  mehr  als  das,  durch  allgemeine  Landes- 
kreditanstalten ,  etwa  in  der  Form  der  Oesterr.  Landeshypotheken- 
banken, zu  erreichen  gewesen  wäre«  (S.  36).  Eine  Statistik  des  Melio- 
rationswesens zeigt,  dass  zahlreiche  Unternehmungen  dieser  Art  auf 
ihre  Finanzierung  bei  den  bestehenden  Landeskulturrentenbanken  einen 
Wert  nicht  gelegt  haben;  wohl  mit  auch  deshalb,  weil  private  Boden- 
kreditanstalten unter  ähnlich  günstigen  oder  selbst  günstigeren  Beding- 
ungen den  gewünschten  Meliorationskredit  zu  gewähren  vermochten. 
Die  tiefere  Ursache  der  geringen  Benützung  der  Landeskultur- 
rentenbanken und  ähnlicher  Institute  soll  indes,  wie  Schiff  meint,  darin 
begründet  liegen ,  dass  die  Grundbesitzer  nicht  hinreichend 
kreditfähig  sind,  um  aus  den  vorhandenen,  reichlich  fliessenden 
Kreditquellen  zu  schöpfen  und  das,  worum  es  sich  handle,  sei  deshalb, 
ihm  »die  aktuelle,  reale  Möglichkeit  zur  Krediterlangung  (für  Melio- 
rationszwecke)  zu  verschaffen«  (S.  41).     Bei  dem  starken  Anschwellen  der 
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hypothekarischen  Verschuldung  in  den  europäischen  Staaten,  die  meist 
in  umgekehrtem  Verhältnis  zur  Besitzgrösse  stehe,  seien  die  Landwirte, 
soweit  dem  Meliorationsgläubiger  nicht  durch  Spezialgesetz  ein  beson- 
deres Pfandprivileg  an  dem  meliorierten  Grundstück  zugestanden  werde, 
nicht  in  der  Lage,  die  nötige  reale  Sicherheit  zu  geben  ;  der  Schwer- 
punkt liegt  daher  nach  Ansicht  des  Verfassers  in  einer  Umbildung  des 
Hypothekenpfandrechts  im  Sinn  einer  Modifikation  des  Grundsatzes : 
prior  tempore,  potior  jure.  Jetzt,  nach  dem  geltenden  Recht,  »teilt 
jede  VVertserhöhung  einer  Sache  deren  juristische  Schicksale  ;  die  Hy- 
pothek ergreift  ipso  jure  auch  jeden  Wertzuwachs  des  Pfandguts.  Somit 
sind  die  Erfolge  späterer  Meliorationen  schon  im  Voraus  den  älteren 
Hypothekargläubigern  verschrieben ;  der  Darleiher  ,  durch  dessen  Ver- 
mittlung die  Steigerung  des  Bodenwerts  eingetreten  ist,  kann  erst  nach 
Bezahlung  aller  andern  Schulden  befriedigt  werden«.  Diese  Forderung, 
dass  der  Meliorations- Wertzuwachs  dem  MeHorationsgläubiger  als  Pfand- 
objekt zu  reservieren  sei,  ist  übrigens,  wie  der  Verfasser  darthut,  jetzt 
schon,  wenn  auch  nur  in  bescheidenen  Grenzen,  verwirklicht,  indem 
in  Oesterreich  und  einzelnen  deutschen  Staaten  bestimmten  Arten  von 
Mehorations genossenschaften  hinsichtlich  der  von  ihnen  zu  er- 
hebenden Umlagen  auf  die  beitragspflichtigen  Grundstücke  eine  still- 
schweigende gesetzliche  Hypothek  mit  Vorrang  vor  älteren  Forderungen 
eingeräumt  und  eine  ähnliche  Ordnung,  zum  Teil  auch  betreffs  der  von 
Einzelnen  ausgeführten  Meliorationen,  unter  gewissen  Voraussetzungen 
in  England,  Frankreich,  Itahen,  Ungarn  ebenfalls  Rechtens  ist  (S.  58  ff.). 
Im  Anschluss  an  diese  Darstellung  werden,  je  nachdem  die  H  ö  h  e  der 
Meliorationsforderung  oder  die  Höhe  des  erzeugten 
Merwerts  die  Grundlage  für  die  Auseinandersetzung  unter  den  kon- 
kurrierenden Pfandgläubigern  bilden  soll,  die  verschiedenen  Lösungs- 
arten und  Lösungsmöglichkeiten  wie  folgt  charakterisiert : 

L  i)  Unbeschränkte  Priorität  der  Meliorations  fo  r  d  e  r  u  n  g  , 
Grundsatz  der  deutschen,  österreichischen,  ungarischen  Gesetzgebung ; 
2)  Parität  von  Meliorations-  und  Hypothekar  f  Order  ung,  Teilung 
im  Exekutionsfall  nach  dem  Verhältnis  der  beiden  Forderungen,  wofür 
s.  Z.  Knies  eingetreten  ist. 

IL  3)  Priorität  der  Meliorations  f  o  r  d  e  r  u  n  g  bis  zur  Höhe  des 
eingetretenen  und  amtlich  festgestellten  Meliorations me  hrwerts,  Grund- 
satz der  französischen  und  italienischen  Meliorationsgesetze;  4)  Parität 
der  Meliorations for  d  erung  mit  den  andern  Forderungen  bis  zum  Be- 
laufe des  eingetretenen  Mehrwerts.  Der  Verfasser  knüpft  daran  die 
allgemeine  Bemerkung :  »Die  verschiedenen  bisher  durchgeführten  oder 
vorgeschlagenen  Reformen  des  Hypothekarrechts  verwirklichen  in  sehr 
ungleichem  Grad  das  Postulat :  der  alte  Bodenwert  dem  früheren  Hypo- 
thekargläubiger ,  die  neue  Wertsteigerung  dem  Meliorationsgläubiger. 
Zweifellos  kommt   das  System  der  Parität    dieser  Forderung   näher  als 
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das  der  Priorität ;  ebenso  ist  es  weit  gerechter,  nach  Werten  (Ziffer  II), 
als  nach  Forderungen  (Ziffer  I)  zu  teilen  ;  doch  ist  die  letztgenannte 
Form  bedeutend  einfacher  und  wohlfeiler  und  scheint  in  Deutschland 
und  England  die  alteren  Forderungen  nicht  stark  gefährdet  zu  haben«; 
daher  auch  unbedenklich  in  den  betr.  Staaten  der  Umkreis  jener  Melio- 
rationsgenossenschaften erweitert  werden  konnte,  denen  das  Gesetz  für 
ihre  Umlagen  ein  privilegiertes  Pfandrecht  an  dem  verbesserten  Grunde 
zuspricht.  Und  am  Schluss  der  betr.  Abhandlung  heisst  es;  »die  Frage 
des  Meliorationskredits  ist  nicht  so  sehr  eine  Frage  der  Kredit  Orga- 
nisation, als  eine  Frage  der  Kreditfähigkeit;  sie  kann  dadurch 
gelöst  werden,  dass  dem  Meliorationsgläubiger  der  durch  das  Unterneh- 
men zu  erzielende  Wertzuwachs  auf  die  eine  oder  andere  Weise  als  Sicher- 
stellungs-  und  Befriedigungsmittel  reserviert  wird«. 

Hierzu  sei  bemerkt ,  dass  zwar  die  Wichtigkeit  einer  rechtlichen 
Normierung  in  dem  vom  Verfasser  angedeuteten  Sinn  für  die  Förde- 
rung des  Meliorationswesens  anzuerkennen  ist,  der  Schwerpunkt  aber 
keineswegs  hier  liegt,  sondern  in  der  Herbeiführung  einer  zweckmässigen 
öffentlichen  Organisation  des  kultur  technischen  Dien- 
stes selber.  Wenn  also  in  einer  Anzahl  Staaten  die  wünschenswerten 
Meliorationen  nicht  den  erwarteten  Fortgang  nehmen,  so  ist  als  Grund 
hiefür  nicht  sowohl  eine  Lückenhaftigkeit  des  Hypothekarrechts,  als 
der  Umstand  anzusehen,  dass  der  Landeskulturdienst  mangelhaft  ein- 
gerichtet ist  und  dass  es  infolge  hievon  der  grossen  Masse  der  länd- 
lichen Bevölkerung  gegenüber  an  den  nötigen  Anregungen  auf  diesem 
Gebiet  durch  eigens  hiefür  bestellte  Organe  (Kulturingenieure  mit  den 
nötigen  Unterbeamten")  fehlt;  dass  beim  Mangel  einer  solchen  Organi- 
sation es  den  Beteiligten  ausserordentlich  erschwert  ist,  mit  Sachkunde 
bearbeitete  Meliorationsprojekte  kostenlos  oder  gegen  billiges  Entgelt 
zu  erhalten ,  und  dass  für  die  sachgemässe  und  Erfolg  versprechende 
Durchführung  solcher  Projekte  keine  Sicherheit  besteht,  misslungene 
Unternehmungen  aber  auf  lange  Zeit  hinaus  abschreckend  wirken.  Auf 
diesen  springenden  Punkt  in  der  Frage  hat  unlängst  Fraissinet,  landw. 
Meliorationen  und  Wasserwirtschaft  1890,  und  haben  schon  vor  ihm 
Dünkeiberg  u.  A.  mit  Recht  verwiesen  und  den  Beleg  für  diese  Anschau- 
ung liefern  diejenigen  süddeutschen  Staaten,  in  denen  Hand  in  Hand 
mit  der  staatlichen  Organisation  des  kulturtechnischen  Dienstes  das 
Kulturwesen  die  denkbar  schönsten  Erfolge  aufzuweisen  hat,  obwohl 
der  hier  in  breitestem  Umfang  vertretene  klein-  und  mittelbäuerliche 
Besitz  am  allermeisten  »kreditunfähig«  im  Sinn  der  6'^Az^'schen  Schrift 
erscheinen  müsste.  Die  Erfahrung  zeigt  denn  auch,  dass  die  Aufbringung 
der  Mittel  für  Meliorationen,  die  übrigens  in  den  Gegenden  des  Klein- 
besitzes meist  in  Form  genossenschaftlicher  Unternehmungen  zur  Durch- 
führung gelangen,  sich  regelmässig  leicht  vollzieht;  Meliorationswerke 
grossen  Stils  (Bach-  und  Flusskorrektionen,    auf  grössere  Gebiete  sich 
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erstreckende  Entsumpfungsarbeiten)  werden  ohnehin  zweckmässig  durch 
die  beteiligten  Kommunal-  oder  grösseren  Verbände  in  die  Hand  genom- 
men; in  den  Gegenden  des  Grossbesitzes  aber  dürfte  bei  massiger 
Verschuldung  die  Aufnahme  von  Darlehen  zu  Meliorationszwecken  ge- 
genüber derjenigen  für  andere  Zwecke  noch  am  wenigsten  Schwierigkeiten 
begegnen,  während  der  ho  c  h  verschuldete  Grossgrundbesitz  ohnedies 
wenig  Geneigtheit  haben  wird,  in  kostspielige,  erst  in  einer  näheren  oder 
ferneren  Zeit  wirksam  werdende  Unternehmungen  sich  einzulassen,  wie 
die  Verhältnisse  des  preussischen  Nordostens  —  ungeachtet  der  die 
Aufnahme  von  Meliorationsdarlehen  erleichternden  Gesetzgebung  — 
sattsam  erwiesen  haben. 

In  dem  zweiten  Teil  der  Schiff '^cYitn.  Schrift  finden  die  zahlreichen  in 
Geste  rreich  bestehenden  Hypothekenbanken  (darunter  nicht  we- 
niger als  1 1  mit  öffentlich-rechtlicher  Organisation  d.  h.  ohne  Erwerbsten- 
denz unter  Garantie  eines  Kronlandes  etc.  errichteten  Pfandleihanstalten) 
nach  ihrer  inneren  Einrichtung  eine  eingehendeWürdigung,  doch  sollen  an 
dieser  Stelle  nur  einige  Angaben  über  den  Umfang  der  feststellbaren 
Bodenverschuldung  (S.  159  ff.)  reproduziert  werden.  Für  1889  ist  der 
Gesamthypothekenstand  (für  städtische  und  ländliche  Grundstücke)  auf 
rund  3,6  Milliarden  Gulden  ermittelt ;  fast  Vs  aller  Hypotheken  (2,3  Mil- 
liarden) befinden  sich  im  Besitz  von  Privatpersonen,  kaum  mehr  als 
Vs  entfällt  auf  Kreditinstitute,  und  zwar  »auf  die  ungünstigere  Form 
derselben,  die  Anlage  suchenden  Anstalten  (Waisen-,  Vorschuss-,  Spar- 
kassen) etwa  V4 ;  auf  die  vorteilhaftesten,  die  Pfandbrief-Institute  nicht 
einmal  Vio ;  auf  jene  ohne  Erwerbsabsicht  nur  Vis  aller  intabulierten 
Hypotheken.  Die  ungünstigste  Verschuldungsform  überwiegt  also  ausser- 
ordentlich, die  rationellste  verschwindet  fast  gänzlich«.  Immerhin  zeigt 
ein  Vergleich  des  Jahres  1884  mit  i88g,  dass  der  Prozentsatz,  mit  dem 
die  Kreditinstitute  gegenüber  Privatpersonen  an  der  Hypothekenver- 
schuldung beteiligt  sind,  in  wenn  auch  langsamem  Wachsen  begriffen 
ist  und  dass  neben  den  Sparkassen  namentlich  auch  der  Anteil  der  Landes- 
hypothekenbanken an  der  Befriedigung  des  Hypothekenkredits 
in  erfreulicher  Weise  steigt ;  ist  doch  bei  letzteren  der  Hypothekenstand 
von  89  Mill.  im  Jahr  1884  auf  160  Mill.  im  Jahr  1888,  d.  h.  um  80  % 
gestiegen.  Doch  kommen  sie,  ebenso  wie  die  sonstigen  Pfandbrief- 
anstalten »fast  ausschliesslich  dem  grossen  Besitz,  dem  kleinen  kaum 
irgendwie  zu  gute;  dieser  ist  auf  Spar-,  Vorschuss-,  Waisenkassen,  end- 
lich auf  Privatpersonen  angewiesen«.  Der  Verfasser  sagt  mit  Recht,  dass 
die  Aufgabe:  denProzess  des  Uebergangs  von  den  niederen  in  höhere 
Ürganisationsformen,  »durch  Verwandlung  von  Privat-  in  Anstaltsfor- 
derungen, von  kündbaren  in  unkündbare,  von  Bar-  in  Pfandbriefdar- 
lehen zu  beschleunigen«  ,  den  Landeshypothekenbanken  vor  allem  zu- 
falle. »Würden  Einrichtungen  dieser  Art  von  allen  Kronländern  ins 
Leben  gerufen,    würden  sie    speziell  mit  Rücksicht   auf   die  Einlösung 
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Ijereits  haftender  Schuklposten  organisiert,  würde  für  einen  zweckmäs- 
sigen Verkehr  der  Anstalt  mit  dem  f  Grundbesitz  ,  für  Aufklärung  der 
Landbevölkerung  gesorgt ,  so  könnte  die  Landwirtschaft  wohl  binnen 
Kurzem  eines  Ilypothekenkredits  teilhaftig  werden,  der  ihren  berech- 
tigten Anforderungen  zu  entsprechen  vermöchte.« 


4)   Landwirtschaftliches  Unterrichtswesen. 

E.  Müller,  Die  preussischen  Landwirtschaftsschulen  der  Bildungsanstalten 
für  den  mittleren  Landwirt.     Walther  &  Apolant.    1891.   S.   148. 

Derselbe,  Die  Bildung  des  Landwirts  und  der  höhere  landw.  Unterricht  in 
Preussen.     Walther  &  Apolant.   1891.   S.   139. 

Die  beiden  Schriften  sind  von  dem  Grundgedanken  beherrscht, 
dass  mehr  als  früher  in  der  heutigen  Zeit  auch  eine  tüchtige  theore- 
tische Schulung  neben  der  Aneignung  der  praktischen  Kenntnisse  für 
die  Inhaber  mittlerer  und  grösserer  Betriebe  eine  wesentliche  Bedingung 
ihres  Gedeihens  sei,  wie  denn  thatsächlich  die  Landwirtschaftspolitik 
in  den  einzelnen  Staatsgebieten  seit  längerer  Zeit  durch  Ausgestaltung 
des  landwirtschaftlichen  Unterrichtswesens  in  denkbarer  Mannichfal- 
tigkeit  seiner  Einzelformen  jenem  Bedürfnis  besserer  fachlicher  Aus- 
und  Durchbildung  der  Adepten  des  landwirtschaftlichen  Berufs  in  weit- 
gehendem Masse  Rechnung  zu  tragen  sich  bemühte.  Beweis  dafür  sind 
die  zahllosen  niederen  landw.  Lehranstalten  für  die  klein-  und  mittel- 
bäuerliche Bevölkerung  (Winterschulen,  Ackerbauschulen,  Einrichtung 
besonderer  Fachlehrkurse  im  Gebiet  des  Obst-,  Weinbaus,  des  Molkerei- 
wesens etc.) ;  und  die  besondere  Pflege,  die  in  den  letzten  Jahrzehnten 
auch  das  mittlere  und  höhere  Unterrichtswesen  für  Landwirtschaft 
erfahren  hat.  Diese  beiden  letzteren  Stufen  der  landw.  Unterrichts- 
organisation sind  es,  die  Müller  kritisch  prüft,  um  an  diese  Kritik  eine 
Anzahl  Reformvorschläge  zu  knüpfen ,  die  zum  Teil  sehr  beachtens- 
wert erscheinen  und  die  an  ihrer  Bedeutung  nichts  eingebüsst  haben 
würden,  auch  wenn  die  Schrift  etwas  weniger  polemisch  zugespitzt 
worden  wäre. 

Gegenüber  den  sog.  Land  wirts  chaftss  chulen,  mit  deren  Er- 
richtung Preussen  1875  erstmals  vorgegangen  ist,  die  aber  mittlerweile 
auch  in  andern  Staatswesen  ins  Leben  gerufen  worden  sind  (in  Preussen 
bestehen  dermalen  16,  in  Bayern,  Sachsen,  Oldenburg,  Hessen,  Braun- 
schweig, Elsass-Lothringen  je  eine),  wird  von  dem  Verfasser  nicht  mit 
Unrecht  geltend  gemacht,  dass  die  Verquickung  dieser  Unterrichts- 
anstalten mit  dem  Berechtigungswesen  des  Einjährig-Freiwilligentums 
einen  der  Sache  der  landw.  Fachbildung  keineswegs  förderlichen  Dualis- 
mus in  die  Unterrichtsorganisation  hereingetragen  habe ;  denn  die  An- 
passung des  Lehrstoffs  und  der  Lehrziele  an  die  vom  Reich  erlassenen 
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Prüfungsvorschriften  für  das  Qualifikationsexamen  zum  Einjahrig-Freiwil- 
ligen-Dienst, das  u.  a.  zur  Folge  hat,  dass  zwei  fremde  Sprachen  dem 
Lehrplan  einverleibt  werden  müssen,  bedingt  mit  Notwendigkeit  ein 
gewisses  Zurücktreten  der  eigentlich  landwirtschaftlichen  Fächer,  die, 
wie  im  Jahr  1881  der  Preuss.  Landwirtschaftsminister  selber  einmal 
einräumte,  »nicht  in  der  Weise  gepflegt  werden,  wie  es  wünschenswert 
ist  und  in  dem  Zweck  der  Anstalt  liegt«.  Wie  einer  Entzifferung  der 
Unterrichtsstunden  zu  entnehmen  (S.  75  ff.),  beträgt  die  Zahl  der  dem 
Fachunterricht  zugewiesenen  Stunden  nur  14,3  Proz.,  und  es  wird  des- 
halb einigermassen  erklärlich,  dass  hier  und  da  die  Frage  aufgeworfen 
werden  konnte,  ob  die  Landwirtschaftsschulen  (in  der  That  nochj  Fach- 
schulen seien  .  .  .  Sollte  nicht  der  Argwohn  begründet  sein,  dass  .  .  . 
weder  die  allgemeine  noch  die  fachliche  Bildung  daselbst  zu  ihrem 
Rechte  kommt?«  Daher  es  sich  denn  auch  erklärt,  dass  in  solchen 
Lehranstalten  keineswegs  nur  künftige  Berufslandwirte,  sondern  auch 
Anwärter  anderer  Berufsstellungen  in  starkem  Prozentsatz  vertreten 
sind,  in  Samter  z.  B.  in  den  Jahren  1887/90  nicht  weniger  als  40,  71, 
60  und  50  Proz.  Nichtlandwirte ,  für  die  natürlich  die  Anteilnahme  an 
dem  landw.  Fachunterricht  ebenso  zwecklos  ist,  wie  anderseits  die  aus 
dem  Kreis  des  mittleren  Grundbesitzes  sich  rekrutierenden  landwirt- 
schaftlichen Zöglinge  einer  allgemein  wissenschaftlichen  Ausbildung 
entgegengeführt  werden,  die  durch  die  Aufgabe  einer  Fachschule  und 
die  Bedürfnisse  des  künftigen  Berufes  keineswegs  gefordert  wird. 
Nicht  ohne  Grund  wird  auch  von  Müller  auf  die  Gefahr  aufmerksam 
gemacht,  die  in  dem  3 — 6jährigen  Besuch  solcher  Anstalten,  infolge 
der  unausbleiblichen  Bekanntschaft  mit  den  Genüssen  des  städtischen 
Lebens  etc.  für  Angehörige  der  bäuerlichen  Bevölkerung  begründet  liegt, 
welche  recht  wohl  durch  diese  Einflüsse  in  Verbindung  mit  der  höheren 
Bildung,  die  ihnen  die  Schulen  vermitteln  sollen,  ihrem  Beruf  und  der 
von  diesem  geforderten  Einfachheit  der  Lebensanschauungen  entfremdet 
werden  können. 

Auf  die  Kritik,  die  der  Verfasser  an  der  üblichen  Art  der  Besetzung 
der  Vorstandsstellen  mit  philologisch,  statt  mit  fachwissenschafthch  ge- 
bildeten Schulmännern,  ferner  an  der  Ordnung  der  Aufnahmebedingungen, 
an  der  inneren  Unterrichtsorganisation  übt,  ist  hier  nicht  näher  einzu- 
treten; in  seinem  Schlussurteil  gelangt  er  zu  der  Forderung  der  Kassie- 
rung der  betreffenden  Anstalten,  indem  er  meint,  >dass  die  von  der 
Landwirtschaftsschule  erstrebten  Ziele  im  vollkommensten  Masse  nur 
erreicht  werden  können  durch  die  völlige  Trennung  der  beiden,  jetzt 
an  dieser  einen  Schule  vereinigten  Bildungsrichtungen,  so  dass  die 
Aneignung  der  erforderlichen  allgemeinen  Bildung,  einschliesslich  des 
Erwerbs  des  Einjährig-Freiwilligen  Rechts,  auf  beliebigen  höheren  Schulen 
mit  gymnasialem  oder  realem  Charakter  zu  erfolgen  hätte ,  die  An- 
eignung der  fachlichen  Bildung  dagegen  in    besonders  einzurichtenden 
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einjährigen  Fachkursen  und  zwar  erst  nach  mehrjähriger  Thätigkeit  in 
der  Praxis«.  Ein  Eventualvorschlag  geht  dahin,  an  die  in  genügender 
Anzahl  über  den  Staat  verteilten  höheren  realen  bezw.  realgymnasialen 
Schulen  eine  landwirtschaftliche  Abteilung  anzugliedern  und  diesen  fach- 
lichen Unterricht  möglichst  an  das  Ende  des  Schulkurses  zu  verlegen. 
Wegen  der  Möglichkeit  solcher  Vereinigung  wird  auf  die  Vorgänge  in 
Sachsen  und  Oldenburg  verwiesen,  wo  in  der  That  die  Landwirtschafts- 
schule dort  an  das  Realgymnasium  zu  Döbeln ,  hier  an  das  Realpro- 
gymnasium in  Varel  angeschlossen  worden  ist. 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  was  hinsichtlich  der  erwähnten  Unter- 
richtsanstalten  der  amtliche  Bericht  über  Preussens  Landwirtschafts- 
Verwaltung  für  1884/87  (S.  455/56)  bemerkt:  »Darüber,  ob  es  rätlich 
gewesen  ist,  die  Berechtigung  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  für  den 
Einjährig-Freiwilligendienst  für  Landwirtschaftsschulen  zu  erstreben  und 
zu  diesem  Behuf  in  ihrem  Lehrplan  den  allgemein  bildenden  Fächern 
neben  dem  Fachunterricht  einen  recht  breiten  Raum  zu  gewähren,  sind 
verschiedene  Ansichten  laut  geworden.  Im  Interesse  eines  ausschliess- 
lichen Fachunterrichts  hätte  es  vielleicht  gelegen  ,  das  sog.  Einjährig- 
Freiwilligen-Recht  auf  der  Grundlage  des  Fachunterrichts  allein  anzu- 
streben, allein  das  war  nicht  zu  erreichen,  und  dann  darf  auch  nicht 
übersehen  werden,  dass  die  bessere  heutige  Schulung  auch  durch  den 
Nichtfachunterricht  der  technischen  Ausbildung  wesentlich  zu  Hilfe 
kommt.  Man  muss  zwar  zugeben,  dass  die  Landwirtschaftsschulen  durch 
die  Vereinigung  von  Fach-  und  allgemeinem  Unterricht  in  ihrem  Lehr- 
plan eine  recht  schwierige  Aufgabe  haben,  und  dass  es  ihnen  in  manchen 
Fällen  schwer  wird,  die  Resultate  höherer  Bürgerschulen  zu  erreichen  .  .  . 
allein  etwaige  Mängel  in  dieser  Beziehung  dürften  genügend  aufgewogen 
werden  durch  den  nicht  zu  verkennenden  bildenden  Einfluss  des  Fach- 
unterrichts u.  s.  w.«.  Die  Mängel  des  Systems  sind  damit  mittelbar  auch 
amtlich  anerkannt,  und  man  darf  es  daher  als  richtig  erachten,  dass  der 
im  Jahr  1871  in  Preussen  geschaffene  Vorgang  ausserhalb  dieses  Staats 
bis  jetzt  nur  wenige  und,  mit  Ausnahme  von  Elsass-Lothringen,  soviel 
bekannt,  in  Süddeutschland  gar  keine  Nachfolge  gefunden  hat,  hier 
vielmehr  der  fachlichen  Ausbildung  der  Angehörigen  der  besser  situier- 
ten  bäuerlichen  Kreise  besondere,  eigens  diesem  Lehrzweck  angepasste 
mittlere  Lehranstalten  (Ackerbauschulen  etc.)  dienen.  Mit  einer,  in 
nicht  ferner  Zeit  in  Verbindung  mit  der  Herabsetzung  der  Militärdienst- 
zeit vielleicht  zu  erwartenden  Aenderung  des  Einjährig-Freiwilligen- 
wesens  dürfte  der  jetzt  bestehenden  Organisation  der  Landwirtschafts- 
schule nach  preussischem  Zuschnitt  ohnedies  die  Unterlage  entzogen  sein. 


In  der  zweiten,    der  Betrachtung  des  höheren   landw.  Unter- 
richts (an  Universitäten,  landwirtschaftlichen  Hochschulen  und  Aka- 
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demien)  gewidmeten  Schrift  wird  zunächst  die  Bedeutung  einer  streng 
wissenschaftlichen  Bildung  für  die  Inhaber  des  grösseren  Grund- 
besitzes nachdrücklich  betont,  daran  aber  der  Zweifel  geknüpft,  ob  die 
Art  des  höheren  Studiums,  wie  sie  gegenwärtig  meist  betrieben  werde, 
wirklich  die  richtigen  Bürgschaften  für  eine  solche  wissenschaftliche 
Einführung  in  den  Beruf  biete,  oder  ob  nicht  vielmehr  dem  Studium 
zur  Zeit  »sehr  viel  Schein  anhafte«  und  es  werden  diese  Bedenken 
durch  Betrachtungen  über  die  Art  und  Weise ,  mit  welcher  sich  die 
Mehrzahl  der  eine  höhere  Lehranstalt  besuchenden  Adepten  des  Fachs 
mit  ihrem  Studium  abfinden,  zumal  im  Hinblick  auf  die  durchschnitt- 
liche Vorbildung  derselben  und  die  etwas  laxen  Aufnahmbedingungen, 
den  Mangel  einer  hinreichenden  Ueberwachung  und  Beeinflussung  des 
Studienganges  etc.  näher  zu  erhärten  versucht.  Der  Verfasser  betont 
nicht  ganz  mit  Unrecht,  dass  wenn  »ein  wissenschaftliches  Studium 
ausser  der  erforderlichen  sittlichen  Reife  einen  gewissen  Grad  von  Vor- 
kenntnissen, eine  gewisse  Schulung  des  Geistes,  sowie  die  Befähigung 
zu  anhaltender ,  geistiger  Arbeit  voraussetzt« ,  eine  gewisse  Laxheit  in 
den  Aufnahmebedingungen,  wie  sie  mehr  oder  weniger  überall  geübt 
zu  werden  scheint,  den  Vorwurf  begründe,  »als  werde  mit  der  Ein- 
fügung des  modernen  landw.  Studiums  dem  Universitätsorganismus  ein 
heterogenes  Glied  einverleibt,  welches  nicht  dahin  gehört  und  das  dem 
Universitätskörper  eine  Menge  Elemente  zuführt,  um  deren  geringerer 
Vorbildung  willen  eigentlich  eine  Senkung  des  wissenschaftlichen  Niveaus 
stattzufinden  hat.«  Nun  bestehe  aber  thatsächlich  das  Gros  der  Stu- 
dierenden der  Landwirtschaft  nicht  aus  Abiturienten  gymnasialer  Schulen, 
womit  denn  auch  zusammenhänge,  dass,  weil  die  Studierenden  schwie- 
rigen Vorlesungen  nicht  zu  folgen  vermöchten,  diese,  zumal  aus  dem 
Bereich  der  allgemein  naturwissenschaftlichen  Fächer,  meist  nur  von 
der  Minderheit  gehört  würden.  Wenn,  wie  seitens  der  massgebenden 
Kreise  selber  anerkannt  werde,  die  jetzige  Art  des  Studiums  häufig 
lediglich  der  »Halbwisserei«  Vorschub  leiste,  so  sei  der  Grund  nicht 
sowohl  in  dem  oft  beklagten  planlosen  Hören  von  Vorlesungen  und 
einer  zu  kurz  bemessenen  Studienzeit,  sondern  in  erster  Linie  in  der 
für  ein  ernstes  Studium  unzureichenden  Vorbildung  und  mangelhaften 
geistigen  Schulung  der  Studierenden  zu  suchen.  Der  Verfasser  fordert 
deshalb  für  die  Zulassung  der  Studierenden  nicht  nur  gymnasiale  Vor- 
bildung, sondern  auch  eine  gewisse  Beherrschung  der  Praxis  des  land- 
wirtschaftlichen Gewerbes  durch  Absolvierung  einer  mindestens  zwei- 
jährigen Lehrzeit,  welch'  letztere  namentlich  da  nicht  zu  umgehen  sei, 
wo  wie  meist  der  Fall,  mit  dem  System  der  Gutslehranstalten  älteren 
Stils  gebrochen  worden  ist ;  und  tritt  weiterhin  für  die  Aufstellung  eines 
allgemein  verbindlichen  bestimmten  Studienplans  ein,  wobei  ein  Zeit- 
raum von  mindestens  vier  Semestern  zu  Grunde  zu  legen  wäre.  Die 
z\ir  Sicherung   der  Einhaltung  eines   solchen  Studiengangs   vorgeschla- 
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genen  Mittel  ~  Verschärfung   der  Hedingungen    für    die  Zulassung    zu 
einem  Diplomexamen,  Einführung  amtlicher  Titulaturen  für  die  Diplo- 
mierten ,    vorwiegende  Berücksichtigung    der   mit    solchen    besonderen 
Titulaturen  ausgezeichneten  Landwirte  liei  pachtweiser  Vergebung  der 
Staatsdomänen  —   dürften    allerdings  von   problematischem  Wert  sein. 
Ueberhaupt  will  scheinen,  dass  der  Verfasser  die  Zustände  des  Studiums  an 
Universitäten  und  landw.  Hochschulen  etwas  einseitig  schwarz  beurteilt 
und  das,  was  unter  den  heutigen  Einrichtungen  thatsächlich  an  Unter- 
richtserfolgen geleistet  wird ,    unterschätzt.     Gewisse  Uebelstände ,  die 
der  Verfasser  mit  Recht  rügt,  insbesondere  also  die  mangelhafte  Aus- 
nützung der  Studiumszeit   und  die    oft  planlose  Art  des  Studienganges 
hängen  mit  der  Angliederung  des  landw.  Studiums  an  die  Universitäten 
und  der  Erhebung   der    betreffenden  1-ehrinstitute  zu  Hochschulen  mit 
akademischem  Charakter   zusammen    und  lassen  sich    innerhalb    dieser 
Organisation  schwerlich  beseitigen ;  eine  Erhöhung  der  Anforderungen 
an  die  allgemein   wissenschaftliche  Ausbildung   der   Adepten    als  Vor- 
bedingung  der    Zulassung  zu    den    Vorlesungen    dürfte    dagegen   sehr 
erwägungswert  sein ,    um    die  Landwirtschaftsstudierenden   nicht   bloss 
nach  der  Seite    der   akademischen  Freiheit    hin  mit   den  Studierenden 
anderer  Disziplinen  auf  gleichen  Fuss  zu  setzen.    Eines  darf  wohl  betont 
werden,  dass  für  eine  systematische,  Erfolg  verbürgende  Durchbildung 
der  jungen  Landwirte  auf  den  isolierten  Akademien  älteren 
Stils  in  sehr  viel  höherem  Masse  eine  Garantie  geboten  war,  als  auf 
Universitäten,  wo  die  unbehinderte  Freiheit  der  Bewegung  und  die  Ver- 
suchung, in  studentischen  Genüssen  mit  den  Komilitonen  anderer  Dis- 
ziplinen zu  wetteifern,  in  zahlreichen  Fällen  einer  richtigen  Ausnützung 
der  meist  nur  auf  ein,  höchstens  zwei  Jahre  sich  erstreckenden  Studien- 
zeit entgegenstehen  wird.    Wenn  der  Verfasser,  hier  allerdings  in  Ueber- 
einstimmung   mit    einer  seit  Jahrzehnten    dominierenden  Strömung,    in 
der  Beseitigung  der  älteren  Gutslehranstalten,  in  der  Emanzipation  des 
höheren  landwirtschaftlichen  Unterrichts   von  der  Gutswirtschaft,    eine 
wohlbegründete  Reform  erblickt,  so  sind,  im  Hinblick  auf  das  Bemerkte, 
gegen    die    unbedingte    Richtigkeit    jener    »Reform«    des    Unterrichts, 
welche  in  Preussen  mit  einer  Anzahl  Gutslehranstalten  aufräumte,  wohl 
auch  Zweifel  zu  äussern  gestattet,  wie  man  denn  anderwärts  es  abgelehnt 
hat,  dieselben  Wege  zu  beschreiten  und,  wie  das  Beispiel  Hohenheims 
zeigt,    durcTiaus    nicht    zum  Schaden    des   Studiums.     »Alle  Anzeichen 
sprechen  dafür,  schrieb  s.  Z.  Seitegast^  (Die  Landwirtschaft  und  ihr  Be- 
trieb, L  Bd.),  dass  das  Sturmlaufen  gegen  die  selbständigen  Akademien 
des  Landbaus  seine  Endschaft    erreicht  hat.     Man   urteilt  jetzt  wieder 
ruhiger  über  eine  Streitfrage,    die  25  Jahre   hindurch  die  Gemüter  er- 
hitzte.    Eine    gerechte  Erwägung,    vorurteilsfreie  Prüfung    und  die  Er- 
fahrung haben  dahin  entschieden,  dass  es  beklagt  werden  müsste,  wenn 
der  angehende  Landwirt,  der  einst  eine  Grosswirtschaft  zu  leiten  hat, 
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behufs  Erlangung  der  ihm  notwendigen  fachwissenschaftHchen  Ausbil- 
dung lediglich  auf  das  Universitätsinstitut  verwiesen  werden  müsste.« 
Und  neuerdings  (in  der  Schrift;  »Erlebtes  und  Erstrebtes«,  Berlin,  bei 
Puttkammer  u.  Mühlbrecht,  1892),  bemerkt  derselbe  Verfasser,  dem 
als  langjährigen  Leiter  der  grossen  Gutsakademie  Proskau  ein  mass- 
gebendes und ,  wie  ich  glaube ,  auch  unbefangenes  Urteil  wohl  zuge- 
sprochen werden  darf:  nicht  wenige,  gleich  ihm,  seien  von  der  Sorge 
bewegt,  ob  nicht  gerade  mit  der  Aufhebung  von  Proskau  in  Preussen 
eine  Lücke  entstanden  ist ,  die  in  nicht  ferner  Zeit  schmerzlich  em- 
pfunden werden  wird.  »Oesterreich  hat  es  weislich  vermieden,  sein 
Ungarisch-Altenburg  zu  Gunsten  der  »»höchsten  Stufe««,  der  Hoch- 
schule für  Bodenkultur  zu  opfern.  Hohenheim  in  Württemberg  strahlt 
in  altem  Glänze.  Da  hätte  es  näher  gelegen  und  sich  empfohlen ,  an 
dem  Bestehen  eines  Instituts  nicht  zu  rütteln,  das  segensreich  gewirkt 
und  sich  in  unverminderter  stattlicher  Frequenz  bis  zuletzt  behauptet 
hat.«  Diese  von  Settegast  vertretene  Ansicht  dürfte  heutzutage  von 
vielen  Grossgrundbesitzern  des  preussischen  Ostens  und  Nordostens 
durchaus  geteilt  werden. 


5)  Landpolitik  und   Bodenreform. 

H-  Prettss,  Die  Bodenbesitzreform  als  soziales  Heilmittel.    Berlin,  L.  Simion, 
1892.     S.  93. 

Neben  den  neuerlichen  kritischen  Würdigungen  der  Landreform- 
bewegung aus  der  Feder  von  Diehl  (in  Conrad's  Jahrbüchern  3  F.  IIL  Bd. 
S.  516  ff.)  und  von  Platter  (Deutsche  Warte,  Jahrg.  1892,  Aprilheft)  ^)  darf 
die  Schrift  von  Preuss  einen  besonders  bemerkenswerten  Platz  behaupten 
wegen  der  Schärfe  der  Logik,  mit  der  die  Truglehren  der  neuzeitlichen 
Heilsapostel,  als  welche  sich  die  Herren  Flürscheitn  und  Genossen  der 
leidenden  Menschheit  darzustellen  belieben,  aufgedeckt  werden.  Schon 
Poscher  hat  s.  Z. ,  hingesehen  auf  die  Grundbesitzverhältnisse  im  mitt- 
leren Europa,  das  Herüberspielen  der  transozeanischen  Landreformbe- 
wegung eine  »Ungeheuerlichkeit«  genannt  und  Platter  charakterisierte 
die  Postulate  des  deutschen  Nachtreters  von  Henry  George,  Michael 
Flur  scheint,  sehr  zutreffend  als  eine  »selbstsüchtige  Fabrikantenpolitik«, 
bei  deren  Verwirklichung  die  deutschen  Bauern  zu  Nutz  und  Frommen 
der  Vertreter  von  Industrie  und  Handel  die  Zeche  zu  zahlen  hätten. 
Die  Schrift  von  Preuss  ist  nicht  ohne  zahlreiche  sarkastische  Ausfälle 
auf  das  Haupt  der  deutschen  Landligabewegung  verfasst;  aber  jeden- 
falls hat  Flürscheim   keine  Ursache ,    über   diese  Art   der  Polemik  sich 


i)  Siehe    auch    §  40  ff.    im    I.  Bd.    der   inzwischen    erschienenen    >^Agrarpolitik« 
des  Verfassers. 
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zu  beklagen ,  du  er  wie  seine  Jünger  von  Anfang  ab  in  dem  Kampf 
gegen  herrschende  Lehrmeinungen  und  ihre  Vertreter  in  den  gröb- 
lichsten Verunglimpfungen  ihrer  Gegner  sich  ergingen  und  daher  nicht 
den  Anspruch  erheben  können,  dass  man  sie  selber  mit  Sammethand- 
schuhen  anfasse.  —  Freuss  besprischt  zunächst  einige  litterarische 
Vorläufer  Flur  sehe  im'' <i:  A.  Samter  (Gesellschaftliches  und  Privateigen- 
tum als  Grundlage  der  Sozialpolitik,  1877)  und  das  verschollene  Buch 
von  Gossen,  (Entwicklung  der  Gesetze  des  menschlichen  Verkehrs  und 
der  daraus  fliessenden  Regeln  für  menschliches  Handeln,  1853),  wobei 
den  Ueberschwänglichkeiten  Gossen's  (dem  übrigens  Flürscheivi  manche 
Gedanken  —  natürlich  wie  gewöhnlich  ohne  Quellenangabe  —  entlehnt 
zu  haben  scheint),  doch  die  Anerkennung  gezollt  wird,  »dass  er  wenig- 
stens noch  geschmackvoll  genug  war,  nicht  seine  eigene  Person  in  den 
Mittelpunkt  der  Apotheose  zu  stellen.«  Wenn  anderseits  Samter  den 
unmöglichen,  weil  praktisch  undurchführbaren  Vorschlag  gemacht  hat, 
die  bodenverstaatlichten  Ländereien  nicht  so  hoch  wie  möglich,  sondern 
so  niedrig  wie  möglich  zu  verpachten,  durch  freihändige  Zuteilung  der 
Ländereien  seitens  des  Staats  oder  der  Gemeinden  an  die  zur  Pacht- 
übernahme Geeignetsten,  so  ist  doch  nach  Freuss  die  Forderung  von 
5a»2/fr  jedenfalls  eine  ganz  folgerichtige,  weil  eben  »unter  Beibehaltung 
des  privatwirtschaftlichen  Systems  in  der  Bodenvergebung  die  Boden- 
verstaatlichung sozialpolitisch  jeden  Sinn  und  Zweck  verlieren  muss'--, 
eine  Wahrheit,  zu  der  freilich  »die  Dilettanten,  die  heute  mit  wenig  Witz 
und  viel  Behagen  die  Lösung  der  sozialen  Fragen  durch  Bodenbesitzreform 
anpreisen«,  bis  jetzt  nicht  vorzudringen  vermochten.  »Es  bliebe  im 
wirtschaftlichen  Kampf  ums  Dasein  eben  alles  beim  Alten.  Denn  nach 
Avie  vor  wäre  die  Benutzung  des  Grund  und  Bodens  nur  den  kapital- 
kräftigen Bewerbern  zugänglich,  die  durch  ihre  höheren  Gebote  die 
andern  ausschlössen,  und  nach  wie  vor  würde  der  durch  die  freie  Kon- 
kurrenz normierte  Bodenzins  den  Lohn  drücken,  bezw.  den  »»Miets- 
tribut«« steigern«  (S.  19/20  der  Schrift).  Ist  also  das  System  der  Boden- 
verstaatlichung im  Sinne  der  neueren  Bewegung  mit  dem  System  der 
Bodenverpachtung  im  Meistgebotverfahren  identisch,  weil  sonst  der 
Hauptzweck  der  Landreformer :  die  Einheimsung  der  allmählich  wach- 
senden Grundrente  für  die  Zwecke  der  Gemeinschaft  gar  nicht  erreich- 
bar wäre ,  so  würde  dem  mobilen  Kapital  eine  geradezu  erdrückende 
Allmacht  gegeben  und  der  thatsächliche  Grundbesitz  recht  eigentlich 
ein  Monopol  der  Kapitalisten  werden,  während  jetzt  im  Wege  des  Real- 
kredits doch  auch  der  Mittellosere  Anteile  an  Grund  und  Boden  sich 
zu  erwerben  vermag.  Gegen  diese  Macht  der  Thatsachen  lässt  sich 
mit  keinen  noch  so  schön  geformten  Redensarten  aufkommen  und  es 
ist  daher  Freuss  durchaus  beizupflichten,  dass  jene  unvermeidliche  Herr- 
schaft des  Kapitalbesitzes  »einen  wirtschaftlichen  Zustand  heraufiführen 
müsste,    der  die   eigennützigsten  Wünsche,  die  goldigsten  Träume  der 
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Grosskapitalisten,  der  »»Tributerpresser««  und  »»Landhaie««  noch  weit 
überträfe«"(S.  52). 

Flürscheim  zwar  will  diese  Konsequenz  nicht  zugeben,  da  nach  ihm 
mit  der  Bodenverstaatlichung  auch  die  Macht  des  Geldkapitals  selber  ge- 
brochen werde,  indem  mit  der  Beseitigung  der  Möglichkeit  des  ferneren 
Grundrentenbezugs  (auch  in  Form  von  Hypothekenzinsen)  der  Kapital- 
rentenmarkt allmählich  seiner  Vernichtung  entgegengeführt  werde.  Aber 
gerade  diese  Theorie  Flürscheim' •&,  dass  mit  der  Beseitigung  der  privaten 
Grundrente  auch  der  private  Kapitalzins,  die  im  Grund  und  Boden  wur- 
zelnden »kapitalisierten  Tributrechte«  fallen  müssen,  ist  schon  wieder- 
holt ad  absurdum  geführt  worden ,  wie  sie  denn  auch  nur  von  dem 
Häuptling  der  deutschen  Bodenreformer  hartnäckig  vertreten,  von  seinem 
berühmteren  und  zweifelsohne  ebensowohl  menschlich  wie  wissenschaft- 
lich höher  stehenden  amerikanischen  Kollegen  Henry  George  dagegen 
ebenso  lebhaft  bestritten  wird.  Aber  in  dem  phantasievollen  Haupte 
Flürscheim' s  hat  der  Gedanke,  den  indirekten  Arbeitszwang  der  freien 
Privatwirtschaft  zu  beseitigen,  ohne  ihn  durch  den  direkten  der  sozia- 
listischen Zwangsgemeinwirtschaft  zu  ersetzen ,  ebenso  Raum ,  wie  der 
andere,  den  privaten  Zinsbezug  zu  beseitigen,  angebHch  ohne  das  Privat- 
kapital selbst  zu  sozialisieren.  Nun  darf  aber  gerade  die  Behauptung 
Flürscheim's,  dass  es  nicht  im  Wesen  des  Kapitals  liege,  ein  zinstra- 
gender Wert  zu  sein,  als- der  Grundirrtum  in  der  Lehre  desselben  an- 
gesehen werden,  mit  dessen  Aufdeckung  dessen  ganzes  luftiges  Karten- 
haus zusammenstürzen  muss.  Die  Widerlegung  von  Prölss  knüpft  hier 
an  die  Untersuchungen  von  Böhm-Bmverk  an,  die  die  tiefste  Begrün- 
dung für  die  innerliche  Berechtigung  des  Kapitalzinses  in  der  regel- 
mässigen Wertdififerenz  gegenwärtiger  und  zukünftiger  Güter  erkennen. 
Diese  Wertdifferenz  steht  in  geradem  Verhältnis  zur  Zeitdififerenz  der 
Verfügbarkeit  und  das  »Agio«,  das  demnach  gegenwärtige  vor  zukünf- 
tigen Gütern  voraushaben,  ist  die  natürliche  Quelle  des  reinen  Zinses. 
Indem  für  die  Herstellung  oder  Erwerbung  von  Produktivkapitalien, 
die  der  Erzeugung  künftiger  Güter  zu  dienen  bestimmt  sind,  gegen- 
wärtige Güter  hingegeben  werden  müssen,  muss  da^.  Schlussprodukt 
einen  Mehrwert  liefern  ,  der  neben  Unternehmergewinri  ,  Amor- 
tisation, Risikoprämie  auch  die  Wertdififerenz  zwischen  gegenwärtigen 
und  zukünftigen  Gütern  enthält,  d.  i.  eben  den  reinen  Zins,  der  zum 
Kapitalgewinn  wird,  wenn  das  Kapital  Eigentum  des  Unternehmers 
war  und  zum  Leihzins,  wenn  der  Unternehmer  das  Kapital  entliehen, 
d.  h.  einen  Kapitalisten  in  die  Lage  versetzt  hat,  ihm  zur  Verfügung- 
stehende  Gegenwartsgüter  in  die  Produktion  von  Zukunftsgütern  zu 
investieren.  »Wie  es  daher  bei  vorgeschrittener  Bevölkerung  etc.  eine 
naturgemässe,  untilgbare  Eigenschaft  des  Bodens  ist,  Rente  abzuwerfen, 
so  ist  es  unter  gleicher  Voraussetzung  Wesen  des  Kapitals,  Zins  zu 
tragen.     Beseitigen  lässt  sich  weder  die  Grundrente  noch  der  Kapital- 
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Zins,  wohl  aber  der  Fiezug  beider  durch  I*  r  i  v  a  t  e.  Hei  der  Grund- 
rente sehen  das  auch  die  Bodenbesitzreformer  ein ,  sogar  Herr  JF7ür- 
scheim;  aber  den  Kapitalzins  will  er  weder  bestehen  lassen,  wie  Henry 
George,  noch  sozialisieren,  wie  die  Sozialdemokraten  ;  d.  h.  er  will  wieder 
das  völlig  Unsinnige«  (S.  43  ff.).  Wie  denn  auch  A.  Samter  gelegent- 
lich meint :  »Privateigentum  in  irgend  einer  Form  bestehen  lassen  und 
dem  Kapital  die  wirkende  Kraft  nehmen  wollen,  ist  ein  innerer  Wider- 
spruch, ein  vergebliches  Bemühen«.  .So  verkennt  denn  Fiiirscheim  auch 
ganz  und  gar  die  Bedeutung,  die  dem  Kapitalzins  als  Regulator  im 
wirtschaftlichen  Getriebe  zukommt;  er  möchte  haben,  dass  in  Zukunft 
keine  irgend  weitaussehende  Unternehmung  an  ihrer  Unrentabilität 
scheitere ,  wie  jetzt ,  wo  der  böse  Kapitalzins  so  oft  derartige  Unter- 
nehmen verhindert.  Aber  »die  richtige  Disposition  in  der  Verwendung 
der  Güter  als  Genussgüter  einerseits,  als  Produktionsmittel  anderseits 
ist  eine  Lebensfrage  jeder  Volkswirtschaft.  Für  diese  Disposition,  für 
die  Entscheidung,  bis  zu  welcher  Grenze  es  ökonomisch  richtig  ist, 
Güter  der  gegenwärtigen  Bedürfnisbefriedigung  zu  entziehen  und  in 
weitere  Produktionsuniwege  zu  investieren ,  giebt  im  System  der  freien 
Wirtschaft  die  Rentabilität  den  entscheidenden  Massstab  .  .  .  Die  s  o- 
zial  isti  sehe  Wirtschaft  würde,  mit  der  privaten  Disposition  über  die 
Produktion  überhaupt,  auch  diesen  Regulator  der  freien  Wirtschaft  be- 
seitigen ,  aber  zugleich  will  sie  doch  für  Ersatz  desselben  durch  die 
obrigkeitliche  Disposition  der  Zwangsgemeinschaft  sorgen.  Man  darf 
bezweifeln,  ob  diese  äusserlich  mechanische  Einrichtung  des  Sozialismus 
jener  innerlich  organischen  Selbstregulierung  der  freien  Wirtschaft 
ebenbürtig  sein  würde.  Immerhin  ist  hier  eine  Idee,  die  der  Sozialis- 
mus den  bestehenden  Zuständen  entgegensetzt.  Aber  was  Fiürscheiin 
vorbringt,  hat  mit  einem  nationalökonomischen  Gedanken  überhaupt 
nichts  mehr  zu  thun  ...  Er  will  den  Kapitalzins  beseitigen,  ohne  dessen 
Funktion  in  der  freien  Wirtschaft  durch  die  obrigkeitliche  Disposition 
des  Sozialismus  zu  ersetzen«  (S.  47  ff.). 

Noch  weniger  glücklich  ist  Fiiirscheim  mit  der  Behauptung,  dass 
die  Bodenbesitzreform  ohne  Vernichtung  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
die  soziale  Frage  zu  lösen  oder  doch  die  schlimmsten  sozialen  Uebel 
zu  heilen  vermöge ;  Fiiirscheim  fabelt  freilich  von  einem  Schlaraffen- 
land, in  dem  alle  Güter  im  l^eberfluss  vorhanden  seien  ;  aber  wer  wird, 
fragt  Prölss,  auf  die  Dauer  ohne  Zwang  mit  Mühe  Güter  produzieren, 
die  im  Ueberfluss  vorhanden,  d.  h.  ökonomisch  wertlos  sind!  Wenn 
es  auch  *  heutzutage  Leute  giebt ,  die  lediglich  aus  Vergnügen  und 
Ehrgefühl  arbeiten,  so  gehört  doch  »eine  verblüffende  Kühnheit  der 
Beweisführung«  dazu ,  um  die  Richtigkeit  des  Satzes  zu  bestreiten, 
dass  »die  Mehrzahl  der  wirtschaftlich  unentbehrlichen  Arbeiten  ihrer 
Natur  nach  verzweifelt  wenig  geeignet  zur  Bethätigung  des  Vergnügens 
oder  Ehrgefühls  sei«.     FlürscJteim    meint  zwar,    ob  jemand    den  Beruf 
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eines  Anatomen  oder  den  eines  Abdeckers  ausübe,  sei  schliesslich  Ge- 
schmacksache und  Tausende  würden  lieber  einen  Abtritt  fegen,  als  eine 
chemische  Analyse  machen;  aber  jeder  halbwegs  Einsichtige  merkt  doch 
sofort,  dass  hier  »die  Wahrheit,  dass  nicht  jede  Arbeit  als  solche  ein 
Uebel  ist,  dass  nicht  jede  Arbeit  nur  um  des  Produkts  willen,  sondern 
manche  mehr  um  ihrer  selbst  willen  gethan  wird  und  in  sich  selbst  ihr 
Aequivalent  hat,  zur  völligen  Gleichartigkeit  des  Uebels  der  Arbeit  ver- 
kehrt wird«  (S.  41).  Man  müsste  also,  um  der  leidigen  Konsequenz 
*zu  entgehen,  dass  für  die  unangenehmen,  lästigen,  widerwärtigen  Ar- 
beiten nur  wenige  Freiwillige  sich  melden  werden,  zu  dem  Zugeständnis 
sich  bequemen,  dass  »diese  Arbeiten  verhältnismässig  besser  bezahlt 
werden  sollen.  Das  haben  schon  viele  Sozialreformer  gewollt.  Wir 
bekämen  dann  eine  plutokratische  Hierarchie,  auf  deren  lichter  Höhe 
die  (von  Flürscheim)  vielgefeierten  Abtrittfeger  und  Genossen  stünden  . .  . 
und  ganz  am  letzten  Ende  —  denn  die  grosse  Mehrzahl  der  wirtschaft- 
lich unentbehrlichsten  Arbeiten  ist  mehr  oder  weniger  unangenehm  — 
stünden  die  Künstler,  Gelehrten,  Staatsmänner  und  derartiges  Lumpen- 
proletariat. Aber  im  Uebrigen  ist  das  für  Flürscheim  eine  Ausflucht, 
die  gar  nicht  in  sein  System  passt.  Denn  in  seinem  Zukunftsstaat  soll 
zwischen  Reich  und  Arm  ja  nur  ein  imaginärer  Unterschied  bestehen, 
und  jedermann  hat  aus  dem  Ertrag  der  Grundrente  ein  sicheres  Normal- 
einkommen, so  dass  es  wohl  die  Mehrzahl  vorziehen  dürfte,  mit  jenem 
Einkommen  der  Kunst,  Wissenschaft  oder  dem  Nichtsthun  zu  leben, 
als  aus  Vergnügen  und  Ehrgefühl  Abtritte  zu  fegen.  Und  mit  solchen 
—  »»Denkern««  muss  man  sich  herumschlagen«  (S.  42). 

Das  ganze  Fundament  der  Bewegung  der  Landreformer  beruht 
schliesslich  auf  der  Prämisse,  dass  aller  Landbesitz  der  Welt  auf  wider- 
rechtlicher Aneignung  beruht  und  dass  demgemäss  alle  heutigen  Grund- 
besitzer »Besitzer  von  dem  Erdbodenraub  (1)  entstammenden  Tribut- 
rechten  sind«  ;  und  daher  schon  als  Sühne  für  die  geschädigte  Moral 
nicht  schnell  genug  mit  diesen  angemassten  Bodenrechten  aufgeräumt 
werden  könne.  Die  Sinnlosigkeit  dieses  Arguments  in  der  ihm  zuge- 
wiesenen Allgemeinheit  wird,  wie  schon  vor  ihm  A.  Wagner  u.  a.  ge- 
than haben,  auch  von  Prölss  widerlegt  (S.  53  ff.),  welches  Argument 
freilich  noch  übertrumpft  wird  durch  die  von  einem  Anhänger  Flür- 
scheim'%  (Harmening)  aufgestellte  These:  dass,  wenn  schon  die 
Entwicklung  der  Kulturvölker  mit  verschwindenden  Ausnahmen 
den  allmählichen  Uebergang  vom  Gemeineigentum  zum  Privateigen- 
tum aufweise,  dies  für  die  wirtschaftliche  Notwendigkeit  dieser  Ent- 
wicklung nichts  beweise  ,  weil  eben  »die  ganze  Kulturmenschheit 
einen  falschen  Weg  gegangen  sei«  (!).  Prölss  betont  weiterhin  ganz 
zutreffend,  dass  wenn  in  den  Augen  der  Landreformer  das  Latifundien- 
wesen mit  Recht  einen  Stein  des  Anstosses  bildet,  die  wahre  Abhilfe 
nicht  in  der  Aufhebung,  sondern  in  der  Stärkung  und  Ausbreitung  tles 
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Privateigentums  durch  thunlichste  Vermehrung  der  kleinen  und  mittleren 
L;indstellenbesitzer  beruht  (S.  69),  worauf  ja  auch  dermalen  die  Land- 
politik, in  England  und  Preussen  abhebt;  und  dass,  wenn  die  Land- 
reformer gerade  auch  die  bäuerlichen  Massen  unter  dem  Hinweis  auf  die 
Bodenverschuldung  für  ihre  Zwecke  zu  mobilisieren  sich  bemühen,  hier 
ein  gutes  Stück  Heuchelei  zu  Tage  tritt.  ^Welchen  Vorteil  soll  denn 
der  mittlere  und  kleine  Grundbesitz  darin  finden,  dass  er  statt  des  ihn 
heute  belastenden  Plypothekenzinses  die  (im  System  der  Bodenverstaat- 
lichung beständig  wachsende)  (Grundrente  zu  zahlen  hat  .  .  .  Wahrlich, 
wenn  die  Bodenreform  dem  Bauern  die  Identität  seiner  Interessen 
mit  ihren  Zielen  einreden  will,  muss  sie  ihm  vorher  jeden  Funken  ge- 
sunden Menschenverstandes  ausreden«  (S.  74).  Dem  in  der  vorgetra- 
genen Allgemeinheit  ebenfalls  grundlosen,  aber  mit  besonderer  Emphase 
vorgetragenen  Argument  der  Bodenreformer  über  die  sittliche  Anstössig- 
keit  des  Grundrentenbezugs  als  individuell  unverdienten  Einkommens 
hält  Frö/ss  entgegen,  dass  es  jedenfalls  eine  höchst  fragwürdige  Ge- 
rechtigkeit und  ein  geistlos  mechanisches  Prinzip  bedeute,  denjenigen 
Teil  des  ökonomischen  Verdiensts,  der  durch  die  gesellschaftlichen 
Zusammenhänge  geschaffen  ist,  etwa  nach  der  Kopfzahl  zu  verteilen. 
»Auf  diese  kommunistische  Idee  laufen  aber  im  letzten  Grund  die 
einschlägigen  Argumente  hinaus,  wie  F/ursc/ieim's  angeborene  Menschen- 
rente zeigt«  (S.  82).  Ueber  die  Bedenken,  die  im  System  der  Boden- 
verstaatlichung im  HinbUck  auf  die  wirtschaftliche  Uebermacht  des 
Staats  für  das  Wirtschaftsleben  des  Einzelnen  und  bei  den  mutmass- 
lichen Schwankungen  der  verstaatlichten  Grundrente  für  die  geordnete 
Fortführung  des  Staatshaushalts  sich  ergeben,  pflegen  sich  die  Boden- 
reformer leichten  Herzens  mit  sehr  fadenscheinigen  Gründen  hinwegzu- 
setzen. »Wer  lernen  wollte,  könnte  in  dieser  Hinsicht  nützHche  Lehren 
aus  der  Beeinflussung  des  preussischen  Etats  durch  das  verstaatlichte 
Eisenbahnwesen  schöpfen.«  Jedenfalls  —  »wenn  staatliches  Eingreifen 
in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  auch  bezüglich  des  Grund  und  Bo- 
dens mannigfach  erforderlich  ist,  so  bietet  für  die  Erspriesslichkeit 
solchen  Eingreifens  jeder  Zustand  bessere  Garantien  als  der,  wo  der 
Staat  selbst  der  wirtschaftlich  meist  interessierte  Generalmonopolist  des 
Grund  und  Bodens  wäre  ...  In  vielen  Strömungen  der  Gegenwart  ist 
die  Idee  lebendig,  dass  der  Staat  berufen  sei,  durch  seine  regelnde 
Macht  die  Schroffheit  des  wirtschaftlichen  Kampfes  zu  mildern.  Aerger 
kann  man  diese  Idee  nicht  verkehren,  als  wenn  man  den  Staat  mit 
seinen  weitesten  Interessen  mehr  und  mehr  in  das  Getriebe  dieses  wirt- 
schaftlichen Kampfes  hineinziehen  will«  (S.  85).  Frölss  schliesst  seine 
Ausführungen  mit  dem  Satz,  dass  wer,  wie  die  Bodenreformer,  die  Not- 
wendigkeit sozialer  Reformen  nur  als  Agitationsmittel  für  widersinnige 
Endziele  ausbeutet,  sich  geradezu  an  den  Leidenden  versündigt,  weil 
es    das  Erreichen    des  Möglichen   erschwert.     »Wer    ehrlich   nüchterne 
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Reformen  will,  der  arbeite  am  Nächsten  und  hüte  sich  vor  denen,  die 
ihm  soziale  Wunderkuren  anpreisen.  Je  voller  sie  den  Mund  nehmen, 
desto  leerer  ist  der  Kopf«. 

Soweit  die  Schrift  von  Pröhs,  die  die  Schwäche  und  Hinfälligkeit 
des  dünkelhaften,  lärmenden  Auftretens  der  deutschen  Bodenreformer 
treffend  kennzeichnet  und  in  der  vielleicht  nur  das  Eine  zu  vermissen 
ist,  dass  sie  die  sozial-ethische  Bedeutung  des  Grundeigentums  und  die 
Vorzüge,  die  der  Eigenbewirtschaftung  vor  dem  System  der  Verpach- 
tung grundsätzhch  innewohnen,  nicht  genügend  betont ;  denn  unfehlbar 
würde  im  System  der  Bodenverstaatlichung  der  demokratische  Zug  der 
Verwaltung  zu  immer  stärkerer  Verkleinerung  (nicht  Vergrösserung,  wie 
Prölss  meint)  der  Pachteinheit  drängen,  d.  h,  zu  jenem  Zustand  der 
Parzellenpacht  mit  kurzfristigen  Pachtperioden,  die  noch  überall  von 
der  stärksten  Auswucherung  der  Bodenbebauer  sich  begleitet  erwies. 
In  meiner  »Agrarpohtik«  (Bd.  III  von  A.  Wagner' %  pol.  Oekonomie) 
habe  ich  deshalb  bei  der  kritischen  Beleuchtung  der  Landreformbewe- 
gung (§  40  ff.)  gerade  diese  Seite  der  Sache  scharf  betonen  zu  sollen 
geglaubt,  wie  ähnlich  auch  ?,ch.on  Schaf le  früher  meinte,  dass  »der  Staat 
als  Grundmonopolist  unter  kommunistischer  Maske  wohl  bald  ein  harter 
Rentier  sein  würde«.  Im  Uebrigen  darf  man  wohl  die  Meinung  ver- 
treten, dass  die  Bewegung  der  Landreformer  in  Deutschland,  die  nur 
durch  die  Geschäftigkeit  und  die  laute  Stimme  ihres  dermaligen  Führers 
künstlich  hochgehalten  wird,  noch  rascher  zusammensinken  wird,  als 
die  mit  viel  grösserer  Berechtigung  eingeleitete  gleiche  Bewegung  in 
Amerika  und  England.  Tönendes  Phrasengeklingel  kann  selbst  bei  ein- 
sichtslosen Leuten  doch  nur  auf  kurze  Zeit  Eindruck  machen ;  das 
Raketenfeuer  der  Fiür scheint' %c\i&sx  Gemeinplätze  und  Phantasien  wird 
deshalb  rasch  verknattern  und  von  ihm  nichts  übrig  bleiben  als  eine 
inhaltslose  Hülse,  über  die  man  gleichgültig  hinwegschreitet. 


6)  Verschiedenes. 

Graf  zur  Lippe-  Weissenfeis,  Die  drei  werbenden  Faktoren  der  Landwirt- 
schaft :  Natur,  Arbeit  und  Kapital.    Dresden  bei  G.  Schönfeld,  1892.  S.  68. 

„Die  Forderungen  der  Deutschen  Landwirtschaft  in  Konsequenz  der  jüngsten 
wirtschaftspolitischen  Massnahmen."  Referat  in  der  XVII.  General- 
versammlung der  Vereinigung  der  Staats-  und  Wirtschaftsreformer  am 
24.  Februar  1892  von  Landrat  von  Kardorff-  Wahnitz  und  Graf  von 
Schwerin-Lömitz.     Berlin,   1892,  bei  Walther.     38  S. 

Die  erste  Schrift  enthält  eine  kritische  Würdigung  der  Produktions- 
faktoren im  landw.  Betrieb  und  ist  lesenswert  nicht  sowohl  wegen  der 
theoretischen  Betrachtungen,  die  zwar  die  litterarische  Vertrautheit  des 
Herrn  Verfassers  mit  dem  Stoff  darthun,  aber  nicht  wesentliches  Neues 


2  j  2  Buchenberf^er  : 

bieten,  als  wegen  der  eingeflochtenen  Erörterungen  über  verschiedene 
die  Praxis  des  landwirtschaftlichen  Gewerbes  berührenden  Fragen. 
Seiner  Ansicht  üjjer  die  Arbeiterfrage :  dass  die  blosse  materielle  Sicher- 
stellung der  Existenz  nicht  genüge,  einen  mit  voller  Hingabe  an  die 
Arbeit  sich  widmenden  Arbeiterstand  zu  schaffen  ,  wenn  ihm  nicht  zu- 
gleich die  Aussicht  geboten  sei,  selbständig  zu  werden,  ist  vollkommen 
beizupflichten.  Und  es  wäre  zu  wünschen,  dass  recht  viele  Standes- 
genossen des  H.  Verfassers  dasselbe  von  sich  sagen  könnten  ,  wie  er 
es  auf  S.  35  der  Schrift  thut:  »Mir  ist  es  stets  erfreulich,  wenn  meine 
Arbeiter  sich  zunächst  Acker  j^achten  und  dann  einen  Morgen  nach 
dem  andern  kaufen ;  ich  unterstütze  sie  bei  der  Bearbeitung  dieser 
Aecker  so  gut  ich  kann,  leihe  ihnen  unentgeltlich  mein  Gespann,  gebe 
ihnen  Zeit,  ihre  Arbeiten  zur  rechten  Zeit  auszuführen.  Diese  Arbeiter 
sind  für  mich  die  besten,  ich  kann  mich  auf  sie  verlassen.«  —  Auch 
die  tadelnden  Ausführungen  über  die  oft  kostspieligen  landwirtschaft- 
lichen Bauten  unter  Betonung  des  Nutzens,  den  die  Herausgabe  von 
Musterplänen  solcher  Baulichkeiten  haben  würde ,  die  Auslassungen 
über  die  Unüberlegtheit,  mit  der  namentlich  jüngere  Landwirte  ihr  Be- 
triebskapital in  neuen,  unerprobten,  kostspieligen  Maschinen  oder  im 
kritiklosen  Wechseln  der  Viehschläge  oftmals  verzetteln,  sind  bemer- 
kenswert und  die  Haltung  in  der  Getreidezoll-  und  Währungsfrage  ist 
eine  so  unbefangene,  wie  man  sie  heute  in  den  Kreisen  des  Gross- 
grundbesitzes nicht  eben  häufig  antrifft. 


Den  Standpunkt  des  extremen  Agrariertums  findet  man  in  der  zweit- 
erwähnten Schrift,  insbesondere  in  dem  Referat  des  Herrn  7k  Kardorf 
vertreten,  der  mit  der  neuerlichen  Steuer-  und  Wirtschaftspolitik  der 
Reichsregierung  scharf  ins  Zeug  geht  und  diesen  Anlass  selbstredend 
nicht  vorübergehen  lassen  konnte ,  für  die  Silberwährung  als  Haupt- 
panacee  für  die  agrarischen  Leiden  der  Zeit  mit  den  nun  bald  zum 
Ueberdruss  gehörten  Argumenten  einzutreten.  In  dem  Referat  des 
Grafen  v.  Schwerin  wird,  wie  uns  scheinen  will,  mit  Recht  die  Notwen- 
digkeit betont,  bei  dem  Vollzug  des  Rentengütergesetzes  die  Vermitte- 
lung  der  Generalkommissionen  nicht,  wie  in  Aussicht  genommen  zu 
sein  scheint,  nur  bei  Bauerngütern,  sondern  auch  bei  Schafl"ung  kleiner 
Tagelöhnerstellen  eintreten  zu  lassen;  auch  die  Bedeutung,  die  die 
systematische  Entwicklung  des  Tertiärbahnwesens  für  die  Landwirtschaft 
gewinnen  kann,  wird  richtig  betont.  Da  die  von  dem  XIL  Kongress 
der  Staats-  und  Wirtschaftsreformer  gefassten  Resolutionen  jedenfalls 
die  öffentliche  Meinung  eines  erheblichen  Teiles  der  norddeutschen 
Grundbesitzer  widerspiegeln,  und  zudem  manches  fordern,  was  der  Be- 
achtung wert  ist,  so  mögen  sie  hier  wörtlich  Aufnahme  finden : 

»Mit  Rücksicht    auf  die   am  i.  Februar   d.   J.  in  Kraft   getretenen 
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Handelsverträge  und  die  dadurch  der  deutschen  Landwirtschaft  auf 
lange  Jahre  hinaus  auferlegten  neuen  Opfer  muss  dieselbe  neben  un- 
bedingter  Erhaltung  ihres  Zollschutzes  in  der  J  e  t  z  i- 
g  e  n  Höhe  auf  eine  beschleunigte  Durchführung  der  nachstehenden 
Forderungen  dringen : 

1}  Initiative  des  Deutschen  Reiches  zur  internationalen 
Wiederherstellung  des  Silbers  zum  iMünzmetall ; 

2)  Besserung  der  ländlichen  Arbeiterverhältnisse  durch  a.  Revision 
des  Gesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom  6.  Juni  1870  und 
des  Gesetzes  über  die  Freizügigkeit  vom  i.  November  1867;  b.  Sess- 
haftmachung  ländlicher  Arbeiter  —  speziell  in  Preussen  —  durch  Be- 
günstigung der  Errichtung  kleiner  Rentengüter  von  seiten  der  General- 
komniissionen  auf  Grund  der  Gesetze  vom  27.  Juni  1890  und  7.  Juli  1891 ; 
c.  unbeschränkte  Zulassung  von  Arbeitern  aus  Nachbarstaaten;  d.  Stel- 
lung des  Kontraktbruches  unter  das  Strafgesetzbuch ; 

3)  Erleichterung  des  Verkehrs  durch  a.  Ermässigung  der  Fracht- 
sätze auf  den  bestehenden  Staatsbahnen  für  Massentransporte  auf  weite 
Entfernung ;  b.  Ausbau  des  Eisenbahn-  und  Strassennetzes  —  besonders 
in  den  vorwiegend  ackerbautreibenden,  bisher  vernachlässigten  Landes- 
teilen ;  c.  Erleichterung  des  Grunderwerbs  und  der  Konzessionserlangung 
für  öffentliche  Tertiärbahnen ; 

4)  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  m  Preussen  durch  Suspension 
der  Grund-  und  Gebäudesteuer ; 

5)  Möglichste  Beschränkung  des  zum  Verderben  der  Landwirtschaft 
immer  mehr  überhandnehmenden  Börsen-Differenzspiels  in  den  Erzeug- 
nissen der  Landwirtschaft,  unter  gleichzeitiger  Anerkennung  des  wirt- 
schaftlich berechtigten  Terminhandels.« 


C  V.  Seelhorst,  Die  Belastung  der  Grundrente  durch  das  Gebäudekapital  in 
der  Landwirtschaft.     Jena,    1890.     78  S. 

Der  Verfasser  reproduziert  die  seitherigen  Annahmen  über  das 
durchschnittliche  Mass ,  mit  dem  das  Gebäudekapital  die  Grundrente 
belastet  und  ergänzt  dieselben  in  wertvoller  Weise  durch  Berechnungen, 
zu  denen  eine  grössere  Anzahl  der  Wirklichkeit  entnommener  Beispiele 
aus  einer  Anzahl  preussischer  Provinzen,  sowie  aus  einzelnen  mittel- 
und  süddeutschen  Staatswesen  das  Material  geliefert  haben.  Die  von 
ihm  aufgestellten  Tabellen  mit  den  Angaben  über  Gutstläche,  Taxwert 
der  Güter,  Brandkassenanschlag'  der  Gebäude  (welch'  letzterer  nach  tlen 
Berechnungen  des  Verfassers  ziemlich  mit  dem  durchschnittlichen  Zeit- 
wert der  Gebäude  zusammenfällt)  lassen  u.  a.  erkennen ,  dass  das  ha 
der  in  Berechnung  gezogenen  Gesamtfläche  durchschnittlich  mit  181  M.; 
die  einzelnen  Güter  auf  das  ha  durchschnittlich  mit  195  M.  Brandkassen- 
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anschlag  belastet  sind;  chiss  der  Hrandkassenanschlag  auf  27,7 'V.,  des 
gesamten  Taxwerts  der  betreffenden  Güter  sich  stellt;  und  dass,  ent- 
sprechend den  seitherigen  Annahmen,  grössere  Güter  im  Durchschnitt 
ein  geringeres  Gebäudekapital  haben  als  kleinere.  Der  Verfasser  er- 
mittelt im  Anschluss  an  diese  Ergebnisse,  nach  denen  also  "*/iu.,  des 
gesamten  Grundkapitals  produktiv,  "'"/lou  thatsächlich  unproduktiv  ist, 
im  einzelnen,  in  welchem  Umfang  durch  die  Reparaturkosten,  die  Er- 
neuerungsquote, die  Feuerversicherung,  die  steuerliche  Belastung  der 
Gebäude  die  Rente  beeinflusst  wird  und  findet,  dass  diese  Kosten 
1,007  "/o  und  einschliesslich  der  Verzinsung  des  Gebäudekapitals  2,92"/., 
des  Grundkapitals  betragen,  um  welchen  Betrag  also  die  Rente  ohne 
die  Belastung  durch  die  Gebäude  höher  sein,  also  beispielsweise  statt 
4  n/o  —  auf  6,92  °'n  sich  stellen  könnte.  Nun  ist  freilich ,  nach  den 
Verhältnissen,  in  denen  im  mittleren  Europa  die  Landwirtschaft  be- 
trieben wird,  ein  Gutsbetrieb  ohne  Gutsgebäude  nicht  ausführbar,  immer- 
hin giebt  die  relative  Höhe  dieser  Belastung  eine  ernste  Mahnung,  am 
Gebäudekapital  so  viel  als  möglich  zu  sparen  und  es  gewinnt  deshalb 
die  Frage,  mit  welcher  Bauart  man  die  Belastung  der  Rente  auf  das 
thunlichst  niedrige  Mass  zu  mindern  vermag ,  ob  also  namentlich  im 
gegebenen  Fall  ein  Massivbau  oder  ein  leichter  Fachwerkbau  den  Vor- 
zug verdient,  eine  ganz  besondere  Bedeutung.  Der  Verfasser  erläutert 
auch  diese  Seite  der  Frage  durch  eine  Anzahl  Beispiele  und  lenkt  am 
Schlüsse  im  Anschluss  an  die  Ratschläge ,  welche  bereits  die  älteren 
Agronomen  T/iaer  und  Schmerz  erteilt  haben,  die  Aufmerksamkeit  auf 
die  Nützlichkeit  der  umfangreichen  Anwendung  der  Diemenschuppen 
oder  Feimen  an  Stelle  der  kostspieligeren  Scheunenbauten,  in  welch' 
letzteren  nach  Fühling  40  "/o  des  gesamten  Gebäudekapitals  zu  stecken 
pflegt ;  kommt  doch  zu  der  Ersparnis  an  Baukapital  noch  der  Anteil 
der  Beschleunigung  der  Erntearbeiten  und  der  Ersparnis  an  Zugvieh 
und  Arbeitslöhnen  zur  Erntezeit,  wenn  das  Getreide  oder  Heu  auf  dem 
Feld  selbst  aufgefeimt,  statt  in  die  oft  weitabgelegenen  Scheunen  ver- 
bracht wird. 

Den  Ausführungen  der  Schrift,  die  die  ältere  und  neuere  Litteratur 
der  landw.  Betriebslehre  über  den  Gegenstand  sorgfältig  benutzt  hat 
und  in  der  nur  der  Versuch  einer  Anleitung  zur  zahlenmässigen  Be- 
rechnung der  Belastung  der  Grundrente  eines  bestimmten  Einzelguts 
durch  das  Gebäudekapital  von  problematischem  Wert  sein  dürfte 
(S.  35  fif.  -der  Schrift)  sei  hier  noch  die  Bemerkung  angefügt,  dass  die 
besprochene  Frage  eine  besondere  Bedeutung  gerade  auch  in  den  Ge- 
genden der  Freiteilbarkeit  beansprucht,  weil  hier  bei  Erbschafts- 
auseinandersetzungen einer  der  Miterben  die  Hofraithe  mit  den  Ge- 
bäuden zu  übernehmen  genötigt  ist  und  weil  nun  regelmässig  die  vor- 
handenen, bis  dahin  vielleicht  gerade  zureichenden  Wirtschaftsgebäude 
ausser  Verhältnis  zu  dem  im  Erbweg  übernommenen  Teilstück  des  An- 
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Wesens  stehen  werden.  An  dieser  übermässigen  Belastung  der  Anwesen 
mit  Gebäudekapital  in  den  Gebieten  der  Freiteilbarkeit  kränkeln  un- 
zweifelhaft viele  Wirte ,  zumal  dann ,  wenn  der  Wertanschlag  der  Ge- 
bäude bei  der  Erbschaftsauseinandersetzung  den  laufenden  Verkaufs- 
werten entnommen  ist.  Aus  solchen  Ursachen  erklärt  sich  denn  auch 
einerseits  das  Verlangen  nach  einer  Ermässigung  der  auf  den  land- 
wirtschaftlichen Gebäuden  ruhenden  Steuerlast,  wie  es  neuerdings 
wieder  in  den  Verhandlungen  der  badischen  Landstände  zu  Tage  ge- 
treten ist  und  anderseits  lässt  es  eine  Uebertragung  der.  neuzeitlichen 
Anerbenrechtsgrundsätze  auf  die  Uebernahme  von  Gebäuden  im  Erb- 
weg (Recht  der  Uebernahme  zu  billigem  Anschlag)  gerechtfertigt  er- 
scheinen ,  in  welchem  Sinn  ein  in  jüngster  Zeit  im  badischen  Justiz- 
ministerium ausgearbeiteter  Gesetzentwurf  Abhilfe  zu  bringen  sich  bemüht. 


An  weiteren  agrar-politischen  Schriften  sind  inzwischen  eingegangen  : 

H.  Settegast,  Erlebtes  und  Erstrebtes,  Berlin  bei  Puttkammer  u.  Mühlbrecht, 

1892,  393   S.  (vgl.  oben  S.  305). 
K.    JValcker,  Die  Frage  der  Zolleinigung  mit  Oesterreich-Ungarn,  Leipzig, 

bei  Rossberg,   1892.    29   S. 

A.  B. 


II.    MISZELLEN. 


Metternich  und  die  Entstehung  des  Zollvereins. 

Durch  Adolf  Beer  besitzen  wir  eine  vorzügliche  »Geschichte  der 
österreichischen  Handelspolitik  im  19.  Jahrhundert«  ').  Dieselbe  ist 
streng  nach  den  Quellen  gearbeitet  und  verbreitet  in  durchsichtigster 
Darstellung  eine  Fülle  des  Lichtes  über  den  Gegenstand. 

Das  allmähliche  Sichüberleben  und  Ableben  des  Merkantilismus 
auch  in  Oesterreich  während  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts,  dann 
die  Bestrebungen  österreichisch-deutscher  Zoll-  und  Handelseinigung 
samt  der  Freihandelsperiode  von  1865 — 1878  finden  aus  den  Quellen, 
welche  im  Anhang  namhaft  gemacht  und  teilweise  abgedruckt  sind, 
die  glücklichste  geschichtliche  Bearbeitung. 

Es  wäre  verlockend,  besonders  den  Kampf  gegen  den  deutsch- 
französischen Handelsvertrag  an  der  Hand  Beer''^  zu  verfolgen.  Wir 
begnügen  uns  damit ,  zu  bemerken ,  dass  hiebei  Graf  Rechberg  keines- 
wegs jenen  vom  österr.  Standpunkt  aus  zu  tadelnden  Mangel  an  Energie 
und  Intelligenz  bethätigt  hat,  welchen  man  ihm  z.  T.  bis  heute  vor- 
wirft; das  Meiste  hat  die  Hochschutzzöllnerei  der  M.  Mohl  und  Ker- 
siorff  e  tutti  quanti  verdorben,  welche  nicht  durch  sondern  trotz  Rech- 
berg und  Hock  es  dahin  brachten,  die  beste  Zeit  zu  verpassen.  Näher 
halten  wir  uns  aber  hiebei  nicht  auf  Die  betreffenden  Thatsachen 
waren  ja  auch  schon  bisher  wenigstens  denjenigen  bekannt,  welche  an 
den  damaligen  Kämpfen  litterarisch  und  diplomatisch  teilgenommen 
haben. 

Viel  unbekannter  blieb  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  Rolle,  welche 
Fürst  Metternich  in  der  HandelspoUtik  Oesterreichs  während  der  er  st  en 
Hälfte  dieses  Jahrhunderts  gespielt  hat.  Man  hat  ihm,  dessen  Bild 
heute  noch  von  der  Parteien  Hass  ebenso  entstellt  ist,  als  es  zu  seiner 
Regierungszeit  von  anderer  Parteien  Gunst  getrübt  war,  es  stets  vor- 
geworfen, dass  er  trag  und  voraussichtslos  den  von  Anfang  notwendig 
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gewesenen  Beitritt  Oesterreichs  zum  deutschen  Zollverein  versäumt 
habe.  Die  quellenmässige  Darstellung  Beer's  stellt  es  nun  in  helles 
Licht,  dass  Metternich  auch  handelspolitisch  Oesterreich  bei  Deutsch- 
land erhalten  wissen  wollte  und  den  Zollverein  ohne  Oesterreich  nicht 
gefördert  hat.  Wir  bringen  dies  im  Folgenden  durch  einen  wörtlichen 
Auszug  aus  Beer's  Werk  zur  Anschauung. 

Die  hervorragenden  Staatsmänner  aller  Länder  —  sagt  B.,  haben  in 
der  Anbahnung  inniger  Handelsbeziehungen  zu  den  anderen  Mächten  ein 
Mittel  zur  Verwirklichung  politischer  Pläne  gesehen.  Auch  in  Österreich 
hat  die  Staatskanzlei  von  jeher  auf  die  Handelspolitik  Einfluss  zu 
nehmen  gesucht  und  die  mit  der  Leitung  der  Handelsangelegenheiten 
betrauten  Behörden  auf  den  innigen  Zusammenhang  zwischen  der  gros- 
sen Politik  und  der  Handelspolitik  aufmerksam  gemacht.  Der  Staats- 
kanzler Kaunitz  redete  freiem  Gesichtspunkten  bei  Ergreifung  der  auf 
den  Handel  bezüglichen  Massnahmen  das  Wort  und  sprach  sich  nicht 
selten  gegen  die  allgemein  befürwortete  wirtschaftliche  Absperrung  aus. 
Sein  Schüler  und  Nachfolger,  Metternich,  der  nach  dem  Ruhme  strebte, 
eine  ähnliche  Stellung  einzunehmen,  hat  seit  der  Übernahme  der  aus- 
wärtigen Geschäfte  auch  in  handelspolitischen  Angelegenheiten  seine 
gewichtige  Stimme  erhoben  und  auf  die  Hofkammer  bestimmend 
einzuwirken  versucht.  Allerdings  nicht  mit  Glück ;  denn  er  stiess  bei 
seinen  Bestrebungen  auf  fast  unüberwindlichen  Widerstand.  Kaiser 
Franz  hörte  vielmehr  auf  die  Auseinandersetzungen  der  Hofkammer, 
deren  Ansichten  ihm  aus  der  Seele  gesprochen  waren,  und  unter  Fer- 
dinand fand  Metternich  in  der  Staatskonferenz  an  dem  Erzherzog  L  u  d- 
w  i  g  einen  in  dieser  wie  in  mancher  andern  Frage  unbesiegbaren  Gegner, 
der,  namentlich  jeder  Änderung  der  Handelspolitik  entschieden  abhold, 
schon  bei  Lebzeiten  seines  Bruders,  des  Kaisers  Franz,  die  Massnahmen 
des  Staatskanzlers  vielfach  zu  kreuzen  bemüht  war.  Der  erste  Versuch 
Metternich's  auf  handelspolitischem  Gebiete  reicht  in  das  Jahr  1810 
zurück.  Während  seiner  Anwesenheit  in  Paris,  wohin  er  sich  bald  nach 
der  Vermählung  der  kaiserlichen  Tochter  begab,  vereinbarte  er  einen 
Handelsvertrag,  der  in  Wien  einer  vernichtenden  Kritik  unterzogen 
wurde  und  die  kaiserliche  Sanktion  nicht  erhielt.  Als  später  nach  Her- 
stellung des  Friedens  die  kommerziellen  Beziehungen  zu  Deutschland 
die  Behörden  beschäftigten,  griff  Metternich  wiederholt  zur  Feder,  um 
seine  Ansichten  darzulegen,  und  es  bleibt  sein  unbestreitbares  Verdienst, 
die  grosse  Tragweite  des  in  Bildung  begriffenen  Zollvereins 
und  die  Rückwirkung  auf  Österreich  erkannt  zu  haben;  bei  jeder 
neuen  Phase  erhob  er  seine  Stimme,  um  auf  die  bedeutsamen  Folgen 
in  wirtschaftlicher  und  politischer  Beziehung  aufmerksam  zu  machen. 
Schon  181 7  bei  der  Hungersnot  und  später  immer  mehr  sprach  sich 
Metternicli  bei  jeder  Gelegenheit  für  Anbahnung  eines  freieren  Ver- 
kehrs mit  Deutschland  aus.    Lebhaft  hatte  er  gewünscht,  wenn  auf  den 
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Wiener  Konferenzen  irgend  eine  Vereinbarung  bezüglich  iJurchfüh- 
rung  des  Artikels  XIX  der  Bundesakte  zu  Stande  gekom- 
men wäre,  allein  die  Handelsbehörde  sprach  sich  mit  grosser  Entschie- 
denheit dagegen  aus.  Den  energischesten  Widerstand  fand  jede  Mass- 
regel, die  zu  einer  zollpolitischen  Annäherung  an  Deutschland  hätte 
führen  können,  an  dem  Kaiser.  Metternich  befürwortete  von  politischer, 
Stahl,  der  geistvolle,  gebildete  und  thatkräftige  Fachmann  von  wirtsch. 
Seite  den  freien  Verkehr  mit  Lebensmitteln.  (Österreich,  setzte  der 
Staatskanzler  auseinander,  würde  das  Odium  zu  tragen  haben,  der  ein- 
zige Staat  zu  sein ,  welcher  einer  als  unbedingt  allgemein  nützlichen 
und  für  keinen  Staat  insbesondere  schädliclien,  auf  vollkommener  Re- 
ciprocität  beruhenden  Übereinkunft  entgegenstehen  würde.  Sein  Vor- 
schlag gieng  dahin,  der  Kaiser  möge  seinen  Beitritt  zu  dem  freien  Ver- 
kehre mit  Lebensmitteln  für  sämtliche,  dem  deutschen  Bunde  angehö- 
rige  Staaten  aussprechen,  in  Bezug  auf  die  übrigen  Gebiete  sich  volle 
Freiheit  vorbehalten.  Die  Darlegungen  blieben  auf  den  Kaiser  ohne  Ein- 
druck und  die  Wiener  Konferenzen  verliefen  bezüglich  der  wirtschaft- 
lichen Fragen  ergebnislos.  Beratung  und  Beschlussfassung  wurden  dem 
Bundestage  zugewiesen.  Österreich  hat,  heisst  es  in  einer  Weisung 
an  Münch  in  Frankfurt  vom  26.  April  1828,  bei  der  neuen  Gestaltung 
der  Handelsverhältnisse  in  Deutschland ,  nachdem  es  nicht  in  seiner 
Macht  steht,  sie  zu  verhindern,  immerhin  doch  ein  Interesse,  nämlich 
die  Begünstigung  und  Erleichterung  des  Transitohandels. 

Die  zwischen  Preussen  und  Hessen  -  Darmstadt  geschlossene  Ver- 
einbarung, sowie  die  bald  darauf  zwischen  Bayern,  Württemberg  und 
Preussen  eingeleiteten  Verhandlungen  über  den  Abschluss  eines  Han- 
delsvertrages drängten  die  bedeutsamen  wirtschaftlichen  Fragen  in  den 
Vordergrund. 

Eine  ausführliche  Depesche  des  Grafen  Trauttmansdorff  enthielt 
Mitteilungen  über  Verhandlungen,  die  in  Berlin  Herr  von  Cotta  über 
einen  zwischen  Preussen  und  dem  bayrisch-württembergischen  Vereine 
abzuschliessenden  Handelsvertrag  führte  ;  aller  Wahrscheinlichkeit  nach, 
schrieb  der  österreichische  Vertreter  an  der  Spree,  dürfte  eine  Verein- 
barung getroffen  werden,  geeignet,  die  gegenseitigen  deutschen  Handels- 
interessen-zu  fördern,  den  Süden  mit  dem  Norden  in  Berührung  zu 
bringen,  die  mitteldeutschen  Staaten  geschmeidiger  zu  machen  und  zu 
einer  Einverleibung  heranzubilden.  Auf  den  Staatskanzler 
machten  die  Mitteilungen  Sachsens  tiefen  Eindruck ,  da  er  fast 
gleichzeitig  über  den  Inhalt  der  Verhandlungen  zwischen  den  süd- 
deutschen Staaten  und  Preussen  Nachrichten  erhalten  hatte  ;  er  wen- 
dete sich  direkt  an  den  Kaiser  und  schilderte  die  Bewegung,  welche 
unter  den  deutschen  Kabinetten  wegen  Herstellung  eines  freien  Han- 
delsverkehres stattfinde ,  gab  auch  der  Besorgnis  Ausdruck ,  dass  die 
bereits    abgeschlossene   und  in  Verhandlung   begriffene   Handels-    und 
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Zollverbirtdung  unter  gewissen  Verhältnissen  eine  für  Österreichs  Handel 
und  Industrie  nachteilige  Richtung  erhalten  könnte;  als  ein  wirksames 
Mittel ,  dem  vorzubeugen ,  schlug  er  Milderung  des  Zollsystems  vor. 
Der  Kaiser  übermittelte  die  Schriftstücke  an  die  Hofkammer  mit  der 
Frage,  ob  und  welche  Erleichterung  im  Verkehr  mit  den  Nachbar- 
staaten entweder  durch  Abänderung  des  Tarifs  oder  auf  anderem  Wege 
bewerkstelligt  werden  könnte.  Die  Hofkammer  verhielt  sich  ganz  ab- 
lehnend. Dass  der  Anschluss  der  kleineren  deutschen  Staaten  an  Preus- 
sen  für  Österreich  nachteilig  sei,  wurde  nicht  in  Abrede  gestellt,  aber 
die  Möglichkeit  einer  Zolleinigung  Österreichs  mit  den  Nachbarstaaten 
als  selbstverständlich  verneint.  Dies  bedürfe,  meinte  Graf  Nädasdy, 
keiner  Erörterung.  Die  geographische  Lage ,  noch  mehr  aber  die  be- 
sonderen politischen,  sowie  die  kommerziellen  und  industriellen  Ver- 
hältnisse Österreichs  machen  solche  Verbindungen  unausführbar ,  dies 
würde  unter  allen  Umständen  mit  so  grossen  Opfern  von  Seite  Öster- 
reichs verknüpft  sein,  dass  dadurch  die  möglichen  Vorteile  überwogen 
würden.  Die  dringenden  Noten  der  sächsischen  Regierung,  den  mittel- 
deutschen Verein  betreffend,  machten  auf  die  Hofkammer  keinen  Ein- 
druck. Weder  die  kommerziellen,  noch  die  industriellen  Interessen 
Österreichs  gestatteten  ihrer  Darlegung  zu  Folge,  einzelnen  oder  meh- 
reren Nachbarländern  ausschliessende  Begünstigungen  zuzugestehen,  da 
ein  solches  Verfahren  feindlich  gegen  die  übrigen  Staaten  erscheinen 
und  Repressalien  hervorrufen  würde,  auch  kein  Mittel  gefunden  werden 
könnte ,  wodurch  man  die  Beruhigung  erhalten  dürfte,  dass  die  etwa 
gestatteten  Begünstigungen  nicht  zur  Einschwärzung  von  Produkten 
und  Fabrikaten  anderer  Staaten  missbraucht  werden  könnten.  Wenn 
Metternich  gehofft  haben  mochte,  mit  seinen  Darlegungen  auf  den 
Kaiser  Eindruck  zu  machen,  und  eine  seinem  Antrage  entsprechende 
Weisung  erwartete,  so  wurde  er  gründHch  enttäuscht.  »Sie  werden, 
lautete  die  kaiserliche  Weisung  an  Metternich  vom  22.  März  1830,  die 
Hof kammer  anweisen ,  die  aus  dem  deutschen  Zollvereine  für  Meine 
Staaten  in  kommerzieller  und  industrieller  Beziehung  bereits  wahrge- 
nommenen und  nach  Wahrscheinlichkeit  zu  erwartenden  Einwirkungen 
einer  sorgfältigen  Prüfung  zu  unterziehen  und  Mir  das  mit  den  gehö- 
rigen Nachweisungen  belegte  Resultat  mit  den  Vorschlägen  der  Mass- 
regeln, welche  von  Seite  Österreichs  im  Interesse  Meiner  Staaten  etwa 
zu  ergreifen  rätlich  oder  notwendig  sein  dürften  ,  nach  vorläufig  mit 
der  geheimen  Hof-  und  Staatskanzlei  gepflogener  Rücksprache  vorzu- 
legen. 

Die  Kronland-Behörden  gaben  ihre  Gutachten  gegen 
den  Metternich'schen  Standpunkt  ab.  Die  Verband  lungen  mit 
Bayern  und  Württemberg  blieben  ergebnislos.  Von  diesen  Ver- 
handlungen bemerkt  Beer,  der  sie  näher  zur  Kenntnis  bringt:  »Die 
Behauptung  dürfte   schwerlich    irrig  sein ,    dass  es  im  Laufe    derselben 
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;:^ünstige  Momente  gab,  die  —  gehörig  benützt ,   zu  einem  Abkommen 
hätten  führen  können.     An  dem   österreichischen  Unterliändler  (Baron 
Mimch)  lag  es  nicht,    wenn  sein  mehrjähriger  Aufenthalt  in  der  bayri- 
schen Hauptstadt   ergebnislos   verlief.     Mit  beredteren  Worten    konnte 
wohl  die  Krsi;riesslichkeit  eines  Vertrages  nicht  dargelegt  werden,  als 
es  in  einer  Denkschrift  Münch's  vom  30.  November  1831  geschah,  und 
eindringlich  genug  mahnte  er,  den  von  ihm  als  berechtigt  anerkannten 
Wünschen  Bayerns  nachzukommen.    Seine  Arbeiten  über  den  deutschen 
Zollverein  und  dessen  Zukunft  sind  heute  noch  lesenswert.     Unermüd- 
lich Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  suchte  er  den  österreichischen  Ver- 
treter in  Stuttgart  zur  Mitarbeit  heranzuziehen ,    um  den    dortigen  An- 
ständen entgegenzuwirken,  und  die  Münchener  Berichte  stellten  wenig- 
stens die  volle  Unterstützung  des  Königs  in  Sicht.    Zur  Besiegung  gegne- 
rischer Strömungen    in  den  Kreisen   der  Hofkammer   warb  er   um  die 
Unterstützung    des  Staatskanzlers ,  und  Metternich   bot   seinen 
ganzen  R  i  n  f  1  u  s  s  auf,  um  die  Sendung  M  ü  n  c  h's  erfolg- 
reich   zu    machen.     Auch    in    Frankfurt   beim   Bundestag   und    in 
Hannover  setzte  der  Staatskanzler  Hebel  an,  um  die  drohende  Gefahr 
zu  beseitigen.     Vergeblich.     Ehe  die  kaiserliche  Entschliessung  herab- 
gelangt war,    hatten  Bayern  und  Württemberg  ihren  Anschluss  an  den 
Zollverein  vollzogen.    Am  22.  März  1833  hatte  die  Unterzeichnung  des 
Vertrages  stattgefunden;  einige  Tage  später,  am  30.  März,  erfolgte  der 
Beitritt  Sachsens  zum  Zollverein.     Auch  in  der  Folge  beschäftigte  die 
Neugestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  Deutschland  den  Staats- 
kanzler.   Die  Denkschrift  vom  20.  Oktober  1841  ist  jedenfalls  ein  voller 
Beleg  dafür ,    dass  er   sich  über    die  Tragweite    des   Zollvereines    eine 
klare  Ansicht  gebildet  hatte.    Eindringlicher  konnte  wohl  nicht  darge- 
legt werden,  dass  Österreich  auf  dem  Punkte  stehe,  sich  auf  dem  Felde 
der  materiellen  Interessen   von   dem  übrigen  Deutschland   infolge   der 
von  dem  Zollvereine  genommenen  Massnahmen  gleichsam  ausgeschlossen 
und  als   Ausland   behandelt  zu  sehen.     Er  hielt  es  für   notwendig,  ein 
Mittel  zu  suchen,  mit  dem  Vereine  in  ein  Verhältnis  zu  treten,  was  am 
zweckmässigsten  durch  einen  mit  dem  Zollverein  abzuschliessenden  Ver- 
trag erzielt  werden  könnte.    Er  wies  darauf  hin,  dass  durch  den  Zoll- 
verein ein  neuer  kommerzieller  Gemeingeist  erweckt  worden  sei,  dass 
man  erkannt  habe,   wie  der  Vorteil  jedes  einzelnen  Teiles   am   besten 
unter  dem  Schutze  der  Grösse    der  Gesamtheit  zu  erreichen  sei.     Die 
kommerzielle  Vereinigung  der  deutschen  Territorien  mit  Ausnahme  der 
österreichisch  -  deutschen  Länder  werde  bald    vollendet  sein  und  dann 
werde  die  vereinigte  deutsche  Handelsmacht  den  angrenzenden  Staaten 
jene  Verhältnisse  abzuzwingen    suchen,    die   ihrem  Interesse    frommen 
dürften. 

Beer  gibt  noch  eine  Fülle  weiteren  Materials  für  richtige  Beurtei- 
lung des  Handelspolitikers  Metternich. 
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— e.  Unsere  Staatseisenbahnen  wie  sie  sind  und  wie  sie  sein  sollten. 
Offenes  Wort  eines  alten  Praktikers.  Berlin,  Puttkammer  und  Mühl- 
brecht 1892.  —  »Unsere« ,  d.  h.  die  preussischen  Staatseisenbahnen 
finden  in  dieser  Schrift  sehr  beachtenswerte  Verwaltungsreform- 
vorschläge.     Wir  bescheiden  uns  dieselben  mitzuteilen. 

Für  die  Leitung  des  Betriebsdienstes  sei  eine  aus  mehreren  Mit- 
gliedern bestehende  Behörde  ungeeignet,  weil  rasches  und  sachgemässes 
Handeln,  sowie  den  Untergebenen  gegenüber  ein  persönlicher,  mit  ge- 
nügender Machtvollkommenheit  und  Verantwortlichkeit  ausgestatteter 
Vorgesetzter  erforderlich  sei.  Die  Dienstbezirke  betriebsleitender  Be- 
amten würden  der  vom  H.  Verf.  beschriebenen  Ausbildung  derselben 
entsprechend  so  gross  zu  bemessen  sein,  dass  diese  Beamten  wirklich 
persönlich  wirken  können  und  möglichst  geringen  Schreibwesens  be- 
dürfen. Dieselben  würden  daher  nach  dem  Umfange  des  Betriebs  auf 
50 — 200  Kilometer  Bahnlänge  zu  bemessen  sein,  oder  aus  einem  bezw. 
mehreren  grossen  Bahnhöfen  bestehen.  Jedem  Betriebsvorstande  würden 
ein  oder  mehrere  Bahnassessoren  zur  Vertretung  bezw.  zur  Hilfeleistung 
und  Ausbildung  beizugeben  sein. 

Diesen  Betriebsvorständen  müsste  die  spezielle  Betriebsleitung  nach 
den  gegebenen  Vorschriften  mögHchst  selbständig  übertragen  und  die- 
selben für  den  Erfolg  ihrer  Thätigkeit  verantwortlich  gemacht  werden, 
damit  die  vorgesetzte  Behörde  von  Einzelberichten  und  Genehmigungen 
möglichst  frei  bliebe.  Die  genannten  Beamten  würden  daher  besonders 
die  Befugnis  zur  Verhängung  von  Ordnungsstrafen  erhalten  müssen. 
Infolge  der  geringen  Ausdehnung  ihrer  Dienstbezirke  würden  dieselben 
mit  den  Betriebs-  und  Verkehrsverhältnissen  auf  ihrer  Strecke,  sowie 
mit  dem  unterstellten  Personal  genau  bekannt  und  daher  in  der  Lage 
sein,  überall  unverzüglich  und  persönlich  zu  wirken  ,  insbesondere  für 
Sparsamkeit  und  Verbesserungen  des  Betriebes,  sowie  für  Beseitigung 
der  Unregelmässigkeiten  und  ihrer  Ursachen  zu  sorgen. 

Die  LTnterhaltung  der  Bahn  und  der  Fahrzeuge  würde  mit  gleich- 
artigen Befugnissen  durch  die  Vorstände  der  Baubezirke  und  Haupt- 
werkstätten geschehen. 

Die  obere  Leitung  würde  nach  des  Verf  Erachten  in  die  Hände  einer 
Behörde  (Oberbahnamt)  zu  legen  sein,  in  welcher  unter  einem  Präsi- 
denten die  vier  Hauptdienstzweige  :  Verkehr,  Betrieb,  Werkstätten-  und 
Materialwesen  und  Bauwesen  durch  vier  möglichst  selbständig  und  unter 
voller  Verantwortlichkeit  wirkende  Abteilungsvorsteher  geleitet  werden. 
Da,  wie  früher  erörtert,  eine  wirkliche  Verantwortlichkeit  der  leitenden 
Beamten  nur  dann  bestehen  kann,  wenn  denselben  alle  Angelegen- 
heiten ihrer  Dienstzweige,  insbesondere  auch  die  Personalien,  über- 
tragen werden,  so  bleiben  als  allgemeine  Sachen  nur  wenige  zurück; 
die  Bearbeitung  derselben  könnte  daher  durch  den  Präsidenten  ge- 
schehen.    Ein   persönliches  Wirken    der  Abteilungsvorsteher  ist  ferner 

Zeitdchrift  für  rtie  ges.  Staatswissensch.    1893.  11.  21 
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nur  dann  möglich,  wenn  fliese  Beamten  mit  der  Beschaffenheit  und  den 
Einrichtungen  ihres  Dienstbereichs  so  weit  bekannt  sind,  dass  Infor- 
mationen durch  Berichte  nur  ganz  ausnahmsweise  erforderlich  werden ; 
dies  ist  auch  zu  möglichster  Beschränkung  des  Schreibwesens  nötig. 
Die  Dienstbezirke  der  Oberbahnämter  müssten  dements[jrerhend  be- 
messen, andererseits  aber  auch  so  gross  sein ,  dass  dieselben  für  die- 
jenigen Angelegenheiten,  welche  einheitliche  Leitung  in  grösseren  Be- 
zirken erfordern,  wie  Verkehrs-  und  Fahrplanangelegenheiten,  Wagen- 
disposition, Werkstättenwesen,  nicht  zu  klein  ausfallen.  Dieselben  würden 
daher  zweckmässig,  je  nach  dem  Umfange  des  Betriebes,  etwa  500  bis 
1000  Kilometer  Bahnlänge  umfassen.  Dem  Präsidenten  und  den  Ab- 
teilungsvorstehern würden  so  viele  Mitglieder  zur  Hilfeleistung  beige- 
geben werden,  als  für  den  Dienst  erforderlich  sind. 

Die  Vorstände  der  drei  technischen  Abteilungen  würden  selbst- 
verständlich aus  den  Vorständen  der  Betriebs-  und  Baubezirke,  sowie 
der  Werkstätten  hervorgehen ,  für  diejenigen  der  Verkehrsabteilungen 
ist  eine  genaue  Kenntnis  der  Selbstkosten  des  Betriebs  und  ihrer  Ab- 
hängigkeit von  den  Betriebseinrichtungen  nötig,  damit  sie  die  wirtschaft- 
lichen Erfolge  der  beabsichtigten  Tarif-  und  Verkehrsmassregeln  sicher 
beurteilen  können.  Die  Vorsteher  der  Verkehrsabteilungen  würden  also 
ebenfalls  aus  den  betriebsleitenden  Beamten  hervorgehen,  deren  Aus- 
bildung und  Thätigkeit  gerade  hierfür  besonders  zweckmässig  erscheint. 

Als  oberste  Eisenbahnbehörden  würde  der  Verf.  i  bis  3  Generaldirek- 
tionen in  Vorschlag  bringen,  damit  alle  Angelegenheiten  von  ganz  all- 
gemeiner Bedeutung,  welche  jetzt  in  jeder  der  11  Eisenbahndirektionen, 
also  mit  unnötigem  Arbeitsaufwande  und  nach  verschiedenen  Anschau- 
ungen, bearbeitet  werden,  in  einheitlicher  Weise  geregelt  werden.  Hier- 
her gehören  eine  Menge  Verkehrs-  und  Tarifangelegenheiten,  Persona- 
lien ,  Dienstinstruktionen ,  Prüfung  von  Etats-  und  Bauentwürfen ,  Be- 
schaffung von  Betriebsmitteln  und  Materialien,  durch  deren  einheitliche 
Bearbeitung  eine  Menge  Arbeit  gespart  und  die  in  vieler  Richtung 
wünschenswerte  Einheitlichkeit  hergestellt  werden  würde.  Die  General- 
direktionen würden  im  einzelnen  Vieles  wirken  können,  was  das  Mini- 
sterium zurzeit  nicht  wohl  leisten  kann,  und  dieses,  sowie  die  Ober- 
bahnämter wesentlich  entlasten. 

Eine  nach  diesen  Grundzügen  eingerichtete  Eisenbahnverwaltung 
würde  zunächst  eine  sachverständige  und  rasche  Erledigung  aller  Dienst- 
geschäfte bewirken  und  das  Schreibwesen  sehr  beschränken ,  da  die 
nötige  Sachkenntnis  überall  vorhanden,  schriftliche  Informationen  daher 
nur  sehr  selten  notwendig  wären  und  alle  leitenden  Beamten ,  ebenso 
wie  im  Auslande ,  mehr  persönlich  als  schriftlich  wirken  würden.  In- 
folge der  bedeutenden  Verminderung  der  schriftlichen  Geschäftslast, 
deren  Bewältigung  jetzt  die  Kräfte  dieser  Beamten  vorwiegend  in  An- 
spruch nimmt,  würden  dieselben  sachlich  weit  mehr    als  bisher  leisten 
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können,  ihre  Gesamtzahl  also  erheblich  geringer  als  bisher  ausfallen. 
Die  Gesamtkosten  der  Verwaltung  würden  hiernach  wesentlich  geringer. 
Die  Einführung  der  neuen  Organisation  würde  wegen  der  verän- 
derten Bezirkseinteilung  nur  schrittweise  geschehen  können.  Bis  zur 
Ausbildung  von  Aspiranten  nach  dem  vorgeschlagenen  Plane  würden 
die  betriebsleitenden  Beamten  aus  dem  vorhandenen  Personale  genom- 
men werden  müssen  Da  der  Erfolg  der  neuen  Organisation  wesent- 
lich von  der  Thätigkeit  dieser  Beamten  abhängen  würde,  so  müsste 
bei  der  Auswahl  der  ersten  Beamten  dieser  Art  mit  grösster  Sorgfalt 
verfahren  werden.  Für  den  Bedarf  der  nächsten  zwei  Jahre  müssten 
dann  eine  Anzahl  geeignet  veranlagter  Regierungsbaumeister  die  noch 
fehlende  Ausbildung  des  Stationsdienstes  nachholen,  welcher  bei  den- 
jenigen des  Ingenieurbaufaches  eine  geeignete  Beschäftigung  in  einer 
Werkstätte  und  im  Lokomotivbetriebe  voranzugehen  hätte.  Der  weitere 
Ersatz  würde  dann  aus  den  Regierungsbauführern  des  Maschinenbau- 
faches zu  nehmen  sein,  deren  akademische  Vorbildung  die  Hauptgegen- 
stände des  für  später  geplanten  Studiums  bereits  enthält  und  für  deren 
vollständige  praktische  Ausbildung  die  nötige  Zeit  verfügbar  ist.  — 
Uebrigens  könnten  die  Leistungen  im  Betriebsdienste  schon  innerhalb 
der  jetzigen  Organisation  dadurch  wesentlich  gebessert  werden,  dass 
erstens  die  technischen  Betriebsangelegenheiten  in  die  Hände  maschinen- 
technisch vorgebildeter  Beamten  gelegt  würden,  welche  die  hierzu  nötige 
praktische  Sachkenntnis  schon  jetzt  grösstenteils  besitzen,  und  dass  zwei- 
tens das  Maschinenwesen  in  allen  Instanzen  der  Eisenbahnverwaltung 
den  übrigen  Dienstzweigen  gleichgestellt  würde.  Diese  Veränderungen 
würden  in  kürzester  Zeit  durchgeführt  werden  können.  Bei  der  Aus- 
wahl der  für  leitende  Stellen  bestimmten  Persönlichkeiten  würde  indes 
die  Qualifikation  dem  Dienstalter  vorangehen  müssen,  wenn  der  beab- 
sichtigte Zweck  erreicht  werden  soll.  —  Die  spezielle  Ausarbeitung  der 
neuen  Organisation  müsste  durch  eine  Kommission  von  Sachverstän- 
digen aus  allen  Dienstzweigen  geschehen ,  damit  sie  -überall  gut  und 
wirksam  passt.  Eine  nur  von  oben  gegebene  Geschäftsform  würde  nicht 
genügen,  da  dieselbe  dem  praktischen  Bedürfnis  wohl  kaum  ausreichend 
Rechnung  tragen  würde,  —  »Die  beschriebenen  Mängel,  schliesst  der 
Verf,  derjetzigenPreussischenStaatseisenbahn-Verwaltung  sind  imgrossen 
und  ganzen  schon  lange  so  weit  bekannt,  dass  es  an  Anlass  zu  ihrer 
Beseitigung  nicht  gefehlt  hat.  Leider  aber  ist  ihre  Bedeutung  und  nach- 
teilige Wirkung  infolge  des  nachgewiesenen  Mangels  an  LTrteilsfähigkeit 
an  massgebender  Stelle  so  unterschätzt  worden ,  dass  das  »Ja ,  aber« 
der  formalen  Hindernisse  immer  noch  die  Oberhand  behalten  und  die 
Besserung  verhindert  hat.  Wir  hoffen,  dass  jetzt  endlich  ein  macht- 
volles »Ja,  also«  alle  formalen  Bedenken  über  den  Haufen  werfen  und 
die  Preussischen  Staatseisenbahnen  durch  eine  sachgemässe  Organisa- 
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tion  zu  Leistungen  befähigen   wird,  welche  hinter  den  l>esten  nicht  zu- 
rückstehen werden.« 


— e.  Zur  vergleichenden  Morphologie  der  Unter nehnungs formen  aus 
Anlass  des  neuesten  R.-G.,  »betreffend  die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung^.  Beschränkte  Haftung  haben  wir  schon  (und  zu  spät;  in  der 
neuesten  Oenossenschaftsgesetzgebung  erhalten.  Uer  Entwurf  (inzwi- 
schen Reichsgesetz  geworden),  führt  eine  ganz  neue  Form  der 
Association  in  das  wirtschaftliche  Leben  Deutschlands  ein.  Re- 
ferent,  welcher  der  vergleichenden  Morphologie  den  Unternehmungs- 
formen stets  das  grösste  Interesse  entgegengebracht  und  zur  Begrün- 
dung derselben  vielleicht  auch  Einiges  beigetragen  hat,  weiss  über  die 
neue  Unternehmungsform  und  zur  Orientierung  der  Litteratur  über  letz- 
teren keinen  besseren  Aufschluss  zu  geben,  als  durch  die  Mitteilung 
der  hauptsächlichen  Ausführungen  der  wissenschaftlich  tief- 
eindringenden Motive  zum  Gesetzesentwurfe.  Die  Motive  be- 
merken : 

Schon  bei  der  Beratung  des  Aktiengesetzes  vom  i8.  Juli  1884  ist 
die  Frage  angeregt  worden,  ob  die  Gesellschaftsformen,  welche  im  gel- 
tenden Rechte  für  den  Betrieb  von  Unternehmungen  mit  dem  vereinigten 
Kapital  einer  Mehrheit  von  Teilnehmern  anerkannt  sind,  dem  Bedürf- 
nisse genügen,  und  ob  nicht  eine  Ergänzung  derselben  durch  Einfüh- 
rung einer  neuen  Form  von  Associationen  mit  beschränkter  Haftung 
sämtlicher  Teilnehmer  in  Aussicht  zu  nehmen  sei  *).  In  den  folgenden 
Jahren  haben  namentlich  die  .Schwierigkeiten,  mit  welchen  die  deut- 
schen Kolonialgesellschaften  zu  kämpfen  hatten,  um  zu  einer  ihren  Be- 
dürfnissen entsprechenden  Rechtsform  zu  gelangen,  erneute  Veranlassung 
geboten ,  die  Aufmerksamkeit  weiterer  Kreise  dem  Gegenstande  zuzu- 
wenden. Bei  der  Erörterung,  welche  die  Frage  in  der  Litteratur  "■';, 
wie  auch  wiederholt  im  Reichstag  ")  gefunden  hat,  ist  überwiegend  die 
Auffassung  zu  Tage  getreten,  dass  ein  Bedürfnis  in  der  gedachten  Rich- 
tung nicht  bloss  für  überseeische  Unternehmungen ,  sondern  in 
weitem  Umfang  auch  im  inländischenVerkehrsleben 
vorhanden  sei.  Von  diesem  Standpunkt  aus  konnten  naturgemäss  auch 
die  Bestimmungen  in  dem  Gesetze,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse 
der  deutschen  Schutzgebiete,    vom  15.  März  1888,    durch  welche  den 

i)  Stenogr.  Ber.  des  Reichstags  1884  S.  220  und  S.  1152  ;  vgl.  auch  Begiündung 
des  Entwurfs.     Drucks.  Nr.  21  in  Bd.  III  S.  237. 

2)  Insbesondere:  Esser,  Die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht-,  Berlin, 
1886 ;  Simon,  Deutsche  Kolonialgesellschaften,  in  der  Zeitschrift  für  das  ges.  Handels- 
recht N.  F.  Bd.  19  S.  85  ff. ;  Ring,  Eine  Rechtsform  für  Kolonialgesellschaften, 
Berlin  1887;  Riesser,  Zur  Revision  des  Handelsgesetzbuchs,  Abtl.  II,  S.  290  ff. 

3)  Stenogr.   Ber.   1887/88  S.  710  ff.  und  S.  1155;    1889/90  S.  261  ff. 
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Kolonialgesellschaften  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Möglichkeit 
eröffnet  wurde,  mittels  Erlangung  der  Rechte  einer  reichsgesetzlich  an- 
erkannten Korporation  sich  eine  rechtlich  gesicherte  Stellung  zu  ver- 
schaffen, als  eine  Lösung  der  Aufgabe  nicht  betrachtet  werden.  —  Nach 
dem  geltenden  Rechte  bildet  die  Aktiengesellschaft  die  einzige  ohne 
Unterschied  des  Zweckes  gesetzlich  zulässige  Gesellschaftsform  mit  be- 
schränkter Haftung  aller  Beteiligten.  Die  übrigen  Associationsarten, 
bei  welchen  die  beschränkte  Haftbarkeit  als  ausschliessliche  oder  teil- 
weise Grundlage  der  Beteiligung  anerkannt  ist  —  wie  die  Genossen- 
schaft mit  beschränkter  Haftpflicht  und  die  Kommanditgesellschaft  — 
haben  ihrer  Natur  nach  ein  begrenztes  Anwendungsgebiet.  —  Für  die 
Genossenschaften  ergiebt  sich  dies  schon  aus  der  gesetz- 
lichen Feststellung  der  Zwecke,  welche  sie  verfolgen 
dürfen.  Die  Kommanditgesellschaft  gestattet  überhaupt 
nicht,  die  Haftung  der  sämtlichen  Gesellschafter  auf  einen  bestimmten 
Betrag  zu  beschränken,  da  mindestens  einer  derselben  die  unbeschränkte 
Haftung  nach  den  für  die  offene  Handelsgesellschaft  geltenden  Grund- 
sätzen übernehmen  muss.  Dabei  geht  das  Gesetz  mit  Rücksicht  auf 
die  Verschiedenheit  des  Haftungsprinzips  davon  aus,  dass  den  persön- 
lich haftenden  Gesellschaftern  auch  der  massgebende  Einfluss  in  der 
Gesellschaft  gebührt,  wogegen  die  nur  mit  Kapitaleinlagen  beteiligten 
Kommanditisten  eine  mehr  untergeordnete  Stellung  einnehmen  und 
von  einem  persönlichen  Eingreifen  in  die  Angelegenheiten  der  Gesell- 
schaft der  Regel  nach  ausgeschlossen  sind.  Dieses  Verhältnis  ist  aber 
nur  in  dem  vom  Gesetze  vorausgesetzten  Falle  gerechtfertigt,  dass  die 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  thatsächlich  die  Träger 
des  Unternehmens  sind ,  von  welchen  die  Kommanditisten  nur 
zur  Verstärkung  des  Gesellschaftskapitals  herangezogen  werden.  Wo 
dagegen  umgekehrt  das  Unternehmen  aus  der  Initiative  der  auf  die 
Leistung  von  Kapitaleinlagen  sich  beschränkenden 
Teilnehmer  hervorgeht  und  das  vereinigte  Kapital  der- 
selben die  eigentliche  Grundlage  des  Unternehmens  bildet,  erscheint 
die  Kommanditgesellschaft  nicht  am  Platze.  Ueberdies  ist  dieselbe  nur 
für  eine  geringe  Zahl  von  Teilnehmern  verwendbar  und  entbehrt  in- 
folge des  jedem  einzelnen  Gesellschafter  zustehenden  Kündigungsrechts 
auch  der  vollen  Gewähr  für  eine  von  den  Wechselfällen  des  Geschäfts- 
betriebs unabhängige  Dauer  des  Unternehmens.  —  Das  Gesagte  gilt 
zum  Teil  auch  für  die  im  Gesetze  als  Unterart  der  Kommanditgesell- 
schaft behandelte  Aktienkommanditgesellschaft,  wenn- 
gleich in  der  Hauptsache  der  Cliarakter  und  Anwendungsgebiet  dieser 
Gesellschaftsform  durch  die  der  Aktiengesellschaft  entlehnten  Einrich- 
tungen bestimmt  sind.  —  Auch  die  Akt  ie  ngesellschaft  ist  nach  ihrer 
rechtlichen  Gestaltung  in  Wahrheit  nur  für  ein  begrenztes  Anwendungs- 
gebiet bestimmt  und  ireeiy-net.    Denn  die  Konstruktion  derselben  wird 


326  Miszeilen. 

im  Einklang  mit  der  historischen  Entwickelung  des  Aktienwesens  überall 
von  dem  Gedanken  beherrsrht,  dass  es  sich  dabei  um  die  Ermöglich- 
ung solcher  Unternehmungen  handelt,  welche  nur  durch  die  Heran- 
ziehung weiter  Kreise  des  Publikums  zu  Stande  kom- 
men können.  Für  die  Regelung  des  Verhältnisses  der  Mitglieder  zu 
der  Gesellschaft  ist  diese  Rücksicht  von  entscheidender  Bedeutung 
gewesen;  denn  dem  bezeichneten  Verhältnisse  konnte  dabei  kein  an- 
derer Charakter  als  der  einer  losen  und  ihrem  Wesen  nach  nicht  auf 
die  Dauer  berechneten  Verbindung  beigelegt  werden.  Die  Grenzen, 
innerhalb  deren  die  Form  der  Aktiengesellschaft  ihre  bestimmungs- 
gemässe  Verwendung  findet,  umfassen  aber  keineswegs  das  ganze  Gebiet, 
auf  welchem  die  auf  Kapitaleinlagen  der  Gesellschaft  beschränkte  Haf- 
tung der  Gesellschafter  als  zulässig  und  gerechtfertigt  betrachtet  werden 
muss.  Soweit  die  unbedingte  Verantwortlichkeit  der  Unternehmer  für 
die  Ergebnisse  ihres  Geschäftsbetriebes  rechtlich  und  wirtschaftlich  am 
Platze  ist,  darf  sie  freilich  nicht  durch  ein  System  beschränkter  Haftung 
ersetzt  werden.  Dies  gilt  insbesondere  für  die  grosse  Zahl  von  Erwerbs- 
gesellschaften, in  deren  Zwecken  es  begründet  ist,  dass  die  Teilnehmer 
als  die  persönlichen  Träger  des  Unternehmens  nach  aussen  hervortreten, 
um  die  Vertrauenswürdigkeit  desselben  mit  ihrem  Namen  und  ihrer 
Person  zu  decken.  —  In  solchen  Fällen  ist  die  Form  der  offenen 
Handelsgesellschaft  vollkommen  an  ihrer  Stelle.  Allein  neben  dem 
Gebiete,  auf  welchem  die  unbeschränkte  Haftung  sich  bethätigen  muss, 
liegt  ein  anderes,  welches  der  beschränkten  Haftung  nicht  ohne  Nach- 
teil verschlossen  werden  kann.  Wo  die  Gesellschafter  nicht  in  der 
Lage  sind,  die  Führung  der  Geschäfte  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen, 
oder  wo  doch  dem  Einzelnen  der  Einfluss  auf  die  Handlungen  der 
Mitgesellschafter  und  die  Kontrolle  über  deren  Thätigkeit  nicht  in 
vollem  Umfange  möglich  ist,  erscheint  die  unbeschränkte  Haftpflicht 
jedenfalls  nicht  als  eine  notwendige  Konsequenz  der  Selbstverantwort- 
lichkeit. Sie  kann  zwar  auch  in  solchen  Fällen  erforderlich  sein,  falls 
die  Grundlagen  einer  Gesellschaftsform  mit  Rücksicht  auf  deren  wirt- 
schaftliche Zwecke  in  anderer  Weise  nicht  hinreichend  gesichert  werden 
können.  Lassen  sich  dagegen  genügende  Garantien  in  dieser  Hinsicht 
schaffen ,  so  ist  auch  nicht  schlechthin  auf  der  unbeschränkten  Ver- 
antwortlichkeit der  Beteiligten  zu  bestehen.  Die  im  heutigen  Wirt- 
schaftsleben unentbehrlfche  Teilung  der  Vermögenskräfte  des  Einzelnen 
zur  Mitwirkung  an  einer  Mehrheit  von  Unternehmungen  setzt  der  Regel 
nach  auch  eine  Teilung  und  damit  eine  Beschränkung  der 
aus  den  einzelnen  Unternehmen  entstehenden  Risiken 
voraus,  und  wenn  die  Gesetzgebung  es  an  den  für  diese  Zwecke  dien- 
lichen Gesellschaftsformen  fehlen  lässt,  so  kann  dies  nur  die  Folge 
haben,  dass  die  zur  produktiven  Thätigkeit  verfügbaren  Kapitalien  eine 
genügende  Verwendung  im  Inlande  nicht  finden.  —  Zu  den  Unterneh- 
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miingen  der  bezeichneten  Art  gehören  nun  aber  keineswegs  bloss  solche, 
für  welche  es,  wie  bei  der  Aktiengesellschaft,  einer  Heranziehung  weiter 
und   wechselnder  Kreise   von  Beteiligten    bedarf.     Auch   wo   eine 
begrenztere  Zahl  von  Teilnehmern  mit  der  Absicht  dauernder  Beteili- 
gung ein  Unternehmen   ins  Leben  ruft,    kann    eine  Beschränkung  der 
Haftpflicht  in    zahlreichen  Fällen  angezeigt  sein;    sei  es,    dass  die  zur 
Aufbringung    der  nötigen  Mittel   erforderliche  Zahl   der  Gesellschafter 
doch  zu  erheblich  ist,  um  denselben  die  unmittelbare  Leitung  des  Be- 
triebs zu  gestatten,  sei  es,  dass  aus  anderen  Gründen  die  Gesellschafter 
ausser  stände  sind ,    persönlich   dem  Unternehmen  ihre   ganze    Thätig- 
keit  zu  widmen.     Das  Bedürfnis   zur  Eingehung    solcher  Associationen 
entsteht  auch  nicht  selten  unabhängig  von  dem  Willen  der  Beteiligten. 
Der    Uebergang    gewerblicher    Unternehmungen    auf 
mehrere  Erben  des  Besitzers,    welche ,  ohne  selbst  die  Ge- 
schäfte führen  zu  können,   doch  auf  die  Erhaltung   des  Unternehmens 
und  die  Fortführung   desselben  für    die  Familie  Wert  legen ,   bietet 
ein  Beispiel  dieser  Art ;  und  ebenso  die  notgedrungeneUeber- 
nahme    eines    überschuldeten    Etablissements    durch 
die  Gläubiger  zum  Zweck  der  Erhaltung  und  Fortfüh- 
rung desselben  für  eigene  Rechnung.    Und  selbst  da,  wo 
bei  geringer  Zahl  der  Gesellschafter  diese   sämtlich  oder  einzelne  von 
ihnen  unmittelbar  die  Geschäfte  führen  ,  können  doch  die  besonderen 
Verhältnisse  des  Unternehmens,  wie  die  Verschiedenartigkeit  oder  räum- 
liche Entfernung  der  einzelnen  Teile  des  Betriebs  oder  die  besonderen 
Wechselfälle,    welchen   derselbe   nach   der  Natur    seines  Gegenstandes 
ausgesetzt  ist,  eine  Beschränkung  der  Haftung  nötig  machen.    In  Fällen 
der  bezeichneten  Art  bietet  die  Form  der  Aktiengesellschaft  keine  ge- 
eignete   Grundlage.     Diejenigen   Einrichtungen   derselben,    welche    die 
thunlichste  Ausdehnung  und  Veränderlichkeit  des  Mitgliederkreises  er- 
möglichen ,    stehen    mit    dem    Charakter    solcher    LTnternehmungen   im 
Widerspruch,  und  die  als  Gegengewicht  jener  Einrichtungen  dienenden 
Kautelen    und  Schutzmassregeln    sind    deshalb   in    vielen    Beziehungen 
überflüssig ;  sie  bilden  hier  nur  ein  durch  innere  Gründe  nicht  gerecht- 
fertigtes Hemmnis  für  das  Zustandekommen  und  den  Geschäftsbetrieb 
der  Gesellschaften.    Dies  gilt  sowohl  von  dem  grössten  Teile  der  Be- 
stimmungen   über    die  Gründung    und    die  Organisation  der  Aktienge- 
sellschaft sowie  über    die  Publizität  ihrer  Geschäftsergebnise ,    als  von 
den  engen  Grenzen,  welche  der  Gesellschaft  hinsichtlich  der  autonomen 
Regelung    ihrer    inneren  Verhältnisse    gezogen    sind      Wenn    trotzdem 
entgegen  den  bei  Erlass  des  Aktiengesetzes  vom   18.  Juli  1884  gehegten 
Erwartungen  auch    seit  jener  Zeit   die  Form    der  Aktiengesellschaft  in 
zahlreichen  Fällen  für  Zwecke   gewählt  worden  ist,    welche   nur  einen 
beschränkten  Kreis  von  Teilnehmern  und  ein  wenig  beträchtliches  Ka- 
pital erforderten,  so  wird  die  Ursache  in  erster  Linie  darin  zu  finden 
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sein,  (lass  es  an  einer  anderen  Form  für  Vereinigungen  mit  beschränkter 
Haftung  sämtlicher  Teilnehmer  fehlte.  Es  muss  aber  als  bedenklich 
betrachtet  werden,  Unternehmungen,  welche  an  sich  auf  einen  nicht 
sehr  bedeutenden  Kreis  dauernd  verbundener  Teilnehmer  berechnet 
sind  ,  zur  Annahme  einer  diesem  Charakter  widersprechenden  Gesell- 
schaftsform zu  nötigen  und  sie  dadurch  fler  naheliegenden  Gefahr  aus- 
zusetzen, auf  einen  ihrer  eigentlichen  Bestimmung  fremden  Weg  ge- 
drängt zu  werden.  Schon  um  eine  übermässige  Vermehrung  der  Aktien- 
gesellschaften auf  Gebieten,  für  welche  sie  wirtschaftlich  nicht  am  Platze 
sind,  zu  verhüten,  wird  die  Gesetzgebung  darauf  bedacht  sein  müssen, 
eine  Gesellschaftsform  zu  schaffen,  welche  bei  festerer  Verbindung  der 
Teilnehmer  einfacher  gestaltet  und  mit  grösserer  Beweglichkeit  ausge- 
stattet ist  als  die  Aktiengesellschaft.  —  Ein  Bedürfnis  nach  freieren 
Formen  ist  auch  insoweit  anzuerkennen,  als  es  sich  um  die  Normie- 
rung der  den  Mitgliedern  gegenüber  der  Gesellschaft  obliegenden  Pflich- 
ten und  um  die  Behandlung  des  durch  die  Einlagen  der  Mitglieder 
aufgebrachten  Gesellschaftsvermögens  handelt.  Auch  in  diesen  Be- 
ziehungen macht  sich  bei  den  Vorschriften  des  Aktienrechts  die  Rück- 
sicht auf  die  Heranziehung  weiter  Kreise  von  Beteiligten  geltend ;  denn 
um  die  Anteilsrechte  der  Mitglieder  zur  ungehemmten  Zirkulation  im 
Verkehr  zu  befähigen,  ist  die  absolute  Bestimmtheit  der  auf  jeden  An- 
teil zu  bewirkenden  Leistungen  eine  wesentliche  Voraussetzung.  Die 
auf  Kapitalanlagen  beschränkte  Haftung  hat  deshalb  bei  der  Aktien- 
gesellschaft ihre  strengste  Durchführung  erhalten,  indem  die  von  den 
Aktionären  zu  leistenden  Einzahlungen  durch  den  Gesellschaftsvertrag 
von  vornherein  unabänderlich  festgestellt  und  in  dem  Nennwert  der 
Aktien  kenntlich  gemacht  werden  müssen.  Hieraus  ergiebt  sich  aber, 
dass  die  Aktiengesellschaft  niemals  in  der  Lage  ist, 
bei  erhöhtem  Kapitalbedürfnis  ihre  Mitglieder  zu 
weiteren  Leistungen  heranzuziehen,  ein  Umstand,  welcher 
für  Unternehmungen,  bei  denen  der  L^mfang  des  künftigen  Kapital- 
bedürfnisses nicht  mit  Bestimmtheit  vorauszusehen  ist,  zu  erheb- 
lichen Schwierigkeiten  führt.  Denn  der  den  Aktiengesellschaften 
allein  gestattete  Weg  einer  Erhöhung  des  Aktienkapitals  durch  Aus- 
gabe neuer  Aktien  ist  nicht  bloss  mit  Weiterungen  und  der  Regel 
nach  mit  Opfern  verbunden,  sondern  wird  bei  kritischer  Lage  des  Un- 
ternehmens in  den  meisten  Fällen  ganz  verschlossen  sein.  —  Aehnliche 
Schwierigkeiten  bestehen,  wenn  es  sich  darum  handelt,  einen  Teil  des 
durch  die  Einzahlungen  der  Aktionäre  aufgebrachten  Vermögens  zur 
Deckung  ausser  gewöhn  lieber  Verluste  und  Ausga- 
ben oder ,  soweit  die  Möglichkeit  nutzbringender  Verwendung  des 
Kapitals  sich  vermindert  hat,  zur  Rückzahlung  an  die  Gesell- 
schafter zu  verwenden.  Dem  Wesen  der  Aktiengesellschaft  entspricht 
es  vollkommen,    dass  jede    solche  Verwendung  nicht    anders  als  unter 
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umfassenden  Kautelen  für  die  Gesellschaftsgläubiger  und  demzufolge 
nicht  ohne  erhebHche  Weitläufigkeiten  geschehen  kann ;  denn  das  ge- 
samte im  Gesellschaftsvertrage  bestimmte  und  in  den  umlaufenden 
Aktienurkunden  bezeichnete  Aktienkapital  besitzt  hier  stets  die  Bedeu- 
tung eines  den  Gläubigern  zugesicherten  Verraögensstockes.  Die 
Erfahrung  zeigt  aber,  dass  eine  solche  Unbeweglichkeit  des  Gesell- 
schaftskapitals für  Unternehmungen,  welche  ohne  erhebliche  Inanspruch- 
nahme des  Kredits  ein  wechselndes  Bedürfnis  nach  Be- 
triebsmitteln zu  befriedigen  haben,  eine  Quelle  von  grossen 
Verlegenheiten  sein  kann ,  und  das  Gleiche  gilt  von  Unternehmungen, 
welche,  wie  z.  B.  Gesellschaften  zur  Ausnutzung  oder  Vervollkomm- 
nung von  Erfindungen  oder  zur  Erschliessung  von  Kolo- 
nialgebieten u.  a.  m.,  genötigt  sind,  einen  erheblichen  Teil  ihrer 
Mittel  für  Ausgaben  zu  verwenden,  die  nur  die  Möglichkeit  eines  künf- 
tigen Ertrags  gewähren,  vorerst  aber  noch  keine  nach  den  Grundsätzen 
solider  Geschäftsführung  als  Gegenwert  zu  betrachtende  Objekte  dem 
Vermögen  der  Gesellschaft  zuführen.  Solche  Gesellschaften  werden, 
da  sie  rechtlich  gehindert  sind ,  die  fraglichen  Ausgaben  von  ihrem 
Kapital  abzuschreiben,  genötigt,  bis  zur  Wiederaufsparung  derselben 
aus  späteren  Geschäftserträgnissen  auf  jede  Gewinnverteilung  zu  ver- 
zichten, es  sei  denn,  dass  sie  durch  Einsetzung  von  mehr  oder  weniger 
fiktiven  Aktivposten  in  die  Bilanz  auf  unzulässige  Weise  ein  künstliches 
Gleichgewicht  herstellen.  —  Mit  der  Rücksicht  auf  die  Absatzfähigkeit 
der  Aktien  hängt  endlich  auch  die  strenge  Durchführung  des  Charak- 
ters der  Aktiengesellschaft  als  reiner  Kapitalgesellschaft  zusammen,  in- 
sofern bei  derselben  andere  Leistungen  als  Kapitaleinlagen  überhaupt 
nicht  zum  Gegenstande  der  Mitgliederpflichten  gemacht  werden  können. 
Wenigstens  ist  die  letztere  Ansicht  in  der  Rechtsprechung  des  höchsten 
Gerichtshofes  zur  Anerkennung  gelangt  '),  und  es  ist  bekannt,  wie  die 
Konsequenzen  dieser  Auffassung  für  eine  wichtige  Gattung  industrieller 
Unternehmungen ,  nämlich  für  die  mit  R  ü  b  e  n  b  a  u  p  f  1  i  c  h  t  der 
Teilnehmer  errichteten  Zuckerfabriken,  zu  praktischen  Schwierigkeiten 
geführt  haben.  In  Ermangelung  einer  anderen  geeigneten  Gesellschafts- 
form mit  beschränkter  Haftung  sind  diese  Unternehmungen  vielfach 
als  Aktiengesellschaften  errichtet  worden ,  obgleich  hier  naturgemäss 
von  einem  Bedürfnis  oder  auch  nur  von  der  Möglichkeit,  den  mit  der 
Rübenbaupflicht  belasteten  Mitgliederanteilen  den  Charakter  von  markt- 
gängigen Wertpapieren  zu  geben,  nicht  die  Rede  sein  kann.  Nach  der 
Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  muss  aber  davon  ausgegangen 
werden,  dass  eine  Verbindung  der  Verpflichtung  zum  Rübenbau  mit 
der  Mitgliedschaft  als  solcher  bei  der  Aktiengesellschaft  rechtlich  un- 
möglich ist,    und  dass  statutarische  Bestimmungen,    welche  in  diesem 

I)  Entscheid.  .1.   Reichsger.   Bd.    17  S.   5,   Bd.  21   S.   148,   Bd.  26  S.  86. 
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Sinne  getroffen  sind,  <lcr  (Gültigkeit  entbehren.  [)en  betreffenden  fJe- 
Seilschaften  bleibt  also  nur  ül)rig,  die  Rübenbaupflicht  ihrer  Mitglieder 
durch  selbständige,  ausserhaljj  des  Gesellschaftsverhältnisses  stehende 
Verträge  festzustellen,  ein  Auskunftsmittel,  das  flem  Zweck  und  der 
wahren  Natur  des  Verhältnisses  nicht  entspricht  und,  wie  neuere  Er- 
fahrungen gezeigt  haben,  auch  praktisch  zu  fühlbaren  Missständen  geführt 
hat.  —  Soll  in  den  bisher  erörterten  Richtungen  durch  eine  neue 
Gesellschaftsform  den  beteiligten  Interessen  freierer  Spielraum  gewährt 
werden,  so  ist  dies  nur  möglich  und  auch  nur  erforderlich,  soweit  das 
Verhältnis  der  Mitglieder  zu  der  (Gesellschaft  er- 
heblich fester  geknüpft  wird  als  bei  der  Aktiengesellschaft. 
Denn  jede  Gesellschaftsform ,  welche  bei  beschränkter  Haftung  einer 
grösseren  Zahl  von  Teilnehmern  den  Wechsel  derselben  in  einer  den 
Verhältnissen  der  Aktiengesellschaft  ähnlichen  Weise  erleichtert,  wird 
in  grösserem  oder  geringerem  Umfange  auch  die  Gefahren  im  Gefolge 
haben ,  gegen  welche  die  Aktiengesetzgebung  durch  beschränkende 
Massnahmen  Schutz  zu  gewähren  sucht.  Es  fragt  sich  nur,  wie  weit 
mit  der  Forderung  eines  stärkeren  Hervortretens  des  persönlichen  Ele- 
ments in  der  Gesellschaft  zu  gehen  ist,  und  wie  demzufolge  die  recht- 
liche Natur  der  letzteren  nach  dieser  Seite  sich  zu  gestalten  hat. 

Am  weitesten  geht  hierin  der  von  verschiedenen  Seiten  gemachte 
Vorschlag,  die  Gesellschaft  auf  der  Grundlage  der  offenen  Handels- 
gesellschaft aufzubauen  M.  Danach  wären  die  Verhältnisse  der  Gesell- 
schaft im  wesentlichen  nach  den  Bestimmungen  im  ersten  Abschnitte 
des  vierten  Buchs  des  Handelsgesetzbuchs  zu  regeln,  jedoch  mit  der 
Massgabe,  dass  die  Haftpflicht  der  Gesellschafter  auf  die  nach  dem 
Gesellschaftsvertrage  zu  leistenden  Einlagen  beschränkt  und  nach  Ein- 
zahlung der  letzteren  an  die  Gesellschaft  auch  den  Gesellschaftsgläu- 
bigern gegenüber  jede  Verbindlichkeit  der  Gesellschafter  ausgeschlossen 
sein  würde.  Ueberwiegende  Gründe  sprechen  jedoch  dagegen,  diesen 
Weg  zu  betreten.     (Die  Motive  führen  dies  näher  aus.) 

Es  ist  vielmehr  davon  auszugehen,  dass  die  Gesellschaft  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Zahl  ihrer  Mitglieder  stets  einen  rechtlich  selbstän- 
digen Organismus  bilden  muss,  und  dieser  Charakter  wird  schon 


l)  Am  reinsten  ist  der  Gesichtspunkt  in  einem  Gesetzentwurfe  des  Abgeordneten 
Oechelhäuser  durchgeführt.  Die  Vorschläge  der  Aeltesten  der  Berliner  Kaufmannschaft 
und  des  bleibenden  Ausschusses  des  Deutschen  Handelstages  stehen  zwar  auf  dem 
gleichen  Boden ,  enthalten  aber  doch  schon  erhebliche  Modifikationen  Jes  Prinzips, 
namentlich  durch  Zulassung  der  freien  Veräusserlichkeit  der  Anteilsrechte.  Noch  mehr 
ist  dies  in  den  Vorschlägen  von  Esser  und  Riesser  der  Fall ,  bei  welchen  trotz  teil- 
weiser Anlehnung  an  gewisse  Vorschriften  über  die  offene  Handelsgesellschaft  der 
korporative  Charakter  der  Gesellschaft  entschieden  in  den  Vordergrund  tritt.  —  Gegen 
den  Gedanken  einer  Konstruktion  der  Gesellschaft  auf  streng  individualistischer  Grund- 
lage, Ring  a,  a.  O.  S.  47  ff. 
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in  der  Gesellschaftsfirma,  welche  keine  andere  als  eine  S  a  c  h  f  i  r  m  a 
sein  darf,  auch  nach  aussen  kenntlich  hervortreten  müssen.  Es  steht 
nichts  im  Wege,  der  neuen  Gesellschaft  im  Einklang  mit  dem  Umfang 
ihres  Anwendungsgebietes  auch  rechtlich  eine  Mittelstellung 
zwischen  den  streng  individualistischen  Gesell- 
schaftsformen des  geltenden  Rechts  und  der  als  äus- 
serste  Konsequenz  des  kapitalistischen  Prinzips 
sich  darstellenden  Aktiengesellschaft  anzuweisen. 
Die  Aufgabe  des  Gesetzes  ist  es,  die  Grenzen  nach  beiden  Seiten  durch 
bindende  Vorschriften  sicherzustellen ;  innerhalb  des  hieraus  sich  er- 
gebenden Rahmens  kann  dagegen  der  freien  Selbstbestimmung  der 
Gesellschaften  ein  weitgehender  Spielraum  verbleiben.  Die  Stellung, 
welche  nach  dem  oben  Bemerkten  die  Gesellschaft  im  Verhältnis  zu 
anderen  Gesellschaftsformen  und  namentlich  zur  Aktiengesellschaft  ein- 
nehmen soll ,  wird  hauptsächlich  in  folgenden  prinzipiell 
entscheidenden  Punkten  zum  Ausdruck  gelangen  müssen : 

i)  in  den  Voraussetzungen  für  die  Uebertragung  der  Mit- 
glieder beteiligung  (Geschäftsanteile)  und  in  der  Konstruktion  der 
letzteren ; 

2)  in  der  rechtlichen  Behandlung  des  Gesellschaftsvermögens  und 
in  der  Normierung  der  die  Aufbringung  und  Erhaltung  desselben  be- 
treffenden Pflichten  der  Gesellschafter; 

3)  in  der  Organisation  der  Gesellschaft  und  der  Re- 
gelung ihrer  inneren  Verhältnisse. 

i)  Das  B  e  t  e  i  1  i  g  u  n  g  s  Verhältnis  der  einzelnen  Gesellschafter 
braucht  natürlich  nicht  das  gleiche  zu  sein;  dasselbe  wird  sich  viel- 
mehr, ohne  dass  den  Geschäftsanteilen  selbst  ein  bestimmter  Nennwert 
beigelegt  wird,  durch  den  Betrag  der  von  jedem  Gesellschafter  über- 
nommenen Einlage  bestimmen  müssen.  —  Entscheidendes  Gewicht  ist 
auf  die  Form  zu  legen,  welche  für  die  Uebertragung  der  Geschäfts- 
anteile vorgeschrieben  wird ;  denn  die  formalen  Voraussetzungen  der 
Uebertragung  müssen  in  erster  Linie  (jewähr  dafür  bieten ,  dass  die 
Anteilsrechte  der  neuen  Gesellschaften  nicht  zu  einem  Gegenstande 
des  Handelsverkehrs  werden.  Hierzu  genügt  es  nicht,  die  Ausstellung 
von  Inhaberpapieren  über  die  Geschäftsanteile  oder  die  Anwendung 
des  Indossaments  als  Mittels  der  Uebertragung  der  auf  Namen  lau- 
tenden Anteilsscheine  auszuschliessen ;  denn  auch  die  Uebertragung 
durch  eine  dem  Anteilsscheine  beigefügte  einfache  Zessionserklärung 
würde  unter  Umständen  ausreichen,  um  die  für  einen  Handel  mit  den 
Anteilen  notwendige  Leichtigkeit  der  Veräusserung  zu  begründen.  Man 
wird  vielmehr  weitergehen  und  eine  Form  für  die  l^ebertragung  wählen 
müssen,  für  welche  die  von  der  Gesellschaft  ihren  Mitgliedern  etwa 
ausgestellten  Bescheinigungen  ganz  ohne  rechtliche  Bedeutung  sind. 
Der  Herstellung  eines  marktgängigen  Wert[)apieres  wird  jedenfalls  am 
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wirksamsten  entgegentreten,  wenn  die  l»e/-cirhneten  Urkunden  iiberhaupt 
nicht  die  rechtliche  l''unktioii  erhalten ,  die  Uebertragung  der  Anteils- 
rechte zu  vermitteln.  Andererseits  muss,  wenn  die  Uebertragung  ohne 
die  Grundlage  eines  zur  Legitimation  des  Erwerbers  dienenden  An- 
teilsscheines zugelassen  wird,  die  Form  des  Uebertragungsaktes  selbst 
eine  derart  authentische  sein,  dass  Zweifel  und  Unklarheiten  über  die 
Thatsache  der  Uebertragung  nicht  entstehen  können.  Aus  diesen  Grün- 
den rechtfertigt  es  sich ,  die  Veräusserung  der  Geschäftsanteile  durch 
die  Gesellschafter  nicht  anders  als  durch  notariellen  oder  gerichtlichen 
Vertrag  zu  gestatten. 

2)  Was  die  Behandlung  des  G  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  s  v  e  r  m  ö  g  e  n  s  und 
die  hinsichtlich  der  Aufbringung  und  Erhaltung  desselben  den  Gesell- 
schaftern aufzuerlegenden  Verbindlichkeiten  betrifft,  so  hat  in  diesen 
Beziehungen  die  Rücksicht  auf  die  Sicherheit  der  Gesell- 
schaftsgläubiger in  erster  Linie  zu  entscheiden.  Daraus  er- 
geben sich  zugleich  die  Schranken,  welche  innegehalten  werden  müssen, 
insofern  es  sich  darum  handelt,  dem  Gesellschaftsvermogen  eine  grössere 
Beweglichkeit  als  demjenigen  der  Aktiengesellschaft  zu  verleihen.  Mehr- 
fach ist  in  dieser  Hinsicht  in  Anregung  gebracht  worden,  die  Ein- 
richtungen zu  verallgemeinern,  welche  bei  der  bergrechtlichen 
Gewerkschaft  des  preussischen  Rechts  und  anderer  verwandter 
Rechte  in  Bezug  auf  die  Behandlung  des  (}esellschaftsvermögens  be- 
stehen. Ohne  weiteres  können  indessen  diese  Einrichtungen  nicht  zu 
Grunde  gelegt  werden.  Bekanntlich  werden  bei  der  Gewerkschaft  von 
den  Mitgliedern  keine  festen  Einlagen  zur  Aufbringung  eines  betrags- 
mässig  bestimmten  Gesellschaftskapitals  geleistet;  vielmehr  ist  die  Ge- 
werkschaft befugt,  die  nach  dem  jeweils  vorhandenen  Bedürfnisse  not- 
w^endigen  Beiträge  (Zubussen)  zu  den  Kosten  des  Betriebes  zu  be- 
schliessen  und  von  ihren  Mitgliedern  einzuziehen.  Andererseits  ist  die 
spätere  Rückzahlung  der  eingezogenen  Zubussen  ohne  besondere  Kau- 
telen  und  Förmlichkeiten  gestattet,  soweit  sie  nach  den  Betriebsergeb- 
nissen thunlich  erscheint.  Die  Pflicht  der  Gewerken,  die  beschlossenen 
Zubussen  einzuzahlen ,  ist  betragsmässig  eine  unbegrenzte ,  hat  aber 
doch  insofern  die  Natur  einer  beschränkten  Verbindlichkeit ,  als  jeder 
Gewerke  befugt  ist,  sich  von  der  Leistung  der  Zubussen  dadurch  zu 
befreien,  dass  er  den  Kux,  auf  welchen  die  Zahlung  zu  leisten  ist,  der 
Gewerkschaft  behufs  ihrer  Befriedigung  aus  demselben  zur  Verfügung 
stellt.  E",i  n  festes,  bilanzmässig  nachzuweisendes 
Grundkapital  hat  die  Gewerkschaft  nicht;  den  dauern- 
den Stamm  ihres  Vermögens  bildet  vielmehr  das  Bergwerk  selbst,  an 
dessen  Besitz  die  Existenz  der  Gewerkschaft  geknüpft  ist.  Eine  ge- 
setzliche (iewähr  für  die  Erhaltung  eines  bestimmten  lastenfreien  Wertes 
des  Bergwerks  ist  freilich  nicht  gegeben.  —  Für  die  Gewerkschaften 
mit  ihrem  durch  die  Natur  des  Bergbaues  bedingten,  in  festen  Bahnen 
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sich  bewegenden  Geschäftsbetrieb  hat  dieses  System  sich  als  ausrei- 
chend und  zweckentsprechend  erwiesen.  Für  eine  Gesellschaftsform 
dagegen,  welche  für  sehr  verschiedenartige,  nicht  einmal  notwendig 
andauernde  Betriebsanlagen  irgend  welcher  Art  gebundene  Unterneh- 
mungen geeignet  sein  soll,  kann  die  unveränderte  Anwendung  des  be- 
zeichneten Systems  nicht  in  Frage  kommen.  Hier  wird  vielmehr  die 
notwendige  Unterlage  der  Gesellschaft  nicht  anders  als  durch  die  Auf- 
bringung eines  bestimmten,  jedermann  kenntlichen  Ge- 
sellschaftskapitals zu  beschaften  sein,  welches  den  dauern- 
den Grundstock  des  Unternehmens  und  zugleich  ein  bestimmtes  ß  e- 
friedigungsobjekt  für  die  Gesellschafts  g  1  ä  u  b  i  g  e  r  bildet. 
Ohne  Sicherung  eines  solchen  Stammkapitals  darf  die  Gesellschaft 
nicht  als  errichtet  gelten  ,  und  zur  Verhütung  ungenügend  fundierter 
Unternehmungen  ist  im  Gesetz  ein  Mindestbetrag  sowohl  für  das  Stamm- 
kapital selbst  als  für  die  auf  dasselbe  zu  leistende  Einlage  jedes  Ge- 
sellschafters festzusetzen.  Es  ist  zwar  nicht  notwendig,  dass,  wie  bei 
der  Aktiengesellschaft,  alle  Beiträge,  welche  von  den  Gesellschaftern 
für  die  Zwecke  der  Gesellschaft  zu  leisten  sind,  zur  Bildung  dieses  dauernd 
zu  konservierenden  Kapitals  verwendet  werden  ;  soweit  dies  aber  mit  Rück- 
sicht auf  die  im  Gesellschaftsvertrage  festzusetzende  Höhe  des  Kapitals 
zu  geschehen  hat,  werden  in  Bezug  auf  die  Haftung  der  Gesellschafter 
für  die  Einlagen  und  in  Bezug  auf  die  dauernde  Erhaltung  des  Ka- 
pitals im  wesentlichen  die  gleichen  Grundsätze  Anwendung  finden  müssen, 
welche  hinsichtlich  der  Aufbringung  und  Konservierung  des  Grund- 
kapitals der  Aktiengesellschaften  gelten.  In  einer  Beziehung  ist  indessen 
noch  über  die  Grundsätze  des  Aktienrechts  hinauszugehen,  indem  den 
Gesellschaftern  eine  Gesamthaftung  dafür  auferlegt  wird ,  dass  das  im 
Gesellschaftsvertrage  bestimmte  Stammkapital  vollständig  zur  Einzah- 
lung gelangt  und  dass  auch  nicht  später  eine  Verminderung  desselben 
durch  unberechtigte  Auszahlungen  an  die  Gesellschafter  stattfindet. 
Natürlich  kann  diese  Haftung  nur  eine  subsidiäre  sein ,  indem  sie  nur 
einzutreten  hat ,  soweit  die  einzuzahlenden  oder  zurückzuerstattenden 
Beträge  in  anderer  Weise  nicht  zu  erlangen  sind.  Auch  besteht  kein 
Bedenken,  den  solidaren  Charakter  der  Verpflichtung  insoweit  zu  mo- 
difizieren, dass  die  betreffenden  Fehlbeträge  auf  alle  zahlungsfähigen 
Gesellschafter  verhältnismässig  verteilt  werden.  Eine  so  konstruierte 
Gesamthaftung  der  Gesellschafter  für  etwaige  Schmälerungen  des  Stamm- 
kapitals entspricht  einerseits  dem  Grundgedanken  der  neuen  Gesell- 
schaftsform, indem  sie  notwendig  dazu  beitragen  muss,  die  Verbindung 
der  Mitglieder  mit  der  Gesellschaft  fester  zu  knüpfen ;  und  sie  erscheint 
andererseits  ebenso  notwendig  wie  ausreichend,  um  anderweite  kaute- 
larische  Vorschriften  in  vielen  Beziehungen  entbehrlich  zu  machen. 

Für  eine  freiere  Beweglichkeit  des  Gesellschafts- 
vermögens ist  nach  dem  Gesagten  nur   insoweit  Raum  vorhanden. 
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als  es  sich  um  die  Aufbringung  von  Vermögen  ausser 
ti  e  rn  Stammkapital  handelt.  Das  Gesetz  hat  deshalb  die  Aufgabe, 
den  Ciesellschaften  die  Beschaffung  solcher  Mittel  zu  ermöglichen,  in- 
dem es  gestattet,  dass  den  Mitgliedern  die  Verpflirlitung  auferlegt  wird, 
noch  über  ilire  Stammeinlagen  hinaus  weitere  Beiträge  (Nachschüsse) 
zu  den  Kosten  des  Unternehmens  zu  leisten  (§  26).  Solchen  N  a  c  h- 
schüssen  kann  ein  wesentlich  anderer  Charakter  beigelegt  werden  als 
den  Stammeinlagen,  denn  weder  für  die  Regelung  der  Nachschusspflicht 
als  solcher,  noch  für  die  Behandlung  des  durch  Einziehung  von  Nach- 
schüssen gebildeten  Teils  des  Gesellschaftsvermögens  wird  die  Rück- 
sicht auf  die  Sicherung  der  Gläubiger  in  erster  Linie  entscheidend  sein 
müssen ;  den  berechtigten  Interessen  der  Gläubiger  wird  hierdurch 
nicht  zu  nahe  getreten.  —  Ob  ein  Bedürfnis  besteht,  der  Gesellschaft 
durch  Nachschusspflicht  ihrer  Mitglieder  eine  etwa  notwendig  werdende 
Vermehrung  der  Betriebsmittel  zu  sichern  und  dem  Gesellschaftsver- 
mögen  einen  beweglichen  Bestandteil  einzufügen,  lässt  sich  nur  nach 
der  Natur  des  einzelnen  Unternehmens  beurteilen ,  und  es  würde  des- 
halb zu  weit  gehen ,  wenn  das  Gesetz  der  Nachschusspflicht 
als  eine  wesentliche  Einrichtung  der  neuen  Gesellschaft  für 
alle  Fälle  vorschreiben  wollte.  Man  wird  es  vielmehr  dem  Ermessen 
der  Beteiligten  überlassen  müssen,  ob  bei  Errichtung  der  Gesellschaft  ein 
Recht  derselben  zur  Einforderung  von  Nachschüssen  durch  den  Ge- 
sellschaftsvertrag vorgesehen  werden  soll  oder  nicht.  Das 
Gesetz  hat  sich  darauf  zu  beschränken,  die  erforderlichen  Bestimmungen 
über  die  aus  einer  solchen  Festsetzung  sich  ergebenden  Verhältnisse 
zu  treffen.  —  Auch  in  Bezug  auf  den  Um  fang,  in  welchem  den  Ge- 
sellschaftern die  Nachschusspflicht  aufzuerlegen  ist ,  muss  dem  Gesell- 
schaftsvertrage möglichst  freier  Spielraum  gelassen  werden.  Eine  be- 
tragsmässige  Beschränkung  der  Nachschusspflicht  ist  an  sich  nicht 
wesentlich  ,  da  es  sich  dabei  nicht  um  eine  unmittelbare  Ausdehnung 
der  Haftpflicht  für  die  Gesellschaftsschulden  handelt.  Andererseits 
kann  aber  auch  eine  gänzlich  unbegrenzte  Verpflichtung  zur  Leistung 
von  Beiträgen  nicht  als  zulässig  betrachtet  werden,  da  die  ökonomische 
Abhängigkeit  der  Gesellschafter  von  der  Gesellschaft  hierdurch  ins 
Ungemessene  gesteigert  würde.  Vielmehr  muss  den  Gesellschaftern 
jedenfalls  das  Recht  zustehen,  sich  von  der  persönlichenP  flicht 
zur  Leistung  der  Nachschüsse  dadurch  zu  befreien, 
dass  sie  ihren  Geschäftsanteil  der  Gesellschaft  be- 
hufs der  Befriedigung  durch  Veräusserung  dessel- 
ben zur  Verfügung  stellen.  An  Stelle  einer  betragsmässigen 
Grenze  der  Haftung  tritt  hier  also  eine  Beschränkung  hinsichtlich  des 
Haftungsobjektes  ein.  Die  oben  erwähnten  Bestimmungen  über  die 
Befreiung  von  der  Leistung  von  Zubussen  bei  der  Gewerkschaft ,  wie 
auch    die    dem  Rechte    der   Rhederei    angehörenden  Vorschriften    des 
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Handelsgesetzbuchs  über  die  Befreiung  von  gewissen,  den  Mitrhedern 
obliegenden  Beiträgen  (Handelsgesetzbuch  Artikel  468),  bilden  ähnliche 
Vorgänge  im  geltenden  Recht.  —  Es  lässt  sich  jedoch  nicht  verkennen, 
dass  trotz  der  Abschwächung,  welche  in  dem  bezeichneten  Schutzmittel 
enthalten  ist,  die  betragsmässig  unbeschränkte  Pflicht  zur  Leistung  von 
Nachschüssen  immer  noch  eine  sehr  erhebliche  Belastung  für  die  Teil- 
nehmer zur  Folge  haben  kann,  wie  auch  der  Mehrheit  der  Gesell- 
schafter dadurch  unter  Umständen  ein  weitgehendes  Machtmittel  gegen 
die  Minderheit  in  die  Hand  gegeben  wird.  Die  bezeichnete  Art  der 
Nachschusspflicht  ist  deshalb  jedenfalls  nicht  als  ausschliesslich  zuläs- 
sige anzuerkennen.  Vielmehr  muss  es  daneben  gestattet  sein,  im  Ge- 
sellschafts vertrage  einen  bestimmten  Hö  chstbetrag  festzu- 
setzen ,  welchen  die  von  jedem  Gesellschafter  einzuzahlenden  Nach- 
schüsse nicht  übersteigen  dürfen  (§  26  Absatz  3).  Eine  Festsetzung 
dieser  Art  macht  zwar  eine  ungefähre  Schätzung  des  künftigen  Kapital- 
bedürfnisses erforderlich,  bietet  aber  auf  der  anderen  Seite  den  Vor- 
zug, das  Maximum  der  den  Gesellschaftern  im  äussersten  Falle  oblie- 
genden Leistungen  von  Anfang  an  ersichtlich  zu  machen.  Hieraus 
ergiebt  sich  die  Möglichkeit,  den  Gesellschaften  die  Befugnis  zu  ge- 
währen, den  durch  die  Nachschüsse  zu  bildenden  beweglichen  Teil  des 
Gesellschaftsvermögens  schon  vor  der  vollständigen  Einforderung  des 
Stammkapitals  aufzubringen.  Für  manche  Unternehmungen  wird  gerade 
diese  Befugnis  von  besonderem  Werte  sein.  Namentlich  ist  dabei  an 
die  früher  bereits  erwähnten  Fälle  zu  denken,  in  welchen  für  eine  L^nter- 
nehmung  in  der  ersten  Zeit  des  Betriebes  erhebliche  Aufwendungen 
gemacht  werden  müssen,  die  nicht  in  unmittelbar  ersichtlichen  Gegen- 
werten, sondern  nur  in  der  mehr  oder  weniger  entfernten  Aussicht 
künftiger  Erträgnisse  ihre  Ausgleichung  finden.  In  derartigen  Fällen 
kann  es  ein  zweckmässiges  Auskunftsmittel  sein,  nach  Einziehung  eines 
Teils  des  Stammkapitals  zunächst  zur  Einforderung  von  Nachschüssen 
zu  schreiten,  um  aus  diesen,  d.  h.  unter  Abschreibung  von  dem  Konto 
der  eingezogenen  Nachschüsse,  die  entstehenden  Ausgaben  zu  bestreiten. 
Bei  beginnender  Rentabilität  des  Unternehmens  kann  dann  alsbald  mit 
der  Verteilung  erzielter  Gewinne  vorgegangen  werden.  Ein  solches 
Verfahren  steht  mit  den  Grundsätzen  einer  soHden  Geschäftsführung 
nicht  im  Widerspruch;  es  erscheint  vielmehr  geeignet,  von  der  Befol- 
gung zweifelhafter  Bilanzierungsgrundsätze,  welche  in  Ermangelung  eines 
anderen  Ausweges  leicht  zur  Anwendung  kommen,  abzuhalten.  —  Die 
Vorteile,  welche  jede  der  bezeichneten  beiden  Arten  der  Nachschuss- 
pflicht bietet,  lassen  sich  auch  vereinigen,  und  es  wird  sich  deshalb 
empfehlen,  eine  Kombination  derselben  in  der  Weise  vorzusehen,  dass 
bei  an  sich  unbeschränkter  Nachschusspflicht  das  Recht  der  Gesell- 
schafter, sich  von  der  Leistung  der  Nachschüsse  durch  Verweisung  auf 
den  Geschäftsanteil  zu  befreien ,  erst  dann  zugelassen  wird ,   wenn  die 
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einge/ogenen  Nachschüsse  einen  im  Oesellschaftsvertrage  zu  bestim- 
menden Betrag  überschreiten  (fcj  27  Absatz  4).  —  Die  (^rundsätze  ül)er 
die  Einzahlung  der  Stammeinlagen  und  Nachschüsse  l)edingen  keines- 
wegs, dass  der  Gesellschaft  der  Charakter  einer  reinenlKapitalgesell- 
schaft  in  dem  Sinne  beigelegt  wird,  dass  die  Leistung  von  Kapital- 
einlag<?n  als  der  ausschliesslich  zulässige  (Gegenstand  der  Mitglieder- 
pflichten anzuerkennen  wäre.  Vielmehr  muss  die  Mögliclikcit  bestehen, 
dass  die  Teilnehmer  im  ( lesellschaftsvertrage  neben  ihren  Kapital- 
einlagen noch  Leistungen  anderer  Art  zu  Gunsten  der 
Gesellschaft  übernehmen  (§3  Abs.  2).  Bereits  an  einer  früheren 
Stelle  ist  auf  die  Z  u  c  k  e  r  f  u  Ij  r  i  k  e  n  mit  R  ü  b  e  n  b  a  u  p  f  1  i  r  h  t  der 
Teilnehmer  als  Beispiel  hingewiesen  worden,  und  in  ähnlicher  Weise 
kann  auch  noch  in  manchen  anderen  Fällen  Veranlassung  vorhanden 
sein,  den  Kreis  der  Mitgliederpflichten  über  die  Leistung  blosser  Ka- 
pitaleinlagen hinaus  zu  erweitern.  Die  Verbindung  der  hieraus  sich 
ergebenden ,  teils  kapitalistischen  ,  teils  personalen  Elemente  der  Mit- 
gliederbeteiligung zu  einem  einheitlichen  Ganzen  wird  keine  Schwie- 
rigkeiten bereiten,  und  auch  die  gesetzliche  Anerkennung  der  Ueber- 
tragbarkeit  der  Geschäftsanteile  bildet  kein  Hindernis,  da  es  den  Ge- 
sellschaften freigestellt  bleibt ,  die  Uebertragung  von  der  Zustimmung 
der  Gesellschaft  abhängig  zu  machen  und  bestimmte  Voraussetzungen 
hinsichtlich  der  persönlichen  Qualifikation  der  Mitglieder  aufzustellen. 
Die  Regelung  im  einzelnen  muss  natürlich  dem  Gesellschaftsvertrage 
überlassen  bleiben ,  da  bei  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  eine 
gesetzliche  Regelung  nicht  angängig  erscheint.  Die  zwingenden  Vor- 
schriften ,  welche  das  Gesetz  über  die  Kapitaleinlagen  der  Mitglieder 
enthält,  dürfen  aber  durch  die  Verbindung  der  Einlage  Verpflichtungen 
mit  anderen  Leistungen  weder  direkt  noch  indirekt  geändert  werden. 
3)  Was  die  Organisation  der  Gesellschaft  betrifft ,  so  ist 
zwischen  den  äusseren  und  inneren  Verhältnissen  derselben  zu  unter- 
scheiden. In  der  ersteren  Beziehung  kommt  vornemlich  die  Vertretung 
gegenüber  dritten  Personen  in  Betracht.  Bei  der  fraglichen  jGesell- 
schaftsform  müssen  die  Personen,  welchen  die  Vertretung  und  Ge- 
schäftsführung obliegen  soll,  notwendig  als  Organ  der  Gesellschaft  von 
dieser  selbst  bestellt  werden.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Geschäfts- 
führer können  sich  im  Avesentlichen  nach  den  für  den  Vorstand  der 
Aktiengesellschaft  und  eingetragenen  Genossenschaft  geltenden  Grund- 
sätzen bestimmen.  Eine  angemessene  Gestaltung  des  Verhältnisses  in 
denjenigen  Fällen,  in  welchen  bei  geringer  Mitgliederzahl  den  Gesell- 
schaftern selbst  oder  einigen  von  ihnen  ein  dauernder  Anspruch  auf 
die  Geschäftsführung  eingeräumt  werden  soll,  wird  hierdurch  nicht 
ausgeschlossen;  denn  selbstverständlich  können  auch  Mitglieder  der 
Gesellschaft  zu  Geschäftsführern  bestellt  werden,  und  es  steht  auch 
nichts  entgegen,  eine  solche  Uebertragung  der  Geschäftsführung  schon 
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im  Gesellschaftsvertrage  vorzunehmen.  —  Im  übrigen  wird  hinsichtlich 
der  inneren  Verhältnisse  der  Gesellschaft  die  Freiheit  autonomer  Re- 
gelung im  weitesten  Umfang  anzuerkennen  sein.  Da  eine  Beteiligung 
des  grossen  Publikums,  wie  sie  dem  Wesen  der  Aktiengesellschaft  ent- 
spricht, hier  nicht  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  so  steht  auch  nicht  der 
Schutz  von  Interessen  in  Frage,  zu  deren  Wahrung  die  Beteiligten 
nicht  selbst  im  stände  wären.  Vielmehr  macht  die  Verschiedenheit 
der  Zwecke ,  welchen  die  neue  Gesellschaftsform  zu  dienen  bestimmt 
ist,  es  wünschenswert,  einer  den  Bedürfnissen  des  einzelnen  Falls  ent- 
sprechenden Gestaltung  der  inneren  Verhältnisse  thunlichsten  Raum 
zu  gewähren.  Das  Gesetz  darf  sich  indessen  nicht  der  Aufgabe  ent- 
ziehen ,  durch  subsidiäre  Bestimmungen  eine  Grundlage  zu  schaffen, 
welche  die  Notwendigkeit  einer  selbständigen  Regelung  im  Gesellschafts- 
vertrage auf  den  Fall  beschränkt,  dass  besondere  Verhältnisse  eine 
Abweichung  von  den  gesetzlichen  Regeln  erforderlich  machen  (§§  47 
bis  52).  Hiebei  ist  davon  auszugehen  ,  dass  die  Mitglieder  als  solche 
die  oberste  Instanz  in  den  Gesellschaftsangelegenheiten  bilden,  und  es 
sind  ihnen  deshalb  auch  die  für  die  Verhältnisse  der  Gesellschaft  be- 
sonders wichtigen  EntSchliessungen  durch  Bildung  einheitlichen  Wil- 
lens zu  überlassen ,  und  zwar  so ,  dass  sie  der  Regel  nach  durch 
Mehrheitsbeschlüsse  nach  Verhältnis  der  Geschäftsanteile  zu  treffen 
sind.  Durch  thunlichst  einfache  Vorschriften  über  Voraussetzungen 
und  Formen  der  Beschlussfassung  wird  Sorge  dafür  zu  tragen  sein, 
dass  auch  bei  einer  beschränkten  Zahl  von  Gesellschaftern  der  Ge- 
schäftsgang nicht  durch  überflüssige  Weitläufigkeiten  gehemmt  wird. 
Gesellschaften,  welche  so  wenige  Mitglieder  zählen,  dass  schon  das 
Prinzip  der  Mehrheitsbeschlüsse  selbst  zu  praktisch  ungeeigneten  Re- 
sultaten führt,  werden  voraussichtlich  nicht  besonders  häufig  sein;  in 
Fällen  dieser  Art  steht  aber  nichts  im  Wege,  kraft  der  den  Gesell- 
schaften gestatteten  Autonomie  das  Mehrheitsprinzip  ganz  zu  beseitigen 
und  die  Befugnisse,  welche  den  Gesellschaftern  zustehen,  auf  einer  mehr 
individualistischen  Grundlage  zu  regeln.  —  Ebenso  wie  für  den  Fall 
einer  ganz  beschränkten  Zahl  von  Gesellschaftern  muss  es  andererseits 
für  den  umgekehrten  Fall  eines  besonders  umfangreichen  Mitglieder- 
kreises dem  Gesellschaftsvertrage  überlassen  bleiben,  die  notwendigen 
Modifikationen  und  Ergänzungen  der  dispositiven  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vorzunehmen.  Namentlich  kann  hierbei  die  Einschiebung 
eines  besonderen  Organs  in  Betracht  kommen,  welchem  die  dauernde 
Aufsicht  über  die  Führung  der  Geschäfte  obliegt.  Im  Gesetz  selbst 
ist  die  Bestellung  nicht  vorzuschreiben,  da  sie  nur  dann  ein  Bedürfnis 
sein  wird,  wenn  die  Zahl  der  Gesellschafter  eine  Höhe  erreicht,  bei 
welcher  eine  andere  Art  der  Kontrolle  nicht  mehr  ausreichend  er- 
scheint.   Dieser  Fall  kann  aber  nicht  ohne  weiteres  als  der  regelmässige 
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zu  Grunde  gelegt  werden,  das  (lesetz  hat  sich  vielmelir  darauf  zu  be- 
schränken ,  für  den  Fall  einer  entsprechenden  Anordnung  des  Gesell- 
schaftsvertrages ergänzende  Vorschriften  zur  Herstellung  einer  ange- 
messenen Grundlage  für  die  Einrichtung  zu  treffen.  Am  geeignetsten 
werden  zu  diesem  Zweck  die  für  den  Aufsichtsrat  der  Aktiengesell- 
schaften und  Genossenschaften  geltenden  Bestimmungen  herangezogen 
werden  (§  53). 

Die  Fabrikinspektion  in  ihrer  Stellung  zu  den  allgemeinen  Polizeibe- 
hörden nach  Wörishoffer.  Im  Bericht  der  had.  Fabrikinspektion  (für 
das  J.  1890)  findet  sich  folgende  Zurückweisung  der  bekannten 
Forderung  exekutiver  Verselbständigung  der  Fabrik- 
inspektion von  einem  unserer  ersten  und  selbständigsten  Fabrik- 
inspektoren:  »Es  sei  gestattet  auf  die  schon  häufig  in  sozialwissen- 
schaftlichen Zeitschriften  und  der  Presse  in  bester  Absicht  gestellte 
Forderung  einzugehen,  dass  den  Fabrikaufsichtsbeamten  zur  Erhöhung 
ihrer  Wirksamkeit  eine  eigene  polizeiliche  Verfügungsgewalt  übertragen 
werden  solle.  Man  verspricht  sich  hiervon  eine  grössere  Leistungs- 
fähigkeit des  Instituts  der  Fabrikaufsicht.  Die  im  diesseitigen  Dienst- 
bereiche gemachten  Erfahrungen  haben  zu  einer  entgegengesetz- 
tenAnsicht  geführt.  Eine  Uebertragung  polizeilicher  Verfügungs- 
gewalt an  diese  Beamten  würde  nicht  nur  den  grossen  Nachteil  haben, 
dass  die  Einheitlichkeit  der  polizeilichen  Thätigkeit  gestört  und  damit 
diesem  wichtigen  Dienstzweige  unter  Umständen  ein  schwerer  Nachteil 
zugefügt  würde ,  sondern  es  würde  bei  einem  solchen  Abgehen  von 
den  seitherigen  Grundsätzen  auch  gar  nichts  erreicht ,  was  nicht  auch 
bei  der  jetzigen  nur  scheinbaren  Beschränkung  bei  gutem  Willen  und 
dem  verständigen  Zusammenwirken  der  Beteiligten  ebenfalls  erreicht 
werden  kann.  Im  Lande  wenigstens  hätte  auf  den  genannten  Gebieten 
auch  nicht  mehr  erreicht  werden  können ,  wenn  die  Auflagen  seitens 
der  Fabrikaufsichtsbeamten  direkt  erlassen  worden  wären.  Die  Fälle 
sind  ausserordentlich  selten,  in  welchen  die  Notwendigkeit  und  Zweck- 
mässigkeit einer  geforderten  Einrichtung  mit  den  Bezirksämtern  ein 
umständlicher  Verkehr  notwendig  gewesen  wäre,  was  am  besten  daraus 
hervorgeht,  dass  die  wenigen  Fälle  dieser  Art  als  etwas  Aussergewöhn- 
liches  empfunden  worden  sind.  Im  übrigen  hat  die  den  Anträgen  bei- 
gefügte, für  die  Unternehmer  bestimmte  Begründung  stets  auch  zur 
Herstellung  eines  Einverständnisses  mit  den  Bezirksämtern  genügt.  Die 
Erlassung  von  Auflagen  durch  die  Letzteren  hat  daher  dem  Vollzuge 
keine  Schwierigkeiten  bereitet.  Er  hat  denselben  im  Gegenteile  so 
sehr  gefördert,  dass  dagegen  die  oben  genannten  seltenen  Weiterungen 
gar  nicht  ins  Gewicht  fallen.  Damit,  dass  die  Bezirksämter  die  ge- 
stellten Anträge  in  Vollzug  setzen,  ist  für  den  letzteren  eine  in  seiner 
unmittelbaren  Beaufsichtigung  liegende  Garantie  gegeben ,    wie  sie  auf 
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andere  Weise  nicht  entfernt  zu  erreichen  wäre.  Jedenfalls  könnte  auch 
nicht  durch  Vermehrung  der  Fabrikaufsichtsbeamten  hierfür  nur  an- 
nähernder Ersatz  geschaffen  werden.  Wenn  auch  durch  die  von  den 
Bezirksämtern  über  den  Vollzug  geübte  Aufsicht  die  Anteilnahme  der 
genannten  Beamten  an  den  betreffenden  Gegenständen  nicht  mit  der 
Stellung  des  Antrags  auf  Erlassung  von  Auflagen  abgeschlossen  wird, 
so  wird  doch  durch  erstere  vor  allem  dafür  gesorgt,  dass  der  Auflage 
überhaupt  entsprochen  wird,  was  in  einfachen  Dingen  meist  genügend 
ist.  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  kann  die  Kontrolle  darüber,  ob  der 
Vollzug  ein  genügender  ist,  in  der  Regel  bis  zum  nächsten  regelmäs- 
sigen Besuche  der  Fabrik  verschoben  werden.  Mit  der  Anordnung  der 
Auflagen  durch  die  Fabrikaufsichtsbeamten  müsste  eben  auch  die  Auf- 
sicht über  den  ganzen  Vollzug  von  ihnen  übernommen  werden.  Prak- 
tisch würde  dies  den  Erfolg  haben,  dass  kleinere,  deswegen  aber  doch 
nicht  unwichtige  Auflagen  in  entfernten  Bezirken  wegen  der  damit  ver- 
bundenen grossen  Umständlichkeit  überhaupt  kaum  durchgeführt  wer- 
den könnten,  und  das3  auch  bei  grösseren  Auflagen  der  Einfluss  auf 
die  Unternehmer  fehlen  würde,  welcher  durch  die  Nähe  der  anord- 
nenden Behörde  und  die  in  der  Erörterung  innerhalb  der  Behörden 
liegende  Publizität  ausgeübt  wird.  —  Auch  wenn  die  genannten  Vor- 
teile mit  dem  jetzigen  Zustande  nicht  verbunden  wären,  würden  andere 
allgemeine  Gründe  gegen  eine  Aenderung  desselben  sprechen.  Es  ist 
ein  unbestrittenes  öffentliches  Interesse,  dass  so  wichtige  Massnahmen 
wie  die  Einführung  von  Verbesserungen  zur  Sicherung  des  Lebens  und 
der  Gesundheit  der  Arbeiter  in  den  zahlreichen  industriellen  Anlagen 
im  Zusammenhange  mit  dem  ganzen  Behördenorganismus  des  Staates 
und  nicht  von  besonderen  isoliert  wirkenden  Aufsichtsbehörden  durch- 
geführt werden.  Die  Wirkungen  einer  solchen  Isolierung  müssten  auch 
in  so  lange  besonders  ungünstig  hervortreten,  als  in  Ermangelung  ein- 
gehenderer Vorschriften  für  die  einzelnen  Industriezweige  auf  Grund 
des  §  I20,  Abs.  3  der  Gewerbeordnung  die  Durchführung  der  Verbes- 
serungen fast  ausschliesslich  dem  Ermessen  der  einzelnen  Aufsichts- 
beamten anheim  gegeben  wäre.  Es  ist  ausserdem  sicherlich  von  einer 
über  diesen  Gegenstand  hinausgehenden  Bedeutung,  dass  die  Beamten 
der  politischen  Verwaltung  gerade  durch  ihre  Beteiligung  an  der  Lö- 
sung der  Einzelaufgaben  in  stetem  Zusammenhange  mit  den  in  sozial- 
politischer Hinsicht  wichtigeren  Verhältnissen  bleiben,  und  dass  sie  an 
denselben  dasjenige  Interesse  nehmen,  welches  nur  durch  die  eigene 
Thätigkeit  erzeugt  wird.  —  Wenn  es  auch  im  Vorstehenden  mehr  dar- 
auf ankam,  die  Möglichkeit,  mit  den  bestehenden  Einrichtungen  aus- 
zukommen ,  an  der  Hand  der  gemachten  Erfahrungen  nachzuweisen, 
und  nur  einen  Beitrag  zu  der  genannten,  schon  widerholt  erörterten 
Frage  zu  liefern,  wobei  nicht  beabsichtigt  sein  konnte,  dieselbe  nach 
den  Erfahrungen    eines    begrenzten  Beobachtungsgebietes   beantworten 
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zu  wollen,  so  soll  (loch  norli  auf  eine  weitere  Seite  der  Sache  hinge- 
wiesen werden.  Vorschläge  wie  der  in  Rede  stehende  gehen  von  der 
sicherlich  irrtümlichen  Unterstellung  aus,  dass  es  zur  durchgreifenderen 
Durchführung  von  Einrichtungen  für  die  bessere  Sicherung  der  Arbeiter 
gegen  Gefährdung  ihres  Lebens  und  ihrer  Gesundheit  wesentlich  da- 
rauf ankomme,  wirksame  äussere  Hilfsmittel  für  eine  solche  Durch- 
führung zu  schaffen.  Aeussere  Hilfsmittel  sind  aber,  wie  oben  gezeigt 
wurde,  genügend  vorhanden,  wenn  die  Fabrikaufsichtsbehörden  mit  den 
Verwaltungsbehörden  ihrer  Bezirke  in  unmittelbaren  Verkehr  gesetzt 
sind,  und  wenn  sie  diesen  Verkehr  so  ausgebildet  haben,  dass  das 
nötige  Zusammenwirken  sicher  gestellt  ist.  Die  Hindernisse  einer 
rascheren  und  durchgreifenderen  Durchführung  von  Verbesserungen 
liegen  aber  namentlich,  wo  in  der  gedachten  Weise  ein  Zusammen- 
wirken stattfindet,  durchaus  nicht  in  dem  Mangel  an  äusseren  Hilfs- 
mitteln, sondern  sie  sind  teilweise  auch  in  den  Verhältnissen  so  natur- 
gemäss  begründet,  dass  sie  nur  bei  richtiger  Würdigung  derselben  ohne 
störendes  Eingreifen  in  einmal  gewordene  Zustände  beseitigt  werden 
können.  Die  hier  in  Betracht  kommenden  Anforderungen  sind  viel- 
fach neue  und  zwar  sind  sie  dies  nicht  nur  für  die  Unternehmer,  sondern 
bezüglich  der  Beurteilung  des  Umfangs  der  anzuwendenden  Mittel  nicht 
selten  auch  für  die  Aufsichtsbeamten  selbst.  Infolge  des  ersteren  Um- 
standes  sind  auch  gegen  ihre  Arbeiter  wohlgesinnte  Arbeitgeber  diesen 
Anforderungen  gegenüber  zurückhaltend.  Diese  durchaus  begründete 
Zurückhaltung  lässt  sich  aber  nicht  sowohl  durch  Zwangsmittel, 
als  vielmehr  nur  durch  den  allmählichen  Erfolg  der  thatsächlichen 
Durchführung  auf  Grund  des  Vorgehens  besonders  intelligenter  Unter- 
nehmer überwinden,  welche  dann  meist  auch  das  Nötige  von  sich  aus 
in  einem  höheren  Grade  von  Vollkommenheit  ausführen,  als  es  ge- 
schehen wäre  ,  wenn  es  sich  nur  um  die  Ausführung  von  an  sie  ge- 
stellten Anforderungen  handeln  würde.  Lediglich  äussere  Mittel  anzu- 
wenden kann  schon  deshalb  keinen  Erfolg  haben,  weil  bei  mangelndem 
gutem  Willen  die  Durchführung  in  nur  formell  entsprechender,  aber 
doch  so  ungenügender  Weise  geschehen  könnte,  dass  hierin  weder  für 
die  anderen  Unternehmer  der  gleichen  Art,  noch  für  die  Urheber  der 
Auflagen  selbst  eine  Ermunterung  zur  Fortsetzung  liegen  würde.  Für 
die  Aufsichtsbeamten  ist  aber  ebenfalls  die  Notwendigkeit  vorhanden, 
nur  allmählich  und  nur  mit  Unterstützung  eines  Teiles  der  Unternehmer 
selbst  vorzugehen,  weil  sie  zur  Erhaltung  des  unentbehrlichen  guten 
Willens  genötigt  sind,  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  den  gestellten 
Anforderungen  jeweils  mit  den  thunlichst  geringsten  Mitteln  Genüge 
geleistet  werden  kann.  Auch  sind  sie  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Ver- 
hältnisse darauf  angewiesen,  über  das  Mass  der  anzuwendenden  Mittel 
selbst  erst  während  des  Vollzugs  ihre  Erfahrungen  zu  sammeln.  Wo 
auf  diese  Weise    der  Vollzug  genügend    vorgeschritten  ist   und    die  zu 
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stellenden  Anforderungen  nach  allen  Seiten  ausgereift  sind,  ist  es  noch 
immer  möglich  gewesen,  in  einem  späteren  Stadium  desselben  mit  den 
zu  Gebot  stehenden  äusseren  Mitteln  die  weitere  Durchführung  des 
Vollzugs  zu  beschleunigen.  Ein  Abweichen  von  diesem  Wege  würde 
die  Gefahr  in  sich  schliessen,  dass  aus  Mangel  an  Geduld  manche 
Dinge  zu  früh  und  zu  hastig  durchgeführt  werden  wollten,  was  ohne 
Zweifel  der  Sache  selbst  nur  zum  Schaden  gereichen  könnte.  —  Der 
Mangel  unmittelbarer  polizeilicher  Befugnisse  der  Aufsichtsbeamten 
wirkt  daher  allerdings  in  gewissem  Sinne  verzögernd.  Diese  Verzöge- 
rung —  selbstverständlich  nur  in  dem  besprochenen  Sinne  —  ist  aber 
der  Sache  selbst  nur  dienlich.  Sie  wirkt  aber  auch  auf  das  ganze 
Institut  der  Fabrikaufsicht,  wenn  demselben  nur  eigene  Initiative  inne- 
wohnt, insofern  wohlthätig,  als  die  Beamten  genötigt  sind,  sich  durch 
planmässiges  und  nachhaltiges  Vorgehen  denjenigen  Einfluss  thatsäch- 
lich  zu  verschaffen,  dessen  sie  zu  einer  erfolgreichen  Dienstführung 
bedürfen.  Dieser  Einfluss  wird  aber  einem  solchen  Vorgehen  nicht 
fehlen,  weil  die  Aufsichtsbeamten  in  der  bei  ihnen  stattfindenden  Kon- 
zentrierung der  Erfahrungen  ein  Hilfsmittel  besitzen,  welches  wirksamer 
ist  als  die  lediglich  äusserliche  Uebertragung  von  Machtbefugnissen. 
Wenn  ein  Bedürfnis  vorhanden  ist  die  Leistungen  des  genannten  In- 
stituts zu  erhöhen ,  so  wird  dies  mit  Aussicht  auf  Erfolg  durch  eine 
Weiterbildung  seiner  inneren  Organisation  geschehen  können.«  — Selbst- 
verständlich würde  die  Beantwortung  der  Frage  anders  liegen,  wenn 
die  gesamte  sozialpolitische  Verwaltung,  von  welcher  der  Arbeiter- 
schutz nur  ein  einzelner  Zweig  ist,  einen  selbständigen  bis  in  die 
sämtlichen  politischen  Bezirke  i.  Instanz  hinabreichenden  Verwaltungs- 
organismus (mit  Beiziehung  der  Vorstände  der  ordentlichen  Polizei- 
behörden)   einstens    erhalten   sollten.     (Vgl.  Ztschr.  Jahrg.  1890  f.) 


— e.  Die  kumulativen  Waisenkassen  in  Oesterreich.  Ueber  diesen 
hochinteressanten  Gegenstand  veröffentlicht  J.  Winckler  in  der  »stat. 
Mon. Sehr.«  (Oktober  i8gi)  eine  sehr  bemerkenswerte  Abhandlung.  Die 
Einrichtung  gemeinsamerVer  waltung  undAnlegung  der 
Waisengelder  eines  Bezirkes  ist  in  einem  Teile  der  österr. 
Kronländer  alt.  Sie  stellt  ein  Bezirksbankwesen  dar,  vorteilhaft  für  die 
Waisen  und  vorteilhaft  für  den  lokalen  Hypothekarkredit.  Die  kumulativen 
Waisenkassen  haben  allen  Bestrebungen  der  »Singularisierung« 
jeder  e  i  n  z  e  Ine  n  Waisenverwaltung  getrotzt,  aber  durch  die  Gesetze 
von  1858  und  1859  eine  neue  gesetzliche  Grundlage  (Verwaltung  durch 
Gericht  und  Steueramt)  erhalten.  Seit  1876  ist  ihre  Wirksamkeit  zahlen- 
mässig  dargestellt. 

Fasst  man  die  Schlussergebnisse  aller  seit  diesem  Jahre  erstatteten 
Ausweise  zusammen,  so  erhält  man  nachstehende  Ziffern ; 
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Zahl  der  uberschuss  *j"hi«»«m«<hm> 

kumulativen — i— .^-^^^ Verwahrunji- 

Jahr  Waisen-  der  kumiilniiven   Waisenkassen  gebiihren 

kassen  "~^ _^ — 

Gulden    ö  s  t  e  r  r.   Währ. 

1876  583  33622992  30  7 II  968  2  911  024  57280 

1882  569  56366125  50661387  5704738  75675 

1886  559  77462088  69400875  8061213  100243 

1888  543  90101245  78740046  I1361199  118  777 

Die  Zahl  der  kumulativen  Waisen  k  a  s  s  e n  hat  sich  seit  dem 
Jahre  1876  in  Folge  der  Auflösung  mehrerer  Waisenkassen  (in  Steier- 
mark, Kärnten,  Krain,  Ostgalizien  und  in  der  Bukowina),  welche  durch 
die  Errichtung  einiger  neuen  Waisenkassen  (in  Nieder-Oesterreich, 
Böhmen  und  Westgalizien)  nur  zum  Teile  wettgemacht  wurde,  um  40 
vermindert  und  belief  sich  am  Schlüsse  des  Jahres  1888  auf  543  : 
Nieder-Oesterreich  74,  Ober-Oesterreich  16,  Böhmen  224,  Mähren  80, 
Schlesien  23,  Westgalizien  62,  Ostgalizien  63. 

Die  Zahl  der  Pflegebefohlenen,  deren  Barschaften  in 
einer  kumulativen  Waisenkasse  fruchtbringend  angelegt  sind,  wird  erst 
seit  dem  Jahre  1887  von  sämtlichen  Waisenkassen  ausgewiesen  und 
belief  sich  im  genannten  Jahre  auf  214  581,  im  Jahre  1888  auf  224,866. 
Durchschnittlich  entfielen  somit  im  Jahre  1888  auf  jede  einzelne  Waisen- 
kasse 414  Pflegebefohlene;  thatsächlich  schwankte  aber  die  Klientel 
der  einzelnen  Kassen ,  ganz  abgesehen  von  jenen  zwanzig  Kassen,  bei 
welchen  kein  Pflegebefohlener  eine  Barschaft  erliegen  hatte,  zwischen 
I  und  2927  Köpfen. 

Die  Aktiva  der  kumulativen  Waisenkassen  haben  seit  dem  Jahre 
1876  um  168  Percente  zugenommen  und  am  Schlüsse  des  Jahres  1888 
den  Betrag  von  go  loi  244  fl.  82  kr.  ö.  W.  erreicht;  davon  entfielen 
67684894  fl.  81     kr.  =  75,1  Perzente  auf  Hypothekardarlehen, 

=  18,4  »  »    öffentliche  Obligationen, 

=     3,6  »  »    Darlehen  an  andere  Waisenkassen, 

=     0,8  »  >>    laufende  Zinsen, 

=     0,4  »  j>    Sparkasseneinlagen, 

-     o,  I  »  »    exekutiv  erstandene  Realitäten, 

=     o,  I  »  »    Vorschüsse  gegen  Riickersatz, 

=     0,0  »  »    verschiedene  Einnahmen  und 

=     1,5  »  »    Kassebarschaft. 

—  In  den  einzelnen  Gerichtsbezirken  schwankt  das  auf  einen  Waisen- 
kasse-Interessenten entfallende  durchschnittliche  Guthaben 
zwischen  2  fl.  89  kr.  (im  Gerichtsbezirk  Rzeszöv)  und  1910  fl.  59  kr. 
(im  Gerichtsbezirk  Stadt  Pilsen).  Bei  vier  Fünfteln  aller  Waisenkassen 
übersteigt  das  durchschnittliche  Guthaben  eines  Pflegebefohlenen  nicht 
den  Betrag  von  500  fl. ;  die  ärmsten  Pupillen  beherbergt  West-  und 
Ostgalizien,  die  wohlhabendsten  Nieder-Oesterreich,  Ober-Oesterreich 
und  Böhmen.  —   Die  Verzinsung  der  von  den  kumulativen  Waisen- 
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kassen  verwalteten  Barschaften  der  Pflegebefohlenen  hat  im  Laufe  der 
Zeit  wiederholt  Aenderungen  erfahren.  Nach  §  6  der  kais.  Verordnung 
vom  9.  November  1858  hatte  die  gemeinschaftliche  Waisenkasse  jedem 
Pflegebefohlenen,  sobald  für  ihn  ein  Betrag  von  mindestens  20  fl.  ein- 
gegangen war,  denselben  mit  5  Perzent  zu  verzinsen.  Das  Gesetz  vom 
18.  März  1876  setzte  den  Betrag,  von  welchem  an  die  Verzinsung  zu 
beginnen  hatte,  auf  5  Gulden  herab,  führte  einen  gleichen  Zinsfuss  für 
die  Aktiv-  und  Passivkapitalien  ein  und  machte  damit  das  Ausmass 
für  die  Verzinsung  der  Kapitalien  der  Pflegebefohlenen  abhängig  von 
dem  für  die  Darlehen  aus  der  Waisenkasse  zu  erzielenden  Zinsfusse, 
stellte  diesen  letzteren  vorläufig  auf  6  Perzente  fest,  erteilte  jedoch  den 
Oberlandesgerichten  die  Ermächtigung,  eine  Aenderung  dieses  Zins- 
fusses  nach  Bedarf  zu  verfügen.  —  Von  den  am  Schlüsse  des  Jahres 
1888  durch  die  kumulativen  Waisenkassen  verwalteten  Barschaften  der 
Pflegebefohlenen  im  Gesamtbetrage  von  74  867  832  fl.  wurden  noch 
73639913  mit  5  Perz.,  920089  fl.  mit  6  Perz.  und  292  iio  fl.  mit  5'/« 
Perz.,  dagegen  15  720  fl.  nur  mit  4V2  Perz.  verzinst. 

Durch  diese  den  dermaligen  Geldverhältnissen  entsprechende  Herab- 
setzung des  Zinsfusses  für  Hypothekardarlehen  haben  sich  die  kumu- 
lativen Waisenkassen  die  Möglichkeit  gewahrt ,  die  Konkurrenz 
mit  den  übrigen  Hypothekarkredit-Instituten,  den  Landes- 
hypothekenbanken ,  Sparkassen  u.  s.  w.  aufzunehmen ;  diese  ist  ihnen 
übrigens  dadurch  erleichtert,  dass  sie  den  Darlehenswerbern  in  der 
Regel  am  nächsten  liegen,  keine  kostspieligen  Gesuche, 
keine  Provision,  keinen  Regiekostenbeitrag  oder 
andere  wie  immer  Namen  habende  Nebengebühren  beanspruchen  und 
—  was  für  den  Darlehenswerber  aus  dem  Kreise  der  kleinen  Grund- 
besitzer oft  entscheidend  ist  —  keine  Annuitätenzahlungen 
verlangen.  Speziell  dieser  letzterwähnte  L^mstand  hat  die  soge- 
nannten »Waselgelder«  bei  der  Landbevölkerung  seit  jeher  beliebt  ge- 
macht und  wird  ihnen  wohl  auch  noch  fernerhin  eine  zahlreiche  Klientel 
sichern. 


— e.  Die  Unfälle  ausserhalb  Berufes.  Nach  der  Schweizerischen 
Statistik.  —  Die  Schweiz  hat  durch  drei  Jahre  (i.  April  1888  bis 
31.  März  1891)  eine  Unfallstatistik  sich  geschaffen,  welche  sonst  nicht 
erreicht  ist.  Sie  hat  nicht  bloss  die  Berufsunfälle ,  sondern  auch  die 
Unfälle  ausser  Berufes  für  das  ganze  Schweizer  Volk  erhoben.  Das 
Ergebnis  ist  insofern  besonders  überraschend ,  als  es  zahlenmässig  er- 
weist, wie  bedeutend  die  Zahl  der  Unfälle  ausser  Berufes  und  wie  gross 
das  Bedürfnis  der  Versicherung  der  Masse  der  Bevölkerung  gegen  Un- 
fälle jeder  Art  und  auch  für  eine  Masse  von  Arbeitgebern  ist.  Das 
Ergebnis  ist  in  10  Tabellen  niedergelegt.  In  diesen  Tabellen  sind  die 
Ergebnisse  durchgängig  unterschieden  je  nachdem  die  vom  Unfälle  be- 
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troffenen  Personen  auf  e  i  gen  c  Rech  nung  arbeiteten  oder  im  Lohn 
und  Dienste  Anderer  beschäftigt  waren  und  je  nachdem  die  Un- 
fälle in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  der  Berufsthätigkeit  (Berufs- 
unfälle) oder  ohne  unmittelbaren  Zusammenhang  mit  der  Berufsthä- 
tigkeit (Nicht-Berufsunfallej  sich  ereigneten.  Mit  Ausnahme  der  'I'abelle 
IG  sind  sie  auch  unterschieden  nach  dem  Geschlecht  der  vom  Unfall 
Betroffenen. 

labeile  i  enthält  die  Gesamtzahl  der  während  der  3  Erhebungs- 
jahre angezeigten  Unfälle  mit  tötlichem  Ausgange,  gänzlicher  oder  teil- 
weiser Erwerbsunfähigkeit  auf  Lebenszeit  (I  n  v  a  1  i  d  i  t  ä  t  s  f  ä  1 1  e)  und 
mit  nur  vorübergehender  gänzlicher  oder  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit 
(Krankheitsfälle).  Es  ist  hier  namentlich  interessant  zu  sehen, 
wie  die  Krankheitsfälle  in  den  drei  Jahren  in  viel  stärkerem  Verhältnis 
zugenommen  haben,  als  die  Todes-  und  Invaliditätsfälle.  Man  wird 
daraus  den  Schluss  ziehen  können ,  dass  schon  von  Anfang  der  Erhe- 
bungen an  die  wichtigeren  Unfälle  vollzähliger  zur  Anzeige  gelangten 
als  die  weniger  bedeutenden.  Bei  den  Krankheitsfällen  stieg  auch  die 
Zahl  der  Krankheitstage  lange  nicht  in  demselben  Verhältnisse,  wie  die 
Zahl  der  Fälle.  Im  ersten  Jahre  wurden  19  178  Krankheitsfälle  ange- 
zeigt mit  604292  Krankheitstagen;  im  zweiten  Jahre  26905  Fälle  mit 
760600  Tagen  und  im  dritten  Jahre  28635  "^'^  757  603  Tagen.  Trotz 
der  Vermehrung  der  Fälle  ist  also  im  dritten  Jahre  die  Zahl  der  Tage 
zurückgegangen.  —  Die  Zahl  der  Unfäl  le  betrug  in  den  3  Jahren  bei  den 
auf  eigene  Rechnung  arbeitenden  Personen  785  im  Berufe,  1165 
ausserhalb  Berufes,  zu  mehr  als  drei  Vierteln  für  Männer.  Bei  den  im 
Lohn  und  Dienste  Anderer  Arbeitenden  betrug  sie  im  Beruf  872 
(darunter  814  Männer),  ausser  Berufes  751  (darunter  691  Männer).  Ins- 
gesamt 3572  Unfälle  für  »Arbeiter«  gegenüber  von  1164  für  selbständig 
Erwerbende. 

»Invaliditätsfälle«  im  oben  bezeichneten  Sinne  des  Wortes: 
bei  den  Selbständigen  innerhalb  Berufes  743,  ausserhalb  Berufes  528, 
bei  den  unselbständig  Arbeitenden  bezw.  1750  und  3282.  Krankheits- 
fälle gab  es  verursacht  im  Berufe  bei  den  Selbständigen  13  135 
(10  785  bei  Männern) ,  ausserhalb  Berufs  8014 ;  bei  den  Unselb- 
ständigen ergaben  sich  74718,  worunter  im  Beruf  47  676  (44738  für 
Männer).  — 

Tabelle  2  ergiebt  bezüglich  der  t  ö  1 1  i  c  h  e  n  Unfälle  die  Zahl  der 
hinter  lassenen  minderjährigen  Kinder,  Witwen, 
Witwer  und  unterstützten  Eltern  (einschliesslich  Grosseltern 
und  Schwiegereltern) ;  bei  allen  mit  Angabe  ihres  Alters.  Das  Alter 
der  Kinder  ist  nach  einzelnen  Jahren  und  dasjenige  der  Witwen  oder 
Witwer  und  Eltern  nach  zehnjährigen  Altersstufen  angegeben.  In  den 
Originaltabellen  sind  aber  auch  für  die  Witwen  oder  Witwer  und  für 
die  Eltern    die    einzelnen  Altersjahre    unterschieden.     3572    durch 


Miszellen. 


345 


Unfall  Getötete  hinterliessen  2266  minderjährige  Kinder,  1582  Witwen 
oder  Witwer  und  260  unterstützte  Eltern  u.  dgl.,  zusammen  4208,  wo- 
runter 2242  für  Selbständige  (1827  Männer-Unfälle)  und  1966  für  Un- 
selbständige (loii  Männer-Unfälle),  was  die  Versicherungsbedürftigkeit 
ausserhalb  wie  innerhalb  Berufes  beleuchtet. 

Tabelle  J  gibt  das  Alter  der  Betroffenen  nach  5jährigen  Altersstufen. 

Tabelle  4.  Hier  sind  die  Unfälle  unterschieden  nach  der  Zahl  der 
in  den  einzelnen  Fällen  hinterlassenen  Kinder.  Von  3572  Getöteten 
waren  2726,  die  keine  Kinder  hinterliessen  und  nur  846  mit  Kindern. 

In  Tabelle  5  wurde  die  Zahl  der  Tage  gänzlicher  Erwerbsunfähig- 
keit festgestellt,  welche  zwischen  dem  Eintritte  des  Unfalles  und  des 
Todes  verflossen  sind. 

Die  Tabellen  6  und  7  enthalten  Details  über  die  InvaUditätsfälle. 
In  Bezug  auf  diese  Fälle  wurde  durchgängig  unterschieden,  ob  die  Er- 
werbsunfähigkeit auf  Lebenszeit  eine  gänzliche  oder  eine  teilweise  sei. 
Die  Invaliden  wurden  nach  einzelnen  Altersjahren  gezählt ;  die  beiden 
Tabellen  geben  einen  Zusammenzug  dieser  Zahlen  nach  fünfjährigen 
Altersperioden. 

Tabelle  6  enthält  speziell  die  Angaben  über  die  gänzlich  Invaliden, 
Tabelle  7  über  die  teilweise  Invaliden.  Während  von  Jahr  zu  Jahr  die 
Zahl  der  teilweise  Invaliden  zugenommen  hat,  so  zeigt  die  Tabelle  über 
die  gänzlich  Invaliden  eine  stetige  Verminderung. 

Tabelle 8  enthält  Angaben  über  die  Krankheitsfälle.  Diese  wurden 
unterschieden  in  Fälle  mit  vorübergehender  gänzlicher  und  in  solche 
mit  vorübergehender  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit.  Die  Unfälle,  welche 
sowohl  vorübergehend  gänzliche  wie  vorübergehend  teilweise  Erwerbs- 
unfähigkeit zur  Folge  hatten,  wurden  der  ersten  Klasse  zugezählt,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  die  gänzHche  Erwerbsunfähigkeit  der  andern  vor- 
herging oder  ihr  nachfolgte.  In  den  Originaltabellen  wurde  die  Dauer 
der  Krankheitsfälle  nach  einzelnen  Tagen  festgestellt.  Das  Ergebnis 
dieser  Feststellungen  ist  im  Schweiz.  Statist.  Jahrb.  wiedergegeben.  Im 
ganzen  gelangten  74718  Krankheitsfälle  zur  Anzeige.  Von  den  Betrof- 
fenen arbeiteten  21  149  auf  eigene  und  53569  auf  fremde  Rechnung. 
Bei  50310  Krankheitsfällen  dauerte  die  Krankheit  nicht  mehr  als  28 
Tage  und  nur  bei  24  408  Fällen   war  die  Dauer  eine  längere. 

In  Tabelle  p  finden  wir  neben  den  Angaben  der  Gesamtzahl  der 
beschäftigten  Personen  nach  der  Volkszählung  von  1880  und  der  von 
Unfall  betroffenen  Personen  die  wichtigsten  Angaben  über  die  Todes-, 
Invaliditäts-  und  Krankheitsfälle  nach  sieben  grossen  Berufsgruppen. 
Die  Unfälle  sind  unterschieden  nach  ihren  Folgen  und  nach  ihrem  Zu- 
sammenhang mit  dem  Berufe  und  der  Stellung  im  Berufe.  Bei  den 
Todesfällen  ist  auch  die  Zahl  der  Hinterlassenen  jeweilen  angegeben; 
die  Invaliditätsfälle  mit  gänzlicher  und  diejenigen  mit  teilweiser  Inva- 
lidität sind    gesondert   aufgeführt  und  bei    den  Krankheitsfällen    findet 
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man  auch  die  Krankheitstage.  liei  den  ßenifsunfällen  auf  fremde  Rech- 
nung sind  im  Fernern  auseinander  gehalten  die  Fälle  unter  Haftpflicht 
und  ausser  Haftpflicht.  Im  ganzen  arbeiteten  von  den  Betroffenen  auf 
eigene  Rechnung  24369  und  auf  fremde  Rechnung  57  203. 

In  Tabelle  10  fmden  wir  wieder  die  gleichen  7  Berufsgruppen  und 
eine  sehr  ausführliche  Bearbeitung  der  Unfälle  nach  Berufs-  und  Nicht- 
Berufsunfällen  und  je  nachdem  die  Betroffenen  auf  eigene  oder  fremde 
Rechnung  arbeiteten.  Bei  den  Krankheitsfällen  ist  zu  bemerken,  dass 
hier  auch  eine  Ausscheidung  derjenigen  Unfälle  stattgefunden  hat,  welche 
eine  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr  als  4  Wochen  zur  Folge  hatten. 

Schon  aus  diesen  Thatsachen  geht  eine  unerwartet  starke 
Unfalls-  und  zwar  auch  Berufsunfalls-Ziffer  der  Selbständigen,  nament- 
lich der  Männer  hervor,  was  in  der  Frage  schlechthiniger  Unfallsver- 
sicherung (wenigstens  der  Männer)  erheblich  ins  Gewicht  fällt.  Aller- 
dings scheint  dem  Alter  nach  die  frühe  Verunglückung,  Verwitwung 
und  Verwaisung  für  die  Frauen  und  Kinder  der  unselbständig  Arbeiten- 
den mehr,  als  für  jene  der  selbständig  Arbeitenden  stattzufinden  und  bei 
letzteren  sind  schon  in  dem  jüngeren  Lebensalter  grössere  Unfallsereig- 
nungen wahrzunehmen  (Tab.  III  und  V) ,  so  dass  die  Unfallsversiche- 
rung der  Unselbständigkeit  sich  als  das  nächste  Bedürfnis  rechtfertigt. 

Von  hohem  Interesse  ist  die  Gliederung  der  Ergeb- 
nisse der  schweizerischen  Unfallszählung  nach  Berufsgruppen. 
Wir  entnehmen  hierüber  unserer  amtlichen  Darstellung  das  Folgende 
nach  den  tabellarischen  Uebersichten : 
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■iio  02:! 

147  716 

.5.57  739 

18976  2  249  21225 

1476 

1067  18  682 

660237 

B. 

Veredl.d.Nat.-u. 

Arbeitserzeugn. 

:{31  042 

216782 

550824  .36  636  2413  39  049 

9.55 

1  424  36  670 

904  338 

C. 

Handel 

.59  351 

a5  644 

9i995 

2  5.52      515 

3  067 

171 

98    2  798 

92199 

D 

E. 

.  Verkehr 
Oefftl.   Verwaltg., 
Wissenschaft  und 

4«  698 

1810 

48508 

11 522       61 

11583 

300 

322  10961 

2.56  6a5 

Kunst 

34:386 

11872 

462.58 

1023      68 

1091 

46 

29     1  016 

34  406 

F. 

Persönl.     Dienst- 
leistung, u.  Haus- 

haltgs. Arbeiten 

9  943 

84384 

V4  332 

•.^2  2  344 

3  28(5 

225 

161     2  900 

109  471 

G. 

Berufslose  (Rent- 
ner, Pensionierte, 

Verpflegte  etc.) 

101  709 

.555  975 

657  684 

1368      903 

2  271 

399 

181     1  691 

65159 

Total 

9%  157 

1  0.54  183  2 

050  ;mo 

73  019  8.5.53 

81  572 

3  .572 

3  282  74  718  2 

122  495 
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Unterscheidung  der  Berufsunfälle  nach  ihren  Folgen  :  Krankheitsfälle 

Zahl 
der  Betroffenen     der  Krankheitstage 
Berufsgruppen. 

A.  Gewinn,  d.  Natiirerzeugnissp 

B.  Veredlung  der  Natur-  und 
Arbeitaerzeugnieae 

C.  Handel 

D.  Verkehr 

E.  Oeffentl.  Verwaltung,  Wis- 
senachaft  und  Kunst 

V.  Peraönliche  Dienstleistungen 
und  Hauahaltangsarbeiten 

6.  Berufsloae  (Rentner,  Pensio- 
nierte, Verpflegte  etc.  1 051  640  37  995        27 164 


männ- 
lich 

weib- 
lich 

männ- 
lich 

weib- 
lich 

16  758 

1921 

282  781 

77  456 

34  473 
2  335 

10  908 

2197 
463 
54 

841063 
75  557 

2.54  818 

63  275 
16&i2 

1867 

950 

66 

32  068 

2  308 

820 

2  080 

27  967 

81504 

67  295 


7  423       1  8.i2  279       270  216 


Auf  fremde  Rechnung  Arbeitende:  Berufs  Unfälle 


Invaliditätsfälle 


Krankheitsfälle 


Berufs  gruppen 

Todes- 
fälle 

gänz- 
liche 

teil- 
weise 

Total 

im 
ganzen 

davon 
über  4 
Wochen 

Total 

A.  Gew.  d.  Naturerzeugn. 

:J40 

35 

296 

:331 

6  606 

2  500 

7  277 

B.  Veredl.  d.  Natur-  und 

Arbeitserzeugnisse 

278 

61 

990 

1051 

28  408 

6aD5 

29  737 

C.  Handel 

35 

2 

31 

33 

940 

320 

1008 

D.  Gewerbe 

187 

39 

253 

292 

9  930 

2145 

10  409 

E.  Oeffentliche  Verwaltg  , 

Wissenschaft,  u  Kunst 

5 

1 

4 

5 

270 

99 

280 

F.  Persönl.  Dienstleistun- 

gen und  Haushaltungs- 

arbeiten 

27 

4 

34 

:J8 

922 

;38ö 

987 

G.  Berufslose      (Kentner, 

Pensionierte,  Verpflegte 

etc.) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Total 


872 


142 


1608 


1  750         47  076 


11504       49698 


Auf  eigene  Rechnung  Arbeitende  :  Berufs  Unfälle 

Invaliditätsfälle  Krankheitsfälle 


Berufsgruppen 

Todes- 
fälle 

gänz- 
liche 

teil- 
weise 

Total 

im 
ganzen 

davon 
über  4 
Wochen 

Total 

A.  Gew.   d.  Naturerzeugn. 

576 

(ö 

428 

491 

8  515 

4  287 

9  582 

B.  Veredl.   d.  Natur-  und 

Arbeitserzeugnisse 

86 

13 

129 

142 

2444 

932 

2  672 

C.  Handel 

36 

2 

29 

31 

817 

368 

884 

D.  Verkehr 

24 



7 

7 

261 

109 

292 

E.  Oeffentl.     Verwaltung, 

"Wissenschaft   u.  Kunst 

3 

1 

4 

ö 

173 

77 

181 

F.  Persönl.  Dienstleistun- 

gen   u.    HaushaltuDgs- 

arbeiten 

60 

13 

54 

67 

925 

4i)0 

ia52 

G.  Berufslose       (Bentner, 

Pensionierte,  Verpflegte 

etc.) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Total 


7&5 


t)2 


651 


743 


13  ia5 


6  258       14  663 
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Auf  f  r  c  m  1 

ilc    Kecl 

Iiiiung  Arlieilende : 

Nicht 

-  Bcrufsunfälle 

Invaliditätsfällc 

Krankheitsfälle 

B  c  r  u  f  s  ji  r  u  ])  p  c  n 

Todes- 

gän/.-          teil- 

Total 

im 

davon 
Über  4 

Total 

fälle 

licho            wei»(i 

ganzen 

Wochen 

A.  Oow.  d.  Niiturorzougu. 

236 

l'.l                 (>! 

b2 

1  11« 

.v>y 

1  m\ 

B.   Verocll.  d.  Natur-   uud 

ArbcitgorzougniHso 

:J13 

13                111 

121 

3  717 

i-iai 

4  1.V4 

C.  Handel 

39 

—                  8 

8 

3ö7 

I.V.) 

4(>4 

D.  Gewerbe 

75 

-               22 

22 

G77 

246 

774 

E.  OeffentI      Vorwaltung, 

Wisseusohaft  u.  Kunst 

21 

1             r, 

7 

167 

(y! 

1% 

V.  PorBÖnl.  Dlonatloistun- 

gen    u.   HauBli.iltuiigs- 

arboiton 

(57 

.•)                13 

18 

427 

2<J1 

.il2 

ü.  üorufsloge       (Beutner 

PenslouiortP, Verpflegte 

eto.) 

— 

—               — 

— 

— 

— 

— 

Total 


751 


223 


261 


6493 


2661 


7505 


Auf  eigene  Rechnung  Arbeitende:  Nicht 
Invaliditätsfälle 


Total 

163 

107 

26 

l 

12 
38 
181 


Berufsgruppen 

Todes- 

gänz- 

teil- 

fälle 

liche 

weise 

A.  Gew.  d,  Naturerzeugu. 

324 

29 

134 

B.  Verodl.    d.  Natur-  und 

Arbeit  Berzeugniaae 

278 

19 

88 

C.  Handel 

61 

•5 

21 

D.  Verkehr 

It 



1 

K.  OeffentI.      Verwaltung, 

Wissenschaft  u.  Kunst 

17 



12 

V .  Persönl.  Dienstleistun- 

gen   u.    Haushaltungs- 

arbeiten 

71 

— 

27 

G.  Berufslose      (Rentner, 

Pensionierte,  Verpflegte 

etc.) 

3i)9 

58 

122 

Berufsunfälle 
Krankheitsfälle 


im 
ganzen 

2  413 

2101 

684 

93 

406 

626 

1691 


davon 
über  4 
Wochen 

1224 

Ü63 

299 

30 

172 


384 
913 


Total 


2  900 

2486 
771 
108 

435 


73.5 
2  271 


1164 


123 


405 


528 


8014 


3985 


9  706 


Auf  fremde  1- 

lechnunj 

;  Arbeiter 

ide  :  1  m 

ganzen 

Invaliditätsfälle 

Krankheitsfälle 

Berufsgruppen 

Todes- 
fälle 

gftuz- 
liche 

teil- 
weise 

Total 

im 
ganzen 

davon 
übet  4 
Wochen 

Total 

A.  Gew.  d.  Naturerzeugu. 

576 

.5-i 

3.59 

413 

7  754 

3068 

8  743 

B.  Veredl.  d.  Natur-  und 

Arbeitserzeugnisse 

.591 

74 

1101 

1175 

32  125 

7  479 

33  891 

C.    Handel 

74 

2 

39 

41 

1297 

479 

1412 

D.  Verkehr 

262 

39 

275 

314 

10  607 

2  391 

11183 

E.  OeffentI.     Verwaltung, 

Wissenschaft  u.  Kunst 

26 

2 

10 

12 

437 

162 

475 

V.  Persönl.  Dienstleistun- 

gen   u,    Haushaltungs- 

arbeiten 

V>4 

9 

47 

.56 

1  :M9 

.586 

1499 

G.  Berufslose        (Rentuer, 

Pensionierte,  Verpflegte 

etc.) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1623 


180 


1831 


2011 


.53 .569 


14  165 


i7  203 
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Aut  ei 

g  e  n  e  K 

echnung 

Arbeitende 

:  1  m 

ganzen 

Invaliditätsfälle 

Krankh( 

sitsfälle 

Berufsgruppen 

Todes- 
fälle 

gänz- 
liche 

teil-         ,^ 
weise 

'otal 

im 
ganzen 

davon 
über  4 
Wochen 

Total 

A.  Gew.  d.  Natiirerzeugn. 

900 

92 

562 

654 

10  928 

5  511 

12  482 

B.   Veredl.  d.  Natnr-  und 

ArbeitaeTzeugniöse 

3&1 

32 

217 

249 

4  545 

1895 

5158 

C.   Handel 

97 

7 

50 

57 

1501 

662 

1655 

D.  Verkehr 

38 



8 

8 

354 

139 

400 

E.   Oeffentl.     Verwaltung, 

Wissenschaft  u.  Kunst 

20 

1 

IG 

17 

579 

249 

616 

F.  Persönl.  Dienstleistun- 

gan   n.  Hanshaltungs- 

arbeiten 

131 

24 

81 

105 

1551 

874 

1  787 

ö.  Berufslose      (Rentner, 

Pensionierte,  Verpflegte 

etc.) 

399 

59 

122 

181 

1691 

913 

2  271 

Total 


1949 


215 


1056 


1271 


21  149        10  343       24  369 


Berufsunfälle  im  ganzen 

Invaliditätsfälle  Krankheitsfälle 


Berufsgruppen 

Todes- 
fälle 

gänz- 
liche 

teil- 
weise 

Total 

im 
gauzen 

davon 
über  4 
Wochen 

Total 

A.  Gew.  d.  Naturerzeugn. 

916 

98 

724 

822 

15  121 

6  787 

16&59 

B.   Veredl.  d.  Natur-  und 

Arbeitserzeugnisse 

364 

74 

1  119 

1193 

30  852 

6  987 

32409 

C.  Handel 

71 

4 

60 

64 

1757 

683 

1892 

D.  Verkehr 

211 

m 

260 

299 

10  191 

2  254 

10  701 

E.  Oefl'entl.     Verwaltung, 

Wissenschaft  u.  Kunst 

8 

2 

8 

10 

443 

176 

461 

F.  Persönl.  Dienstleistun- 

gen   u.  Haushaltungg- 

arbeiten 

87 

17 

88 

Ite 

1847 

875 

2  039 

G.  Berufslose       (Rentner, 

Pensionierte,  Verpflegte 

etc.) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Total 


1657 


234 


2  259 


2  493 


60  211        17  762 


61361 


Berufsgruppen 


A.  Gew.  d.  Naturerzeugn. 

B.  Veredl.  d.  Natur-  und 
Arbeitserzeugnisse 

C.  Handel 

D.  Verkehr 

E.  Oeffentl.  Verwaltung, 
Wissenschaft  u.  Kunst 

F.  Persönl.  Dienstleistun- 
gen u.  Haushaltungs- 
arbeiten 

G.  Berufslose  (Rentner, 
Pensionierte  ,Verpflegte 
etc.)  

Total 


Nicht 

-  Berufsunfälle 

im 

ganzen 

Invaliditätsfälle 

Krank 

Todes- 
fälle 

gäuz-           teil- 
licho           weise 

Total 

im 
gauzen 

560 

48             197 

245 

3  561 

591 
100 

89 

32            199 

5              29 

-              23 

231 
34 
23 

5  818 

1041 

770 

38 

1              18 

19 

573 

i:« 

16              40 

56 

1035 

399 

59           122 

122 

1691 

davon 
über  4 
Wochen 

1792 

2  387 
458 
276 

235 
585 
913 


Total 


4366 


6640 
1175 


1915 


161 


628 


789 


14  507 


630 

1247 

2  271 

6  646    '  17  211 
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r 

0  t  a  1 

ii 

ivaliditatsfälle 

Krankheitsfälle 

B  e  r  u  f  s  g  r  u  p  [j  c  II 

'l'üdes- 
fälh- 

Kttiir.- 
liclie 

teil- 
weise 

Total 

im 

Kuuzcii 

dayon 
aber  4 
Wochen 

Total 

A.  Gew.   (1.  Naturerzeugn. 

l  Mi\ 

14«) 

'.»21 

1  i*u 

lHO<2 

8  579 

21  225 

H.   Verodl.  d.   Natur-   und 

ArbeitHor/.Puguisse 

".»■» 

10« 

iai8 

1424 

:}6  670 

9  374 

39  049 

(J.   Haiulol 

171 

S) 

89 

98 

2  798 

1  141 

3  067 

ii.   Vorkohr 

:jiHj 

:)y 

28:5 

:!22 

10  %1 

2  5:jo 

11  58:j 

K.  Oeffeutl.     Verwaltuu«, 

Wisaeuschaft  u.  Kunst 

M\ 

M 

2<; 

29 

lülü 

411 

1  091 

F.  Pursüul.  Dlenstleistun- 

geu    u.    Haughaltnuga- 

arbeiteii 

22.") 

:):{ 

128 

löl 

2  900 

1  4*;o 

:'.  28<; 

G.  BiTufsloso      (Rentner, 

PensionierteiVerpflegte 

etc.) 

399 

59 

122 

181 

1691 

913 

2  271 

Total 

3572 

395 

2  887 

3  282 

74718 

24408 

81572 

Die    Entstehung    der    Schivarzwälder    Uhrenindustrie    nach    Gothein. 
Von  Eberhard  Gothein   ist  (bei  K.  Trübner,    Strassburg,    t.  Bd.,    Lief. 
I — 7,  1891,  8.  u.  9.  Lief.   1892)  der  erste  Teil  einer  »W  i  r  t  s  c  h  a  ft  s- 
geschichte   des  Schwarzwaldes«    erschienen.     Derselbe  be- 
handelt   die  Städte-    und    Gewerbegeschichte    des    rechts- 
rheinischen Städtegebiets   zwischen  Konstanz   und  Pforzheim    von    der 
ältesten  Zeit  bis  zur  Entstehung  des  heutigen  Grossherzogtums  Baden ; 
ein  zweiter  Band   soll  die  ».^grargeschichte« ,    ein  dritter  die  »Verwal- 
tungsgeschichte und  die  historisch-statistischen  Untersuchungen«  liefern. 
Die    uns    vorliegenden   Lieferungen    des    ersten  Bandes    lassen    keinen 
Zweifel,    dass    dem  Werke  in    weitesten  Kreisen  die    gebührende  Auf- 
merksamkeit  zuteil   werden  wird:    für  die    allgemeine  Staatslehre  wird 
die  Städtebildung,  wie  sie  von  Gothein  gegeben  wird,  ernste,  aber  auch 
vorsichtige  Prüfung   erfahren.     Städtebildender  Suvcixiaiiog    unter   Kauf- 
mannsrecht ist  ja  ein    anziehender  Gedanke.  —  Die   kritische  Anzeige 
der    drei  Bände  in   gewerbe-,    agrar-  und   staatswissenschaftlicher  Hin- 
sicht muss  bis   zum   vollen  Erscheinen   des  Werkes   aufgeschoben  und 
berufenen  Händen  vorbehalten  bleiben.    Dagegen  möchten  wir  vorläufig 
die    dem  Werke    schuldige   Aufmerksamkeit   dadurch  bethätigen,    dass 
wir    der  Einleitung    sogleich    eine    der  Forschungsfrüchte    des    ganzen 
Werkes    entnehmen.     Sie    betrifft    die  Entstehung    der    Schwarzwälder 
Uhrenindustrie  nach  Gothein^s  Auffassung. 

Die  Hausindustrie  im  südlichen  Schwarzwalde  —  sagt  Gothein 
I,  S.  54  ff.  —  hängt  mit  der  dort  üblichen  Güterzersplitterung  zusam- 
men ;  der  ansässige  Bauer  hat  viel  überflüssige  Zeit,  die  er  mit  der 
Industriearbeit  ausfüllen  konnte.  Auch  die  des  mittleren  ist  eine  Folge 
der  dort  herrschenden  Besitzverteilung,  und  trägt  unverkennbar  deren 
Züge.  Hier  hatte  sich  seit  dem  15.  und  16.  Jahrhundert 
allmählich  das  Erbrecht  der  geschlossenen  grossenHof- 
guter    verbreitet.     Die    erblosen  Söhne    sahen   sich   um  nach   ander- 
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weitiger  Beschäftigung,  und  die  Unternehmungslustigen  unter  ihnen 
suchten  ihr  Fortkommen  ausser  Landes.  Von  jeher  hatte  der 
Hausierhandel  die  weit  zerstreuten  Gehöfte  mit  den  nötigen 
Waren  versehen;  dem  städtischen  Handwerker  stand  der  Bauer  miss- 
trauisch,  wenn  nicht  feindlich  gegenüber.  Mit  vieler  Mühe,  unter  be- 
ständigem Widerstreben  des  Landvolkes  konnte  die  fürstenbergische 
Regierung  erst  im  18.  Jahrhundert  Zünfte  nach  der  üblichen  Schreiber- 
schablone einrichten.  In  der  österreichischen  Herrschaft  Triberg  Hessen 
die  Bauern  solche  nur  mit  ausdrücklichen  Einschränkungen  zu.  Bei 
ihnen  würden  Hunderte  von  Leuten  gefunden,  die  eine  Arbeit  aus  ihrem 
eigenen  Kopf  ohne  Lehrmeister  gelernt  —  erklärten  sie  mit  trotzigem 
Stolz.  —  Es  kam  hinzu,  dass  diese  Landschaft  von  Alters  her  eine  In- 
dustrie besass,  die  niemals  in  die  starren  Fesseln  des  Zunftwesens  ge- 
schlagen worden  war :  die  Glasmacherei.  Von  den  wandernden 
Glasmachern  des  Mittelalters  haben  wir  zwar  nur  eine  unbestimmte 
Kunde,  aber  seit  dem  16.  Jahrhundert  tritt  uns  die  Industrie  deutlicher 
entgegen.  Noch  immer  wenig  sesshaft,  steht  sie  sogar  ausserhalb  des 
gewöhnlichen  Unterthanenverbandes.  Von  den  Landesherrschaften 
werden  kleine  Genossenschaften  mit  einem  Stück  Wald  beliehen,  das 
sie  zu  Nutzen  bringen  sollen.  Wie  in  den  ältesten  Gewerkschaften  der 
Bergleute  arbeiten  die  Meister  zwar  vereinigt,  an  den  Löchern  eines 
Ofens ,  aber  ein  jeder  mit  seinen  Gesellen  auf  seine  Rechnung.  Mit 
diesen  Glasergenossenschaften  verbanden  sich,  ursprünglich  in  stetiger 
Abhängigkeit  gehalten,  später  in  freier  Stellung  kleine  Gesellschaften 
von  Hausierern,  die  Kompagnien  der  Glasträger,  und  sorgten  für  den 
Absatz  der  Waren  drunten  im  Flachlande.  Es  ist  nicht  unwahrschein- 
lich, dass  ihnen  als  Vorbild  für  ihre  spätere  Organisation  die  Gesell- 
schaften italienischer  Handelsleute  gedient  haben,  die 
in  ihrer  unmittelbaren  Nähe  eine  so  grosse  wirtschaftliche  Macht  aus- 
übten. 

Die  kleine  renTrägergenossenschaften  übten  bei  sich 
eine  strenge  Gesetzgebung  und  Verwaltung ;  sie  vereinbarten  eine  solche 
auch  gemeinsam  ;  sie  teilten  die  Landschaften,  die  sie  mit  den  Produkten 
der  Glashütten  versahen,  unter  sich  aus.  Sie  konnten  nach  aussen  hin 
als  eine  einzige  grosse  Gesellschaft  gelten.  Von  ihren  Wanderungen 
brachten  sie  mancherlei  neue  Waren  heim,  die  der  bäuerliche  Gewerb- 
fleiss  herstellen  und  die  sie  selber  vertreiben  konnten:  die  Strohhüte, 
die  Blechlöffel ,  die  H  o  1  z  u  h  r  e  n.  Und  diese  letzteren  gaben  den 
Anstoss  zu  einer  höchst  mannigfaltigen  Industrieentwicklung.  Mit  ge- 
wandter Hand  schnitzte  der  Bauer  die  Bestandteile  der  Uhr  nach ;  er 
vereinfachte  sie  seinem  Zweck  gemäss,  er  brachte  Verbesserungen  an, 
er  wusste  eine  Menge  Dekorationen  zu  erfinden.  Die  Freude  am  Selt- 
samen, die  Lust,  Rätsel  aufzugeben  und  zu  lösen,  führt  ihm  dabei  die 
Hand ;  und  deshalb  zeigt  sich  sein  Scharfsinn  am  glänzendsten  in  den 
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Erfindungen  von  Automaten  und  Sj>ieluhren.  -  Eben  weil 
der  Uhrenmacher  mit  einem  starken  Selbstgefühl  ausgerüstet  durchweg 
als  mechanischer  Künstler  arbeiten  will,  bleibt  die  Arbeitstei- 
lung unvollkommen,  und  zu  j  e  n  e  r  E  x  a  k  t  h  e  i  t  d  e  r  T  e  c  h- 
nik,  wie  sie  die'i'aschenuhr  erfordert,  dringt  man 
hier,  wo  sich  niemand  einem  gemeinsamen  Arbeits- 
plan unterordnen  will,  auch  niemals  durch.  Die  Arbeitsteilung 
besteht  nur  in  der  Absonderung  der  künstlerischen  und  technischen 
Hilfsgewerbe.  Bei  ihrer  Ausbildung  geben  Scharfsinn  und  'I'alent  der 
Schwarzwälder,  aber  ebenso  auch  ihre  ganz  individualistische  Gesinnung 
wiederum  die  deutlichsten,  oft  glänzenden  Proben.  Wirtschaftlich  aber 
wird  hierdurch  erreicht,  dass  sich  die  Schwarzwälder  Uhrenindustrie 
nach  und  nach  auch  in  Bezug  ihrer  Materialien  von  auswärtigen  Plätzen 
wie  Nürnberg  völlig  frei  macht.  —  Die  ersten  Uhrenmacher  erhielten 
Anregung  und  Beispiel  vor  allen  vom  Ausland ;  sie  lauschten  Fremden 
den  Mechanismus  der  Werke  und  die  Verwendung  der  Instrumente  ab 
und  bildeten  das  richtig  erfasste  Prinzip  aus.  Bald  fanden  sie  die  un- 
entbehrliche wissenschaftliche  Unterstützung  und  künstlerische  Belehrung 
in  der  Heimat  selber.  Die  Benediktiner  der  Schwarzwaldklöster  er- 
warben sich  in  dieser  Hinsicht  die  grössten  Verdienste  um  ihre  Lands- 
leute. Sie  brachten  ihnen  mit  mathematischen  und  musikalischen  Kennt- 
nissen auch  die  aufrichtigste  Bewunderung  entgegen.  Der  Abt  von  St. 
Peter,  Ph.  Steyrer,  ist  der  erste  Geschichtschreiber  der  Schwarzwald- 
industrie  geworden;  und  er  fasste  seine  Aufgabe  dahin  auf,  der  Ver- 
kündiger des  Ruhmes  der  Erfindungsgabe  seiner  Landsleute  zu  sein.  — 
Der  Lebensnerv  dieser  Industrie  blieb  aber  immer  der  Handel.  Mit 
richtigem  Gefühl  hatten  das  die  Schwarzwälder  erfasst.  Sie  arbeiteten 
nicht  für  den  fremden  Kaufmann,  sondern  sie  verstanden  es,  die 
Absatzwege  selber  aufzusuchen  und  zu  beherrschen.  Schwache  Versuche 
der  Produzenten ,  selber ,  sei  es  einzeln  oder  genossenschaftlich ,  den 
Verkauf  an  den  Konsumenten  in  die  Hand  zu  nehmen,  wurden  früh- 
zeitig aufgegeben.  Aber  auch  die  alten  Glasträgerkompagnien,  die  über 
den  Oberrhein  und  Schwaben  nicht  hinauskamen,  genügten  nicht  Nach 
dem  Muster  ihrer  inneren  Verfassung,  aber  ohne  ihre  geographische 
Beschränkung  und  Abgrenzung  entstehen  nun  allerwärts  grosse  und 
kleine  Kompagnien  von  Uhrenhändlern,  die  binnen  weniger 
Jahrzehnte  alle  Länder  der  zivilisierten  Erde  durchstreiften  und  für  die 
Schwarzwälder  Uhr  gewannen.  Der  Hausierhandel  blieb  die  Grundlage 
des  Betriebes.  Waren,  die  der  wandernde  Händler  gleichzeitig  unter- 
bringen konnte  und  die  vom  Zunftzwang  freigelassen  waren,  verband 
er  miteinander,  und  stets  war  er  bedacht,  keinen  Weg  umsonst  zu 
machen,  Einkauf  und  Verkauf  zu  kombinieren. 

Der  Wechsel   der    Absatzbedingungen    in    den   einzelnen  Ländern, 
Verbote  und  Zollschwierigkeiten,  die  ihnen  bereitet  wurden,  veranlassten 
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die  grösseren  Uhrenkompagnien,  sich  planmässig  in  verschiedenen  Ge- 
bieten festzusetzen.  Je  nach  den  Kenntnissen  und  Fähigkeiten  ward 
jeder  einzelne  »Kamerad«  für  einen  Platz,  für  einen  Zweig  des  Geschäftes 
bestimmt.  Der  Anfänger,  der  Uhrenknecht,  erhielt  wohl  einen  Kasten 
mit  Uhren  für  sich  persönlich  ;  aber  er  ward  verpflichtet,  die  Kenntnis 
der  Sprache  und  der  Korrespondenz  des  Landes,  in  welches  man  ihn 
schickte,  sich  anzueignen.  Fast  unmerklich  gestalteten  sich  die  ansehn- 
lichsten dieser  halbbäuerlichen  Genossenschaften  zu  modernen  Aktien- 
gesellschaften um. 

Freilich  soll  man  nicht  meinen ,  dass  in  ihnen  jemals  viel  von 
einer  patriarchalischen  Verfassung  zu  spüren  gewesen  wäre.  Die  harten 
Köpfe  der  Schwarzwälder  fügten  sich  nicht  leicht  dem  Zwange  der 
Genossenschaft.  Parteiungen,  Familieneifersucht,  vor  allem  der  Ehrgeiz 
einzelner  unternehmender  Mitglieder,  die  den  Vorsichtigeren,  Lang- 
sameren ihren  Willen  aufdrängen,  machen  die  Geschichte  jeder  ein- 
zelnen dieser  Kompagnien  zu  einem  interessanten  psychologischen  Ge- 
mälde. Die  Spekulationen  im  fremden  Land,  wobei  die  Kühnheit  doch 
oftmals  den  Ueberblick  nicht  ersetzte,  untergruben  nur  zu  oft  die  So- 
lidität des  Geschäftes.  Dann  suchte  der  Händler  die  Einkaufspreise 
aufs  äusserste  zu  drücken:  nur  der,  welcher  als  wirklicher  Künstler 
schuf,  konnte  dauernd  auf  lohnenden  Absatz  rechnen.  Zeitweise  war 
der  Gegensatz  zwischen  Händlern  und  Uhrenmachern  der  schärfste, 
zumal  auch  hier  Mittelsmänner,  Speditoren  oder  Packer,  sich  unent- 
behrlich zu  machen  wussten.  —  Um  solchen  Missständen  vorzubeugen, 
war  für  die  zuverlässigen  Uhrenkompagnien  die  strenge  innere 
Verfassung  noch  notwendiger  als  für  die  Glasträger.  Durch  den 
Beschluss  aller  Kameraden  ward  bestimmt,  wer  aufgenommen  werden 
solle  ;  auch  von  den  Söhnen  der  Mitglieder  wurde  selten  mehr  als  einer 
zugelassen.  Gemeinsam  ward  bei  der  Rechnung  der  Gewinnanteil  des 
einzelnen  festgestellt.  Jeder  musste  sich  auf  den  Platz  begeben  und 
ihn  verlassen ,  wie  die  Kompagnie  es  anordnete.  In  der  Regel  sollte 
ein  jeder  im  Verlaufe  bestimmter  Zeit  nach  der  Heimat  zurückkehren, 
und  nur  dort  durfte  er  Weib  und  Kind  haben,  damit  er  auch  wirklich 
echter  Schwarzwälder  bleibe.  Die  Abgefallenen,  die  oft  im  Auslande 
zu  den  gefährlichsten  Konkurrenten  der  heimatlichen  Industrie  wurden, 
sah  man  schlechthin  als  Verräter,  als  Verbrecher  an.  Und  lange  Zeit 
blieb  das  Ziel  erreicht :  in  allen  Hauptstädten  ,  auf  allen  Landstrassen 
Europas  und  bald  auch  Amerikas  waren  die  Söhne  des  Schwarzwaldes 
zu  finden ;  aber  immer  behielten  sie  den  Gedanken  im  Herzen,  im  Alter 
in  behäbigem  Wohlstand  in  ihren  heimischen  Bergen  zu  weilen. 

— e.  Zum  Todeskampf  der  süddeutschen  Kundenmühlen  macht  Wöris- 
hoffer'?,  (Jahresbericht  der  Grossherzoglich  Badischen  Fabrikinspektion) 
für  das  Jahr  1891   folgende  volkswirtschaftlich    beachtenswerte  ßemer- 
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klingen:  »Wenn  im  Berichtsjahre  auch  wenig  K  u  n  s  t  mühlen  neu  er- 
richtet wurden,  so  schreitet  doch  die  Aufsaugung  des  Krwerbsgebietes 
der  kleinen  K  u  n  d  e  n  mühlen  durch  die  auf  den  Handel  berechneten 
Kunstmühlen  und  im  Zusammenhange  damit  der  Niedergang  der  Kun- 
denmüllerei ununterbrochen  weiter.  Je  nach  den  örtlichen  Bedingungen 
sind  die  Kräfte  des  Widerstandes  gegen  die  einbrechende  Vernichtung 
bei  den  Kundenmühlen  verschieden.  Es  befindet  sich  daher  in  den  ver- 
schiedenen Landesteilen  dieser  Aufsaugungsprozess  in  verschiedenen 
Stadien,  so  dass  hier  an  den  gleichzeitig  vorhandenen  Zuständen  die 
ganze  Entwickelung  des  wirtschaftlichen  Kampfes  ums  Dasein  für  dieses 
spezielle  Gebiet  dargestellt  werden  könnte.  Wo  der  Kampf  schon 
längere  Zeit  beendet  ist,  sind  auch  häufig  schon  die  Ruinen  der  Schlacht- 
felder beseitigt ,  und  die  an  die  Stelle  der  untergegangenen  Betriebe 
getretenen  technisch  vollkommeneren  Anlagen  und  die  neuen  Industrie- 
zweige, welche  sich  der  frei  gewordenen  Wasserkräfte  bemächtigt  haben, 
verwischen  durch  ihre  offenbaren  guten  Wirkungen  fast  die  Erinnerungen 
an  die  Leiden,  welche  ein  zäher  Kampf,  dessen  Ausgang  unzweifel- 
haftwar, für  die  Unterliegenden  bringen  musste.  Wo  die  kleinen  Mühlen 
noch  nicht  völlig  unterlegen  sind,  da  sieht  man  noch  den  ganzen  Ver- 
zweiflungskampf mit  allen  seinen  nach  der  Verschiedenheit  der  mensch- 
lichen Natur  individuell  gefärbten  Schattierungen.  So  werden  in  vielen 
Thälern  des  Odenwaldes  Mühlen  angetroffen ,  die  ihren  Betrieb  ganz 
oder  zeitweise  eingestellt  haben.  Es  fehlen  die  Bedingungen ,  oder 
ihre  Besitzer  konnten  den  energischen  Entschluss  nicht  fassen ,  um  zu 
neuen  Betriebsformen  oder  zu  einer  anderen  Industrie  überzugehen. 
Man  lebt  von  dem  Ertrage  der  kleinen  Landwirtschaft ,  man  thut  gar 
nichts  mehr  für  die  Unterhaltung  des  Werkes,  dessen  ganze  Beschaffen- 
heit in  einen  immer  jämmerlicheren  Zustand  kommt,  man  schränkt  sich 
mehr  und  mehr  ein,  steigt  von  der  eingehaltenen  relativ  höheren  so- 
zialen Stufe  immer  tiefer  und  tiefer  herunter,  und  das  Ende  ist  der 
vollständige  wirtschaftliche  Untergang  durch  moralische  Entkräftung. 
Es  ist  der  Kampf  ums  Dasein  auf  dem  sozialen  Gebiete  in  seiner  häu- 
figsten Erscheinungsform.  Es  giebt  aber  auch  Besitzer,  welche  es  vor- 
ziehen den  Kampf  auf  offenem  Felde  aufzunehmen,  anstatt  sich  in  ihrer 
kleinen  wenig  beachteten  Festung  aushungern  zu  lassen.  Aber  auch 
hier  muss  der  Kampf,  wenn  auch  ruhmvoller,  wegen  der  ungenügenden 
Streitkräfte  und  der  Unkenntnis  der  feindlichen  Stellung,  oder  weil  die 
EntSchliessungen  nicht  rechtzeitig  gefasst  wurden,  schliesslich  doch  ver- 
loren gehen.  Es  giebt  unternehmende  Besitzer  kleiner  Mühlen,  welche 
ihrer  Leistungsfähigkeit  auf  verschiedene  Art  aufzuhelfen  suchen.  Nicht 
allzu  selten  wird  die  Kundenmühle  auf  Spekulation  in  eine  Kunstmühle 
umgebaut.  Solche  in  geringem  Umfange  ausgeführte,  komplizierte  und 
kostspielige  Einrichtungen  lassen  aber  dann  meist  wegen  ihrer  relativ 
zu  geringen  Leistungsfähigkeit    und   wegen    der    schon   zu  weit    vorge- 
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schrittenen  wirtschaftlichen  Schwächung  der  Eigentümer  keine  genü- 
gende Rente  der  Kosten  übrig  und  die  Unternehmer  werden  vergantet. 
Eine  solche  Mühle  hatte  im  Verlaufe  weniger  Jahre  den  dritten  Be- 
sitzer, der  mit  seiner  Frau  allein  die  ganze  Arbeit  besorgte.  Ein  an- 
derer Müller  hat  mit  seiner  Wasserkraft  die  elektrische  Beleuchtung 
eines  benachbarten  Städtchens  übernommen,  und  betreibt  die  Müllerei 
nur  noch  nebenbei.  Es  ist  dies  ein  Beispiel  dafür,  wie  bei  den  durch 
die  fortschreitende  Entwickelung  für  ganze  Berufszweige  eintretenden 
Katastrophen  immer  Einzelne  durch  günstige  Umstände  und  richtige 
und  rechtzeitige  Einsicht  begünstigt  dem  allgemeinen  Untergange  ent- 
gehen. —  Aber  nicht  nur  für  die  Arbeitgeber  auch  für  die  Arbeiter  ist 
ein  solcher  wirtschaftlicher  Entwickelungsprozess  verhängnisvoll.  Die 
Arbeitszeit  ist  bekanntlich  nirgends  grösser  und  nirgends  rücksichts- 
loser eingeteilt,  als  in  solchen  kleinen  Mühlen.  Nirgends  so  sehr  wie 
hier  zeigt  es  sich  unverhüllter,  dass  die  Prosperität  einer  Industrie  nicht 
durch  missbräuchliche,  wenn  auch  für  den  Einzelnen  wenig  schuldhafte 
Ausnützung  der  menschlichen  Arbeitskraft  erzwungen  werden  kann.  In 
solchen  einen  hoffnungslosen  Kampf  kämpfenden  Mühlen  ist  meist  nur 
ein  Arbeiter,  meist  dazu  im  Alter  der  körperlichen  Entwicklung  vor- 
handen, der  die  ganze  Arbeit  thun  muss,  und  bei  der  harten  Arbeit 
frühzeitig  zu  Grunde  geht.  Der  Bezirksarzt  eines  Bezirks,  in  welchem 
solche  kleine  Mühlen  nicht  einmal  besonders  zahlreich  sind,  hat  bei 
einer  über  diese  Verhältnisse  genommenen  Rücksprache  mitgeteilt,  dass 
ihm  Fälle,  in  welchen  Arbeiter  aus  dem  Müllereigewerbe  frühzeitig  voll- 
kommen erwerbsunfähig  geworden,  in  seiner  Praxis  häufig  vorkämen.« 


— e.  Zu  den  bisherigen  Gutsbezirken  in  Preussen.  Bei  der  3.  Bera- 
tung der  »Landgemeindeordnung  für  die  7  östlichen  Provinzen  Preus- 
sens«  am  20.  April  1891  kam  der  Minister  des  Innern  v.  Heerfurth  auf 
die  Behauptung  zu  sprechen,  die  Gutsbezirke  seien  »mustergültige  Armen- 
verbände« und  bemerkte  hiegegen  (nach  dem  »D.  Reichs-A.«):  »Ich  will 
von  zwei  Gutsbezirken  in  Oberschlesien  und  einer  Gemeinde  in 
der  Provinz  Posen  sprechen.  Der  eine  von  den  beiden  Gutsbezirken 
ist  eigentlich  nach  einer  gewissen  Richtung  hin  ein  wahrhaft  idealer; 
es  fehlte  ihm  nämlich  jede  Realität.  Zu  diesem  Gutsbezirk 
gehört  nicht  so  viel  Grund  und  Boden  wie  dieser 
Tisch,  er  besteht  aus  einigen  Gefällen  und  aus  den  Verpflichtungen 
des  Gutsbezirks  gegenüber  der  Schule.  Der  zweite  Gutsbezirk  hat 
allerdings  eine  solche  reale  Basis.  Er  hat  16  ha  allerdings  sehr  schlech- 
ten Bodens  ;  er  hat  aber  dafür  auch  die  vollen  patronatlichen  Berech- 
tigungen und  Verpflichtungen.  Diese  gedachten  Gutsbezirke  bestehen 
in  dieser  Form  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts ;  sie  gehörten  dem  Be- 
sitzer einer  grossen  Herrschaft ,  dem  es  aber ,  wie  es  scheint ,  allmäh- 
lich unbequem  wurde,  die  fraglichen  Verpflichtungen  für  diese  kleinen 
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(kitsbezirke  zu  erfüllen  und  er  überliess  dieselben  an  einen  vermögens- 
losen Schustergesellen.  iNun  kommt  die  Abteilung  für  Kirchen-  und 
Schulwesen  der  Regierung  und  sagt:  ja,  dieser  Schustergeselle  kann 
doch  unmöglich  die  Verpflichtungen  der  Schule  erfüllen  und  die  Patro- 
natsbefugnisse  ausüben ,  und  Ijittet  um  die  Beseitigung  dieses  Gutsbe- 
zirks. —  Ein  anderer  Fall ,  der  aus  den  allerletzten  Tagen  stammt, 
betrifft  eine  Gemeinde  aus  der  Provinz  Posen ,  die  mit  einer  anderen 
Gemeinde  vereinigt  werden  soll  und  hinsichtlich  deren  es  jetzt  gelungen 
ist,  endlich  den  Widerspruch  zu  beseitigen,  der  bisher  in  der  Gemeinde- 
versammlung einstimmig  gegen  die  Vereinigung  erhoben  worden  ist 
und  zwar  einstimmig  im  vollsten  Sinne  des  Wortes:  denn  die  Gemeinde- 
versammlung bestand  aus  einem  stimmberechtigten  Mitglied.« 

— e.  Fortschritt  der  Technik  und  Accordlohnsteigerung  nach  Wuris- 
hoffer  (Grh.  Bad.  Fabr. Insp. Bericht  1891,  S.  97  ff.):  Das  Streben,  die 
Fortschritte  der  Technik  auch  für  die  Arbeiter  zu  einem 
Teile  festzuhalten,  kommt  bei  Festsetzung  der  A  c  c  o  r  d  sätze  nicht  in 
Betracht.  Der  Arbeitgeber  denkt  nicht  daran  irgend  einen  einzelnen 
Ansatz  davon  abhängig  zu  machen ,  dass  die  in  der  Herstellung  ge- 
machten Fortschritte  eine  Veränderung  zulassen.  Auch  wo  in  der  Be- 
messung der  Ansätze  sehr  liberal  verfahren  wird,  ist  das  Motiv  nur, 
dem  Arbeiter  eine  gewisse  Höhe  des  Verdienstes  zu  ermöglichen,  nicht 
aber  die  Erhöhung  deswegen  vorzunehmen,  um  ihm  einen  Anteil  an 
den  Vorteilen  der  gemachten  Fortschritte  zu  sichern.  Die  Arbeiter 
ihrerseits  haben  nicht  die  geringste  Macht  sich  bei  Festsetzung  der 
Löhne  einen  Teil  der  Vorteile  der  Weiterentwicklung  der  Technik  zu 
sichern.  Auch  bei  den  erbittertsten  Arbeitseinstellungen  handelt  es 
sich  immer  nur  um  die  absolute  Lohnhöhe.  Bestimmend  für  das  Mass 
derselben  ist  entweder  der  Umstand,  dass  mit  dem  bisherigen  Lohne 
thatsächlich  oder  nach  der  Meinung  der  Streikenden  nicht  ausgereicht 
werden  konnte,  oder  die  Hoffnung,  dass  bei  der  augenblicklichen  Pros- 
perität des  Industriezweiges  und  der  Lage  des  Arbeitsmarktes  eine 
Verbesserung  der  Lebenshaltung  erkämpft  werden  könne.  Mit  anderen 
Worten,  sowohl  der  sog.  Arbeitsvertrag  als  der  Lohnkampf  haben  nur 
die  Gegenwart,  die  Gewinnung  einer  weiteren  Etappe  im  Auge,  in  der 
Meinung,  dass  dieselbe  als  sichere  Position  festgehalten  und  zum  Aus- 
gangspunkt späterer  weiterer  Fortschritte  gemacht  werden  könne.  N  i  e- 
malswar  das  Ziel  die  Zukunft,  die  dauernde  Siche- 
rung eines  gewissen  Anteils  an  den  Früchten  der 
technischen  Fortschritte.  Es  ist  dies  auch  ganz  natürlich. 
Um  die  Früchte  dieser  Fortschritte  bewerben  sich  verschiedene  Gruppen 
mit  ungleicher  innerer  Berechtigung  und  mit  ungleichen  Machtmitteln, 
i)  das  kaufende  Publikum,  2)  das  Kapital  mit  dem  Handel  und  3)  die 
Arbeiter.  —  Das  kaufen  dePublikum  hätte  ei2;entlich  gar  keinen 
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Anspruch  auf  diese  Früchte;  aber  indem  es  den  billigsten-  Markt  auf- 
sucht, und  die  Fabrikanten  nach  gemachten  Fortschritten  billiger  ab- 
geben können,  zwingt  es  dieselben  ihm  möglichst  viel  von  den  Früchten 
dieser  Fortschritte  abzugeben.  So  lange  dieser  Prozess  dauert,  was 
meistens  mehrere  Jahre  der  Fall  ist,  nehmen  Kapital  und  Handel  den 
grössten  Teil  der  durch  die  technischen  Fortschritte  erzielten  Vorteile 
für  sich.  In  diese  Periode  fällt  auch  der  Gewinn  der  Erfinder,  wo 
solche  überhaupt  als  Individuen  vorhanden  sind.  Wo  es  sich  nur  um 
den  stetigen  Fortschritt  in  den  Produktionsmethoden  und  Produktions- 
mitteln handelt,  haben  Kapital  und  Handel  auch  in  dieser  Uebergangs- 
periode  den  grösseren  Gewinn  mit  niemand  zu  teilen.  Die  Arbeiter 
haben  keine  Mittel,  sich  die  Früchte  dieser  Fortschritte  als  solche  zu 
sichern,  und  es  ist  sehr  zu  bezweifeln,  ob  dies  anders  sein  würde,  wenn 
der  Arbeitsvertrag  durch  Vereinigungen  der  Arbeitgeber  mit  Vereinig- 
ungen der  Arbeiter  abgeschlossen  würde.  Auch  dann  würde  sehr  wahr- 
scheinlich nur  die  Lohnhöhe  ohne  grundsätzlichen  Zusammenhang  mit 
der  inneren  Entwicklung  der  Produktion  der  Gegenstand  der  Verein- 
barungen sein.  Vom  Gesichtspunkt  der  sozialen  Gerechtigkeit  aus 
liegt  auch  eigentlich  gar  kein  genügender  Grund  dafür 
vor,  dass  die  Arbeiter  an  Erfolgen  teilnehmen,  welche  sie  speziell  nicht 
geschaffen  haben,  und  zu  welchen  sie  auch  nicht  durch  grössere  Arbeits- 
leistungen beitragen.  Der  Fortschritt  besteht  eben  darin,  dass  mit 
demselben  Quantum  Arbeit  mehr  erzeugt  wird.  Die  Rücksicht  auf  die 
innere  Gerechtigkeit  ist  aber  nicht  entscheidend ;  von  diesem  Gesichts- 
punkt aus  Hesse  es  sich  auch  nicht  rechtfertigen,  dass  dem  Publikum 
der  Abnehmer  ohne  jedes  Verdienst  der  Löwenanteil  an  den  Vorteilen 
dieser  Fortschritte  bis  jetzt  zugefallen  ist.  Es  kommt  hier  mehr  darauf 
an,  ob  die  Arbeiter  im  Zustande  der  Organisation  die  Macht  haben 
würden,  Einrichtungen  zu  erzwingen,  welche  ihnen  grundsätzlich  einen 
bestimmten  Anteil  an  den  Früchten  der  technischen  Fortschritte  sichern 
würden.  Diese  Frage  kann  mit  ziemlicher  Bestimmtheit  verneint  wer- 
den, nicht  weil  bis  jetzt  niemand  solche  Einrichtungen  angeben  konnte, 
sondern  weil  sie  überhaupt  nicht  möglich  sind.  Innerlich  Unmögliches 
könnte  aber  auch  die  äussere  Macht  nicht  erzwingen.  Diese  Fort- 
schritte vollziehen  sich  nämlich  durchaus  nicht  so,  dass  alle  Katego- 
rien von  Arbeitern  annähernd  gleichmässig  davon  betroffen  würden. 
Es  giebt  im  Gegenteil  nichts  ungleichmässigeres  als  die  Wirkungen  der 
technischen  Fortschritte  auf  die  Erhöhung  der  Leistung  der  einzelnen 
Arbeiterkategorien ,  und  damit  auf  die  Wirkung  einer  etwaigen  Teil- 
nahme an  den  Früchten  dieser  Fortschritte.  Während  bei  einer  Klasse 
von  Arbeitern,  oft  derselben  Fabrik,  die  Entwicklung  der  Produktions- 
mittel und  der  Produktionsmethoden  bewirkt,  dass  innerhalb  eines  halben 
Menschenalters  ihre  Leistungen  sich  vervielfacht  haben ,  also  auch  ihr 
Verdienst    sich   bei    gleichbleibenden  Accordsätzen    vervielfacht    haben 
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würde,  arbeiten  in  unmittelbarer  Nähe  vielleicht  Arbeiter,  bei  welchen 
die  technischen  Fortschritte  in  derselben  Zeit  noch  nicht  einmal  eine 
Steigerung  der  Leistung  bewirkt  haben,  welche  mit  der  Steigerung  der 
Lebenshaltung  gleichen  Schritt  gehalten  hat.  Solche  Unterschiede  in 
allen  Abstufungen  giebt  es  nicht  nur  in  einzelnen  Fabriken  und  in  den 
verschiedenen  Industriezweigen.  Eine  Ausgleichung  ist  hier  undenkbar. 
Aber  auch  wenn  eine  Verteilung  der  Früchte  der  durch  eine  fortge- 
schrittene Technik  ermöglichten  Mehrleistungen  an  die  Arbeiter  über- 
haupt ausführbar  wäre,  würde  die  hieraus  hervorgehende  Verschieden- 
heit der  Verdienste  als  die  grösste  LTngerechtigkeit  von  den  Arbeitern 
empfunden  werden.  Ebenso  wie  für  die  Teilnahme  der  Arbeiter  an 
den  durch  die  technischen  Fortschritte  ermöglichten  Mehrleistungen 
eine  innere  Berechtigung  nicht  vorhanden  ist ,  ist  auch  die  äussere 
Durchführung  nicht  möglich,  weil  nach  der  ganzen  Natur  dieser  Fort- 
schritte jeder  praktische  Versuch,  die  Arbeiter  an  ihnen  unmittelbar 
Teil  nehmen  zu  lassen,  den  Zusammenhang  zwischen  objektivei 
Mehrleistung  und  Mehrverdienst  notwendiger  Weise  aufhebt. 
Auch  wenn  künftig  der  Arbeitsvertrag  nicht  durch  den  einzelnen 
Arbeiter,  sondern  durch  Arbeiterorganisationen  abgeschlossen  werden 
sollte,  so  wird  es  denselben  voraussichtlich  nicht  gelingen,  die  Lohn- 
höhe mit  dem  Zustande  der  Produktionsbedingungen  in  ein  festes  Ver- 
hältnis zu  bringen.  Immer  wird  es  sich  dabei  nur  um  die  absolute 
Lohnhöhe  handeln.  Wenn  auch  die  Wahrnehmung  gemachter  Fort- 
schritte ein  psychologisches  Moment  für  die  von  dem  Arbeiter  zu  wäh- 
lende Stellung  sein  mag,  so  wird  die  schliessliche  Entscheidung  im 
einzelnen  Falle  doch  von  einer  ganzen  Reihe  viel  mächtiger  wirkender 
Faktoren  abhängen.  Aber  wenn  künftig  auch,  ebenso  wie  jetzt  nur  die 
absolute  Lohnhöhe  der  Gegenstand  des  Arbeitsvertrags  sein  wird,  so 
können  die  Arbeiter  doch  mittelbar  an  den  Früchten  der  gemachten 
Fortschritte  teilnehmen.  Da  die  Steigerung  der  Lohnhöhe  nicht 
dauernd  so  erfolgen  kann,  dass  die  LTnternehmer  entmutigt  würden, 
ohne  dass  die  Arbeiter  sich  alsbald  in  eine  Zwangslage  versetzt  sähen, 
welche  sie  zu  einer  Herabstimmung  ihrer  Forderungen  nötigen  würde, 
so  kann  eine  erfolgreiche  Steigerung  der  Löhne  nur  so  gedacht  werden, 
dass  durch  sie  der  dem  Publikum  seither  zugefallene  Anteil  an  den 
Früchten  der  technischen  Fortschritte,  an  welchen  es  ja  unbeteiligt  ist, 
mehr  oder  weniger  von  den  Arbeitern  in  Besitz  ge- 
nommen würde.  Es  könnte  sein,  dass  der  dem  Publikum  seither 
zugefallene  Löwenanteil  an  diesen  Früchten  durch  Steigerung  der  Löhne 
künftig  von  den  Arbeitern  festgehalten  würde.  Die  Folge  würde  dann 
sein ,  dass  die  Rollen  vertauscht  und  die  Verbilligung  der  In- 
dustrieprodukte künftig  langsamere ,  die  Steigerung  der  Löhne 
aber  grössere  Fortschritte  machen  würde.  Auch  hier  ist  dafür  gesorgt, 
dass  die  Bäume  nicht  in  den  Himmel  wachsen;   denn  eine  Steigerung 
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der  Löhne,  welche  eine  erhebUche  Erhöhung  der  Preise  der  Industrie- 
produkte zur  Folge  hätte,  müsste  sich  aus  dem  oben  genannten  Grunde 
empfindlich  an  ihren  Urhebern  rächen.  Eine  Verschiebung  zwischen 
der  Teilnahme  des  kaufenden  Publikums  und  der  Arbeiter  an  den 
Früchten  der  Fortschritte  kann  daher  nur  als  eine  allmähliche  Ent- 
wickelung  gedacht  werden.  Sie  würde,  weit  entfernt  eine  Ungerech- 
tigkeit zu  sein,  nur  zum  Ausdruck  bringen,  dass  das  von  der  Gesell- 
schaft Errungene  nicht  von  einem  Teil  der  Gesellschaft  für  sich  allein 
in  Besitz  genommen  werden  kann,  sondern  dass  es  unter  die  verschie- 
denen Teilen  lediglich  nach  sozialen  Gesichtspunkten  verteilt  wird,  nach 
der  inneren  Bedeutung,  welche  sie  für  den  Organismus  der  Gesellschaft 
sich  errungen  haben. 

Landwirtschaftliches  Pachtwesen  ifi  Baden.  Hierüber  finden  sich  in 
dem  Bericht  des  Grh.  Bad.  Min.  d.  I.  für  1884/88  folgende  sehr  be- 
achtenswerte Mitteilungen:  »Nach  den  Erhebungen  im  Jahre  1883  darf 
angenommen  werden,  dass  die  ungünstige  Lage,  in  welcher  sich  eine 
Anzahl  Gemeinden  des  Landes  befinden ,  in  letzter  Linie  auf  eine  ge- 
wisse, wirtschaftlich  nicht  immer  zu  rechtfertigende  Schollenkle- 
ber e  i  zurückzuführen  ist ,  welche  in  Verbindung  mit  voreiligen  Ehe- 
schliessungen eine  im  Verhältnis  zur  Arbeits-  und  Verdienstgelegenheit 
allzurasche  Zunahme  der  Bevölkerung  im  Gefolge  hat.  Dabei  haben 
einzelne  Erhebungsberichte  die  Ansicht  vertreten  ,  dass  diese  Erschei- 
nungen unwirtschaftlicher  Schollenkleberei  und  eines  ungesunden  Be- 
völkerungszuwachses zum  Teil  mit  der  Einrichtung  des  Parzellen- 
p  a  c  h  t  s  in  einem  bestimmten  ursächlichen  Zusammenhang  stehen, 
indem  in  den  Gemeinden,  in  welchen  der  Parzellenpacht  von  Bedeutung 
ist,  viele  mehr  oder  minder  vermögenslose  Leute  in  ihrem  Entschluss, 
in  der  Heimatgemeinde  zu  verbleiben ,  durch  die  Aussicht  wesentlich 
sich  bestimmen  lassen ,  bei  den  ziemlich  häufig  vorkommenden  Ver- 
steigerungen von  Pachtgütern  in  den  Genuss  einer  Anzahl  Pachtparzellen 
gelangen  zu  können.  An  diesen  heftigen  Wettbewerb  des  besitzlosen 
Teils  der  nachwachsenden  Generation  knüpft '  sich  dann  die  weitere 
Folge,  dass  derselbe  die  Pachtpreise  zeitweise  auf  eine  durchaus  un- 
gesunde Höhe  hinauftreibt  und  dadurch  auch  die  Wirtschaftslage  der 
seither  schon  im  Pachtgenuss  befindlich  gewesenen  Einwohner  ungün- 
stig beeinflusst,  sei  es,  dass  diese,  um  im  Pachtgenuss  verbleiben  zu 
können,  zur  Bewilligung  unverhältnismässig  hoher  Pachtzinse  sich  ver- 
stehen müssen,  sei  es,  dass  sie  —  wegen  der  Unmöglichkeit,  höhere 
Pachtzinse  zu  bezahlen  —  aus  dem  vielleicht  langjährigen  Genuss  von 
Pachtland  zu  Gunsten  eines  unwirtschaftlich  rechnenden  Teils  der  nach- 
wachsenden Bevölkerung  auszuscheiden  sich  gezwungen  sehen.  In  Be- 
rücksichtigung dieser  Erscheinungen  ist  in  den  fraglichen  Erhebungs- 
berichten zur  Anregung  gekommen,  ob  es  sich  nicht  empfehlen  dürfte. 
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statt  nach  A  ]>  1  a  u  f  der  bald  kürzer,  bald  länger  be- 
messenen Pacht  Perioden  jeweils  eine  neue  Verstei- 
gerung der  Pachtgüter  vorzunehmen  —  die  einmal  im 
Genuss  befindlichen  Pächter,  sofern  sie  sich  tüchtig  und  leistungsfähig 
erweisen,  zueinem  den  mittleren  Ertragsverhältnisse  u 
entsprechenden  Pachtzins  im  Genuss  der  Pacht- 
grundstücke zu  belassen,  also  statt  des  beständigen,  die  öko- 
nomischen Verhältnisse  einer  grossen  Anzahl  Wirtschaften  fortwährend 
alterierenden  Wechsels  eine  gewisse  Stabilität  in  der  Vergebung  der 
Parzellenpachtgüter  anzubahnen.  —  Bei  der  weiteren  Erörterung  dieser 
Verhältnisse  konnte  nicht  unbemerkt  bleiben ,  dass  die  geschilderten 
nachteiligen  Einwirkungen  der  Parzellenpacht  sich  überall  da  weniger 
geltend  machen,  wo,  wie  dies  vielfach  für  den  Domänenbesitz 
zutrifft,  das  parzellenweise  vergebene  Gelände  nur  einen  kleinen  Teil 
der  Gemarkungsfläche  bildet,  da  in  diesen  Fällen  der  Zupacht  unbe- 
deutender Flächen  zum  eigentümlich  bewirtschafteten  Areal  die 
Gesamtlage  der  Wirtschafter  durch  das  Pachtverhältnis  nur  unerheblich 
beeinflusst  wird;  ferner  da,  wo  als  Pächter  vorwiegend  dem  Fabrik- 
arbeiterstand und  verwandten  Erwerbskreisen  angehörige  Leute  auf- 
treten ,  deren  Hauptverdienst  aus  anderen  Quellen  als  denen 
der  Landwirtschaft  fliesst.  Dagegen  schien  es,  dass  die  Verhältnisse 
der  Parzellenpacht  allerdings  eine  Aufmerksamkeit  in  vorwiegend  oder 
rein  landwirtschaftlichen  Gemeinden  mit  grossem  Pachtareal  bean- 
spruchen ,  weil ,  sobald  ein  mehr  oder  minder  grosser  Teil  der  länd- 
lichen Bevölkerung  wegen  des  verhältnismässig  unzureichenden  Besitzes 
an  eigentümlich  besessenem  Gelände  mit  einer  unabweisbaren  Dring- 
lichkeit auf  Zupacht  hingewiesen  ist,  die  ökonomische  Lage  der  an- 
sässigen landwirtschaftlichen  Bevölkerung  durch  die  Bedingungen,  unter 
welchen  ihnen  das  Pachtland  zugänglich  ist,  wesentlich  mit  beeinflusst 
wird,  wie  dies  in  einer  Anzahl  Gemeinden  der  Aemter  Mannheim,  Hei- 
delberg, Sinsheim,  Schwetzingen,  Kehl  etc.  der  Fall  ist,  in  denen  nach 
der  landwirtschaftlichen  Besitzstatistik  von  1873  das  der  toten  Hand 
oder  dem  Grossgrundbesitz  gehörige  und  meist  in  Parzellen  verpachtete 
Gelände  im  Durchschnitt  der  Amtsbezirke  zwischen  20  und  36  Proz. 
des  ganzen  landwirtschaftHchen  Areals  beträgt.  Es  ist  nun  nicht  wohl 
zu  leugnen,  dass  wenn  in  Gemeinden  mit  solcher  Besitzverteilung,  ver- 
anlasst durch  das  allmähliche  Anwachsen  der  Bevölkerung,  der  immer 
stärker, werdende  Mitbewerb  der  auf  Pachtland  angewiesenen  Landwirte 
die  Pachtpreise  auf  eine,  mit  dem  inneren  Ertragswert  des  Grund  und 
Bodens  nicht  mehr  in  Einklang  stehende  Höhe  getrieben  werden ,  die 
Anstrengungen,  welche  die  Pächter  machen,  um  ihre  Lage  zu  verbes- 
sern, mehr  oder  weniger  erfolglos  bleiben  werden,  weil  die  stets  vor- 
handene starke  Nachfrage  bei  jeder  neuen  Pachtvergebung  die  durch 
Fortschritte  des  Betriebs  gegebene  Möglichkeit  gesteigerten  Ertrags  in 
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Anschlag  bringt  und  somit  die  Früchte  einer  qualifizierteren  Arbeit 
dauernd  nicht  den  Pächtern,  sondern  früher  oder  später  immer  wieder 
dem  Verpächter  zufallen.  Da  aber  eine  Entwicklung,  nach  welcher 
durch  die  Pachtrente,  die  der  Verpächter  bezieht,  der  durch  die  ver- 
ständnisvollere und  geschicktere  Arbeit  der  Pächter  geschaffene  Mehr- 
ertrag immer  von  neuem  wieder  absorbiert  würde,  während  dem  Be- 
wirtschafter  selber  stets  nur  derselbe  dürftige  Arbeitslohn  verbleibt, 
vom  sozialen  Gesichtspunkte  einer  angemessenen  Ausscheidung  der 
beiderseitigen  Anteile  am  Ertrag  des  Grund  und  Bodens  aus  betrachtet, 
als  eine  befriedigende  wohl  nicht  erachtet  werden  darf,  so  wurde  vom 
Ministerium  des  Innern  über  den  oben  erwähnten  Vorschlag  einzelner 
Erhebungsberichte  ein  Meinungsaustausch  unter  den  meistbeteiligten 
Staats-  und  Kirchenbehörden  herbeigeführt.  Aus  demselben  ergab  sich 
indes ,  dass  ein  Uebergang  zu  einer  anderweiten  Art  der  Pachtverge- 
bung für  die  verpachtenden  Behörden  und  Stellen  schon  aus  dem  Ge- 
sichtspunkt der  Fernhaltung  des  Scheins  einseitiger  Begünstigungen 
nicht  wohl  durchführbar  erscheine;  wohl  aber  hatten  jene  Erörterungen 
hinsichtlich  der  aomänen  ärarischen  Pachtgüter  die  Er- 
lassung einer  Anordnung  zur  Folge,  inhaltlich  deren  »vor  jeder  neuen 
Verpachtung  die  Pacht  wer  tsanschläge  der  Parzellenpachtgüter 
nach  den  zur  Zeit  der  Abschätzung  herrschenden  thatsächlichen  Pacht- 
werten sorgfältig  zu  ermitteln  und  festzustellen  sind ,  ohne 
dass  dabei  auf  zufällige  Nebenumstände,  wie  z.  B.  übermässige 
Steigerung  der  Pachtzinsen  einzelner  Pachtlose  durch  leidenschaftlichen 
Mitbewerb  bei  früheren  Verpachtungen  u.  dgl.  Rücksicht  genommen 
wird ;  und  dass  für  grössere  Gutsverbesserungen,  welche  der 
Pächter  mit  Genehmigung  des  Verpächters  für  gut  findet  und  welche 
einen  nachhaltigen  Vorteil  für  das  Grundstück  erwarten  lassen ,  dem 
Pächter  auf  sein  Ansuchen  vom  Verpächter  eine  billige  Entschädigung 
durch  Teilnahme  an  den  Kosten  zu  gewähren  oder  in  anderer  Weise 
(z.  B.  durch  Belassung  im  Pachtgenuss  etc.)  eine  entsprechende  Berück- 
sichtigung zu  teil  werden  zu  lassen  ist.  Aehnliche  Anordnungen  er- 
giengen  in  Betreff  der  K  i  r  c  h  e  n  g  ü  t  e  r  von  Seiten  der  oberen  Kirchen- 
behörden an  das  ihnen  unterstellte   Verwaltungspersonal.« 


— e.  Die  ostindische  Baurmvoll-  und  Jute- Industrie.  Ueber  diesen 
Gegenstand  bemerkt  das  H.A.  1889  II,  S.  609  ff.:  Das  Verhältnis  der 
Ausfuhr  Ostindiens  von  Fabrikaten  zur  Gesamtausfuhr  zeigt  eine  kleine 
Zunahme.  .Sie  betrug  1886/87:  Va,  1887/88:  Vs ,  1888/89;  "•  ^e'"  <^^e- 
samtausfuhr.  Auch  absolut  hat  sie  eine  Steigerung  erfahren,  welche  in 
zwei  Jahren  beinahe  400  Lakhs  betrug.  Wenn  hiernach  das  Verhältnis 
sich  insofern  zu  Gunsten  Indiens  verschoben  hat,  als  Indien  verhält- 
nismässig etwas  mehr  Fabrikate  ausführt  als  früher,  so  berührt  das  weder 
den    indo-europäischen  Handel,    noch    zeigt    es    ein  Wiederaufkeimen 
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altindischer  Inilustric.  Es  ist  das  eine  Folge  des  modernen ,  kapita- 
listisch-industriellen Betriebes  in  Indien,  welcher  nach  europäischem 
Muster  namentlirli  in  Bombay,  C  a  w  n  p  o  r  e  und  Kalkutta  auf- 
geschossen ist,  und  in  Indien  selbst,  mehr  aber  noch  in  Ost- 
asien und  Z  a  n  z  i  b  a  r  ,  der  englischen  Industrie  und  der  englischen 
Einfuhr  nach  dort  Konkurrenz  macht.  Diese  neue  Industrie  ist  ein  exoti- 
sches (lewächs  auf  indischem  Boden  und  umfasst  vorläufig  erst  nur  wenige 
Industriezweige.  Andererseits  ist  ihre  lüitwickelung  aber  von  zu  grosser 
Wichtigkeit,  zu  interessant,  um  übergangen  zu  werden.  Es  kommen  hier 
nur  die  Baumwollen-  und  Jutespinnereien  und  Webereien  in  Betracht  (Cot- 
ton  and  Jute  Mills).  Es  giebt  daneben  zwar  noch  einzelne  andere  Be- 
triebe z.  B.  vier  Wollenwebereien,  von  denen  zwei  in  Cawnpore,  eine  im 
Punjab  und  eine  in  Bangalore  ist;  desgleichen  auch  einige  Papiermühlen, 
5  in  Bombay ,  2  in  Bengalen ,  i  in  Lucknow  und  i  in  Gwalior.  Sie 
arbeiten  aber  auch  nur  für  den  inneren  Bedarf  und  fallen  nicht  in  das 
Gewicht,  ebensowenig  die  zwei  oder  drei  kleinen  Seidenfabriken  in 
Bombay  und  Bengalen ,  welche  von  Eingeborenen  betrieben  werden. 
Im  Jahre  1887/88  gab  es  in  Indien  97  Baumwollfabriken  mit  18840 
Webstühlen  und  2  375  739  Spindeln.  Sie  haben  sich  seitdem  sowohl 
an  Zahl  der  Fabriken  als  auch  an  Zahl  der  Webstühle  und  namentlich 
der  Spindeln  noch  beträchtlich  vergrössert.  Es  fehlen  darüber  jedoch 
noch  zuverlässige  Statistiken.  Die  Fabriken  beschäftigen  46  406  Männer, 
15057  Frauen,  12403  jüngere  Personen  und  2949  Kinder.  Sie  verar- 
beiteten in  dem  genannten  Jahre  etwa  787  000  Ballen  Baumwolle  (Bom- 
bay-Ballen zu  392  Pfund).  Das  in  ihnen  angelegte  Kapital  wurde  auf 
90  Millionen  Rupien  berechnet.  Da  jedoch  vier  der  grösseren,  im 
Privatbesitze  befindlichen  Fabriken  ihr  Kapital  nicht  angegeben  hatten, 
so  wird  das  Gesamtkapital  der  indischen  Baumwollfabriken  auf  etwa 
100  Millionen  Rupien  angenommen.  Die  97  Fabriken  verteilten  sich 
über  Indien  wie  folgt :  Es  befanden  sich  in : 

1878/79        1883/84       188788 

Bombay  44  59  74 

Bengalen  677 

Zentralprovinzen  123 

Heiderabad  123 

Madras  3  5  6 

Nordwestprovinzen  (Cawnpore)  235 
Zentral-Indien  2  2  i 

Meisore  —  i  i 

Die  Tabelle  zeigt,  dass  Bombay  bei  weitem  den  grössten  Anteil 
hat  und  dass  sich  dort  die  Fabriken  am  schnellsten  vermehrt  haben ; 
auch  befinden  sich  dort  die  grössten  von  ihnen.  Daneben  kommen  an 
Zahl  und  Grösse  der  Werke  nur  noch  die  sieben  Fabriken  in  Kalkutta, 
fünf  in  Cawnpore  und  sechs  in  Madras  in  Betracht 


MiszeUen  363 

Die  Ausfuhr  der  Garne,  welche  erst  seit  dem  Jahre  iS^SItj 
datiert  und  damals  nur  7,9  Mill.  Pfd.  Sterl.  bezw.  36,7  Lakhs  Rupien 
betrug,  war : 

Pfund  Wert.    Rupien 

1886/87  9  I  804  244  33  368  608 

1888/89  I  28  906  764  52  070  996 

Sie  zeigt  nicht  nur  einen  grösseren  Wert,  sondern  auch  eine  verhältnis- 
mässig schnellere  Zunahme,  als  die  Ausfuhr  anderer  Baumwollenartikel 
Von  letzteren  ist  ein  ganz   kleiner  Bruchteil   nach  England    gegangen. 

Yards  Wert.    Rupien 

1886/87  202415  70353 

1887/88  358480  109642 

1888/89  563100  156522 

Dies  sind  die  einzigen  Posten,  welche  von  indischen  Baumwollfabrikaten 
ihren  Weg  nach  dem  Vereinigten  Königreiche  gefunden  haben.  Die 
gesamte  übrige  Ausfuhr  dieser  Art  ging  nach  den  Ländern  Asiens  oder 
nach  Afrika;  sie  repräsentiert  daher  einen  vom  indo-europäischen  Handel 
völlig  getrennten  und  unabhängigen  Handelsverkehr.  Die  Haupt-Be- 
stimmungsländer für  indische  Garne  sind; 

1886/87  1887/88  188889 

Pfund  Pfund  Pfund 

China  69  264  580  92  57  i  1 88  i  o  i  247  945 

Japan  9377  360  1 7  39 1 646  23  1 43  460 

Aden  1278300  1354  010  i  326  9 12 

Singapore  891528  980878  i  844  39 1 

Daneben  findet  geringere  Ausfuhr  statt  nach  Arabien ,  Persien ,  der 
Asiatischen  Türkei,  Java  und  anderen  Ländern. 

Stückwaren  u.  s.  w.  gehen  dagegen  hauptsächlich  nach  fol- 
genden Ländern : 

1886/87  1887/88  1888/89 

Yards  Yards  Yards 

Ostküste  von  Afrika         i  5  800  893  2  i  672  600  i  9  863  826 

Aden  12365070  20756474  15444729 

Ceylon  6  406  872  6  947  365  5  953  064 

Abessynien  5  206  954  3  045  845  1 020  830 

Singapore  4  978  2 14  5  948  875  5  205  2 14 

China  3275700  4  483  7  1 1  14  6 19  032 

Arabien  1904015  2073560  2716829 

Persien  5 17  5 12  789390  i  161  163 

Auch  hier  ist  China  wieder  das  Land,  welches  die  schnellste  Zunahme 
aufweist  und  welches  vermutlich  auch  in  diesen  Artikeln  bald  das  Haupt- 
Absatzland  werden  dürfte.  Die  Abnahme  der  Ausfuhr  nach  Abessynien 
erklärt  sich  wohl  aus  den  in  jenem  Lande  herrschenden  Wirren.  Die, 
wenn  auch  nicht  stark  anwachsende,  aber  doch  hohe  Ausfuhrzififer  für 
Ostafrika  zeigt,  dass  die  deutsche  Industrie  dort  einen  starken  Kon- 
kurrenten   an    der    indischen    haben    wird.  -    Eine  Abnahme    der 
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I'',  i  n  f  11  h  r  !•",  n  g  1  a  n  d  s  nach  Indien  kann  nicht  nachgewiesen 
werden.  Im  Gegenteil  nimmt  gerade  die  Einfuhr  von  Baumwollen- 
waren nach  Indien  viel  mehr  zu  als  irgend  eine  andere  Einfuhr  von 
England.  Sie  betrug  von  allen  iiaumwollenfal>rikaten,  Stoffen,  Garnen 
und  Zwirn:  i885'86:  2428  Eakhs  Rupien,  188889:  3151  Lakhs  Rupien. 
Hievon  kommen  auf  Stückgüter  (piece  goods) :  1885/86:  21 11  Lakhs 
Rupien,  1888/89:  2776  Lakhs  Rupien,  auf  Twist  und  Garne:  1885/86: 
317  Lakhs  Rupien,  1888/89:  375  Lakhs  Rupien.  Diese  ganze  Einfuhr  von 
Baumwollenwaren,  welche  im  letzten  Jahre  47 V«  Proz.  der  gesamten 
Einfuhr  Indiens  überhaupt  beträgt,  kam  fast  ausschliesslich  aus  England. 
Neben  der  Baumwollen-Industrie  ist  es  die  J  u  t  e- Industrie ,  in 
welcher  sich  eine  bedeutende  Zunahme  der  Produktion  geltend  macht, 
und  welche  den  Prozentsatz  der  Ausfuhr  von  Manufakturen  in  Indien 
hat  vergrössern  helfen.  Da  Jute  ein  Produkt  von  Bengalen  allein  ist, 
so  liegen  auch  die  Jutefabriken  allein  in  der  Nachbarschaft  von  Kalkutta. 
Sie  haben  sich  und  ihre  Leistungsfähigkeit  in  den  letzten  10  Jahren  ver- 
doppelt. Im  Jahre  1887/88  gab  es  28  Fabriken  mit  7389  Webstühlen 
und  146  302  Spindeln.  Zwei  dieser  Fabriken  befanden  sich  allerdings 
in  Liquidation.  Die  Industrie  beschäftigte  damals  56  000  Arbeiter, 
worunter  34818  Männer,  11  600  Frauen,  gegen  5500  jüngere  Personen 
und  etwa  4000  Kinder.  Die  Ausfuhr  von  verarbeiteter  Jute ,  das  sind 
fast  ausschliesslich  Jutesäcke  (gunny  bags),  und  ihre  Zunahme  verhielt 
sich  zur  Ausfuhr  von  roher  Jute  wie  folgt : 

Verarbeitete  Rohe 

Lakhs  Rupien        Lakhs  Rupien 
1886/87  115  487 

1888/89  275  790 

Das  Verhältnis  gestaltete  sich  also  günstig  für  die  Ausfuhr  der  verar- 
beiteten Jute  und  dürfte  sich  in  Zukunft  auch  weiter  so  gestalten.  A  u- 
s  t  r  a  1  i  e  n  ist  der  grösste  Abnehmer.  Es  nimmt  Gunnysäcke  für  79 
LakhsRupien,  dann  folgt  das  Vereinigte  Königreich  mit  35  Lakhs,  darauf 
Singapore  mit  28,  China  mit  18,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
mit  17,  Südamerika  mit  15,  Aegypten  mit  8,  die  Kapkolonie  mit  7  und 
die  Asiatische  Türkei  mit  5  Lakhs  etc.  Man  muss  hier  eine  Konkur- 
renz für  unsere  Jute-Industrie  erblicken,  welche  dazu  auffordern  sollte, 
den  Bezug  der  Roh-Jute  nach  Deutschland  so  viel  wie  möglich  zu  er- 
leichtern und  zu  verwohlfeilern. 


— e.  Imperial  Institute  of  the  United  Kingdom,  the  Colonies,  and  In- 
dia  in  London.  Das  vor  kurzem  in  London  eröffnete  »Imperial  Insti- 
tute of  the  United  Kingdom,  the  Colonies,  and  India,  and  the  Isles  of 
the  British  Seas« ,  welches  als  nationales  Denkmal  der  im  Jahre  1887 
stattgehabten  Feier  der  50jährigen  Regierung  der  Königen  Viktoria 
gegründet  wurde,  hat  hauptsächlich    die  Aufgabe ,    die  H  a  n  d  e  1  s  b  e- 
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Ziehungen  zwischen  dem  Mut|erlande  und  den  über- 
seeischen Besitzungen  auf  alle  mögliche  Weise  zu 
fördern.  Zu  diesem  Behufe  werden  Muster  sämtlicher  Produkte  und 
Industrieerzeugnisse  des  ganzen  englischen  Reiches  zur  Anschauung  ge- 
bracht, und  zeitweise  Spezialausstellungen  von  Artikeln  einzelner  Kolo- 
nien in  dem  für  dieses  Institut  eigens  hergestellten  monumentalen  Ge- 
bäude veranstaltet,  um  die  Fortschritte  der  bezüglichen  Besitzungen  in 
dieser  Richtung  ersichtlich  zu  machen.  Die  Leitung  des  »Imperial 
Institute«  wird  auch  bemüht  sein,  den  Unterricht  in  jenen  Sprachen, 
welche  in  den  überseeischen  Besitzungen  gangbar  sind,  in  London 
leichter  zugänglich  zu  gestalten.  Die  Leitung  der  im  Jahre  1886  in 
London  abgehaltenen  Indien-  und  Kolonial-Ausstellung  hat  damals 
sämtliche  unverkauft  gebliebene  Gegenstände  dem  gedachten  Institut 
abgetreten,  so  dass  dasselbe  bereits  im  Besitze  einer  grossen  Anzahl 
solcher  Artikel  ist.  Wünscht  nun  jemand  ein  Produkt  näher  zu  unter- 
suchen, z.  B.  Thee  oder  Kaftee  u.  s.  w.  zu  probieren,  so  wird  ihm  das 
verlangte  Produkt  in  hinreichender  Menge  behufs  Untersuchung  verab- 
folgt, und  er  kann  die  Proben  vornehmen.  Der  Präsident  dieses  In- 
stitutes ist  der  Prince  of  Wales  und  hat  an  seiner  Seite  einen  Ge- 
neralrat, bestehend  aus  100  Mitgliedern,  von  denen  10  von  der  Kö- 
nigin ,  45  als  Repräsentanten  des  Vereinigten  Königreiches ,  30  als 
Vertreter  der  Kolonien  und  15  für  Indien  ernannt  worden  sind.  Auch 
der  Handels-  und  Industriestand  im  allgemeinen  ist  in  dem  Institut 
entsprechend  vertreten.  Der  Jahresbeitrag  für  in  London  ansässige 
Mitglieder  ist  2  £ ,  und  für  jene,  die  nur  zeitweise  nach  London  kom- 
men I  £\  lebenslängliche  Mitglieder  zahlen  ein-  für  allemal  20  £,  und 
solche,  die  bereits  fünf  oder  mehr  Jahre  Mitglieder  gewesen  sind,  15  £. 
Jedes  Mitglied  hat  das  Recht ,  den  Spezialkonferenzen ,  Vorlesungen, 
Diskussionen,  Konversationen  u.  s.  w.  im  »Imperial  Institute«  beizu- 
wohnen. Der  Leitung  stehen  über  '^\^  Mill.  £,  welche  durch  freiwillige 
Beiträge  eingegangen  sind,  zur  Verfügung.  (Austr.  44.  Jahrg.) 


Fideikommisse  in  Oesterreich  und  in  Preussen.  Diesen  Gegenstand 
behandelt  Inama-Siernegg  in  seiner  »statistischen  Monatschrift«  im  An- 
schluss  an  die  Ermittelungen  Cofira(f?>  (über  Preussen).  Wir  entnehmen 
daraus  folgende  Daten  und  Urteile:  Es  beträgt  die 

Zahl  der  bestehenden  Realfideikommisse 

Zahl  der  dazu  gehörigen  Fideikommisgüter 

Perzentanteil  der  Fideikommisgüter  am  Gesamtareal  . 
Perzentanteil  der  Fideikommisgüter  an  Aeckern  und  Wiesen 
Perzentanteil  der  Fideikommisgüter  am  Waldstande    . 
—  Es  werden    also    die    österreichischen  Fideikommisse 
preussischen    in    allen    diesen  Beziehungen    übertrotien. 


östl.  Prov. 

sämtl.  österr. 

Preussens 

Kronländer 

547 

292 

1.975 

880 

6,21 

4.075 

4,6 

2,16 

11,7 

8,66 

imisse    von 

den  ost- 

)ti"en.    Im 

einzelnen 

des  Gesaiiit- 

der   Aecker 

arcals 

und  Wiesen 

in  Nietler-Oeslerreic 

:h 

6,32 

3.3« 

»   Krain 

6,S3 

».52 

»   Böhmen 

11,15 

5.58 

»   Mähren 

7.99 

3.' 3 
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stellen  sich  allerdinjjs  die  Verhältnisse  sehr  verschieden;  diejenigen 
Länder  Oesterreichs ,  in  welchen  die  Institution  der  Familien-Fidei- 
kommisse  besonders  ausgebildet  ist,  kommen  der  Bedeutung  der  ost- 
preussischen  Fideikommisse  mindestens  gleich  oder  übertreffen  sie  wohl 
auch  um  ein  IJedeuteiides.  So  entfallen  auf  die  Fideikommisse  in 
Perzenten 

der  Waldungen 

".97 
12.35 
23,88 
22,09 

Wesentlich  anders  dagegen  liegen  allerdings  die  Verhältnisse ,  so- 
bald der  Vergleich  nach  den  Grüssenkategorien  der  Fideikommisse  an- 
gestellt wird.     Von  sämtlichen  Realfideikommissen  haben  eine  Area 

von  unter  100  von   100-500  von  500— aooo  über  aooo 

Hektar  (bczw.  Hektar  (bezw.  Hektar  (bezw  Hektar  (bezvv 

115  Hektar)  1)  "5—575  Hektar     575-2877  Hektar)         2877  Hektar; 

\w  Ostpreussen  6  87  256  187 

in  Oesterreich  80  50  74  88 

in  Perzenten   von  der  Gesamtsumme: 
in  Ostpreussen  1,12  16,24  47.39  35>25 

in  Oesterreich  27,40  17,12  25,34  30,14 

—  In  Preussen  trägt  also  das  Familien-Fideikommiss  in  der  That  in 
viel  stärkerem  Masse  den  Charakter  des  Grossgrundbesitzes  an  sich 
als  in  Oesterreich,  wobei  allerdings  wieder  auf  den  bedeutsamen  Un- 
terschied der  einzelnen  Länder  aufmerksam  zu  machen  ist ;  die  böhmi- 
schen, mährischen,  schlesischen  und  galizischen  Fideikommisse  gehören 
ausschliesslich  den  oberen  Grössenkategorien  an,  übertreffen  also  auch 
in  dieser  Hinsicht  die  preussischen  Fideikommisse  sehr  erheblich.  Die 
vielen  kleineren  Fideikommisse  gehören  alle  dem  Alpen-  und  Karst- 
lande an,  also  einem  Gebiete  von  im  allgemeinen  viel  älterer  Kultur, 
welches  der  Entwickelung  und  dem  Festhalten  von  Latifundien  viel 
weniger  günstig  war,  als  der  Kolonialboden  des  preussischen  und  auch 
des  österreichischen  Nordosten  und  welcher  auch  keine  solchen  ge- 
schichtlichen Katastrophen  durchzumachen  hatte,  wie  der  Grossgrund- 
besitz von  Böhmen  .  .  .  Für  Rheinland  und  Thüringen  möchte  in  dem 
Anwachsen  der  Latifundien  eine  Gefahr  gesehen  werden;  im  preussi- 
schen Osten  haben  die  Fideikommisse  sicher  eine  grosse  historische 
Mission  zu  erfüllen  gehabt,  die  noch  kaum  zu  Ende  sein  dürfte,  und 
als  dereri  letzte  Etappe,  bevor  die  Macht  der  Intensivkultur  auch  eine 
Umbildung  dieser  Institutionen  kategorisch  fordert,  eine  systematische 
Vererbpachtung    der  Vorwerke    als    ein    gekünsteltes  und    mechanisch 


i)  Bei  der  österreichischen  Aufnahme  sind  die  Grössenkategorinn  noch  nach  Jochen 
gebildet  worden,  daher  sie  sich  mit  den  für  Preussen  aufgestellten  nicht  ganz  decken. 
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wirkendes  System  einer   unfreiwilligen  Duldung  mit  einem  Kranze  von 
.Chikanen  und  Nergeleien  in  Aussicht  zu  nehmen  wäre. 


Abnehmende  Rentabilität  des  Weizenbaues  in  Kalifornien  (nach  dem 
deutschen  Kons.-Ber.  aus  San  Franzisko  für  1891):  »Der  Obstbau  nimmt 
einen  ganz  enormen  Aufschwung.  Die  »Obstfarmen«  nehmen  immer 
mehr  zu ,  wie  man  sich  denn  überhaupt  mehr  und  mehr  solchen 
Formen  der  Bodenkultur  zuwendet,  in  denen  andereStaa- 
ten  wenig  oder  gar  nicht  mit  Kalifornien  konkurrie- 
ren können.  Der  Ackerbausekretär  der  Vereinigten  Staaten  weist 
speziell  darauf  hin,  dass  Kalifornien  diesen  Vorteil,  die  Möglich- 
keit, für  sich  eine  ganz  eigene  Bewirtschaftung  des  Lan- 
de s  zu  schaffen,  mit  allem  Nachdruck  ausbeuten  und  den  schlecht 
rentierenden  Getreidebau  anderen ,  von  der  Natur  weniger 
bevorzugten  Staaten  überlassen  solle.  Man  ahne  hier,  sagt  er,  noch 
kaum,  in  welcher  Ausdehnung  diese  Vergünstigung  in  einem  Staate, 
in  dem  alle  Erzeugnisse  der  gemässigten  und  sehr  viele  der  heissen 
Zone  mit  Erfolg  gezogen  werden  können,  nutzbar  zu  machen  sei.  Wäh- 
rend der  Obstertrag  einen  Wert  von  mehreren  hundert  Dollars  auf  den 
Acre  erreiche,  sei  das  auf  einem  Acre  gezogene  Getreide  nicht  über 
10  Dollars  wert  und  müsse  mit  Mühe  und  in  unendlicher  Ferne  abge- 
setzt werden.  Dass  die  hiesige  Getreideproduktion  ihre  Höhe  erreicht 
habe,  gehe  daraus  hervor,  dass  in  den  Jahren  1880  bis  1884  der  durch- 
schnittliche Weizenertrag  des  Staates  36  304  200  Bushel,  in  den  darauf 
folgenden  fünf  Jahren  1885  bis  1889  aber  nur  33083600  Bushel  ge- 
wesen sei,  während  die  Bevölkerung  zwischen  1880  und  1890  sich  um 
über  eine  Drittelmillion  vermehrt  habe.  Der  Ackerbausekretär  erklärt, 
dass  die  Ergebnisse  des  vergangenen  Jahres  die  Richtigkeit  seiner 
schon  früher  gehegten  und  ausgesprochenen  Ansicht  unzweideutig  be- 
stätigen, wonach  der  Weizenbau  bei  den  in  letzteren  Jahren  bestehenden 
Preisverhältnissen,  ausgenommen  für  den  heimischen  Verbrauch,  kein 
lohnender  Betrieb  für  den  amerikanischen  Farmer  sei.  Eine  seitens 
der  Bankkommissare  dieses  Staates  bei  den  sämtlichen  Banken  veran- 
lasste statistische  Erhebung  ergiebt,  dass  die  kalifornischen  Landwirte 
in  finanzieller  Beziehung  unbedingt  voranschreiten  und  die  gemachten 
Anleihen  rasch  ausgleichen ,  nur  in  den  Distrikten,  in  wel- 
chen Getreide  gezogen  werde,  sei  ein  eben  so  mar- 
kiertesStillstehen,  eine  unveränderteVerschuldet- 
h  e  i  t  erkennbar.  —  Den  höchsten  Ernte-Ertrag,  der  erreicht  wurde, 
lieferten  die  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1884  (512765000  Bushel), 
der  höchste  Betrag  der  Ausfuhr  war  der  des  Jahres  1880  (153  252  795 
Bushel).  Wenn  in  den  noch  weniger  besiedelten,  neueren  Gebieten 
eine  Zunahme  des  Getreidebaues  vorhanden  ist,  so  zeigt  sich  dafür  in 
den  älteren  Staaten  von  Jahr  zu  Jahr  ein  entsprechender  Rückgang 
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in  den  erzeugten  C)  e  t  r  e  i  d  e  a  r  t  e  n.  Diejenigen  Ansiedler,  welche 
sich  jetzt  vorzugsweise  in  clen  wärmeren  Regionen  niederlassen,  be- 
stehen keineswegs  nur  aus  fremdenEin  Wanderern,  son- 
dern zu  einem  bedeutenden  Teil  aus  solchen,  welche  andere  Staaten 
der  Union  verlassen,  weil  allzu  strenge  Winter,  Dürre,  verringerte  Er- 
giebigkeit des  Bodens  oder  andere  Gründe  sie  veranlassen,  günstiger 
gelegene  Ländereien  zu  suchen.  Die  Bevölkerung  in  den  Dakota- 
Staaten  ,  Nebraska  und  Kansas  ist  in  letzter  Zeit  erheblich  zurückge- 
gangen ;  Tausende  von  Familien  sind  von  dort  westwärts  gezogen.  Die 
Produktionsfähigkeit  des  Weizenbodens  in  den  östlichen  Staaten  nimmt 
stetig  ab.  Die  Südstaaten  sind  für  den  Getreidebau  ungeeignet.  Der 
Gewinn  des  Weizen  ziehenden  Farmers  ist  bestenüdls  gering;  häufig 
wird  die  Ernte  mit  Verlust  verkauft.  D  i  e  F  a  r  m  e  n  sind  grossen- 
teils  mit  Hypotheken  belastet.  Die  neugegründete  F  a  r- 
mers  Alliance  und  der  Versucli  derselben,  von  der  Regierung  der 
Vereinigten  Staaten  Darlehen  zu  etwa  2  Proz.  Zinsen  zu  erlangen,  legt 
Zeugnis  für  die  ratlose  Lage  der  Weizenproduzenten  ab.  —  Obgleich 
nach  den  jüngsten  amtlichen  Berichten  noch  eine  Menge  Landes 
(586  216  861  Acres)  in  den  Vereinigten  Staaten  vorhanden  ist,  welches 
von  derRegierung  verkauft  werden  kann,  dürfte  dasselbe 
im  grossen  Ganzen  doch  von  geringerer  Güte  sein  und  der  acker- 
bauenden Einwanderung  wenig  bieten.  Das  noch  leicht- 
erreichbare  gute  Land  ist,  selbst  in  den  im  äussersten  Westen  gelegenen 
Gebieten,  im  Preise  schon  derartig  in  die  Höhe  getrieben,  dass  dem 
mit  geringen  Mitteln  versehenen  Einwanderer  die  Erwerbung  eines 
massigen,  gut  gelegenen  Grundstücks  sehr  schwer  wird.  Es  liegt  auf 
der  Hand ,  dass  die  Einwandernden  nicht  bis  nach  der  Pacificküste 
pilgern  würden,  um  gute  Ländereien  mit  25  Dollars  und  darüber  für 
den  Acre  zu  bezahlen,  wenn  sie  in  viel  grösserer  Nähe  von  der  Re- 
gierung gleiches  Land  für  etwa  2  Dollars  den  Acre  kaufen  könnten. 
In  Kalifornien  würde  bei  den  jetzt  bestehenden  hohen  Landpreisen 
der  Ankauf  von  Ländereien  zum  Zwecke  des  Getreidebaues  unbedingt 
ein  verlustbringendes  Unternehmen  sein,  und  der  Rat  des  Ackerbau- 
Sekretärs,  so  viel  wie  möglich  zu  anderen,  besser  rentierenden  Kultur- 
formen überzugehen,  ist  jedenfalls  vollkommen  gerechtfertigt.  Kalifor- 
nien ist  allerdings  so  gross  und  der  Boden  so  verschieden,  dass  die- 
selbe Regel  nicht  überall  Anwendung  finden  kann, 
ohne  zu  Missständen  zu  führen.  Die  möglichste  Vielseitigkeit  in  der 
Produktion  wird  die  hiesigen  Landwirte  am  sichersten  vor  den  Zufällig-  ' 
keiten  und  Schwankungen  des  Marktes  schützen.«  —  Sohin  beginnt 
selbst  im  Westen  derVer.  St.  intensive  ßodennutz- 
uno-  über  den  Getreidebau  hinausi 


III.  LITTERATUR. 


Luigi  Cossa,  Introduzione  allo  Studio  delV  Economia  politica.  3a  editione 
interamente  rifatta  della  Guido  allo  Studio  dell'  Economia  politica.  Ulrico  Hoepli, 
Milano,  1892.  XII,    594  Se  ten. 

Der  vorliegende  Band  ist  die  bedeutende  Erweiterung  und  Neubearbeitung  der 
älteren  »Einleitung  in  das  Studium  der  politischen  Oekonomie«,  welche  wegen  ihrer 
anerkannten  Nützlichkeit  für  elementare  Lern-  und  Lehrbedürfnisse  auch  in  andere 
Sprachen,  so  in  das  Deutsche ,  übersetzt  worden  ist.  In  der  neuen  Auflage  tritt  der 
Charakterzug  des  Verfassers,  nämlich  die  bewundernswerte  Sorgfalt  und  der  Sammel- 
fleiss  in  der  Richtung  des  Bibliographischen  aller  Nationen,  breit  hervor.  Schon  der 
äusseren  Anlage  nach  ist  drei  Viertel  für  die  Litteraturgeschichte,  nur  ein  erstes  Viertel 
für  die  Theorie  vorbehalten.  Aber  auch  die  Theorie  i.st  von  der  bibliographischen 
Vorliebe  durchsetzt.  Dabei  weiss  Cossa  kurz  und  freundlich  die  einzelnen  Autoren 
und  Werke  zu  etikettieren.  Sein  Standpunkt  ist  im  wesentlichen  derjenige  der  älteren 
Schule,  aber  mit  achtbarem  Wohlwollen  auch  für  das  Neue  aller  Richtungen.  Freilich 
macht  dann  dieses  Vielerlei  der  Namen  und  Ueberschriften  wieder  einen  etwas  nüch- 
ternen Eindruck,  zum  Teil  gerade  wegen  der  gleichmässigen  Ruhe  und  registrierenden 
Sachlichkeit  des  Verfassers.  .  — n. 


Carlo  F.  Ferraris ,  FrindpH  di  Scienza  Bancaria.  Ulrico  Hoepli ,  IVIilano, 
1892.     XIV,  445  s. 

Ein  klarer  Abriss  der  Prinzipien  des  Bankwesens ,  Teil  eines  grösseren  Kreises 
von  verwandten  .Schriften,  zu  denen  auch  das  oben  erwähnte  Buch  von  C  Cossa  ge- 
hört, mit  dem  Gesamttitel  »Studi  giuridici  e  politici«.  Carlo  Ferraris  ist  ein  Schüler 
Adolf  Wagner'i^  welchem  das  vorliegende  Werk  gewidmet  ist ;  schon  seit  bald  zwanzig 
Jahren  beweist  F.  ,  wie  in  dem  neuesten  Buche,  seine  aufmerksame  und  sorgfaltige 
Teilnahme  an  den  Fortschritten  unserer  Wissenschaft  besonders  in  Deutschland. 

Die  Einteilung  des  Werkes  ist :  i.  Teil ;  Der  Kredit  im  allgemeinen.  2.  Teil : 
Die  Kreditinstitute  im  allgemeinen.  3.  Teil:  Die  Arten  des  Kredits  und  der  Kredit- 
institute. — n. 

yohn  Neville  Keynes,  'Fhe  Scope  and  Method  0/  political  economy.  London, 
Macmillan  and  Co.,  1S91.     XIV,  359  pp. 

Die  methodologischen  Streitfragen,  welche  seit  einem  Jahrzehnt  so  lebhafte  Er- 
örterungen hervorgerufen  haben,  konnten  nicht  verfehlen,  nach  England  hinüberzu- 
greifen, entsprechend  der  reicheren  Ausbreitung  und  gelehrteren  Entwicklung  der  eng- 
lischen Nationalökonomie.  Keynes  behandelt  in  dem  neuen  Buche ,  welches  leider 
etwas  verspätet  hier  zur  Besprechung  gelangt,  in  eingehender  und  ausführlicher,  dabei 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1893.   II.  2A 
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gemeinverständlicher  Weise  die  vorliegenden  Probleme:  das  Verhältnis  der  National- 
ökonomie zur  Ethik,  zur  Naturwissenschaft,  Psychologie,  .Sozialwissenschaft  u.  s.  w,  — 
die  Bedeutung  der  Definitionen ,  des  Experiments  ,  der  Deduktion  in  der  National- 
ökonomie —  den  historischen  Charakter  dieser  Wissenschaft  —  ihre  Beziehungen  zur 
Statistik  und  zur  statistischen  Methode.  Es  fehlt  wegen  der  Breite  der  Anlage  nicht 
an  Widerholungen,  um  so  mehr,  als  vieles,  was  der  Verfasser  sagt ,  schon  öfters  ge- 
sagt worden  ist.  Aber  es  ist  im  ganzen  eine  lobenswerte  Arbeit.  Der  Standpunkt 
ist  hie  und  da  von  deutschen  Schriften  der  neuesten  Zeit  beeinflusst ;  im  wesentlichen 
aber  spiegelt  er  die  Ansichten,  die  durch  Stuart  Mill,  Cairnes,  Si<i,ifwick,  Alfr.  Mar- 
shall in  England  zum  Ausdruck  gebracht  worden  sind.  Gegen  die  spezifische  histo- 
rische Richtung,  die  in  England  vermutlich  durch  den  verstorbenen  Cliff'e  Leslie  und 
durch  W.  Cunningharn  vertreten  ist,  verhält  sich  Keynes  ablehnend.  Dieser  Gegen- 
satz ist  seit  dem  Erscheinen  des  Buches  noch  schärfer  hervorgetreten  in  der  Polemik 
zwischen  den  beiden  Cambridger  Nationalökonomen  Marshall  und   Ctmningham. 


—  e.  Guntplowics,  Ludw.,  Die  soziologische  Staalsidee.  Graz,  Leuschner  1892. 
—  Auch  diese  Schrift  des  geistvollen,  selbständigen  Denkers  ist  beachtenswert,  so  wenig 
die  Zustimmung  eine  allgemeine  und  durchgreifende  sein  mag.  Referent  müsste  per- 
sönlich mehrfache  Einsprache  erheben,  kann  aber  nach  seinem  Standpunkt  der  Mei- 
nung des  Herrn  Verfassers  über  die  »soziologische  Staatsidee«  sein.  »Diese  Idee  — 
sagt  G.  —  will  weder  der  Anwalt  des  Staates,  noch  derjenige  des  Individuums  sein, 
sondern  begnügt  sich  mit  der  Konstatierung  der  faktischen  Verhältnisse,  die 
zwischen  dem  Staate  und  dem  Individuum  auf  den  verschiedenen  Stufen  der  staat- 
lichen und  individuellen  Entwicklung  Platz  greifen.  Sie  fasst  weder  den  Staat  als 
Mittel  und  das  Individuum  als  Zweck,  noch  das  umgekehrte  Verhältnis  als  der  W'ahr- 
heit  entsprechend  auf,  sondern  nimmt  ihren  Ausgangspunkt  von  den  vor-  und  ausser- 
staatlichen  sozialen  Gruppen,  betrachtet  den  Staat  als  Mittel  für  die  Zwecke  derselben 
und  das  Individuum  als  ein  von  seiner  Gruppe  abhängiges ,  von  denselben  zu  deren 
Zwecken  bewusst  oder  unbewusst  gebrauchtes  Material.  Als  konstitutive  Elemente 
des  Staates  betrachtet  sie  nicht  das  »freie  und  gleiche«?  Individuum,  sondern  jene  so- 
zialen Gruppen,  deren  gegenseitiges  Verhältnis  die  Verfassung  eines  Staates  aus- 
macht. Die  soziologische  Staatsidee  fasst  daher  den  Staat  als  eine  Mehrheit  über- 
imd  untergeordneter  sozialer  Gruppen  auf,  denen  gegenseitiges  Ringen  in  erster  Linie 
die  Erhaltung  des  Staates,  in  zweiter  Linie  eine  solche  Entwicklung  desselben  fördert, 
dass  die  Daseinsbedingungen  der  einzelnen  Gruppen  mit  den  Daseinsbedingungen  der 
Gesamtheit  in  Einklang  gebracht  werden.  Die  soziologische  Staatsidee  giebt  daher 
den  Anstoss  zur  Erforschung  des  Staates  in  der  Richtung  der  gegenseitigen  Ausein- 
andersetzungen dieser  seiner  konstitutiven  Bestandteile,  wobei  die  jedesmaligen  Grenzen 
der  erkämpften  Machtsphären  identisch  sind  mit  dem  im  Staate  gesetzten  Rechte.  Die 
soziologische  Staatsidee  leitet  daher  das  Recht  weder  aus  dem  Geiste  des  Individuums, 
noch  auch  aus  einem  fiktiven  Gesamtwillen  ab,  sondern  aus  dem  Kampfe  der  sozialen 
Bestandteile ,  die  den  Staat  bilden ,  indem  sie  die  in  diesem  Kampfe  z^vischen  dem 
einen  Bestandteil  und  dem  oder  den  anderen  jeweilig  festgestellten  Schranken  ihrer 
Machtübung  als  das  Recht  dieses  Staates  auffasst. 

Die  soziologische  Staatsidee  beruht  daher  keineswegs  auf  der  »Verwechslung  der 
wirtschaftlichen  Uebermacht  mit  rechtlicher  Herrschaft«  wie  mir  das  eine  etwas  kühne 
Rabulistik  in  der  G r ün hu t' sehen  Zeitschrift    imputieren  möchte,    sondern  auf  der  Er- 
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kenntnis,  dass  jede  wirtschaftliche  und  soziale  Macht  nach  rechtlicher  Herrschaft  strebt 
und  dass  letztere  nichts  anderes  ist,  als  der  Ausdruck,   die  Form  der  ersteren.« 


—  e.  Mollat,  Georg,  Lesebuch  zur  Geschichte  der  deutschen  Staatswissenscha/t 
von  Engelbert  v.  Volkersdorf  bis  Joh .  Stephan  Pütter,  zum  akademischen  Gebrauche 
bearbeitet.     Tübingen  (Laupp)   1891. 

Derselbe,  Lesebuch  der  Geschichte  des  deutschen  Staates  von  Kant  bis  Bluntschli 
und  Lesebuch  zur  Geschichte  der  Staatswissenschaft  des  Auslandes.   Osterwieck  (Harz)  1891. 

Wirklich  ein  Lesebuch.  Ob  »zum  akademischen  Gebrauch  geeignet«?  Wir  be- 
zweifeln es  sehr  stark.  Die  Lesestücke  sind  nicht  nur  willkürlich  herausgegriffen, 
sondern  auch  nicht  so  gewählt,  um  das  Charakteristische  und  Bedeutende  der  einzelnen 
Autoren,  geschweige  ihre  Gesamtleistung  zur  Anschauung  zu  bringen.  Der  Nutzen  der 
Schrift  ist  uns  wenigstens  i.icht  erfindlich. 


— e.  Elissen,  A. ,  Friedrich  Albert  Lange.  Eine  Lebensbeschreibung.  Leip- 
zig 1891. 

Naüm-Reichesberg,  Fr.  A.  Lange  als  Nationalökonom.  Bern,  K.  J.  Wyss,  1892. 
—  Zwei  begeisterte,  gut  geschriebene  Erinnerungsblätter  an  den  Mann,  der  nach  Geist 
und  Herz  eine  seltene  Erscheinung  war  und  durch  seine  sozialpolitischen  Schriften  wie 
durch  seine  »Geschichte  des  Materialismus«  mächtig  wie  nur  Wenige  auf  seine  Zeit- 
genossen eingewirkt  hat. 

— e.  Kober^  Joh.  Karl,  Ein  Vorkämpfer  für  ch>'istlichen  Sozialismus.  Basel, 
C.  F,  Spittler,  1892.  —  Ein  warmes  Gedenken  für  den  schon  vor  15  Jahren  heim- 
gegangenen  edlen  Mann. 

— e.  Schenkel,  Karl,  Die  Deutsche  Gewerbeordnung  mit  Vollzugsvorschriften . 
Erläutert,     i.  Bd.     Karlsruhe  (J.  Lang)   1892.  2.  Aufl. 

Der  Herr  Verfasser,  ein  hervorragender,  scharfsinniger  Praktiker  der  Verwaltung 
(Grossh.  Bad.  Oberreg. Rat  im  Min.  d.  L)  liefert  im  vorliegenden  i.  Band  der  2.  Auf- 
lage eine  besonders  empfehlenswerte  Arbeit.  Der  2.  Band  soll  nach  Veröffentlichung 
der  zur  G.O.Nov.  in  Aussicht  stehenden  Kais.  Verordnung  und  der  damit  in  Zusam- 
menhang stehenden  bundesrätlichen  Vollzugsvorschriften  bald  nachfolgen.  Wenn  die 
I.  Auflage  des  Schenkel' scYv&n  Kommentars  wesentlich  auf  die  Benützung  in  Baden 
gerichtet  war,  sind  nun  auch  die  für  Preussen  und  andere  grössere  Bundesstaaten  vor- 
liegenden Materialien  teils  nach  dem  Sammelwerke  von  A.  Steger,  teils  selbständig 
herangezogen.     Das  Werk  hat  hiedurch  wirklich  viel  allgemeineren  Wert  erlangt. 


Hirsch,  Dr.  Heinrich,  Uebersichten  der  Staats-  und  Volkswirtschaften  i8g2. 
Vierter  Jahrgang.     Berlin.     Haude  u.  Spener  1892. 

Der  Titel  des  Buchs  ist  verlockend  ;  denn  in  unserer  auf  wirtschaftlichem  Gebiete 
so  ereignisreichen  Zeit  bedarf,  wer  nicht  zurückbleiben  will,  gar  sehr  der  stetigen 
Orientierung.  Was  der  Verfasser  bringt,  entspricht  zum  Teil  dem  Bedürfnis  der  wirt- 
schaftlichen Orientierung,  aber  um  wirklich  als  »Uebersicht  der  Staats-  und  Volks- 
wirtschaften« zu  dienen,  müsste  es  weit  vollständiger  und  durchweg  aus  ersten  Quellen 
gearbeitet  sein.  Es  ist  ein  ziemlich  buntscheckiges  Bild,  das  uns  der  Verfasser  — 
allerdings  getreu  dem  eigenen  Wahlspruche  »non  multum  sed  multa«  —  in  den  ein- 
zelnen unter  vier  Hauptschlagwörtern  eingereihten  chronikartigen  Darlegungen  bietet. 
Die  vier  Ilauptschlagwörter  sind :   die  Zeichen  der  Zeit,  die  Arbeiterfrage,  die  soziale 
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Fraj^e,  <ler  Welthandel ;  <lahei  will  es  —  wie  befjreiflich  —  mit  der  scharfen  Aus- 
einanderhaltung der  »Arbeiter«-Frage  und  der  »sozialen«  Frage  nicht  recht  gut  geheh. 
Aber  auch  mit  der  Lückenhaftigkeit  der  wirtschaftlichen  Chronik  ,  wie  sie  der  Ver- 
fasser bietet,  wäre  immerhin  eine  durchgreifende  Bearbeitung  der  einzelnen  Abschnitte 
aus  ersten  Quellen  vereinbar  gewesen.  Dies  ist  aber  nicht  der  Fall.  P>sichtlich,  und 
insbesondere  im  letzten  Abschnitt,  ohne  den  Versuch  dies  zu  verhüllen  —  was  in  ge- 
wisser Weise  noch  Bemerkung  verdient  —  hat  der  Verfasser  nur  Quellen  zweiter  und 
dritter  Hand  für  seine  Zusammenstellungen  benützt.  Nationalzeitung  und  Neue  Freie 
Presse  scheinen  besonders  ausgiebig  benützt  zu  sein.  —  Gleichwohl  ist  der  Grund- 
gedanke des  Buchs  nicht  unberechtigt ;  es  steckt  in  ihm  ein  guter  Doppelkern.  Die 
wirtschafts-  und  sozialpolitische  Chronik  der  Gegenwart  wird  mehr  und  mehr  allge- 
meines Bedürfnis.  Andererseits  ist  auch  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Tagespresse  in 
steigendem  Masse  für  die  Behandlung  schwebender  wirtschaftlicher  und  sozialer  Probleme 
von  Bedeutung  ist,  und  dass  weder  der  Geschäftsmann  noch  auch  der  (jclehrte  — 
dieser  hat  vielleicht  Lust ,  sich  am  meisten  zu  wehren !  —  der  Kenntnisnahme  von 
den  bedeutenderen  Beiträgen  der  Tagespresse  zur  Erörterung  schwebender  Fragen  auf 
die  Dauer  sich  wird  entziehen  können.  Die  fortlaufend  orientierende  Chronik  einer- 
seits und  andererseits  die  Bienenarbeit  der  Gewinnung  brauchbaren  Honigs  aus  den 
zahlreichen  und  recht  verschieden  duftenden  Blüten  der  Tagespresse,  das  sind  zwei 
Aufgaben,  deren  Lösung  sich  aufdrängt.  Die  Arbeit  des  Verfassers  können  wir  frei- 
lich nur  als  einen  bescheidenen  Beitrag  dazu  ansehen.  v.  M. 


—  e.  Gravenhoff,  D.,  Russlands  Aus7üärtiger  Flandel  und  der  neue  Zolltarif. 
Berlin,   Puttkammer  u.   Mühlbrecht,   1892. 

Die  Schrift  ist  ein  »Versuch,  die  Geschichte,  vielleicht  (sagt  der  Herr  Verfasser) 
dürfen  wir  uns  so  ausdrücken ,  die  Notwendigkeit  des  jetzigen  russischen 
Zolltarifs  dem  Leser  durch  eine  Erörterung  der  ökonomischen  Verhältnisse  Russlands 
von  Beginn  des  jetzigen  Jahrhunderts  an  bis  zur  Jetztzeit  näher  zu 
bringen«.  Er  glaubt,  dass  die  Thatsaclien  und  Zahlen,  die  er  »aus  einem  äusserst 
umfangreichen  Material  dem  Leser  in  einer  kristallisierten  Form«  darbietet,  unwider- 
leglich darthun,  dass  Russland  sich  bei  Aufstellung  des  neuen  Zolltarifs  von  keinerlei 
Animosität  gegen  eines  der  Nachbarreiche  hat  leiten  lassen.  Ob  dieser  Versuch 
wirklich  gelungen  ist,  bleibe  hier  dahingestellt.  Eine  beachtenswerte  Uebersicht  der 
Tarif-  und  Handelsgeschichte  Russlands  gewährt  die  lesenswerte  Schrift,  welcher  wir 
nebenbei  nur  die  Thatsache  entnehmen  wollen,  dass  bei  den  Zollreformen  von  1850 
und  1857  ein  Hauptbeweggrund  zur  Herabsetzung  der  Zölle  der  Verlust  war,  welchen 
der  an  der  Grenze  Russlands  regelrecht  organisierte  Schmuggelhandel  den 
Staatseinnahmen  brachte.  j>Es  ist  eine  unbestreitbare  Thatsache,  dass  an  der  preus- 
sischen  und  österreichischen  Grenze  reguläre  Komptoirs  existierten,  welche  den  Trans- 
port und  die  Versicherung  der  Schmuggelwaren  für  eine  Prämie  besorgten,  die  etwa 
35  Proz.  des  russischen  Zolls  ausmachte.« 


Pflug,  Aug.,  Volksschulzwang  als  Reform  unseres  höheren  Schulwesens.  Berlin 
Emil  Apolant.     1892. 

Die  jetzt  in  2.  Auflage  vorliegende  Schrift  befasst  sich  mit  der  in  Preussen  na- 
mentlich viel  erörterten  und  durch  die  »Schulfrage-Konferenz«  zu  einem  vorläufigen 
Abschluss  gebrachten  Frage,  wie  den  durch  die  bisherige  Schulverfassung  hervorge- 
tretenen zahlreichen  Uebelständen  abzuhelfen  sei.     Der  Verfasser,  der  sich  als  Nicht- 
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Schulmann  bekennt ,  ist  der  Ansicht ,  eiass  die  Schulfrage-Konferenz  nicht  auf  den 
wahren  Grund  der  beklagten  Uebelstände  gekommen,  und  dass  man  .darum  auch  nicht 
die  'richtigen  Wege  eingeschlagen  habe,  um  zu  einer  Beseitigung  der  allerseits  aner- 
kannten Uebelstände  zu  gelangen.  Diese  Schulfrage  habe  eine  wesentlich  ökono- 
mische Seite.  Worauf  es  bei  den  heutigen  Zeitverhältnissen  wesentlich  ankomme, 
lasse  sich  in  folgende  Fragen  zusammenfassen:  Wie  komme  ich  am  schnellsten  und 
sichersten  zu  dem  gewählten  Ziele?  Wie  lassen  sich  Zeit  und  Kosten  zur  Erlangung 
der  höheren  Schulbildung  wesentlich  vermindern  ?  Wie  werde  ich  bewahrt  vor  un- 
nötigen Aufwendungen  für  einen  zwecklosen  Unterricht?  Wie  sehe  ich  am  sichersten 
die  Gesundheit  der  Kinder ,  die  an  dem  anstrengenden  Unterricht  teilnehmen ,  ge- 
wahrt? Der  Hauptübelstand  in  dem  höheren  Schulwesen  in  Preussen  beruhe  darin, 
dass  der  Unterricht  in  Sexta  mit  Knaben  begonnen  werden  müsse,  die  kaum  das 
neunte  Lebensjahr  vollendet  hätten,  die  noch  keinen  genügenden  Elementarunterricht 
genossen ,  die  an  Körper ,  Geist-  und  Verstand  noch  sehr  unentwickelt  seien  und  bei 
denen  es  sich  überhaupt  noch  nicht  beurteilen  lasse,  ob  sie  eine  solche  geistige  Ver- 
anlagung und  ein  solches  Interesse  für  einen  höheren  Schulunterricht  besitzen  werden, 
dass  sie  demselben  mit  Erfolg  folgen  können.  Die  Lehrer  müssten  mit  sehr  problema- 
tischen Naturen  den  Unterricht  beginnen ,  und  da  ein  fester  Unterbau  fehle ,  könne 
ein  »höherer«  Unterricht  mit  solchen  Knaben  überhaupt  nicht  getrieben  werden.  Das 
einzige  Heilmittel  findet  der  Verfasser  in  dem  Volksschulzwang.  Es  müsse  folgende 
Bestimmung  Geltung  erlangen ;  der  Lehrkursus  für  die  höheren  Unterrichtsanstalten 
(Gymnasien  und  Realgymnasien)  ist  ein  sechsjähriger  (an  Stelle  des  bisher  neun- 
jährigen). Jeder,  der  in  eine  höhere  Lehranstalt  aufgenommen  werden  will,  hat  den 
Nachweis  zu  führen,  dass  er  mindestens  im  zwölften  Lebensjahre  steht  und  den  Kursus 
einer  sechsklassigen  Elementarschule  vollständig  mit  befriedigendem  Erfolge  absolviert 
habe.«  Verfasser  begründet  seine  Vorschläge  in  eingehender  Weise  und  weist  nach, 
wie  bei  Annahme  derselben  alle  wesentlichen  Beschwerden  gegen  unser  Schulwesen 
mit  einem  Schlage  sich  beseitigen  lassen.  Sehr  wirksam  unterstützt  er  seine  Ansichten 
durch  Aussprüche  des  jetzigen  preussischen  Kultusministers  Dr.  Bosse  und  von  Abge- 
ordneten. Ein  Versuch  lasse  sich  sehr  leicht  machen.  Die  höheren  Schulen  müsse 
man  nicht  als  Standesschulen  betrachten ,  sondern  als  Fortbildungsschulen  für  die 
geistig  besser  veranlagten  Kinder.  Darin  liegt  gewiss  ein  hochbedeutender  ökono- 
mischer Gedanke.  Von  besonderer  Bedeutung  ist  auch ,  was  Verfasser  über  die  s  o- 
«  i  a  1  e  Bedeutung  des  Volksschulzwangs  sagt.  Als  Motto  für  die  Schrift  ist  aufge- 
druckt:  »Will  man  der  Sozialdemokratie  den  Boden  entziehen,  dann  schatTe  man  eine 
Volksschule,  die  die  Kinder  aller  Stände  zu  besuchen  haben« 

Schulinspektor  Scherer-V^ onwi. 

— e.  Blocke  Maurice  y  Dütionnaire  de  l' admi^iistration  francaise,  h-oisihne 
edition.     Berger  Levrault,  Paris  1891. 

Wir  heissen  diese  dritte  Auflage  freudig  willkommen.  Das  Werk  ist  von  der 
I.  Auflage  an  für  die  Gelehrten,  Gesetzgeber,  höheren  Verwaltungsstellen  aller  Länder 
ein  unentbehrliches  Wörterbuch  gewesen.  Die  neueste  Auflage  stellt  sich  wirklich 
als  » eine  vollständig  umgearbeitete,  bedeutend  vermehrte«  und 
bis  auf  den  neuesten  Stand  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  fortgeführte  Neube- 
arbeitung dar ,  wovon  wir  uns  durch  Vergleichung  mit  den  früheren  Ausgaben  ein- 
lässlicher  zu  vergewissern  gesucht  haben.  Es  ist  schwer ,  einzelne  Artikel  hervorzu- 
heben.    Fast  alle    sind    gediegen.     Dennoch    wollen    wir    einige    besonders    namhaft 
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machen,  nämlich  diejenigen  über  solche  Gegenslämle ,  welche  unter  der  dritten 
Republik  bedeutende  Umgestaltung  durch  dieGesetz  gebung 
erfahren  haben.  Zu  diesen  Artikeln  gehören  weniger  die  schönen  und  grossen,  aber 
im  Kleinen  ebenfalls  exakt  weitergeführten  Artikel  über  Steuer-  und  Finanzwesen 
überhaupt,  wohl  aber  sämtliche  Artikel  über  das  Kolonial  wesen:  »Algerien'^, 
die  »Protektorate«  (Madagaskar;  Tonking  u.  s.  w.),  die  Kolonial  Verwaltung 
u.  s.  w.  ,  dann  über  die  neue  Armeeorganisation  (Armee) ,  Arbeiter- 
und  Handels-Syndikate,  Kinderfabrikschulz,  Wahlrecht  und 
Wahlverfahren  und  last  not  hast  über  Kommunalorganisation  —  um 
von  sehr  Vielem  nur  weniges  besonders  hervorzuheben.    Selbst  derjenige  Leser,  welcher 

—  wie  z.  B.  Referent  für  diese  Zeitschrift  —  veranlasst  ist,  der  französ.  GeseUge- 
bung  Jahr  um  Jahr  an  den  Quellen  nachzugehen,  findet  sich  durch  die  neueste  Auf- 
lage des  Block' %z}[it.\i.  Verwaltungswörterbuches  im  Wissen  sehr  bereichert.  Wir  haben 
die  bedeutenden,  umgearbeiteten,  fortgeführten  Artikel  dankbarst  aus  der  Hand  gelegt. 

—  Die  reiche  Bibliographie  und  die  von  M.  Block  selbst  gelieferte  Vergleichung  mit 
der  Verwaltung  anderer  Staaten  (s.  g.  admitiistration  comparee)  verdienen  für  alle 
Hauptartikel  noch  besondere  Anerkennung  und  Hervorhebung. 


— e.  Deutsch  ,  Anton ,  23  Jahre  ungarischer  Finanz-  und  Volkswirtschaft 
(1867 — iSgs).  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1892.  —  Eine  kurze  lichtvolle 
Darstellung  der  seit  der  Verselbständigung  (1867)  erreichten  Fortschritte  Ungarns  auf 
Volks-  und  staatswirtschaftlichem  Gebiete ,  Fortschritte ,  welche  auch  denjenigen  im- 
ponieren müssen ,  welche  mit  weniger  Schwung  und  Begeisterung,  als  der  Herr  Ver- 
fasser es  thut ,  an  den  Gegenstand  herantreten.  Referent  leugnet  einen  gewaltigen 
Fortschritt  nicht  und  würdigt  ihn  ganz  besonders  auch  deshalb ,  weil  derselbe  nicht 
bloss  eine  Einholung  anderer  Kulturstaaten ,  sondern  das  Ergebnis  des  eigentüm- 
lichen Volks-  und  s.  z  s.  Staatsgeistes  der  Ungarn  ist.  Diese  haben 
bis  zum  Zonentarif  herab  in  der  Fortbildung  auch  ihrer  Volks-,  Staats-  und  Finanz- 
wirtschaft Initiative  bewährt.  Dennoch  möchte  Referent  hier  auch  die  Lasten  hervor- 
heben, welche  das  ung.  Volk  in  vollster  Freiheit  mit  fast  heroischer  Hingebung  an 
den  Staat  sich  aufgeladen  hat  und  von  welchen  nar  zu  wünschen  ist,  dass  nicht  beim 
ersten  Anlass  jeder  weitere  Zuwachs  wirke,  wie  nach  dem  arabischen  Sprichwort  die 
letzte  Straussenfeder  auf  dem  Rücken  des  Kamels.  —  Wie  die  Ausgaben  und 
Einnahmen  wuchsen,  zeigt  die  Vergleichung  von  1868  und  1891.  Sie  betrugen : 
Ausgaben:  Einnahmen: 

1868:  109  91 2  000  Gulden  1 1  2  392  000  Gulden 

189 1;  402235021        »  378110664         » 

—  Es  wuchsen  die  Steuern:  direkte  von  54  auf  loi,  indirekte  von  52  auf  161 
Mill.  fl.  Diese  Ziffern  zeigen,  dass  der  Ertrag  der  direkten  Steuern  um  85  Proz.,  der 
aller  indirekten  Steuern  um  194  Proz.  gestiegen  ist.  Die  Grundsteuer  ist  die  gleiche 
geblieben ,  dagegen  ist  die  Hauszinssteuer  von  6,7  auf  10,6  ,  die  Erwerbsteuer  von 
7,7  auf  19,6,  der  Einkommensteuerzuschlag  von  5,3  auf  16,8  Mill.  Gulden  gewachsen. 
Die  Ergebnisse  der  indirekten  Steuern,  namentlich  der  Verbrauchsteuern  und 
Monopole  sind  so  interessant ,  dass  wir  dieselben  hier  anführen ,  um  die  Verän- 
derung in  den  Konsumtionsverhältnissen,  aber  auch  die  bessere  Ausnützung  der  Mo- 
nopole zu  illustrieren.     Es  brachten  : 


Litteratur. 


375 


Spiritus 

Steuer 

1868 

5415 

1880 

6364 

Bier-              Zucker-           Tabak-  Salz- 
steuer              Steuer              gefalle  gefalle 
in  Tausenden  von  Gulden 
897                      865                   22448  15627 
883 1744                   30776                   14011 

1884  8132  2120  42  112  14  831 

1890  24663  II 90  3282  47523  15369 

Wir  erwähnen  noch  die  M  i  n  e  r  al  ö  1  -  S  t  e  u  e  r  ,  die  1882  fl,  359000,  1890  aber 
fl.  5126550.  erbrachte.  —  Die  Staatsschuld  ist  enorm  angewachsen, 
teils  durch  den  direkten  B  -darf  zur  Deckung  der  Defizite ,  teils  durch  die  Vermeh- 
rung der  nominellen  Verschuldung  bei  den  Konversionen ,  zumeist  aber  durch  die 
Staatsbahn  bauten  und  denAnkauf  derPrivatbahnen.  Die  Staats- 
schulden  betrugen  1868:  fl.  268,  1890:  1806  Mill.  Gulden.  Dem  entsprechend  ist 
der  Zinsenbedarf  von  10  5  13  808  auf  126  741  707  Gulden  gestiegen.  Deutsch  glaubt 
jedoch,  »dass  die  Last  heute  weit  leichter  ertragen  wird,  als  vor  Jahren  die  Hälfte 
derselben.« 

— e.  Cunninghavi ,  W. ,  The  growth  of  English  Jndusiry  e^=  Commerce  in 
modern   Times,  Cambridge,  üniversity  Press  1892. 

HewinS:  IV.  A.  S.  ,  English  Trade  and  Finance  of  Seventeenih  Century' 
Methuen  &  Cpy.   1892. 

Wir  waren  erst  im  vorigen  Jahrgang  (1892,  p.  178)  in  der  Lage,  von  einer  neuen 
Bearbeitung  des  C unning ha m' schtn  Werkes  über  englische  VolkswirtschaftsgeschiclUe 
den  ersten  Band  anzuzeigen,  welcher  the  growth  of  English  Industry  and  Commerce 
in  early  and  middle  ages«  behandelt.  Nun  liegt  der  2.  Band  vor,  welcher  denselben 
Gegenstand  für  die  Zeit  seit  Elisabeth  bis  zum  vollständigen  Fall  des  Merkantilismus 
(1846)  verfolgt.  Hat  schon  der  erste  Band  uns  eine  uneingeschränkte  Anerkennung 
des  so  schön  und  schlicht  geschriebenen ,  inhaltvollen  ,  durchaus  quellenmässig  gear- 
beiteten und  an  Quellenangaben  überreichen  Werks  abgerungen,  so  ist  der  rasch  ge- 
folgte Abschluss  der  grossen  Arbeit  nur  geeignet ,  das  günstige  Urteil  vollständig  zu 
bestätigen  und  fast  noch  zu  verstärken.  Der  Titel  ist  auch  für  den  2.  Band  ein  viel 
zu  bescheidener.  Das  ist  wahrhaftig  nicht  bloss  eine  Entwicklungsgeschichte  von 
»Industrie  und  Handel  Englands«  seit  Schluss  des  Mittelalters.  Es  ist  vielmehr  eine 
vollständige  Volkswirtschaftsgeschichte  und  zwar  eine  solche  im  vollsten  und  weitesten 
Sinne  des  Wortes ,  indem  bei  dem  strenge  und  meisterhaft  festgehaltenen  Vorsatz 
vollständiger,  allseitiger  Erklärung  der  wirtschaftsgeschichtlichen  Enlwicklungsvor- 
gänge  auch  alle  Vorgänge  des  politischen,  kirchlichen  und  geistigen  Volkslebens  stets 
herangezogen  werden.  Das  Werk  ist  aber  auch  wie  bemerkt,  nicht  bloss  eine  erklä- 
rende Geschichte  von  Industrie  und  Handel  allein.  Es  ist  auch  Geschichte  des  Acker- 
baues, der  Schiffahrt  und  des  Transport-,  sowie  des  Versicherungswesens,  der  gan- 
zen Kolonialentwickelung  einscliliesslich  der  Pflanzung  in 
dem  zu  Beginn  der  Periode  noch  halb  wilden  Irland,  der  Han- 
delspolitik gegenüber  Holland ,  Frankreich  u.  s.  w. ,  des  Armenwesens ,  des  Steuer- 
wesens ,  endlich  —  last  not  least  der  ganzen  wirtschaftswissenschaft- 
lichen Gedankenbewegung  und  Litterat  urentwicklung.  Das 
alles  ist  um  so  verdienstlicher,  als  die  englische  Wirtschaftsgeschichte  nach  diesen 
anderen  Richtungen  hin  für  die  Meisten  weit  unbekannter  ist,   als   die  Geschichte  der 
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neueren  Industrie-  und  Ilandelsentwickelung  Englands.  Ganz  vorzüglich  sind  in  allen 
drei  Hauptabteilungen  des  Werkes  die  Abschnitte  über  die  Entwickelung  des  Acker- 
bau es  und  des  Kolonialwesens;  man  lernt  hierüber  auf  jeder  Seite  der  betref- 
fenden Kapitel.  So  inhaltreich  das  Werk  in  allen  seinen  Teilen  ist ,  so  wenig  ist 
es  irgendwo  oder  irgendwie  breit.  Es  ist  knapp  in  der  Mitteilung  der  Thatsachen, 
obwohl  es  dennoch  durchaus  angenehm  zu  lesen  ist.  Die  Knappheit  ist  für  den  Ge- 
brauch zu  Spezialstmlien  reichlich  aufgewogen  durch  einen  unschätzbaren  Reichtum 
von  Quellenangaben  und  durch  ein  vorzügliches,  mittelbar  auch  zu  den  Quellen  lei- 
tendes Register.  —  Jeder  Versuch,  die  Bedeutung  des  Buches  durch  probeweise  Vor- 
führung einzelner  Teile  zu  veranschaulichen,  würde  fehlschlagen.  Wir  beschränken  uns 
darauf,  nochmals  besonders  zu  betonen,  dass  auch  die  Litteraturgeschichte  der  National- 
ökonomie Periode  um  Periode  die  gründlichste  Beachtung  findet.  Mit  Stolz  wird 
Ad.  Smith  hervorgehoben ,  doch  nicht  auf  Kosten  des  Merkantilismus ,  welcher  in 
seinem  Aufsteigen  und  seinem  Fallen  eine  klassische  Rechtfertigung,  bezw.  Erklärung 
findet.  Ad.  Smith  ist  gewürdigt,  trotz  der  Nachweisung  des  kritischen  Unrechts,  welches 
derselbe  nach  Cunnigham'%  näherer  Ausführung  sowohl  dem  Merkantilismus  und  dem 
Physiokratismus  gleichmässig  zugefügt  hat.  Ad.  Smith  wird  sogar  etwas  hart  ange- 
fasst,  indem  Cunningham  auf  Grund  längerer  Untersuchung  und  unter  Berufung  auf 
Haldane's  life  of  Ad.  Smith  (pag.  37)  nachweist,  da.ss  Smith  in  seinem  Verhältnis  zu 
Harne  »weder  durch  Offenheit,  noch  durch  moralischen  Mut  .sich  ausgezeichnet«  und 
einer  bewussten  Verkennung  des  Merkantilismus  und  des  Physiokratismus  (zum 
Zweck  der  Propaganda  für  seine  eigenen  volkswirtschaftspolitischen  Strebungen)  sich 
schuldig  gemacht  habe. 

Einen  Teil  der  Gegenstände ,  welche  Cunningham  systematisch  im  grossen  Ge- 
samtzusammenhang einer  vollständigen  Volkswirtschaftsgeschichte  Englands  in  der 
Neuzeit  in  hellstes  Licht  setzt,  behandelt  eingehender,  aber  kaum  weniger  lichtvoll 
Hewins  mehr  monographisch  und  wesentlich  in  Beschränkung  auf  das  17.  Jahrhundert. 
Man  wird  nicht  umhin  können ,  diese  Kette  von  Spezialforschungen  über  Monopole, 
Handelskompagnien  ,  arbeitende  Klassen  und  Löhne  freudig  zu  begrüssen  und  dem 
gründlichen  Verfasser,  welcher  ebensowenig  als  Cunningham  unter  der  geschichtsfeind- 
lichen  radikalen  Auffassung  der  Manchesterdoktrin  leidet,  vollste  Anerkennung  zu  zollen. 
Ins  Einzelne  können  wir  auch  Hewins  nicht  folgen.  Erwähnt  sei  allein  die  äusserst 
lehrreiche  Erörterung  der  drei  bedeutendsten  Handelsverträge:  des 
Methuenvertrages  mit  Portugal ,  des  Vertrages  mit  Frankreich  im  Utrechter  Frieden 
und  des  Vertrages  mit  Frankreich  von  1786,  namentlich  der  sie  begleitenden  Interessen- 
und  Parteibewegungen. 

— e.  Feilbogen,  Sigm.,  Smith  und  Turgot.  Ein  Beitrag  zttr  Geschichte  und 
Theorie  der  Nat.Oekonomie.  Wien.  A.  Holder.  1892.  —  Der  Herr  Verfasser  ist 
den  Lesern  dieser  Zeitschrift  durch  seine  Beiträge  über  das  Verhältnis  Smith^s  zu 
Stuart  und  Turgot  vorteilhaft  bekannt.  In  der  vorliegenden  Monographie  erweist  er 
die  nationalökonomische  Ueberlegenheit  Smith's  über  Turgot  sowohl  in  »formaler t 
als  in  »materialer«  Hinsicht.  Eindringend  wird  der  Beweis  geführt,  dass  Smith  keines- 
wegs den  extremen  Individualismus  begründet  und  vertreten  hat,  wie  es  zwar  von 
keinem  ruhig  denkenden  Kenner  desselben,  aber  in  einer  neuesten  Modelitteratur  von 
untergeordneter  Seite  behauptet  worden  ist;  die  Reaktion  gegen  die  Verkleinerung 
A.  Smith's  ist  insofern  vollständig  am  Platze.  Bei  Feilbogen  trifft  sie  im  ganzen  mit 
der  Auffassung  Cunningham'%  zusammen,  welche  dem  Herrn  Verfasser  bei  der  Veröf- 
fentlichung  noch  unbekannt    gewesen  sein    dürfte  ;    der  Landsmann  Smith's ,    welcher 
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letzteren  als  epochemachenden,  als  grundlegenden  National-Oekonomen  mit  Stolz  an- 
erkennt, wird  auch  den  Vorläufern  gerecht  und  sieht  auch  an  Smith  neben  dem  Licht 
die  Schatten.  Feilbogen  hebt  9  Punkte  hervor,  in  welchen  Smith  positiver  »So- 
zialpolitiker« ,  oder  besser  Anhänger  positiv  fördernden  Staatseingriffes  in  die  Volks- 
wirtschaft gewesen  ist.  Dass  Smith  we-'t  mehr  als  laissez-faire-Oekonomist  war ,  hat 
niemand  bestritten ,  der  ihn  ruhig  gelesen  hat ;  dass  er  bereits  die  Fälle  positiver 
Sozial-,  besser  Wirtschaftsförderungs-Politik  der  Gegenwart  grundsätzlich  vertreten 
habe,  scheint  uns  dagegen  eine  nach  der  entgegengesetzten  Seite  zu  weit  gehende 
Behauptung  Feilbogen's  zu  sein  (Vorrede  o.  S.  157).  Wertvoll  erscheint  dem  Refe- 
renten die  nicht  bloss  vergleichsweise ,  sondern  absolute  Würdigung  Turgofs ,  wenn 
S.  45  gesagt  wird:  »Es  ist  das  T^pcötov  t^soSo^  der  ganzen  Litteratur  gegen  Smith, 
den  Individualismus  als  den  »Smithianismus«  schlechthin  darzustellen  ,  als  ob  Smith 
sein  energischester  Vertreter  und  der  praktische  Sieg  des  Individualismus  das  speziell 
durch  ihn  realisierte  oder  angestrebte  Ziel  gewesen  wäre.  In  Wirklichkeit  ist  der 
energischeste  Bahnbrecher  des  Individualismus  nicht  Smith, 
sondern  Turgot  gewesen.  Bei  dem  letzteren  .Schriftsteller  ist  die  Theorie  wirklich 
nur  eine  willkommene  Begründung  für  sein  praktisches  Programm.  Dieses  hat  er 
schon  in  seiner  -»Eloge  de  Gournay«  von  1759  verkündet,  sein  theoretisches  Glaubens- 
bekenntnis hinkte  erst  1767  in  den  »Reflexionen«  nach.  Diese ,  von  ihm  selbst  als 
.Skizze  bezeichnete  Arbeit  genügte  seinem  Bedürfnis  nach  theoretischer  Klarheit ,  von 
zwei  Fragmenten  abgesehen.  Dagegen  Hess  er  im  Dienste  des  praktischen  Individua- 
lismus einen  wahren  Platzregen  von  Memoires,  Avis,  Observations  etc.  niedergehen. 
Im  Dienste  jener  rettenden  That ,  welche  ihm  vorschwebte ,  der  rigeneration  de  la 
France,  der  (friedlichen)  revolution  immense,  von  welcher  er  so  gerne  spricht,  im 
Dienste  der  Erschaffung  eines  neuen  Frankreich  durch  die  Wunderkraft  eines  friedlich 
aller  Fesseln  entbundenen  Volkes,  im  Dienste  dieser  eminent  praktischen  Mission,  die 
ihm  die  Hauptsache  war,  war  er  der  fruchtbarste  Schriftsteller  seiner  Zeit.  In  Turgot 
lebte  thatsächlich  jene  grossherzige  Illusion  von  der  allheilenden  Kraft  der  Freiheit 
und  ihrer  wirtschaftlichen  Form,  des  laisser  aller ^  jene  Ueberzeugung  von  der  allein- 
seligmachenden Wahrheit  des  praktischen  Individualismus ,  die  man  gerne  Smith  zu- 
schreibt. Den  theoretischen  Individualismus  zuerst  als  Vordersatz  für  das  Postulat 
schrankenloser  wirtschaftlicher  Freiheit  des  Individuums  wirksam  formuliert  zu  haben, 
ist  eine  That,  für  welche  Ruhm  und  Tadel  in  erster  Linie   Turgot  trifft. « 


—  e.  Steglich,  Ednt..,  Beiträge  zur  Statistik  des  Grundeigentum  s 
(Sep.A.  aus  der  Ztschr.  des  K.  Sachs,  stat.  Bureaus.  38.  Jahrg.  1892,  H.  i  u.  2). 
— -  Wir  machen  auf  diese  Publikation,  welche  in  sorgfältiger  Arbeit  den  bedeutenden 
Gegenstand  weiterführt,  besonders  aufmerksam. 


— e.  Rabe,  Otto,  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Pacht.  Berlin,  P.  Parey. 
1891.  92  .Seiten.  —  Dass  der  Verfa-sser  irgend  etwas  Neues,  in  kritischer,  statistischer 
oder  dogmatischer  Hinsicht  beigebracht  hätte,  oder  dass  er  vollständig  wäre  (die 
Erbpacht,  Teilpacht  u.  s.  w.  bleiben  fast  unberührt),  oder  dass  er  in  dem  Versuch 
eines  geschichtlichen  Ueberblicks  über  die  Entwicklung  der  Pacht  der  zutreffenden 
neuesten  wirtschaftsgeschichtlichen  Litteratur  ganz  mächtig  wäre ,  lässt  sich  durchaus 
nicht  behaupten.  Eine  nicht  ungeschickte  Einzel  anwendung  alter  agrarpolitischer 
Erkenntnis  auf  die  verschiedenen  (irundbesitzformen  und  Grundbesitzgrössen  wenigstens 
nach  norddeutschem  Verhältnis  wird  dagegen  anzuerkennen  sein. 
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—  e.  Statistisches  yahrhuch  der  Schweiz.  Ilcrausgegehen  vom  stallst.  Bureau  des 
eidgen.  Departements  des  Innern.  2.  Jahrg.  1892.  Bern  (Verlag  OrcU-Füssli,  -Zürich). 
—  Eine  höchst  dankenswerte  Gabe  reichen  Inhaltes.  Nicht  am  mindesten  wertvoll 
ist  die  Berücksichtigung  der  Ergebnisse  der  Kantonalslatistiken.  Der  auch  in  diesem 
2.  Jahrgang  reichliclier  beigegebene  Text  orientiert  vielseitig  über  kantonale  Verwal- 
tungsentwickelung der  Schweiz.  Es  findet  sich  für  die  schweizerische  Statistik  im 
Jahrbuch  ein  Material  konzentriert,  wie  es  ausserhalb  des  statistischen  Bureaus  des 
eidgenöss.  Departements  des  Innern  auch  unkonzentriert  wohl  kaum  irgendwo  zu  er- 
reichen sein  wird.  Auf  einzelne  Abschnitte  des  Jahrbuches  hoffen  wir  unter  den  Mis- 
zellcn  dieser  Zeitschrift  zurückzukommen. 


— e.  Bernatsik ,  Edtn.  ,  Republik  und  Monarchie.  Freiburg  i.  Br.  1892. 
J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck),  S.  50.  —  Eine  wesentlich  juristische  Durchführung  des 
Unterschieds  beider  Begriffe,  mit  scharfer,  kenntnisreicher  Abhebung  der  modernen 
von  den  gleichnamigen  antiken  Anschauungen.  Der  Herr  Verfasser  kommt  auf  seinem 
»juristischen  Wege«  zu  einem  Ergebnis,  das  wir  für  richtig  halten,  nur  dass  auch  andere 
auf  anderem  Wege  zu  denselben  Grundanschauungen  gelangt  sind:  »Ein  Staat  — 
sagt  er  S.  29  —  dessen  oberstes  Organ  ein  eigenes  Recht  auf  seine  Organ- 
stellung hat,  ist  eine  Monarchie  ;  wo  dagegen  der  Inhaber  des  höchsten  Amtes  nur 
Beauftragter,  Diener  des  Staates  ist ,  ohne  dass  er  ein  Recht  auf  seine  Stellung  hat, 
daist  die  Verfassung  eine  Republik.  Der  Monarch  herrscht  also  auch  kraft  eigenen 
Rechts,  der  Magistrat  bloss  als  staatliches  Organ ;  letzterer  hat  bloss  Befugnisse 
zu  herrschen,  kein  Recht  auf  die  Herrschaft.  Auch  in  der  Republik  giebt  es  eine 
Herrschaft;  aber  die  Republik  kennt  keinen  Herrn.  Sie  negiert,  dass  jemandem 
ein  eigenes  Recht  darauf  zustehe ,  den  Staat  zu  beherrschen ;  das  heisst ,  sie  negiert 
ein  Vor  recht  irgend  jemandes  zu  herrschen.  Diesen  guten  Sinn  allein  hat  es,  wenn 
man  in  der  Republik  von  Volkssouveränetät  spricht.  Wollte  man,  wie  das  so  häufig 
geschieht,  damit  bezeichnen,  dass  die  unorganisierte  Masse,  wie  sie  im  Aufstande 
tobt,  wie  sie  lyncht,  wie  sie  akklamiert  oder  niederschreit,  das  herrschende  Subjekt 
sei,  so  ist  das  wieder  ein  Rückfall  in  jene  längst  überwundene  Anschauung,  welche 
Macht  und  Recht,  Gewalt  und  Herrschaft,  Rache  und  Strafe  identifiziert.  Einen  sehr 
guten  Sinn  hat  aber  jenes  Wort  dann ,  wenn  man  damit  nur  zum  Ausdruck  bringen 
will,  dass  es  keine  Personen  im  Volke  giebt,  welche  ein  eigenes  Recht  vor  den  an- 
deren haben,  zu  herrschen.« 

Eutaxias,  M.  Ath.,   Finances  de  la  Grece.     Athen  (P.  D.  Sakellarios).    1892. 


Toll,  Karl  Aug.-,  Die  Lage  der  Berg-  und  Hüttenarbeiter  im  Ober  harze,  unter 
Berücksichtigung  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  gesamten  Bergarbeiterverhält- 
nisse und  des  Knappschaftswesens  in  Deutschland.  Berlin,  1892  (Puttkammer  u.  Mühl- 
brecht) S.  152.  —  Der  Herr  Verfasser,  selbst  ein  »Harzer«,  behandelt  seinen  Gegen- 
stand mit  eindringendem  Fleisse  und  heimischem  Verständnis.  Das  Interesse  der  Schrift 
liegt  im  Detail,  aus  weichem  der  Referent  viele  Belehrung  geschöpft  hat.  Besonders 
inhaltreich  sind  das  i.  Kapitel  über  die  Thätigkeit  und  Stellung  der  einzelnen  Arbeiter- 
klassen (Häuer,  Förderer,  Holzarbeiter  u.  s.  w.)  und  das  3.  Kapitel  über  das  Ver- 
hältnis zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  seit  der  älteren  Zeit  bis  zur  Gegenwart. 
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Bosch,    yuliuSy     Wirtschaftliche   Weltlage,     Börse    r/nä   Geldmarkt.     3.  Aufl. 
Berlin  1892.     R.  L.  Prager. 


— e.  Günther,  K.  Anton ,  Geschichte  der  preussischen  Fabrikgesetzgebung  bis 
zu  ihrer  Aufnahme  durch  die  Reichs-Gewerbeordnung.  Auf  Grund  amtlicher  Quellen 
(Staats-  und  sozialvvissensch.  Forschungen  Bd.  XI,  Heft  2). 


—  e.  Gebhard,  Hettn. ,  Die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  der  Haus- 
gewerbetreibenden der  Tabakindustrie.  Berlin,  1892  (C.  Heymann),  —  Der  Herr 
Verfasser  hat  im  Reichstag  einen  sehr  erspriesslichen  Anteil  an  der  Verabschiedung 
des  Invaliditäts-  und  Alters-Versicherungs-Gesetzes  genommen.  Er  ist  inzwischen  Di- 
rektor der  hanseatischen  Invaliditäts-  und  Alters- Versicherungs-Anstalt  geworden  und 
fühlt  sich  gedrungen ,  in  der  vorliegenden  kl.  Ausgabe  den  ersten  Schritt  bundesrät- 
licher Ausübung  der  Befugnis  zur  Ausdehnung  der  Invaliditäts-  und  Alters-Versicherung 
auf  kleine  Betriebsunternehmer  und  Hausgewerbetreibende  (§  2  des  Inv.-  u.  A.Vers.- 
Gesetzes)  vollinhaltlich  mitzuteilen  und  einleitend  zu  rechtfertigen.     (S.   2  f.) 


— e.  Barbarett  y.,  Le  Travail  en  France.  Monographies  professionelles. 
Tome  VIT.  Debitants  de  Boissons.  Paris,  Berger-Levrault ,  1890,  p.  443.  —  Dieser 
uns  verspätet  zugegangene  Band  ist  der  Teil  eines  grossen  Werkes  alphabetisch  ge- 
ordneter Monographien  über  die  verschiedenen  Geschäftsarten  in  Frankreich.  Die  vor- 
liegende Monographie  (Bd.  VII)  ist  nicht  etwa  eine  streng  wissenschaftliche  Abhand- 
lung dieses  besonderen  Stoffes.  Sowohl  in  ihrem  kurzen  geschichtlichen  Abriss  als 
in  ihrem  pragmatisch-behaglichen  Hauptteil  ist  sie  mehr  eklektische  Zusammentragung 
des  Stoffes ,  namentlich  über  die  franz.  Wein-,  Weinsteuer-  und  S  c  h  a  n  k- 
gesetzgebung  der  neueren  Zeit  seit  dem  ersten  Kaiserreich  bis  in  die  jüngsten  Jahre 
der  dritten  Republik  mit  ihrer  zunehmenden  Abhängigkeit  von  der  Wahlagitation  der 
meist  radikalen  und  syndikal  organisierten  Weinwirte ;  das  Material,  welches  hierüber 
an  Kammer-  und  sonstigen  Gutachten,  (jesetzesentwürfen,  Kammerverhandlungen,  Agi- 
tationsreden, Zeitungsartikeln,  Agitationsprogrammen  mitgeteilt  ist,  wird  sonst  nirgend 
so  vollständig  gegeben  sein.  Ein  Ministerial-Bureauchef,  was  der  Herr  Verfasser  im 
französischen  Ministerium  des  Innern  ist,  war  allein  zu  dieser  vollständigen  Material- 
sammlung befähigt.  Uebrigens  finden  auch  andere  Gegenstände,  z.  B.  die  Enlwicke- 
lung  des  französischen  Weingross-  und  Weinkleinhandels,  die  Nachweisung  der  Wein- 
fälschung in  den  romanischen  Ländern,  die  Weinbehandlung  in  den  drei  hauptsächlichen 
Weindistrikten  Frankreichs  eine  reichhaltige,  gewiss  auch  den  Sachkenner  im  Einzelnen 
oft  überraschende  Beleuchtung;  jeder  Leser  wird  das  eine  oder  das  andere  finden, 
was  ihm  neu  ist.  —  Von  dem  besonderen  Inhalt  des  Werkes  seien  nur  die  Mittei- 
lungen über  die  enorme  Zunahme  der  Wirtschaften  erwähnt, 
welche  seit  der  Aufhebung  des  Dekretes  vom  29.  Dezember  1881  (erlassen  auf  Grund 
des  Freigebungsgesetzes  vom  17.  Juli  1880)  im  letzten  Jahrzehnt  eingetreten  ist.  Es 
giebt  Departements,  wo  auf  10  bis  12  oder  15  erwachsene  Personen  eine  Schankwirt- 
schaft entfällt.  Der  bei  Barbarei  mitgeteilten  Statistik  iler  Schankwirtschaften  (S.  25  f.) 
entnehmen  wir  hier  folgende  Daten  :  Nachdem  in  der  ersten  Hälfte  der  70er  Jahre 
die  Zahl  der  Schenken  (Verschleisse,  debits)  erheblich  zurückgegangen  war,  erhob  sie 
sich  wieder  in  der  zweiten  Hälfte  bei  milderer  Konzessionspraxis,  namentlich  aber  in 
den  80er  Jahren.  Am  31.  Dezember  1888  gab  es  in  Frankreich  422  300  Verschleisse, 
eine  Zunahme  von  79  678  oder    beinahe  20  Proz.  seit    dem  neuen  Gesetz.     In  Paris 
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Iictruij  die  Vermehrung  seit  1880  37  Proz.,  in  den  l>ei<lcn  Sevre  28  l'roz  ,  in  der  Gironde 
24  Prozent.  Am  stärksten  im  Verhältnis  zur  Einwohnerschaft  erscheint  die  Zahl  der 
Schenken  im  Departement  du  Nord,  wo  eine  Schenke  schon  auf  10  Erwachsene  (46 
Isinw.)  kommt;  in  einzelnen  Teilen  dieses  Departements  kommen  2  Schenken  auf  3 
I  läuser.  Unmittelbar  nach  dem  Nord  kommt  das  Pas  de  Calais ,  wo  i  Schenke  auf 
55  Einwohner  kommt.  In  den  Ardennen  ist  das  Verhältnis  i  :  58.  Für  ganz  Frank- 
reich stellt  sich  das  mittlere  Verhältnis  auf  i  zu  95  Einw.  und  die  Vermehrung  seit 
dem  Gesetz  von  1880  auf  11,50  Proz.  heraus.  —  Barbarei  empfindet  ein  Grausen  über 
die  Schenkenvermehrung  und  hält  sie,  namentlich  was  Paris  betrifift,  politisch 
für  eine  sehr  grosse  Gefahr,  bezüglich  der  öfTentlichen  Ruhe.  Er  ist  für 
Wiedereinschränkung.  Allein  dem  Gesetze  von  1880  schreibt  er  das  zunehmende 
Schenkenleben  allein  nicht  zu.  Er  ist  sozialpolitisch  nicht  einseitig ,  vielmehr 
gerade  in  dieser  Beziehung  von  weitem  Horizont,  wie  die  apologetische  Vorrede  dieses 
VII.  Bandes  allgemeiner  beweist.  Er  deutet  wenigstens  an,  dass  das  Uebel  zumal  für 
die  grossen  Städte  und  für  die  Industriegegenden  tiefer  sitzt ,  nämlich  in  den  zum 
Kruge  treibenden  Wohnverhältnissen  der  Arbeiterklasse,  Eine  auch  politische  Gefahr 
bleibt  dieser  Zustand  nichtsdestoweniger.  Bemerkenswert  ist  die  Auffassung,  dass  die 
bestehende  Weinsteuergesetzgebung,  zumal  die  städtische,  alle  Weinschankwirte  radikal 
(d.  h.  jetzt:  mehr  und  mehr  sozialistisch)  mache.  Bei  der  herrschenden  Besteuerung 
können  die  Wirte  —  zumal  bei  der  das  Bedürfnis  weit  übersteigenden  Zahl  —  sich 
kaum  halten,  und  soweit  sie  sich  halten,  nur  durch  die  in  Paris  und  anderen  Städten 
allgemein  verbreitete  Weinfälschung  halten.  Die  hygienische  Schädlichkeit  der  ganzen 
Weinschank-  und  Weinsteuer-Gesetzgebung  wird    in  der  .Schrift  nachdrücklich   betont. 


— e.  Hertska,  Th.,  Das  internationale  Währungsproblem  und  dessen  Lösung. 
Leipzig.  Duncker  u.  Humblot,  1892.  —  Der  Herr  Verfasser  will  Ein  Währungs- 
metall, als  das  auch  ihm  lange  Jahre  nur  das  Gold  gegolten  hat,  aber  kein  einfaches, 
sondern  ein  gemischtes:  Gold  und  Silber  verschmolzen.  Den  Gedanken 
führt  die  Schrift  näher  aus.  In  der  Vorrede  (S.  VIII)  heisst  es:  »Worauf  es  beider 
Einheitlichkeit  des  Währungsmetall  es  einzig  ankommt ,  ist  lediglich  .Sicherheit  dafür, 
dass  die  —  an  und  für  sich  unabwendbaren  —  Wertschwankungen  des 
Münzstoffes  überall  die  nämlichen  seien.  Und  das  wird  genau  in  der 
gleichen  Weise  erreicht,  wenn  überall  der  nämliche  aus  Gold  und  Silber  zusammen- 
gesetzte Stoff  das  Währungsmetall  ist,  als  es  erreicht  ist,  wenn  Gold  allein  oder  Silber 
allein  den  Wertmesser  der  Welt  bildet.«  Die  Durchführung  denkt  sich  Hertzka 
(S.  89  f.)  so:  »Setzen  wir  den  F'all,  dass  —  auf  einem  internationalen  Münzkongress  — 
eine  Komposition,  bestehend  aus  90  Gewichtsprozent  Silber  und  10  Gewichtsprozent 
Gold  gewählt  wird,  so  hätte  die  Verpflichtung,  die  von  den  beitretenden  Staaten  ver- 
tragsmässig  zu  übernehmen  wäre ,  lediglich  darin  zu  bestehen ,  sothane  Komposition 
als  Währungsmetall  an  die  Stelle  des  bisher  diese  Funktion  vertretenden  Goldes  oder 
Silbers  (resp.  Goldes  und  Silbers  zugleich  in  den  Doppehvährungsländern)  treten  zu 
lassen,  den  Münzen  aus  dem  neuen  Währungsmetall  oder  den  gegen  Hinterlegung  des- 
selben auszufolgenden  Certifikaten  den  Rang  des  gesetzlichen  Währungsgeldes  zu  über- 
tragen und  daneben  Gold-  und  Silbermünzen  bloss  als  Scheidemünze  in 
Umlauf  zu  lassen.  Eine  zweite  Vertragsbestimmung  hätte  den  Präklusivtermin 
festzusetzen,  bis  zu  welchem  die  obenerwähnte  erste  über- 
all zur  Durchführung  gebracht  sein  müsste.  Alle  anderen  Ausfüh- 
rungsbestimmungen haben  mit    dem  Währungsbunde  als    solchem  nichts  zu  iliun  und 
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müssten  Sache  der  Einzelgesetzgebiingen  der  betreffenden  Länder  bleiben.  Zunächst 
gehört  es  durchaus  in  die  Kompetenz  der  Einzelstaaten,  die  Relation 
festzustellen,  nach  welcher  ihre  alten  Geldsorten  in  das  Geld  der  neuen  Wäh- 
rung umgerechnet  werden  sollen.  .  .  .  Das  Geld  der  zum  Bunde  gehörigen  Staaten 
bestünde  also  nach  durchgeführter  Reform  aus  folgenden  Bestandteilen:  i.  Geld  aus 
zusammengesetztem  Währungsmetall,  der  Hauptsache  nach  in  Form  von  Certifikaten, 
neben  denen  jedoch  auch  Hartstücke  in  Umlauf  gebracht  werden  könnten ;  diese 
beiden  Sorten  wären  Kourantgeld  und  besässen  unbegrenzte  Zahlkraft.  2.  (jold- 
münzen  fiduziaren  Wertes  und  mit  einer  auf  10  Livres  Sterling  im  Maximum  limi- 
tierten Zahlkraft.  3.  Silbermünzen ,  gleichfalls  fiduziaren  Wertes  und  mit  einer  auf 
etwa  I  Livre  Sterling  limitierten  Zahlkraft.«  —  Das  alles  mag  recht  gut  und  schön 
sein.  Aber  Einen  Haupthaken  wirds  doch  haben :  Lässt  sich  das  Mischungsver- 
hältnis 90  Gold  :  IG  Silber  aufrechterhalten  und  die  fortgesetzte  Trennung  beider 
Metalle  durch  spekulative  Einschmelzung  vermeiden  ? 


— e.  Sewen,  M.,  Studien  über  die  Zukunft  des  Geldwesens.  Leipzig.  Duncker 
u.  Humblot.  —  Der  Herr  Verfasser  giebt  in  einer  »Vorbemerkung«  folgende  .Selbst- 
anzeige :  »Die  Schrift  behandelt  die  Geld-  und  Währungsfrage  unter  neuen  Gesichts- 
punkten. Insbesondere  wird  der  Zusammenhang  des  Geldwesens  mit  dem  Leih- 
verkehr dargestellt  und  der  Nachteil  der  sog.  ungedeckten  Banknote  erörtert.  Die 
Währungsfrage  wird  als  eine  internationale  Bank-  und  Kreditfrage  behandelt ,  und 
das  System  einer  Organisation  der  Getreide  note(!)  neben  der  Metall- 
note im  einzelnen  entwickelt.« 


— e.  Blodig,  H-,  jun. ,  Der  Wucher  und  seine  Gesetzgebung.  Historisch  und 
dogmatisch  beurteilt.  Wien,  1892.  A.  Holder.  S.  79.  —  Auf  knappem  Raum  eine 
nach  der  geschichtlichen  und  nach  der  dogmatischen  Seite  reichhaltige,  kräftig  ge- 
dachte Monographie. 

Assektcranz-jakrbuch ,  herausgegeben  von  A.  Ehrettsweig ,  Chefredakteur  der 
»Oesterr.  Vers. Ztg.«.  14.  Jahrg.  Wien,  Manz  1893.  —  Auch  dieser  Jahrgang  hat 
einen  reichen  Inhalt.  Besonderen  Hinweis  verdient  die  Abhandlung:  »Beden- 
ken gegen  die  Militärdienstversicherung«,  welche  nicht  gegen 
diesen  Versicherungszweig  an  sich,  sondern  gegen  die  jetzigen  Systeme  der  Verwirk- 
lichung desselben  sich  richtet  und  allerdings  geeignet  ist ,  Zweifel  an  der  nachhal- 
tigen Leistungsfähigkeit  der  Anstalten  zu  erwecken. 


Ortlqff,  H.,  Das  Vorverfahren  des  deutschen  Strafprozesse?.  Geschichtlich, 
praktisch  und  rechtspolitisch  dargestellt.  Giessen.  E.  Roth,  1893.  —  Das  sehr 
lesenswerte  Buch  geht  mit  aller  Energie  der  Rechtlosigkeit  des  Verfolgten  im  V  o  r- 
verfahren,  der  Einseitigkeit  des  Einflusses  der  Staatsanwaltschaft  zu  Leibe.  Dem 
Staats  anwalt  gegenüber  fordert  die  Schrift  einen  völlig  unparteiischen 
und  unabhängigen  Parteianwalt  als  Vertreter  der  »Gesellschaft«  gegen- 
über dem  Staat ,  als  sog.  »Gesellschaftsanwalt«  ,  »nur  unter  die  Autorität  der  Ge- 
setze und  seines  Rechtsgewissens  gestellt,  mithin  nicht  als  fügsames  Regierungs-, 
sondern  als  unbeugsames  Justiz-,  d.  h.  Rechtspflege-Organ,  ...  als  staatliche  Behörde 
vor  und  unter  den  Gerichten ,  vor  welchen  sie  den  Prozess  (in  der  Verteidi- 
gung) betreiben.« 
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Lentner,  Ferd.,  Beltelunfug  und  Hetlelhttru:^.  Auf  Grund  des  geltenden  und 
des  im  Entwürfe  vorliegenden  österreichischen  Strafgesetzes  rechtsvcrgleichend  be- 
gutachtet.    Innsbruck,  1892  (Wagner'sche  UniversitSts-Buchhandlung). 


Havenstein,  Patil,  Die  Zollgesetzgebung  de9,  Reichs,  enthaltend  das  Vereins- 
zollgesetz nebst  Kommentar  und  Nebengesetzen,  den  Zolltarif  mit  Abänderungen 
durch   die  Handelsvertrüge.      Berlin,    1892   (H.   W.   Müller;. 


May,  Max,  Zehn  Arbeiter-Budgets,  sieben  nur  mit  Zuschüssen  der  Arbeitgeber 
balancierend.     Berlin,  R.  Oppenheim.      1892. 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


ZUR  FRAGE  DER  LOHNSTATISTIK. 

VON 
Dr.  fr.  WÖRISHOFFER. 


Wer  jemals  genötigt  war,  wenn  auch  nur  im  Zusammenhange 
mit  anderen  Arbeiten  ,  lohnstatistische  Erhebungen  wirklich  aus- 
führen zu  müssen,  hat  alle  die  Schwierigkeiten  empfunden,  die 
in  dem  Fehlen  allgemein  anwendbarer  Normen  liegen,  oder  we- 
nigstens in  dem  Fehlen  solcher  Normen ,  die  sich  einigermassen 
elastisch  an  die  verschiedenen  Bedürfnisse  lohnstatistischer  Erhe- 
bungen anschmiegen.  Der  Umstand ,  dass  Herr  V.  Böhmert  in 
der  freundlichen  Besprechung  meines  Buches  über  die  soziale  Lage 
der  Fabrikarbeiter  in  Mannheim  und  dessen  nächster  Umgebung 
im  dritten  Vierteljahrsheft  Jahrgang  XXX  des  »Arbeiterfreund« 
auf  die  Resolutionen  Bezug  genommen  hat,  die  auf  der  dritten 
Tagung  des  Internationalen  Statistischen  Instituts  in  Wien  (28.  Sep- 
tember bis  3.  Oktober  1891)  die  Zustimmung  der  Versammlung 
fanden,  gibt  mir  einen  erwünschten  Anlass,  diese  Vorschläge  vom 
Standpunkte  des  praktischen  Bedürfnisses  aus  und  mit  Bezug  auf 
ihre  Durchführbarkeit  zu  besprechen.  Wenn  Herr  Böhviert  in 
der  genannten  Besprechung  sagt,  die  von  mir  angewendete  Me- 
thode entspreche  nicht  den  wissenschaftlichen  Anforderungen,  wie 
sie  von  der  internationalen  statistischen  Konferenz  in  Wien  aus- 
drücklich gebilligt  worden  seien,  so  beabsichtige  ich  nicht,  mich 
persönlich  gegen  den  Vorwurf  der  Unwissenschaftlichkeit ,  der 
dem  von  mir  eingeschlagenen  Wege  gemacht  wurde ,  zu  vertei- 
digen.    Indirekt    geschieht  dies    ohnedem    gelegentlich  der  nach- 
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folgenden  Besprechungen.  Aber  die  Frage,  ob  es  gerechtfertigt 
ist,  nur  diejenigen  lolmslatistischen  l">hebungen  als  auf  wissen- 
schaftlicher Grundlage  beruhend  anzuerkennen,  die  in  allen  Punkten 
den  von  der  genannten  Konferenz  aufgestellten  Grundsät/.en  ent- 
sprechen, und  alles  übrige  als  unwissenschaftlich  ,  und  somit  als 
unzuverlässig  und  daher  als  praktisch  nicht  recht  verwertbar  aus- 
zuscheiden ,  ist  einer  eingehenderen  Erörterung  wert.  Gerade 
wenn  man  bei  lohnstatistischen  Erhebungen  alle  möglicher  W  ise 
in  Betracht  kommenden  Wege  sorgfältig  erwogen  hat,  ehe  man 
sich  für  einen  derselben  entschied,  lässt  sich  dem  Anreiz,  die  Be- 
rechtigung des  erhobenen  Anspruches  wenigstens  bezüglich  einiger 
wichtigen  Punkte  zu  prüfen,  auch  dann  nicht  widerstehen,  wenn 
man  selbst  sich  wohl  bewusst  ist,  dass  der  gewählte  Weg  nicht 
einwandfrei  ist ,  und  dass  die  auf  ihm  gefundenen  Resultate  nur 
nach  gewissen  Richtungen  zufriedenstellende  Resultate  geben 
können,  dass  sie  aber  die  berechtigte  Wissbegierde  nach  anderen 
Richtungen  im  Stiche  lassen.  Man  kommt  bei  dem  Suchen  nach 
einem  gangbaren  Wege  eben  leicht  zu  der  Meinung,  dass  es  ein 
überall  durchführbares  und  dabei  nach  allen  Richtungen  gleich- 
massig  befriedigende  Ergebnisse  lieferndes  Verfahren  nicht  geben 
könne,  und  hält  es  für  das  Richtigste,  sich  die  Methode  lediglich 
nach  den  Bedürfnissen  der  vorhegenden  Aufgabe  in  souveräner 
Weise  zu  wählen.  Man  sieht  sich  denn  bei  Aeusserungen  wie 
den  genannten  vor  die  Frage  gestellt,  ob  eine  solche  Art  der 
Beurteilung  wie  die  von  Herrn  Böhmert  angewandte  im  Interesse 
der  Weiterbildung  der  Methoden  zulässig  ist  und  ob  den  Be- 
schlüssen angesehener  Versammlungen  eine  dogmatische  Bedeu- 
tung zukommt,  die  ein  Abweichen  von  dem  vorgezeichneten  Wege 
nicht  aufkommen  lässt,  wenn  nicht  die  üblichen  F'olgen  von  Rechts- 
wegen eintreten  sollen. 

Es  war  gar  nicht  beabsichtigt  in  dem  Buche  über  die  soziale 
Lage  der  Mannheimer  Fabrikarbeiter  in  erster  Reihe  eine  lohn- 
statistische Arbeit  zu  liefern ,  welche  den  wissenschaftlichen  An- 
forderungen im  engeren  Sinne  Genüge  leisten  sollte.  Die  Arbeit 
wurde  in  erster  Reihe  aus  dienstlichen  Gründen  und  nicht  in  der 
Absicht  unternommen ,  eine  besondere  wissenschaftliche  Bedeu- 
tung für  dieselbe  in  Anspruch  zu  nehmen.  Eine  lohnstatistische 
Erhebung  war  nur  deswegen  nicht  zu  umgehen ,  weil  wichtige 
Teile  der  ganzen  Darstellung  des  richtigen  Verständnisses  und 
auch  einer   richtigen  Grundlage    entbehrt   hätten ,    wenn   sie  sich 
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nicht  auf  einer  Gruppierung  der  Arbeiter  nach  den  von  ihnen  ver- 
dienten Löhnen  aufgebaut  hätten.  Auf  diesen  Zusammenhang 
und  seine  Bedeutung  als  Bedingung  der  zu  wählenden  Methode 
wird  später  noch  näher  einzugehen  sein.  Das  genannte  Buch 
sollte  lediglich  die  Lage  der  Arbeiter  eines  wichtigen  Gebietes 
des  Aufsichtsbezirkes  allseitig  und  bezüglich  der  verschiedenen 
Seiten  des  Gegenstandes  innerlich  zusammenhängend  darstellen. 
Wenn  es  sich  daher  hier  auch  nicht  um  eine  eigentliche  Vertei- 
digung der  bezüglich  der  lohnstatistischen  Erhebungen  gewählten 
Methode  handeln  kann,  so  ist  es  doch  für  die  der  folgenden  Be- 
sprechung am  bequemsten ,  an  diejenigen  Forderungen  des  in 
Wien  abgehaltenen  Internationalen  Statistischen  Kongresses  an- 
zuknüpfen ,  deren  Erfüllung  bei  den  genannten  Erhebungen  ver- 
misst  wurde.  Sie  enthalten  zudem  die  wichtigsten  Punkte  der 
Wiener  Beschlüsse.  Ausserdem  sollen  diese  Beschlüsse  mit  Bezug 
auf  die  Verhältnisse  des  praktischen  Lebens  besprochen  werden, 
und  hierzu  empfiehlt  es  sich  die  allgemeinen  Erörterungen  durch 
den  Hinweis  auf  die  praktischen  Bedürfnisse  eines  konkreten 
Falles  zu  verdeutlichen,  um  so  mehr  als  dieser  konkrete  Fall  für 
die  lohnstatistischen  Bedürfnisse  der  Praxis  typisch  sein  dürfte. 

Es  wird  bei  niemand  ,  der  die  Frage  der  Lohnstatistik  mit 
einiger  Aufmerksamkeit  verfolgt  hat,  irgendwie  einem  Zweifel 
unterliegen ,  dass  die  Resolutionen  der  Wiener  Internationalen 
Konferenz  in  der  denkbar  vollständigsten  und  in  logisch  innerlich 
zusammenhängender  Weise  dasjenige  zusammenfassen,  was  für 
eine  Lohnstatistik  überhaupt  in  Betracht  kommen  kann.  Nur 
darum  kann  es  sich  hier  handeln,  ob  alle  diese  Forderungen  gleich- 
zeitig erfüllt  werden  können,  und  ob  für  alle  oder  die  Mehrzahl 
der  Fälle  des  praktischen  Bedürfnisses  die  Erfüllung  aller  For- 
derungen geboten  ist.  Ferner  darum,  ob  die  gleichzeitige  Erfül- 
lung aller  Forderungen  nicht  das  Wichtigere  zu  Gunsten  des  Un- 
wichtigem zurücktreten  lässt,  und  darum,  ob  es  im  Interesse  der 
Förderung  sozialpolitischer  Erkenntnis  wünschenswert  ist.  alle 
lohnstatistischen  Erhebungen  auszuschliessen,  welche  den  Wiener 
Resolutionen  nicht  in  allen  Stücken  entsprechen.  Ich  will  mich 
hier  nur  mit  dem  -ersten  Teile  der  Wiener  Resolutionen  beschäf- 
tigen, mit  den  Erfordernissen  für  die  Gewinnung  des  Urmaterials. 
Hier  kommen  alle  prinzipiell  wichtigen  Fragen  zum  Austrag.  Der 
zweite  Teil  dieser  Resolutionen  handelt  von  den  Erfordernissen 
zur   P>gänzung    und.  Vervollständigung    des  Urmaterials.      Ueber 
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dieselben  werden  wohl  kaum  nennenswerte  Meinungsverschieden- 
heiten bestehen.  Aiisserdein  wird  jeder,  der  von  ihm  gemachte 
Lohnerhebunyen  sozialpolitisch  weiter  verarbeitet,  von  selbst  zu 
ihrer  Erfüllung  hingedrängt  werden. 

Uie  I">fordernisse  zur  Gewinnung  des  Urmaterials  sind 
folgende  : 

i)  Es  sollen  keine  sogenannten  Durchnittslöhne,  sondern  nur 
wirklich  gezahlte  Löhne  ,  wie  sie  aus  den  Lohnbüchern  zu  ent- 
nehmen sind,  den  statistischen  Darstellungen  zu  Grunde  gelegt 
werden. 

2)  An  Stelle  von  Tages-  oder  Wochenlöhnen  ist  möglichst 
der  Jahresverdienst  des  Arbeiters  zu  ermitteln. 

3)  Bei  der  1^'eststellung  des  Jahresverdienstes  ist  die  Dauer 
der  täglichen  Arbeitszeit,  die  Zahl  der  jährlichen  Arbeitstage,  so- 
wie die  etwaige  Einnahme  durch  Ueberstunden,  durch  Weihnachts- 
geschenke, Gratifikationen  und  andere  Vergünstigungen  und  durch 
einen  Nebenberuf  mit  in  Rechnung  zu  ziehen. 

4)  Ferner  ist  die  Art  der  Löhnung  (ob  Taglohn,  Stunden- 
lohn, Accordlohn,  Gruppenaccord,  IVämien,  Gewinnanteile  u.  dgl.) 
genau  anzugeben. 

5)  Für  jeden  Arbeiter  wird  die  Ausfüllung  einer  genau  vor- 
geschriebenen Zählkarte  verlangt ,  welche  in  1 5  Rubriken  Auf- 
schluss  liefern  soll  über  den  Ort  der  Beschäftigung,  die  Art  des 
Betriebes,  die  persönlichen  Verhältnisse  und  den  Familienstand  des 
Arbeiters,  die  Art  der  Beschäftigung  und  die  Arbeitsstellung,  die 
Zahl  der  regelmässigen  täglichen  Arbeitsstunden,  die  Arbeitszeit 
im  letzten  Jahre  (und  zwar  die  Zahl  der  Arbeitstage,  der  Ueber- 
stunden, der  Krankheitstage  sowie  der  gefehlten  und  arbeitslosen 
Tage),  die  Höhe  des  Jahresverdienstes  durch  Arbeit  unter  beson- 
derer Berücksichtigung  aller  hierauf  bezughabenden  Verhältnisse, 
die  Löhnungsart  und  endlich  über  Nebenberufe,  Wohnung  und 
über  besondere  örtliche ,  persönliche  und  gewerbliche  die  Lohn- 
höhe beeinflussende  Verhältnisse. 

Die  Forderung  unter  i  ist  zu  selbstverständlich  um  einer 
weiteren  Besprechung  su  bedürfen. 

Dagegen  ist  die  Frage  unter  2 ,  ob  Tages- ,  Wochen-  oder 
Jahreslöhne  erhoben  werden  sollen,  eine  der  einschneidendsten, 
weil  hiermit  zugleich  über  den  Wert  entschieden  wird,  der  an- 
deren Seiten  der  Erhebung  beigelegt  wird.  Dass  bei  den  Mann- 
heimer Erhebungen    nicht  Jahreslöhne    sondern  Wochenlöhne  er- 
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mittelt  wurden ,  ist  auch  eine  der  hauptsächlichsten  Beanstand- 
ungen des  Herrn  Böhmert  bezüglich  des  lohnstatistischen  Teiles 
dieser  Erhebungen.  Wenngleich  die  Resolutionen  ihrem  Wort- 
laute nach  nur  möglichst  die  Erhebung  von  Jahresverdiensten 
an  Stelle  von  Tages-  und  Wochenverdiensten  verlangen ,  so  ist 
doch,  wie  schon  aus  der  Fassung  der  anderen  Resolutionen  her- 
vorgeht ,  diese  Forderung  als  eine  unbedingte  aufzufassen ,  und 
man  hat  es  hier  nur  mit  einem  kleinen  redaktionellen  Versehen 
zu  thun,  wenn  man  nicht  eine  Unsicherheit  in  der  Sache  selbst 
annehmen  will.  Mit  der  letzteren  Unterstellung  wäre  es  aber  un- 
vereinbar, dass  Herr  Böhmert,  der  Urheber  der  genannten  Reso- 
lutionen und  der  Berichterstatter  über  dieselben  auf  der  Wiener 
Versammlung,  der  in  Mannheim  angewendeten  Methode  haujDt- 
sächlich  deswegen  die  Wissenschaftlichkeit  abgesprochen  hat, 
weil  sie  sich  auf  Wochenverdienste  und  nicht  auf  Jahresverdienste 
gründet. 

Für  die  Erhebung  der  Jahresverdienste  an  Stelle  der  Tages- 
oder Wochenverdienste  ist  in  der  Veröffentlichung  des  Herrn 
Berichterstatters  über  die  mehrfach  genannten  Resolutionen  (Ar- 
beiterfreund Jahrgang  1891,  S.  295)  keine  eingehende  Begründung 
gegeben.  Es  wird  nur  S.  298  ausgeführt,  der  Umstand,  dass  es 
Industrien  gebe ,  welche  ihre  Arbeiter  nur  einen  Teil  des  Jahres 
beschäftigen,  und  dass  viele  Arbeiter  die  Beschäftigung  wechseln, 
führe  dazu,  dass  nur  solche  Angaben  berücksichtigt  werden  dürf- 
ten, welche  sich  auf  Arbeiter  mit  wirklicher  voller  Jahresarbeit 
beziehen.  Das  ist  aber  abgesehen  von  der  Beschränkung,  die 
man  sich  in  der  Anführung  der  Gesichtspunkte  auferlegt  hat, 
keine  Begründung  für  die  ausschliessliche  Zulassung  der  Jahres- 
verdienste.  Bei  den  Erhebungen  über  die  soziale  Lage  der 
Cigarrenarbeiter  im  Grossherzogtum  Baden  und  der  Fabrikarbeiter 
in  Mannheim  und  dessen  nächster  Umgebung  ergaben  sich  bei 
Arbeitern  bei  wirklicher  voller  Jahresarbeit  aus  den  oben  genann- 
ten Erwägungen  gerade  Gründe  gegen  die  Zugrundelegung  der 
Jahresverdienste  bei  den  sozialstatistischen  Erhebungen  und  es  ist  dort 
die  getroffene  Wahl  so  eingehend,  als  es  zum  Verständnis  erforderlich 
schien,  begründet  worden.  In  Ermanglung  einer  autoritativen  Be- 
gründung für  die  geforderte  Zugrundlegung  der  Jahresverdienste  soll 
für  dieselben  geltend  gemacht  werden,  was  sich  bei  der  Prüfung  des 
Gegenstandes  zu  ihren  Gunsten  ergiebt.  Wo  es  sich  um  die  Dar- 
stellung der  Lage  einzelner  Arbeiterfamilien  handelt,  und  bei  Er- 
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Hebungen,  welche  über  die  gegenseitige  Einwirkung  von  Verdienst 
und  Beschaftigungsdaucr  oder  über  den  Kinfluss  der  unregelmas- 
sigen  Beschäftigung  auf  die  Lage  ein/.ehier  von  derselben  betrof- 
fener Arbeiterschichten  Auskunft  geben  sollen ,  werden  bei  ge- 
wöhnlicher l'Linsicht  in  die  Bedürfnisse  des  Gegenstandes  ohne 
Zweilei  die  Jahresverdienste  erhoben  werden.  Dass  hiermit  die 
Zahl  der  Fälle  erschöpft  ist  ,  soll  nicht  behauptet  werden.  Zu 
einer  solchen  Vollständigkeit  würde  eine  Verpflichtung  auch  nur 
auf  der  anderen  Seite  vorliegen.  Es  wäre  zudem  Aufgabe  des 
Herrn  Berichterstatters  gewesen,  in  den  Veröffentlichungen  über 
den  Gegenstand  nachzuweisen ,  dass  alle  anderen  Verdienste  als 
die  Jahresverdienste  für  das  ganze  Gebiet  von  Erhebungen  ,  für 
welche  die  genannten  Resolutionen  bindende  Norm  sein  sollen, 
nämHch  für  monographische  Darstellungen  der  Löhne  in  bestimm- 
ten Betrieben ,  in  bestimmten  Gewerben  und  in  bestimmten  Ge- 
genden, als  Grundlage  der  sozialstatistischen  Erhebungen  ausge- 
schlossen werden  müssen. 

Ausser  den  genannten  Fällen  ,  in  denen  man  sich  aus  dem 
Zwecke  des  Gegenstandes  heraus  für  die  Wahl  der  Jahresver- 
dienste entscheiden  muss,  giebt  es  aber  Fälle,  in  denen  der  ge- 
wollte Zweck  nicht,  oder  doch  nur  unvollkommen  erreicht  wird, 
wenn  die  Jahresverdienste  den  Erhebungen  zu  Grunde  gelegt 
werden.  Gerade  das  angeführte  Gebiet  von  monographischen 
Darstellungen  gehört  zum  grossen  Teile  hierher,  wenigstens  unter 
allen  Umständen  dann ,  wenn  die  monographische  Darstellung 
über  die  Darstellung  der  Löhne  in  bestimmten  Betrieben,  in  be- 
stimmten Gewerben  und  in  bestimmten  Gegenden  hinausgreifen 
und  sich  mit  der  Lage  der  Arbeiter  in  diesen  Betrieben,  Gewerben 
und  Gegenden  überhaupt  beschäftigen  will. 

Lohnstatistische  Erhebungen  sollen  im  wesentlichen  nach  drei 
Richtungen  Auskunft  geben,  und  zwar  bezüglich  i)  der  Arbeits- 
verdienste, 2)  des  Zusammenhangs  derselben  mit  der  Arbeitszeit 
und  3)  ihres  Zusammenhanges  mit  der  Beschäftigung  sowohl  nach 
Industriezweigen  als  nach  Beschäftigungsarten.  Tabellen  können 
gleichzeitig  aber  nur  nach  zwei  Hauptrichtungen  Auskunft  geben, 
wenigstens  dann,  wenn  der  Anspruch  der  Uebersichtlichkeit  und 
Klarheit  gestellt  wird.  Nach  der  einen  Seite  haben  die  Unter- 
abteilungen der  einen  Richtung ,  bezüglich  deren  Auskunft  ge- 
geben werden  soll,  Platz  zu  finden,  und  nach  der  anderen  Seite 
die  Unterabteilungen  der   anderen  Richtungen.     Es  ist  dabei  na- 
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türlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  nebenbei  und  gelegentlich  auch 
Ausscheidungen  nach  einer  dritten,  von  den  beiden  anderen  gänz- 
lich verschiedenen  Richtung  eingeschaltet  werden.  Man  muss 
hierin  aber  eine  grosse  Beschränkung  eintreten  lassen,  wenn  die 
tabellarische  Darstellung  nicht  unübersichtlich  und  unklar  gemacht 
werden  soll.  Jedenfalls  würden  diese  Uebelstände  in  besonders 
verstärktem  Masse  eintreten,  wenn  diese  dritte  Richtung  die  Ar- 
beitszeit wäre,  da  sie  durch  die  Kompliziertheit  ihrer  Verhältnisse 
der  statistischen  Darstellung  ohnedem  die  grössten  Schwierig- 
keiten bietet.  Eine  dritte  Richtung  gleichzeitig  völlig  in  densel- 
ben Tabellen  zur  Darstellung  zu  bringen ,  ist  selbstverständlich 
völlig  ausgeschlossen ,  weil  die  Tabellen  als  ebene  Flächen  nur 
zwei  Dimensionen  haben ,  und  daher  eine  so  zu  sagen  kubische 
Darstellung  nicht  zulassen.  Sollen  Erhebungen  nach  drei  Haupt- 
richtungen gemacht,  und  sollen  ihre  Ergebnisse  nicht  unabhängig 
von  einander,  sondern  in  ihrem  inneren  Zusammenhange  darge- 
stellt werden,  so  bleibt  nur  übrig,  jede  der  nach  zwei  Richtungen 
auszuarbeitenden  Tabellen  durch  ein  weiteres  Tabellenwerk  zu 
ergänzen,  welches  nach  der  einen  Seite  systematisch  hergestellte 
Kombinationen  der  erstgenannten  Tabellen  und  nach  der  zweiten 
Seite  die  Unterabteilungen  der  dritten  einzubeziehenden  Richtung 
enthält.  Eine  solche  Darstellung  wird  meist  sehr  weitläufig  und 
umfangreich  ,  aus  diesem  Grunde  nicht  übersichtlich  und  daher 
für  die  meisten  Leser  wenig  überzeugend.  Nur  notgedrungen 
wird  man  daher  zu  einer  solchen  Form  der  Darstellung  greifen, 
welche  nur  für  monographische  Darstellungen  von  Spezialgebieten 
in  der  engsten  Bedeutung  des  Wortes  gerechtfertigt  erscheint. 
Für  die  meisten  Bedürfnisse  des  praktischen  Lebens  wird  man 
sich  damit  begnügen  müssen,  nur  zwei  der  oben  genannten  Rich- 
tungen in  einer  sozialstatistischen  Erhebung  zur  Darstellung  zu 
bringen.  Man  wird  die  Arbeitsverdienste  entweder  in  Zusammen- 
hang zu  bringen  haben  mit  der  Arbeitszeit  und  der  Regelmässig- 
keit der  Beschäftigung  oder  mit  Art  und  Ort  der  Beschäftigung 
nach  Industriezweigen  und  Gewerben  der  Arbeiter. 

Es  ist  natürlich  auch  möglich  und  wird  in  vielen  Fällen  an- 
gewendet, mehrere  zu  untersuchende  Richtungen  in  parallel  mit 
einander  hergehenden  Tabellen  darzustellen.  Dann  besteht  aber 
insofern  kein  innerer  Zusammenhang  zwischen  denselben,  als  die 
nach  der  einen  Richtung  gebildeten  Gruppen  in  den  anderen  Ta- 
bellen nicht  verfolgt  werden  können.     Die  tabellarische  Verarbei- 
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tung  nach  der  ciriL-n  Kichtunj^  bildet  dann  das  eigentliche  Ziel 
der  Untersuchung,  während  die  andere  Seiten  der  Sache  darstel- 
lenden Tabellen  nur  Illustrationen  der  erstgenannten  Tabelle  sind. 

Offenbar  haben  die  Resolutionen  des  internationalen  statisti- 
schen Institutes  vorzugsweise  sozialstatistische  Erhebungen  im 
Auge,  welche  den  Zusammenhang  zwischen  dem  Verdienste  und 
der  Arbeitszeit  sowie  der  Regelmässigkeit  der  Beschäftigung  zum 
Ausdruck  bringen  sollen ,  denn  die  früher  genannte  dritte  For- 
derung dieser  Resolutionen  bezieht  sich  nur  auf  die  Feststellung 
der  täglichen  Arbeitszeit,  die  Zahl  Arbeitstage,  sowie  die  etwaige 
Einnahme  durch  Ueberstunden,  durch  Weihnachtsgeschenke,  Grati- 
fikationen und  andere  Vergünstigungen,  sowie  auf  die  lunnahmen 
durch  etwaigen  Nebenberuf.  Die  Angaben  über  die  Art  der 
Beschäftigung  bilden  keine  ausdrückUch  hervorgehobene  Forde- 
rung der  genannten  Resolutionen,  sie  kommen  nur  in  der  Zähl- 
karte zum  Ausdruck.  Selbstverständlich  kann  bei  Vollständigkeit 
der  durch  die  Zählkarten  erhaltenen  Auskünfte  der  Verdienst  so- 
wohl mit  den  auf  die  Arbeitszeit ,  als  mit  den  auf  die  Art  der 
Beschäftigung  Bezug  habenden  Verhältnissen  bei  der  Umarbeitung 
des  Materials  in  Zusammenhang  gebracht  werden,  oder  es  kann 
auch  der  Zusammenhang  von  Verdienst  und  Arbeitszeit ,  sowie 
Regelmässigkeit  der  Beschäftigung  für  jede  Beschäftigungsart  ge- 
trennt dargestellt  werden.  Nach  der  Formulierung  der  Resolu- 
tionen selbst  scheint  es  aber,  dass  man  auf  den  ersteren  Zusam- 
menhang die  hauptsächlichste  Bedeutung  legte,  und  dass  die  Art 
der  Beschäftigung  nur  als  Unterabteilung  dieses  Hauptgesichts- 
puuktes,  oder  nur  für  die  Darstellung  der  Lage  der  einzelnen  Ar- 
beiterfamilien in  Betracht  zu  kommen  habe. 

Zur  Vereinfachung  des  an  sich  verwickelten  Gegenstandes 
soll  ohne  weiteres  zugegeben  sein,  dass  für  das  Ersichtlichmachen 
des  Zusammenhanges  zwischen  x\rbeitsverdienst  und  Arbeitszeit 
sowie  Regelmässigkeit  der  Beschäftigung ,  der  Wahl  der  Jahres- 
verdienste als  Grundlage  der  Erhebungen  der  Vorzug  zu  ge- 
ben ist,  obgleich  gegen  eine  solche  Wahl  auch  auf  diesem  Gebiete 
Einwendungen  erhoben  werden  könnten.  Nur  das  kann  selbst- 
verständlrch  nicht  zugegeben  werden ,  dass  die  Jahresverdienste 
ohne  weiteres  mit  der  Art  der  Beschäftigung  in  dem  Sinne  kom- 
biniert werden  können,  dass  die  Jahresverdienste  sowohl  die  Ver- 
diensthöhe an  sich  als  auch  die  Arbeitszeit  und  die  Unregelmässig- 
keit der  Beschäftigung    schon    in    sich    eingeschlossen    enthielten. 
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Allerdings  stellen  die  Jahresverdienste  das  Produkt  aus  diesen 
Kaktoren  dar.  Gerade  deshalb  dürfen  sie  aber  nicht  unter  diesem 
Gesichtspunkte  zur  statistischen  Darstellung  anderer  innerer  Zu- 
sammenhänge verwendet  werden  ,  ehe  der  gegenseitige  Einfluss 
der  Faktoren  dieses  Produktes  eine  statistische  Darstellung  er- 
fahren hat.  Man  kommt  hier  zu  ganz  demselben  Ergebnis ,  wie 
bei  der  Prüfung  der  Frage  der  tabellarischen  Darstellung  dieser 
Verhältnisse.  Aber  auf  einen  Missstand,  den  die  Wahl  der  Jahres- 
verdienste zur  Folge  hat,  soll  doch  schon  jetzt  hingewiesen  wer- 
den ,  wenngleich  dieser  Missstand  hauptsächlich  bei  sozialpoliti- 
schen Erhebungen  in  Betracht  kommt,  welche  hier  nicht  speziell 
in  Frage  stehen.  Sobald  der  Jahresverdienst  zur  Grundlage  der 
Erhebung  gemacht  wird,  müssen  alle  diejenigen  Personen  bei  der 
Verarbeitung  der  Erhebung  ausgeschieden  werden  ,  welche  wäh- 
rend des  Jahres  die  Beschäftigung  gewechselt  haben.  Diese  Aus- 
scheidung ist  erforderlich,  auch  wenn  die  Verarbeitung  nicht  mit 
Bezug  auf  die  Beschäftigungsart  geschieht,  denn  auch  dann  ist 
es  selbstverständlich  P>fordernis ,  nur  die  in  derselben  Beschäf- 
tigungsart erzielten  Jahresverdienste  in  Betracht  zu  ziehen.  Nur 
bei  der  Darstellung  der  Lage  einzelner  Arbeiter  oder  einzelner 
Arbeiterfamilien  erscheint  es  zulässig,  Jahresverdienste  aus  wech- 
selnder Beschäftigung  in  Betracht  zu  ziehen.  Solche  Ausschei- 
dungen vermindern  die  Zahl  der  in  die  Verarbeitung  einzubeziehen- 
den Fälle  erheblich.  Es  muss  aber  zugegeben  werden,  dass 
durch  sie  bei  den  hier  speziell  in  Rede  stehenden  sozialpolitischen 
Erhebungen  nur  eine  Verkleinerung,  in  der  Regel  nicht  aber  auch 
eine  Verzerrung  des  Bildes  bewirkt  wird. 

Sobald  es  sich  aber  um  den  Zusammenhang  zwischen  dem 
Arbeitslohn  und  der  Art  der  Beschäftigung  handelt,  also  bei  allen 
Erhebungen  über  die  Löhne  in  bestimmten  Betrieben  oder  in  be- 
stimmten Gewerben  oder  über  die  Lage  der  Arbeiter  im  ganzen 
in  diesen  Betrieben  oder  Gewerben,  wird  der  Umstand,  dass  alle 
Personen  aus  der  Verarbeitung  des  Erhebungsmaterials  ausge- 
schieden werden  müssen,  welche  nicht  das  volle  Jahr  in  derselben 
Arbeitsstelle  beschäftigt  waren,  sehr  störend.  Die  Zahl  derselben 
ist  oftmals  nicht  unerheblich.  Das  ist  aber  nicht  das  Schlimmste 
an  der  Sache.  Einmal  werden  diese  Wechsel  des  Arbeiterperso- 
nals verursacht  sowohl  durch  Schwankungen  in  der  Beschäftigung 
des  ganzen  Industriezweiges  (Konjunkturen,  Saisonindustrien)  als 
auch  durch  die    besonderen   Verhältnisse  der    einzelnen  Betriebe. 


Es  werden  daher  die  gewerblichen  Anlaj^en  derselben  Art  in 
sehr  ungleichem  Masse  von  diesen  notwendigen  Ausscheidungen 
betroffen ,  und  es  giebl  dann  die  Verarbeitung  des  für  dieselbe 
tauglichen  Materials  kein  verkleinertes,  sondern  ein  verzerrtes 
Bild  der  Wirklichkeit.  Zum  andern  wirkt  nach  der  gleichen  Rich- 
tung eine  Reihe  von  Ursachen,  die  teils  wegen  der  persönlichen 
Verhältnisse  der  Arbeiter ,  teils  wegen  mannigfacher  Verände- 
rungen der  allgemeinen  Zustände  a>if  einen  Wechsel  in  der  Be- 
schäftigung hinwirken.  Auf  denselben  sind  von  Einfluss  Alter 
und  Geschlecht  der  Arbeiter,  Aenderungen  in  der  Gestaltung  der 
Verkehrsgelegenheiten,  lüitstehen  von  neuen  oder  Eingehen  von 
bestehenden  gewerblichen  Anlagen  in  der  Nähe  der  Wohnorte 
der  Arbeiter  u.  a.  m.  Das  nach  allen  diesen  Ausscheidungen 
übrig  bleibende  Material  stellt  sich  dann  durch  so  viele  der  ver- 
schiedenartigsten und  nach  auseinandergehenden  Richtungen  wir- 
kenden Verhältnisse  beeinflusst  dar,  dass  man  es  mehr  nur  noch 
mit  einer  beliebig  zusammengewürfelten  Arbeiterschaft,  als  mit 
den  Arbeitern  eines  bestimmten  Betriebes  oder  eines  bestimmten 
Gewerbes  zu  thun  hat.  Der  Organismus ,  den  man  untersuchen 
will,  dessen  feine  und  komplizierte  Zusammensetzung  man  be- 
greifen, und  dessen  Entwickelungsbedingungen  man  aus  dem  in- 
neren Zusammenhang  des  Gewordenen  verstehen  lernen  will,  ist 
auseinandergezerrt.  Aus  seinen  Bestandteilen  ist  ein  grosser  Teil 
als  für  die  Untersuchung  unbrauchbar  beseitigt  worden.  Diese 
Beseitigung  ist  allerdings  nicht  ganz  willkürlich,  sondern  unter 
einem  einheitlichen  Gesichtspunkte  vorgenommen  worden.  Allein 
dieser  einheitliche  Gesichtspunkt  ist  nicht  entnommen  aus  den 
inneren  Bedingungen  des  zu  untersuchenden  Organismus,  sondern 
er  bezieht  sich  nur  auf  die  Form,  unter  welcher  man  diesen  Or- 
ganismus betrachten  will.  Er  ist  von  aussen  hereingetragen,  und 
er  musste  dies  sein,  da  er  nicht  nach  den  noch  unbekannten  Be- 
dingungen des  Gegenstandes  ausgewählt  werden  kann.  Wenn 
man  aber  auch  die  inneren  Bedingungen  des  Gegenstandes  nicht 
kennt ,  so  kennt  man  doch  die  Zwecke  ,  welche  man  mit  einer 
sozialpolitischen  Erhebung  verfolgt.  Man  muss  daher  verlangen, 
dass  Ausscheidungen  aus  dem  Erhebungsmaterial  nur  unter  sol- 
chen Gesichtspunkten  zugelassen  werden,  durch  welche  die  Zwecke 
und  die  Ziele  der  Untersuchung  nicht  geschädigt  werden.  Ab- 
gesehen von  besonderen  Fällen  wird  man  sogar  sagen  müssen, 
dass    diejenige  Untersuchungsmethode   die  beste  ist,    welche   die 
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wenigsten  Ausscheidungen  nötig  macht ,  und  welche  mögHchst 
deis  gesamte  der  Erhebung  unterstellte  Material  der  Verarbeitung 
zuführt.  Von  diesem  Standpunkte  aus  ist  aber  die  Wahl  der 
Jahresverdienste  als  Grundlage  sozialpolitischer  Erhebungen  über- 
all dort  nicht  zulässig,  wo  die  Art  der  Beschäftigung  in  Zusam- 
menhang mit  den  verdienten  Löhnen  gebracht  werden  soll,  also 
in  der  Mehrzahl  der  Fälle  des  praktischen  Lebens.  Die  Zahl  der 
von  der  Verarbeitung  auszuschliessenden  Arbeiter  ist  relativ  zu 
gross  und  die  Ursachen  der  Ausscheidung  sind  zu  mannigfaltig 
und  ini  einzelnen  nicht  erfassbar,  so  dass  man  sich  nicht  einmal 
annähernd  ein  Urteil  darüber  bilden  kann ,  in  wie  weit  die  Ver- 
minderung des  Beobachtungsmaterials  eine  von  der  Wahrheit  ab- 
weichende Verschiebung  der  einzelnen  Teile  des  Bildes  herbeiführt. 
Wenn  man  die  verdienten  Löhne  mit  der  Art  der  Beschäf- 
tigung zum  Zwecke  einer  sozialpolitischen  Untersuchung  in  Zu- 
sammenhang zu  bringen  sucht,  so  will  man  nicht  wissen,  wie  viel 
beispielsweise  die  Schlosser  überhaupt  verdienen.  Es  genügt 
dann  nicht  nur  von  Durchschnittsverdiensten  ganz  abzusehen. 
Auch  die  aut  individuelle  Löhne  gegründete  Gruppierung  einer 
grossen  Zahl  von  Schlossern  fördert  den  verfolgten  Zweck  nicht 
ohne  weiteres,  sondern  nur  dann,  wenn  die  Gesamtheit  der  in 
die  Untersuchung  einbezogenen  Schlosser  der  in  dem  untersuch- 
ten Betriebe  oder  dem  untersuchten  Gewerbe  vorhandenen  Grup- 
pierung entspricht.  Der  Verdienst  der  Schlosser  ist  ein  sehr  ver- 
schiedener, nicht  nur  weil  die  einzelnen  Schlosser  in  verschiede- 
nem Grade  geschickt  oder  fleissig  sind.  Ihr  Verdienst  ist  auch 
beeinflusst  von  dem  hidustriezweige,  in  dem  sie  thätig  sind,  weil 
ie  nach  dem  Industriezweig  die  Ansprüche  an  die  Geschicklich- 
keit und  die  Einsicht  der  Schlosser  verschieden  gross  sind,  weil 
der  Schlosser  in  dem  Organismus  der  Produktion  ein  Glied  von 
unterschiedener  Bedeutung  ist,  und  aus  anderen  Gründen  mehr. 
Der  Verdienst  ist  ferner  aus  naheliegenden  Ursachen  beeinflusst 
von  dem  Orte  der  gewerblichen  Anlage.  Es  würde  nun  von 
keinem  Werte  sein  zu  wissen,  wie  viel  die  Schlosser  überhaupt, 
d.  h.  ohne  Rücksicht  auf  den  Industriezweig  und  den  Ort  der 
Beschäftigung  verdienen,  auch  wenn  man  selbstverständlich  keine 
sogenannten  Durchschnittslöhne,  sondern  eine  Gruppierung  nach 
Lohnklassen  und  der  Zahl  der  jeder  derselben  angehörenden 
Schlosser  ermittelte.  Auch  der  Umstand,  dass  eine  solche  Grup- 
pierung   nach   Jahresverdiensten    und    nicht    nach    Wochen-    oder 
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Tagesverdiensten  vorgenonmien  waren,  konnte  /ur  Erhöhung  ihres 
Wertes  kaum  etwas  beitragen.  Nur  wenn  die  (jesamthcit  der  in 
die  Untersuchung  einbezogenen  Schlosser  ein  getreues  Abbild  der 
Verteihuig  der  Schlosser  in  dein  untersuchten  Betriebe  oder  dein 
untersuchten  Gewerbe  sind,  kann  die  gefundene  Lohngrujjpicrung 
wirkhche  sozialpolitische  JCrkenntnis  liefern.  Nur  dann  hat  sie 
wirklichen  Wert.  Da  nun  bei  der  Zugrundlegung  der  Jahresver- 
dienste eine  so  grosse  Zahl  von  Ausscheidungen  wegen  der  ver- 
schiedensten teilweise  ganz  zufällig  wirkenden  Ursachen  vorge- 
nommen werden  müssen,  so  wird  hierdurch  die  Uebereinstimmung 
der  statistischen  Gruppierung  mit  der  Gruppierung  des  wirklichen 
Lebens  zerstört.  Die  Wahl  der  Jahresverdienste  als  Grundlage 
der  lohnstatistischen  Erhebungen  ist  also  auf  dem  ganzen  hier  in 
Rede  stehenden  Gebiete  ausgeschlossen ,  d.  h.  überall  dort ,  wo 
die  Uebereinstimmung  der  statistischen  Gruppierung  mit  der  Grup- 
pierung des  wirklichen  Lebens  nach  dem  Zwecke  der  Untersuch- 
ung unerlässliche  Voraussetzung  ist. 

Aus  diesen  Gründen  wurden  auch  bei  den  Untersuchungen 
der  sozialen  Lage  sowohl  der  Cigarrenarbeiter  im  Grossherzog- 
tum Baden  als  der  Fabrikarbeiter  in  Mannheim  und  dessen  nächster 
Umgebung  den  lohnstatistischen  Erhebungen  die  Jahresverdienstc 
nicht  bei  den  eingehenden  Darstellungen  der  Lohngruppierungen 
im  Zusammenhang  mit  der  Beschäftigungsart,  sondern  nur  mehr 
erläuternd  bei  den  Lohngruppierungen  der  sämtlichen  Arbeiter 
in  22  Fabriken  zu  Grund  gelegt.  Hier  sind  die  wirklichen  aus 
den  Lohnbüchern  der  Fabriken  ausgezogenen  Jahresverdienste 
das  Urmaterial  der  statistischen  Verarbeitung  gewesen.  Weil 
aber  bei  dieser  Verarbeitung  so  viel  Arbeiter,  die  nicht  das  ganze 
Jahr  hindurch  beschäftigt  waren  oder  die  während  des  Jahres  die 
Beschäftigung  gewechselt  haben,  ausgeschieden  werden  mussten, 
deckt  sich  die  Lohngruppierung  der  in  die  Verarbeitung  einbe- 
zogenen Arbeiter  nicht  genügend  mit  der  thatsächlich  vorhan- 
denen Gruppierung.  Dieser  Darstellung  wurde  daher  gegenüber 
der  Gruppierung  nach  Wochenverdiensten  in  der  genannten  Unter- 
suchung nur  eine  untergeordnete  Bedeutung  beigemessen ,  und 
sie  wurde  daher  auch  nur  summarisch  und  nur  mehr  im  Interesse 
der  Vollständigkeit  der  Darstellung  veröffentlicht.  Die  Mängel, 
an  denen  die  Gruppierung  nach  Jahresverdiensten  notwendig 
leiden  musste,  sind  in  dem  Buche  offen  dargelegt.  Zur  Erzielung 
möglichst    vieler   in    diese  Darstellung   einzubeziehender  Arbeiter 
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sind  so  weit  als  möglich  bei  den  erst  im  Laufe  des  Jahres  in  die  Be- 
schäftigung eingetretenen  Personen  Jahresverdienste  aus  den  Viertel- 
und  Halbjahrsverdiensten  gebildet  worden.  Eine  Vergleichung  der 
absoluten  Zahlen  der  Gruppierungen  nach  Jahresverdiensten  und 
nach  Wochenverdiensten  ist  übrigens  auch  schon  deswegen  nicht 
thunlich ,  weil  bei  der  Gruppierung  nach  Jahresverdiensten,  die 
nur  als  eine  Art  ergänzender  Illustration  zu  der  anderen  Gruppierung 
betrachtet  wurde ,  einige  zusammengesetzte  Betriebe  zusammen- 
gefasst  sind ,  die  in  der  Gruppierung  nach  Wochenverdiensten 
zerlegt  wurden.  Herr  BöJimert  scheint  bei  seinen  Ausstellungen 
völlig  übersehen  zu  haben,  dass  auch  eine  Gruppierung  nach  Jahres- 
verdiensten ,  wenn  auch  nur  in  wenig  eingehender  Weise  gege- 
ben wurde.  Die  Motive  für  dieses  Verfahren  sind  in  jeder  der 
beiden  Veröffentlichungen  in  Kürze  angegeben  worden.  Zu  einer 
ganz  umfassenden  Begründung  lag  kein  Anlass  vor,  da  Beanstan- 
dungen bei  der  Lage  der  beiden  besonderen  Fälle  nicht  voraus- 
gesehen werden  konnten.  Im  Uebrigen  waren  auch  zur  Zeit  der 
Vornahme  dieser  Erhebungen  die  Resolutionen  des  Internationalen 
Statistischen  Instituts  noch  gar  nicht  veröftentlicht.  Selbst  wenn 
diese  Resolutionen  unanfechtbar  wären,  was  sie  nicht  sind,  würde 
man  doch  sicher  dem  ihnen  Widersprechenden,  welches  einer 
rückwärts  liegenden  Zeit  angehört,  nicht  allein  wegen  dieser  Nicht- 
übereinstimmung den  wissenschaftlichen  Charakter  absprechen 
können.  Wenn  auch  die  genannten  Erhebungen  gar  nicht  unter 
dem  Gesichtspunkte  der  besonderen  Wissenschaftlichkeit  der  an- 
gewendeten Methoden,  sondern  nur  zum  Zwecke  der  Herstellung 
eines  wesentlichen ,  sich  in  das  Ganze  richtig  einfügenden  Teiles 
des  Gesamtbildes  hergestellt  wurden ,  wenn  es  sich  daher  hier 
auch  gar  nicht  darum  handeln  kann  für  diese  Erhebungen  etwas 
beanspruchen  zu  wollen,  woran  bei  Vornahme  derselben  gar  nicht 
gedacht  wurde ,  so  muss  doch  nachdrücklich  gegen  derartige 
Grundsätze  der  Beurteilung  Einsprache  erhoben  werden.  Mit 
weit  grösserem  Rechte  würde  man,  um  ein  etwas  drastisches 
Beispiel  zu  gebrauchen  ,  sagen  können ,  die  ganze  vor-kantische 
Philosophie  ermangele  des  wissenschaftlichen  Charakters,  weil  sie 
die  Subjektivität  unseres  Wahrnehmungsvermögens  nicht  bestimmt 
genug  zum  Ausdruck  gebracht  habe. 

Wenn  nun  für  ganze  Gebiete  sozialpolitischer  Untersuchungen 
den  lohnstatistischen  Erhebungen  die  Jahresverdienste  nicht  zu 
Grund  gelegt  werden  können,  so  bleiben  praktisch   nur  die  Ver- 
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dicnstc  eines  Tages,  einer  Woche  oder  eines  Monats  übrig.  Gegen 
die  Tagesverdienste  spricht  ausser  den  lünwimden  ,  welche  ver- 
mutlich auch  das  internationale  statistische  Institut  gegen  sie 
hatte,  schon  den  Umstand,  dass  bei  Accordarbcilern  die  Arbeits- 
fretiuen/.  und  die  Arbeitszeit  in  den  gewerblichen  Anlagen  gar 
nicht  oder  nur  ungenügend  notiert  wird.  Man  weiss  daher  in 
vielen  i'"allen  gar  nicht,  wie  viel  die  Arbeiter  an  den  einzelnen 
lagen  verdient  haben,  Wcährend  der  Accordverdienst  in  der  Kegel 
in  einer  Woche  oder  doch  in  einigen  Wochen  zur  Abrechnung 
gelangt.  Es  lassen  sich  aber  lohnstatistischen  l'>lieljungen  nicht 
solche  Grössen  zu  Grund  legen  ,  an  deren  richtiger  Feststellung 
in  den  Büchern  der  gewerblichen  Anlagen  kein  materielles  Interesse 
besteht.  Gegen  die  Monatsverdienste  ist  geltend  zu  machen,  dass 
sie  nur  ausnahmsweise  mit  den  Löhnungsperioden  übereinstimmen, 
und  auch  mit  denselben  in  der  Regel  nicht  in  einem  einfachen 
Verhältnisse  stehen,  dass  sie  also  sehr  zeitraubende  Umrechnungen 
nötig  machen.  Der  einzige  Vorteil,  den  sie  wegen  der  grösseren 
Ausdehnung  der  Erhebungsperiode  haben,  lässt  sich  bei  Zugrund- 
legung  der  VVochenverdienste  auch  durch  Beiziehung  einer  grös- 
seren Zahl  derselben  für  jeden  der  thatsächlich  vorhandenen  Grup- 
pierung angehörenden   Arbeiter  erzielen. 

Für  lohnstatistische  Erhebungen,  welche  die  verdienten  Löhne 
im  Zusammenhang  mit  der  Beschäftigung  ersichtlich  machen  sollen, 
die  also  nur  Wert  haben.  Wenn  die  statistische  Gruppierung  mit 
der  thatsächlich  vorhandenen  Gruppierung  übereinstimmt,  kommen 
daher  jetzt  nur  noch  die  Wochenlöhne  in  Betracht.  Selbstverständ- 
lich sind  dieselben  aus  den  Verdiensten  einer  grösseren  Anzahl  ein- 
zelner Wochen  für  jeden  einzelnen  Arbeiter  zu  gewinnen.  Auch  dann 
lassen  sich  gegen  dieselben  mehrere  Einwendungen  erheben.  Mit  den 
Tagesverdiensten  haben  sie  den  Nachteil  gemein ,  dass  die  Zeit- 
dauer der  Beschäftigung  nicht  zum  Ausdruck  kommt.  Allein 
dieser  Nachteil  kommt  für  die  in  dem  ganzen  oben  genannten 
Gebiete  in  erster  Reihe  verfolgten  Zwecke  gar  nicht  in  Betracht. 
Zudem  lässt  es  sich  gar  nicht  gleichzeitig  statistisch  darstellen, 
in  welchem  Zusammenhange  der  Lohnverdienst  mit  der  Art  der 
Beschäftigung  und  mit  der  verwendeten  Arbeitszeit  steht.  Nach 
jeder  Richtung  ist,  abgesehen  von  gelegentlicher  Bezugnahme, 
eine  besondere  Darstellung  zu  geben.  Gegenüber  den  Jahres- 
verdiensten haben  die  Wochenverdienste  unbestreitbar  den  Nach- 
teil, dass  sie  den  Gesamtverdienst  jedes  Arbeiters  nicht  unmittel- 
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bar  zum  Ausdruck  bringen,  sondern,  dass  sie  aus  den  in  Betracht 
gezogenen  VVochenverdiensten  nur  einen  nicht  völlig  sicheren 
Schluss  auf  den  Gesamtverdienst  zulassen.  Dieser  Einwand  ist 
aber  nur  dort  von  Bedeutung,  wo  man  es  mit  den  Arbeitsver- 
diensten der  einzelnen  Arbeiter  und  mit  der  Untersuchung  der 
ökonomischen  Lage  einzelner  Arbeiterfamilien  zu  thun  hat.  Dass 
man  hier  unbedingt  die  Jahresverdienste  erheben  muss ,  steht 
ausser  allem  Zweifel.  Mit  dieser  Art  von  Untersuchungen  haben 
wir  es  aber  hier  gar  nicht  zu  thun.  Es  steht  aber  auch  gar  nichts 
im  Wege  bei  lohnstatistischen  Erhebungen  bezüglich  bestimmter 
Betriebe  oder  bestimmter  Gewerbe  aus  den  dargestellten  Gründen 
von  den  Wochenverdiensten  auszugehen,  in  dem  weiteren  Verlaufe 
der  Arbeit  bei  der  Untersuchung  der  Lage  der  einzelnen  Familien 
von  den  Jahresverdiensten  ,  und  wie  es  bei  der  Darstellung 
der  sozialen  Lage  sowohl  der  Cigarrenarbeiter  im  Grossherzogtum 
Baden  als  auch  der  Fabrikarbeiter  in  Mannheim  und  dessen  nächster 
Umgebung  geschehen  ist. 

Man  sieht ,  eine  überall  gültige  Norm  für  alle  Arten  lohn- 
statistischer Erhebungen  giebt  es  nicht.  Jede  Methode  hat  ihre 
Vorzüge  und  ihre  Nachteile.  Es  handelt  sich  nur  darum,  für  jede 
Art  von  Erhebungen  diejenige  Methode  auszusuchen,  durch  welche 
der  Zweck  der  Erhebung  am  vollkommensten  erreicht  wird,  d.  h. 
diejenige  Methode ,  deren  Vorzüge  gerade  für  die  Erreichung 
dieses  Zweckes  sehr  wirksam,  und  deren  Nachteile  für  denselben 
am  wenigsten  störend  sind.  Es  fragt  sich  z.  B.,  ob  es  lohnstati- 
stischen Untersuchungen  für  bestimmte  Betriebe  oder  für  bestimmte 
Gewerbe  zu  wissen  notwendig  ist,  wie  viel  jeder  einzelne  Arbeiter 
dieser  Betriebe  oder  Gewerbe  im  Jahre  wirklich  verdient ,  und 
ob  diese  Kenntnis  für  die  Erreichung  des  Zweckes  der  Erhebung 
von  grösserer  Bedeutung  ist,  als  die  mit  der  Erhebung  von  Jahres- 
verdiensten unvermeidbar  verbundenen  Nachteile.  Jahresverdienste 
wie  Wochenverdienste  können  hier  wie  bei  jeder  Massenerhebung 
nur  nach  Lohngruppen  dargestellt  werden,  in  welcher  die  Indivi- 
dualverdienste,  von  denen  ausgegangen  wurde,  wieder  verschwinden. 
Es  fragt  sich  daher  nur,  ob  das  Urmaterial  zur  Gruppenbildung 
bei  Zugrundlegung  der  Jahresverdienste  um  so  viel  zuverlässiger 
beschafft  wird  als  bei  Zugrundlegung  von  Wochenverdiensten, 
dass  hierdurch  die  für  die  Untersuchungen  des  ganzen  in  Rede 
stehenden  Gebietes  die  gerade  hier  mit  der  Grundlegung  der 
Jahresverdienste  verbundenen  Missstände  überwogen  werden.    Um 


wieder  7.11  dem  Beispiel  der  Schlüsser  zurückzukehren,  handelt  es 
sich  darum,  zu  erfahren,  wie  viel  Schlosser  in  den  grossen  Ma- 
schienenf'abriken ,  in  kleinen  mechanischen  Werkstätten  ,  in  den 
Reparaturwerkstätten  der  Fabriken  u.  s.  w. ,  oder  wie  viele  der- 
selben in  den  verschiedenen  Gegenden  (jder  an  verschiedenen 
Orten  den  einzelnen  Lohnklassen  angehören.  Man  will,  wenn  es 
gestattet  ist  ein  der  l">hebung  der  Altersverhältnisse  analoges 
Wort  zu  bilden,  den  Lohnautbau  der  Schlosser  in  den  verschie- 
denen Industriezweigen,  in  den  verschiedenen  Gegenden  oder  an 
einzelnen  ( )rten  wissen.  Man  will  wissen  ,  wie  die  in  den  ver- 
schiedenen Industriezweigen  und  in  den  verschiedenen  Gegenden 
beschäftigten  Schlosser  sich  in  die  einzelnen  Lohngruppen  ver- 
teilen. Dabei  ist  es  selbstverständlich  erwünscht ,  diese  Lohn- 
gruppen möglichst  zahlreich  zu  machen,  damit  die  Abstände  der 
Löhne  in  den  einzelnen  Gruppen  möglichst  klein  ausfallen.  Um 
es  graphisch  auszudrücken ,  sollte  die  durch  die  Anzahl  der  ein- 
zelnen Gruppen  angehörenden  Personen  gebildete  gebrochene 
Linie  sich  der  durch  das  wirkliche  Leben  gebildeten  Kurve  mög- 
lichst nähern.  Allzuweit  braucht  man  aber  hierin  zur  genügenden 
Aufklärung  der  Sache  nicht  zu  gehen.  Das  Bedürfnis,  aus  wel- 
chem die  Untersuchung  hervorgegangen  ist,  würde  übrigens  leicht 
die  jeweils  richtige  Grenze  zeigen.  Bei  der  Wahl  der  Wochen- 
verdienste als  Grundlage  der  Gruppierung  hat  man  nun  gegen- 
über der  Zugrundlegung  der  Jahresverdienste  den  grossen  Vorteil, 
nahezu  alle  Personen  des  untersuchten  Bereiches  einbeziehen  zu 
können.  Zahlreiche  von  Zufälligkeiten  der  verschiedensten  Art 
abhängige  Ausscheidungen,  wie  sie  bei  Zugrundlegung  der  Jahres- 
verdienste notwendig  werden,  bleiben  hier  fern,  und  es  entspricht 
daher  die  Gesamtheit  der  einbezogenen  Personen  der  durch  das 
wirkliche  Leben  hergestellten  Zusammensetzung.  Dabei  ist  doch 
eine  Beschränkung  in  Bezug  auf  das  in  die  Untersuchung  einzu- 
beziehende Material  dadurch  möglich,  dass  man  in  einem  Industrie- 
zweig nicht  alle  Anlagen  gleicher  Art  einbezieht,  oder  dass  man 
bezüglich  der  einzubeziehenden  Orte  eine  ähnliche  Beschränkung 
eintreten  lässt.  Eine  solche  nach  objektiven  Gesichtspunkten  ge- 
troffene Auswahl  hat  auf  das  schliessliche  Ergebnis  nicht  entfernt 
den  Einfluss  wie  die  Ausscheidungen,  welche  bei  Zugrundlegung 
der  Jahresverdienste  eintreten.  Eine  solche  Auswahl ,  wenn  sie 
nur  nicht  zu  eng  getroffen  wird,  bewirkt,  wie  dies  auch  die  Praxis 
schon    längst  anerkannt  hat ,  nur  kleine ,    die  Zuverlässigkeit  der 
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Ergebnisse  nicht  beeinträchtigende  Verschiebungen,  sie  führt  aber 
nicht  zu  einer  Verzerrung  des  Bildes.  Gegenüber  diesen  in  der 
Zugrundlegung  der  Wochenverdienste  liegenden  Vorteilen  hat  die- 
selbe den  schon  besprochenen  Nachteil,  dass  der  Wochenverdienst, 
auch  wenn  er  aus  einer  grösseren  Zahl  von  Wochen  als  Mittel 
entnommen  wurde ,  nicht  mit  der  gleichen  Sicherheit  den  Ver- 
dienst darstellt ,  wie  der  ganze  Jahresverdienst.  Das  hat  aber 
doch  nur  für  den  einzelnen  Arbeiter  Bedeutung,  und  deswegen 
ist  eben  für  die  Darstellung  der  Lage  der  einzelnen  Arbeiter  nur 
die  Benützung  der  Jahresverdienste  zulässig.  Sobald  es  sich  aber 
darum  handelt,  eine  grosse  Zahl  von  Arbeitern  nach  ihrem  Lohne 
zu  gruppieren,  kommt  es  nur  noch  auf  die  Richtigkeit  der  Grup- 
pierung an.  Der  einzelne  Arbeiter  verschwindet  vollständig. 
Wenn  man  daher  für  sämtliche  Arbeiter  z.  B.  eines  Betriebes, 
die  Wochenverdienste  einer  Anzahl  von  solchen  Wochen,  in  denen 
die  Summe  der  Auszahlungen  eine  normale  war ,  auszieht ,  aus 
ihnen  das  Mittel  nimmt  und  die  Arbeiter  hiernach  gruppiert,  so 
wird  diese  Gruppierung  der  Wirklichkeit  hinreichend  annähernd 
entsprechen.  Man  kann  auch  die  Probe  der  Zulässigkeit  dieses 
Verfahrens  so  machen,  dass  man  über  denselben  Betrieb  zwei 
Gruppierungen  unter  Zugrundlegung  verschiedener,  aber  nach  den 
gleichen  Grundsätzen  ausgewählter  Arbeitswochen  vornimmt ,  in 
denen  die  Gesamtsumme  der  Löhne  die  durchschnittliche  war. 
Sie  werden  in  genügender  Weise  übereinstimmen.  Wollte  man 
die  einzelnen  Arbeiter  verfolgen,  so  würde  man  vielleicht  finden, 
dass  A  das  einemal  in  Lohngruppe  3  ,  das  anderemal  in  Lohn- 
gruppe 4  steht.  Dafür  würde  aber ,  da  die  gesamten  Lohnsum- 
men der  einzelnen  Wochen  jedesmal  die  normalen ,  die  durch- 
schnittlichen, Lohnsummen  sind,  wenn  nur  die  Zahl  der  einbezo- 
genen Arbeiter  gross  genug  ist,  höchst  wahrscheinlich  ein  Arbeiter 
B  oder  C  das  erstemal  in  Lohngruppe  4  und  das  zweitemal  in 
Lohngruppe  3  stehen.  Um  es  allgemein  zu  sagen,  sind  bei  dem 
genannten  Verfahren  Zufälligkeiten  bezüglich  der  einzelnen  Arbeiter 
nicht  zu  vermeiden ,  es  ist  aber  nach  allgemeinen  Gesetzen  die 
grösste  Wahrscheinlichkeit  dafür  vorhanden ,  dass  diese  Zufällig- 
keiten in  der  Gesamtgruppierung  verschwinden  werden.  Es  handelt 
sich  hier  ja  doch  nur  darum  zu  wissen,  welche  Lohngruppierungen 
in  einem  bestimmten  Arbeiterorganismus  durch  Verteilung  kon- 
kreter Lohnsummen  nach  den  für  die  Berechnung  der  Arhjeits- 
verdienste  herrschenden  Grundsätzen  entstehen.    Die  Ungenauig- 
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keiten,  unter  denen  nach  dem  vorstehenden  Verfahren  das  schliess- 
liehe  Fügebnis  möglicherweise  leiden  kann,  verschwinden  unserer 
Ansicht  nach  gegenüber  den  Nachteilen  ,  die  bei  Zugrundlegung 
der  Jahresverdienste  sicher  eintreten ,  vollständig.  Es  scheint 
überhaupt ,  dass  die  da  und  dort  noch  bestehende  Abneigung 
gegen  die  Benützung  von  VVochenverdiensten  zum  Teil  darin 
ihren  Grund  hat,  dass  man  zum  thunlichsten  Ausschluss  der  Zu- 
tälligkeiten  für  jeden  Arbeiter  das  Mittel  aus  mehreren  Wochen 
nehmen  muss,  und  dass  die  vorzunehmende  Durchschnittsberech- 
nung zu  einer,  wenn  die  Vermutung  richtig  ist,  allerdings  auf- 
fallenden Verwechselung  mit  den  mit  vollem  Rechte  so  perhorres- ' 
zierten  s.  g.  Durchschnittslöhnen  geführt  hat. 

Die  dritte  sich  auf  die  Berücksichtigung  der  Arbeitszeit  u.  s.  w. 
beziehende  Forderung  der  Wiener  Resolutionen  wurde  schon  im 
Vorstehenden  im  Zusammenhange  mit  der  Forderung  der  aus- 
schliesslichen Zugrundlegung  der  Jahresverdienste  besprochen. 
Die  vierte  auf  die  Gewinnung  des  Urmaterials  bezügliche  For- 
derung besagt,  dass  die  Art  der  Löhnung  (ob  Taglohn,  Stunden- 
lohn, Accordlohn,  Gruppenaccord,  Prämien,  Gewinnanteile  u.  drgl.j 
genau  anzugeben  ist.  Im  wesentlichen  wird  es  sich  hierbei  nur 
um  die  beiden  grossen  und  in  alle  Verhältnisse  der  Arbeiter  tief 
einschneidenden  Arten  der  Bezahlung,  Zeitlohn  und  Accordlohn 
handeln ,  und  sicherlich  würde  eine  Lohnstatistik  erheblich  an 
Wert  einbüssen  und  eines  wesentlichen  Hilfsmittels  zur  richtigen 
Beurteilung  des  gebotenen  Materials  entbehren ,  wenn  man  aus 
ihr  nicht  ersehen  könnte ,  welche  der  dargestellten  Arbeitsver- 
dienste auf  Zeitlöhnen  und  welche  auf  Stücklöhnen  beruhen.  Da 
über  die  Notw^endigkeit  dieser  Forderung  kein  Zweifel  besteht, 
und  über  die  Art  der  Benützung  dieser  Angaben  in  den  Resolu- 
tionen des  Internationalen  Statistischen  Institutes  Regeln  nicht 
aufgestellt  werden ,  könnte  dieser  Punkt  als  erledigt  verlassen 
werden.  Es  mag  hier  nur  bemerkt  werden,  dass,  so  wichtig  die 
Berücksichtigung  der  Art  der  Löhnung  für  die  richtige  Beurtei- 
lung der  Arbeitsverdienste  ist,  Erhebungen  hierüber  auch  schon 
deswegen  nicht  unterlassen  werden  dürften,  um  zu  verfolgen,  ob 
oder  in  welchem  Umfange  die  eine  Löhnungsart  die  andere  ver- 
drängt, und  in  welchem  Umfange  es  den  Arbeitern  gelingt,  durch 
Einflussnahme  auf  die  Bemessung  der  Accordlöhne  sich  einen 
Teil  der  Früchte  des  technischen  Fortschrittes  zu  sichern.  Hin- 
sichtlich der  Berücksichtigung  der  Löhnungsart  bei  der  Verarbeitung 
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der  lohnstatistischen  Erhebungen  wird  es  sich  in  der  Regel  nur 
darum  handeln ,  ob  man  die  durch  Zeitlöhne  und  durch  Stück- 
löhne erzielten  Arbeitsverdienste  getrennt  oder  ob  man  die  er- 
zielten Verdienste  als  Ganzes  darstellen  will.  Wo  es  sich  in  erster 
Reihe  um  den  thatsächlichen  Lohnaufbau  bestimmter  Betriebe, 
Gewerbe  u.  s.  w.  handelt,  wird  das  letztere  unerlässlich  sein.  Es 
genügt  dann  meist  in  den  Bemerkungen  anzugeben  ,  ob  die  be- 
züglichen Löhne  Zeit-  oder  Stücklöhne,  bezw.  in  welchem  Masse 
sie  aus  solchen  gemischt  sind.  In  der  Praxis  werden  ohnedem 
in  der  Regel  die  Verdienste  der  Arbeiter  von  gleicher  Beschäf- 
tigung auch  nach  der  gleichen  Löhnungsart  berechnet.  Wenn 
es  ausserdem  noch  auf  eine  genaue  Scheidung  der  bei  Zeitlöhnen 
und  bei  Stücklöhnen  erzielten  Verdienste  ankommt,  so  muss  neben 
der  Gruppierung  der  Gesamtverdienste  noch  eine  Gruppierung 
der  aus  den  beiden  genannten  Löhnungsarten  entstehenden  Ver- 
dienste hergehen.  Man  wird  aber  hierbei  jeweils  zu  prüfen 
haben,  ob  nach  der  Lage  der  Verhältnisse  erwartet  werden  kann, 
dass  diese  getrennte  Gruppierung  mehr  Belehrung  gewährt  als 
eine  Gesamtgruppierung,  welche  durch  möglichst  sorgfältige  Be- 
merkungen über  den  jeweiligen  Umfang  des  Vorherrschens  der 
einen  oder  der  anderen  Löhnungsart  ergänzt  sind.  Weil  nämlich 
in  der  Wirklichkeit  bei  gleichzeitigem  Vorkommen  beider  Löh- 
nungsarten in  derselben  Beschäftigungsart  eines  Betriebes  oder 
■eines  Gewerbes  hierfür  Ursachen  persönlicher  und  sachlicher  Art 
in  unkontrollierbarer  Weise  gemischt  wirksam  sind ,  hat  man  es 
bei  beiden  Gruppierungen  weder  mit  gleichartig  zusammenge- 
setzten Arbeitergruppen ,  noch  mit  solchen  Arbeitergruppen  zu 
thun,  deren  verschiedene  Zusammensetzung  auf  einheitliche  Merk- 
male zurückgeführt  werden  kann.  Aus  solchen  Ausscheidungen 
lässt  sich  aber  in  der  Regel  nicht  viel  entnehmen,  auch  wenn  sie 
noch  so  sorgfältig  vorgenommen  wurden.  Wo  man  aber  die  auf 
die  verschiedene  Zusammensetzung  der  beiden  Arbeitergruppen 
Einfluss  habenden  Faktoren  genau  kennt,  wird  selbstverständlich 
eine  Lohngruppierung  derselben  Beschäftigungsart  nach  den  ver- 
schiedenen Löhnungsarten  wichtige  Aufschlüsse  zu  liefern  im  stände 
sein.  Immerhin  muss  für  die  Beurteilung  des  Umfanges  des  Ge- 
bietes solcher  Untersuchungen  daran  erinnert  werden,  dass  in  der 
Praxis  das  Bestreben  vorherrscht ,  bei  derselben  Beschäftigungs- 
art in  einem  Betriebe  oder  in  einem  Industriezweige  nur  eine 
Löhnungsart  zur  Anwendung  zu  bringen,  so  dass  andere  Löhnungs- 
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arten  neben  derselben  in  der  Regel  als  Ausnahmen  erscheinen. 
Ausserdem  hat  besonders  der  Stücklohn  für  viele  Fragen  des 
sozialen  Gebietes  eine  so  einschneidende  Bedeutung,  dass  wirk- 
lich gründliche  Untersuchungen  über  seine  Wirkung  nach  ver- 
schiedenen Seiten  nicht  nur  im  Zusammenhange  mit  umfassenden 
allgemeinen  Untersuchungen  vorgenommen  werden  können.  Es 
wird  also  in  Zukunft  wohl  kaum  umgangen  werden  können,  über 
die  Methoden,  durch  welche  die  Wirkungen  des  Stücklohnes  dar- 
zustellen sind,  besondere  Untersuchungen  anzustellen  und  beson- 
dere Grundsätze  zu  vereinbaren. 

Die  letzte  in  den  genannten  Resolutionen  für  die  Gewinnung 
des  Materials  aufgestellte  Forderung  bezieht  sich  auf  die  Ausfül- 
lung  von  Zählkarten   für   jeden  Arbeiter    über    die    im    Eingange 
genannten  Punkte.     Es  scheint  übrigens,  dass  der  Herr  Bericht- 
erstatter über  die  genannten  Resolutionen  in  diesem  Punkte  auch 
andere  Wege    der   Erhebung   zulassen   will.     Wenigstens    hat    er 
bezüglich    der  Mannheimer  Erhebungen    nicht  beanstandet,    dass 
statt  den  Zählkarten  für  jeden  Arbeiter  Auszüge   aus  den  Lohn- 
büchern der  Fabriken  der  Berechnung  der  Verdienste  der  Arbeiter 
zu  Grunde  gelegt  wurden,  sondern  nur  —  und  das  ist  der  zweite 
Einwand    gegen   die  angewendete  Methode  — ,  dass  die  Anferti- 
gung der  Auszüge    den  Fabriken  überlassen,    und  dass  sie  nicht 
von  statistischen  Beamten  hergestellt  wurden.    Die  im  Zusammen- 
hang  damit    weiter   gemachten  Ausstellungen   sind    unzutreffend, 
wie  schon  aus  den  in  den  genannten  Erhebungen  gegebenen  Er- 
läuterungen hervorgeht.     Die  von  den  Fabriken  gefertigten  Aus- 
züge wurden  kontrolliert,  wenn  auch  nur  durch  Stichproben.    Aber 
das  genügte  nach  den  gemachten  Erfahrungen,  wie  überhaupt  von 
Fabriken  gemachte  ziffermässige  Angaben  aus  ihren  Büchern  stets 
vollständige  Zuverlässigkeit  zeigten.    Eine  Beurteilung  der  Arbeit- 
geber   konnte  bei    dem   gewählten  Wege  überhaupt    keine  Rolle 
spielen,  weil  es  sich,  wie  auch  Herr  5i^//;«(fr/' verlangt,  nur  um  wirk- 
hch  gezahlte  Löhne  innerhalb  bestimmter  Wochen  handelte,  weil  für 
alle  Arbeiter    eines  Betriebes    dieselben  Wochen   zu  Grunde   ge- 
legt, und  weil  diese  Wochen  nach    den  schon    früher    erwähnten 
objektiven  Gesichtspunkten    ausgewählt  wurden.     Es  bleibt  dem- 
nach bezüglich  der  gemachten  Ausstellungen  nur  noch  die  übrig, 
dass  die  Auszüge  aus    den  Lohnbüchern    der  Fabriken  statt  von 
diesen  selbst  von  statistischen  Beamten  vorzunehmen  seien.    Nach 
den  eben   gegebenen  Erläuterungen   wird    auch   diese  Forderung 
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wohl  fallen  zu  lassen  sein  ,  zumal  es  sich  gar  nicht  um  irgend 
welche  Ausscheidungen  und  Berechnungen,  sondern  nur  um  das 
Ausziehen  der  gesamten  Verdienste  der  einzelnen  Arbeiter  fiir 
genau  bestimmte  Zeiten  aus  den  Lohnbüchern  handelt.  Nur  die 
Gesamtverdienste  wurden,  worüber  keinerlei  Zweifel  gelassen  wurde, 
bei  den  Mannheimer  Erhebungen  zu  Grunde  gelegt.  Dieselben 
entsprachen  dem  Zwecke  der  Untersuchung  auch  deswegen  am 
besten,  weil  sie  für  die  wirtschaftliche  Lage  am  massgebendsten 
sind.  Ehe  übrigens  den  Fabriken  die  Anfertigung  der  Auszüge 
nach  gegebenem  Formular  und  sonstiger  Anweisung  überlassen 
wurde  ,  habe  ich  bei  den  Vertretern  der  organisierten  Arbeiter 
mich  erkundigt,  ob  sie  gegen  diese  Art  der  Erhebung  Misstrauen 
hätten.  Sie  haben  mir  geantwortet,  dass  sie  die  Angaben  der 
Fabriken ,  die  sich  auf  Auszüge  aus  ihren  Büchern  bezögen ,  für 
absolut  zuverlässig  hielten.  Es  mag  übrigens  noch  beigefügt 
werden,  dass  bei  den  Mannheimer  Erhebungen  statistische  Be- 
amte zur  Anfertigung  von  Auszügen  in  den  Fabriken  gar  nicht 
zur  Verfügung  gestanden  hätten,  und  dass  daher  die  Erhebungen 
wahrscheinlich  hätten  unterbleiben  müssen,  wenn  diese  Bedingung 
unerlässlich  gewesen  wäre.  Im  Uebrigen  fragt  es  sich  sehr,  ob 
die  Arbeitgeber  es  gestattet  hätten,  dass  man  auf  ihre  Bureaux 
statistische  Beamte  zur  Anfertigung  von  Auszügen  aus  ihren  Lohn- 
büchern gesetzt  hätte.  Ein  Zeichen  von  Vertrauen  hätten  sie 
darin  sicherlich  nicht  gesehen.  Ausserdem  verpflichtet  der  §  139b 
Abs.  5  der  Gewerbeordnung,  selbst  wenn  die  Erhebungen  vom 
Bundesrat  oder  von  den  Landeszentralbehörden  vorgeschrieben 
sind,  die  Arbeitgeber  nur  den  Aufsichtsbeamten  und  den  Polizei- 
behörden die  bezüglichen  Mitteilungen  zu  machen ,  nicht  aber 
irgend  welchen  untergeordneten  delegierten  Beamten  ihre  Bücher 
zur  Anfertigung  von  Auszügen  zur  Verfügung  zu  stellen.  Dieser 
Punkt  hätte  bei  den  gemachten  Ausstellungen  nicht  wohl  über- 
sehen werden  dürfen. 

Im  Vorstehenden  ist  mit  Bezug  auf  die  angeführten  Aeus- 
serungen  des  Herrn  Referenten  über  die  Wiener  Resolutionen 
des  Internationalen  Statistischen  Institutes  angenommen  worden, 
dass  auch  andere  Wege  zur  Erhebung  des  lohnstatistischen  Ur- 
materials  als  durch  Zählkarten  zugelassen  werden.  Was  nun  die 
angenommene  Fassung  der  Zählkarte  selbst  betrifft,  so  muss  un- 
bedingt zugegeben  werden,  dass  dieselbe  alle  für  die  Verhältnisse 
der  Arbeiter  wichtigen  Umstände  eriasst,  und  dass  sie  daher  als 
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Grundlage  für  gleichzeitige  Erhebungen  der  verschiedenen  Seiten 
des  Arbeitsverhältnisses  überall  dort  ausgezeichnete  Dienste  leisten 
wird ,  wo  es  sich  mehr  um  vollständige  und  übersichtliche  Dar- 
stellung handelt,  und  wo  ein  einfacherer  Weg  ausgeschlossen  ist. 
Für  die  exakte  und  allseitig  eindringende  Darstellung  einer  Seite 
des  Arbeitsverhältnisses  reicht  aber  die  Fassung  der  Zählkarte 
nicht  aus.  Welche  komplizierten  Frageschemas  für  die  gründ- 
liche Erforschung  der  Arbeitszeit  nicht  umgangen  werden  können, 
davon  geben  u.  a.  auch  die  von  der  Reichskommission  für  Ar- 
beiterstatistik aufgestellten  Fragebogen  über  einzelne  Gewerbe- 
zweige Aufschluss.  Wer  aber  Erhebungen  über  die  gesamte 
Lage  von  Arbeiterschichten  unter  fortwährender  Berührung  mit 
den  Personen  und  den  Dingen  selbst  zu  machen  in  der  Lage 
ist,  wird  es  ohne  Zweifel  für  zweckmässiger  finden,  erstens  nicht 
alles  gleichmässig  durch  Zählkarten  zu  erheben,  sondern  auch 
andere  Mittel  der  Erkenntnis  zu  benützen,  wie  sie  sich  ihm  nach 
den  Verhältnissen  bieten,  und  er  wird  namentlich  nicht  am  An- 
fange Umfang  und  Art  der  Erhebungen  festlegen,  sondern  diese 
während  des  Fortganges  der  Arbeit  beständig  vervollkommnen 
und  verbessern.  Schon  aus  diesem  Grunde  müsste  gegen  die 
allgemeine  und  unbedingte  Vorschrift,  die  genannte  Zählkarte  den 
lohnstatistischen  Erhebungen  zu  Grunde  zu  legen,  Einsprache  er- 
hoben werden. 

Zum  Schlüsse  soll  hier  noch  die  seit  einiger  Zeit  vielfach 
ventilierte  Frage,  ob  nicht  auch  das  Material  der  Unfallberufs- 
genossenschaften als  Grundlage  lohnstatistischer  Erhebungen  dienen 
kann  ,  kurz  berührt  werden ,  wenngleich  diese  Frage  schon  um 
deswegen  umgangen  werden  könnte ,  weil  die  Resolutionen  des 
Internationalen  Statistischen  Instituts,  auf  deren  Besprechung  sich 
hier  beschränkt  werden  sollte,  von  einer  Benutzung  des  Materials 
der  Berufsgenossenschaften  vollständig  absehen.  Im  allgemeinen 
soll  nicht  bezweifelt  werden ,  dass  die  Lohntabellen  der  Berufs- 
genossenchaften  so  eingerichtet  werden  können ,  dass  richtige 
Lohnangaben  aus  ihnen  zu  entnehmen  sind,  wenn  zur  Zeit  auch 
das  Material  der  Berufsgenossenschaften  noch  nicht  durchweg 
dieser  Anforderung  entspricht.  Diese  Lohntabellen  enthalten  aber 
keine  statistisch  verwendbaren  Angaben  über  die  Beschäftigung.' 
Ohne  solche  Angaben  lassen  sich  aber  Lohngruppierungen  bei 
den  früher  bezeichneten,  an  sie  zu  stellenden  Anforderungen  nicht 
herstellen,    Ebenso  sind  die  Angaben  über  die  verwendete  Arbeits- 
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zeit  in  dem  Material  der  Berufsgenossenschaften  nicht  zuverlässig 
genug,  weil  die  verwendete  Arbeitszeit  für  die  Zwecke  der  Be- 
rufsgenossenschaften nur  eine  untergeordnete  Rolle  spielt.  Endlich 
giebt  dieses  Material  auch  keinen  Aufschluss  über  die  Löhnungs- 
art, ob  Zeitlohn,  Stücklohn  u.  s.  w.  Es  ist  also  nicht  recht  ein- 
zusehen, nach  welcher  Richtung  die  Lohnangaben  dieses  Materials 
verarbeitet  werden  könnten,  denn  ohne  Zusammenhang  der  wenn 
auch  zuverlässig  und  statistisch  gut  zusammengestellten  Lohnzahlen 
mit  einem  der  genannten  Verhältnisse  könnte  man  mit  den  Er- 
gebnissen einer  solchen  Zusammenstellung  nichts  anfangen. 

Im  Vorstehenden  wurde  versucht,  an  der  Hand  der  bei  der 
praktischen  Durchführung  lohnstatistischer  Erhebungen  gemachten 
Erfahrungen  und  an  der  Hand  der  Bedingungen,  die  sich  aus 
den  Zwecken  solcher  Erhebungen  ergeben,  die  Frage  zu  prüfen, 
ob  die  von  dem  Internationalen  Statistischen  Institut  aufgestellten 
Forderungen  für  die  Beschaffung  des  Urmaterials  den  Charakter 
allgemeiner  und  unbedingt  bindender  Vorschriften  haben  können. 
Diese  Frage  musste  verneint  werden.  Die  Erfüllung  dieser  For- 
derungen gewährleistet  nicht  die  genügende  Erreichung  sämt- 
licher Erhebungszwecke,  was  an  dem  Eingehen  auf  einzelne  der- 
selben darzulegen  gesucht  wurde.  Ein  Eingehen  auf  alle  Seiten 
des  Gegenstandes  konnte  nicht  beabsichtigt  sein.  Bei  dem  weiten 
Auseinandergehen  der  Ansichten  über  wichtige  Fragen  der  Lohn- 
statistik, wie  es  aus  litterarischen  Veröffentlichungen  hervorgeht, 
kann  zum  Schlüsse  nur  der  Wunsch  ausgesprochen  werden,  dass 
ein  gemeinsamer  Boden  der  Verständigung  bald  gefunden  werden 
möge. 

Karlsruhe  im  Januar  1893. 

Nachschrift  von  Ende  März.  Seitdem  die  vorstehen- 
den Ausführungen  niedergeschrieben  und  an  die  Redaktion  der 
Zeitschrift  abgehefert  wurden ,  hat  die  öffentliche  Diskussion  der 
Frage  der  Lohnstatistik  weitere  Fortschritte  gemacht  und  es  sind 
seither  so  viele  Erörterungen  derselben  erschienen,  oder  doch 
dem  Verfasser  bekannt  geworden,  dass  es  ihm  gestattet  werden 
muss,  seiner  Besprechung  noch  einige  kurze  Bemerkungen  nach- 
zutragen. Nachdem  durch  den  Reichstagsabgeordneten  Siegle 
schon  in  der  ersten  Sitzung  der  Kommission  für  Arbeiterstatistik 
vom  Juni  1892  der  Antrag  auf  Herstellung  einer  Lohnstatistik 
für  alle    den  Berufsgenossenschaften   angehörenden    gewerblichen 
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Arbeiter  gestellt  wurde ,  ist  dieser  Gedanke  von  verschiedenen 
Seiten  teils  zustimmend,  teils  auf  die  Schwierigkeiten  aufmerksam 
machend,  weiter  verfolgt  worden.  Es  ist  besonders  darauf  hinzu- 
weisen, dass  auch  der  als  Sozialpolitikcr  rühmlich  bekannte  Unter- 
staatssekretär a.  D.  Dr.  G.  V.  Mayr  sich  öffentlich  dafür  ausge- 
sprochen hat,  es  solle  das  Reichsversicherungsamt  das  auf  Grund 
des  §71  des  Unfallversicherungsgesetzes  zu  gewinnende  Material  sta- 
tistisch verarbeiten.  Mit  Bezug  auf  alle  diese  Anregungen  hat  der  be- 
rufenste Beurteiler  des  Gegenstandes  der  Präsident  des  Reichsver- 
sicherungsamtes Wtxx  Dr.  Bödiker  in  Band  71  Heft  2  der  Preussischen 
Jahrbücher  in  dieser  Frage  das  Wort  ergriffen,  und  hat  anknüp- 
fend an  die  vorgeschlagene  Benützung  des  lohnstatistischen  Ma- 
terials der  Berufsgenossenschaften  auf  die  Schwierigkeiten  der 
Arbeiterlohnstatistik  in  so  umfassender  Weise  und  dabei  in  so 
bewundernswerter  schlagender  Kürze  hingewiesen ,  dass  hoffent- 
lich künftig  Vorschläge  nach  dieser  Richtung  nur  dann  gemacht 
werden,  wenn  man  zugleich  in  der  Lage  ist  die  Mittel  anzugeben, 
mit  denen  diese  Schwierigkeiten  überwunden  werden  können. 
Nach  dem  ganzen  Zwecke  der  Veröffentlichung  konnte  Herr 
Dr.  Bödiker  auf  die  im  Vorstehenden  besprochenen  Fragen  der 
Methoden  lohnstatistischer  Erhebungen  und  Darstellungen  nicht 
eingehen.  Es  würde  aber  von  dem  grössten  Interesse  gewesen 
sein  zu  erfahren,  ob  es  für  möglich  gehalten  wird,  diese  Schwie- 
rigkeiten bei  Erfüllung  der  Forderungen  des  Internatiolen  Statisti- 
schen Institutes  zu  überwinden,  —  Es  muss  ferner  zu  der  vor- 
stehenden Besprechung  nachgetragen  werden ,  dass  der  oben 
genannte  Antrag  Siegle  in  der  Sitzung  der  Kommission  für  Ar- 
beiterstatistik vom  Februar  d.  J.  beraten ,  und  dass  dabei  von 
dem  Verfasser  als  Referenten  über  diesen  Antrag  unter  mehr- 
facher Zustimmnng  darauf  hingewiesen  wurde ,  dass  allgemeine 
Normen  für  lohnstatistische  Erhebungen  nicht  vorhanden  seien, 
und  es  wurden  die  Gründe  in  Kürze  angedeutet,  aus  denen  auch 
die  Resolutionen  des  Internationalen  Statistischen  Institutes  als 
solche  Normen  nicht  gelten  könnten.  Für  diese  Resolutionen  ist 
damals  niemand  eingetreten.  —  Endlich  müssen  noch  zwei  Ver- 
öffentlichungen des  Königlich  Sächsischen  Statistischen  Bureaus 
angeführt  werden.  »Der  gegenwärtige  Stand  und  die  neuen  Auf- 
gaben der  Lohnstatistik  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Me- 
thode der  Erhebung  und  Verarbeitung<'i  von  Dr.  Viktor  Bohnert 
und      Lohnstati-stische    Untersuchungen    in    den    Cigarrenfabriken 
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mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Methode  der  Lohnstatistik«  von 
Alban  Förster,  Redaktionssekretär  des  K.  S.  Statistischen  Bureaus. 
Auf  diese  beiden  interessanten  VeröffentHchungen  kann  natürlich 
nicht  in  einem  Nachtrage  allseitig  eingegangen  werden.  Nur  einige 
Bemerkungen  seien  gestattet,  soweit  sie  durch  den  vorstehenden 
Aufsatz  notwendig  gemacht  werden.  Die  Schrift  des  Herrn  Dr. 
Böhmert  beschränkt  sich  auf  die  Methoden  der  Lohnstatistik  und 
giebt  hier  ohne  Zweifel  einen  vollständigen  Ueberblick.  Die  Re- 
solutionen des  Internationalen  Statistischen  Institutes,  die  hier  am 
meisten  interessieren,  werden  aber  an  dieser  Stelle  nicht  anders 
begründet  als  in  früheren  Veröffentlichungen  über  diesen  Gegen- 
stand. Die  sonstigen  Mitteilungen  über  angewendete  Methoden 
zeigen,  wie  wenig  entwickelt  und  abgeschlossen  diese  Frage  ist, 
und  machen  den  Fortschritt  kenntlich,  den  gerade  die  mehrfach 
bekämpften  Wiener  Resolutionen  darstellen.  Ihr  grosser  Fehler, 
eine  offene  Frage  dogmatisch  zum  Abschluss  bringen  zu  wollen, 
wird  aber  durch  diese  relative  Bedeutung  nicht  verwischt.  Das 
Interesse  der  lohnstatistischen  Untersuchungen  des  Herrn  Alban 
Förster  liegt  darin,  dass  hier  die  durch  die  Wiener  Resolutionen 
vorgezeichnete  Methode  praktisch  vollständig  angewendet  wird. 
Aus  der  vortrefflichen  Arbeit  kann  entnommen  werden,  zu  welchen 
guten  Resultaten  bezüglich  der  Darstellung  man  bei  Befolgung 
der  genannten  Resolutionen  kommt,  wenn  es  sich  um  die  Unter- 
suchungen eines  kleinen  Gebietes  handelt.  Man  gewinnt  aus 
dieser  Arbeit  aber  auch  gleichzeitig  die  Ueberzeugung,  dass  die 
Lohnverhältnisse  eines  grösseren  Gebietes  nicht  nach  dieser  Me- 
thode dargestellt  werden  könnten.  Zum  Beweise  der  Allgemein- 
gültigkeit der  Resolutionen  des  Internationalen  Statistischen  In- 
stitutes kann  daher  die  im  Uebrigen  ausgezeichnete  Veröffent- 
lichung des  Herrn  Förster  nicht  dienen. 


AUS  DEM 

VERFASSUNGS-    UND   VERWALTUNGSRECHT 

DES  BRITISCH-INDISCHEN  KAISERREICHS. 

VON 

Dr.  G.  RUHLAND. 


ZWEITER   ARTIKEL. 

I.    Die    Grundsteuerverfassung. 

Der  Grundsatz  der  altindischen  Regierungen  sagt,  dass  der 
König  ein  Recht  hat  auf  einen  Anteil  an  den  geernteten  Pro- 
dukten des  kultivierten  Landes.  Die  alten  Schriftsteller  und  Glossa- 
toren fixieren  diesen  Anteil  auf  ein  Sechstel  der  Ernte,  mit  dem 
Rechte  in  Zeiten  der  Not,  wie  namentlich  in  Kriegszeiten,  diesen 
Anteil  zu  erhöhen.  In  späterer  Zeit  wurde  es  allgemein  üblich, 
immer  ein  Drittel,  oder  zwei  Fünftel  und  in  einigen  Fällen  auch 
die  Hälfte  einzuziehen.  Das  Getreide  wurde  auf  die  Dreschtenne 
aufgeschüttet  und  speziell  hierzu  ernannte  Beamten  nahmen  die 
Teilung  vor  und  zwar  nicht  bloss  zu  Gunsten  des  Staates,  son- 
dern auch  für  die  Gemeindehandwerker  und  Arbeiter,  für  den 
Obereigentümer  des  Landes ,  wenn  ein  solcher  in  Betracht  kam 
u.  s.  w.  An  anderen  Orten  wurde  die  Ernte  noch  auf  dem  Halm 
mit  erstaunlicher  Genauigkeit  geschätzt  und  dann  von  den  Taxa- 
toren der  Anteil  des  Königs  bestimmt,  der  an  die  Magazine  der 
Regierung  abzuliefern  war ,  ohne  dabei  die  weitere  Aufteilung 
innerhalb  der  Gemeinde  zu  berücksichtigen.  Diese  Methode  wird 
heute  noch  in  vielen  Eingeborenen-Staaten  angewendet.  In  sehr 
gefährdeten  Distrikten,  wo  die  Ernte  infolge  des  Klimas  eine  un- 
sichere ist ,  oder  die  Feldfrüchte  durch  wilde  Tiere  zerstört 
werden ,  hat  diese  Methode  der  Steuerbemessung  unzweifelhaft 
ihre  Vorteile.     Ein  Landwirt,    der  seine  Ernte  verloren  hat,  hat 
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nichts  zu  zahlen  und  alle  Erwägungen  über  den  ganzen  oder  teil- 
vveisen  Erlass  der  Grundsteuer  unterbleiben.  In  anderen  Gegenden 
aber,  deren  volkswirtschaftliche  Verhältnisse  mehr  entwickelt  sind, 
wo  die  Getreidepreise  höher  stehen ,  wo  die  Gelegenheit  zum 
Stehlen  und  Unterschlagen  auf  Seiten  der  Unterthanen  und  zur 
Bedrückung  auf  Seiten  der  Beamten  sich  steigert,  beginnt  dieses 
System  der  Naturalteilung  bald  unerträglich  zu  werden  ^).  Des- 
halb hat  man  es  schon  zur  Zeit  der  Regierung  von  Akbar  (1572) 
aufgegeben  und  dafür  eine,  wenn  auch  wenig  durchgebildete  Steuer- 
veranlagung für  Geldleistungen  durchgeführt,  welche  es  übrigens 
der  Entscheidung  der  Steuerzahler  überliess,  in  Geld  oder  in  natura 
die  Steuer  zu  entrichten  ^). 

Es  ist  lediglich  von  historischem  Interesse,  diese  Entwicke- 
lung  des  Näheren  zu  verfolgen.  Im  allgemeinen  jedoch  war  die 
Wirkung  und  Handhabung  der  Steuerpolitik  unter  den  altindischen 
Regierungen  keine  günstige.  Grosse  Regenten  wie  Akbar  und 
Staatsmänner  von  der  Bedeutung  eines  Malik  'Ambar  in  dem 
muhamedanischen  Königreiche  Dakhan  haben  die  Ländereien 
vermessen  und  einen  billigen  Steuersatz  für  Geldleistungen  fixiert. 
Andere  aber  nahmen  eine  ziemlich  rohe  Steuerberechnung  nach 
der  Zahl  der  in  Verwendung  gebrachten  Pflüge  vor.  Als  dann 
das  Mughal-Reich  in  Verfall  kam,  ging  man  in  der  Grundsteuer- 
verfassung mehr  und  mehr  zum  System  der  Verpachtung  an 
Steueragenten  oder  sog.  Revenue-Farmers  über.  Zu  diesem  Be- 
hufe  wurde  für  eine  gewisse  Fläche,  wie  die  einer  »Pargana«  oder 
mehr  oder  weniger,  nach  roher  Schätzung  die  Besteuerungsfähig- 
keit ermittelt,  ein  gewisser  Teil  für  den  Pächter  selbst  und  seine 
Hülfsbeamten    in  Abzug    gebracht  und    der    verbleibende  Betrag 


i)  Ueber  die  bei  uns  für  den  Uebergang  aus  der  Naturalsteuer  zur  Geldsteuer  in 
Betracht  kommenden  Erwägungen  vergl.  meine  Ausführungen  auf  Grund  amtlicher 
Quellen   in:   Die  Landwirtschaft  in  Bayern«,   München   1890.   S.    593   ff. 

2)  Die  Aufteilung  der  Ernte  ist  heute  noch  zwischen  Grundherren  und  Pächtern 
allgemein  üblich  in  Panjab  und  allen  jenen  Landesteilen  ,  wo  noch  primitivere  Ver- 
kehrsverhältnisse bestehen.  Hier  hat  das  wenig  Schwierigkeiten.  Der  Grundherr  wie 
der  Pächter  sind  beide  Landwirte  und  in  der  gleichen  Gemeinde  wohnhaft,  weshalb 
sie  sich  leichter  miteinander  verständigen  als  Staatsbeamte  und  Unterthanen,  die  sich 
hier  gegenseitig  mit  einer  gewissen  Summe  von  Misstrauen  behandeln.  Kulturen  wie 
Zuckerrohr ,  Baumwolle  und  Gemüse  sind  schwieriger  in  natura  aufzuteilen  ,  weshalb 
die  Leistung  hier  in  der  Regel  überall  in  Geld  erfolgt.  Solche  Kulturen  nennt  man 
in  Indien  »Zabti-Crops«  ,  von  dem  arabischen  »Zabt«,  etwas  r Spezielles«  ,  ».Ausge- 
nommenes k. 
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als  Pflichtige  Steuerzahlung  an  die  Staatskasse  fixiert.  Die  Re- 
gierung hatte  sich  dann  um  alle  übrigen  Details  nicht  mehr  zu 
kummern.  Statt  die  Steuerveranlagung  periodisch  zu  überprüfen, 
hat  man  an  der  einmal  getroffenen  Festsetzung  in  der  Weise  fest- 
gehalten ,  dass  man,  je  nach  dem  Bedarf  der  Zeiten,  unter  ver- 
schiedenen Namen  und  Begründungen  entsprechende  prozentuale 
Zuschläge  erhoben  hat.  Gleichzeitig  haben  die  sich  selbst  über- 
lassenen  Steuerpächter  der  Bevölkerung  weit  höhere  Beträge  cr- 
presst,  als  die  Regierung  berechnet  hatte.  Diese  Differenz  ist 
natürlich  in  ihre  Tasche  geflossen. 

Zur  damaligen  Zeit  hat  die  Regierung  der  eingeborenen 
Fürsten  alles  Land  als  Eigentum  des  Königs  betrachtet  —  nach 
den  alten  Büchern  der  Hindus  und  nach  den  muhamedanischen 
Rechtssätzen  offenbar  mit  Unrecht.  Darnach  gehört  dem  Staate  — 
wie  es  auch  immer  der  Fall  war  —  alles  unproduktive  und  un- 
okkupierte  Land.  Aber  Ländereien,  welche  in  Besitz  genommen 
und  bebaut  wurden ,  waren  in  einem  gewissen  Sinne  stets  als 
Privateigentum  behandelt  worden.  Die  späteren  Regenten  waren 
Eroberer  oder  deren  Vizekönige ,  welche  ihre  Lehenspflicht  zum 
Mughal-Kaiser  gebrochen  hatten,  wie  der  Nizam  von  Haideräbäd 
oder  der  König  von  Oudh.  Diese  Herren  machten  die  weitgehend- 
sten Forderungen  geltend,  um  über  alles  eine  unbeschränkte  Ge- 
walt ausüben  zu  können.  Ihre  steuerpolitischen  Grundsätze,  die 
nicht  ohne  ein  gewisses  Geschick  in  die  Praxis  übersetzt  wurden, 
gingen  direkt  darauf  aus ,  dem  Volke  von  seinem  Ein- 
kommen alles  wegzunehmen,  was  nicht  zum  Exi- 
stenz- und  Erhaltungsminimum  gehörte.  In  guten 
Jahren  nahmen  sie  deshalb  mehr,  in  schlechten  weniger  ein. 
Dieses  System  hat  zwar  dem  Volke  noch  seine  Existenz  ermög- 
licht, aber  es  konnte  den  Engländern ,  als  sie  in  Indien  die  Re- 
gierung übernahmen,  auf  die  Dauer  nicht  genügen.  In  den  meisten 
der  ersten  englischen  Grundsteuereinführungen  wird  erklärt,  dass 
nur  die  gleichen  Steuern,  wie  sie  unter  der  früheren  Regierung 
gezahlt  wurden,  erhoben  werden  sollten,  aber  mit  der  ausdrück- 
lichen Zusatzforderung  einer  gleichmässig  pünktlichen  Zahlung, 
was  freilich  dem  altindischen  System  fremd  war  und  woraus  so- 
fort viel  Schwierigkeiten  erwuchsen. 

Die  erste  Erfahrung  in  der  Grundsteuerveranlagung  wurde 
englischerseits  in  Bengalen  gemacht.  Es  traf  sich,  dass  das  System 
der  Steuerverpachtung    an    besondere  Agenten,    von    denen    wir 
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oben  kurz  gesprochen  hatten,    und  die  in  Indien   »Zamindärs«  ^) 
genannt  werden  ,    in  dieser  Provinz  so    vollständig   zur  Durchbil- 
dung und  Ausbildung  gekommen  war,  dass  dem  gegenüber  alle 
übrigen  Organisationsformen  zurücktraten.     Das  Gemeindesystem 
war  beinahe  vollständig  verschwunden  bis  auf  die  Namen.     Und 
als  damals  (im  Jahre  1786)  Lord  Cornwallis  mit  der  von  der  eng- 
lischen Regierung  ihm  mitgegebenen  Instruktion  den  Gouverneur- 
posten von  Bengalen    übernahm ,    wonach  er   die  Grundsteuer  in 
seiner  Präsidentschaft  neu  zu  ordnen  hatte,  blieb  ihm  —  bei  dem 
Mangel    an   guten    eingeborenen  Beamten    und    dem  Verlust   der 
alten  Grundsteuerorganisation  wie  der  Unmöglichkeit,  sofort  eine 
allgemeine   Landvermessung    vorzunehmen  —    schlechthin   nichts 
anderes  zu  thun  übrig,    als  sich   auf  die  »Zamindärs«    zu  stützen 
und  sie  gesetzlich    für  ihre   respektiven  Gebiete    als  Grundherren 
anzuerkennen    was    sie    hundert  Jahre    vorher   auch    thatsächlich 
waren.    Für  jeden  Zamindar  wurde  eine  bestimmte  Steuersumme 
fixiert,  an  Basis  der  älteren  Steuerrechnungen ,    welche  nach  all- 
gemeinen Erwägungen  modifiziert  wurden.    Und  Lord  Cornwallis 
setzte  es  dann,  wenn  auch  nicht  ohne  Widerstand,   bei  der  eng- 
lischen Regierung  durch,  dass  dieser  Steuerbetrag  als  für  immer- 
währende Zeiten  fixierte  Leistung  anerkannt  wurde  ^').    Das  Grund- 
steuersystem von  Bengalen  wird  deshalb  das  »Permanent  Settle- 
ments genannt    und    ist  speziell    nur    dieser  Provinz    eigen.     Die 
Permanenz  ist  nur  eine  von  den  verschiedenen  Schwächen  dieses 
Systems,  aber  es  hat  auch  seine  Verteidiger  und  es  ist  lange  da- 
rüber gestritten  worden,  ob  man  nicht  auch  für  die  anderen  Pro- 
vinzen einen  für   ewige  Zeiten   festgesetzten  Steuersatz    einführen 
sollte.     Glücklicher   Weise    ist    dieser    Vorschlag    nicht    unwider- 
sprochen  geblieben    und    schliesslich    als    unpraktisch    verworfen 
worden.    Aber  von  Zeit  zu  Zeit  ist  es  doch  immer  wieder  aufge- 
taucht, bis  im  Jahre  1882  vom  Minister  für  Indien  in  England  in 
Uebereinstimmung  mit   der    englischen  Regierung    in  Indien    das 
Prinzip  des  »Permanent  Settlement«    endgültig"  abgelehnt   wurde. 

i)  Auch  »Zamindar«  stammt  aus  dem  Persischen  und  setzt  sich  zusammen  aus 
»dar«  »Besitzer«,  »Zamin«  »von  Land«  und  umschliesst  deshalb  auch  alle  Landwirte 
als  eine  Klasse.  Zamindar«  mit  einem  grossen  »Z«  geschrieben  bedeutet  jene  grossen 
Steuerpächter,  welche  durch  die  Grundsteuerveranlagung  für  Bengalen  zu  Grundherren 
geworden  sind. 

2)  Die  Steuer  war  zuerst  nur  auf  10  Jahre  festgesetzt  worden ,  weshalb  sie  in 
Büchern  der  damaligen  Zeit  »Decennial  Settlement«  genannt  wird.  Die  Einführung 
erfolgte  im  Jahre  1793.     Seitdem  ist  sie  sich  unverändert  gleich  geblieben. 
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Wir  sagten  bereits,  dass  die  Grundsteuer  von  Bengalen  auf 
diese  Provinz  beschränkt  blieb.  Thatsachlich  ist  sie  indes  im 
Jahre  1795  in  den  Distrikten  um  Benares,  die  jetzt  zu  den  Nord- 
westprovinzen gehören  ,  eingeführt  worden  ,  nur  dass  damit  eine 
vollständige  Katastralaufnahme  der  Flachen  nebst  grundbucher- 
licher  Eintragung  aller  bestandenen  Rechte  verbunden  war.  Ferner 
war  die  Veranlagung  mit  Grundherrn  innerhalb  der  einzelnen  Ge- 
meinden durchgeführt  worden,  so  dass  mit  dem  einzigen  Merkmal 
der  Permanenz  die  Grundsteuer  von  Benares  wirklich  nicht  jener 
von  Bengalen  gleich  ist.  iJas  Zamiiidari-Settlemcnl  für  grössere 
Grundflächen  in  Madras  ist  in  der  That  die  einzige  Wiederholung 
des  bengalischen  Systems.  In  allen  anderen  Provinzen,  die  seiner 
Zeit  dem  Mughal-Reiche  zugehört  hatten,  hat  der  Vorschlag,  die 
Grundsteuer  den  Steuerpächtern  aufzulegen,  die  allerwärts  mit  der 
Zeit  die  Stellung  von  Grundherrn  zu  gewinnen  wussten,  keine  all- 
gemeine Zustimmung  erfahren.  In  Oudh  war  es  zwar  ziemlich 
allgemein  befolgt  worden,  aber  doch  in  einer  anderen  Form.  Der 
Steuerpächter  wird  hier  Taluqdär  genannt.  In  den  Nordwest- 
provinzen wurde  das  gleiche  System  gelegentlich  für  einzelne 
Teile  angenommen ,  aber  auch  nur  in  der  Weise ,  dass  die  Ver- 
pachtung gemeindeweise  erfolgte  und  nicht  etwa  grössere  Län- 
dereigebiete zusammengeworfen  wurden.  Im  Panjab,  in  Bombay 
und  in  Madras  ^)  war  die  Steuerverpachtung  nicht  allgemein  und 
lang  genug  durchgeführt  worden,  als  dass  es  eine  dauernde  Wir- 
kung zurückgelassen  hätte.  In  den  Zentralprovinzen  hatte  die 
Mahätha-Regierung  ein  eigenes  System  der  Steuerverpachtung 
für  einzelne  Gemeinden,  das  merkwürdige  Resultate  bewirkt  hat. 
Als  deshalb  die  anderen  Provinzen  neben'Bengalen  noch  annektiert 
wurden ,  wurde  es  für  die  englische  Regierung  eine  der  wichtig- 
sten Aufgaben,  das  Problem  der-Grundsteuereinführung  zu  lösen. 
Dabei  muss  sofort  gesagt  werden,  dass  an  die  in  alten  Zeiten  er- 
folgte Ablieferung  eines  Teils  der  Ernten  nicht  gedacht  werden 
konnte.  Und  so  mussten  unter  allen  Umständen  zwei  Fragen 
besonders  erwogen  werden,  nämlich  : 

l)  Hiervon  sind  von  Madras  die  Zamindari-Grundherrschaften  auszunehmen.  Mit 
Beginn  der  englischen  Oberhoheit  war  die  Steuerverpachtung  auch  in  Bombay  und 
in  den  Nordwestprovinzen  allgemein ,  aber  diese  Zustände  wurden  nur  so  lange  bei- 
behalten ,  bis  die  Behörden  gelernt  hätten ,  der  sich  bietenden  Schwierigkeiten  der 
Grundsteuerveranlagung  Herr  zu  werden.  Das  war  eine  ebenso  grosse  wie  schwie- 
rige Aufgabe,  denn  das  heute  geltende  System  musste  in  allen  seinen  Teilen  auf  dem 
Wege   der  Erfahrung  und  erst  nach   einer  Reihe  von   Misserfolgen  ermittelt  werden. 
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i)  Welcher  jährlich  fällige  Geldbetrag  des  Staatsbedarfs  soll 
durch  die  Grundsteuer  gedeckt  werden  und  wie  soll  man  diesen 
Betrag  erlangen? 

2)  Welche  Personen  sollen  für  die  Zahlung  der  Grundsteuer 
haftbar  sein? 

Den  Prozess  ,  welcher  diese  Fragen  entscheidet  und  zur 
Durchführung  bringt,  nennt  man  »Settlement  of  the  Land-Re- 
venue«  oder  vielmehr  kurzweg  »Settlement«.  Keine  der  verschie- 
denen Entscheidungsformen  oder  der  verschiedenen  Systeme 
könnte  für  ganz  Indien  angenommen  werden  ,  weil  die  Berechti- 
gung eines  Systems  abhängig  ist  von  lokalen  und  klimatischen 
Verhältnissen,  von  der  Beschaffenheit  des  Bodens  und  den  Kultur- 
arten, von  den  Rechtsverhältnissen  an  Grund  und  Boden  wie  von 
den  Sitten  und  Gebräuchen  der  Gegend.  Es  war  ferner  notwen- 
dig, die  Besteuerungsmethode  so  viel  als  irgend  möglich  mit  den 
Anschauungen  der  Eingeborenen  in  Einklang  zu  bringen  und  die 
Steuer  selbst  so  gleichmässig,  so  leicht  erinnerlich  und  so  leicht 
einziehbar  zu  machen ,  als  es  nur  anginge.  Die  Art  der  Grund- 
steuerveranlagung muss  deshalb  mit  der  Natur  der  Verhältnisse 
wechseln.  Unglücklicher  Weise  war  es  in  früherer  Zeit  Sitte,  nach 
der  Erwerbung  neuer  Provinzen  immer  wieder  die  Frage  nach 
dem  absolut  besten  Grundsteuersystem  aufzuwerfen  und  zu  er- 
örtern. Es  giebt  keine  wertlosere  Diskussion!  Nachdem  einmal 
die  allgemeinen  Prinzipien,  welche  allen  Grundsteuerarten,  mit 
Ausnahme  jener  von  Bengalen  ,  eigen  sind ,  festgestellt  waren, 
mussten  die  übrigen  Fragen  stets  und  nur  unter  Rüchsichtnahme 
auf  die  lokalen  Verhältnisse  entschieden  werden.  Kein  System 
kann  an  sich  besser  oder  das  beste  sein.  Thatsächlich  ist  keines 
von  allen  auch  nur  als  gut  zu  bezeichnen,  ausgenommen  für  die 
spezielle  Provinz  und  für  die  besonderen  Verhältnisse,  für  welche 
es  zu  funktionieren  bestimmt  ist. 

Es  kann  nicht  oft  genug  betont  werden ,  dass  man  sich  für 
Indien  in  keinerlei  theoretische  Diskussion  darüber  einlassen  kann, 
ob  eine  Art  der  Grundsteuerveranlagung  an  sich  gut  oder  schlecht 
sei.  Und  ebensowenig  hat  es  irgend  welchen  Wert  sich  hier  in 
den  unfruchtbaren  Streit  einzulassen,  ob  die  Grundsteuer  als  »Steuer« 
oder  als  »Reallast«  zu  bezeichnen  wäre,  wenn  auch  in  den  älteren 
Berichten  und  Geschichtswerken  über  Indien  diese  letztere  Be- 
zeichnung sich  öfter  findet.  So  viel  ist  gewiss,  dass  die  englische 
Regierung  in  Indien    sich  nicht    als  den  obersten  G  r  u  n  d- 
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h  e  r  r  n  aller  I.  ä  n  d  e  r  c  i  c  n  betrachtet.  Sie  hat  formell  die 
privaten  Eigentumsrechte  an  allen  Grundstücken  anerkannt,  aus- 
genommen an  solchen,  welche  unproduktiv  und  noch  unokkupiert 
sind  oder  an  solchen,  welche  ihr  durch  Konfiszierung  oder  aus 
anderen  Gründen  heimgefallen  sind.  Sie  nimmt  ferner  das  Eigen- 
tumsrecht in  Anspruch  für  das  Wasser  in  Seen  und  Flüssen  und 
für  die  Mineralien  unter  der  hLrde.  Und  endlich  verzichtet  sie 
nicht  auf  den  alten  Rcchlsgrundsatz,  wonach  die  Grundstücke  für 
die  geforderte  Grundsteuer  haften  in  der  Weise,  dass  wenn  letztere 
nicht  gezahlt  wird,  das  Land  verkauft  wird  und  die  Regierung  es 
kaufen  mag  und  Grundeigentümer  wird,  wie  das  in  Bengalen  öfter 
vorgekommen.  In  irgend  welchem  anderen  Sinne  ist  die  Regie- 
rung nicht  Grundeigentümer  und  die  Leistungen,  welche  sie  dem 
Boden  auferlegt,  sind  nicht  »Reallasten«,  sondern  »Steuern«.  Die 
Regierung  übt  zwar  trotzdem  grundherrliche  Funktionen  aus,  aber 
mehr  aus  wohlwollend  fürsorglichen  Erwägungen :  sie  wacht  über 
das  Wohlergehen  der  Landwirte,  sie  hat  besondere  Gesetze  er- 
lassen, nach  welchen  dieselben  entweder  für  allgemeine  Betriebs- 
zwecke oder  für  spezielle  Meliorationen  Gelder  vom  Staate  geliehen 
erhalten  und  sie  ist  bereit,  je  nach  der  Grösse  der  entstandenen 
Notlage  die  Steuern  ganz  oder  doch  teilweise  zu  erlassen.  Die 
Regierung  hat  ferner  Vormundschaftsbehörden  geschaffen,  welche 
von  einer  gewissen  Besitzgrösse  aufwärts  für  unselbständige 'und 
für  nicht  volljährige  Personen  die  Verwaltung  des  Vermögens 
übernehmen.  Die  Regierung  sorgt  für  Tierarzneischulen  und  Tier- 
ärzte ,  um  die  Schädigungen  der  Viehseuchen  zu  mindern ,  sie 
unterstützt  und  schafft  landwirtschaftliche  Schulen  und  unterhält 
Musterfarmen ,  auf  denen  umfassende  Anbauversuche  ausgeführt 
werden.  In  diesem  Sinne  kann  man  die  Regierung  des  indischen 
Reiches  »Landlord«  nennen,  wann  es  beliebt  ist. 

Was  die  steuerpoHtische  Berechtigung  der  Grundsteuer 
in  Indien  anbelangt,  so  müssen  wir  vor  allem  darauf  hinweisen, 
dass  sie  den  grossen  Vorzug  eines  unvordenklichen  Bestandes 
für  sich  hat.  Sie  ist  von  allen  Klassen  der  Bevölkerung  als  ganz 
selbstverständlich  anerkannt.  Und  wenn  die  Steuer  selbst  richtig 
veranlagt  ist,  kann  sie  mit  einem  Minimum  von  Reibung  und 
Widerstand  und  mit  der  geringstmöglichsten  Summe  von  inquisi- 
torischen Verhandlungen  von  selten  des  Steuereinnehmers  er- 
hoben werden.  Es  ist  ganz  ausser  allem  Zweifel,  dass  auf  keine 
andere  Weise  eine   gleich  grosse  Steuereinnahme    mit  gleich  ge- 
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ringeni  Druck    und    der    gleich    allgemeinen  Zustimmung    erlangt 
werden  könnte. 

Doch  kehren  wir  zum   »Settlement«   zurück.     Aufgabe  ist: 
i)  die    jährlich    erforderliche    Steuersumme    auf    die    Steuer- 
objekte gleichmässig  zu  repartieren  und 

2)  die  Steuersubjekte  zu  bestimmen,  welche  für  die  Zahlungs- 
leistung verantwortlich  sind  ^). 

a.  Ueber   die  Technik    der  Grundsteuerveranlagung. 

Es  ist  fast  überflüssig  hervorzuheben ,  dass  heute  ein  jedes 
Feld  genau  vermessen,  in  der  Katastermappe  gemeindeweise  zu- 
sammengestellt und  durch  Photozinkographie  vervielfältigt  wird 
und  zwar  für  alle  Provinzen  mit  Ausnahme  von  Bengalen.  Die 
Basis  des  »Settlement«  ist  deshalb  die  Feststellung  der  Grenzen 
und  zwar  speziell  der  Gemeindegrenzen,  der  Grenzen  der  Grund- 
herrschaften und  der  verschiedenen  Besitzungen  wie  auch  der 
Arten  der  Besitzrechte.  Zu  diesem  Behufe  haben  wir  entweder 
eine  sog.  Katastralvermessung  der  ganzen  Fläche ,  aus  welcher 
jede  Besitzparzelle  ersichtlich  wird,  oder  eine  Vermessung,  bei 
welcher  durch  Geometer  ein  Netz  von  Fixpunkten  und  Grund- 
linien vermessen  wurde,  in  die  hinein  dann  durch  die  Village- 
Patwäris  und  durch  Eingeborene ,  welche  die  Landvermessung, 
soweit  als  hierzu  erforderlich,  gelernt  haben,  die  einzelnen  Felder 
eingezeichnet  werden.  Sobald  diese  Mappe  fertig  und  jedes  Feld 
mit  einer  Plannummer  versehen  ist ,  wird  eine  Liste  angelegt, 
welche  die  Beschreibung  jeder  Parzelle  nach  ihrer  Ausdehnung, 
der  Bonität  des  Bodens  und  anderen  Einzelheiten  enthält.  Diese 
Zusammenstellung  bildet  dann  die  Grundlage  für  die  weiteren 
Aufzeichnungen  über  Besitz-  und  Eigentumsrechte,  welche  an  den 
Grundstücken  haften. 

Es  ist  von  der  Art  der  Besitzverhältnisse  abhängig ,  welche 
Landfläche  bei  der  Katasteranlage  als  Einheit  zu  gelten  hat.  Und 
darnach  unterscheiden   sich  dann   unsere  zwei  errossen  Arten   der 


i)  In  Wirklichkeit  wird  die  jährliche  Steuer  nicht  auf  einem  Termin,  sondern  auf 
mehreren  Terminen  bezahlt,  welche  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  verschieden  an- 
gesetzt sind,  so  dass  die  Steuer  immer  erst  fällig  wird,  wenn  die  Feldfrüchte  geerntet 
und  verkauft  sind.  Es  wird  ferner  dabei  insbesondere  Rücksicht  darauf  genommen, 
ob  es  sich  um  eine  Ernte  von  Produkten  des  Eigenkonsums  oder  von  Handelsfrüchten 
handelt.  Der  ungleich  grössere  Teil  der  Steuer  wird  dann  zu  letzterem  Termine  ein- 
gefordert. 
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Grundsteuerveranlagiuij^  :  das  Scltlcinent  der  Grundherrschaft 
»Mahill-«  oder  auch  -Zamindäri-Settlemeiit'^  gcnannl  und  das 
'>Raiyatwäri-Settlemcnt«,  wo  jede  Fcldparzelle  des  einzelnen  Land- 
bauers separat  vermessen,  abgegrenzt  und  in  den  Kataster  beson- 
ders eingetragen  wird  und  ohne  Mitwissen  und  Aufsicht  der  Steuer- 
beamten nicht  verändert  werden  darf.  Diese  einzelnen  Felder 
bilden  dann  den  Ausgangspunkt  der  Steuerveranlagung.  Das  mag 
durch  einige  Bemerkungen  noch  weiter  erklärt  werden. 

Als  das  Land  unter  den  Einfluss  mächtiger  Zamindärs  oder 
Taluqdärs  ')  zu  Mughals  Zeiten  kam,  war  es  beinahe  unausbleib- 
lich, dass  diese  Grossen  »Grundherrn«  im  vollen  Sinne  des  Wortes 
wurden.  Und  in  diesem  Falle  hat  man  die  Grundsteuer  nach 
diesen  Grundherrschaften  angelegt  und  die  Grundherrn  für  die 
Zahlung  des  ganzen  Betrages  verantwortlich  gemacht.  Nun  kann 
es  vorkommen,  dass  nach  dem  Tode  des  Grundherrn  infolge  der 
indischen  Rechtsbestimmung  über  die  gemeinschaftliche  Erbfolge 
z.  B.  vier  Söhne  und  zwei  Enkel ,  die  an  die  Stelle  des  verstor- 
benen fünften  Sohnes  getreten  sind,  die  Herrschaft  gemeinschaft- 
Hch  besitzen.  In  diesem  Falle  sind  alle  Eigentümer  solidarisch 
für  die  Grundsteuer  haftbar  in  der  Weise,  dass  die  Steuerbehörde 
auch  den  beliebigen  Einzelnen  dafür  haftbar  machen  kann.  Wenn 
in  solchen  Fällen  eine  Teilung  des  Grundbesitzes  vorgenommen 
wird,  so  kann  dieselbe  entweder  eine  teilweise  sein,  so  dass 
die  Besitzung  unter  die  einzelnen  Besitzer  zwar  aufgeteilt,  die 
SoHdarhaft  für  die  Grundsteuer  der  Regierung  gegenüber  aber 
beibehalten  wird  —  oder  es  tritt  eine  vollständige  Teilung 
ein,  wodurch  dann  auch  für  die  Steuerbehörde  selbständige  Be- 
sitzungen geschaffen  werden.  Zu  welcher  Zeit  und  unter  welchen 
Umständen  die  eine  oder  andere  Art  der  Teilung  eintreten  kann, 
ist  durch  Gesetz  geregelt. 

Wo  eine  grosse  Grundherrschaft  ist  und  der  Grundherr  eine 
gesicherte  Stellung  inne  hat,  finden  wir  ein  Settlement  gleich 
jenem  in  Bengalen  oder  gleich  dem  Talüqdäri-Settlement  von 
Oudh  ^).     In  einigen  Fällen ,    wie    z.  B.    in   den  N.  W,  Provinzen 

1)  Das  Wort  »Taluqdar«  ist  arabischen  Ursprungs  und  heisst  eigentlich  Ta'alluqdär. 
In  Bengalen  hat  man  damit  Steueragenten  bezeichnet ,  welche  für  kleinere  Gebiete 
als  die  Zamindärs  verantwortlich  waren.  In  Oudh  ist  es  der  Name  für  grosse  Grund- 
besitzer, oft  alte  Hindu-Räjäs,  welche  durch  die  Muhamedanischen  Eroberer  ihre  »Herr- 
schaft« zwar  verloren  hatten,  aber  immer  noch  gewisse  Privilegien  besassen. 

2)  Obgleich  in  Oudh  die  Grundsteuer  auf  den  Taluqdär  -  Besitzungen  aufgebaut 
ist,  ist  dieselbe  nicht  permanent,  sondern  einer  periodischen  Wiedereinschätzung  unter- 
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war  ein  Mann  im  faktischen  Besitze  oder  doch  im  Besitz  der 
Wirtschaftsleitung  ausgedehnter  Grundflächen  von  der  eng- 
lischen Steuerbehörde  gefunden  worden  ,  ohne  dass  sich  sein 
Besitzrecht  bereits  zu  dem  eines  Grundherrn  herausgebildet  ge- 
habt hatte.  Hier  wurde  dann  folgendermassen  entschieden  :  wenn 
des  Grossbesitzers  Rechte  sich  sehr  nahe  mit  denen  eines  Grund- 
herrn deckten,  war  die  Grundsteuer  auf  den  Besitzungen  als  auf 
seinen  Besitzungen  angelegt  worden ,  gleichzeitig  aber  die  Zah- 
lungsleistungen der  ihm  zinspflichtigen  Bauern  ins  Grundbuch 
eingetragen.  Im  anderen  Falle  wurde  der  »great  Man«  als 
Grundherr  nicht  anerkannt,  aber  es  wurden  ihm,  in  Kompen- 
sation seiner  bereits  erworbenen  Rechte ,  das  Bezugsrecht  auf 
10  Proz.  der  Grundsteuer  eingeräumt.  In  diesem  Falle  sind  die 
Grundbebauer  als  Grundeigentümer  betrachtet  und  mit  ihnen  hat 
man  gemeindeweise  die  Grundsteuer  eingerichtet  '). 

In  einer  sehr  grossen  Zahl  von  Settlements  dieser  Art  indes 
bildeten  einzelne  Gemeinden  oder  auch  einzelne  Teile  derselben 
(d.  h.  eine  Gruppe  von  Teilen  von  zwei  oder  mehr  Gemeinden) 
eine  abgeschlossene  Grundherrschaft,  welche  in  der  Grundsteuer- 
veranlagung individuell  behandelt  sein  wollte.  Es  zeigte  sich, 
dass    entweder    schon    in  Zeiten    vorhistorischer  Erinnerung  oder 


worfen.  Da  ist  eine  sehr  gewissenhafte  Landvermessung  vorgenommen  worden  und 
jede  Art  von  Lasten  und  Berechtigungen ,  namenthch  soweit  solche  für  den  Bauern- 
stand in  Betracht  kommen,  sind  in  besonderen  öffentlichen  Büchern  zur  Eintragung  ge- 
langt. Das  Grundsteuersystem  von  Bengalen  hat  mithin  thatsächlich  mit  jenem  von 
Oudh  nichts  gemein,  ausgenommen  die  Thatsache ,  dass  beide  die  grossen  Grund- 
herrschaft eti  anerkennen. 

i)  Es  ist  selbstredend  hier  nicht  der  Ort,  um  des  Eingehenderen  darzulegen,  aus 
welchen  Anfängen  sich  diese  «Landlords«  entwickelt  haben,  obgleich  diese  Entwick- 
lung, welche  auf  Jahrhunderte  vor  der  englischen  Invasion  zurückreicht,  zu  einem  der 
interessantesten  Kapitel  in  der  Geschichte  des  indischen  Grundeigentumsrechtes  gehört. 
Oft  waren  sie  nur  Geldverleiher  oder  glückliche  Höflinge ,  aber  oft  waren  sie  auch 
Nachkommen  der  alten  Hindu-Rajahs ,  welche  unter  den  Mughal-Kaisern  ilire  Herr- 
schaft verloren  halten  und  denen  auf  Grund  eines  besonderen  Uebereinkommens  dann 
nur  das  Recht  verblieben  war,  die  Steuern  innerhalb  ihres  ehemaligen  Gebietes  ein- 
zuziehen und  einen  bestimmten  Teil  davon  an  das  Reichsschatzamt  abzuführen.  Diese 
depossedierten  Herren  fanden  zumeist  leicht  Mittel  und  Wege ,  die  ihnen  auferlegte 
Summe  zu  zahlen  und  sich  nebenbei  noch  zu  bereichern,  bis  sie  nach  und  nach  in  immer 
nähere  Beziehung  zum  Grund  und  Boden  traten.  Und  schliesslich  war  es  in  unseren 
Tagen  unmöglich,  sie  nicht  als  Herren  von  Grund  und  Boden  anzuerkennen.  Ganz 
augenscheinlich  hat  jedoch  auch  dieser  Entwicklungsprozess  seine  verschiedenen  Ent- 
wicklungsstufen, und  es  war  deshalb  eine  Frage  der  Verhältnisse  und  Nebenumstände, 
ob  der  betreffende  Magnat  bereits  Landlord  geworden  war  oder  nicht. 
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später  auch  einzelne  Ableilunj^en  gewisser  erobernder  Stamme 
das  Gebiet  in  Besitz  genommen  hatten,  oder  dass  eine  bestimmte 
Person  eine  überwiegende  Position  erworben.  In  all  diesen  Fällen 
hatten  die  Nachkommen  inzwischen  die  Stellung  einer  Klasse 
V  o  n  G  r  u  n  d  h  e  r  r  n  in  d  e  r  G  e  m  e  i  n  d  e  i  n  n  e  ,  mit  welchen 
wie  mit  gemeinschaftlichen  Grundeigentümern  verhandelt  werden 
musste.  Dies  war  der  Fall  iji  den  Nordwestprovinzen  und  im 
Panjäb.  In  den  Zentralprovinzen  waren  die  Gemeinden  unter  die 
Herrschaft  von  Personen  gefallen,  welche  ursprünglich  erbberech- 
tigte Regierungsämter  oder  Steuerpachtungen  inne  hatten  und  es 
war  als  gerecht  und  billig  betrachtet  worden,  dieselben  bezw.  die 
Gesamtheit  ihrer  Nachkommen  als  P2igentümer  des  Gemeinde- 
gebietes anzuerkennen  und  zu  behandeln.  Ganz  allgemein  ge- 
sprochen setzt  sich  mithin  diese  Art  des  indischen  Settlements 
zusammen  aus : 

i)  dem    ausnahmbildenden  Bengal-Settlement  mit  Zamindärs, 

2)  dem  Oudh-Settlement  mit  Taluqdars,  bei  Landvermessung, 
periodischer  Neueinschätzung  und  Verbriefung  aller  untergeord- 
neten Rechte, 

3)  dem  Gemeinde-Settlement  in  den  Nordwestprovinzen  und 
im  Panjäb,  und  endlich 

4)  aus  dem  Settlement  mit  den  Herren  der  Gemeinden  (Mäl- 
guzar  bezw.  Malguzäri-Settlement  genannt)  in  den  Zentralprovinzen. 

ad  B.  Im  Gegensatze  hierzu  wurden  im  allgemeinen  —  in 
Madras,  Bombay  und  Berär  die  Dörfer  durch  Gruppen  von  Land- 
wirten gebildet,  wovon  jeder  einzelne  für  seinen  eigenen  Besitz 
verantwortlich  war  und  welche  nicht  beanspruchten,  als  eine 
grundherrliche  Körperschaft  mit  gemeinsamem  Grundeigentum 
betrachtet  zu  werden,  vielmehr  ausdrücklich  jede  Art  von  Solidar- 
haft  für  die  Grundsteuer  der  Gemeinde  ablehnten.  Mit  einem 
Worte:  es  gab  weder  grosse  Grundherren,  noch  Grundherrn- 
gemeinschaften, und  wenn  solche  jemals  existiert  hatten  ,  waren 
sie  inzwischen  verschwunden.  Hier  hat  die  Grundsteuerveran- 
lagung für  jedes  F'eld  gesondert  durchgeführt  werden  müssen. 
Und  unter  diesen  besonderen  Umständen  wurde  es  den  Grund- 
besitzern anheimgegeben,  ihre  Grundstücke  zu  behalten  oder  sie 
aufzugeben,  falls  ihnen  die  Steuereinschätzung  nicht  zusagte.  Heute 
natürlich  verlässt  deshalb  niemand  ein  gutes  Stück  Land.  Aber 
in  früheren  Zeiten,  als  die  einzelnen  Gebiete  von  den  verheeren- 
den Folgen  fiskalischer  Misswirtschaft  sich  gerade  erst  zu  erholen 
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begannen,  war  das  eine  wertvolle  Berechtigung:  Jeder  »Raiyat«  — 
wie  der  individuelle  Landwirt  genannt  wird  —  war  berech- 
tigt ,  je  nach  seinen  Mitteln  und  dem  Ertrag  der  letzten 
Ernte,  seine  Grundbesitzung  und  damit  seine  Steuerverantwort- 
lichkeit zu  erweitern  oder  zu  vermindern.  Unter  diesem  System 
wird  alljährlich  auf  Grund  des  faktischen  Besitzes  für  jeden  Land- 
wirt die  Grundsteuer  besonders  berechnet ,  welche  Rechnungs- 
legung man  »Jamabandi«  nennt.  Bei  dem  heute  so  trefflich  or- 
ganisierten System  von  Gemeindeberichten  und  der  bestehenden 
Art  der  Steuerinspektion  wird  diese  Aufgabe  in  leichter  Weise 
erfüllt.  Diese  Art  von  Settlement,  welche  die  Steuerverhältnisse 
mit  dem  »Raiyat«  oder  dem  faktischen  Landbebauer  direkt  und 
unter  Ausschluss  einer  jeden  Mittelsperson  ordnet,  wird  als  »Raiyat- 
wäri-Settlement«  bezeichnet.  Aus  all  dem  geht  hervor  ,  dass  die 
Frage,  ob  ein  Settlement  zur  Klasse  A  oder  zu  Klasse  B  gehört, 
nach  der  Art  der  Grundeigentumsverhältnisse  und  nach  den  lo- 
kalen Umständen  zu  beantworten  ist. 

b.  Ueber  die  Arten  der  Grundsteuerveranlagung. 

Nächstliegend  ist  gewiss  die  Auffassung,  dass  die  moderne 
Geldsteuer,  welche  an  Stelle  des  alten  Naturalanteils  der  Ernte 
getreten  ist ,  am  besten  auf  die  Weise  eingerichtet  würde ,  dass 
der  Besteuerung  das  durchschnittliche  Brutto-  oder  Netto- 
Einkoramen  zu  Grunde  gelegt  wäre.  Beides  hat  man  ver- 
sucht und  beides  hat  sich  als  unthunlich  erwiesen.  Madras  und 
Burma  sind  heute  meines  Wissens  die  einzigen  grossen  Provinzen, 
in  denen  Berechnungen  dieser  Art  gepflogen  werden  und  selbst 
hier  wird  davon  ein  sehr  untergeordneter  Gebrauch  gemacht.  Die 
Grundsteuer  wird  hier  zunächst  unter  Bezugnahme  auf  die  letzte 
Einschätzung  und  unter  Berücksichtigung  allgemeiner  Erwägungen 
hinsichtlich  der  Preisbewegung  im  allgemeinen,  wie  des  Zustands 
der  Ackerkultur  und  der  allgemeinen  Wohlfahrt  festgesetzt.  Die 
so  ermittelten  Ziffern  werden  alsdann  mit  Steuersätzen  der  Nach- 
barschaft, von  denen  man  weiss,  dass  sie  gut  eingeschätzt  sind, 
verglichen.  Und  dann  wird  vielleicht  ganz  zuletzt  noch  eine  Be- 
rechnung des  Brutto  oder  Netto-Einkommens  angestellt,  um  dar- 
aus für  den  vorgeschlagenen  Steuersatz  ein  Korrektionsmotiv 
nach  der  einen  oder  anderen  Seite  zu  schöpfen. 

In  anderen  Gegenden,  wie  in  Panjäb  ,  in  den  Nordwestpro- 
vinzen und  Oudh,    in    den  Zentralprovinzen    und    in  Bombay  hat 
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man  diese  Art  der  Steuerberechnunk'  in  ganz  offener  Weise  ver- 
worfen und  die  Schritzuns^  des  Grundwerts  nach  dem  Gesichts- 
punkt der  I^rtragsfähigkeit  /um  Ausgangspunkt  genommen.  Die 
Art  und  Weise,  wie  dieses  Prinzip  der  Grundsteuereinschätzung 
alsdann  in  den  einzelnen  Provinzen  zur  Durchführung  gelangt  ist, 
wechselt  mit  den  lokalen  Verhältnissen.  Aber  gewisse  Grund- 
züge kehren  überall  wieder.  Ueberall  ist  die  Ackervermessung 
vorausgegangen,  welche  die  Gemeindekarten  und  Parzellenbezeich- 
nung geschaffen  hat.  Ueberall  ist  an  der  Mand  dieser  Gemeinde- 
kataster das  Gemeindegebiet  und  hier  wieder  jede  Flur  inspiziert 
worden  und  wie  die  Statistik  über  Landverteilung,  Zu-  und  Ab- 
nahme der  bebauten  Fläche,  über  den  Viehstand,  die  lokale  Preis- 
bewegung der  landwirtschaftlichen  Produkte,  über  eventuelle  Ver- 
besserungen der  Verkehrsverhältnisse  u.  s.  w.  zusammengetragen. 
Daraufhin  werden  die  Gemeinden  in  »Assessment-circles«  d.  h. 
in  Gruppen  eingeteilt,  in  welchen  hinsichtlich  der  Lage,  wie  des 
Klimas,  der  Regelmässigkeit  des  Regenfalles,  der  Nähe  des  Marktes 
und  der  Kosten  der  Landbebauer  eine  ziendiche  Gleichartigkeit 
gegeben  ist.  Es  ist  naheliegend,  dass  die  gleiche  Steuer  für  die 
gleichen  Bodenverhältnisse  verschieden  wirken  muss,  wenn  die 
allgemeinen  Verhältnisse  verschieden  sind:  eine  Steuer,  welche 
als  »leicht«  bezeichnet  werden  kann  für  eine  Gemeinde,  welche 
in  der  Nähe  eines  grossen  Marktes  gelegen  und  mit  Eisenbahnen 
und  guten  Landstrassen  erreichbar  ist ,  würde  schwer  auf  die 
Schultern  einer  Gemeinde  fallen ,  welche  zwar  ganz  die  gleichen 
Bodenverhältnisse  hat,  aber  in  einer  vom  Markte  weit  entfernten 
und  schwer  zugänglichen  Gegend   gelegen  ist. 

Ueberall  findet  sich  ferner  eine  Klassifikation  der  Bodenarten 
(Bonitierung).  Doch  auch  diese  ist  in  den  verschiedenen  Pro- 
vinzen verschieden.  In  einigen  derselben ,  wie  in  Madras  und 
Bombay  ist  eine  gleichmässige  Klassifikation  eingeführt.  Ander- 
wärts besteht  für  jeden  Distrikt  und  für  jeden  Kreis  eine  eigene 
Bonitierungstabelle.  Unter  allen  Verhältnissen  aber  ist  das  Land 
Gegenstand  eingehender  Untersuchungen  und  Erwägungen  nach 
allgemeinen  und  überall  im  Volke  wohlbeachteten  Gesichtspunkten. 
Einige  Beispiele  mögen  das  noch  weiter  erläutern. 

In  Madras  unterscheidet  man  5  Bonitäten  des  Ackerbodens, 
welche  hier  »Series«  genannt  werden:  die  erste  Bonität  »The 
exceptional«  (reiche  Anschwemmungen),  die  zweite  »The  Regur« 
oder     die      »schwarze     Baumwollerde«  ,     die     dritte     »The     red 
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Soil«  ,  Lehmboden,  die  vierte  »The  calcareous  Soil«,  Kalkboden 
und  fünfte  Bonität  »The  arenaceous  Soil«,  Sandboden.  Jede 
»Serie'  unterscheidet  wieder  Klassen  >class'X  je  nach  dem  Vor- 
herrschen des  wichtigeren  bodenbildenden  Bestandteils.  So  giebt 
es  z.  B.  Klasse  I  mit  zwei  Drittel  Thon,  Klasse  II  Lehm  mit  halb 
Sand,  Klasse  III  mit  überwiegend  Sand.  Dann  mag  jede  Klasse 
wieder  zwischen  dem  »besten«,  dem  guten,  dem  gewöhnlichen 
und  dem  »schlechtesten«  unterscheiden.  Auf  diese  Weise  hat 
man  eine  Tabelle  zusammengestellt.  Ein  Geldsteuersatz  pro  acre 
wird  für  jede  Bodenart  innerhalb  einer  jeden  Steuergruppe  von 
Gemeinden  festgesetzt,  was  teils  unter  allgemeiner  Berücksichti- 
gung der  bisherigen  Steuer  und  der  Entwicklung  der  Preise  für 
landw.  Produkte ,  teils  unter  Rücksichtnahme  auf  Ertragsberech- 
nungen geschieht.  Dabei  kommt  es  dann  vor ,  dass  der  gleiche 
Steuersatz  für  verschiedene  Bodenarten  in  verschiedenen  Gruppen 
Anwendung  findet.  Was  der  zweite  Satz  der  besten  Bonität  ist, 
mag  der  erste  Satz  der  zweiten  Bonität  sein  u.  s,  w.  Der  Grund- 
steuerbeamte arbeitet  darnach  seine  Tabelle  für  einen  bestimmten 
Distrikt  aus  und  sobald  die  Klassifikation  der  einzelnen  Feldpar- 
zellen wie  IV.  5,  III.  I,  bekannt  ist,  ist  die  Steuerberechnung  nur 
noch  ein  Ablesen  oder  doch  eine  höchst  einfache  Rechnungs- 
aufgabe. Wir  geben  auf  S.  422  eine  solche  Tabelle  aus  der 
Praxis ,  wobei  die  Steuersätze  mit  dem  technischen  Namen 
»Taram^»;  bezeichnet  werden  und  zwar  bezieht  sich  diese  Tabelle 
auf  eine  Gegend,  deren  Erträge  vom  Regenfall  und  der  Wasser- 
ergiebigkeit der  Brunnen  abhängt  (»dry  land«).  Eine  wesentlich 
verschiedene  Tabelle  würde  für  »wet  Land«  d.  h.  für  Gegenden 
gelten,  wo  die  Erträge  bei  regelmässiger  Ueberflutung  des  Landes 
aus  Reservoirs,  Flüssen  oder  Kanälen  gewonnen  werden. 

In  Bombay  bonitiert  man  den  Boden  nach  »Orders«,  und 
zwar  unterscheidet  man  drei  derselben.  Und  je  nach  der  Tiefe 
der  Ackerkrume  giebt  es  wieder  9  oder  10  Unterabteilungen  oder 
Klassen.  Die  Tiefe  ist  in  der  Tabelle  auf  S.  423  in  »cubits«  — 
der  altenglischen  Elle  gleich  457  mm  —  angegeben.  »The  relative 
value«  ist  nicht  mit  dem  Steuerfuss  zu  verwechseln.  Er  reprä- 
sentiert lediglich  die  indische  Art  zu  rechnen.  Sechszehn  Annas 
ist  eine  ganze  Rupee  und  meint  also  den  vollen  Wert,  12  annas 
ist  ^U   des  vollen  Werts,    i  annas   Vie  des   vollen  Werts  u.  s.  w. 

Jede  Klasse  mag  durch  das  Vorhandensein  gewisser  Mängel, 
wie  Abschwemmungsgefahr    bei    Regengüssen ,    oder    ungünstige 
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Vorflutverhältnisse  u.  s.  w.  leiden,  welche  den  Wert  mindern. 
In  jedes  Feld  bezw.  in  jede  Plannummer  des  Katasters  wird  mit 
Hülfe  bestimmter  Zeichen  der  Zustand  der  Parzelle  in  ihren  ver- 
schiedenen Teilen  erkenntlich  gemacht.  Die  Wertsdefekte  werden 
durch  bestimmte  konventionelle  Zeichen  ausgedrückt.  Und  das 
Resultat  dieser  Art  von  Eintragung  ist,  dass  mit  einem  Blick 
der  Wert  des  Bodens  in  seinen  verschiedenen  Summanden  und 
im  Verhältnis  zu  dem  vollen  Wert,  der  wie  immer  bestimmt  sein 
mag,  aufscheint.  Auf  diese  Weise  wird  —  um  es  an  der  indischen 
Art  des  Rechnens  zu  veranschaulichen,  wonach  ein  Rupee  gleich 
16  annas  den  ganzen  oder  vollen  Wert  repräsentiert  —  der  beste 
Boden  von  ansehnlicher  Krumentiefe  als  Klasse  I  mit  16  annas 
bewertet.  Der  gleiche  Boden,  mit  einem  Defekt  behaftet,  wird 
um  einen  Grad  geringer  veranschlagt  und  so  mit  15  annas  be- 
zeichnet. Tritt  die  gleiche  Wertbeeinflussung  in  besonderem  Um- 
fange auf,  so  wird  der  Bodenwert  um  zwei  Klassen  gemindert  und 
auf  14  annas  herabgesetzt.  Eine  andere  Parzelle,  deren  Boden 
der  besten  Qualität  zugehört,  aber  nur  eine  Krumentiefe  von 
V4  cubit  hat,  gehört  der  7.  Klasse  an  und  wird  mit  ihrem  relativen 
Wert  durch  4^/2  annas  bezeichnet.  Und  wenn  gleichzeitig  noch 
weitere  besondere  Mängel  in  Betracht  kommen,  so  kann  die  Klassi- 
fikation auf  3  annas,  2  annas  und  noch  weiter  zurückgehen.  Es 
kann  auf  diese  Weise  vorkommen,  dass  der  Boden  einer  höheren 
Klasse  (order)  mit  geringerer  Tiefe  die  gleiche  Steuereinschätzung 
erfährt,  wie  der  Boden  einer  niedereren  Klasse  mit  grösserer  Tiefe, 
was  der  Erfahrung  und  den  Beobachtungen  des  Landes  auch  voll- 
kommen entspricht.  In  gewissen  Gegenden ,  wie  namentlich  in 
Dakhan,  kommt  es  häufig  vor,  dass  eine  Steuerparzelle  in  ihren 
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verschiedenen  Teilen  aus  wesentlich  verschiedenen  Bonitäten  sich 
zusammensetzt.  In  diesem  I'\'ille  wird  die  Parzelle  nach  der  Gleich- 
mässi^keit  ihres  Bodenwertes  zum  Zwecke  d(;r  Steuereinschätzung 
aufgeteilt  und  für  das  Ganze  das  arithmetische  Mittel  der  Einzel- 
schätzungen eingesetzt.  So  gesetzt  den  Fall ,  ein  l^'eld  wird  zu 
diesem  Behufe  in  7  Teile  zerlegt,  für  welche  die  Schätzung  je 
12  as.,  14  as.,  8  as.,  7  as.,  16  as.,  12  as.  und  9  as.  ergeben  hätte, 
so  ist  der  Grundsteuerwert  der  ganzen  Parzelle  78:7  =  ii'/? 
oder  1 1  as.  Diese  Art  der  Steuereinschätzung  wird  selbstredend 
durch  besondere  Beamte  vorgenommen,  welche  zu  ihrer  Arbeit 
einer  sehr  tüchtigen  praktischen  Schulung  bedürfen.  Diese  aber 
ist  bei  den  Beamten  in  Bombay  zu  einem  solchen  Grad  von  Ver- 
vollkommnung gediehen ,  dass  in  den  Fällen  der  Superrevision 
durch  höhere  Beamte  sehr  häufig  für  grössere  Gebiete  eine  Ge- 
samteinschätzungsdifferenz  von  nur  2  bis  3  as.  konstatiert  wird. 
Sobald  auf  diese  Weise  das  relative  Wertverhältnis  für  die 
Felder  eines  gewissen  Gebietes  ermittelt  ist,  wird  von  einem  höheren 
Beamten  das  Steuersoll  festgestellt.  Dies  geschieht  auf  Grund 
allgemeiner  Erwägungen.  Angenommen,  die  neue  Grundsteuer 
sollte  gegen  die  frühere  eine  massige  Steigerung  erfahren,  so  ist 
es  Pflicht  des  Einschätzungsbeamten,  dies  in  seinem  Steuerveran- 
lagungsbericht eingehend  zu  motivieren.  Wir  finden  alsdann  in 
demselben  eine  eingehende  Statistik  über  die  allgemeine  Steige- 
rung der  Grundpreise  und  des  Grundwerts  innerhalb  des  Distrikts. 
In  anderen  Fällen  wird  der  allgemeine  Fortschritt  auf  grosse  Be- 
wässerungsanlagen oder  bessere  Verkehrswege  zurückzuführen  sein, 
welche  die  Regierung  geschaffen  hat.  Und  ist  auf  diese  Weise 
das  Steuersoll  für  die  Steuereinheit  (16  as.)  festgesetzt,  so  ist  die 
Berechnung  für  jede  Grundsteuerparzelle  eine  sehr  einfache.  Das 
Feld  mit  8  as.  zahlt  die  halbe  Steuer,  jenes  mit  12  as.  dreiviertel 
u.  s.  w.  Das  ist  die  Methode  der  Steuereinschätzung  in  Madras 
und  Bombay  für  sogenanntes  trockenes  Land  (dry  land),  d.  h. 
für  Ländereien ,  deren  Ertrag  mit  Hülfe  der  natürlichen  Nieder- 
schläge und  nur  unterstützt  durch  künstliche  Bewässerung  aus 
Brunnen,  gewonnen  wird.  Nasses  Land  (»wetland«)  d.h.  solches, 
"wo  Reis  durch  Ueberstauung  mit  Wasser  gebaut  wird ,  hat  eine 
hievon  abweichende  Art  der  Steuereinschätzung,  welche  mit  der 
Art  und  den  Umständen  der  Wasserzuführung  zusammenhängt. 


/lus  dem    Verjassungs-  und   Venvaitutigsrecht  etc.  425 

c.  Arten  der  Grundsteuerveranlagung  in  anderen 

Provinzen. 

In  den  Nordwestprovinzen  und  in  Oudh  wird  die  Grundfläche 
in  Steuerkreise  »assersment-circles«  aufgeteilt  und  die  Gemeinden 
innerhalb  jedes  Kreises  wieder  in  Gruppen  gegliedert.  Innerhalb 
dieser  allgemeinen  Einteilung  wird  alsdann  der  Grund  und  Boden 
lediglich  nach  seiner  lokalen  Beschaffenheit  beurteilt.  In  vielen 
Gegenden  ist  der  Sitte  der  Eingeborenen  entsprechend,  nur  eine 
kleinere  Zahl  von  Bonitätsklassen  unterschieden  worden.  In  an- 
deren Gegenden  unterscheidet  man  den  Wert  des  Bodens  je  nach 
seiner  Lage  in  drei  Zonen,  welche  im  Kataster  eingezeichnet  wer- 
den. Die  erste  Zone,  auch  »homestead  land^  genannt,  liegt  dicht 
um  das  Dorf  herum ,  wird  stets  bewässert  durch  Brunnen  oder 
Kanäle  und  stets  gedüngt,  weil  die  Abfälle  des  Dorfes  leicht  dahin 
transportiert  werden  können.  Hier  hat  die  Erfahrung  gezeigt, 
dass  Bearbeitung,  Düngung  und  Bewässerung  die  ursprünglichen 
Unterscheidungen  der  verschiedenen  Bodenarten  vollständig  ver- 
wischt haben  und  dass  der  gleichmässig  höchste  Grundwert  immer 
mit  dieser  Zone  zusammenfällt.  Die  zweite  Zone,  »middle  land« 
genannt,  welche  sich  der  ersten  anschliesst,  ist  weniger  gut,  aber 
immer  noch  besteuerungsfähig.  Die  dritte  Zone,  »Outlying  land« 
ge*^.annt,  wird  oft  nicht  einmal  bewässert  und  hier  wechselt  der 
Grundwert  mit  der  Natur  des  Bodens. 

In  den  N.W.Provinzen  und  in  Oudh  wird  die  Steuerrate  pro 
acre  für  jede  Bonitätsklasse  wie  für  jede  Steuerzone  mit  Hilfe  der 
ermittelten  Pachtrente  festgestellt.  Diese  Ermittlung  kann  hier 
nur  um  deswillen  zur  Basis  genommen  werden,  weil  in  diesen  Pro- 
vinzen die  Grundeigentümer  in  der  Regel  den  Pflug  nicht  führen, 
sondern  ihr  Land  an  pachtzahlende  Bauern  vergeben.  Dabei 
muss  natürlich  besondere  Aufmerksamkeit  darauf  verwendet  werden, 
die  wirklich  gerechte  und  billige  Pachtrente  herauszugreifen.  Viele 
Grundstücke  sind  aus  besonderen  Rücksichten  billiger  verpachtet. 
Andere  Grundstücke  zahlen  gar  keine  Rente,  weil  sie  in  der  Hand 
des  Grundeigentümers  verblieben  sind.  Hier  muss  also  auf  dem 
Wege  des  Vergleichs  die  Steuer  ermittelt  und  festgesetzt  werden. 
Die  Besteuerung  ist  dann  hier  auch  nicht  für  jede  Parzelle ,  son- 
dern gleich  für  die  ganze  Gemeinde  bezw.  für  die  Gesamtbesitzung 
(estate)  festgesetzt.  Ist  also  für  die  einzelnen  Bodenflächen ,  wie 
sie  behufs  Vornahme  der  Bonitierung  ausgeschieden  wurden,  die 
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Steucreinscliatzvin^  festj^estcllt ,  so  wird  das  Ganze  zusammenge- 
zählt und  maj^  dann  aus  irpjend  welchem  Grunde,  der  mit  der 
Pachtrente  nicht  unmittelbar  in  Verbindung  steht,  noch  weiter 
erhöht  werden.  In  dieser  Hinsicht  mag  z.  H.  ein  wertvolles  Weide- 
recht zu  der  betreffenden  Grundfhiche  gehören,  oder  dieselbe  mit 
wertvollen  Obstbäumen  bestellt  sein,  welche  dem  Bauern  gehören, 
oder  Fischereirechte  mit  umschliessen ,  oder  angrenzende  unbe- 
baute Ländereien  voraussichtlich  bald  der  Kultur  zugeführt  wer- 
den :  in  all  diesen  Fällen  ist  es  nicht  Sitte,  eine  besondere  Steuer- 
einschätzung vorzunehmen.  Man  zieht  es  vor,  zu  der  für  die  zu- 
gehörige Grundfläche  ermittelten  Grundsteuer  einen  entsprechenden 
Zuschlag  zu  machen.  Andererseits  kann  auch  der  Fall  eintreten, 
dass  die  ermittelte  Gesamtsteuersumme  entsprechend  herabge- 
setzt wird  mit  Rücksicht  auf  die  Kaste  der  Landbebauer  oder 
aus  irgend  anderen  lokalen  Umständen ,  welche  von  dem  Ein- 
schätzungsbeamten noch  nicht  besücksichtigt  worden  sind.  Uie 
Steuerbestimmung  erfolgt  stets  für  die  Gesamtfläche.  Und  wenn 
das  Gemeindegebiet  sich  unter  mehrere  Grundherren  verteilt,  so 
nehmen  dieselben  unter  sich  die  Aufteilung  der  Gesamtsteuer  vor, 
je  nach  der  Grösse  ihrer  Anteile  und  je  nach  den  bestehenden 
Sitten  und  Gewohnheiten  —  ein  Vorgang,  der  sich  unter  Aufsicht 
der  Steuerbehörde  ohne  alle  Schwierigkeiten  vollzieht. 

In  Panjäb  werden  so  ziemlich  die  gleichen  Grundsätze  wie 
in  den  N.W. F.  befolgt.  Abweichungen  davon  werden  nur  dadurch 
oft  bedingt,  dass  die  Grundherren,  welche  sich  in  den  Gemeinde- 
besitzteilen, die  Felder  selbst  bebauen  oder  doch  nur  eine  kleinere 
Zahl  von  Pächtern  haben,  welche  entweder  keine  andere  Pacht 
als  den  Betrag  der  Staatsgrundsteuer  bezahlen  oder  ihre  Zahlungs- 
verpflichtungen in  einer  anderen  Weise  abtragen.  In  all  diesen 
Fällen  kann  die  Steuer  nicht  aus  der  Pachtrente  berechnet  werden. 
Hier  wird  dann  der  jährliche  Ertrag,  welcher  dem  Grundherrn 
als  solchen  zufällt,  für  die  verschiedenen  Bodenarten  besonders 
berechnet  und  daraufhin  nach  allgemeinen  Erwägungen  die  Grund- 
steuer eingeschätzt. 

In  den  Zentral-Provinzen  ist  ebenfalls  die  gleiche 
Art  der  Grundsteuereinschätzung  eingeführt,  doch  bedingt  hier 
die  Verschiedenheit  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  Pächter 
und  Grundherr ,  dass  für  diese  beiden  Klassen  von  Personen, 
deren  entsprechender  Anteil  an  der  Grundsteuer  separat  ermittelt 
und  festgestellt  werde.    Dieses  so  gefundene  Grundsteuersoll  mag 
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alsdann  wieder  auf  Grund  der  oben  angeführten  Erwägungen  im 
allgemeinen  etwas  erhöht  oder  gemindert  werden.  Hier  ist  ausser- 
dem jedoch  noch  ein  spezielles  System  in  Anwendung,  welches, 
soweit  als  möglich,  die  gleiche  Besteuerung  für  die  gleiche  Bonität 
sichert.  Dessen  Wiedergabe  bedingt  jedoch  für  den  gegenwär- 
tigen Zweck  eine  zu  weit  gehende  Darlegung  technischer  Details, 
weshalb  darüber  auf  das  im  Erscheinen  begriffene  Werk  Baden- 
Pozvells  Landsystem  of  British  India  Band  II,  p.  417  ff.  verwiesen 
werden  soll. 

d.  Das  Verhältnis    der   Grundsteuer   zum   Boden- 
ertrag. 

Aus  den  bisherigen  Darlegungen  geht  hervor,  dass  die  in 
Bombay  angewandten  Besteuerungsgrundsätze  die  Grundsteuer  in 
einer  Weise  ermitteln,  welche  mit  dem  Anteil  an  dem  Reinertrag 
der  Grundfläche  nicht  operiert.  In  Madras  dagegen  wie  in  den 
Nordwest-  und  Zentralprovinzen  geht  man  dabei  von  Erwägungen 
aus,  welche  bis  zu  einem  gewissen  Grade  den  ganzen  ideellen 
Reinertrag  oder  doch  den  jährlichen  Rentenwert  des  Bodens  für 
den  Grundherrn  oder  auch  den  Bodenbauer  zu  ermitteln  bestrebt 
ist.  Daraus  leitet  sich  alsdann  die  Frage  ab  :  welchen  Anteil  an 
dem  jährlichen  Gesamtreinertrag  des  Bodens  soll  die  Regierung 
gerechter  Weise  für  sich  als  Grundsteuer  einfordern?  Die  Antwort 
darauf  war  zu  verschiedenen  Zeiten  eine  verschiedene. 

Früher ,  als  die  Schätzung  des  Ertrags  noch  weniger  genau 
ausgeführt  und  thatsächlich  unter  dem  wirklichen  Betrage  ange- 
nommen wurde,  hat  man  durchschnittlich  ^6  Proz.  als  Grundsteuer 
eingefordert.  Dieser  Anteil  ist  heute  überall  auf  50  Proz.  oder 
doch  auf  ein  Niveau  zwischen  45  und  55  Proz.  reduziert.  Dabei 
darf  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  in  sehr  vielen  Fällen 
die  Grundeigentümer  ihre  Position  wie  ihre  Vorteile  ganz  oder 
doch  überwiegend  dem  Eingreifen  der  englischen  Regierung  ver- 
danken, die  nur  zu  häufig  recht  unklare  und  sehr  verwickelte 
Verhältnisse  vorfand.  Da  war  zunächst  eine  gewisse  Anzahl  von 
Personen ,  welche  ein  bestimmtes  selbständiges  Recht  an  den 
Grund  und  Boden  hatten.  Im  Gegensatz  zu  diesen  hatte  sich 
eine  Familie  gewisse  grundherrliche  Rechte  anzueignen  gewusst. 
Und  endlich  hatte  eine  Eroberung  einen  obersten  Grundherrn 
über  alle  gebracht.  Sobald  nun  die  englische  Regierung  die  Zügel 
der  Gewalt  in  die  Hand   nahm,   war  es  eine  ebenso  naheliegende 
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wie  schwierige  Frage  zu  beantworten :  wer  denn  jetzt  und  für 
künftig  als  eigentlicher  Grundherr  zu  l)etrachten  sei  ?  Und  nach- 
dem diese  Entscheidung  getroffen  war ,  in  welcher  Weise  waren 
die  Hechte  der  Uebrigen  an  (/rund  und  Boden  begrifflich  zu 
unterscheiden  und  zu  schützen?  So  ist  denn  der  Inhalt  des  Grund- 
eigentumsrechts oft  unter  mehrere  Personen  aufgeteilt  worden 
und  man  hat  z.  B.  in  einzelnen  Fällen  unterschieden  zwischen 
dem  nominellen  »Grundherrn«,  dem  »Untereigentümer«  und  dem 
»Erbpächter«.  Unter  solchen  Verhältnissen  natürlich  kann  die 
Grundsteuer,  obgleich  sie  an  sich  in  ihrem  Verhältnis  zum  Jahres- 
ertrag des  Grundstücks  innerhalb  massiger  Grenzen  sich  bewegte, 
im  Verhältnis  zur  Rente  des  nominellen  Grundherrn  ganz  ausser- 
gewöhnlich  hoch  erscheinen. 

Im  übrigen  ist  es  ein  allgemein  geltendes  Prinzip  der  Grund- 
steuerveranlagung, dass  jede  Steuereinschätzung  der  obersten  Fi- 
nanzbehörde zur  Genehmigung  vorzulegen  ist  und  erst  durch  die 
Sanktion  von  selten  der  Regierung  Rechtskraft  erlangt. 

e.  Die  Gültigkeitsdauer  der  Ste  uer  ei  nsc  hätzu  ng. 

Die  Elaborate  der  Grundsteuerveranlagung  sind  immer  dazu 
bestimmt ,  für  eine  längere  Zeit  in  Geltung  zu  bleiben ,  welche 
Dauer  jeweilig  von  der  Regierung  festgesetzt  wird.  Nirgends  hat 
man  jedoch  den  Versuch  gemacht,  dafür  eine  feste,  ein  für  alle- 
mal geltende  Regel  einzuführen.  Sehr  häufig  ist  ein  Zeitraum 
von  30  Jahren  als  Geltungsdauer  bestimmt  worden.  Es  muss 
eine  längere  Periode  gewählt  werden,  um  die  Grundinteressenten 
zu  Grundverbesserungen  anzuregen  und  ihnen  die  Gewissheit  zu 
geben,  dass  ihre  neuen  Meliorationen  innerhalb  dieses  Zeitraums 
die  Höhe  der  von  ihnen  geforderten  Grundsteuer  nicht  zu  ihrem 
Schaden  beeinflussen.  Andererseits  würde  eine  zu  lange  Periode 
hier  den  Nachteil  mit  sich  führen  ,  dass  namentlich  dann  ,  wenn 
die  Verhältnisse  sich  rasch  verändern  und  wenn  durch  Bahnbauten 
namentlich  die  Hauptmärkte  ungleich  leichter  zugänghch  gemacht 
werden,  der  Staat  um  seinen  gerechten  finanziellen  Anteil  an  dem 
allgemeinen  Fortschritt  verkürzt  würde,  was  hier  um  so  weniger 
motiviert  wäre ,  als  all  diese  allgemeinen  Verbesserungen  vom 
Staate  selbst  ausgeführt  werden. 

Die  Steuereinschätzungen  müssen  ausserdem  für  die  verschie- 
denen Distrikte  derart  durchgeführt  werden ,  dass  die  Termine 
der  Neueinschätzung  sich  nicht  auf  eine  kürzere  Periode  zusammen- 
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drängen.  Sonst  würden  die  Beamten,  welche  mit  dieser  Aufgabe 
betraut  sind,  zur  einen  Zeit  so  gut  wie  gar  nicht  beschäftigt  sein, 
zur  anderen  aber  mit  Arbeit  überbürdet  werden.  Und  auf  eben 
diese  Weise  würden  Distrikte ,  für  welche  die  Neueinschätzung 
der  Steuer  fällig  geworden  und  die  befähigt  wären ,  eine  nicht 
unwesentliche  Steigerung  zu  ertragen,  noch  eine  mehr  oder  minder 
lange  Zeit  auf  die  Erneuerung  ihres  Steuerkatasters  zu  warten 
haben ,  während  die  Staatsfinanzen  darunter  leiden.  Die  Grund- 
steuerveranlagung wurde  deshalb  in  den  einzelnen  Provinzen  derart 
durchgeführt,  dass  die  betreffende  Beamtenabteilung  fortwährend 
eine  ziemlich  gleichmässige  Beschäftigung  findet  und  auf  der  einen 
Seite  die  Grundsteuerneueinschätzung  wieder  beginnt ,  wenn  sie 
auf  der  andern  beendet  ist, 

f.  Behandlung  von  Bodenmeliorationen. 

Es  ist  heute  in  Indien  ein  allgemein  anerkanntes  Prinzip, 
dass  wenn  immer  jemand  —  sei  es  mit  eigenem  oder  mit  frem- 
dem zu  verzinsendem  Kapitale  —  einen  Brunnen  gräbt  oder  an- 
dere Meliorationen  ausführt,  bei  der  nächsten  Einschätzung  die 
Steuer  in  Hinsicht  auf  diese  Verbesserung  nicht  erhöht  wird.  So 
wird  z.  B.  ein  Grundstück,  welches  als  »nichtbewässert«  klassi- 
fiziert wird ,  und  auf  welchem  der  Eigentümer  gerade  zur  Zeit 
der  Erneuerung  des  Steuerkatasters  einen  Brunnen  zu  Bewässe- 
rungszwecken gräbt,  eingeschätzt,  als  ob  diese  Arbeit  nicht  vor- 
genommen würde. 

g.  Die  Eintragung  und  Feststellung  der  ver- 
schiedenen Rechte. 

Bei  der  Einleitung  des  gegenwärtigen  Kapitels  über  die  Grund- 
steuer ist  gesagt  worden,  dass  es  Aufgabe  der  Steuerveranla- 
gung ist : 

i)  zu  ermitteln,  wie  viel  jährlich  gezahlt  werden  muss  und 

2)  festzustellen ,  wer  diesen  Betrag  zu  zahlen  hat  bezw.  für 
die  Zahlung  verantwortlich  zu  machen  ist. 

Ueber  den  ersten  Teil  haben  wir  vorstehend  berichtet.  Es 
ist  jetzt  noch  übrig,  uns  dem  zweiten  Teil  dieser  Aufgabe  zuzu- 
wenden. Denn  der  Steuereinnehmer  muss  nicht  bloss  wissen, 
wie  viel  er  als  Grundsteuer  zu  vereinnehmen  hat,  es  ist  mindestens 
ebenso  wichtig  für  ihn,  sofort  auch  darüber  informiert  zu  sein, 
wer  zu  den  bestimmten  Zahlungen  aufzufordern  ist,   falls   zu   dem 
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l'älligkcitstcrmiii  dicsclljcn  nicht  eingelaufen  seien.  Gleichzeitig 
will  diese  öffentliche  Eintragung  der  erworbenen  Rechte  an  Grund 
und  Boden  dieselben  in  ihrem  Bestände  sichern.  Aber  auch  hier 
/eigen  die  beiden  als  A  und  B  unterschiedenen  »Settlemcnts- 
Arten«    wieder  sehr  charakteristische   Unterschiede. 

In  (1cm  Gebiete  des  Raiyatwän'-Settlement  (B;  war  der  all- 
gemeine Charakter  der  Rechtsverhaltnisse  an  Grund  und  Boden 
ein  einfacher.  Dasselbe  fand  überall  dort  Anwendung,  wo  kein 
besonderer  Grundherr  und  kein  Mittelmann  zwischen  dem  Staat 
und  dem  pflugführenden  Landwirt  gegeben  war.  Hier  konnte 
der  Katastralbeamte  für  seine  Zwecke  als  Flächeneinheit  jene 
Grundfläche  wählen  ,  welche  sich  annähernd  mit  dem  faktischen 
Besitz  des  einzelnen  Grundbebauers  bezw.  der  einzelnen  Bauern- 
familie deckte.  Hier  fiel  also  die  katastrale  Parzelleinteilung  mit 
dem  Besitzstand  zusammen.  Und  unter  dieser  Voraussetzung 
war  es  naheliegend,  die  Grundstücke  an  sich  zu  besteuern,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Person,  welche  dieselben  besessen.  Und  zu 
der  Person ,  welche  die  betreffende  Fläche  im  faktischen  Besitz 
hatte,  wurde  alsdann  gesagt:  »Das  ist  die  zu  zahlende  Grundsteuer 
—  die  zahle  entweder  oder  verlasse  das  Grundstück ,  wenn  es 
Dir  beliebt  und  wähle  Dir  ein  anderes  aus.« 

Unter  solchen  Verhältnissen  war  für  nichts  anderes  Raum 
als  für  eine  Zusammenstellung  der  faktischen  Besitzer  der  ver- 
schiedenen Parzellennummern  in  einer  Art  Grundbuch.  Sagte 
bei  dieser  Ermittlung  der  betreffende  Besitzer :  »Ich  bin  nicht  der 
Eigentümer,  ich  bin  lediglich  der  Pächter  des  X.«,  so  wurde  in 
diesem  Falle  der  X.'sche  Name  als  Eigentümer  eingetragen  und 
der  andere  als  bodenbearbeitender  Pächter  vorgemerkt.  Oder 
der  Bauer  sagte :  »Ich  bin  ein  Genosse  der  Eigentumsgemein- 
schaft an  diesem  Felde,  wozu  noch  meine  beiden  Brüder  und  ein 
Vetter  von  mir  gehören«,  dann  wurde  ein  Name  als  der  des  zu- 
nächst verantwortlichen,  die  anderen  als  Eigentumsgenossen  ein- 
getragen. Oder  wenn  eine  Person  im  faktischen  Besitz  einer 
Parzelle  war  und  ein  Dritter  kam,  um  das  Eigentuni  an  derselben 
zu  reklamieren,  so  war  der  betreffende  Beamte  ermächtigt,  den 
Streit  zu  .entscheiden.  Lehnte  dieser  es  ab,  die  Entscheidung  zu 
fällen,  so  wairde  der  Besitzer  als  Eigentümer  eingetragen  und  der 
Gegner  an  die  ordentlichen  Gerichte  verwiesen.  Gelang  es  ihm 
hier  seine  .Ansprüche  zu  erweisen,  so  wurde  auf  Grund  des  rich- 
terlichen Urteils  die  Eintragung  im  Grundsteuerbuch  geändert. 
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In  all  den  anderen  Fällen  ,  wo  ein  Grundherr  oder  eine  Ge- 
nossenschaft von  Grundherrn  des  Gemeindebezirks  existiert,  ist 
es  häufig  in  der  That  sehr  schwer  zu  entscheiden ,  wer  eigent- 
lich berechtigt  ist,  als  Grundherr  bezeichnet  zu  werden  und  ob 
nicht  irgend  ein  anderer,  welcher  zunächst  als  Pächter  erscheint, 
wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  gleiche  Qualifikation 
besitzt.  Man  hat  dabei  zu  manchen  Aushilfsmitteln  Zuflucht 
nehmen  müssen.  So  giebt  es  in  manchen  Gemeinden  eine  Klasse 
von  Ober-  und  eine  solche  von  Untereigentümern.  In 
anderen  Gemeinden  giebt  es  eine  allgemeine  Grundherrngenosseh- 
schaft  und  doch  auch  für  einzelne  Parzellen  besonders  anerkannte 
Grundherren.  Wieder  in  anderen  Gemeinden  giebt  es  Pächter 
mit  ganz  besonders  weitgehenden  Rechten.  Einige  von  diesen 
zahlen  z.  B.  einen  Pachtschilling  an  den  Grundherrn ,  der  genau 
nur  der  an  die  Regierung  zu  zahlenden  Grundsteuer  für  die  be- 
treffenden Ländereien  entspricht.  Unter  solchen  Umständen  wird 
es  denn  in  ganz  besonderem  Masse  notwendig  ,  die  Gelegenheit 
der  Grundsteuerveranlagung  dazu  zu  benutzen,  um  ein  vollstän- 
diges offizielles  Verzeichnis  aller  Arten  von  Rechtsverhältnissen 
an  Grund  und  Boden  in  ihren  verschiedenen  Graden  zu  fertigen. 
Hiebei  wurden  die  Bedingungen  festgehalten,  durch  welche  die 
betreffende  Rechtsposition  für  den  Einzelnen  gewonnen  wurde, 
für  den  Pächter  wurde  die  Höhe  der  zu  zahlenden  Rente  einge- 
tragen oder  doch  angegeben ,  zu  welcher  Klasse  von  Pächtern 
nach  Massgabe  der  betreffenden  Tenancy-Act  er  gehört.  Durch 
diese  wird  jeweils  bestimmt,  innerhalb  welcher  Grenzen  für  die 
einzelnen  Klassen  von  Pächtern  eine  Pachtrentensteigerung  ein- 
treten darf  und  welche  besonderen  Rechte  des  weiteren  für  sie 
gelten. 

Die  Beamten  der  Grundsteuerveranlagung  sind  ermächtigt, 
Grundbesitzstreitigkeiten  auf  dem  Wege  des  Vergleichs  auszu- 
tragen und  in  einzelnen  Fällen  hat  man  sie  hiefür  zur  erstrichter- 
lichen Instanz  erhoben,  so  dass  der  durch  sie  angelegte  Grund- 
steuerkataster, welcher  im  weiteren  Sinne  auch  den  »Record  of 
rights«,  das  »Grundbuch«  enthält,  vollständig  ist  und  öffentlichen 
Glauben  geniesst.  Nach  ihrer  formellen  Seite  sind  die  Berichte 
der  Grundsteuerveranlagung  in  den  verschiedenen  Provinzen  ver- 
schieden, allen  gemeinsam  aber  ist  eine  tabellarische  Zusammen- 
stellung, welche  die  Rechte  jeder  einzelnen  Person,  die  Besitz- 
(läche  mit    ihrer  Parzellennummer    nach    der  Katastermappe ,    die 
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dafür  zu  leistenden  Zalilun<^cn  und  noch  mancherlei  weitere  Details 
aufscheinen  lässt.  Handelt  es  sich  /,.  H.  um  eine  Gemeinde, 
deren  Bezirk  einer  Genossenschaft  von  Grundherren  gehört,  so 
findet  man  in  dem  Steuerveranlagungsprotokoli  das  Prinzip  und 
Wesen  der  Genossenschaft  des  Eingehenderen  präzisiert  mit  Hinzu- 
fügung eines  Stammbaums  aller  Genossen,  aus  welchem  die  Ver- 
wandtschaft derselben  untereinander  hervorgeht  und  wie  deren 
Anteile  zu  berechnen  sind.  Endlich  findet  auch  eine  Zusammen- 
stellung Aufnahme,  welche  den  gewohnheitsrechtlich  feststehenden 
allgemeinen  Aufwand ,  die  speziellen  Verpflichtungen  einzelner 
Personen,  die  Rechte  der  Gemeindediener  und  viele  andere  solch' 
gemeinderechtlicher  Angelegenheiten  verzeichnet  enthält. 

All  diese  Steuerberichte,  welche  von  selten  der  Oberbehörden 
überprüft  werden,  geniessen  nach  ihrer  Genehmigung  durch  die 
Regierung  kraft  des  Gesetzes  öffentlichen  Glauben  in  der  Weise, 
dass  bis  zum  Beweis  des  Gegenteils  durch  richterliches  Urteil 
deren  Angaben   als  richtig  zu  betrachten  sind. 

Die  Berichte  selbst  werden  in  Bänden  zusammengebunden 
und  sorgfältig  verwahrt.  Bis  in  neuere  Zeit  haben  diese  Beamten 
ferner  noch  einen  Bericht  auch  über  den  Distrikt,  seine  Bevölke- 
rungszahl, seine  Rechtsverhältnisse  an  Grund  und  Boden,  seine 
Geschichte  und  wirtschaftlichen  Hilfsquellen,  sowie  über  die  Art 
der  Steuerveranlagung  selbst  hinzugefügt.  Das  Ganze  wurde 
»Settlement  Report«  genannt,  die,  in  englischer  Sprache  gedruckt, 
eine  ganz  ungemein  reiche  Quelle  wertvollster  Informationen  bilden. 
In  neuerer  Zeit  enthalten  die  »Settlement  Reports«  lediglich  die 
steuertechnischen  Details ,  während  die  übrigen  Informationen  in 
den  Bänden  der  »District-Gazetters«  oder  »District- Manu  als«,  wie 
man  in  Madras  sagt,  niedergelegt  werden. 

Eine  weitere  Neuerung  hat  den  Gemeindebeamten  P'ormu- 
larien  ausgehändigt,  welche  sich  mit  denen  der  Settlement-Records 
vollständig  decken  und  in  welche  sämtHche  Veränderungen  diese 
einzutragen  verpflichtet  sind.  Auf  diese  Weise  werden  die  Grund- 
steuerberichte fortwährend  evident  gehalten.  Hand  in  Hand  damit 
geht  eine  sehr  wesentliche  Vereinfachung  des  Beamtenapparats. 
Unter  den  früheren  Verhältnissen  war  es  immer  nötig,  auch  zur 
Revision  des  Grundsteuerkatasters  besondere  Beamte  anzustellen, 
da  der  Kollektor  mit  seinen  Assistenten  und  Tahsildärs  unmög- 
lich in  der  Lage  gewesen  wäre,  neben  den  ihnen  bereits  gege- 
benen Obliegenheiten  noch  eine  so  grosse  und  umfassende  Arbeit 
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zu  bewältigen.  Für  künftig  aber  wird  zuversichtlich  erwartet, 
dass  infolge  der  fortwährenden  Evidenzhaltung  des  Katasters  so- 
wohl hinsichtlich  der  Katastermappe,  wie  hinsichtlich  der  Besitz- 
und  Eigentumsrechte  es  überflüssig  wird,  das  Land  immer  wieder 
von  neuem  zu  vermessen  und  immer  wieder  von  neuem  den  oben 
skizzierten  schwierigen  Prozess  der  Bonitierung  der  Grundstücke 
zu  vollziehen.  Wenn  dem  aber  so  ist,  dann  bedeutet  für  künftig 
die  Wiedereinschätzung  der  Grundsteuer  einen  so  ungleich  ein- 
facheren Vorgang,  dass  die  ordentlichen  Steuerbeamten  mit  deren 
Ausführung  betraut  werden  können  und  höchstens  eine  vorüber- 
gehende Mehrung  von  Hilfspersonal  erforderlich  ist. 

h.  Die  Einziehung  der  Grundsteuer. 

Leicht  und  in  einfacher  Weise  wird  die  Grundsteuer  einge- 
zogen. Der  Kollektor  hat  die  Zusammenstellung  der  Steuerbe- 
richte, aus  welchen  das  Steuersoll  für  jede  Tahsil  und  jede  Ge- 
meinde ersichtlich  ist.  Der  Tahsil-Beamte  hat  die  gleiche  Zusam- 
menstellung für  sein  Gebiet,  Und  ebenso  findet  sich  die  ent- 
sprechende Liste  in  jeder  Gemeinde.  Wenn  wir  es  mit  einer 
Grundherrschaft  oder  einer  ganzen  Gemeinde  zu  thun  haben, 
bleibt  der  Grundherr  oder  der  Gemeindevorstand  für  das  Zusam- 
menbringen der  Steuer  haftbar.  Jeder  Zahlungssäumige  verfällt 
sofort  in  Strafe.  Das  Verfahren  ist  dabei  folgendes :  wenn  ein 
Betrag  zur  Zahlung  fällig  ist,  so  wird  darüber  von  den  gesetzlich 
zuständigen  Beamten  eine  Bestätigung  ausgestellt.  Durch  diese 
ist  alsdann  gesetzlich  endgültig  erwiesen ,  dass  der  betreffende 
Betrag  fällig  ist.  Der  Betreffende  kann  indes  unter  Protest  zahlen 
und  auf  dem  vorgeschriebenen  Rechtsweg  seine  Einwendungen 
geltend  machen.  Wird  dann  von  zuständiger  Seite  zu  seinen 
Gunsten  entschieden,  so  kann  der  zu  viel  gezahlte  Betrag  wieder 
ausgefolgt  werden.  In  Bengalen,  wo  die  permanente  Steuerveran- 
lagung gilt,  werden  nicht  pünktlich  einlangende  Grundsteuerbeträge 
auf  dem  Wege  sofortiger  exekutiver  Feilbietung  der  Grundbe- 
sitzung erhoben.  Alle  übrigen  Provinzen  haben  ein  gesetzlich 
abgestuftes  Beitreibungsverfahren ,  welches  mit  dem  Mahnbrief 
beginnend  ,  zunächst  zu  einer  kurzen  F'reiheitsbeschränkung  am 
Sitz  der  Tahsil  fortschreitet,  dann  eine  Beschlagnahme  und  Ver- 
steigerung von  Mobilien  eintreten  lässt,  wobei  jedoch  Einrichtungs- 
objekte für  den  landwirtschaftlichen  und  Handelsbetrieb  von  der 
Exekution  ausgeschlossen  sind.    In  ernsteren  Fällen,  welche  jedoch 
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sehr  selten  vorkoinnicii,  werden  die  griindbuclierliciien  Rechte  als 
null  und  nichtig  erklärt  oder  der  zahlungsrückständige  Grundanteil 
für  eine  bestimmte  Zeit  einem  zahlungsfähigen  Genossen  gegen 
Kriegung  auch  der  ruckständigen  Steuer  übertragen.  Erst  als 
allerletztes  Mittel  soll  zur  Feilbietung  des  betreffenden  Besitzes 
geschritten  werden. 

In  der  Hauptsache  beschränkt  sich  die  Steuererhebung  auf 
das  laufende  Steuersoll.  Doch  kann  es  sich  auch  um  rückstan- 
dige Steuern  handeln ,  deren  Zahlung  infolge  schlechter  Ernten 
gestundet  worden  ist.  In  den  letzteren  Fällen  bestimmt  der  Kol- 
lektor auf  dem  Verordnungswege  ,  welcher  Teil  der  früher  ge- 
stundeten Steuer  mit  den  laufenden  Steuerzahlungen  zur  Einhe- 
bung gelangt ,  um  auf  diese  Weise  die  Zahlung  möglich  zu 
machen.  Wenn  aber  infolge  einer  Reihe  von  schlechten  Ernten 
die  gestundeten  Steuerbeträge  stark  aufgelaufen  sind,  kann  auch 
der  Fall  eintreten  ,  dass  mit  Genehmigung  der  Regierung  dieser 
ganze  Betrag  oder  doch  ein  wesentlicher  Teil  desselben  aus  dem 
Steuersoll  der  Finanzverwaltung  gestrichen   wird. 

i.  Bestimmungen  über  nichtbesiedelte  Ländereien. 

Es  ist  bereits  gesagt  worden,  dass  der  Staat  zu  allen  Zeiten 
das  Recht  hatte  und  auch  noch  hat,  über  alle  nicht  besiedelten 
Ländereien  frei  zu  verfügen.  Bei  Ordnung  der  Grundeigentums- 
verhältnisse wurde  dort,  wo  Genossenschaften  oder  Grundherrn- 
genossenschaften vorgefunden  wurden,  das  unbesiedelte  Land  den 
angrenzenden  Herrschaften  als  Eigentum  überwiesen ,  teils  um 
denselben  damit  Weide-  und  Holzerträge  zu  überweisen,  teils  in 
der  Erwartung,  man  möchte  auch  diese  Ländereien  nach  und 
nach  der  Bewirtschaftung  zuführen.  In  keinem  Falle  aber  wurde 
auf  Grund  dieser  Ueberweisungen  von  freien  Ländereien  damals 
für  die  Grundsteuer  eine  Steigerung  abgeleitet.  Wenn  es  unge- 
wiss war,  welcher  Teil  dieser  Ländereien  den  verschiedenen  um- 
hegenden Gemeinden  zugehörig  ist,  so  wurde  darüber  im  beson- 
deren entschieden.  Aber  in  einzelnen  Gebieten  fanden  sich  auch 
nach  Durchführung  dieser  Aufteilung  noch  weite  unbesiedelte 
Grundflächen,  welche  mit  privaten  Grundherrschaften  in  keinerlei 
Beziehung  standen  und  deshalb  ganz  zur  Verfügung  des  Staates 
geblieben  sind  oder  nur  mit  gewissen  Nutzutigsrechten  belastet 
waren.  Es  mag  vorkommen,  dass  es  sich  hierbei  um  grosse  Ebenen 
handelt  wie  im  Panjäb  z.  B.,  v^^elche  keinerlei  wirtschaftliche  Nutz- 
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barmachung  zulassen  ,  bevor  nicht  durch  umfangreiche  Bewässe- 
rungsanlagen für  Wasserzuführung  gesorgt  ist.  Sobald  diese  Ar- 
beiten durch  den  Staat  ausgeführt  sind ,  werden  die  Ländereien 
von  der  Regierung  in  Einzelparzellen  aufgeteilt  und  an  Bewerber 
unter  gewissen  Bedingungen  abgegeben.  In  anderen  Fällen,  wie 
in  Assam,  in  einzelnen  Teilen  von  Bengalen,  Madras  und  anderen 
Provinzen,  bedürfen  diese  Ländereien  nur  der  üblichen  Ausrodung 
des  Holzbestandes,  um  sofort  als  wertvolle  landwirtschaftliche 
Grundstücke  zu  erscheinen,  die  sich  insbesondere  auch  zum  Plan- 
tagenbetrieb vortrefflich  eignen.  Von  diesen  Ländereien  hat  man 
innerhalb  der  letzten  25  Jahre  die  wertvollsten  und  ausgedehn- 
teren Gebiete  als  »Staatsforsten«  erklärt  und  sie  damit  gesetzlich 
vom  Verkauf  wie  von  der  Verpachtung  ausgeschlossen.  Einige 
Teile  davon  wurden  indes  unter  einer  weniger  strikten  Auffassung 
des  Begriffes  »Staatsforst«  auch  innerhalb  dieser  Zeit  zu  land- 
wirtschaftlichen Nutzungszwecken   abgegeben. 

Die  Politik  der  Regierung  hat  hinsichtlich  dieser  freien  Län- 
dereien verschiedene  Schwankungen  durchgemacht.  In  früheren 
Zeiten  hat  das  Bestreben  vorgewaltet,  diese  Grundflächen  so  gut 
als  möglich  los  zu  werden  und  besondere  Gesetze  wurden  erlassen, 
welche  den  Verkauf  zu  den  leichtesten  Bedingungen  gestatteten 
und  nach  Zahlung  des  Kaufpreises  von  jeder  Belastung  durch 
Grundsteuer  befreiten.  Sobald  jedoch  der  Wert  von  Grund  und 
Boden  mehr  und  mehr  stieg,  wurde  diese  Art  der  Landpolitik 
als  eine  falsche  erkannt.  Die  infolge  dessen  gegenwärtig  zur  An- 
wendung gelangenden  Grundsätze  wechseln  naturgemäss  je  nach 
den  Verhältnissen  der  Provinz  und  selbst  des  Distriktes.  Aber 
im  allgemeinen  darf  gesagt  werden,  dass  heute  diese  Politik  da- 
rauf abzielt,  nur  die  Verpachtung  der  Grundstücke  auf  eine  mög- 
lichst lange  Zeitdauer  zu  gestatten  Nachdem  die  Bewerbung 
eingelaufen  ist,  wird  die  betreffende  Grundfläche  vermarkt  und 
vermessen  und  im  Pachtvertrag  nicht  nur  das  Mutungsrecht  mit 
dem  Anspruch  auf  das  fliessende  W^asser,  sondern  auch  das  Recht 
der  Durchlegung  von  Strassen  wie  der  freien  Verfügung  über  die 
zu  beiden  Seiten  derselben  liegenden  Landstreifen  vorbehalten. 
Dafür  ist  ein  Minimalpreis  zu  zahlen ,  der  indes  auf  dem  Wege 
der  freien  Konkurrenz  überboten  werden  kann.  Der  Pachtzins 
ist  jährlich  zu  entrichten.  Nach  einer  gewissen  Anzahl  von  Jahren, 
wenn  die  okkupierte  Fläche  zu  einem  bestimmten  Teile  unter 
Kultur  gebracht    worden  ist,    kann  das  Eigentumsrecht  verliehen 
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werden  gegen  Entrichtung  der  /.u  ermittelnden  Grundsteuer  und 
anderer  Leistungen.  Vielfach  wird  in  den  heute  geltenden  Ge- 
setzen noch  eine  Unterscheidung  gemacht  zwischen  der  Ueber- 
lassung  kleinerer  Flächen  für  die  übliche  landwirtschaftliche  Be- 
nutzung und  der  Ueberlassung  grösserer  Gebiete  an  Gesellschaften 
und  Kapitalisten  behufs  Anbau  von  Thee ,  Kafifee  u.  s.  w.  In 
all  diesen  Fällen  hat  jedoch  die  Gesetzgebung  ausgesprochener- 
massen  den  Zweck  im  Auge,  die  Grunderwerbung  zu  rein"  speku- 
lativen Zwecken  auszuschliessen.  In  früheren  Zeiten  hat  man 
den  geringen  Minimalpreis  erlegt  und  das  Land,  ohne  irgend 
welche  Kulturaufwendungen ,  behalten  in  der  Hoffnung  auf  eine 
Steigerung  der  Grundpreise  und  einen  daraus  sich  ableitenden 
Gewinn.  Heute  noch  finden  sich  ausgedehnte  Flächen ,  welche 
in  dieser  Weise  s.  Z.  erworben  wurden  und  noch  keinerlei  Arbeits- 
aufwand erfahren  haben.  Das  ist  jetzt  nicht  mehr  möglich.  So- 
bald nach  Ablauf  der  bestimmten  Frist  der  entsprechende  Teil 
der  Gesamtfläche  nicht  unter  Kultur  genommen  ist,  wird  das  Pacht- 
verhältnis von  selten  der  Regierung  gelöst  oder  kann  doch  jeder- 
zeit gelöst  werden. 

Die  betreffenden  Gesetze  »Waste  Land  Rules«  genannt,  giebt 
die  Regierung  jederzeit  mit  grösster  Bereitwilligkeit  ab. 

k.  13 as  Grundsteuergesetz  und  das  Besteuerungs- 
verfahren. 

Mit  Ausnahme  von  Madras  ^)  hat  jede  Provinz  Indiens  ein 
vollständiges  Grundsteuergesetz,  auch  kurzweg  »Land-Revenue- 
Acts«  oder  »Revenue  Codes«  genannt,  welches  noch  ergänzt  wird 
durch  die  »Tenancy-Acts« ,  welche  die  Rechte  der  Pächter  ge- 
setzlich regeln. 


i)  In  Madras  giebt  es  ein  oder  zwei  Gesetze  für  spezielle  Besitzungen ,  aber  das 
allgemeine  System  beruht  auf  der  bisher  üblichen  Praxis  und  auf  dem  unbestreitbaren 
Recht  der  Regierung  ,  die  Rechtsverhältnisse  an  Grund  und  Boden  zu  ordnen  wie  es 
ihr  beliebt.  Wo  die  Grundbesitzer  besondere  Privilegien  haben ,  wie  die  Zamindär.s 
im  Norden  oder  die  Eigentümer  von  grundsteuerfreien  Ländereien ,  berufen  sich  die- 
selben natiirlich  auf  ihren  formellen  Rechtstitel,  wodurch  die  Regierung  gebunden  er- 
scheint. Andere  Grundbesitzer  sind  den  bekannten  Bestimmungen  des  Settlement 
unterworfen  Und  die  Rechtslage  der  Pächter  ist  durch  die  ordentlichen  Gerichte 
erhoben  und  verbrieft  worden.  In  der  Praxis  soll  sich  dabei  kein  Bedürfnis  zu  wei- 
teren gesetzlichen  Regelungen  eingestellt  haben.  Indes  wird  niemand  bestreiten,  dass 
ein  ordentlich  durchgebildetes  Gesetz  über  die  Grundbesteuerung  und  ihr  Verfahren 
auch   für  Madras  von  grossem  Vorteil  sein  würde ! 
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Jedes  dieser  Gesetze  wechselt  in  seinen  einzelnen  Bestim- 
mungen natürlich  mit  den  Verhältnissen  des  betrefifenden  Geltungs- 
gebietes. Durch  sie  werden  die  Steuerbeamten  kreiert  und  in 
Rangklassen  eingeteilt,  deren  Kompetenz  im  einzelnen  festgestellt 
und  die  Ermächtigung  erteilt,  in  Streitfällen,  den  Grundbesitz  be- 
treffend, zu  entscheiden,  die  Aufteilung  von  Grundgemeinschaften 
durchzuführen,  die  Grundsteuer  abzuschätzen,  Grenzstreitigkeiten 
zu  schlichten,  Gemeinde-  und  anderen  Beamten,  soweit  deren 
Amt  grunderblich  ist  ,  Aufträge  zu  erteilen  u.  drgl.  m.  In  all 
diesen  Fällen  ist  alsdann  die  Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte 
ausgeschlossen.  Soweit  das  Verfahren  in  Betracht  kommt,  wird 
von  den  Land-Revenue-Laws  in  der  Regel  das  der  Zivilprozess- 
ordnung beibehalten,  wenn  auch  mit  einigen  Modifikationen,  um 
möglichste  Einfachheit  zu  sichern  und  persönliches  Erscheinen 
der  Beteiligten  überall  dort  durchzuführen,  wo  ein  kurz  und  bün- 
diges Entscheiden  die  Hauptsache  ist  und  die  Zulassung  von  An- 
wälten nur  eine  Vermehrung  der  Ausgaben  und  Verzögerung  der 
Erledigung  bewirken  würde.  Die  auszugsweise  Wiedergabe  eines 
bestimmten  Gesetzes  wie  der  ganz  ausgezeichneten  Act  XVII  of 
1887  für  Panjäb  oder  der  Bombay-Act  von  1879  dürfte  die  Infor- 
mation des  Lesers  besser  fördern,  als  allgemeine  Darstellungs- 
versuche, die  sich  hier  naturgemäss  innerhalb  engerer  Grenzen 
halten   müssen. 

1.  Grundsteuern   und  Umlagen. 

Die  Regierung  erhebt  mit  der  Grundsteuer  gewisse  Umlagen, 
nicht  um  auf  diese  Weise  die  Staatseinkünfte  zu  steigern,  sondern 
um  damit  gewissen  lokalen  und  speziellen  Bedürfnissen  Deckung 
zu  verschaffen.  Die  Einziehung  dieser  Umlagen  geschieht  aber 
am  leichtesten  in  bestimmten  Prozenten  der  Grundsteuer  mit  der- 
selben. So  ist  z.  B.  eine  Gehaltszahlung  notwendig  an  den  Ge- 
meindevorstand und  an  den  Gemeinderechner.  Der  Distrikts- 
beitrag für  die  Schaffung  und  Erhaltung  von  Strassen  ,  Schulen, 
Wasserbauten  u.  s.  w.  muss  aufgebracht  werden.  Und  eine 
regelmässige  Leistung  zum  Notstandsfond  »Famine-Aid«  ist  zu 
erbringen,  worüber  durch  die  englische  Presse  schon  so  häufig 
unrichtige  Darstellungen  verbreitet  worden  sind.  Thatsächlich 
ist  das  ein  Steuereinkommen  ,  welches  in  die  Kasse  des  Staates 
fliesst,  um  es  der  Staatsregierung  leichter  zu  machen,  die  beim 
Eintreten    allgemeiner  Notlagen    erforderlichen  ausserordentlichen 
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Aiisj:(aben  7.11  tra^^en.  Kür  den  praktischen  Zweck  ist  es  hier 
offenbar  ganz  das  Gleiche,  ob  die  Regierun;j  diese  Notstands- 
steuer bei  einer  Bank  in  vcr/.insh'chen  Werten  anlegt  und  so 
das  Kapital  als  Vcrsichcrungsf(md  ansammelt,  wie  manche  Schrift- 
steller zu  wünsclien  scheinen,  —  oder  ob  sie  diese  Einnahmen 
regelmässig  in  einer  Weise  aufwendet,  welche  durch  Förderung 
des  allgemeinen  Fortschritts  im  Lande  dem  Wiedereintritt  von 
Hungersnöten  nach  Möglichkeit  vorbeugt  und  gleichzeitig  den  Kredit 
des  Staates  verbessert.  Nur  dass  in  dem  einen  oder  anderen 
Jahre  aus  den  Veröffentlichungen  des  Budgets  die  Verwendung 
der  Einnahmen  unter  diesem  Titel  dem  Uneingeweihten  nicht 
genügend  klar  ersichtlich  wird,  und  deshalb  die  Anklage,  dass 
der  Notstandsfond  nicht  richtig  verwendet  werde. 

m.  Grundsteuer  über  Weisungen. 

Eine  Eigentümlichkeit  der  indischen  Grundsteuerverfassung 
mag  hier  noch  Erwähnung  finden,  welche  lediglich  historischen 
Ursprungs  ist  und  vielfach  sogar  in  ihrer  Entstehung  bis  in  die 
Anfänge  der  geschichtlichen  Periode  zurückgreift. 

Der  Hindu  Räjä  der  alten  Zeit  hat  nie  direkt  und  persönlich 
sein  ganzes  Reich  beherrscht.  Ein  Teil  davon  oder  auch  ein  Ge- 
bietsstreifen rings  an  der  Grenze  herum  wurde  ergebenen  Häupt- 
lingen zur  Verwaltung  übertragen ,  welche  dafür  ihrerseits  ver- 
pflichtet w^aren,  Truppen  zu  unterhalten  und  auf  des  Räjä's  Ruf 
bereit  zu  stehen,  oder  Marschbewegungen  der  Truppen  zu  decken, 
Pässe  besetzt  zu  halten  u.  s.  w.  Für  diese  Dienste  wurde  ihnen 
die  gesamte  Grundsteuer  des  betreffenden  Gebietes  überwiesen. 
Die  Mughal-Herrscher  machten  sich  auch  diese  Idee  zu  eigen  und 
überwiesen  die  Grundsteuer  eines  kleineren  oder  grösseren  Ge- 
bietes ihren  Generälen,  Ministern  und  Günstlingen  ,  um  entweder 
solche  Dienste,  wie  oben  erwähnt,  dafür  zu  fordern,  oder  die 
bereits  gewährten  Gunstbezeichnungen  nicht  zu  schmälern.  Mit 
der  Zeit  wurden  diese  Grundsteuerbezüge  erbberechtigt  und  die 
natürliche  Folge  davon  war,  dass  der  Belehnte,  welcher  ursprüng- 
lich nur  ein  Einkommen  aus  dem  Besteuerungsrecht  des  Königs 
überw^iesen  erhalten  hatte,  in  die  Position  eines  Grundherrn  vor- 
rückte. 

Kleinere  Steuerüberweisungen  dieser  Art  wurden  ierner  immer 
Personen  zuerkannt,  denen  für  ihre  eigenen  Grundstücke  die  Steuer- 
zahlung erlassen  wurde,   oder  infolge  einer  Schenkung  von  Steuer- 
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freien  unokkupierten  Ländereien  an  Personen  ,  welche  im  Rufe 
der  Heiligkeit  standen,  oder  für  die  übernommene  Verpflichtung 
eine  Moschee,  oder  einen  Tempel,  oder  eine  Kapelle,  eine  Schule, 
ein  Wasserreservoir  oder  eine  Brücke  in  gutem  Stand  zu  halten. 
Als  die  Regierungszeit  der  Engländer  in  Indien  begann ,  war  es 
eine  schwierige  und  kostspielige  Aufgabe,  die  Gültigkeit  und  den 
Charakter  dieser  Steuerüberweisungen  zu  prüfen,  welche  seit  den 
Tagen  der  Mughal-Herrscher  und  ihrer  Nachfolger  nicht  nur  ganz 
ungehörig  zahlreich  geworden  waren  zum  Nachteil  der  finanziellen 
Stärke  der  Gesamtheit,  sondern  auch  ihrem  geschichtlichen  Ur- 
sprung nach  vergessen,  rechtsungültig  geworden  und  ihrem  Umfange 
nach  ausgeartet  waren. 

Immerhin  wurde  jedoch  schliesslich  eine  gewisse  Zahl  von 
Personen  zu  diesem  Grundsteuerbezug  als  berechtigt  erkannt  und 
diese  sind  jetzt  im  allgemeinen  entweder  Grundherrn  geworden, 
mit  dem  Privileg  der  Grundsteuerbefreiung  für  diesen  Besitz,  oder 
sie  sind  im  Besitz  einer  urkundlichen  Steuerüberwe'isung  auf  das 
ganze  oder  teilweise  Steuereinkommen  einer  Grundfläche,  welche 
wieder  dritten  Personen  zu  Eigentum  gehört.  Solche  Zuweisungen 
sind  natürlich  sehr  verschiedenartiger  Entstehung  und  werden  in 
den  Steuerberichten  als   »jägir»,  inäm«  und  muafi«   bezeichnet. 

Indes  hat  es  sich  selbst  unter  der  gegenwärtigen  Regierung 
höchst  zweckmässig  erwiesen,  dieses  Institut  der  Steuerüberwei- 
sung beizubehalten  und  Indiern,  welche  als  Offiziere  treu  gedient 
haben.  Nachkommen  vornehmer  Familien,  welche  früher  der  eng- 
lischen Politik  wichtige  Unterstützungen  geleistet  und  anderen 
verdienstvollen  Personen  entweder  durch  Eandschenkungcn,  denen 
das  Privileg  der  Steuerfreiheit  zuerkannt  worden,  oder  durch  eine 
»jägir«  zu  belohnen  ^). 

Solche  Geschenke  sind  politisch  höchst  wertvoll  und  man 
weiss  sie  weit  höher  zu  schätzen  als  Pensionszahlungen  in  Barem, 
weil  in  den  Augen  der  Eingeborenen  damit  eine  gewisse  Standes- 
erhöhung verknüpft  ist.  Dadurch  sichert  sich  und  ermutigt  die 
englische    Regierung    zu    loyalen    Diensten.      Viele    der  Jägfrdärs 


l)  Wenn  gesagt  wird,  »dem  und  dem  ist  ein  Jdgi'r  von  20000  R.  verliehen 
worden«,  so  bezeichnet  man  damit  die  Ueberweisung  der  staatlichen  Steuereinnahme 
einer  Grundfläche,  deren  Grundsteuer  auf  20  000  R.  eingeschätzt  ist.  Diese  Schenk- 
ungen ,  welche  übrigens  auch  das  Grundeigentumsrecht  mit  enthalten  können  ,  stufen 
sich  übrigens  von  grossen  Herrschaften  bis  zur  unbedeutenden  Besitzung  eines  Klein- 
händlers ab. 
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gewähren  der  Landesverwaltunj^  sehr  nützHche  Unterstützungen 
als  Hiiuptling  eines  überlegenen  Stammes  an  der  Nordwestgrenze 
oder  als  unbesoldeter  Vcrwaltungsbeamter  oder  als  unbesoldeter 
Richter,  wo  alsdann  durch  sie  eine  Menge  kleiner  Aufgaben  ge- 
löst wird,   die  deshalb  nicht  minder  wichtig  sind. 

In  allen  Provinzen  sind  besondere  Verordnungen  erlassen 
worden,  nach  welchen  die  Gültigkeit  der  alten  Steuerüberweisungen 
geprüft  worden  und  die  Wiederausgabe  neuer  Steuerüberweisungs- 
titel zu  erfolgen  hatte,  so  dass  inzwischen  bereits  nur  noch  Ueber- 
weisungen  auf  Grund  neuerer  Urkunden  bestehen.  Durch  diese 
Verordnungen  wurde  ferner  die  Dauer  der  Schenkung  geregelt 
und  darüber  entschieden ,  ob  sie  uneingeschränkt  vererblich  war 
und  nach  welchen  erbrechtlichen  Bestimmungen,  und  ob  sie  auch 
Gegenstand  eines  Vermächtnisses  sein  konnte,  falls  ein  natürlicher 
Erbe  nicht  vorhanden  war.  Endlich  wurden  auf  diesem  Wege 
auch  Bestimmungen  darüber  getroffen,  ob  bei  einer  zeitlich  be- 
schränkten Ueberweisung  nach  Ablauf  derselben  der  Beschenkte 
als  Eigentümer  oder  als  Pächter  der  betreffenden  Grundfläche  zu 
betrachten  und  wieder,  welcher  Klasse  von  Pächtern  er  als- 
dann zuzuzählen  wäre. 

Rekapitulation. 

Die  Steuerbeamten  haben  über  eine  Reihe  von  Streitsachen 
und  Gesuchen  zu  entscheiden  nach  einem  Verfahren ,  welches 
ebenfalls  durch  die  Steuergesetze  bestimmt  wird  und  worüber  die 
Finanzbehörde  die  letzte  Berufungsinstanz  ist.  Die  ordentlichen 
Gerichte  sind  in  all  diesen  Fällen  nicht  kompetent.  Die  Pflichten 
der  Steuerbeamten  umschliessen  nicht  bloss  die  allgemeine  Sorge 
für  die  Wohlfahrt  aller  Grundbesitzungen  und  die  Pflicht,  auf  die 
mögliche  Ausführung  von  Unternehmungen  mit  allgemeinerem 
Interesse  hinzuweisen.  Ihnen  obliegt  auch  die  Verwaltung  des 
Vermögens  von  unmündigen  oder  entmündigten  Personen  nach 
Massgabe  des  Vormundschaftsgesetzes,  die  Evidenzhaltung  des 
Grundbuchs  und  des  Katasters,  sowie  der  Parzellengrenzen,  die 
Entscheidung  über  alle  Fragen  ,  welche  mit  der  Entrichtung  der 
Steuern  in  Verbindung  stehen  ,  und  die  Erwirkung  von  Steuer- 
stundungen wie  von  Steuernachlässen  zu  Zeiten  allgemeiner  Not- 
lage. Ihre  Aufgabe  ist  es ,  das  steuerfreie  Land  einzuschätzen, 
sobald  die  Periode  der  Steuerüberweisung  abgelaufen,  ebenso 
neue   alluviale  Landbildungen  an    den  Flüssen  zu    klassieren  und 
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die  Anstellung,  Entlassung  und  Bestellungen  von  Gemeindebeamten 
zu  besorgen.  Zu  ihrer  Kompetenz  gehören  die  Fragen  der  Auf- 
teilung von  Gemeindegebieten  und  Grundherrschaften,  die  Frage 
der  Kreditgewährung  an  Landwirte  aus  Staatsmitteln,  die  Fragen 
der  Steuerreduktion  ,  sobald  bestimmte  Parzellenteile  für  Bahn- 
und  Kanalbauten  weggenommen  wurden,  sowie  die  Entscheidungen 
über  den  hiefür  zu  leistenden  Schadenersatz  in  der  ersten  Instanz. 
In  einzelnen  Provinzen  werden  auch  die  Streitigkeiten  zwischen 
Grundherrn  und  Pächter  über  die  Höhe  der  billigen  Pachtrente 
u.  s.  w.  vor  den  Steuerbehörden  zum  Ausdruck  gebracht.  Ander- 
wärts wie  in  den  Nordwestprovinzen  und  in  Bengalen  hat  man 
damit  die  ordentlichen  Gerichte  betraut. 

II.  Andere  Steuern. 

Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  dass  an  dem  Hauptorte  eines 
jeden  Distrikts  ein  Steueramt  sich  befindet  und  ebenso  ein  Steuer- 
nebenamt in  jeder  Tashil.  Hier  findet  sich  dann  selbstredend 
die  erforderliche  Zahl  von  Schreibern  und  Amtsdienern  und  an 
dem  Hauptamt  des  Distriktes  ist  ein  Steueroberbeamter,  der  die 
Stelle  eines  »Amtsleiters«  inne  hat  und  die  verschiedenen  vom 
Amte  ausgehenden  Aufträge  und  Berichte  zeichnet.  Die  Rech- 
nungsbelege werden  an  die  Hauptrechnungskammer  der  Provinz 
abgeführt.  In  grossen  Städten,  wie  in  den  Hauptstädten  der  Pro- 
vinzen, besorgen  die  Banken  von  Bengalen,  Madras  und  Bombay 
bezw.  deren  Filialen  die  sämtlichen  Geldgeschäfte  der  Regierung 
für  dieselbe,  x^n  den  übrigen  Amtssitzen  führt  der  Steueramts- 
leiter die  Kassa.  Er  ist  in  Gemeinschaft  mit  den  aus  den  Ein 
geborenen  ernannten  Kassieren ,  von  welchen  ein  jeder  einen 
Kassaschlüssel  hat,  für  die  Richtigkeit  der  Kassa  verantwortlich, 
die  periodisch  gestürzt  wird,  um  den  sich  ergebenden  Ueberschuss 
über  den  Bedarf  an  ein  höheres  Kassenamt  abzuführen.  In  das 
Kassageschäft  miteingeschlossen  ist  der  Verschleiss  der  Gerichts- 
kosten- und  der  Urkundenstempelmarken.  Die  Kassarevision  wird 
durch  besondere  Inspektionsbeamte  wie  durch  Beamte  der  Ober- 
rechnungskammer periodisch  vorgenommen.  Die  Einnahmen  be- 
stehen indes  nicht  ausschliesslich  aus  Grundsteuern  und  dem 
Stempelmarkenverschleiss ,  sondern  auch  aus  dem  Eingang  der 
Salzsteuer,  den  Abgaben  für  Opium,  wo  solches  gewonnen  wird, 
dem  Verkauf  von  Produkten  aus  den  Staatsforsten  und  anderen 
öffentlichen    Einnahmen.      An    Ausgaben    sind    zu    verzeichnen: 
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Gclialter-  \w\k\  Pensionszahlungen,  Rückerstattung  von  Stetiern, 
liegleichung  von  Anweisungen,  welche  von  Beamten  der  Forst- 
verwaltung oder  der  Abteilung  für  öffentliche  Arbeiten  auf  Grund 
ihrer  besonderen  Ausgabeermächtigung  auf  die  Steueramtskasse 
gezogen  wurden.  Endlich  sind  die  Militärabteilungen  wie  die 
Gerichte  angewiesen,  ihre  Geldtransaktionen  mit  Hilfe  der  Steuer- 
ämter auszuführen. 

Der  Kollektor  ist  für  das  ganze  Geschäfts-  und  Amtsgebahren 
verantwortlich.  Alle  Beamten  und  also  auch  der  Steuereinnehmer 
sind  ihm  unterstellt.  Einkünfte  aus  den  S  t  e  m  p  e  1  g  e  b  ü  h  r  e  n 
sind  ziemlich  bedeutend.  Alle  Urkunden ,  welche  nach  dem  all- 
gemeinen Stempelsteuergesetz  der  Stempelpflicht  unterliegen, 
müssen  mit  den  betreffenden  Marken  versehen  sein.  Nach  dem 
Gesetz  sind  die  Beamten  verpflichtet,  alle  nicht  gehörig  gestem- 
pelten Urkunden ,  welche  in  ihre  Hände  gelangen  ,  einzuziehen 
und  an  den  Kollektor  abzuführen,  der  dann  mit  der  Stempel- 
crgänzung  die  Strafe  erheben  lässt.  Für  besondere  Urkunden 
wird  Kanzleipapier  mit  aufgedruckten  Stempeln  verkauft  und 
ebenso  werden  gestempelte  Wechsel-  und  Anweisungsformularien 
für  den  kaufmännischen  Verkehr  abgegeben.  Im  übrigen  werden 
die  Stempelmarken  in  der  üblichen  Weise  verwendet.  Alle  Ge- 
richtskosten müssen  durch  Aufkleben  von  Stempelmarken  auf  die 
betreffenden  Urkunden  gezahlt  werden.  In  jedem  Distrikt  sind 
eine  Anzahl  von  Personen  zu  dem  Stempelverschleiss  ermächtigt, 
welche  Verhältnisse  durch  besondere  Verordnungen  geregelt  sind. 

Der  Verzehr  ungs  Steuer  sind  nur  Bier ,  Wein  und 
Spirituosen  unterworfen.  Für  Liqueure ,  welche  im  Inland  nicht 
produziert  werden,  wird  der  Zoll  im  Einfuhrhafen  entrichtet.  Im 
Inland  ist  dann  nur  noch  darauf  zu  achten ,  dass  der  Verkaufs- 
ermächtigungsschein von  der  Steuerbehörde  eingeholt  und  zur 
rechten  Zeit  wieder  erneuert  wurde.  Umständlicher  ist  die  Steuer- 
kontrolle für  die  Verzehrungssteuerpflichtigen  Getränke  bei  der 
Erzeugung.  Bier  wird  nur  von  wenigen  europäischen  Brauereien 
(i8  im  Jahre  1889)  in  den  Gebirgsgegenden  erzeugt ,  wo  die 
niedrigere  Temperatur  und  der  Ueberfluss  an  gutem  Wasser 
das  gestatten.  Die  Besteuerung  der  Erzeugung  spirituoser  Ge- 
tränke im  Inland  wird  nach  einem  von  zwei  Systemen,  die  man 
als  »Central  Distillery  System«  und  »The  Out  Still  System« 
bezeichnet.  Wo  das  erstere  Steuersystem  in  Anwendung  ist, 
werden    sämtliche    Spirituosen    unter    unmittelbarer  Aufsicht    der 
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Steuerbeamten  in  einer  einzigen  Fabrik  erzeugt,  auf  Reinheit  und 
Stärke  geprüft  und  nur  an  Wiederverkäufer  abgegeben,  welche 
hierzu  vom  Kollektor  ermächtigt  sind.  Im  übrigen  ist  jede  pri- 
vate Erzeugung  von  geistigen  Getränken  unter  den  strengsten 
Strafen  verboten.  Um  den  Schmuggel  zu  unterdrücken  und  un- 
erlaubten Branntweinverkauf  wie  verbotene  Branntweinerzeugung 
zu  bestrafen,  hat  man  hier  besondere  Inspektionsbeamten  aufge- 
stellt, denen  die  Beiziehung  der  Polizei  anheimgegeben  ist.  Viel 
Schwierigkeiten  erwachsen  dabei  oft  aus  den,  zwischen  englischem 
Territorium  gelegenen  Indischen  Staaten,  die  manchmal  wirklich 
recht  komplizierte  und  ausgedehnte  Grenzen  haben.  Da  die  eng- 
lisch-indischen Gesetze  über  Verzehrungssteuer  hier  noch  keinen 
Eingang  gefunden  haben,  ist  die  Versuchung  zum  Schmuggel  von 
Spirituosen  in  das  englische  Gebiet  um  so  grösser,  je  höher  auf 
englischer  Seite  die  Besteuerung  ist.  Das  »Out-Still  System«  ist 
unter  gewissen  lokalen  Verhältnissen  unvermeidlich.  Hienach 
werden  eine  Anzahl  privater  Brennereien  zur  Branntweinerzeugung 
ermächtigt,  was  für  alle  übrigen  Einwohner  strengstens  verboten 
ist.  In  der  Regel  hat  man  damit  weniger  Erfolg  als  mit  dem 
anderen  System  gehabt.  Aber  auch  hier  darf  der  Branntwein- 
verschleiss  im  Detail  nur  von  Personen  erfolgen  ,  welche  hiezu 
einen  speziellen  Ermächtigungsschein  von  der  Steuerbehörde  ein- 
gelöst haben. 

Die  Steuer  auf  Opium  und  verwandte  Dro- 
g  u  e  n.  In  einem  Lande  ,  in  welchem  ein  grosser  Teil  der  Be- 
völkerung aus  religiösen  Gründen  Spirituosen  nicht  geniesst,  wohl 
aber  der  Genuss  von  anderen  Schmerzlinderungs-  und  Reizmitteln 
erlaubt  ist ,  kann  man  kaum  anders  erwarten ,  als  dass  grosse 
Mengen  von  Opium-  und  Hanfpräparaten  —  namentlich  Cannabis 
indica,  in  Indien  »Charos«  genannt  —  für  sich  allein  wie  in  den 
verschiedensten  Mischungsverhältnissen  verbraucht  werden.  Und 
wie  die  Alkohole  mit  Vorteil  gebraucht  und  zum  Nachteil  miss- 
braucht werden  können,  so  kann  auch  eine  nicht  minder  ver- 
derbliche Sitte  im  Gebrauch  dieser  Droguen  einreissen.  Es  er- 
scheint darum  zweckmässig,  dieselben  so  hocJi  als  es  irgend  möglich 
zu  besteuern,  ohne  dabei  den  Schmuggel  zu  sehr  anzuregen.  Die 
Einfuhr  und  der  Verkauf  dieser  Waren  sind  strengen  gesetzlichen 
Bestimmungen  unterworfen.  Jeder  Verkäufer  muss  einen  Erlaubnis- 
schein haben ;  der  Besitz  grösserer  Quantitäten  dieser  Droguen 
wird    bei    jedermann    mit    Konfiskation    und    weiteren    schweren 
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Strafen  j^fcihndcl.  In  der  Ivct^cl  wird  die  Opiunikultur  nicht  ge- 
stattet, ausgenommen  in  den  (Jpiimidistrikten  von  Bengalen,  wo 
dieselbe  unter  der  direkten  Aufsicht  einer  bes(jnderen  Behörde, 
der  Opium  Agency  nämlich,  ausgeführt  wird.  Wenn  in  anderen 
Gegenden  ausnahmsweise  der  Anbau  von  Opiumpflanzen  gestaltet 
wird ,  so  geschieht  das  nur  mit  der  ausdrücklichen  Bedingung, 
dasselbe  nur  an  behördlich  autorisierte  Verkäufer  abzugeben.  So 
innerhalb  des  englischen  Gebietes.  Aber  auch  die  indischen 
Zentralstaaten  produzieren  Opium,  welches  im  Handel  den  Namen 
»Mähvä-Opium«  trägt,  das  früher  auf  Grund  besonderer  Verträge 
nur  an  den  englischen  Regierungsvertreter  in  Indore  abgegeben 
wurde.  Neuerdings  hat  man  diese  Vereinbarung  aufgehoben  und 
an  deren  Stelle  die  Verzollung  der  Durchfuhr  treten  lassen.  Zu 
diesem  Zwecke  sind  besondere  Transportvorschriften  für  Opium 
erlassen  worden.  Jeder  Transport  muss  von  einem  behördlichen 
Opiumpass  begleitet  werden ,  dessen  Ausstellung  gegen  Zahlung 
der  Opiumsteuer  —  heute  650  Rp.  für  die  Kiste  von  140  Pfund 
Droguen  —  erfolgt. 

Die  Salzsteuer.  Die  Mughal-Herrscher  hatten  das  Salz- 
monopol eingeführt,  welches  schliesslich  auch  als  solches  in  die 
Hände  der  englischen  Regierung  überging.  Die  Geschichte  der 
Veränderungen  zu  schreiben,  welche  in  dieser  langen  Periode  in 
den  Verwaltungsprinzipien  dieses  Monopols  vor  sich  gegangen 
sind,  würde  hier  zu  weit  führen.  Es  darf  genügen  zu  konstatieren, 
dass  heute  die  steuermässige  Belastung  des  Salzes  in  Indien  eine 
so  geringe  ist,  dass  die  Einanzverwaltung  jederzeit  dieses  Einkom- 
men ohne  Schwierigkeiten  auflassen  kann.  Sie  ist  hauptsächlich 
auf  die  Thatsache  gegründet,  dass  die  englische  Regierung  in 
Indien  Eigentümerin  der  wichtigsten  Salzquellen  des  Landes  ist. 
Durch  einen  Friedensvertrag  hat  sie  den  grossen  Salzsee  Sämbhar 
und  andere  Salzlager  im  westlichen  Räjputäna  erworben.  Und 
ihr  gehören  selbstredend  die  Salzbergwerke  vom  Panjäb.  Die 
Salzhändler  kaufen  das  Salz  gegen  gewisse  Certifikate,  »Rawänas« 
genannt,  welche  bestätigen,  dass  die  Finanzverwaltung  des  Staates 
eine  so  und  so  grosse  Summe  bar  erhalten  habe.  Diese  »Salz- 
scheine« werden  in  Indien  im  geschäftlichen  Verkehr  dem  Wechsel 
gleich  behandelt.  In  Madras  erzeugt  die  Regierung  das  Salz  und 
verkauft  es.  In  Bengalen  und  Bombay  wird  die  Salzerzeugung 
den  Privaten  gegen  Zahlung  einer  entsprechenden  Abgabe  über- 
lassen.    Auf  diese  Weise    werden    die  Salzpreise  für    die  Konsu- 
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menten  ausgeglichen  und  die  Regierung  verhütet,  dass  ihre  eigenen 
grossen  Vorräte  durch  billigere  Produkte  unterboten  werden.  Im 
Finanzjahr  1882/83  hat  man  die  Salzabgaben  für  ganz  Indien  gleich- 
gestellt, aber  nach  Ansicht  der  Fachleute  die  Steuer  zu  gering  an- 
gesetzt, so  dass  ein  Einnahmeausfall  erfolgte  ,  weil  die  erwartete 
Konsumsteigerung  nicht  eingetreten  ist. 

Die  Einkommensteuer.  Ueber  die  Einführung  der 
Einkommensteuer  in  Indien  ist  bereits  viel  gestritten  und  ge- 
schrieben worden  ;  aber  ihre  Einführung  in  der  einen  oder  anderen 
Form  ist  doch  wohl  eine  Notwendigkeit.  Nachdem  die  landwirt- 
schaftliche Bevölkerung  ihre  Grundsteuer  entrichtet ,  muss  auch 
Handel  und  Gewerbe,  welche  von  der  modernen  Entwicklung  von 
Märkten  und  Eisenbahnen  unter  der  englischen  Regierung  noch 
am  meisten  profitiert  haben,  seinen  entsprechenden  Anteil  an  der 
direkten  Besteuerung  übernehmen.  Der  indischen  Auffassung  ist 
diese  Art  steuerpolitischer  Gerechtigkeit  auch  gar  nicht  fremd. 
Ist  doch  schon  in  den  Institutionen  des  Manu  eine  Stelle  ent- 
halten, welche  den  Anteil ,  den  der  Landwirt  aus  seinem  Ertrag 
an  den  König  abgiebt,  in  Parallele  stellt  mit  der  Abgabe,  welche 
Kaufmann  und  Händler  aus  ihrem  Jahresgewinn  der  Krone  über- 
liefern. Dieser  weitere  Ausbau  des  direkten  Steuersystems  ist 
hier  auch  um  so  notwendiger  ,  als  die  Eingangszölle  gering  sind 
und  nur  eine  kleinere  Zahl  von  Einfuhrartikeln  belasten.  Die 
Schwierigkeit  besteht  nur  darin,  eine  gute  Liste  der  einkommen- 
steuerpflichtigen Personen  aufzustellen,  in  welcher  die  ärmere  Klasse 
der  Händler  und  Kaufleute  nicht  zu  sehr  belastet  werde,  und  die 
Reichen  die  Absicht  des  Gesetzes  nicht  umgehen.  Niemand  will 
für  seinen  Teil  allein  die  Wahrheit  sagen  und  man  mag  von  den 
Kaufleuten  die  Vorlage  des  Buches  wie  immer  verlangen,  es  ist  kaum 
zu  erwarten,  dass  sich  daraus  eine  richtige  Beurteilung  ihres  Ge- 
schäftsgebahrens  ableiten  lässt.  Der  Schwerpunkt  liegt  deshalb  in  der 
LokalkenntnisdesTahsil-Beamten,  welcher  die  Steuerliste  aufzustellen 
hätte,  unterstützt  dabei  von  den  Steuerzahlern  selbst  wie  dritten  Per- 
sonen, welche  Informationen  zu  geben  in  der  Lage  sind.  Die 
altindische  Steuerpolitik  ging  in  allen  ähnlichen  Fällen  von  dem 
Grundsatze  aus,  der  Selbsteinschätzung  niemals  zu  trauen,  sondern 
stets  den  Vorstand  einer  Berufsgenossenschaft  eines  Distriktes  — 
in  Indien  »Chaudan«  genannt  —  antworten  zu  lassen  darauf, 
welche  Steuersumme  die  betreffende  Berufsgemeinschaft  billiger 
Weise  zu    entrichten  in  der  Lage    wäre.     Sobald  so    der  Steuer- 
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betra<i  im  j^anzen  festgesetzt  war,  bcstinuiite  die  Berufsgenossen- 
schalt  unter  l'^iihrung  ihres  Vorsitzenden  und  unter  Zuziehung 
ihrer  Rechtstreunde  —  Panchayat  genannt  ■  wieviel  davon  der 
I^inzelne  zu  tragen  habe.  Dieser  Vorgang  ist  offenbar  sehr  ähn- 
lich demjenigen  innerhalb  eines  Gemeindegebietes,  wo  die  grund- 
herrlichen Genossen  unter  sich  die  Gesamtgrundsteuer  aufteilen. 
Es  ist  ganz  unzweifelhaft,  dass  in  den  Staaten  des  Orients 
jede  Einkommensteuer  am  schwersten  auf  die  Beamten  fällt  — 
sobald  dieselben  wie  in  Indien ,  von  unberechtigten  Nebenein- 
künften vollkommen  frei  sind.  Aber  trotzdem  ist  es  auch  hier 
unerlässlich,  die  der  Grundsteuer  entsprechende  direkte  Besteue- 
rung des  mobilen  Kapitals  einzuführen,  wobei  wir  hoffen  wollen, 
dass  die  Schwierigkeiten  der  l'jnschatzung  von  Jahr  zu  Jahr  voll- 
kommener behoben  werden. 

III.  lieber  die  Verwaltung  der  Städte  und 
Landdistrikte. 

Es  ist  immer  ein  allgemein  anerkannter  Grundsatz  gewesen, 
dass  die  Bürger  grosser  Städte  und  die  Inwohner  der  Land- 
distrikte nach  Möglichkeit  herbeigezogen  werden  sollen,  um  über 
ihre  eigenen  Angelegenheiten  so  viel  als  möglich  selbst  zu  be- 
stimmen, Und  so  giebt  es  denn  in  jeder  Provinz  eine  Reihe  von 
Gesetzen,  durch  welche  die  Selbstverwaltung  in  Städten  und  Land- 
distrikten eingeführt  wird.  Obgleich  diese  Gesetze  alle  erst  aus 
den  letzten  Jahren  datieren,  sind  sie  doch  das  Resultat  einer  ziel- 
bewutsten  Politik,  welche  zu  ihren  Gunsten  bereits  vor  langer 
Zeit  eingesetzt  hatte. 

Damit  ist  in  den  Städten  ein  »Stadtrat«  geschaffen  worden. 
Die  Mitglieder  desselben  werden  entweder  ernannt ,  oder  teils 
ernannt  und  teils  gewählt.  In  einzelnen  Fällen  wird  auch  bereits 
der  Vorsitzende  erwählt,  in  anderen  dagegen  hat  man  es  für  not- 
wendig gefunden,  einen  Regierungsbeamten  und  zwar  in  der  Regel 
den  »Collector«  oder  »Deputy  Commissioner«  an  dessen  Stelle 
zu  setzen  ').    Der  Stadtrat  erstreckt  indes  nicht  seine  Funktionen 


i)  Es  »kann  nicht  Wunder  nehmen,  dass  in  einem  Lande  wie  Indien  die  Durch- 
führung des  Prinzips  der  Selbstverwaltung  mancherlei  Schwierigkeiten  begegnet.  Mit 
der  Zeit  aber  und  wenn  die  Schulbildung  erst  bessere  Fortschritte  gemacht  hat,  werden 
die  allgemeinen  Wahlvorgänge  sich  hier  so  korrekt  abspielen  wie  anderwärts.  Gegen- 
wärtig liegt  oft  eine  sehr  grosse  Schwierigkeit  darin,  die  Leute  zu  finden,  welche  im 
Stadt-  und  Distriktsrat  sitzen  wollen.     Statt  dessen  besteht  das  Bestreben,  aus  dieser 
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auf  Stadtteile ,  welche  vom  Militär-Aerar  okkupiert  sind.  Diese 
unterstehen  einer  selbständigen  Verwaltung. 

Die  städtische  Verwaltung  ist  berechtigt,  Gemeindesteuern 
einzufordern ,  eine  Haus-  und  Wassersteuer  einzuführen  und  zur 
Lokalverzehrungssteuer  überzugehen.  Das  letztere  ist  allgemein 
üblich  und  leicht  durchführbar ,  da  alle  grösseren  Städte  noch 
mit  Wall  und  Mauer  umgeben  sind.  Und  die  Erhebung  dieser 
Art  von  Steuer  wird  von  der  Bevölkerung  um  so  weniger  drückend 
empfunden,  als  sie  ganz  allgemein  daran  gewöhnt  ist.  Das  aber 
ist  für  Indien  erst  recht  ein    wichtiges    steuerpolitisches  Moment. 

Die  Städte  unterhalten  in  der  Regel  ihre  eigene  Polizei  und 
haben  ihre  besonderen  Techniker  für  Strassenbau,  Städtereinigung 
und  Wasserversorgung,  wobei  alle  grösseren  Arbeiten  gleichzeitig 
von  der  Regierung  in  der  Ausführung  überwacht  werden.  Eigene 
städtische  Schulen  werden  unterhalten  und  bestehenden  Instituten 
und  Universitäten  besondere  Unterstützungen  zugewendet.  Wir 
finden  hier  gesundheitspolizeiliche  und  baupolizeiliche  Aufsichts- 
organe ,  die  vielfach  eine  Thätigkeit  und  Umsicht  entwickeln, 
deren  sich  auch  mitteleuropäische  Städte  nicht  zu  schämen   hätten. 

Der  D  i  s  t  r  i  k  t  s  r  a  t  ist  für  das  Land,  was  der  Stadtrat  für 
die  Stadt.  Im  einzelnen  freilich  wechseln  seine  Funktionen  in 
den  verschiedenen  Provinzen.  Im  Panjäb  z.  B.  (Act  XX  of  1883) 
ist  entweder  ein  Distriktsrat  für  den  ganzen  Distrikt  oder  es  ist 
dieses  Gebiet  für  mehrere  Lokalverwaltungsräte  aufgeteilt.  Keiner 
derselben  hat  weniger  als  6  Mitglieder,  was  im  einzelnen  Falle 
je  nach  der  Bevölkerungszahl  und  dem  Wohlstand  derselben  von 
der  Regierung  festgesetzt  wird.  Ebenso  bestimmt  die  Regierung 
darüber,  ob  alle  Mitglieder  dieser  Körperschaft  ernannt,  oder  er- 
wählt, oder  teils  ernannt  und  teils  erwählt  werden.  Im  allgemeinen 
finden  wir  in  denselben  nur  Vg  aus  den  Beamten  der  Regierung 
und    nicht    weniger    als    die  Hälfte    aus    den    Grundbesitzern    des 


Amtsausübung  alle  möglichen  persönlichen  Vorteile  für  sich  und  seine  Freunde  abzu- 
leiten und  die  zur  Entscheidung  vorgelegten  Angelegenheiten  wesentlich  nach  diesem 
Gesichtspunkte  zu  beurteilen.  All  diese  Schattenseiten  der  Selbstverwaltung  gehören 
in  anderen  Ländern  gewiss  auch  nicht  zu  den  unbekannten  Dingen  ;  aber  man  wird 
andererseits  auch  in  Indien  darin  mit  der  Zeit  sich  mehr  und  mehr  vervollkommnen, 
insbesondere  unter  dem  Einfluss  der  Tüchtigkeit  der  Vorsitzenden  und  Schriftführer, 
in  deren  Wahl  die  indische  Regierung  ein ,  von  dem  Beobachter  rückhaltslos  zu  be- 
wunderndes Geschick  bekundet. 
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Distrikts  cnlnuinniL-ii.  Uic  licdiiij^ungen ,  unter  wclclicn  die 
Mitgliedschaft  in  diesen  Verwaltungskörper  angenommen  wird,  ist 
durch  besondere  Gesetze  geregelt.  Die  Wahlperiode  dauert  nicht 
länger  als  drei  Jahre.  Die  Regierung  hat  das  Recht,  einzelne 
Mitglieder  aus  besonderen,  gesetzlich  vorgesehenen  Gründen  aus 
dem   Distriktsrat  wieder  zu  entfernen. 

Auch  die  Distriktsräte  haben  Korporationsrechte  und  sind 
als  »juristische  Person«  anerkannt,  als  welche  sie  Eigentum  be- 
sitzen und  Verträge  abschliesscn  können.  Das  Lokalverwaltungs- 
gesetz für  Panjäb  bezeichnet  verschiedene  Funktionen,  welche  der 
Lokalverwaltung  unterstellt  sind,  und  andere,  welche  ihr  durch 
Beschluss  der  Lokalregierung  unterstellt  werden  können.  Unter 
die  ersteren  zählt  der  Bau  und  die  Unterhaltung  der  öffentlichen 
Strassen  ,  soweit  sie  nicht  Reichs-  und  Heeresstrasscn  sind ,  die 
Errichtung  und  Unterhaltung  von  Spitälern,  von  öffentlichen  Rast- 
häusern für  die  Reisenden  —  saräis  genennt  —  und  von  Schulen, 
die  Heranbildung  von  Lehrkräften,  die  Beschaffung  von  Wasser 
für  Trink- ,  Bad-  und  andere  Zwecke  sowie  die  Errichtung  und 
Erhaltung  von  Baumpflanzungen.  Zu  den  Aufgaben^  welche  die 
Regierung  nach  Gutdünken  der  Lokalverwaltung  abtreten  kann, 
gehören  die  Verwaltung  von  Regierungseigentum,  die  Marktpolizei, 
die  Unterhaltung  von  Armeelagerplätzen,  von  Wasserversorgungs- 
anlagen für  landwirtschaftliche  Zwecke ,  die  Entwässerung  und 
Trockenlegung  von  Sümpfen,  die  Ausführung  von  Arbeiten  gegen 
und  während  Notstandszeiten ,  die  Eintragung  der  Geburts-  und 
Todesfälle,  die  Abhaltung  von  landwirtschaftlichen  und  industriellen 
Ausstellungen,  die  Unterhaltung  öffentlicher  Tierspitäler  u.   s.  w. 

Diese  Lokalverwaltungsgesetze  enthalten  ferner  Bestimmungen 
über  die  Geschäftsordnung,  über  die  Anstellung  von  Distrikts- 
beamten und  Dienern,  und  ermächtigen  zur  Erhebung  von  Lokal- 
steuern, vorbehaltlich  der  Genehmigung  von  Seiten  der  Regierung. 
Das  Barvermögen  bildet  den  »Distriktsfond«  ,  welcher  seine  Be- 
züge ableitet  aus  Steuern  und  Abgaben  lokaler  Art,  aus  den 
Reineinkünften  der  Märkte  und  Ausstellungen ,  aus  dem  Ertrag 
und  Gewinn  des  Distriktsvermögens,  wie  aus  eventuellen  Beiträgen 
der  Regierung.  Der  Fond  selbst  wird  entweder  bei  der  Regie- 
rungshauptTcasse ,  oder  bei  der  Regierungsbank,  oder  auch  bei 
der  Tashil-Steuerkasse  aufbewahrt.  Jede  Lokalvervvaltung  hat 
eine  Art  Finanzkomitee,  welches  das  Jahresbudget  ausarbeitet. 
Dieses  wird  alsdann  dem  Distriktsbeamten  vorgelegt,   welcher  be- 
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rechtigt  ist ,  Aenderungen  vorzuschlagen.  Und  falls  diese  nicht 
von  dem  Distriktsrat  acceptiert  werden,  entscheidet  endgültig  der 
Regierungskommissär.  Die  Rechnungen  werden  innerhalb  be- 
stimmter Perioden  gelegt ,  welche  alsdann  von  besonders  hiezu 
von  der  Regierung  ernannten  Personen  überprüft  werden.  Die 
Lokalverwaltung  hat  ihre  Rechnungen  der  Distriksverwaltung  zu 
unterbreiten.  Die  Gesetze  enthalten  ferner  besondere  Bestim- 
mungen über  die  Grenzen,  innerhalb  welcher  das  Aufsichtsrecht 
der  Behörden  diesen  Selbstverwaltungskörpern  gegenüber  sich  zu 
bewegen  hat  und  über  das  Recht  der  Regierung,  jeden  ihrer  Be- 
schlüsse aufzuheben  und  in  ernsteren  Phallen  den  Distriktsrat  selbst 
aufzulösen. 

In  der  Präsidentschaft  Madras  —  um  ein  anderes 
Beispiel  zu  wählen  —  bestehen  besondere  Gesetze  für  die  Haupt- 
stadt Madras  einerseits  und  für  die  übrigen  Städte  der  Provinz 
andererseits  und  endlich  auch  für  die  Lokalverwaltung  auf  dem 
Lande.  In  jedem  Distrikt  ist  ein  Distriktsrat  mit  nicht  weniger 
als  24  Mitgliedern  nebst  einem  Vorsitzenden.  Der  Kollektor  ist 
ex  officio  Vorsitzender,  es  sei  denn,  dass  die  Regierung  beson- 
ders das  Recht  erteilt,  denselben  zu  erwählen.  Ebenso  sind  alle 
Steuerbeamten  ex  officio  Mitglieder  des  Distriktsrats.  Aber  alle  Re- 
gierungsbeamten zusammen  sollen  nicht  mehr  als  V4  der  Mitglieder- 
zahl ausmachen.  Desgleichen  hat  jede  »Taluk«  ihre  Selbstver- 
waltung. Eine  weitere  spezielle  Bestimmung  dieses  Gesetzes  or- 
ganisiert die  Gemeinden  in  Gruppen,  »Mirons«  genannt,  mit  einem 
Rat  von  5  Mitgliedern,  Panchayat  genannt,  und  einem  Gemeinde- 
vorstand als  Präsidenten ,  denen  ganz  speziell  die  Sorge  für  die 
öffentliche  Gesundheitspflege  obliegt.  Im  übrigen  weichen  die 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  wesentlich  von  jenem  in 
Panjäb  ab. 

IV.  Die  Justizverwaltung. 

Zunächst  in  Kürze  die  allgemeinen  Züge,  welche  der  Justiz- 
verwaltung in  jeder  Provinz  gleich  sind. 

Die  Civilgerichte  sind,  mit  Ausnahme  des  obersten  Gerichts- 
hofes, in  jeder  Provinz  durch  Provinzialgesetze  geschaffen  worden. 
Die  Strafgerichtshöfe  gründen  sich  dagegen  alle  auf  das  allgemeine 
Gesetz  der  Strafrechtspflege  in  Indien.  An  der  Spitze  der  Civil-  wie  der 
Strafgerichte  steht  der  oberste  Gerichtshof  »High  Court«  oder 
auch  »Chief  Court«  genannt.     In   Kalkutta,  Madras,  Bombay  und 
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in  den  Nordwestprovinzen  sind  diese  obersten  Gerichtshöfe  durch 
kgl.  Verordnung  eingesetzt  worden  und  die  Richter  werden  von 
der  Krone  Englands  ernannt.  Im  Panjäb  ist  der  oberste  Gerichts- 
hof aus  der  Jurisdiktion  des  richterlichen  Kommissärs  früherer 
Zeiten  erwachsen,  und  obgleich  er  heute  alle  Funktionen  eines 
obersten  Gerichtshofes  erfüllt,  konstituiert  sich  derselbe  auf  Grund 
eines  indischen  Gesetzes  und  die  Richter  werden  vom  Vizekönig 
ernannt.  Auch  Burma  hat  einen  obersten  Gerichtshof.  In  den 
übrigen  kleineren  Provinzen  tritt  an  Stelle  des  höchsten  Gerichts- 
hofes ein  einzelner  Richter  höheren  Ranges. 

In  Civilstreitigkeiten  erschöpft  sich  die  Hauptbeschäftigung 
der  obersten  Instanz  auch  hier  in  der  Erledigung  von  Berufungs- 
sachen. Nur  in  Testaments-  und  Ehescheidungsklagen  sowie,  je 
nach  den  Provinzen ,  noch  in  wenigen  anderen  Klagsachen ,  ist 
die  letzte  zugleich  auch  die  erste  Instanz.  Desgleichen  ist  in 
Strafsachen  der  oberste  Gerichtshof  Berufungsinstanz,  ausgenommen 
in  allen  schweren  Verbrechen ,  w^elche  von  Europäern  verübt 
wurden.  Diese  können  nur  von  den  obersten  Gerichtshöfen  ab- 
geurteilt werden.  Todesurteile  der  ersten  Gerichte  bedürfen  der 
Genehmigung  durch  die  oberste  Instanz.  Endlich  hat  der  »High- 
Court«  das  Beaufsichtigungsrecht  über  die  ihm  unterstellten  Ge- 
richte in  der  Weise,  dass  er  ermächtigt  ist,  sich  jederzeit  über 
jeden  Fall  Bericht  erstatten  zu  lassen  und  in  den  Fortgang  des 
Prozesses  sofort  ergänzend  einzugreifen,  bezw.  aus  eigener  Initiative 
das  Urteil  zu  ändern  oder  ganz  aufzuheben. 

Civilstreitigkeiten,  deren  Streitobjekt  einen  höheren  Wert  hat 
oder  von  ganz  besonderer  Bedeutung  ist,  können  vom  obersten 
Gerichtshof  in  Indien  unter  gewissen  Voraussetzungen  nach  Eng- 
land zur  Entscheidung  vor  die  Kaiserin  gebracht  werden.  Hier 
schöpft  alsdann  das  Justizkomitee  des  Geheimen  Rats  das  Urteil, 
welches  in  Form  eines  Antrags  der  Majestät  nahe  legt,  einen 
Befehl  von  dem  und  dem  Inhalt  herauszugeben  oder  die  Berufung 
abzuweisen. 

Den  obersten  Gerichtshöfen  ist  gleichzeitig  auch  die  Justiz- 
verwaltung übertragen.  Sie  bestimmen  die  Höhe  der  Gerichts- 
kosten urld  der  Gebühren ,  welche  zu  entrichten  sind ,  sie  ent- 
scheiden über  die  Zulassung  der  Anwälte  und  erstatten  über  die 
verschiedenen  Vorgänge  in  der  Privat-  und  Strafrechtspflege  einen 
jährlichen  Bericht  an  die  Regierung. 

Die  zweithöchste  Stufe  nehmen  die  Kreis^erichte    »Courts  of 
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Civil  and  Session  Judges«  ein.  Hier  werden  schwerere  Verbrechen, 
welche  mit  dem  Tode  oder  der  Verbannung  bestraft  werden, 
abgeurteilt,  nachdem  die  Vorerhebungen  durch  den  Lokalrichter 
gepflogen  worden,  Europäer  und  Amerikaner  haben  das  Recht, 
als  Angeklagte  vor  diesen  Gerichten  zu  verlangen,  dass  eine  be- 
stimmte Zahl  der  Geschworenen  aus  Europäern  gebildet  sei.  In 
anderen  Fällen  hat  der  Richter  2  bis  5  Beisitzer,  Schöffen,  an 
deren  Beurteilung  des  F'alles  er  zwar  nicht  gebunden  ist,  deren 
Meinung  aber  von  ihm  gehört  werden  soll.  Gleichzeitig  sind 
diese  Gerichte  Berufungsinstanz  für  die  Untergerichte  und  üben 
ein  gewisses  Aufsichtsrecht  über  dieselben  aus. 

Wir  kommen  damit  zu  dem  Distrikt.  Hier  ist,  wie  wieder- 
holt gesagt  wurde,  der  Kollektor  der  oberste  Beamte,  welcher 
nicht  bloss  Steuer-  und  Verwaltungsbeamter,  sondern  auch  Richter 
ist.  Aber  auch  seine  Untergebenen  haben  richterliche  Funktionen, 
für  welche  die  Strafprozessordnung  3  verschiedene  Grade  unter- 
scheidet. Jede  derselben  hat  eine  bestimmt  abgegrenzte  Kom- 
petenz, um  Geldstrafen,  Gefängnis  und  Prügelstrafen  zu  verhängen. 
Auch  diese  verschiedenen  Stufen  der  Untergerichte  repräsentieren 
Berufungsinstanzen,  die  sich  an  die  Kreisgerichte  anschliessen. 

Was  die  Strafen  anbelangt,  welche  auf  Grund  des  Straf- 
gesetzbuchs und  einiger  Spezialgesetze  verhängt  werden ,  unter- 
scheidet man:  die  Verbannung  auf  Lebens-  oder  Zeitdauer  nicht 
unter  7  Jahren,  —  den  Tod  durch  den  Strang  bei  Mord  und 
Majestätsverbrechen,  —  Freiheitsstrafen  mit,  ohne,  oder  an  Stelle 
von  Geldstrafen,  und  mit  oder  ohne  schwere  Zwangsarbeit,  — 
Prügelstrafe,  welche  durch  ein  besonderes  Gesetz  geregelt  ist  und 
für  jugendliche  Verbrecher ,  aber  auch  für  gewisse  Verbrechen 
und  Uebertretungen  im  Rückfall  in  Anwendung  kommt  und  dann 
als  Ergänzung  der  Hauptstrafe  erscheint. 

Jeder  Distrikt  hat  ein  Gefängnis,  in  welchem  die  Gefangenen 
arbeiten  müssen  und  zwar  von  der  Verwendung  in  der  Tretmühle 
an  bis  zur  Verrichtung  der  verschiedenen  Handwerke.  Je  nach 
Aufführung  des  Gefangenen  tritt  ein  Uebergang  von  der  schwe- 
reren zur  leichteren  Arbeit  ein.  Gefangene,  welche  grössere  Frei- 
heitsstrafen zu  büssen  haben,  sowie  Europäer  werden  in  den  Pro- 
vinzialgefängnissen  untergebracht.  Die  Verbannung  erfolgt  nach 
den  Andamanen-Inseln. 

Für  Civilstreitigkeiten  giebt  es  im  Distrikt  einen  be- 
sonderen   Distriktsrichter.     In    einigen    Provinzen    giebt    es    noch 
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besondere  Unterrichler  unter  diescni,  anderwärts  sind  Assistenten 
desselben  mit  der  Civillvompetenz  ausgestattet.  Kleine  Streitsachen 
auf  dem  Lande  werden  von  sog.  »Munsiffs«  erledigt,  welche  ihren 
Sitz  am  gleichen  Orte  mit  der  Tahsil- Verwaltung  haben,  df)ch  ist 
der  Distriktsrichter  in  der  Lage,  deren  Amtssitz  nach  Gutdünken 
zu  verlegen.  In  grösseren  Städten  giebt  es  besondere  Gerichte 
für  Bagatellsachen  '). 

Das  Gerichtsverfahren  kann  hier  nicht  im  Einzelnen 
entwickelt  werden,  im  allgemeinen  aber  ist  man  in  Indien  bestrebt, 
dasselbe  möglichst  einfach  zu  gestalten.  Der  Civilprozess  ist  in 
Act  XIV  of  1882  niedergelegt.  Ebenso  giebt  es  eine  besondere 
Strafprozessordnung. 

Das  Gesetz  unterscheidet  zwischen  »ofifenliegenden«  und 
»zweifelhaften«  Strafifällen.  Im  ersten  F'alle  ist  die  Polizei  berech- 
tigt, die  Klage  selbst  aufzunehmen ,  mit  den  Erhebungen  sofort 
zu  beginnen,  denThäter  oder  die  der  That  verdächtigen  Personen 
ohne  Haftbefehl  zu  verhaften,  mit  dec  einen  Bedingung,  dass  sie 
den  Gefangenen  innerhalb  24  Stunden  vor  den  zuständigen  Richter 
bringen.  In  Fällen  einer  zweifelhaften  strafbaren  Handlung  ist 
lediglich  ein  richterlicher  Beamter  ermächtigt,  die  weiteren  Nach- 
forschungen durch  die  Polizei  einzuleiten.  Alle  Klagen  in  Straf- 
sachen werden  ferner  eingeteilt  in  solche,  in  welchen  der  Kläger 
zunächst  nur  eine  Vorladung  erhält  und  in  solche ,  welche  die 
sofortige  Erlassung  eines   Haftbefehls  bedingen. 

In  offenliegenden  Straffällen  wird  eine  Anzeige  bei  der  Polizei- 
station erstattet,  daraufhin  sofort  mit  den  Erhebungen  begonnen 
und  ein  Formular  ausgefüllt,  in  welches  die  Art  der  Beschuldigung, 
der  Artikel  des  St.G.B.,  unter  welchen  dieselbe  fällt,  das  Datum 
der  Anzeige,  das  Eigentum,  welches  abhanden  gekommen  und 
andere  Details  aufgenommen  werden ,  und  welches  alsdann  dem 
Richter  für  die  weiteren  Verhandlungen  als  erste  Unterlage  dient. 
Sobald  auf  diese  Weise  die  polizeiHchen  Erhebungen  abgeschlos- 
sen sind,  wird  von  dem  Richter  eine  förmliche  Klageschrift  ver- 
fasst  und  dem  Kläger  vorgelesen,  der  dann  seinerseits  zu  seiner 


l)  In  Strafsachen  giebt  es  im  allgemeinen  nur  eine  Berufungsinstanz.  Die  Be- 
rufung an  den  obersten  Gerichtshof  kann  nur  die  Revision  der  Akten  zum  Gegen- 
stand haben.  In  Civilsachen,  soweit  sie  nicht  Bagatellsachen  betreffen,  giebt  es  eine 
allgemeine  erstmalige  Berufung  zur  Wahrung  des  Gesetzes  wie  zur  Feststellung  des 
Thatbestands  und  dann  eine  zweite  zur  Wahrung  des  Gesetzes  allein.  Die  Berufung 
an  die  Kaiserin  ist  nur  in  Ausnahmsfallen  zulässig. 
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Verteidigung  alles  das  angeben  kann ,  was  er  vermag.  Eines 
Formfehlers  in  der  Klageschrift  halber  wird  ein  sonst  richtig  ge- 
schöpftes Urteil  in  seiner  Gültigkeit  nicht  beeinflusst. 

In  einem  Falle,  bei  dem  die  Verhaftung  des  Angeklagten 
nicht  in  Betracht  kommt,  hat  der  Kläger  die  Anzeige  bei  dem 
Richter  zu  erheben,  worauf  dann  je  nach  der  Anschauung  des 
Letzteren  die  Vorladung  des  Beschuldigten  erfolgt.  Zum  festge- 
setzten Termin  muss  der  Angeklagte  seine  Entlastungszeugen 
mitbringen  oder  doch  durch  den  Richter  rechtzeitig  vorladen 
lassen.    Am  Schluss  der  Verhandlung  wird  das  Urteil  verkündet. 

Wenn  im  Falle  eines  offenkundigen  Verbrechens  die  Polizei 
das  Untersuchungsverfahren  aus  eigener  Initiative  eingeleitet  hat, 
wird  die  eigentliche  Verhandlung  durch  den  Richter  in  Lokalsachen 
nicht  geführt,  sondern  von  diesem  lediglich  die  Resultate  der 
Vorerhebung  zusammengestellt,  mit  den  Zeugen,  welche  für  und 
wider  die  Klage  geführt  werden  und  seinem  Urteil ,  welches  er 
sich  prima  facie  über  den  Fall  gebildet  hat.  Alsdann  werden  die 
Akten  mit  dem  Angeklagten  dem  Distriktsrichter  abgetreten.  Falls 
jedoch  der  Lokalrichter  zu  der  Ueberzeugung  gelangt ,  dass  der 
Beschuldigte  sich  keine  strafbare  Handlung  habe  zu  schulden 
kommen  lassen ,  kann  seinerseits  der  Prozess  sofort  eingestellt 
und  der  Gefangene  aus  der  Haft  entlassen  werden. 

In  Civilstreitigkeiten  wird  das  Verfahren  dadurch  eingeleitet, 
dass  der  Kläger  eine  richtig  gestempelte  und  thunlichst  kurz  ge- 
haltene Klageschrift  bei  Gericht  überreicht,  in  welcher  ohne  Argu- 
mentationen der  Thatbestand  angegeben  wird  und  die  Abhülfe, 
welche  man  durch  den  Richterspruch  erwartet.  Daraufhin  wird 
von  Gerichtswegen  ein  Verhandlungstermin  anberaumt ,  der  An- 
geklagte darüber  verständigt  und  durch  einen  Auszug  der  Klage- 
schrift von  der  gegen  ihn  geltend  gemachten  Forderung  verstän- 
digt. Am  Verhandlungstermin  erscheint  alsdann  auch  der  An- 
geklagte vor  Gericht  und  überreicht  seine  kurzgefasste  Verteidi- 
gungsschrift oder  bringt  seine  Gegengründe  mündlich  vor.  Der 
Richter  setzt  alsdann  mit  beiden  Parteien  gemeinsam  die  Punkte 
fest,  deren  Beweis  für  die  schwebende  Streitfrage  in  Betracht 
kommt  und  zwar  für  die  Rechtsfrage  und  für  die  Frage  des  That- 
bestands  je  im  besonderen  und  hört  die  Verhandlung  zu  Ende. 
Wenn  die  Vorladung  die  »Schlussverhandlung«  angekündigt  hatte, 
ist  der  Richter  auch  berechtigt ,  zur  Urteilsfällung  zu  schreiten. 
Anderenfalls    kann    die  Verhandlung    auf  einen    späteren     Termin 
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vertagt  werden,  wobei  jedoch  rechtzeitig  bei  Gericht  um  Vorla- 
dung der  gewünschten  Zeugen  nachgesucht  werden  muss;  denn 
der  Richter  ist  nicht  verpflichtet,  eine  weitere  Vertagung  eintreten 
zu  lassen.  Den  während  der  Verhandlung  ermittelten  Thatbestand 
hat  der  Richter  selbst  niederzuschreiben  und  dem  seine  Urteils- 
gründe an/.ufügen.  Schliesslich  wird  das  Urteil  selbst  ausgefertigt, 
dessen  Inhalt  nach  l'2rlangung  der  Rechtskraft  über  Antrag  von 
Gerichtswegen  vollzogen  wird. 

Die  Distrikts-  und  Lokalbeamtcn  sind  endlich  noch  zum  Kr- 
lass  von  Polizeiverordnungen  ermächtigt ,  welche  sich 
hauptsächlich  erstrecken  auf  Verordnungen  betreffend  den  Durch- 
zug von  Prozessionen  durch  die  Strassen  ,  betreffs  Abhaltung  öf- 
fentlicher Versammlungen  und  über  irgend  welche  Handlungen 
oder  Unterlassungen,  welche  öffentliches  Aergernis  geben.  Diese 
Beamten  sind  aber  auch  berechtigt,  dem  Einzelnen  zu  befehlen, 
ein  bestimmtes  faktisches  Besitzrecht  an  Land  z.  B.  nicht  zu 
stören,  sondern  die  vermeintlichen  Ansprüche  vor  Gericht  geltend 
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zu  machen,  über  Todesursachen  Nachforschungen  anzustellen  und 
so  noch  manches  andere,  was  im  »Criminal  Procedure  Cote« 
nachgelesen  werden  mag. 

V.  Die  P  o  1  i  z  e  i  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g. 

In  allen  grösseren  Städten  ist  eine  besondere  Stadtpolizei, 
welche  von  der  Munizipalität  unterhalten  wird.  An  einzelnen 
Plätzen  ist  eine  besondere  Eisenbahnpolizei  zur  Ueberwachung  der 
Stationen  sowie  des  Bahnkörpers.  Ferner  giebt  es  eine  besondere 
Distriktspolizei,  beritten  und  unberitten.  Die  Tag-  und  Nacht- 
wächter der  Gemeinden  sind  da  und  dort  ebenfalls  organisiert, 
doch  formell  nicht  als  Polizeileute  anerkannt. 

Auch  die  territoriale  Polizeiorganisation  schliesst  sich  der 
der  Steuerverwaltung  an.  In  jedem  Distrikt  ist  ein  »District 
Superintendent  of  Police«  mit  Assistenten.  Jeder  Distrikt  ist 
dann  aufgeteilt  in  eine  bestimmte  Zahl  von  »Thänäs«  oder  Unter- 
distrikte und  hier  ist  ein  »Inspector«  oder  »Deputy  Inspector  of 
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Police«,  der  fast  immer  ein  I^ngeborencr  ist,  mit  der  Amtsleitung 
betraut.  Die  kleineren  Kinzelstationen,  »Chauki«  genannt,  welche 
je  nach  Bedürfnis  verteilt  sind,  sind   Unteroffizieren  unterstellt. 

Nach  dem  »District  Superintendent«  rangiert  aufwärts  der 
»Deputy  Inspector  General«  und  endlich  der  »Provincial  Inspector 
General  of  Police«.  Die  Polizei  ist  indes  auch  den  Distriktsbe- 
amten unterstellt.  Für  Organisation  und  Erhaltung  der  Polizei- 
truppe besteht  ein  für  ganz  Indien  gültiges  Gesetz  in  Act  V 
of  1861. 

Ueber  die  Uniformierung ,  Ausbildung  und  andere  derartige 
Angelegenheiten  entscheidet  der  Generalinspektor  der  Provinz. 
Die  Polizeileute  in  den  Städten  sind  mit  dem  Bäton,  einem  kurzen 
Stab,  ausgerüstet  und  tragen  nur  bei  besonderen  Gelegenheiten 
Säbel  und  Gewehr.  In  Burma  und  einigen  anderen  Plätzen  ist 
eine  besondere  Militärpolizei  organisiert. 


Zur  Erläuterung  dessen ,  was  oben  hinsichtlich  der  Grund- 
steuereinschätzung gesagt  worden,  lassen  wir  auf  S.  454  und  455 
eine  Zusammenstellung  folgen,  welche  dem  Bericht  des  Staats- 
sekretärs für  Indien  in  England  über  das  Finanzjahr  1886/87  ent- 
nommen ist.     Von  den  Spezialausdrücken  wären  zu  erläutern : 

»Inam«  —  Landschenkungen,  welche  von  der  Entrichtung 
von  Grundsteuern  an  den  Staat  vollständig  befreit  sind; 

»Zamindäri«  —  besagt,  dass  eine  Art  Grundherren  zwischen 
Staat  und  den  wirklichen  Bauern  vorhanden  ist; 

»Raiyatwäri«  —  besagt,  dass  solche  Grundherren  nicht  vor- 
handen sind; 

»Talukdäri« ,  »Mehwäsi«,  »Narwa« ,  »Khot«  and  »Isäfat«  — 
bezeichnet  je  eine  besondere  Art  von  Rechtsstellung  der  Grund- 
herren. 


DIE  VALUTA-REGULIERUNG  IN  OSTERREICH- 
UNGARN. 

VON 

Dr.  FRIEDRICH  KLEINWÄCHTER 

REG.RAT  UND  PROFESSOR  AN  DER  UNIVERSITÄT  CZERNOWITZ. 


ERSTER  ARTIKEL. 
Die  Berechtigung  der  Goldwährung  im  allgemeinen. 

Durch  die  verschiedenen  Gesetze,  welche  am  2.  August  1892 
die  Sanktion  des  Kaisers  von  Oesterreich  und  Königs  von  Ungarn 
erlangten,  hat  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  im  Prinzip 
den  Willen  ausgesprochen,  ihr  Geldwesen  endgiltig,  und  zwar  auf 
der  Basis  der  Goldwährung  zu  regeln. 

Das  »Gesetz  vom  2.  August  1892,  womit  die  Kronenwährung 
festgestellt  wird«,  verfügt,  dass  an  Stelle  der  bisherigen  »öster- 
reichischen Währung«  die  Goldwährung  mit  der  »Krone«  (die  in 
100  Heller  geteilt  wird)  als  Münzeinheit  zu  treten  habe.  Als  Münz- 
Grundgewicht  hat  das  Kilogramm  zu  gelten  und  werden  die 
neuen  Goldmünzen  aus  einer  Mischung  von  Vio  Gold  und  Vio 
Kupfer  derart  ausgeprägt,  dass  auf  ein  Kilogramm  sog.  Münz- 
goldes (d.  i.  900  Gramm  Gold  -f  100  Gramm  Kupfer)  2952 
Kronen,  beziehungsweise  auf  ein  Kilogramm  feinen  Goldes  3280 
Kronen  entfallen.  Die  Goldmünzen  werden  in  Stücken  zu  20  und 
10  Kronen  ausgeprägt.  Daneben  werden  die  bisherigen  Dukaten 
(jedoch  nur  als  Handelsmünze,  also  ohne  gesetzliche  Zahlkraft) 
weiter  geprägt,  dagegen  wird  die  fernere  Ausprägung  der  durch 
das  Gesetz  vom  9.  März  1870  eingeführten  Goldmünzen  zu  8  und 
zu  4  österreichischen  Gulden  (genau  gleich  20  und  beziehentlich 
10  französischen  Franks)  eingestellt.  Desgleichen  wird  die  fernere 
Ausprägung  der  bisherigen  Silbermünzen  zu  2,  zu  l  und  zu  V4  Gulden 
österr.  Währ,  eingestellt.    So  lange  jedoch  diese  Silbermünzen  sich 
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noch  im  Umlaufe  befinden,  haben  sie  gesetzlich  folfj^ende  Geltung, 
und  zwar:  das  Zweiguldenstück  =  4  Kronen,  das  h2inguldenstück 
=  2  Kronen ,  das  Viertelguldenstück  ^  50  1  leller.  Dagegen 
sollen  die  alten  Levantiner-  oder  Mariatheresienthaler  als  Han- 
delsmünze (d.  i.  ohne  gesetzlichen  Kurs)  auch  fernerhin  geprägt 
werden. 

An  sog.  silbernen  »Kurrantmünzen«  sollen  in  Hinkunft  die 
Einkronenstücke  ausgeprägt  werden ;  sie  werden  jedoch  nicht 
mehr  —  wie  dies  bei  den  bisherigen  vollwichtigen  Silbermünzen 
der  Fall  war  —  aus  einer  Mischung  von  ^/lo  Silber  und  '/lo  Kupfer 
sondern  aus  einer  solchen  von  835  Tausendtcilen  Silber  und  165 
Tausendteilen  Kupfer  hergestellt.  Au»  einem  Kilogramm  Münz- 
silber (d.  i.  835  Gramm  Silber  4-  165  Gramm  Kupfer)  sollen  200 
Einkronenstücke  geprägt  werden  ;  es  wird  also  das  silberne  Kronen- 
stück ein  Bruttogewicht  von  5  Gramm  haben. 

Die  eigentlichen  Scheidemünzen  werden  aus  Nickel  und  Bronze 
hergestellt  (2  Heller   =    i  Kreuzer). 

Die  Ausprägung  der  Goldmünzen  für  private  Rechnung  ist 
selbstverständlich  frei ;  die  in  diesem  Falle  einzuhebende  Präge- 
gebühr darf  0,3  Prozent  des  Wertes  nicht  überschreiten.  Dagegen 
dürfen  silberne  Kronenstücke  nicht  für  private  Rechnung,  sondern 
lediglich  für  die  Staatsverwaltung  geprägt  werden.  Die  Summe 
der  auf  Oesterreich  (im  Gegensatze  zu  Ungarn)  entfallenden  sil- 
bernen Einkronenstücke  wird  auf  140  Millionen  festgesetzt.  (Auf 
die  Länder  der  ungarischen  Krone  entfallen  60  Millionen  Stück  ; 
nach  dem  bekannten  zwischen  beiden  Reichshälften  ursprünglich 
festgesetzten   Verteilungsschlüssel  von  70  und   30  Prozent). 

Im  Privatverkehr  ist  niemand  verpflichtet,  mehr  als  fünfzig 
Kronen  in  silbernen  Einkronenstücken,  mehr  als  zehn  Kronen  in 
Nickel-  und  mehr  als  eine  Krone  in  Bronzemünzen  anzunehmen. 

So  hätten  wir  denn  in  Oesterreich-Ungarn  seit  dem  2.  August 
1892  die  Goldwährung,  wenn  auch  vorläufig  nur  im  Prinzip«,  und 
unwillkürlich  drängt  sich  die  Frage  in  den  Vordergrund,  ob  wir 
Ursache  haben,  uns  über  diese  Errungenschaft  besonders  zu  freuen, 
oder  nicht.  Ich  für  meine  Person  gestehe  offen  ,  dass  ich  mich 
nie  für  die  Goldwährung  zu  begeistern  vermochte,  und  zwar  aus 
dem  Grunde,  weil  ich  nie  im  stände  war,  die  grossen  Vorzüge 
zu  begreifen ,  die  der  Goldwährung  —  nach  der  Versicherung 
ihrer  Anhänger  —  anhaften  sollen. 

I.  Zunächst  wird  da  auf  die  Bequemlichkeit  und  Handlichkeit 
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des  Goldes  gegenüber  dem  Silber  hingewiesen.  Bekanntlich 
wird  in  allen  Lehrbüchern  der  Nationalökonomie  hervorgeho- 
ben ,  dass  das  Gold  (nach  dem  früheren  Wertverhältnisse) 
iSVamal  wertvoller  und  daher  isV^mal  bequemer  sei  als  das  Silber. 
In  neuester  Zeit  hat  speziell  Hei'tzka  dieses  Argument  wieder 
mit  besonderem  Nachdruck  betont.  Gleich  auf  den  ersten  Seiten 
seiner  Schrift  »Die  Goldrechnung  in  Oesterreich-Ungarn«  (Wien, 
1879)  sagt  er,  dass  die  Bewegung  für  die  Goldwährung  nicht  von 
der  Theorie ,  sondern  von  der  Praxis  ausgegangen  sei ,  welche 
das  Silber  »in  Acht  und  Bann  gethan«  habe,  weil  es  für  jeder- 
mann und  selbst  für  den  Krämer  viel  zu  unbequem  geworden 
sei.  Hertzka  schildert  die  Unbequemlichkeiten  des  Silberverkehrs 
in  so  lebhaften  Farben,  dass  man  die  unglücklichen  Bewohner 
eines  Silberlandes  vor  sich  zu  sehen  wähnt,  wie  sie  unter  der 
Last  der  Silbersäcke,  die  sie  den  ganzen  Tag  über  auf  dem  Rücken 
mit  sich  herumschleppen  müssen,  schier  zusammenbrechen.  Geht 
man  jedoch  der  Sache  nur  ein  klein  wenig  auf  den  Grund,  so 
zeigt  sichs,  dass  diese  angebliche  Bequemlichkeit  des  Goldes  und 
beziehungsweise  die  Unhandlichkeit  des  Silbers  eines  jener  un- 
zähligen  Schlagworte  ist,  die  von  der  grossen  Menge  ebenso  ge- 
dankenlos hingenommen  und  geglaubt  werden,  wie  sie  von  ihren 
Urhebern  gedankenlos  hingeworfen  wurden. 

Die  Behauptung,  dass  das  Silbergeld  für  uns  zu  einer  uner- 
träglichen Last  geworden  sei,  wäre  richtig,  wenn  auch  die  Preise 
der  kleinsten  Artikel  so, hoch  gestiegen  wären,  dass  zu  ihrer  Be- 
gleichung Gold  verwendet  werden  könnte,  und  wenn  wir  kein 
anderes  Geld  besässen  als  Silber-  und  Kupfergeld.  Ja,  wenn  wir 
derartige  Preise  hätten,  dass  schon  jede  Semmel  und  jeder  Apfel 
zwei  Napoleons  kosten  würde  und  wenn  wir  derartigen  Preisen 
gegenüber  die  Silberwährung  aufrecht  halten  wollten,  dann  wäre 
die  letztere  allerdings  eine  ganz  unerträgliche  Last ,  weil  unter 
solchen  Verhältnissen  thatsächlich  jeder  Mensch  gezwungen  wäre, 
mindestens  einen  Meterzentner  Silber  mit  sich  herumzutragen. 
(Beiläufig  bemerkt,  würde  unter  solchen  Verhälnissen  die  Gold- 
währung auch  keine  besondere  Erleichterung  gewähren.)  Glück- 
licherweise sind  wir  noch  nicht  so  weit ,  die  Semmel  oder  der 
Apfel  kosten  noch  immer  zwei  Kupferkreuzer  und  weil  dem  so 
ist,  können  wir  heute  für  den  Kleinverkehr  das  Silber  sowie  das 
Kupfer  noch  immer  nicht  entbehren.  Können  wir  aber  das  Silber 
nicht  entbehren,  dann  nutzt  auch  die   allgemein  gehaltene  Klage 
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über  die  Belästigung  des  Verkehrs  durch  das  Silber  und  beziehungs- 
weise der  ebenso  allgenicin  gehaltene  Hinweis  auf  die  grossen 
Vorteile  der  Goldwährung  nicht  viel. 

diejenigen ,  die  über  die  Behelligung  des  Verkehrs  durch 
das  Silber  klagen,  vergessen,  dass  sie  über  etwas  klagen,  was  in 
vielen  l^'üHen  ganz  unvcrnieidlich  ist,  weil  die  Post,  die  sich  nach 
der  einen  Seite  hin  als  eine  grosse  Summe  präsentiert,  sich  aul 
der  anderen  Seite  aus  vielen  kleinen  Beträgen  zusammensetzt. 
Mit  einer  Summe  von  10  bis  20  Tausend  Gulden  zu  hantieren, 
die  sich  aus  lauter  einzelnen  Guldenstücken  zusammensetzt,  ist 
sicherlich  recht  unbequem,  aber  was  will  denn  der  Grossindustrielle 
anfangen,  der  am  Sonnabend  10  oder  20  Tausend  Gulden  braucht, 
um  seine  Arbeiter  zu  löhnen.  Mit  »Tausendern«  kann  er  sie 
nicht  bezahlen ,  er  braucht  also  »kleines  Geld«  und  wenn  auch 
die  Goldwährung  in  seinem  Lande  existiert,  so  wird  er  doch  nie 
der  Unbequemlichkeit  entgehen ,  am  Lohntage  so  und  so  viel 
Tausend  Stück  silberne  Frank- ,  Mark-  oder  Guldenstücke  in  die 
Hand  nehmen  zu  müssen.  Und  diese  Unbequemlichkeit  wird  ihm 
sogar  auch  dann  nicht  erspart  bleiben ,  wenn  er  das  bequemste 
und  handlichste  Geld,  nämlich  Papiergeld  verwendet,  denn  die 
Mühe,  10000  einzelne  Papiergulden  in  die  Hand  zu  nehmen  und 
zu  zählen,  ist  durchaus  nicht  geringer.  Und  ebenso  wird  umge- 
kehrt auch  in  einem  Lande  der  Goldwährung  dem  Kleinkauf- 
manne  und  dem  Krämer,  der  seine  Ware  kreuzer-  oder  pfennig- 
weise verkauft,  die  Mühe  nicht  erspart  bleiben,  mit  recht  erheb- 
lichen Mengen  von  Silber-  und  Kupfergeld  manipulieren  zu  müssen. 

Die  ganz  grossen  Umsätze  —  Güter-,  Häuserkäufe  u.  dgl.  — 
bei  denen  gleich  in  Zehntausenden  gezahlt  wird,  werden  auch  in 
den  Ländern  der  Goldwährung  in  Papier  (Noten ,  Checks ,  Spar- 
kassenbüchern u.  dgl.)  beglichen ,  weil  für  solche  Zwecke  auch 
das  Gold  noch  viel  zu  unbequem  ist,  so  dass  schliesslich  die  Kla- 
gen über  die  UnbequemHchkeit  des  Silbers  nur  in  zwei  Katego- 
rien von  Fällen  eine  gewisse  scheinbare  Berechtigung  haben. 

Die  eine  Kategorie  betrifft  die  kleinen  Vorkommnisse  des 
täglichen  Lebens,  beziehungsweise  das  Geld,  das  man  tagtäglich 
in  der  Tasche  tragen  muss.  Und  nach  dieser  Richtung  hin  unter- 
liegt es  wohl  keinem  Zweifel ,  dass  mehr  als  10  silberne  Gulden- 
stücke (oder  mehr  als  20  silberne  Franks  oder  20  silberne  Mark- 
stücke) in  der  Tasche  unbequem  sind,  während  man  andererseits 
sehr  oft  in  der  Lage  ist ,    eine    grössere  Summe  bei    sich  tragen 
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zu  müssen.  Für  einen  derartigen  Fall  wünscht  sicherlich  jeder 
ein  bequemeres  Geld,  und  das  Gold  ist  in  diesem  Falle  unstreitig 
bequemer  als  das  Silber.  Dem  stehen  jedoch  andererseits  drei 
Erwägungen  entgegen. 

Erstens  entgehen  diejenigen,  denen  selbst  10  silberne  Gulden 
oder  20  silberne  Franks,  oder  20  silberne  Mark  in  der  Tasche 
unbequem  sind ,  dieser  Unbequemlichkeit  auch  in  einem  Lande 
der  Goldwährung  nicht ,  weil  die  Goldmünzen  zu  20  Franks,  be- 
ziehentlich 20  Mark,  die  die  gangbarsten  Goldmünzen  sind  und 
die  kleineren  Goldstücke  (10  Franks,  lö  Mark)  seltener  vorkommen. 

Zweitens  kann  man  eine  grössere  Summe  auch  in  Gold  nicht 
mehr  ohne  Belästigung  in  der  Tasche  tragen.  10  österreichische 
Silbergulden  haben  ein  Gewicht  von  rund  V4  Pfund  ,  und  dieses 
Viertelpfund  Metall  kann  als  die  Obergrenze  dessen  angesehen 
werden ,  was  man  ohne  Belästigung  in  der  Tasche  tragen  kann, 
20  Silbergulden  oder  rund  ein  halbes  Pfund  fangen  schon  an  un- 
bequem zu  werden.  Trägt  man  also  statt  eines  halben  Pfundes 
Silbermünzen  ein  halbes  Pfund  Goldmünzen  in  der  Tasche,  so 
sind  dies  (da  nach  dem  österr,  Münzgesetze  aus  dem  Kilogramm 
Münzgold  2952  Goldkronen  geprägt  werden)  erst  738  österr.-ungar. 
Kronen  oder  ein  Wert  von  369  heutigen  österr.  Papier-  oder 
Silbergulden,  also  noch  immer  keine  so  riesige  Summe,  aber 
trotzdem  schon  eine  recht  empfindliche  Unbequemlichkeit  in  der 
Tasche. 

Drittens  aber  —  und  das  ist  die  Hauptsache  —  braucht  man 
auch  in  einem  Lande  der  Silberwährung  in  der  Regel  nicht  mehr 
als  10  Silbergulden  in  der  Tasche  zu  tragen,  weil  man  erforder- 
lichen Falles  Banknoten  in  die  Brieftasche  steckt ,  die  erst  bei 
einer  sehr  hohen  Summe  unbequem  werden.  Und  hier  tritt  aller- 
dings ein  anderes  Moment  hinzu  ,  welches  seiner  Zeit  (noch  in 
den  60er  Jahren)  mit  einer  gewissen  Berechtigung  als  ein  Argu- 
ment gegen  die  Silberwährung  geltend  gemacht  wurde.  Mehr 
als  10  Silbergulden  in  der  Tasche  sind  schon  unbequem ;  in  einem 
Lande  der  Silberwährung  werden  also  schon  Banknoten  zu  zehn 
Gulden  stark  begehrt  sein,  weil  fast  jeder  bestrebt  sein  wird,  an 
die  Stelle  von  je  10  Silbergulden,  die  er  besitzt,  eine  Zehn-Gulden- 
Note  zu  setzen.  In  einem  Lande  der  Goldwährung  hingegen  tritt 
diese  Nachfrage  nach  Banknoten  erst  bei  einem  höheren  Betrage 
—  sagen  wir  erst  bei  50  oder  100  Gulden  —  auf.  In  einem  Lande 
der  Silberwährung  wird  daher  der  Notenumlauf  stets  grösser  sein 
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müssen,  als  in  einem  Lande  der  Goldwährung,  oder  mit  anderen 
Worten :  der  Geldumlauf  ist  in  der  Regel  gesünder  in  einem  Gold- 
lande, als  in  einem  Silbcrlande.  Und  dieser  Einwand  war  —  wie 
gesagt  —  noch  in  den  sechziger  Jahren  ein  ganz  berechtigter, 
weil  man  zu  jener  Zeit  (wenigens  in  lüiropa)  kein  anderes  Papier- 
geld kannte  als  Banknoten  und  Staatsnoten,  d.  i.  also  Kreditgeld. 
Seitdem  aber  die  praktischen  Nordamerikaner  auf  den  glücklichen 
Gedanken  verfallen  sind  ,  (voll  gedeckte)  Silbercertifikate  auszu- 
stellen, kann  man  —  ohne  den  Verkehr  im  mindesten  zu  gefährden 
—  Silbercertifikate,  und  zwar  bis  zu  den  kleinsten  Appoints  hin- 
unter in  Zirkulation  setzen.  Damit  ist  aber  dem  Argument  für 
die  Goldwährung,  dass  sie  nach  dieser  Richtung  hin  bequemer 
sei  als  die  Silberwährung,  der  Boden  unter  den  Füssen  wegge- 
zogen, denn  die  Silbercertifikate  sind  unstreitig  noch  viel  be- 
quemer als  die  Goldmünzen. 

Die  zweite  Kategorie  von  Fällen  betrifft  die  Banken  und 
die  Bankiers.  Es  unterliegt  gar  keinem  Zweifel ,  dass  die  in 
diesem  Berufe  beschäftigten  Personen  in  einem  Silberlande  eine 
viel  grössere  Arbeitslast  zu  bewältigen  haben  als  in  einem  Gold- 
lande, weil  riesige  Quantitäten  von  Silber  durch  ihre  Hände  gehen. 
Ob  es  sich  aber  verlohnt ,  aus  liebevoller  Rücksicht  auf  diese 
Handvoll  Menschen  in  einem  ganzen  Staate  die  Goldwährung 
einzuführen,  mag  dahingestellt  bleiben.  Jedenfalls  haben  die  Eisen- 
oder auch  die  Getreidehändler  noch  viel  grössere  Warenquanti- 
täten zu  bewältigen,  aber  keinem  derselben  fällt  es  ein,  hierüber 
Klage  zu  führen. 

2.  Das  zweite  Argument ,  welches  für  die  Goldwährung  ins 
Treffen  geführt  wird ,  ist  die  angebliche  grössere  Wertbeständig- 
keit des  Goldes ;  und  zwar  wird  zweierlei  zur  Begründung  dieser 
Behauptung  angeführt.  Einmal  wird  auf  die  steigende  Ergiebig- 
keit der  Silberminen  hingewiesen  und  geltend  gemacht,  die  Pro- 
duktion des  Silbers  sei  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  so  gewaltig 
gestiegen,  dass  dadurch  der  Wert  desselben  empfindlich  herab- 
gedrückt wurde  und  auch  in  Hinkunft  noch  weiter  herabgedrückt 
werden  wird.  Eine  sonderliche  Beweiskraft  kann  ich  jedoch  dieser 
»Begründung«  nicht  zuerkennen,  denn  es  ist  noch  gar  nicht  lange 
her,  dass  dieser  nämliche  Umstand  gegen  die  Wertbeständigkeit 
des  Goldes  ins  Treffen  geführt  wurde.  In  allen  Lehrbüchern  der 
Nationalökonomie  noch  aus  den  sechziger  Jahren,  in  denen  »die 
Licht-  und  Schattenseiten«   der   verschiedenen  Währungen  aufge- 
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zählt  werden,  wird  bekanntlich  immer  hervorgehoben,  dass  das 
Silber  sich  eigentlich  besser  zum  Gelde  eigne  als  das  Gold,  weil 
sein  Wert  beständiger  ist.  Das  Silber  wird  —  so  sagen  jene 
Lehrbücher  —  bergmännisch  gewonnen,  die  Produktion  desselben 
ist  eine  ziemlich  ruhige  und  konstante  und  demgemäss  sei  auch 
der  Wert  dieses  Metalles  keinen  bedeutenden  Schwankungen 
unterworfen.  Die  Produktion  des  Goldes  hingegen  erfolge  stoss- 
weise.  Die  eigentlich  bergmännische  Gewinnung  des  Goldes  sei 
eine  verhältnismässig  unbedeutende,  dagegen  wurden  in  kurzer  Auf- 
einanderfolge die  ungeheuer  reichen  Goldfelder  in  Kalifornien  und 
Australien  entdeckt,  in  denen  riesige  Mengen  von  Waschgold  ge- 
funden und  plötzlich  in  den  Verkehr  gebracht  wurden.  Diese 
riesigen  Massen  von  Gold  hätten  eigentlich  eine  ungeheure  Ent- 
wertung desselben  zur  Folge  haben  müssen,  wenn  nicht  zufälliger 
Weise  gleichzeitig  zwei  Umstände  eingetreten  wären  —  die  Ver- 
wendung des  Goldes  zu  Münzzwecken  und  der  gesteigerte  Ab- 
fluss  des  Silbers  nach  Ostasien  —  durch  welche  jener  Entwer- 
tung des  Goldes  ein  Riegel  vorgeschoben  wurde.  Aus  diesen 
beiden  einander  schnurstracks  widersprechenden  Beweisführungen 
geht  meines  Erachtens  nur  Eines  hervor  —  das  übrigens  jedem 
Klarsehenden  a  priori  unzweifelhaft  war  —  dass  nämlich  die  Pro- 
duktion der  beiden  Edelmetalle  keine  ganz  parallelgehende  ist, 
d,  h.  dass  es  Perioden  giebt,  in  denen  mehr  Silber  gewonnen 
wird  und  wieder  andere  Perioden ,  in  denen  die  Goldproduktion 
eine  reichere  ist,  und  dass  höchst  wahrscheinlich  diese  Schwank- 
ungen sich  im  Laufe  der  Zeit  mehr  oder  weniger  ausgleichen. 

Als  eine  geradezu  verzweifelte  Beweisführung  aber  muss  es 
bezeichnet  werden,  wenn  heute  ferner  allen  Ernstes  behauptet  wird, 
das  Silber  habe  dadurch,  dass  es  in  fast  ganz  Europa  demoneti- 
siert  wurde,  seine  Wertbeständigkeit  total  eingebüsst  und  eigne 
sich  daher  gar  nicht  mehr  zum  Münzmetall.  Wenn  unsere  Haus- 
frauen alle  ohne  Ausnahme  ihre  Glas-  und  Porzellanschränke  sowie 
die  Fenster  öffnen  und  ihr  gesamtes  Glas-  und  Porzellangeschirr 
auf  die  Strasse  hinauswerfen  würden,  so  dass  es  unten  auf  dem 
Pflaster  in  tausend  Scherben  zerspringt  und  wenn  sie"  dann  mit 
ernsten  Mienen  behaupten  wollten,  man  müsse  vom  Glas-  und  Por- 
zellangeschirr zum  Metallgeschirr  übergehen,  weil  das  erstere  alle 
Festigkeit  verloren  habe,  es  hüpfe  nämlich  von  selbst  aus  den 
Schränken  auf  die  Fenster  und  springe  dann  wie  toll  auf  die 
Strasse  hinunter,  wo  es  in  Trümmer  geht,  so  würden  wir  Männer 
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höchstwahrscheinlich  luul  inil  Recht  —   saj,'en,  dass  die  fjutcn 

Damen  insf^esamt  ihren  Verstand  verloren  haben.  Wenn  aber 
wir  Männer  mutatis  mutandis  das  nämliche  lluin,  wenn  wir  aller- 
orts das  Silber  mit  dem  Fusse  verächtlich  von  uns  stossen  und 
hinterher  mit  nachdenklicher  Miene  versichern,  das  Silber  habe 
jede  Eignung  /u  Münzzwecken  verloren,  weil  es  seinen  Wert  ein- 
gebüsst  hat,  dann  ist  dies  ein  überaus  kluges  und  weises  Beginnen! 
Eine  weise  Lehre  lässt  sich  übrigens  —  so  glaube  ich  —  auch 
hieraus  ziehen ,  nur  lautet  dieselbe  gerade  entgegengesetzt  dem 
Resultate,  zu  dem  die  Goldschwärmer  gelangen.  Wenn  —  so 
lautet  das  Ergebnis,  zu  dem  man  auf  dem  Wege  eines  kühleren 
Denkens  gelangt  —  die  Bewohner  Mitteleuropas,  von  einer  Mode- 
krankheit befallen,  heute  das  gute  Silber  mit  Verachtung  von 
sich  stossen  zu  müssen  glauben,  so  wird  in  nicht  allzu  ferner  Zeit 
die  Ernüchterung  eintreten  und  dann  wird  man  das  Silber  ,  das 
man  heute  im  Rausche  weggeworfen  hat,  mit  grossen  Opfern  in 
seine  Rolle  als  Münzmetall  wieder  einsetzen. 

3.  Das  dritte  Argument,  welches  von  den  Anhängern  des 
Goldes  für  den  Uebergang  zur  Goldwährung  geltend  gemacht 
wird,  steht  mit  dem  zweiten  in  innigem  Zusammenhange.  Es  sei 
nämlich  für  die'  Silberwährungsländer  gewissermassen  ein  Gebot 
der  Selbsterhaltung,  so  rasch  als  möglich  zur  Goldwährung  über- 
zugehen ,  weil  im  entgegengesetzten  Falle  die  Welt  in  zwei  ge- 
trennte Währungs-  und  Wirtschaftsgebiete  zerrissen  würde.  Diese 
Gefahr  wird  insbesondere  von  Hertzka  in  seiner  neuesten  Schrift 
»Das  internationale  Währungsproblem  und  dessen  Lösung«  (Leip- 
zig, 1892,  pag.  I  ff.)  mit  Nachdruck  hervorgehoben.  Indes  er- 
scheint mir  auch  dieses  Argument  nicht  als  besonders  beweis- 
kräftig.    Richtig  ist  nach  dieser  Richtung  hin  zweierlei. 

Erstens  ist  es  richtig,  dass  der  Verkehr  zwischen  zwei  Län- 
dern, von  denen  das  eine  eine  sogenannte  feste,  das  zweite  eine 
schwankende  Währung  hat ,  mit  gewissen  Unzukömmlichkeiten 
verbunden  ist.  Bis  1873 ,  in  welchem  Jahre  das  bis  dahin  ziem- 
lich stabile  Wertverhältnis  zwischen  Gold  und  Silber  sich  zu  Un- 
gunsten des  letzteren  zu  verschieben  begann  —  lagen  die  Ver- 
hältnisse auch  nach  dieser  Richtung  hin  wesentlich  einfacher.  Bis 
zu  jener  Zeit  hatten  eine  sog.  »feste«  Währung  die  Metallgeld- 
länder, und  zwar  gleichgültig,  ob  sie  die  Silber-,  die  Gold-  oder 
die  Doppelwährung  besassen.  Die  Papiergeldländer  hingegen 
hatten  eine  »schwankende«  Währung.    Wenn  damals  der  englische, 


Die   Valuta- Regulierung  in   Oesterr eich- Ungarn.  465 

französische  oder  deutsche  Industrielle  oder  Kaufmann  seine  Ware 
nach  Oesterreich  oder  Russland  um  eine  bestimmte  Summe  von 
Papiergulden  oder  Papierrubel  —  und  zwar  wie  üblich  gegen  Zah- 
lung nach  drei  oder  vier  Monaten  —  verkaufte,  so  konnte  er  be- 
greiflicher Weise  nie  sicher  wissen,  wie  viel  goldene  Sovereigns 
oder  silberne  Thaler  er  seinerzeit  für  jenes  Papiergeld  lösen  werde. 
Und  umgekehrt  erging  es  dem  österreichischen  oder  russischen 
Exporteur.  Der  russische  oder  österreichische  Getreideproduzent 
verkaufte  beispielsweise  sein  Getreide  in  London  oder  in  Berlin 
um  eine  bestimmte  Summe  goldener  Sovereigns  oder  preussischer 
Silberthaler,  er  wusste  aber  nie  genau ,  wie  viele  österreichische 
Papiergulden  oder  russische  Papierrubel  er  zu  Hause  für  jenes 
Metallgeld  erhalten  werde  und  dennoch  musste  er  die  Zinsen  an 
seine  Gläubiger,  seine  Steuern  und  seine  Arbeiter  in  einer  fixen 
Summe  von  Papiergulden  oder  Kreditrubel  bezahlen.  Heute  aller- 
dings haben  eine  »schwankende«  Währung  nicht  nur  die  Papier- 
währungsländer, sondern  auch  die  Länder  der  Silberwährung  und 
gilt  daher  heute  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  für  die  Silber- 
währungsländer, was  bisher  nur  für  die  Papierwährungsländer  ge- 
golten hat. 

Zum  zweiten  ist  es  richtig,  dass  die  geschilderten  Unzukömm- 
lichkeiten sich  nicht  nur  auf  die  Kreise  der  privaten  Ex-  und  Im- 
porteure beschränkten,  sondern  dass  auch  die  Regierungen,  be- 
ziehungsweise die  Finanzverwaltung  der  Papiergeld-Länder  davon 
betroffen  wurden,  und  zwar  einerseits  auf  dem  Gebiete  der  Heeres- 
verwaltung, die  häufig  genug  in  die  Lage  kommt,  gewisse  Artikel 
direkt  aus  dem  Auslande  zu  beziehen;  dann  aber,  und  zwar  in 
noch  viel  höherem  Masse  auf  dem  Gebiete  des  Staatsschulden- 
wesens. Die  Papiergeld-Länder  sind  selbstredend  Länder  mit  un- 
befriedigenden Finanzverhältnissen,  also  Länder,  die  häufig  in  die 
Lage  kommen ,  an  die  Kredithilfe  des  Auslandes  appellieren  zu 
müssen.  Wollen  sie  aber  das  Geld  der  ausländischen  Kapitalisten 
an  sich  ziehen,  so  müssen  sie  diesen  die  Zahlung  der  Zinsen  in 
Metall  zusichern  und  demgemäss  bildet  die  Post  »Agioverlust«  in 
den  Budgets  der  Papiergeld-Länder,  einen  Faktor,  der  sich  jedes- 
mal mehr  oder  weniger  unangenehm  bemerkbar  macht. 

Diesen  Thatsachen  stehen  jedoch  zwei  andere,  und  zwar 
meines  Erachtens  sehr  schwerwiegende  Thatsachen  gegenüber. 
Einmal  besitzen  wir  in  Üesterreich-Ungarn  seit  1848  bis  zum  heu- 
tigen Tage  eine  entwertete  und  schwankende  Valuta  und  bekannt- 
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lieh  geht  es  den  Russen  niclil  viel  besser,  aber  trotzdem  ist  weder 
die  österreichisch-ungarische ,  noch  die  russische  Volkswirtschaft 
an  der  entwerteten  und  schwankenden  Valuta  zu  Grunde  gegangen, 
und  andere  Völker,  wie  die  Nordamerikaner,  die  Italiener  etc. 
befanden  sich  in  der  nämlichen  Lage.  Die  Sache  ist  eben  nicht 
so  schlimm  als  sie  aussieht.  Zunächst  bewegen  sich  die  Schwan- 
kungen der  Valuta  ,  wenigstens  in  der  Regel ,  nicht  in  unvermit- 
telten und  excessiven  Sprüngen,  sodann  wissen  die  Ex-  und  Im- 
porteure sich  durch  gleichzeitige  Valutaspekulationen  gegen  etwaige 
Verluste  aus  jenen  Schwankungen  so  ziemlich  zu  schützen  ;  endlich 
wirkt  die  Entwertung  der  heimischen  Valuta  jedesmal  anregend 
auf  die  Entwickelung  der  betreffenden  Volkswirtschaft ,  weil  sie 
den  Import  erschwert  und  den  Export  begünstigt. 

Ueberdies  unterläuft  hier  regelmässig  ein  kleines  Quid-pro-quo, 
Die  Gegner  des  Silbers  betonen  nämlich  immer  die  Gefahren,  die 
dem  Verkehr  zwischen  einem  Gold-  und  einem  Silberwährungs- 
lande aus  den  Wertschwankungen  dieser  beiden  Geldmetalle  er- 
wachsen und  verweisen  zur  Illustrierung  dieser  Gefahren  auf  die 
grossen  Unzukömmlichkeiten,  die  dem  Verkehr  eines  Landes  mit 
geregelten  Geldverhältnissen  mit  einem  Papiergeldlande  erwachsen. 
Dabei  vergessen  die  Herren  aber  total,  auf  den  geradezu  himmel- 
weiten Unterschied,  der  auch  unter  den  heutigen  Verhältnissen 
noch  zwischen  der  Silberwährung  und  der  Papierwährung  existiert. 
Der  Wert  des  Papiergeldes  beruht  doch  einzig  allein  auf  dem 
Kredit  seines  Ausstellers,  weil  der  Wert  des  Stoffes,  aus  dem  das 
Papiergeld  gemacht  ist,  so  zu  sagen  gleich  Null  ist,  während  das 
Silber  auch  heute  noch  zu  einer  ganzen  Reihe  von  Luxus-  und 
anderen  Artikeln  verarbeitet  wird  und  daher  —  wie  man  zu  sagen 
pflegt  —  einen  »inneren«  Wert  hat.  Daher  kann  es  vorkommen 
und  ist  es  bekanntlich  schon  wiederholt  vorgekommen,  dass  der 
Wert  des  Papiergeldes  bis  auf  den  Makulaturwert  hinabsinkt,  wie 
es  aber  möglich  sein  soll,  dass  das  Silbergeld  eines  Landes  eine 
so  weitgehende  Entwertung  erfahre,  ist  ganz  unerfindlich,  da  doch 
wohl  niemand  allen  Ernstes  wird  behaupten  wollen,  dass  das  Silber 
—  wenigstens  in  absehbarer  Zeit  —  so  billig  werden  könnte,  wie 
etwa  die  Steinkohle.  Wenn  also  auch  kein  vernünftiger  Mensch 
leugnen  wird,  dass  die  Wechselkurse  zwischen  einem  Gold-  und 
einem  Silberwährungslande  recht  empfindlich  schwanken  können, 
so  werden  diese  Schwankungen  doch  nie  so  weit  gehen  und  nie 
so  unvermittelt  sein  wie    zwischen    einem  Metallgeld-    und  einem 
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Papierwährungslande.  Und  wenn  es  ferner  bisher  schon  wieder- 
holt vorkam,  dass  »die  Welt  in  zwei  Verkehrsgebiete  zerrissen« 
war,  nämlich  in  Länder  mit  gesunden  Geldverhältnissen  und  in 
Länder  mit  einer  entwerteten  und  stark  schwankenden  Papier- 
währung, und  wenn  —  wie  die  Erfahrung  lehrt  —  die  »Welt« 
daran  bisher  noch  nicht  zu  Grunde  gegangen  ist,  so  wird  sie  das 
kleinere  Unglück  einer  »Zerreissung«  in  ein  Goldwährungs-  und 
ein  Silberwährungsgebiet  hoffentHch  auch  noch  überdauern. 

Weit  schwerwiegender  als  diese  aber  ist  m.  E.  die  zweite 
Thatsache ,  dass  nämlich  schon  früher ,  und  zwar  seit  ungefähr 
100  Jahren  oder  mehr  die  Welt  in  jene  zwei  Wirtschaftsgebiete 
zerfiel  —  England  mit  seiner  Goldwährung  und  die  übrige  Welt 
mit  ihrer  Silberwährung  —  ohne  dass  sich  hieraus  die  mindesten 
Schwierigkeiten  ergeben  hätten.  Freilich  ist  es  aber  auch  bis 
zum  Jahre  1871  keinem  Staate  eingefallen ,  die  Goldwährung  — 
ich  weiss  nicht,  ob  ich  sagen  soll  »künstlich«,  oder  »gewaltsam«, 
oder  »mit  einem  Schlage«  —  bei  sich  einzuführen.  Die  prekäre 
Lage ,  in  der  sich  die  gesamte  zivilisierte  Welt  heute  befindet, 
existiert  ja  erst  seit  1871,  seitdem  Deutschland  und  nach  seinem 
Vorgange  eine  Reihe  anderer  Staaten  zur  Goldwährung  überge- 
gangen ist.  Bis  dahin  zirkulierte  in  einem  Teile  der  Welt  das 
Gold,  in  anderen  Teilen  das  Silber,  und  weil  es  bis  dahin  keinem 
Menschen  einfiel  in  dieses  Verhältnis  gewaltsam  einzugreifen,  so 
blieb  das  Wertverhältnis  der  beiden  Metalle  zu  einander  ein  ziem- 
lich konstantes.  Die  Waren  gingen  auch  zu  jener  Zeit  aus  den 
Goldwährungsländern  in  die  Silberwährungsländer  und  umgekehrt, 
aber  hieraus  erwuchs  für  niemanden  eine  nennenswerte  Unzu- 
kömmlichkeit ,  weil  jeder  —  mochte  er  seine  Ware  in  England 
gegen  Gold  oder  in  einem  anderen  Lande  gegen  Silber  verkauft 
haben  —  wusste,  dass  er  allerorts  für  eine  Gewichtseinheit  Gold 
ungefähr  15V2  Gewichtseinheiten  Silber  erhalten  werde  und  um- 
gekehrt. 

Seit  dem  Jahre  1873  jedoch,  nachdem  das  Silber  in  halb 
Europa  demonetisiert  worden  ist  und  kein  Goldwährungsland  mehr 
Silber  aufnehmen  und  zu  Geldzwecken  verwenden  will ,  ist  der 
Preissturz  des  Silbers  eingetreten  und  der  Wert  des  letzteren 
den  grössten  Schwankungen  unterworfen  worden.  Seither  befinden 
sich  die  Silberwährungsländer  —  allen  voran  Britisch-Indien  — 
thatsächlich  in  einer  sehr  fatalen  Situation,  weil  ihnen  der  Wert 
ihres  Geldes  so  zu    sagen   unter  den  Händen    zusammenschmilzt. 
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und  zwar  gilt  dies  von  den  Regierungen  der  betreffenden  Staaten 
noch  weit  mehr  als  von  den  Ikirgcrn.  Für  die  Bürger  ist  jede 
l'Intwertung  der  heiniischen  Vahita  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
und  namenthcii  dort,  wo  es  sich  um  Zahhmgen  derselben  an  das 
Ausland  handelt,  mit  Unzukömmlichkeiten  verbunden,  aber  fliese 
Unzukömmlichkeiten  werden  doch  wieder  zum  Teile  dadurch  auf- 
gewogen, dass  die  Entwertung  der  heimischen  Valuta  —  wie  vor- 
hin hervorgehoben  wurde  —  stimulierend  auf  den  Warenexport 
und  damit  auf  die  gesamte  Volkswirtschaft  einwirkt.  In  einer 
viel  schwierigeren  Situation  hingegen  befindet  sich  —  und  zwar 
gilt  dies  auch  wieder,  wie  namentlich  schon  Walter  Bagehot  in 
seiner  Schrift  »Some  articles  on  the  depreciation  of  silver  and  on 
topics  connected  with  it«  (London,  1877)  hervorgehoben  hat,  von 
Britisch-Indien  —  die  Regierung  des  betreffenden  Landes,  wenn 
sie  Goldzahlungen  an  das  Ausland  zu  leisten  hat  und  die  Steuern 
nicht  sofort  entsprechend  zu  erhöhen  in  der  Lage  ist. 

Ob  man  aber  berechtigt  ist,  aus  dieser  angeblichen  Zcrreis- 
sung  der  Welt  in  zwei  gesonderte  Währungs-  und  Wirtschafts- 
gebiete den  Schluss  zu  ziehen  (in  seiner  im  Jahre  1879  erschie- 
nenen Schrift  »Die  Goldrechnung  in  Oesterreich«  hat  dies  Hertzka 
noch  gethan,  nicht  mehr  aber  in  seiner  jüngsten  Schrift  »Das 
internationale  Währungsproblem  und  seine  Lösung«),  dass  die 
Silberwährungsländer  gar  nichts  klügeres  thun  können,  als  so 
rasch  als  möglich  in  die  Goldwährung  hineinzuspringen ,  scheint 
mir  mehr  als  fraglich.  Ich  halte  —  wie  ich  schon  vorhin  ange- 
deutet habe  —  die  heutige  Goldschwärmerei  für  eine  jener  Mode- 
krankheiten (um  nicht  zu  sagen  »Modethorheiten«),  die  mitunter 
ganze  Weltteile  erfassen,  und  die  allgemeine  Demonetisierung  des 
Silbers  für  einen  so  haarsträubenden  Widersinn  und  eine  so  abso- 
lute Unmöglichkeit,  dass  nach  meinem  Dafürhalten  die  allgemeine 
Ernüchterung  und  die  Umkehr  nicht  gar  zu  lange  auf  sich  warten 
lassen  kann.  Indes  wie  dem  auch  sei,  so  viel  ist  unbedingt  sicher, 
dass  die  heutige  Lage  eine  überaus  gespannte  ist  und  unter  solchen 
Umständen  ist  das  Einzige ,  was  man  vernünftiger  Weise  thun 
kann :  abwarten  bis  die  Verhältnisse  sich  klären.  Und  fürchtet 
die  Regierung  des  betreffenden  Landes,  dass  die  Silberentwertung 
in  der  Zwischenzeit  zu  grosse  Fortschritte  machen  könnte  und 
dass  ihr  hieraus  bedeutende  Verlegenheiten  erwachsen  würden, 
so  hat  sie  in  der  Einstellung  der  freien  Silberprägungen  noch  immer 
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ein  provisorisches  Mittel  in  der  Hand,  um  sich  über  die  zweifel- 
hafte Zwischenzeit  hinwegzuhelfen. 

Ich  habe  im  Vorstehenden  die  drei  Argumente,  die  für  den 
Uebergang  zur  Goldwährung  ins  Treffen  geführt  werden,  nämlich: 

1.  die  grössere  Bequemlichkeit  des  Goldgeldes. 

2.  die  grössere  Wertbeständigkeit  des  Goldes,  und 

3.  die  Gefahr  einer  Zerreissung  der  Welt  in  zwei  getrennte 
Verkehrsgebiete  (Goldländer  und  Silberländer)  einer  Würdigung 
unterzogen  und  glaube  zu  dem  Resultat  gelangt  zu  sein,  dass 
allen  drei  Argumenten  keine  zwingende  Beweiskraft  innewohnt. 
Allein  auch  wenn  dem  nicht  so  wäre,  wenn  diese  Gründe  noch 
so  überzeugend  wären,  stünden  wir  noch  immer  vor  der  Frage, 
ob  in  der  Welt  genug  Gold  vorhanden  ist,  um  allen  Kulturvöl- 
kern den  Uebergang  zur  Goldwährung  zu  ermöglichen.  Muss 
diese  Frage  verneint  werden ,  so  helfen  selbstverständlich  die 
schönsten  theoretischen  Argumente  für  die  Goldwährung  gar  nichts, 
denn  dann  ist  die  letztere  geradezu  ein  Ding  der  UnmögHchkeit. 

Die  Antwort  auf  diese  Frage  wird  allerdings  verschieden  aus- 
fallen, je  nach  dem  Standpunkte,  den  man  einnimmt.  Stünde 
man  einer  tabula  rasa  oder  einer  erst  zu  schaffenden  sozialen 
»Welt«  gegenüber,  so  müsste  die  Frage  unbedingt  bejaht  werden, 
denn  das  Goldquantum,  welches  heute  vorhanden  ist,  ist  ein  sehr 
bedeutendes  und  gross  genug,  um  jedem  Volke  unseres  Erdballes 
einen  namhaften  Teil  hievon  zuzuweisen.  Die  Remedur  würde 
dann  eben  in  dem  Wertverhältnisse  der  beiden  Metalle  liegen 
und  kein  Hindernis  würde  entgegenstehen,  das  Wertverhältnis  des 
Goldes  zum  Silber  etwa  wie  r  :  100  oder  eventuell  beliebig  höher 
anzusetzen.  (Ob  eine  derartige  »Goldwährung  im  Prinzip«,  bei 
der  man  de  facto  doch  nur  Silber  und  nur  in  seltenen  Ausnahms- 
fällen ein  Goldstück  in  die  Hand  bekäme,  ein  besonderer  Gewinn 
wäre  —  das  ist  allerdings  eine  andere  Frage.)  So  aber  liegen  die 
Dinge  nicht.  Wir  können  uns  die  soziale  »Welt«  nicht  nach  un- 
serem Belieben  konstruieren,  sondern  stehen  historisch  geworde- 
nen Verhältnissen  gegenüber  und  müssen  stets  berücksichtigen, 
dass  jede  plötzliche  Erschütterung  oder  Veränderung  dieser  Ver- 
hältnisse sehr  unangenehm  und  schmerzlich  empfunden  wird. 
Stellt  man  sich  aber  auf  diesen  Standpunkt ,  dann  beweist  die 
einzige  Thatsache,  dass  das  Wertverhältnis  des  Goldes  zum  Silber 
von  rund  iiisVa  im  Jahre  1873  sich  bis  zum  heutigen  Tage  auf 
I  :  24  (bis  25)  verschoben  hat,  dass  der  rasche  Uebergang  so  vieler 
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europäischer  Staaten  zur  Goldwährung  (mild  ausgedruckt)  ein 
kolossaler  Missgrifif  war. 

Die  Frage  nach  der  zififermässigen  Grösse  des  Goldvorrates 
der  Welt  oder  nach  der  ziffermässigen  Grösse  der  jährlichen  Gold- 
produktion  ist  —  ganz  abgesehen  davon ,  dass  man  es  lediglich 
mit  approximativen  Schätzungswerten  zu  thun  hat  —  eine  müssige, 
denn  es  handelt  sich  im  vorliegenden  Falle  lediglich  um  die  Frage, 
ob  der  Goldvorrat  der  Welt  gross  genug  ist ,  um  diesem  oder 
jenem  Staate  den  Uebergang  zur  Goldwährung  zu  gestatten,  ohne 
dass  dadurch  der  Wert  des  Goldes  wesentlich 
alteriert  wird.  Wenn  sich  aber  das  Wertverhältnis  des  Goldes 
zum  Silber  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  von  15 '/a  bis  24 — 25 
verschoben  hat,  ist  es  m.  E.  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
einfach  lächerlich  zu  behaupten,  dass  der  Wert  des  Goldes  der 
gleiche  geblieben  und  dass  nur  das  Silber  im  Werte  gefallen  sei. 
Wenn  Ländergebiete  wie  Deutschland,  Holland  und  die  skandi- 
navischen Länder  zur  Goldwährung  übergehen,  wenn  Italien  von 
der  Papier-  zur  Metallwährung  übergegangen  ist  und  Hunderte 
von  Millionen  in  Gold  an  sich  gezogen  hat,  und  wenn  Oesterreich- 
Ungarn  im  Begriffe  ist,  dem  Beispiele  jener  Staaten  zu  folgen, 
d,  h,  also  mit  anderen  Worten,  wenn  in  der  kurzen  Zeit  von  nicht 
ganz  zwei  Dezennien  eine  Nachfrage  nach  Gold  auftritt,  die  nicht 
nur  in  die  Hunderte  von  Millionen,  sondern  in  die  Milliarden  geht 
—  da  soll  eine  Preissteigerung  des  Goldes  nicht  eingetreten  sein? 
Oder  meint  man  umgekehrt ,  wenn  etwa  im  Anfange  der  70er 
Jahre  ein  neues  Kalifornien  entdeckt  worden  wäre ,  welches  den 
in  Rede  stehenden  Staaten  den  Uebergang  zur  Goldwährung  er- 
leichtert hätte,  dass  eine  Verschiebung  des  Wertverhältnisses  der 
beiden  Edelmetalle  bis  i :  24  hätte  eintreten  können  ? 

Es  fällt  mir  selbstredend  nicht  ein,  das  Wertverhältnis  von 
i:i5V2  als  ein  unveränderliches,  für  alle  Zeiten  feststehendes  zu 
halten.  Allein  wenn  dasselbe  durch  nahezu  ein  volles  Jahrhundert 
fortbestand  und  wenn  es  sich  dann  plötzlich  so  stark  verschiebt, 
wie  dies  bis  zum  heutigen  Tage  geschah,  und  zwar  sich  ver- 
schiebt, ohne  dass  die  Produktionsverhältnisse  eines  dieser  Metalle 
sich  gar  so  bedeutend  geändert  hätten,  sondern  lediglich  aus  dem 
Grunde,  weil  irgend  welche  staatliche  Massregeln  ergriffen  wurden, 
so  folgt  m,  E.  aus  dieser  einen  Thatsache  ,  dass  die  fraglichen 
Massregeln  der  betreffenden  Staaten  verfehlte  waren,  weil  auf  dem 
Gebiete  des  Geldwesens  die  Staaten  in  erster  Reihe  bestrebt  sein 
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müssen,  jede  plötzliche  und  vehemente  Erschütterung  des  Geld- 
wertes hintanzuhalten. 

Damit  ist  aber  ein  Umstand  berührt,  der  meines  Wissens  in 
der  bisherigen  ziemlich  umfangreichen  Währungslitteratur  nirgends 
erörtert  wird ;  ich  meine  die  Art  und  Weise ,  wie  sich  in  irgend 
einem  Lande  der  Uebergang  zur  Goldwährung  vollzieht.  Ich 
glaube  nämlich ,  dass  man  unterscheiden  muss  zwischen  einer 
Goldwährung,  die  —  wenn  man  so  sagen  darf  —  von  selbst 
wird,  und  einer  Goldwährung,  die  von  der  Regierung  des  be- 
treffenden Staates  willkürlich  eingeführt  wird. 

Wenn  nämlich  in  einem  Lande  der  Silberwährung  sich  der 
Goldvorrat  im  Laufe  der  Zeit  von  selbst  mehrt,  sei  es,  weil  dort 
ergiebige  Goldminen  vorhanden  sind ,  sei  es ,  weil  das  Gold  im 
Wege  des  auswärtigen  Handels  stetig  zuströmt ,  und  wenn  (was 
übrigens  unter  solchen  Umständen  selbstverständlich  ist)  gleich- 
zeitig der  Verkehr  wächst,  so  wird  die  Bevölkerung  dieses  Landes 
instinktiv  zum  bequemeren  Golde  greifen  und  allen  ihren  grösseren 
Zahlungsgeschäften  und  Vertragsabschlüssen  die  im  Lande  exi- 
stierende goldene  Handelsmünze  —  mag  dieselbe  nun  Guinee, 
Louisd'or,  Dukaten  oder  wie  immer  heissen  —  zu  Grunde  legen. 
Auf  diese  Weise  wird  sich  ganz  von  selbst  faktisch  die  Gold- 
währung einbürgern.  Und  wenn  dann  dieser  faktische  Zustand 
lange  genug  angedauert  hat  und  die  Staatsgewalt  denselben  schliess- 
lich gesetzlich  sanktioniert,  so  ist  dies  eine  Goldwährung,  die  sich 
von  selbst  gemacht  hat.  Und  weil  diese  Goldwährung  so  ganz 
allmählich  und  unmerklich  von  selbst  geworden  ist,  so  war  auch 
der  Uebergang  zu  derselben  ganz  unfühlbar  und  mit  gar  keiner 
Störung  verbunden. 

In  dieser  beneidenswerten  Lage  scheint  sich  England  im  vo- 
rigen Jahrhunderte  und  im  Anfange  des  laufenden  Jahrhunderts 
befunden  zu  haben.  Wir  wissen  zwar,  dass  England  seit  1717  eine 
gesetzliche  Alternativwährung  besass,  dass  es  ferner  im  Jahre  1748 
in  der  Hauptsache  und  schliesslich  im  Jahre  1816  definitiv  zur 
Goldwährung  überging  ,  wir  wissen  aber  nichts  davon ,  ob  oder 
dass  dieser  Uebergang  mit  irgend  welchen  Schwierigkeiten  ver- 
bunden war.  Aber  gerade  weil  wir  von  derartigen  Schwierig- 
keiten keine  Kunde  haben,  können  wir  mit  grosser  Sicherheit  an- 
nehmen, dass  sich  jener  Währungswechsel  in  England  »von  selbst« 
und  daher  in  ganz  unfühlbarer  Weise  und  ohne  jede  Störung 
vollzogen  habe.    Von  Frankreich  wissen  wir  es  ganz  positiv,  dass 
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seine  Verlcehrskanäle  nach  der  Kntdeckung  der  kalifornischen  und 
australischen  Goldfelder  sich  ganz  von  selbst  und  unmerklich  mit 
Gold  füllten,  dass  also  Frankreich  —  hei  allem  prinzipiellen  Fest- 
halten an  der  Doppelwährung,  oder  vielleicht  richtiger  gesagt: 
gerade  wegen  seines  Festhaltens  an  der  Doppelwährung  —  fak- 
tisch zur  Goldwährung  überging,  ohne  dass  damit  die  leiseste 
Störung  des  Verkehrs  verknüi^ft  gewesen  wäre.  Ich  bin  weit 
entfernt  davon,  dies  den  Franzosen  als  besonderes  Verdienst  an- 
rechnen zu  wollen,  denn  der  Währungswechsel  war  ja  von  ihnen 
gar  nicht  beabsichtigt.  Die  Verhältnisse  lagen  eben  zufällig  nach 
dieser  Richtung  hin  für  Frankreich  günstig;  auf  der  einen  Seite 
stand  der  Goldpreis  auf  dem  sog.  Weltmarkte  infolge  der  kali- 
fornischen und  australischen  Goldfunde  unter  der  französischen 
Wertrelation  von  iiis'/a,  auf  der  anderen  Seite  stand  der  Preis 
des  Silbers  infolge  des  momentan  grösseren  Bedarfes  für  Ost- 
asien etwas  höher,  nichts  natürlicher  also ,  als  dass  die  Spekula- 
tion das  benötigte  Silber  (zu  billigeren  Preisen)  aus  Frankreich 
holte  und  zum  Ersätze  dafür  das  Gold  hinbrachte.  Aber  immer- 
hin ist  der  damalige  Vorgang  in  Frankreich  überaus  lehrreich, 
weil  er  sich  vor  unseren  Augen  abgespielt  und  gezeigt  hat,  auf 
welche  Weise  oder  unter  welchen  Bedingungen  sich  der  Ueber- 
gang  zur  Goldwährung  in  der  unfühlbarsten  Form  vollzieht. 

Gerade  das  Entgegengesetzte  gilt  von  Deutschland  ,  dessen 
Uebergang  zur  Goldwährung  in  der  Zeit  von  1871  bis  1873  ein 
willkürlich  gemachter  war  und  demgemäss  denn  auch  die  ganze 
gegenwärtige  Kalamität  über  die  Welt  gebracht  hat.  Selbstver- 
ständlich kann  es  keinem  vernünftigen  Menschen  beifallen ,  die 
damalige  deutsche  Reichsregierung  oder  irgend  ein  Individuum 
hiefür  verantwortlich  machen  zu  wollen,  denn  die  Regierung,  die 
zu  jener  Zeit  die  bezüglichen  Gesetzesvorlagen  vor  den  deutschen 
Reichstag  brachte,  folgte  eben  einfach  nur  dem  Drucke  der  sog. 
öffentlichen  Meinung,  die  damals  einmütig  die  Goldwährung  für 
Deutschland  forderte.  Allein  dies  ändert  nichts  an  der  objektiv 
feststehenden  Thatsache ,  dass  die  Einführung  der  Goldwährung 
in  Deutschland  einer  der  verhängnisvollsten  Schritte  war,  der  von 
einem  Staate  überhaupt  unternommen  werden  konnte.  Dass  Deutsch- 
land damals  sich  entschloss,  zur  Goldwährung  überzugehen,  ist 
vollständig  begreiflich  und  entschuldbar,  aber  rechtfertigen  lässt 
sich  meines  Erachtens  dieser  Schritt  nie  und  nimmer. 

Deutschland  stand  damals  noch  unmittelbar  unter  dem  über- 
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wältigen  Eindruck  der  beispiellosen  Siege,  die  es  über  Frankreich 
erfochten  hatte;  der  mehrhundertjährige  Traum  und  heisseste 
Herzenswunsch  eines  jeden  Deutschen  war  in  der  glänzendsten 
Weise  in  Erfüllung  gegangen ,  das  deutsche  Reich  war  wieder 
aufgerichtet,  die  deutsche  Einheit  hergestellt  und  das  ehedem  so 
vielfach  missachtete  und  verspottete  Deutschland  stand  plötzlich 
als  Weltmacht  ersten  Ranges  da.  Kein  Wunder  also ,  dass  den 
Deutschen  nichts  unerreichbar  mehr  schien.  Auf  der  anderen 
Seite  besass  das  volkswirtschaftliche  und  politische  Musterland 
England  die  Goldwährung,  das  besiegte  Frankreich  schwamm  so  zu 
sagen  im  Golde;  warum  also  sollte  es  dem  mächtigen  jungen  deut- 
schen Reiche  unmöglich  sein ,  gleichfalls  die  Goldwährung  bei 
sich  einzuführen,  und  dies  um  so  mehr,  als  es  die  fünf  MiUiarden, 
also  »heidenmässig  viel  Geld«  besass.  Dass  durch  die  Einführung 
der  Goldwährung  in  Deutschland  ein  (bisher  nicht  existierender), 
Bedarf  von  ungefähr  zwei  Milliarden  Franken  in  Gold  hervorge- 
rufen werde  und  dass  durch  diese  kolossale  Nachfrage  nach  Gold 
sein  Preis  (Wert)  notwendig  in  die  Höhe  getrieben  werden  müsse, 
daran  dachte  damals  kein  Mensch  in  Deutschland ,  und  dies  ist 
um  so  begreiflicher,  als  ja  das  benötigte  Gold  in  den  fünf  Mil- 
liarden scheinbar  thatsächlich  da  lag.  Dass  das  in  Rede  stehende 
Gold  nicht  neu  produziert  war,  sondern  lediglich  seinen  Platz  ge- 
wechselt hatte ,  dass  es  lediglich  aus  Frankreich  nach  Deutsch- 
land transportiert  worden  war,  d.  h.  also,  dass  der  kolossal  ge- 
stiegenen Nachfrage  nach  Gold  kein  entsprechend  vergrössertes 
Angebot  gegenüberstand,    das  wurde  damals    einfach   vergessen. 

Zum  Zweiten  wurde  der  Umstand  nicht  genügend  gewürdigt, 
dass  durch  den  Uebergang  zur  Goldwährung  riesige  Quantitäten 
Silber  entbehrlich  wurden,  die  abgestossen  werden  mussten.  Man 
stellte  sich  den  Verkauf  des  überschüssig  gewordenen  Silbers  viel 
zu  leicht  vor,  weil  man  in  der  Vorstellung  befangen  war,  dass 
ja  Silber  Geld  sei ,  welches  von  aller  Welt  begierig  genommen 
wird,  und  man  vergass  hiebei  total,  dass  durch  ein  plötzliches  so 
riesengrosses  Angebot  von  Silber  sein  Wert  in  einer  unerhörten 
Weise  gedrückt  werden  müsse. 

Zum  Dritten  blieb  unberücksichtigt  die  —  wenn  ich  so  sagen 
darf  —  ansteckende  Kraft  des  Beispiels,  welches  Deutschland  den 
übrigen  Staaten  gab.  Ich  meine  damit  durchaus  nicht,  dass  die 
übrigen  Staaten  veranlasst  wurden ,  den  Vorgang  Deutschlands 
nachzuäffen ,    wie  man   eine  Mode  nachäfft    (obwohl  auch  dieses 
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Moment  hier  unzweifelhaft  mitgcspieU  hat),  sondern  ich  will  da- 
mit ausdrücken,  dass  ein  derartiger  Vorgang  eines  Staates  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  für  die  anderen  Staaten  eine  Xötigung  in- 
volviert, ein  Gleiches  zu  thun.  l*'s  liegt  hier  nämlich  etwas  vor, 
was  der  Arbeiterfrage  analog  ist ,  nur  dass  diese  sich  zwischen 
Privatpersonen  abspielt,  während  der  in  Rede  stehende  Fall  die 
Staaten  als  solche  betrifft.  Die  Arbeiterfrage  ist  der  Kampf  der 
Arbeiter  um  günstigere  Arbeitsbedingungen,  und  in  diesem  Kampfe 
ist  der  einzelne  isolierte  Arbeiter  machtlos,  weil  er  für  seine  Person 
keine  günstigeren  Arbeitsbedingungen  erzwingen  kann,  wenn  alle 
übrigen  Arbeiter  sich  die  bisherigen  ungünstigen  Bedingungen 
gefallen  lassen.  Die  Arbeiter  haben  dies  längst  erkannt  und  des- 
halb sind  sie  seit  Dezennien  mit  Erfolg  bestrebt ,  die  gesamte 
Arbeiterbevölkerung  in  den  Gewerkschaften  zu  einigen,  um  durch 
geschlossenes  Vorgehen  die  Arbeitgeber  zur  Nachgiebigkeit  zu 
zwingen. 

Etwas  ähnliches  gilt  hier  für  die  Staaten  als  solche.  Durch 
den  plötzlichen  Uebergang  eines  grossen  Silberwährungslandes 
zur  Goldwährung  wird  selbstredend  eine  grosse  Masse  Silber  plötz- 
lich frei  und  damit  der  Wert  des  letzteren  gedrückt,  Dass  dies 
für  die  übrigen  Silberwährungsländer  nicht  gleichgültig  ist,  bedarf 
keines  weiteren  Beweises ,  gerät  damit  doch  der  Wert  ihres  bis- 
herigen guten  Geldes  ins  Schwanken.  Die  einzige  mögliche  Ab- 
hilfe gegen  diese  Kalamität  bildet  der  möglichst  enge  Zusammen- 
schluss  der  Silberwährungsländer  ,  d.  h.  die  Vereinbarung  der- 
selben, an  der  Silberwährung  unentwegt  festzuhalten  und  das  Be- 
streben, irgend  welche  gemeinsame  Massregeln  zu  ergreifen ,  um 
das  dort  frei  werdende  Silber  möglichst  gleichmässig  über  das 
ganze  Silberwährungsgebiet  zu  verteilen,  denn  nur  auf  diese  Weise 
kann  der  Preissturz  des  Silbers  aufgehalten,  bezw.  in  möglichst 
enge  Grenzen  gebannt  werden.  Den  Staaten  fehlt  jedoch  jenes 
Solidaritätsgefühl,  das  die  Arbeiter  seit  Dezennien  schon  zum  mög- 
lichst engen  Zusammenschlüsse  veranlasst  hat  und  so  steht  jedes 
Silberwährungsland  in  seiner  Isoliertheit  dem  Preissturze  des  Silbers 
rat-  und  machtlos  gegenüber.  Und  um  nicht  von  dem  Strudel 
ergriffen  zu  werden  glaubt  jedes  Silberwährungsland  sich  in  der 
Weise  retten  zu  sollen,  dass  es  bestrebt  ist,  so  rasch  als  möglich 
aus  der  sturmbewegten  See  der  Silberwährung  in  den  gesicherten 
Hafen  der  Goldwährung  einzulaufen ,  und  dies  ist  selbstverständ- 
lich um  so  leichter  möglich,  je  kleiner  oder  je  verkehrsärmer  das 
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betrefifende  Land  ist,  weil  eine  verhältnismässig  geringe  und  daher 
verhältnismässig  leicht  zu  beschaffende  Menge  Goldes  ihm  ge- 
stattet, die  Goldwährung  bei  sich  einzuführen.  Und  so  sehen  wir 
denn  thatsächlich,  dass  bald  nach  dem  Uebergange  Deutschlands 
zur  Goldwährung  Holland,  Dänemark,  Schweden-Norwegen  und 
Italien  sich  anschicken  ein  Gleiches  zu  thun.  Je  mehr  Verkehrs- 
gebiete aber  zur  Goldwährung  übergehen,  um  so  grösser  wird  die 
Menge  des  frei  werdenden  Silbers ,  um  so  geringer  die  Möglich- 
keit, dasselbe  anderwärts  unterzubringen,  um  so  tiefer  sein  Preis- 
sturz und  um  so  zwingender  die  Notwendigkeit  für  die  immer 
geringer  werdende  Zahl  der  Silberwährungsländer,  ein  Gleiches 
zu  thun,  d.  h.  das  Silber  von  sich  abzustossen  und  ihrerseits  auch 
Unterschlupf  unter  der  Golddecke  zu  suchen.  Dass  damit  das 
Uebel  nur  um  so  mehr  verschlimmert  wird,  dass  die  »Golddecke«, 
die  schon  von  Hause  aus  kurz  war,  um  so  unzulänglicher  wird, 
je  mehr  Personen  unter  ihr  Platz  finden  wollen,  ist  evident  und 
so  erleben  wir  denn  heute  das  tolle  Schauspiel,  dass  um  so  mehr 
Staaten  die  Goldwährung  bei  sich  einzuführen  bestrebt  sind  ,  je 
mehr  das  Silber  im  Preise  sinkt  und  das  Gold  im  Preise  steigt, 
d.  h.  je  weniger  der  Goldvorrat  der  gesamten  Welt  hinreicht,  die 
betreffenden  Völker  mit  dem  erforderlichen  Goldgelde  zu  versehen. 

Zu  dieser  Gold-Kalamität  tritt  aber  noch  ein  zweiter  schwer- 
wiegender Uebelstand,  und  zwar  betrifft  derselbe  die  neben  dem 
Golde  zirkulierende  silberne  sog.  Kurrantmünze.  Man  pflegt  zwar 
von  einer  »einfachen«  Goldwährung  zu  sprechen  und  definiert  sie 
in  der  Weise,  dass  man  sagt:  in  einem  Lande  der  Goldwährung 
ist  Gold  das  legale  Zahlmittel  und  die  Silbermünzen  (abgesehen 
von  den  etwa  vorhandenen  silbernen  Handelsmünzen)  sind  ledig- 
lich Scheidemünze.  Indes  ist  der  zweite  Teil  dieser  Definition 
doch  nicht  ganz  richtig.  Unter  eigentlicher  Scheidemünze  versteht 
man  jene  ganz  kleine  Münze,  die  heute  aus  Kupfer  oder  Bronze 
und  aus  Nickel  hergestellt  wird,  und  die  früher,  vor  der  Aufnahme 
des  Nickels  unter  die  Münzmetalle  aus  Kupfer  und  aus  sehr  stark 
legiertem  Silber  (also  beispielsweise  die  früheren  deutschen  Silber- 
groschen, die  heutigen  österreichisch-ungarischen  silbernen  Zehn- 
und  Zwanzig-Kreuzerstücke)  hergestellt  wurden. 

Diese  eigentliche  Scheidemünze  nimmt  bekanntlich  in  dem 
Münzsysteme  eines  jeden  Staates  eine  Ausnahmestellung  ein,  ein- 
mal weil  sie  ausserordentlich  leicht  ausgeprägt  wird,  und  zweitens 
weil    die  Gesamtmenge  der   für   ein  Land    ausgeprägten  Scheide- 
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münze  j^egcnüber  der  Mciif^e  des  eigentlichen  Geldes  verschwin- 
dend klein  ist.  Und  spe/.iell  aus  diesem  letzterem  Grunde  kann 
man,  wenn  man  von  dem  Münz-  oder  Währungssystem  eines  Landes 
spricht,  von  der  Scheidemünze  ganzlich  abstrahieren. 

Alles  dies  gilt  nicht  von  jener  Silbermünze,  die  in  einem  Gold- 
währungslandc  sich  zwischen  die  Scheidemünze  und  die  kleinste 
Goldmünze  einschiebt.  Sie  repräsentiert  einmal  einen  sehr  nam- 
haften Teil  der  im  Lande  umlaufenden  Goldmenge  (in  einem  Gross- 
staate schon  ein  paar  hundert  Millionen).  Die  einzelnen  Bürger 
kommen  daher  sehr  häufig  in  die  Lage ,  namhafte  Wertbeträge 
in  solchen  Silbermünzen  in  den  Händen  zu  haben.  Ausserdem 
giebt  es  sehr  breite  Volksschichten,  die  —  weil  die  kleinste  Gold- 
münze schon  einen  relativ  hohen  Betrag  repräsentiert  —  in  ihrem 
ganzen  Leben  kaum  in  die  Lage  kommen,  eine  Goldmünze  zu 
besitzen,  die  also  nur  Silbermünzen  in  die  Hand  bekommen.  Allen 
diesen  Personen  würde  ein  empfindliches  Unrecht  zugefügt,  wenn 
das  Silbergeld  stark  unterwertig,  d.  h.  wenn  es  ein  blosses  Kredit- 
geld wäre.  Man  kann  daher  aus  diesem  Grunde  die  gedachten 
Silbermünzen  nicht  derartig  leicht  ausprägen  wie  die  eigentlichen 
Silberscheidemünzen  ;  und  wenn  sie  auch  nicht  vollwichtig  (d.  h. 
nicht  in  der  Legierung  von  ^Vi«  und  Via  oder  ^lio  und  Vio)  aus- 
geprägt werden ,  so  werden  sie  doch  nahezu  vollwichtig  (nach 
den  österr.-ungar.  Münzgesetzen  vom  2.  August  1892  in  der  Le- 
gierung von  835  Tausendstel  Silber  und  165  Tausendstel  Kupfer) 
hergestellt.  (Beispielsweise  verfügte  das  österr.  Münzgesetz  vom 
19.  September  1857,  dass  die  silbernen  Zehnkreuzerstücke  österr. 
Währung  aus  einer  Legierung  von  5  Zehntel  Silber  und  5  Zehntel 
Kupfer,  .die  silbernen  Fünf  kreuzerstücke  österr^.  Währung  gar  aus 
einer  Legierung  von  nur  375  Tausendstel  Silber  und  625  Tau- 
sendstel Kupfer  herzustellen  seien  und  dass  aus  einem  Zollpfund 
Feinsilber  nicht  45  sondern  lOO  Gulden  silberner  Scheidemünze 
geprägt  werden  sollen.) 

Aus  diesen  Gründen  kann  man  jene  schweren  silbernen  Münzen 
nicht  mehr  den  eigentlichen  Scheidemünzen  beizählen,  sondern 
bilden  dieselben  einen  integrierenden,  sehr  wesentlichen  Bestand- 
teil des-Geldsystemes  eines  Goldwährungslandes.  (Die  österr.- 
ungar.  Münzgesetze  vom  2.  August  1892  unterscheiden  demge- 
mäss  ganz  richtig  die  drei  Kategorien  von  Münzen :  die  Gold- 
münzen, die  silbernen  »Kurrantmünzen«  und  die  Scheidemünze 
aus  Bronze.)    Bilden  aber  die  silbernen  Kurrantmünzen  einen  sehr 
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wesentlichen  (nach  Hunderten  von  Millionen  zählenden)  Bestandteil 
des  Münzsystemes  eines  Goldwährungslandes ,  so  ist  es  begreif- 
licherweise von  der  allergrössten  Bedeutung  für  den  betreffenden 
Staat,  die  Menge  dieser  silbernen  Kurrantmünzen  in  das  richtige 
Verhältnis  zu  den  kursierenden  Goldmünzen  zu  setzen,  weil  im 
entgegengesetzten  Falle  leicht  das  ganze  Münzsystem  des  Landes 
in  Verwirrung  gebracht  werden  kann. 

Und  nach  dieser  Richtung  hin  zeigt  sich  auch  wieder  ein 
sehr  wesentlicher  Unterschied  zwischen  einem  Uebergang  zur 
Goldwährung,  der  sich  —  wie  ich  oben  sagte  —  »von  selbst  ge- 
macht« hat  und  einer  Goldwährung,  die  von  der  Regierung  will- 
kürlich eingeführt  wird.  Wenn  nämlich  ein  Volk  —  ungefähr  in 
der  Weise,  wie  ich  dies  vorhin  erwähnte  und  wie  es  wohl  in  Eng- 
land in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  und  im  Anfange  des  lau- 
fenden Jahrhunderts  der  Fall  gewesen  sein  muss  —  ganz  von  selbst 
und  so  zu  sagen  instinktiv  oder  unbewusst  zur  Goldwährung  über- 
geht, weil  dem  Verkehr  des  Landes  fortwährend  Gold  zuströmt 
und  wenn  die  Regierung  schliesslich  diesen  faktischen  Zustand 
gesetzlich  sanktioniert,  und  wenn  ferner  die  so  entstandene  Gold- 
währung ruhig  fortbesteht,  d.  h.  wenn  diesem  Lande  der  Gold- 
besitz von  keinem  zweiten  Staate  streitig  gemacht  wird,  so  wird 
sich  auch  bald  der  Bedarf  dieses  Landes  an  jenen  silbernen  sog. 
Kurrantmünzen  von  selbst  herausstellen.  Die  Regierung  wird 
nämlich  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ebenso  unbewusst  und  in- 
stinktiv ,  wie  sich  das  gesamte  Geldwesen  dieses  Landes  bisher 
entwickelt  hat,  mit  der  Ausprägung  ihrer  bisherigen  Silbermünzen 
(wenn  auch  vielleicht  in  einer  etwas  stärkeren  Legierung)  fort- 
fahren und  der  Verkehr  wird  diese  Silbermünzen,  so  lange  er 
ihrer  bedarf,  ruhig  und  willig  aufnehmen.  Geht  aber  die  Aus- 
prägung dieser  Silbermünzen  —  ruhige  Verhältnisse  immer  voraus- 
gesetzt —  zu  weit,  so  wird  das  Silber  auch  wieder  »von  selbst« 
ausgestossen  werden ,  d.  h.  die  Bevölkerung  wird  trachten  sich 
des  überschüssigen,  ihr  unbequemen  Silbers  zu  entledigen,  indem 
sie  es  mit  Vorliebe  zur  Steuerzahlung  verwenden  oder  in  die 
Banken  zum  Austausche  gegen  Noten  oder  gegen  Gold  tragen 
wird.  Und  geschieht  dies  in  grösserem  Umfange,  so  wird  die 
Staatsverwaltung  bald  merken,  dass  sie  zu  weit  gegangen  ist  und 
wird  die  Silberprägungen  reduzieren  oder  ganz  einstellen. 

Alle  diese  regelnden  Momente  und  Anhaltspunkte  fehlen  oder 
fallen  fort,  wenn  die  Goldwährung  dekretiert,  d.  h.  willkürlich  ein- 
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geführt  wird.  Es  ist  nämlich  geradezu  ein  Ding  der  UnmögUch- 
keit,  den  Geldbedarf  eines  Landes  zu  ermitteln.  Hat  in  dem  be- 
treffenden Lande  bisher  Silbergeld  zirkuliert,  so  weiss  die  Regie- 
rung weiter  nichts,  als  dass  sie  im  Laufe  der  Jahre  so  und  so  viel 
Geld  ausgeprägt  hat,  wie  viel  von  diesem  Gelde  aber  thatsächlich 
im  Lande  zirkuliert,  kann  sie  absolut  nicht  wissen,  weil  ihr  un- 
bekannt ist,  wie  viel  von  diesem  Gelde  ausser  Landes  gegangen 
ist,  wie  viel  von  diesem  Gelde  im  Inlandc  eingeschmolzen  und  zu 
Schmuckgegenständen  oder  sonst  verarbeitet  worden  ist.  War 
hingegen  das  Land  ein  Papiergeldland,  wie  etwa  Oesterreich- 
Ungarn  bis  in  die  Mitte  der  siebenziger  Jahre,  so  kennt  die  Staats- 
verwaltung den  Bedarf  des  Landes  an  Umlaufsmitteln  zwar  so  zu 
sagen  ganz  genau,  weil  ihr  die  Menge  der  ausgebenen  Noten  bis 
auf  den  letzten  Guldenzettel  hinab  genau  bekannt  ist,  allein  diese 
Kenntnis  nutzt  ihr  im  Hinblick  auf  die  Frage,  wie  viel  Metallgeld 
ausgeprägt  werden  soll,  so  gut  wie  gar  nichts,  weil  ein  Papier- 
geldland gewissermassen  einem  ausgetrockneten  Schwamm  zu 
vergleichen  und  —  wenn  ich  so  sagen  darf  —  silber-  oder  gold- 
durstig ist.  Es  wird  nämlich,  wenn  Metall  (Silber  oder  Gold)  in 
den  Verkehr  gebracht  wird,  ein  sehr  bedeutender  Teil  des  aus- 
gegebenen Metallgeldes  thesauriert  werden  und  in  den  Truhen 
und  Schränken  der  Bevölkerung  auf  Nimmer-Widersehen  verschwin- 
den. Und  erst  wenn  diese  Truhen  und  Schränke  sich  so  zu  sagen  mit 
Silber  oder  Gold  vollgesogen  haben  werden,  wird  der  Ueberschuss 
sodann  in  den  Verkehr  dringen  und  sich  in  demselben  erhalten. 
Die  Staatsverwaltung  steht  also  in  jedem  P"alle  dem  Geld- 
bedarfe  des  Landes  blind  gegenüber  und  weiss  nicht,  wie  viel 
von  dem  neuen  Gelde  sie  in  den  Verkehr  bringen  soll.  Und  nicht 
genug  daran ,  dass  sie  einer  Unbekannten  ,  einem  X  gegenüber 
steht,  soll  sie  auch  noch  dieses  X  in  zwei  Teile  von  unbekannter 
Grösse,  in  ein  Y  an  Gold  und  in  ein  Z  an  Silber  teilen,  denn  sie 
hat  keine  Ahnung  davon ,  wie  gross  der  Bedarf  des  Landes  an 
Goldmünze,  wie  gross  er  an  silberner  sog.  Kurrantmünze  ist.  Steht 
dann,  wie  dies  gegenwärtig  der  Fall  ist,  der  Goldpreis  hoch,  so 
ist  es  nur  zu  wahrscheinlich ,  dass  die  Staatsverwaltung  —  um 
die  Kosten  des  Währungswechsels  nicht  gar  zu  hoch  anschwellen 
zu  lassen  —  die  Menge  des  in  den  Verkehr  zu  bringenden  Goldes 
etwas  niedriger  greift  und  dagegen  mehr  an  silberner  sog.  Kur- 
rantmünze ausprägen  lässt.  Auf  diesem  Wege  gelangt  man  dann 
zur  sog.  »hinkenden«  Goldw^ährung,  wie  sie  gegenwärtig  die  Länder 
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der  lateinischen  Münzunion  (infolge  der  sistierten  Silberprägung) 
und  Deutschland  besitzen  und  wie  sie  Oesterreich-Ungarn  augen- 
blicklich einzuführen  bestrebt  ist.  —  Eine  Einrichtung,  deren  Seg- 
nungen mir  noch  viel  weniger  einleuchten  wollen  als  die  der  »reinen« 
Goldwährung,  und  zwar  aus  folgenden  drei  Gründen. 

Erstens  schafft  man  sich  durch  die  hinkende  Goldwährung  ein 
ungeordnetes  Geldwesen.  Das  Münzgesetz  muss  nämlich  eine 
Bestimmung  darüber  enthalten,  wie  weit  die  gesetzliche  Zahlkraft 
jener  silbernen  Kurrantmünzen  gehen  soll.  Bei  einer  ganz  streng 
durchgeführten  sog.  »reinen«  oder  »gesättigten«  Goldwährung 
sollte  eigentlich  niemand  verpflichtet  sein,  mehr  an  silberner  Kur- 
rantmünze  anzunehmen,  als  die  kleinste  Goldmünze  beträgt,  also 
nicht  mehr  als  10  Franks ,  10  deutsche  Reichsmark ,  10  österr.- 
ungar.  Kronen  u.  dgl.  m.,  weil  ja  die  »gesättigte«  Goldwährung 
voraussetzt,  dass  Goldmünzen  in  Hülle  und  Fülle  kursieren.  Ist 
hingegen  die  Goldwährung  keine  »gesättigte«,  sondern  eine  sog. 
»hinkende«,  d.  h.  zirkuliert  nicht  die  genügende  Menge  von  Gold- 
münzen, und  ersetzt  man  jene  fehlenden  Goldmünzen  durch  sil- 
berne Kurrantmünzen  ,  so  muss  man  selbstredend  der  Zahlkraft 
der  letzteren  eine  etwas  weitere  Grenze  ziehen,  und  zwar  ist  hier 
zweierlei  möglich.  Das  Gesetz  kann  bestimmen,  dass  die  silberne 
Kurrantmünze  eine  unbeschränkte  gesetzliche  Zahlkraft  haben  soll, 
oder  es  bestimmt,  dass  bis  zu  einer  bestimmten  Summe  (die  österr.- 
ungar.  Münzgesetze  sagen :  bis  zu  fünfzig  Kronen)  jeder  gehalten 
sein  soll ,  die  Siibermünzen  an  Goldesstatt  anzunehmen.  Im 
ersteren  Falle  ist  damit  das  Prinzip  der  Goldwährung  durchlöchert, 
um  nicht  zusagen;  »aufgegeben«,  weil  es  dann  —  speziell  wenn 
etwa  das  Gold  rarer  wird  —  jedem  freisteht,  seine  Zahlungsver- 
bindlichkeiten statt  in  dem  selteneren  und  teureren  Golde  in  dem 
leichter  zu  beschaffenden  Silber  abzutragen.  Ausserdem  wird 
aber  der  Staat ,  namentlich  wenn  er  im  Falle  einer  Anleihe  auf 
den  ausländischen  Kredit  reflektiert,  genötigt  sein,  die  Zinsen-  und 
Kapitalszahlungen  ausdrücklich  in  Gold  zuzusichern.  Wird  dann, 
wie  es  ja  gar  nicht  anders  zu  erwarten  steht,  dieses  vom  Staate 
selbst  gegebene  gute  Beispiel  von  den  Privaten  nachgeahmt,  so 
gelangt  man  zu  der  Anomalie  einer  gesetzlichen  Goldwährung 
mit  einer  daneben  faktisch  bestehenden  Silberwährung.  In  der 
von  der  (west-)  österreichischen  Regierung  veranstalteten  VVäh- 
rungs-Enquete  wurde  auf  diesen  Umstand  speziell  von  dem  Ex- 
perten Herrn   Moris   Benedikt   (Herausgeber    der    »Neuen  Freien 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1893.  lil  3  i 
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Presse«)  hingewiesen  (pag.  25  ff.  der  *Stcnogr.  Protokolle  über 
die  vom  8.  bis  17.  Miirz  1892  abgehaltenen  Sitzungen  der  nach 
Wien  einberufenen  VVahrungs-Enquctc-Kommission«.    Wien,  1892). 

Wird  hingegen  die  gesetzliche  Zahlkraft  der  silbernen  Kurrant- 
münzen  auf  eine  bestimmte  (niedriger  gegriffene)  Summe  von  etwa 
50,  100  u.  drgl.  Franks,  Mark,  Kronen  etc.  eingeschränkt,  so  kann 
der  Fall  leicht  eintreten,  dass  der  zahlungspflichtige  Schuldner 
das  benötigte  Gold  —  wenn  es  nur  einigermassen  rarer  ist  —  im 
freien  Verkehr  nicht  beschaffen  kann  und  es  in  der  Wechselstube 
mit  einem  Aufgeld  kaufen  muss.  Mit  einem  Worte :  durch  Ein- 
führung der  hinkenden  Goldwährung  schafft  man  sich  mit  einem 
Aufwände  von  vielen  Millionen  künstlich  Geldzustände,  die  man 
in  einem  Lande  der  Papierwährung  nicht  nur  viel  billiger ,  son- 
dern geradezu  umsonst  hat. 

Zweitens  schafft  man  sich  durch  die  Einführung  der  hinkenden 
Goldwährung  ein  unsicheres  Geld.  Das  Silbergeld  war  ein  ganz 
gutes  wertbeständiges  Geld  (sofern  man  überhaupt  von  einer 
Wertbeständigkeit  reden  darf),  so  lange  es  das  allgemeine  Wäh- 
rungsmetall war,  weil  seiner  Produktion  eine  —  wie  man  zu  sagen 
pflegt  —  unbegrenzte  Nachfrage  gegenüberstand.  Durch  die 
Demonetisierung  des  Silbers  in  einer  immer  wachsenden  Zahl 
von  Staaten  hat  man  ihm  diese  Wertbeständigkeit  ganz  willkür- 
licher und  überflüssiger  Weise  geraubt.  Da  man  aber  das  Silber 
neben  dem  Golde  als  Umlaufsmittel  absolut  nicht  entbehren  kann, 
setzt  man  Münzen  aus  dem  entwerteten  Silber  in  den  Verkehr, 
die  man  zu  fiktiven  Goldmünzen  erklärt  und  denen  man  demge- 
mäss  künstlich  einen  höheren  Wert  beilegt,  gerade  so  wie  man 
bisher  das  Papier  zu  fiktivem  Silbergeide  gemacht  hat.  Und  da 
allen  Ableugnungen  zum  Trotz  die  Golddecke  sich  immer  deut- 
licher als  zu  kurz  erweist,  so  muss  man  tagtäglich  erwarten,  dass 
diesem  oder  jenem  Staate  das  Gold  unter  den  Händen  entschwindet 
und  dass  der  betreffenden  Regierung  kein  anderer  Ausweg  offen 
bleiben  wird ,  als  an  Stelle  der  entschwundenen  effektiven  Gold- 
münzen fiktive  Goldmünzen  aus  entwertetem  Silber  treten  zu  lassen 
und  Zustände  zu  schaffen,  die  denen  einer  entwerteten  Papier- 
valuta ganz  analog  sind.  Der  Unterschied  ist  —  wie  bereits  er- 
wähnt —  nur  der,  dass  man  das  Vergnügen  einer  entwerteten 
Papierwährung  viel  billiger  haben  kann. 

Endlich  drittens  —  um  das  Mass  des  Widersinnes  voll  zu 
machen  —  wird  durch  die  hinkende  Goldwährung  zur  Hälfte  wieder 
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vereitelt,  was  durch  die  Einführung  der  Goldwährung  angestrebt 
wird.  Das  Ziel,  das  durch  die  Goldwährung  erreicht  werden  soll, 
ist  ja  doch  kein  anderes  als  die  Taschen  zu  entlasten.  Weil  es 
lästig  ist ,  etwa  hundert  Silbergulden  in  der  Tasche  zu  tragen, 
will  man  den  Leuten  das  bequemere  Goldgeld  bieten.  Weil  man 
aber  nicht  genug  Gold  besitzt,  belässt  man  das  Silbergeld  doch 
wieder  im  Umlaufe,  welches  wahrscheinlich  nun  nicht  mehr  die 
Taschen  beschwert.  —  Und  dies  alles  zu  einer  Zeit,  da  die  Bank- 
noten und  die  Silberzertifikate  schon  längst  erfunden  sind  ! 

Eine  geradezu  köstliche  Ironie  des  Schicksales  aber  wäre  es, 
wenn  auf  Wahrheit  beruhen  und  sich  verwirklichen  sollte ,  was 
ich  dieser  Tage  in  einem  der  Tagesblätter  las.  Ich  fand  daselbst 
eine  Notk  des  Inhaltes,  dass  auf  der  gegenwärtig  (November  und 
Dezember  1892)  in  Brüssel  tagenden  internationalen  Münzkonferenz 
seitens  des  Vertreters  eines  bekannten  Welthauses  der  Vorschlag 
gemacht  wurde,  die  Regierungen  möchten  sich  —  um  dem  wei- 
teren Sinken  des  Silberpreises  Einhalt  zu  thun  —  einigen  und 
sich  verpflichten,  sobald  der  Silberpreis  unter  43  d.  sinkt,  Silber 
(nach  dem  Vorbilde  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika) 
anzukaufen.  Und  da  die  Regierungen  begreiflicher  Weise  das  Silber 
nicht  ins  Ungemessene  aufspeichern  können,  so  werden  sie  über  kurz 
oder  lang  gezwungen  sein,  Silberzertifikate  anfertigen  zu  lassen  und 
dieselben  in  irgend  einer  Weise  in  den  Umlauf  zu  bringen.  D.  h.  also 
in  dürren  W^orten  :  die  Goldwährung  wird  eingeführt  und  das  Silber 
wird  demonetisiert.  Da  aber  das  demonetisierte  Silber  ungebührlich 
im  Preise  fällt  und  dieser  Preissturz  des  Silbers  als  eine  allgemeine  Ka- 
lamität empfunden  wird ,  so  verpflichten  sich  die  Staatsverwal- 
tungen, das  Silber  aufzukaufen  und  bringen  es  hinterdrein  in  einer 
neuen  Gestalt,  unter  der  Bezeichnung  »Silberzertifikate«  —  immer 
unter  prinzipieller  Aufrechterhaltung  der  Goldwährung  —  wieder 
in  den  Umlauf.  Damit  wird  auch  gleichzeitig  noch  ein  zweiter 
schwerwiegender  Vorteil  erzielt,  es  wird  nämlich  den  diversen  finan- 
ziellen Grossmächten  die  dankenswerte  Gelegenheit  geboten,  das 
demonetisierte  Silber  zu  Spottpreisen  aufzukaufen  um  es  nachher 
mit  entsprechendem  Gewinn  an  die  Staatsverwaltungen  wieder 
zurückzuverkaufen. 

Alle  diese  Unzukömmlichheiten  wären  der  Welt  erspart  ge- 
blieben, wenn  Deutschland  in  den  Jahren  1871  und  1873  nicht  ge- 
waltsam zur  Goldwährung  übergegangen  wäre ,  sondern  wenn  es 
sich  der  lateinischen  Münzunion  angeschlossen   und  sich  begnügt 
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hätte,  durch  Aiinaliinc  der  iJoppelwiilirung  seiner  Volkswirtschaft 
die  Möglichkeit  zu  erschlicssen,  ganz  allgemach  und  unmerklich 
die  Verkehrskanälc  mit  Gold  zu  füllen.  Ich  wiederhole,  dass  da- 
mit kein  Vorwurf  ausgesprochen  sein  soll,  weil  es  leicht  ist,  hinter- 
her, wenn  alle  erdenklichen  Erfahrungen  gemacht  wurden,  zu  sagen, 
was  seiner  Zeit  hätte  geschehen  sollen  ,  allein  wir  können  nicht 
anders  vorgehen.  Wollen  wir  aus  der  Erfahrung  überhaupt  etwas 
lernen,  so  müssen  wir  uns  jedesmal  die  Frage  vorlegen,  welche 
die  l*'olgen  eines  seinerzeit  unternommenen  Schrittes  waren,  und 
gelangen  wir  zu  dem  Resultate,  dass  diese  Folgen  überwiegend 
ungünstige  waren ,  so  müssen  wir  uns  sagen ,  dass  jener  Schritt 
ein  verfehlter  war,  denn  nur  auf  diese  Weise  können  wir  uns  für 
die  Zukunft  vor  einem  ähnlichen  Missgrifife  schützen. 


ZUR  FRAGE  DER  ORGANISATION  DER 

SAATENSTANDS  -  BERICHTERSTATTUNG  UND 

ERNTESCHÄTZUNGEN  IM  DEUTSCHEN 

REICHE. 

VON 

Dr.  AUGUST  PFLUG. 


Durch  die  jährlichen  Ernten  werden  dem  Volkshaushalt  in 
allen  ackerbautreibenden  Staaten  die  bei  weitem  grössten  Mengen 
von  Wertgütern  zugeführt.  In  der  Macht  der  Menschen  liegt  es, 
die  Ertragfähigkeit  des  von  Natur  gegebenen  Bodens  durch 
zweckmässige  Kultur,  geeignete  Wirtschaftssysteme,  Wahl  guter 
Saaten,  sorgfältige  Bestellung^  rationelle  Düngung  etc.  zu  erhöhen, 
so  dass  wir  im  ganzen  von  Jahr  zu  Jahr  auf  fortgesetzt  noch 
steigende  Ernteerträge  rechnen  können.  Nicht  in  der  Hand  des 
Menschen  dagegen  liegt  es,  die  Wirkungen  der  kUmatischen  Ein- 
flüsse auf  den  Ausfall  der  Ernten  so  zu  beeinflussen ,  dass  die 
dadurch  bedingten  bedeutenden  Ernteschwankungen  in  den  ein- 
zelnen Jahren  sich  sehr  wesentlich  beheben  lassen.  Grosse  Fort- 
schritte sind  allerdings  auch  in  der  Beherrschung  der  Natur,  bei- 
spielsweise durch  zweckmässig  angelegte  Ent-  und  Bewässerung, 
gemacht  worden,  so  dass  die  schädigenden  klimatischen  Einflüsse 
auf  grosse  Gebiete ,  die  vordem  hinsichtlich  ihrer  Ertragfähigkeit 
einen  ungewissen  Faktor  bildeten,  ihre  Wirkung  mehr  und  mehr 
versagt  haben.  Weitere  Fortschritte  nach  dieser  Richtung  sind 
mit  Sicherheit  zu  erwarten. 

Vorläufig  aber  unterliegen  die  Ernteerträge  noch  den  erheb- 
lichsten Schwankungen  lediglich  infolge  der  wechselnden  Witte- 
rungsverhältnisse ').    Diese  Ernteschwankungen  sind  es  nun,  welche 

i)  Der  Wert  der  im  Jahre  1892  in  Deutschland  gemachten  Ernte  wird  um   700 
Mill.  höher  angenommen,  als  der  Durchschnitt  der  drei  vorhergehenden  Jahresernten. 
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in  den  einzelnen  Volkswirtschaften  den  wichtigsten,  folgenschwer- 
sten und  dabei  ungewissesten  Faktor  bilden.  ICine  schlechte  Ernte, 
durch  welche  ein  Volk  in  die  Lage  gebracht  wird,  viel  grössere 
Mengen  Getreide  als  gewöhnlich  vom  Auslande  ankaufen  zu  müssen, 
bedeutet  im  allgemeinen  für  die  Wirtschaft  des  betreffenden  Volkes 
einen  unwiederbringlichen  Verlust,  abgesehen  von  den  vielen  son- 
stigen Beeinflussungen,  die  eine  Missernte  auf  den  Gang  und  die 
Gestaltung  anderer  Zweige  der  Volkswirtschaft  und  fast  aller 
Privatwirtschaften  im  Gefolge  hat.  Es  ist  eben  bemerkenswert, 
dass  bei  der  heutigen  hochentwickelten  Organisation  unserer  Volks- 
wirtschaft die  Aenderung  eines  einzigen  Vv'ichtigeren  Faktors  ihre 
Wellenschläge  sogleich  vielen  anderen  Gebieten  mitteilt.  Keine 
Veränderung  wird  aber  so  allgemein  empfunden^  wie  eine  uner- 
wartete grosse  Veränderung  in  den  gewohnten  Ernteerträgen. 
Dieser  Faktor,  auf  welchen  sich  im  wesentlichen  die  Volksernäh- 
rung, bei  manchen  Völkern  auch  die  Zahlungsfähigkeit  gründet, 
wird  al  Ige  me  i  n  gefühlt  und  gewürdigt.  Insbesondere  kommt  noch 
in  Betracht,  dass  in  den  Einrichtungen,  die  zum  Zweck  der  Ge- 
währleistung der  regelmässigen  Versorgung  des  Volkes  mit  den 
unentbehrlichsten  Nährfrüchten,  einschliesslich  deren  Verarbeitung, 
getroffen  werden  mussten,  heute  überaus  grosse  Kapitalien  enga- 
giert sind.  Diejenigen,  welche  hieran  beteiligt  sind,  befinden  sich, 
angesichts  des  Wechsels  der  Ernteerträge,  fast  unausgesetzt  in 
Erregung  und  Besorgnis  über  die  Rentabilität  ihrer  wirtschaften- 
den Kapitalien.  In  erster  Linie  kommen  nach  dieser  Richtung  in 
Frage  die  Getreidehandlungen,  die  Transportgeschäfte  und  die  Han- 
delsmüllereien, welch'  letztere  sich  auch  in  Deutschland  in  gross- 
artiger Weise  entwickelt  haben.  Die  Gewinne  oder  Verluste, 
welche  die  Handelsmühlen  heutzutage  erzielen,  gründen  sich  im 
wesentlichen  wohl  nicht  mehr  auf  die  Vergütung  für  die  Her- 
stellung der  aus  den  Getreidearten  gewonnenen  Mühlenfabri- 
kate, sondern  bestehen  in  den  Differenzen,  die  sich  für  dieselben 
durch  die  Abschlüsse  im  Getreidehandel ,  also  durch  die  Spe- 
kulation ergeben. 

Die  hier  nur  angedeuteten  Verhältnisse  sind  jedoch  nur  mehr 
nebensächlicher  Natur.  Das  Hauptinteresse  an  den  Ernten  ist 
ein  allgemeines,  das  sich  in  der  Frage  der  Volksernährung  ausdrückt. 

Die  Sorge  nun  um  die  Bereitstellung  der  zur  Ernährung  un- 
seres Volkes  unentbehrlichsten  Feldfrüchte  hat  nach  und  nach 
zu  umfassenden  Massnahmen  geführt,  deren  Hauptzweck  ist,  den 
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je  nach  dem  Ausfall  der  Ernte  sich  einstellenden  Bedarf  an  frem- 
den Getreidezufuhren  schon  möglichst  lange  im  Voraus  abzu- 
schätzen, und  für  dessen  Bedeckung  rechtzeitig  zu  sorgen.  Das 
Bedürfnis  nach  solchen  Massnahmen  ist  in  dem  Grade  gewachsen, 
als  unsere  Bevölkerung  an  Zahl  schnell  zugenommen ,  dieselbe 
an  einzelnen  Punkten  sich  anhäuft  und  dadurch  die  Notwendigkeit 
der  Heranschaffung  der  Lebensmittel  für  einzelne  Konsumzentren 
aus  immer  weiteren  Fernen  sich  einstellte.  Für  Deutschland  na- 
mentlich gewinnt  die  Frage  der  Bereitstellung  jener  Feldfrüchte 
insofern  eine  hohe  Bedeutung,  weil  die  deutsche  Landwirtschaft 
schon  längst  nicht  mehr  den  heimischen  Bedarf  an  Nährfrüchten 
zu  befriedigen  vermocht  hat,  und  wir  von  Jahr  zu  Jahr  grössere 
Mengen  Brotkorn  aus  dem  Auslande  zu  beziehen  uns  gezwungen 
sehen.  Wenn  die  Heranschaffung  dieser  uns  fehlenden  Bedarfs- 
güter nun  auch  durch  die  hochentwickelten  Verkehrsmittel  und 
andere  Einrichtungen  des  Handels  in  den  letzten  Jahrzehnten 
immer  mehr  erleichtert  worden  ist,  so  haben  alle  diese  Fort- 
schritte doch  nicht  verhindern  können ,  dass  namentlich  infolge 
schlechter  Ernten  sowohl  bei  uns  wie  in  unseren  Hauptbezugs- 
ländern im  Jahre  1891/92  die  Vorräte  so  knapp  wurden,  dass  sich 
eine  Steigerung  der  Getreidepreise  um  mehr  als  100  Prozent  ein- 
stellte, und  dieses  Verhältnis  fast  ein  ganzes  Jahr  lang  andauerte. 
Da  aber  eine  so  enorme  und  anhaltende  Preissteigerung  für  die 
unentbehrlichsten  Nährfrüchte  eine  grosse  Belastung  unseres  Volks- 
haushalts bedeutet,  die  auf  die  Gestaltung  des  Handels,  der  Ge- 
werbe, des  Privathaushalts  etc.  von  einschneidendster  Wirkung 
sich  erweist,  so  wird  man  hieraus  schon  die  Bedeutung  von  Mass- 
nahmen erkennen ,  die  den  Zweck  verfolgen ,  derartige  Verhält- 
nisse möglichst  früh  voraus7Aierkennen ,  um  auf  deren  Eintritt 
vorbereitet  zu  sein  und  rechtzeitig  Veranstaltungen  treffen  zu 
können ,  die  uns  vor  Schaden  und  Verlust  bringenden  Verbind- 
lichkeiten hüten. 

Als  die  bekanntesten  diesem  Zweck  dienenden  Mittel  sind 
die  Saatenstandsberichte  und  die  auf  dieselben  gegründeten  vor- 
läufigen Ernteschätzungen  anzusehen.  Die  Organisation  dieser 
Berichterstattung,  deren  technische  Vervollkommnung,  Beaufsich- 
tigung, Leitung  und  Prüfung  wird  heute  von  fast  allen  Regie- 
rungen derjenigen  Staaten,  die  grosse  Mengen  Getreide  einführen, 
als  eine  der  hauptsächlichsten  orientierenden  und  fürsorgenden 
Aufgaben  der  Staatsleitung  betrachtet.    Die  nach  dieser  Richtung 
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getroffenen  Massnahmen  aber  sind  vielfach  noch  recht  unentwickelt, 
die  gewonnenen  Schätzungsergebnisse  daher  wenig  zuverlässig 
und  auch  begrifflich  zuweilen  noch  recht  unklar  gestellt,  so  dass 
nur  die  Eingeweihtesten  und  die ,  welche  sich  ,  wie  die  grossen 
Getreidefirmen  ,  nebenbei  durch  eigene  Anschauung  und  private 
Berichterstattung  über  den  Stand  der  Dinge  7x\  informieren  ver- 
mögen, von  den  Ergebnissen  der  amtlich  organisierten  Bericht- 
erstattung einen  Nutzen  zu  ziehen   vermögen. 

Wie  wenig  namentlich  in  Deutschland  dieser  Teil  des  staat- 
lichen Informationswesens  bisher  erst  entwickelt  war^),  davon 
zeugen  die  im  Frühjahr  vorigen  Jahres  eingeleiteten  und  mit  dem 
Erlass  bundesrätlicher  Vorschriften  vom  7.  Juli  1892  zum  vorläufigen 
Abschluss  gebrachten  Verhandlungen  wegen  Sammlung  fortlau- 
fender Saatenstandsberichte,  Vornahme  vorläufiger  Ernteschätz- 
ungen, Ermittelung  des  Ernteertrages  und  der  landwirtschaftlichen 
Bodennutzung. 

Ueber  die  Verursachung  und  Entwickelung  der  neusten  Vor- 
gänge auf  diesem  Gebiet  des  staatlichen  Informationswesens  mögen 
zunächst  folgende  Angaben  hier  ihren  Platz  finden. 

Es  ist  bekannt,  dass  viele  von  den  grossen  Fortschritten  auf 
dem  Gebiete  praktischer  Verwaltungsthätigkeit  ihren  Ausgangs- 
punkt erst  in  kritischen  Zeiten  finden.  Eine  solche  kritische  Zeit 
war  mit  den  schlechten  Ernten  vom  Jahre  1891  eingetreten,  wo 
trotz  unseres  hochentwickelten  Verkehrswesens  und  der  Organi-* 
sation  des  Handels  die  Getreideversorgung  schwierig  zu  werden 
drohte.  Sowohl  von  dem  schlechten  Ausfall  unserer  heimischen 
wie  der  Ernte  unseres  Hauptbezugslandes  —  Russland  —  fühlten 
wir  uns  überrascht,  weil  wir  bis  dahin  keine  regelmässigen  und 
frühzeitigen  Saatenstandsberichte  hatten.  Die  Klagen  über  den 
Mangel  einer  praktisch  brauchbaren  Reichsstatistik  wurden  daher 
alsbald  laut  und  fanden  von  amtswegen  auch  ihren  Ausdruck  in 
einer  vom  Direktor  des  Reichsstatistischen  Amts,  Geheimen  Über- 
regierungsrat Dr.  V.  Scheel  vorgelegten  Denkschrift  vom  23.  Feb- 
ruar 1892,  betreffend  die  Landwirtschaftliche  Statistik  als  Teil 
der  Reiphsstatistik.  Vorher  aber  schon  war  die  Frage  einer  Re- 
form der  landwirtschaftlichen  Statistik  in  der  XIX,  Plenarversamm- 
lung  des  Deutschen  Landwirtschaftsrates  vom  Freiherrn  von  Cetto- 


i)  Siehe  »Die  Organisation  der  Saatenstands-  und  Ernteberichterstattung».  Vor- 
trag des  Generalsekretärs  Dr.  Tr.  Müller  im  Klub  der  Landwirte.  Publiziert  in  den 
»Nachrichten  aus  dem  Klub  der   Landwirte  zu  Berlin«  Nr.  304  v.  6.  1.  93. 
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Reichertshausen  in  Anregung  gebracht  worden.  Als  nun  auf  Ver- 
anlassung des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes  kommissarische 
Beratungen ,  die  auf  Verbesserung  der  landwirtschaftl.  Statistik 
abzielten,  eingeleitet  wurden,  ward  auch  der  Vorstand  des  Deut- 
schen Landwirtschaftsrates  zur  Teilnahme  eingeladen.  Dieser  Um- 
stand gab  Veranlassung,  dass  der  Deutsche  Landwirtschaftsrat 
sich  in  seiner  XX.  Plenarversammlung  (1892)  eingehend  mit  dem 
Gegenstande  befasste  zu  dem  Zweck,  den  zur  bevorstehenden  Be- 
ratung im  Statistischen  Amt  abzusendenden  Mitgliedern  eine  Di- 
rektive für  ihre  in  der  Kommission  abzugebende  gutachtliche 
Aeusserung  zugeben.  Das  Ergebnis  über  die  im  Deutschen  Land- 
wirtschaftsrate über  den  Gegenstand  gepflogenen  Verhandlungen 
findet  sich  zusammengestellt  in  einem  Sonderabdruck  aus  dem 
Bericht  über  die  XX.  Plenarversammlung  ^).  Auf  diese  Publikation, 
welche  ein  schätzenswertes  Material  zu  der  vorliegenden  Frage 
bietet,  sei  hier  nur  kurz  verwiesen.  Die  von  den  hervorragend- 
sten deutschen  Statistikern  und  den  berufensten  Sachverständigen 
zu  Ende  geführten  Beratungen  haben  zu  einer  dem  Bundesrat 
unter  dem  18.  Juni  1892  unterbreiteten  Vorlage,  betreffend  den 
Entwurf  von  Bestimmungen  insbesondere  auch  über  die  Samm- 
lung von  Saatenstands-  und  vorläufigen  Ernte- 
berichten geführt,  welche  uns  hier  allein  interessieren.  Zum 
Beschluss  sind  diese  Bestimmungen  am  7.  JuU  1892  erhoben,  so 
dass  ihre  Durchführung  nunmehr  zum  erstenmal  für  das  Erntejahr 
1892/93  zu  erwarten  steht.  Nach  diesen  neusten  Bestimmungen 
sind  über  den  Saatenstand  von  Winter-  und  Sommerweizen 
und  Spelz,  Winter-  und  Sommerroggen,  Sommergerste,  Hafer, 
Kartoffeln,  Klee  und  den  Stand  der  Wiesen  in- allen  Bundes- 
staaten vom  Jahre  1893  ab  in  der  Zeit  vom  April  bis  November 
um  die  Mitte  jedes  Monats  Nachrichten  einzuziehen.  Ueber  den 
Ausfall  der  Ernte  sind  für  Roggen  im  September,  für  Weizen 
im  O  k  t  o  b  e  r  ,  für  die  übrigen  genannten  Früchte  im  Novem- 
ber vorläufige  Erhebungen  vorzunehmen.  —  Die  Beurteilung  des 
Saatenstandes  hat  in  Gestalt  von  Noten  mit  fünf  Abstufungen 
(sehr  gut ,  gut ,  mittel ,  gering ,  sehr  gering)  zu  geschehen.  Die 
Angaben  über  den  Ernteausfall  sind  in  denselben  Noten  -oder  im 
Gewicht  der  vom  Hektar  geernteten  Frucht  zu  machen.  Bei  der 
Bildung    der  Berichtsbezirke  ,     deren   Organisation    den    Landes- 


i)  »Die  Reform  der  landwirtschaftlichen  Statistik«,  Berlin  1892. 
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regicrungen  obliegt,    soll  auf  die    nalurlichcn  Verhaltnisse  Rück- 
sicht genommen   werden. 

Die  weiteren  Bestimmungen,  (he  sich  auf  technische  Ausfüh- 
rung und  Aufstellung  der  lierichte  beziehen ,  sind  von  weniger 
Belang.  Als  Kndergebniss  werden  wir  künftig  eine  vom  Kaiser- 
lichen Statistischen  Amt  aus  den  bei  demselben  eingehenden  Nach- 
weisungen aufgestellte  Gencral-Uebersicht  über  den  Stand  der 
Saaten   und  vorläufige  Ernteberichte  erhalten. 

Aus  den  vorstehenden  Mitteilungen  über  die  neuste  Phase 
der  Entwickelung  unserer  Erntestatistik  geht  namentlich  hervor, 
dass  in  Deutschland,  welches  bereits  seit  Jahrzehnten  ein  einheit- 
liches Wirtschaftsgebiet  bildet  und  eine  einheitlich  organisierte 
Statistik  des  Warenverkehrs  besitzt,  welche  uns  über  die  gdsamte 
Ausfuhr-  und  Einfuhr  des  Reichs,  namentlich  also  auch  hinsicht- 
lich der  Nährfrüchte  Aufschluss  giebt,  eine  über  das  ganze  Reich 
einheitlich  organisierte  und  genügend  Aufschluss  gebende  Saaten- 
standsberichterstattung und  Erntestatistik  noch  fehlte.  Ueberhaupt 
hat  erst  im  Jahre  1878  eine  einheitliche,  allgemein  das  ganze  Reich 
umfassende  Erhebung  über  die  Bodennutzung  und  die  Ernten 
stattgefunden,  welcher  sich  im  Jahre  1883  eine  zweite  solche  an- 
schloss.  Die  bei  dieser  letzteren  Aufnahme  ermittelten  Ernte- 
flächen bilden  heute  noch  die  Hauptgrundlage  für  die  Schätzung 
der  Ernteerträge,  indem  die  1883  festgestellten  Ernteflächen  mit 
den  in  jedem  Jahre  neu  festgestellten  Durchschnittserträgen  multi- 
pliziert werden.  Auf  nur  wenigen  anderen  Gebieten  aber  voll- 
ziehen sich  heute  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  so  umfassende 
Veränderungen,  als  auf  dem  Gebiete  der  Bodennutzung,  ein  Um- 
stand, der  sich  Jiamentlich  daraus  erklärt,  dass  die  wechselnden 
Konjunkturen,  die  grossen  Preisdifferenzen  für  landwirtschaftliche 
Erzeugnisse  und  die  im  weiten  Masse  erschlossenen  Kulturhilfs- 
mittel die  Landwirte  immer  mehr  zu  intensiver  und  freier  Bewirt- 
schaftung der  Ländereien  drängen  und  anregen.  Der  durch  den 
wachsenden  Wohlstand  und  die  Gewöhnung  verursachte  erhöhte 
Fleischbedarf  lässt  es  beispielsweise  für  viele  Landwirte  rätlich 
erscheinen,  da,  wo  die  Verhältnisse  es  gestatten,  zur  Anlage  von 
Wiesen  und  zum  P^utterbau  zu  schreiten.  Durch  die  Ervv^eiterung 
von  Wohnplätzen,  Verkehrswegen  ,  Ausdehnung  des  Gartenbaus, 
des  Handelsgewächsbaus  etc.  aber  werden  jährlich  immer  grössere 
Flächen  des  ehemaligen  Ackerbodens  dem  Anbau  von  Nährfrüchten 
entzogen,  während  andererseits  durch  neue  Moor-  und  Heidekul- 
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turen  neue  Ernteflächen  erschlossen  werden.  Wie  wenig  aber 
namentUch  über  den  Umfang  dieser  neuen  KuUurflächen  zuver- 
lässige Zahlen  zu  erlangen  sind,  haben  wir  in  unserer  Arbeit  über 
»die  wirtschaftliche  Erschliessung  der  Moorflächen«  ')  dargethan. 
Ist  aber  die  Hauptgrundlage  unserer  Ernteschätzungen,  die  Ernte- 
fläche ,  eine  ungewisse ,  weil  dem  fortgesetzten  Wechsel  unter- 
worfene, wie  viel  mehr  müssen  dann  die  hierauf  gegründeten  Be- 
rechnungen trügerisch  und  ungewiss  werden  ,  wenn  man  sich  im 
weiteren  gegenwärtig  hält ,  wie  ungeheuer  gross  die  Differenzen 
in  den  Ernteerträgen  in  den  verschiedenen  Gegenden.,  auf  den 
verschiedenen  Bodenarten  je  nach  der  Witterung,  nach  Sorgfalt 
der  Bestellung  und  der  Wahl  des  Samengutes  ausfallen. 

Bei  der  Gerste  z.B.  schwankt  der  Ernte  e  rtr  ag  zwischen 
10  und  60  hl  pro  ha  je  nach  Boden,  Art  der  Gerste,  Klima  und 
Wetter,  während  das  Gewicht  pro  hl  zwischen  58  und  86  kg 
festgestellt  worden  ist.  Der  Ertrag  von  Roggen  schwankt  zwischen 
6  und  40  hl  ä  68 — 78  kg  an  Körnern  und  von  4 — 8000  kg  an 
Stroh.  Ein  ha  mit  Winter- Weize  n  bestellt,  Hefert43 — 65  Scheffel, 
mit  Sommerweizen  aber  nur  34 — 52  Scheffel. 

Zieht  man  nun  noch  weiter  in  Erwägung,  dass  die  Schätzungen 
nicht  überall  im  Reich  nach  gleichen  Grundsätzen  und  nach  gleichen 
Methoden  stattfinden,  dass  trotz  der  sorgfältigsten  histruktionen 
meist  doch  nur  das  subjektive  Urteil  der  Schätzenden  auf  das 
Ergebnis  entscheidend  sein  wird  und  kann,  so  wird  man  erkennen, 
wie  wenig  Vertrauen  erweckend  und  zuverlässig  unsere  vorläufigen 
Ernteschätzungen  bisher  haben  ausfallen  müssen.  Wie  unsere 
Ernte  in  Deutschland  wirklich  ausgefallen,  ob  gut,  mittel  oder 
schlecht,  das  war  meist  erst  nach  vielen  Monaten  durch  unsere 
Einfuhrstatistik  mit  einiger  Gewissheit  festzustellen.  Denn  je  grösser 
die  Einfuhr-Ziffern  für  Getreide  gegen  das  Vorjahr  sich  stellten, 
um  So  schlechter  musste  die  vorhergehende  heimische  Ernte  aus- 
gefallen  sein,  und  umgekehrt. 

Aus  den  angeführten  Verhältnissen  und  Umständen  schon 
wird  man  erkennen,  mit  welchen  Schwierigkeiten  die  Veranstal- 
tung einer  auf  Zuverlässigkeit  Anspruch  machenden  Schätzung 
des  Ernteausfalls  verbunden  ist,  und  mit  welchen  ungewissen  und 
wenig  fassbaren,  schwankenden  Faktoren  man  hierbei  rechnen  muss. 
Das  Ziel  aber  muss  darauf  gerichtet  sein,  eine  Methode  zu  finden, 
die  unter  möglichsterUmgehung  der  vielen  sich 

1)  Vgl.  d.  Zeitschrift  1891,   S.   453  ff. 
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nun  einmal  aufdrängenden  Schwierigkeiten  mit 
möglichst  wenig  Umständen  und  mit  möglich- 
ster Schnelligkeit  ein  Ergebnis  liefert,  das  der 
Wirklichkeit  möglichst  nahe  kommt. 

Man  kann  daher  wohl  die  Frage  aufwerfen ,  inwieweit  die 
vom  Bundesrat  beschlossenen  Bestimmungen  geeignet  sind ,  uns 
diesem  Ziel  näher  zu  bringen.  Die  wesentlichsten  Neuerungen, 
die  durch  diese  bundesrätlichen  Bestimmungen  eingeführt  sind, 
bestehen  namentlich  in  der  einheitlich  organisierten  Erhebung  von 
Saatenstandsberichten  über  das  ganze  Gebiet  des  Reichs  und 
in  der  Regelmässigkeit  dieser  Berichterstattung  während  der  Vege- 
tationszeit von  April  bis  September.  Das  ganze  Reich  soll  in 
Schätzungsbezirke  eingeteilt  und  für  jeden  Bezirk  ein  sog.  Ver- 
trauensmann mit  der  Schätzung  des  Saatenstandes  in  dem  ihm 
zugewiesenen  Bezirk  beauftragt  werden.  Entschädigungen  sollen 
den  Vertrauensmännern  für  ihre  Mühewaltung  nicht  gewährt  werden. 

Im  wesenthchen  entsprechen  diese  Bestimmungen  den  bisher 
schon  in  Bayern  und  Sachsen  angewandten,  und  es  ist  ausdrück- 
lich betont  worden,  dass  man  auf  diesem  Wege  je  länger  je  mehr 
zu  einer  zutreffenden  Ernteschätzung  gekommen  sei.  Vorweg  sei 
hier  jedoch  gleich  bemerkt,  dass  eine  Methode,  die  sich  für  ein 
kleines  Staatsgebiet  anwendbar  und  zweckentsprechend  erweist, 
damit  noch  nicht  die  Vermutung  für  sich  hat,  dass  sie  auch  für 
ein  weit  grösseres,  in  seinen  einzelnen  Teilen  weit  mehr  Mannig- 
faltigkeit aufweisendes  Staatsgebiet  zweckmässig  ist  und  zu  ebenso 
zutreffenden  Ergebnissen  führt.  In  einem  kleineren  Staatsgebiete 
lässt  sich  von  einer  einzigen  Zentralstelle  aus  weit  eher  ein  auf 
Zuverlässigkeit  Anspruch  machendes  Gesamtergebnis  konstruieren, 
weil  die  Person  oder  die  Persönlichkeiten,  welche  mit  der  Ver- 
arbeitung der  in  weit  beschränkterer  Zahl  eingehenden  Einzel- 
berichte betraut  sind,  nach  und  nach  mit  immer  grösserer  Sicher- 
heit sich  in  die  räumlich  beschränkteren  Verhältnisse,  die  auf  den 
Ernteausfall  einwirken ,  hineinleben  können  und  werden.  Man 
denke  sich  aber  eine  für  den  Umfang  des  Deutschen  Reichs  be- 
gründete Zentralstelle,  die  mit  der  Bearbeitung  von  4 — 5000  kurzen, 
auf  den  Raum  einer  Postkarte  hingeworfenen  Berichten,  die  aus 
den  heterogensten  Berichtsbezirken  eingesandt  werden,  betraut 
wird.  Wie  soll  man  hier  mit  den  einzelnen,  schon  an  sich  wenig 
Vertrauen  erweckenden  Angaben  verfahren  ?  Zunächst  sind  die 
Berichtsbezirke,  der  räumlichen  Ausdehnung  und  der  Ertragfähigkeit 
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der  Flächen  nach ,  doch  überaus  verschieden.  Wenn  man  von 
zwei  Berichtsbezirken,  von  denen  der  eine  vielleicht  auf  dem  ma- 
geren Geestboden  des  Regierungsbezirks  Stade  liegt,  der  andere 
in  der  angrenzenden  fetten  Marsch  des  Landes  Kehdingen,  weiter 
nichts  weiss,  als  dass  in  beiden  Gebieten  eine  gute  Ernte  zu  er- 
warten ist,  so  weiss  man  über  die  Quantität  noch  gar  nichts  Ge- 
wisses. Man  muss  vor  allen  Dingen  wissen,  welche  Erträge  liefert 
eine  gute  Ernte  auf  i  ha  in  der  Marsch  und  wie  verhält  sich  dieser 
Ertrag  auf  bestem  Boden  zu  dem  Ertrag  auf  anderen  Böden, 
ferner  muss  man ,  um  zu  einer  begrifflich  genaueren  Vorstellung 
zu  gelangen,  auch  über  den  Umfang  des  bestellten  Ackerlandes 
von  etwa  gleicher  Beschaffenheit  und  Ertragfähigkeit  unterrichtet 
sein.  Würden  die  Berichte  aus  allen  Bezirken  gleichmässig  dahin 
lauten,  dass  eine  gute  oder  mittlere  oder  schlechte  Ernte  zu  er- 
warten sei,  so  wäre  es  leicht  zu  sagen,  dass  wir  auf  die  und  die 
Ernteerträge  zu  rechnen  haben,  so  aber  haben  wir  immer  damit 
zu  rechnen,  dass  die  Berichte  über  die  Qualität  der  Saaten  we- 
sentlich von  einander  abweichen,  und  es  fehlen  dem  Statistiker 
weiter  die  richtigen  Vorstellungen  von  Umfang  und  Qualität  der 
Böden ,  auf  die  sich  die  Angaben  in  den  tausenden  von  Einzel- 
berichten beziehen.  EndHch  aber  wird  in  jedem  Monat,  je  nach 
der  herrschenden  Witterung,  das  früher  gewonnene  Bild  bedeutend 
verschoben  werden.  Je  grösser  nun  das  Gesamtgebiet  ist, 
für  welches  solche  fast  in  der  Luft  schwebenden  Berichte  ein- 
laufen, um  so  verschwommener  und  schwankender  wird  das  Ge- 
samtbild. 

Wir  wollen  nun  als  etwas  immerhin  noch  Nebensächliches 
gar  nicht  weiter  die  Schwierigkeiten  erörtern,  die  es  sicher  haben 
wird,  die  grosse  Zahl  der  notwendig  zu  dieser  umfassenden  und 
doch  auch  zeitraubenden  Arbeit  erforderlichen  Vertrauensmänner 
zu  gewinnen,  die  bereit  sind ,  sich  der  nicht  unbedeutenden  und 
zeitraubenden  Mühe  unentgeltlich  zu  unterziehen.  Man  wird  auf 
grosse  Abneigung  stossen  ,  weil  der  Einzelne  einen  Selbstnutzen 
von  dieser  Arbeit  nicht  einsehen  wird  und  auch  sonst  viele  An- 
sprüche zu  gemeinnütziger  Thätigkeit  an  die  Landwirte  heran- 
treten. Von  allgemein  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkten  aus 
aber  möge  man  die  vielen  Arbeitstage  in  Betracht  ziehen,  die 
durch  Vornahme  dieser  Arbeiten  über  so  weit  ausgedehnte  Ge- 
biete geopfert  werden  müssen.  Werden  die  Bezirke  zu  klein  ab- 
gegrenzt,   so  wird  die  Zahl    der  Berichte   natürlich   entsprechend 
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vermehrt  und  wird  das  Gesamtbild  dadurch  für  die  Zentralstelle 
noch  verschwommener;  werden  die  Bezirke  aber  zu  gross,  etwa 
auf  den  Umfang  eines  landratsamtlichen  Kreises  abgegrenzt,  so 
sind  für  den  Vertrauensmann  allmonatliche  kostspielige  Reisen 
und  ausgedehnte   ik-fragungen  unumgänglich. 

Ist  es  denn  nun  aber,  um  annähernd  —  und  um  an- 
nähernde Schätzungen  handelt  es  sich  hierbei  nur  —  vorauszu- 
sehen, wie  sich  das  Ernteergebnis  im  Reich  stellen  wird,  nötig, 
dass  sich  die  Umschau  auf  das  ganze  Reichsgebiet  erstreckt  — 
auch  auf  die  wenig  bewohnten  und  solche ,  die  der  Regel  nach 
auf  weitere  Entfernungen  von  ihrem  Ernteertrage  nichts  abgeben 
können  und  auch  nichts  zuzukaufen  brauchen? 

Diese  Bezirke  wollen  wir  einmal  als  die  »neutralen«  bezeichnen, 
die  für  die  Erzeugung  und  Bereitstellung  der  unentbehrlichsten 
Nährfrüchte  für  die  allgemeine  Volksernährung  deshalb  nicht  in 
Betracht  kommen,  weil  die  gewonnenen  Erträge  der  Regel  nach 
nur  für  den  engeren  heimischen  Bedarf  ausreichen  und  man  hier 
gewohnt  ist,  sich  danach  —  ob  die  Ernte  gut  oder  schlecht  aus- 
fällt —  haushälterisch  einzurichten.  Man  hat  sich  hier  gewöhnt, 
bei  guten  Ernten  zeitweilig  mehr  Vieh  gross  zu  ziehen,  bei  schlech- 
ten Ernten  aber  den  Viehstand  zu  beschränken. 

Um  zu  einem  richtigeren  Standpunkte  zu  dieser  Frage  zu 
gelangen  und  um  uns  einer  anderweiten,  vereinfachten  und  dabei 
u.  E.  nicht  weniger  zutreffenden  Methode  der  Saatenstandsbericht- 
erstattung und  der  Ernteschätzungen  zu  nähern,  hat  man  sich  den 
Hauptzweck,  den  diese  Berichte  haben  sollen,  zu  vergegenwärtigen. 

Als  vorbeugende  Massregeln  gegen  allgemeine  oder  örtlich 
begrenzte  Hungersnöte,  die  in  früheren  Zeiten  wohl  hier  und  da 
bei  dem  Fehlschlagen  der  Ernten  in  gewissen  Feldfrüchten  von 
lokaler  Bedeutung  einzutreten  pflegten,  können  die  Berichte  über 
den  Saatenstand  und  die  Schätzungen  der  Ernte  heute  nicht  wohl 
mehr  aufgefasst  werden.  Selbst  wenn  man  in  einzelnen  entfernt 
gelegenen  Gegenden  durch  eine  Missernte  überrascht  werden 
sollte,  so  gestatten  unsere  hochentwickelten  Verkehrseinrichtungen 
bei  dem  ersten  Notschrei  sofort,  den  Bedarf  an  Brotkorn  dorthin 
zu  schaffen.  Hungersnöte,  wie  wir  sie  in  Ostpreussen ,  Ober- 
schlesien, der  Eifel ,  dem  Hundsrück ,  in  der  »Muffrika«  und  an- 
deren sogen,  periodischen  Notstandsdistrikten  in  früheren  Zeiten 
erlebt  haben,  sind  heute  wohl  kaum  noch  denkbar. 

Die  Sorge  um  die  Bereitstellung  der  H  a  u  p  t  nährfrüchte,  als 
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k 
welche  auch  heute  für  deutsche  Verhältnisse  kaum  mehr  als  Weizen, 

Roggenkorn  und  Kartoffeln  in  Betracht  kommen,  beschränkt  sich  im 
allgemeinen  auf  die  grösseren  Städte  und  die  Industrie-Zentren, 
wie  z.  B.  Westfalen,  Mitteldeutschland,  Oberschlesien.  Die  Frage 
ist  also  im  wesentlichen  nicht  so  zu  stellen :  Welche  Massregeln 
müssen  wir  treffen,  um  für  die  deutsche  Bevölkerung  die  Haupt- 
nährfrüchte vorauszuberechnen  und  für  die  Bereitstellung  derselben 
zu  sorgen?  sondern  sie  spitzt  sich  dahin  zu:  Wie  hoch  beziffert  sich 
der  Bedarf  an  den  für  die  Bevölkerung  unserer  grossen  Städte  und 
Fabrik-Zentren  erforderlichen  Hauptnährfrüchten  ?  Es  ist  im  wesent- 
lichen in  Frage  eine  Versorgung  der  grossen  Städte  und  Fabrik- 
Zentren.  Auf  diesem  Wege  kommen  wir  zu  einem  enger  begrenzten, 
ziemlich  bestimmbaren  Bedarfsfaktor,  welcher  Schritt  hält  mit  dem  ge- 
nau übersehbaren  Anwachsen  der  Bevölkerungsziffer  und  jedenfalls 
nicht  in  überraschender  Weise  sich  verändert.  Charateristisch 
an  diesem  Bedarfsfaktor  ist,  dass  er  sich  auf  bestimmte,  oft  weit 
von  einander  abliegende  Gebiete  verteilt,  dass  die  Verkehrs- 
mittel gerade  nach  diesen  und  von  diesen  Haupt-Konsumtions- 
Gebieten  zu  hoher  Entwicklung  gediehen  sind,  und  daher  der 
jeweilige  Bedarf  an  Gütern  mit  Leichtigkeit  herangeschafft  werden 
kann.  Vielfach  ist  es,  wenn  man  die  Entfernungen  und  die  Trans- 
portkosten in  Betracht  zieht,  für  diese  Volkszentren  vollkommen- 
gleichgültig, ob  die  Hauptnährfrüchte  aus  dem  Inlande  oder  dem 
Auslande  bezogen  werden.  So  ist  es  bekannt ,  dass  nach  Süd- 
deutschland sich  weit  billiger  ungarisches  und  amerikanisches  Ge- 
treide schaffen  lässt ,  als  Getreide  aus  den  östlichen  deutschen 
Provinzen. 

Soweit  für  die  Versorgung  dieser  Volkszentren  inländische 
Produktionsgebiete  überhaupt  in  Betracht  kommen ,  haben  sich 
zu  denselben  die  Handelsbeziehungen  für  Nahrungsfrüchte  meist 
schon  so  fest  gestaltet,  dass  die  Bezirke  übersehen  werden  können, 
die  für  den  Bezug  in  Frage  kommen.  Der  Ausfall  der  Ernte  in 
diesen  Bezirken  ist  zunächst  ausschlaggebend  für  die  etwa 
im  Auslande  einzugehenden  Engagements.  Da  nun  aber  die  be- 
teiligten Handelskreisc  das  lebhafteste  Interesse  an  dem  Ausfall 
der  Ernte  in  ihren  zunächst  gelegenen  Bezirken  haben,  so  sind 
sie  meist  früher  und  besser  darüber  informiert,  als  die  Ergebnisse 
der  amtlich  organisierten  Berichterstattung  in  ihre  Hände  gelangen. 

Wenn  nun  also  auch  nach  dieser  Seite  die  amtliche  Saaten- 
standsberichterstattunp-  in  ihrer  Zweckerfüllung  für  die  allgemeine 
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Volksernährung  wesentlich  in  ihrer  Bedeutung  zusammenschrumpft, 
so  wäre  nur  noch  v.w  untersuchen,  wie  man  auf  dem  kürzesten 
Wege  zu  einer  zutreffenden  Beurteilung  darüber  gelangt,  auf 
welche  Ernteerträge,  die  für  den  Getreide  h  a  n  d  e  1  massgebend 
sind,  wir  zu  rechnen  haben,  um  denjenigen  Kreisen,  die  hieran 
ein  allgemeines  Interesse  haben,  eine  zuverlässige  Unterlage 
zu  ihren  Operationen  zu  bieten. 

Bemerkenswert  an  unseren  Kulturgewächsen  und  namentlich 
auch  bei  unseren  Hauptnährfrüchten  ist,  dass  sie  zu  ihrem  förder- 
samen  Gedeihen  eine  spezifisch  geeignete  Bodenart  verlangen. 
Man  unterscheidet  daher  insbesondere  Weizenboden,  Gerstenboden, 
Roggenboden,  Kartoffelboden.  In  der  Hauptsache  sind  diese 
Bodenarten  im  Deutschen  Reiche  auch  auf  engere  Gebiete  kon- 
zentriert und  da ,  wo  sie  vorkommen ,  baut  man  auch  vorzugs- 
weise die  dem  Boden  entsprechendste  Fruchtart. 

Als  Beispiel  wählen  w^r  hier  zunächst  den  Anbau  der  Gerste. 
Für  diese  Fruchtart  kommen  für  das  preussische  Gebiet  im  we- 
sentlichen nur  die  Provinzen  Sachsen  und  Schlesien  in  Frage, 
auf  welche  etwa  die  Hälfte  aller  in  Preussen  geernteten  Gerste 
entfällt,  nämlich  im  Jahre  1890  456836  von  1041559  Tonnen. 
Hauptgebiete  für  den  Gerstenbau  in  diesen  Provinzen  sind 
das  Thal  der  Saale  und  der  Regierungsbezirk  Breslau,  Diese 
Bezirke  sind  im  stände,  bei  guten  wie  auch  weniger  guten  Ernten 
bedeutende  Quantitäten  Saat-  und  Braugerste  an  weit  abgelegene 
Konsumtionsgebiete  abzugeben.  Es  dürfte  also ,  um  sich  über 
den  Ausfall  der  für  den  Handel  in  Betracht  kommenden  Gersten- 
Ernte  ein  Bild  zu  machen,  für  Preussen  als  ausreichend  erachtet 
werden,  wenn  sich  die  Beobachtung  und  Berichterstattung  auf 
diese  beiden  eng  begrenzten  Produktionsgebiete  beschränkte.  Die 
Quantitäten,  welche  die  Ernte  in  den  übrigen  Gebietsteilen  liefert, 
sind  im  allgemeinen  nur  von  lokaler  Bedeutung.  Die  Gerste 
wird  hier  in  zerstreuteren  Parzellen  gebaut  und  was  hier  zu  wenig, 
wird  dort  mehr  geerntet,  so  dass  diese  Gebietsteile  einen  Aus- 
schlag auf  das  Gesamtergebnis,  welches  für  den  Handel  und  Aus- 
gleich in  Betracht  kommt,  überhaupt  nicht  wohl  geben.  Es  er- 
scheint ^Iso  kaum  nötig ,  sich  um  den  Ausfall  der  Gerstenernte 
in  diesen  Gebieten  besonders  zu  sorgen.  Für  Süddeutschland 
würden  für  Gerste  nur  noch  einige  Gebiete  in  Bayern  und  Würt- 
temberg in  Betracht  kommen.  Das  Verhältnis  der  Erträge  für 
die  weniger  Gerste  bauenden  Gegenden  Deutschlands  gegenüber 
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dem  Gesamternteergebnis  ist  ein  ziemlich  konstantes ,  nämlich 
55  :  100,  wie  wir  für  drei  Jahre  festgestellt  haben;  mithin  ist  auch 
danach  anzunehmen,  dass  der  Ausschlag,  das  Mehr  oder  Weniger 
der  Gesamternte  vorzugsweise  auf  diese  Gebiete  fällt. 

Ganz  ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  beimWeizen.  FürPreussen 
würden  neben  den  betreffenden  Weizenbaudistrikten  in  Sachsen 
und  Schlesien  wesentlich  jioch  Rheinland  und  vielleicht  noch  Han- 
nover (Reg.Bez.  Hildesheim)  in  Betracht  kommen.  Von  der  Ge- 
samternte in  Preussen  an  Weizen  von  i  502  429  Tonnen  entfielen 
auf  die  genannten  4  Provinzen  im  Jahre  1890  allein  813843,  auf 
Schlesien  und  Sachsen  allein  485  142  Tonnen. 

Nicht  ganz  so  entschieden  zusammengedrängt  liegen  die  An- 
bauverhältnisse bei  den  Hauptnährfrüchten,  dem  Roggen  und  den 
Kartoffeln.  Mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung  dieser  Früchte  für 
unsere  Volksernährung  hat  sich  der  Anbau  derselben  über  das 
ganze  Reich  mehr  gleichmässig  verteilt.  Aber  gleichwohl  können 
wir  auch  hier  Gegenden  mit  vorzugsweise  Roggen-  oder  Kartoffel- 
bau unterscheiden. 

Ausschlaggebend  für  Roggen  sind  neben  den  in  landwirt- 
schaftlicher Hinsicht  fast  in  allen  Beziehungen  hochentwickelten 
Provinzen  Schlesien  und  Sachsen  noch  die  Provinzen  Branden- 
burg, Posen  und  Hannover.  Man  würde  aber  gar  nicht  nötig 
haben,  die  Beobachtung  über  das  ganze  Gebiet  dieser  Provinzen 
zu  richten,  sondern  nur  über  einzelne  Landschaften,  die  sich  als 
typisch  für  grössere  Bezirke  erwiesen  haben.  Und  gerade  so  ist 
es  mit  der  Kartoffelernte.  Bei  der  Kart  offe  lernte  aber  erleben 
wir  gegenüber  den  Voraus  Schätzungen  fast  immer  eine  Ueber- 
raschung,  weil  die  Frucht  dem  Auge  bis  zur  Einerntung  entzogen 
bleibt.  Hier  sollte  man  sich  also  überhaupt  die  umfassende  Mühe 
vorheriger  Abschätzung  ersparen. 

Damit  wir  nicht  missverstanden  und  unsere  Ausführungen  nicht 
mit  Vorurteil  betrachtet  werden,  wollen  wir  ausdrücklich  betonen, 
dass  unsere  Ausführungen  nicht  etwa  den  Zweck  haben,  dem  von 
der  Reichsregierung  neuerdings  beschrittenen  Wege,  zu  einer  ver- 
vollkommneten ,  nach  einheitlichen  Grundsätzen  durchgeführten 
Saatenstandsberichterstattung  und  Ernteschätzung  zu  gelangen, 
entgegenzutreten ;  wir  wünschen  vielmehr,  dass  auf  diesem  Wege 
befriedigendere  Ergebnisse,  als  sie  bisher  erzielt  wurden,  erlangt 
werden.  Wir  möchten  nur  in  Zweifel  gezogen  haben,  dass  die 
erstrebten  Ergebnisse  und  ihr  thatsächlicher  Wert  im  Verhältnis 
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steht  zu  dem  grossen  Aufwand  an  Zeit  und  Arbeitskraft,  die  von 
denjenigen  verlangt  werden ,  die  für  die  Arbeit  herangezogen 
werden.  Wir  ineinen,  dass  sich  nocli  ein  einfacherer  Weg  fänden 
lässt ,  wo  man  unter  Umgehung  oder  Einschränkung  der  oben 
dargelegten  Schwierigkeiten  mit  geringerem  Kraftaufwand  schneller 
und  sicher  das  erreicht,  was  man  eigentlich  will,  nämlich  einen 
Anhalt  zu  finden,  für  die  voraussichtlichen  Hauptschwankungen 
in  den  Ernteerträgen  bei  den  Hauptnährfrüchten. 

Hierbei  sind  nach  u.  A.  »ausschlaggebend«  wenige  räumlich 
beschränkte  Gebiete,  die  man  teils  ihrer  Ausdehnung  nach  bereits 
vollkommen  kennt,  und  die  zum  Teil  noch  genauer  zu  ermitteln 
und  abzugrenzen  wären. 

Nehmen  wir  an,  dass  wir  hierbei  auf  ein  »ausschlaggebendes« 
Beobachtungsgebiet  von  nur  100  000  qkm  kämen,  so  würde  sich, 
da  Deutschland  540  504  qkm  Fläche  umfasst ,  die  Schätzungs- 
arbeit auf  etwa  den  fünften  Teil  der  jetzt  nötigen  Arbeit  redu- 
zieren. Das  so  reduzierte  Beobachtungsgebiet  würde  sich  in  seiner 
Eigentümlichkeit  nachBodenbeschaffenheit,  Niederschlagsverhältnis, 
Bodenertrag  etc.  weit  leichter  erfassen  lassen.  In  diesen  beschränk- 
ten Gebieten  würden  sich  auch  die  ersten  und  notwendigen  Grund- 
lagen der  Schätzungen,  nämlich  genaue  Angaben  der  für  jedes 
Erntejahr  wechselnden  Flächen  ermitteln  lassen ,  was  bei  einer 
das  ganze  Reich  umfassenden  Erhebung  wohl  kaum  durchzufüh- 
ren ist. 

Ein  Erntebericht  in  dieser  Begrenzung  und  auf  solcher  Grund- 
lage würde  also  etwa  lauten:  Auf  100 000  qkm  der  ertragreich- 
sten Böden  Deutschlands  sind  im  Jahre  . . .  mit  Hauptnährfrüchten 
angebaut  und  zwar  (folgen  die  verschiedenen  Fruchtarten  getrennt). 
Nach  den  eingelaufenen  Berichten  haben  sich  die  Früchte  bis 
Mitte  Juni  im  einzelnen  wie  folgt  entwickelt  .  .  .  Da  hiernach  im 
ganzen  in  den  Beobachtungsgebieten  eine  gute  Ernte  zu  erwarten 
steht ,  so  ist  anzunehmen ,  dass  auch  in  den  übrigen  Teilen  des 
Reichs  die  Früchte  sich  dementsprechend  gut   entwickelt  haben. 

Es  möchte  kaum  als  wahrscheinlich  anzunehmen  sein ,  dass 
bei  dieser  Beschränkung  auf  ein  Beobachtungsgebiet  von  weit 
geringerer  Ausdehnung,  welches  aber  über  das  ganze  Reich  zer- 
streut liegen  kann  und  die  ertragreichsten  ausschlaggebenden 
Bodenarten  umfasst,  sich  grössere  Fehler  in  der  Schätzung  er- 
geben, als  wenn  die  Beobachtung  auf  das  ganze  Reich  erstreckt 
w'ird.     Als  ziemlich  klar  zu  tage   liegender  Vorzug  dieses  verein- 
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fachten  Verfahrens  aber  würde  hervorzuheben  sein,  dass  für  die 
räumlich  beschränkten  Gebiete  gleichmässigere  Grundlagen  für 
die  Schätzung  von  Natur  geboten  sind  oder  sich  leichter  gewinnen 
lassen.  Die  hier  bei  der  Erhebung  mitwirkenden  Organe  —  Ver- 
trauensmänner oder  Schätzungskommissionen  —  würden  ihre  Auf- 
gabe genauer  auffassen  und  durchführen ,  als  solches  bei  einer 
Organisation  der  Berichterstattung  über  das  ganze  Reich ,  also 
auch  über  die  mehr  neutralen ,  sich  gegenseitig  von  selbst  aus- 
gleichenden Gebiete  geschehen  möchte. 

Welche  Gebiete  vorzugsweise  auszuwählen  und  wie  dieselben 
abzugrenzen  sind,  das  wäre  den  fachkundigen  Landwirten,  die  in 
den  landwirtschaftlichen  Zentralvereinen  vertreten  sind,  zu  über- 
lassen. 

Im  übrigen  kann  man  ruhig  die  vom  Bundesrat  erlassenen 
Vorschriften  für  die  Saatenstands-  und  Ernteberichte  durchführen. 
Daneben  aber  kann  man ,  wie  wir  wünschen ,  sein  Hauptaugen- 
merk vorzugsweise  auf  die  ertragreichsten ,  ausschlaggebenden 
Bezirke  richten  und  hier  ganz  besonders  die  Berichterstattung  und 
Schätzung  zu  grösserer  Ausbildung  bringen.  Findet  man  dann, 
dass  die  allgemeine  Berichterstattung  und  Schätzung  nach  wie 
vor  unsichere  Resultate  liefern,  so  kann  man  immer  noch  zu  der 
vereinfachten  Methode  der  Schätzung  der  ausschlaggebenden  Be- 
zirke zurückkehren  und  damit  viel  Mühe  und  Arbeit  ersparen. 

Die  grössten  und  daher  ausschlaggebenden  Veränderungen  in 
den  Anbauverhältnissen  vollziehen  sich  von  Jahr  zu  Jahr  in  den- 
jenigen Bezirken,  wo  intensive  Wirtschaft  längst  sich  eingebürgert 
hat.  Insbesondere  sind  dieses  die  Provinzen  Schlesien,  Sachsen, 
Anhalt,  Braunschweig,  die  südlichen  Teile  von  Hannover  u.  a. 
Hier  liegen  die  besten,  ertragreichsten  Böden  in  verhältnismässig 
grosser  Ausdehnung  und  grösserer  Gleichmässigkeit.  Hier  sind 
auch,  wie  die  bisherigen  Ernteberichte  ausweisen,  die  verhältnis- 
mässig höchsten  Erträge  erzielt.  Sind  die  Witterungsverhältnisse 
hier  ungünstig  oder  günstig,  so  ist  der  Ausschlag  natürlich  ein 
weit  grösserer.  Die  Methode,  die  wir  hier  für  die  Ernteschätzung 
in  Vorschlag  bringen,  ist  eigentlich  ganz  dieselbe,  die  verfolgt 
werden  soll.  Es  ist  nur  ein  abgekürztes  Verfahren,  bei  dem  sich 
die  Hauptschwierigkeiten  vielfach  umgehen  lassen  und  bei  welchem 
sicherere  Grundlagen  der  Schätzung  untergelegt  werden  können. 

Wir  glauben  daher  unsere  Ausführungen  der  Beachtung  der 
massgebenden  Kreise  empfehlen  zu  dürfen. 

32* 
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Bei  dem  hier  behandelten  (jCf^enstande  haben  wir  es  offenbar 
mit  einem  noch  nicht  in  befriedigender  Weise  gelösten  Problem  zu 
thun,  nämlich  diejenige  Methode  der  Ernteberichtserstattung  und  der 
Ernteschätzung  ausfindig  zu  machen,  die  sich  am  besten  den  Eigen- 
tümlichkeiten der  landw.  Verhältnisse  in  Deutschland  anschliesst  und 
daneben  mit  grösster  Schnelligkeit  und  möglichst  wenigen  Umständen 
die  zutreffendsten  Anhalte  und  Ergebnisse  liefert.  Es  steht  daher 
bei  der  Wichtigkeit  dieser  Art  von  Schätzungen  zu  erwarten,  dass 
man  dem  Gegenstände  auch  weiterhin  Interesse  zuwenden  wird. 
Die  Litteratur  über  den  Gegenstand  hat  sich  in  letzter  Zeit  nicht 
unwesentlich  erweitert.  Wir  möchten  hier  nur  verweisen  auf  die 
sehr  instruktive  Abhandlung  von  Dr.  M.  Schumann:  »Zur  Technik 
der  Anbau-  und  Ernte-Statistik«  ^).  Durch  die  Ausführungen  in 
dieser  Abhandlung  und  die  beigebrachten  thatsächlichen  Angaben 
über  die  Erhebungsbezirke,  sowie  die  eingehend  zur  Darstellung 
gebrachten  Schwierigkeiten,  die  gerade  mit  dieser  Schätzung  der 
Ernten  verbunden  sind,  haben  wir  unsere  Vorschläge  wenn  auch 
nicht  direkt,  so  doch  indirekt  wesentHch  begründet  gefunden.  An 
der  Hand  dessen  wird  man  sich  überzeugen  müssen,  dass  es  ge- 
rade bei  Schätzungen  darauf  ankommt,  möglichst  einfach  e, 
grundlegende  Faktoren  zu  haben.  Fehlt  es  an  diesen ,  so 
ist  eine  S  c  h  ätz  u  n  g  überhaupt  nicht  möglich.  Es  wird  hervor- 
zuheben sein ,  dass  Schätzungen  sich  vorzugsweise  nur  da  em- 
pfehlen, wo  der  wirtschaftliche  Betrieb  im  wesentlichen  ein  gleicher 
ist,  d.  h.  also  in  Gemarkungen  mit  gleichartigen  Boden-  und  Frucht- 
barkeitsverhältnissen. Schätzungen,  die  sich  auf  grosse,  nach 
Ordnung  der  Bodenbewirtschaftung  sehr  gegliederte  Gemarkungen 
beziehen,  führen  zu  bedenklich  unsicheren  Ergebnissen. 

Was  schliesslich  noch  die  endgiltige  Ermittelung  des  Ernte- 
ertrages  anlangt ,  so  wird  von  mehreren  Seiten  mit  Recht 
darauf  hingewiesen ,  dass  die  Aufnahmen  hierüber  zu  früh  vor- 
genommen würden,  zu  einer  Zeit,  wo  der  Erdrusch  noch  nicht 
völlig  bekannt  sei.  Bei  dem  verschiedenen  Erträgnis  aber,  wel- 
ches die  geernteten  Früchte  lieferten ,  sei  eine  völlig  sichere  Er- 
mittelung nicht  gewährleistet.  Andererseits  aber  wird  wieder  be- 
tont, dass,  wenn  man  erst  abwarten  wolle,  bis  alles  Getreide  ge- 
droschen sei ,  die  Publikation  über  den  Ausfall  der  Ernte  so 
spät  erfolgen   müsse,  dass  sie   nur  noch  von  geringem  Wert  sei. 

l)  Im    Allgem.    Statistischen   Archiv ,    herausgegeben    von    Dr.  Georg   v,    Mayr, 
I.  Jahrg.  1890,  .S.  117. 
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Angesichts  dieser  Verhältnisse  wird  vom  Oekonomierat  Ne7i- 
hauss-Selchozv  ein  von  ihm  seit  Jahren  beobachtetes  Verfahren  in 
Vorschlag  gebracht,  welches  jeden  Landwirt  in  den  Stand  setze, 
schon  bei  der  letzten  Fuhre  des  geernteten  Getreides  mit  grosser 
Sicherheit  angeben  zu  können,  wie  gross  die  gemachte  Ernte  an 
Körnern  und  Stroh  sei.  Neuhauss  bedient  sich  zu  seinem  Ermit- 
telungsverfahren der  Brückenwage.  Jede  Fuhre  Getreide 
wird  hierauf  gewogen ,  bevor  die  Abladung  erfolgt.  Daneben 
werden  Probedrusche  für  die  verschiedenen  Qualitäten  vorgenom- 
men ,  um  die  Durchschnittserträge  zu  ermitteln.  Es  ist  dieses 
jedenfalls  das  denkbar  vollkommenste  Verfahren  und  würde,  wenn 
es  allgemein  in  Uebung  gelangen  könnte,  die  sichersten  und  schnell- 
sten Ergebnisse  liefern.  Eine  Brückenwage  Hesse  sich  nun  viel- 
leicht für  jeden  grossen  landw.  Betrieb  und  wohl  auch  für  jede 
grössere  Gemarkung  anschaffen.  Eine  solche  Wage  würde  auch 
noch  vielen  anderen  Zwecken  wie  z.  B.  der  Ermittelung  des  Lebend- 
gewichts des  Viehs  dienen.  Auf  jeden  Fall  würde  die  Brücken- 
wage ein  Mittel  bieten ,  um  die  landw.  Statistik ,  die  es  meist 
mit  S  ch  ät  z  u  n  g  e  n  zu  thun  hat,  auf  zuverlässigere  Faktoren  zu 
gründen. 

Jedenfalls  sieht  man  auch  hieraus,  dass  unsere  deutsche  land- 
wirtschaftliche Statistik,  namentlich  soweit  sie  sich  auf  die  Voraus- 
schätzung der  Ernte  und  die  Ermittelung  des  wirklichen  Ernte- 
ertrages bezieht ,  noch  sehr  der  weiteren  Ausbildung  fähig  ist, 
und  dass  wir  wahrscheinlich  noch  recht  lange  mit  sehr  unzuver- 
lässigen Erhebungsergebnissen  zu  rechnen  haben  werden. 
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— e.  Wirkungen  des  Elfstundentages  für  Arbeitermnen  in  der  Badi- 
schen Textilindustrie  i8q2.  —  Der  neueste  der  so  anerkannten  Jahres- 
berichte der  Grossh.  Badischen  Fabrikinspektion  (1893)  von  O.R.R. 
Dr.  Wörishoffer ,  abermals  reich  an  Aufschlüssen  und  Beobachtungen 
der  verschiedensten  Art,  bemerkt  über  den  fraglichen  Gegenstand: 
»Die  Beschränkung  der  täglichen  Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  auf  11 
Stunden  (durch  die  Novelle  zur  Gew.O.  v.  1891)  hat  sich  leicht  einge- 
führt. Im  wesentlichen  war  von  dieser  Beschränkung  nur  die  Textil- 
industrie betroffen,  da  im  übrigen  die  regelmässige  tägliche  Arbeits- 
zeit in  keinem  Industriezweige  allgemein  oder  nur  in  einer  grösseren 
Zahl  von  Anlagen  eine  längere  als  elfstündige  war.  In  der  Textil- 
industrie hatte  diese  Beschränkung  fast  durchweg  die  Folge,  dassauch 
für  die  m  ä  n  n  1  i  ch  e  n  A  r  b  e  i  t  e  r  d  i  e  Ar  b  e  i  t  s  z  e  i  t  auf  11 
Stunden  herunterging,  weil  es  bei  dem  Vorherrschen  der  Ver- 
wendung weiblicher  Arbeitskräfte  sich  verbot,  für  die  erwachsenen  männ- 
lichen Arbeiter  allein  den  Betrieb  länger  im  Gange  zu  halten.  Eine 
Ausnahme  hiervon  machen  aber  einige  Webereien  in  Lahr,  in  w  eichen 
die  männlichen  Arbeiter  wie  früher  12  Stunden,  die  Arbeiterinnen  elf 
Stunden  täglich  beschäftigt  werden.  Schon  in  den  letzten  Jahren  war 
ein  Teil  der  Textilfabriken ,  ohne  die  gesetzliche  Beschränkung  der 
Arbeitszeit  abzuwarten,  zur  11  stündigen  Arbeitszeit  übergegangen.  Fast 
ausnahmslos  ist  man  mit  dieser  Aenderung  zufrieden  und  konstatiert 
entweder  keinen  oder  einen  sehr  viel  geringeren  Rückgang  in  der  Pro- 
duktion, als  es  der  Reduktion  der  Arbeitszeit  entspricht.  Nur  der  eine 
oder  andere  Arbeitgeber  ist  in  dieser  Beziehung  anderer  Ansicht.  Im 
Gegensatz  hierzu  haben  mehrere  Besitzer  von  Spinnereien  und  Webe- 
reien ausgesprochen ,  dass  sie  die  Reduktion  der  Arbeitszeit  in  ihrem 
Industriezweig  auf  zehn  Stunden  täglich  begrüssen  würden.  Voraus- 
setzung ^ei  aber  der  gesetzliche  Zwang,  dem  sich  alle  unterwerfen 
müssten.  Derartige  Ansichtsäusserungen  mögen  teilweise  beeinflusst 
sein,  von  einer  gegen  die  Arbeiter  wohlwollenden  und  humanen  Ge- 
sinnung, im  wesentlichen  sind  sie  aber  jedenfalls  der  Ausdruck  der  im 
praktischen    Leben    gemachten    Erfahrung,     dass    die    fortschreitende 
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Technik  zu  einer  Verminderung  der  Arbeitszeit  drängt.  Man  geht 
dabei  nicht  sowohl  von  der  Erwägung  aus,  dass  der  technische  Fort- 
schritt und  dfe  durch  denselben  hervorgerufene  grössere  Produktion 
zu  solcher  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  drängt.  Man  geht  dabei  nicht 
sowohl  von  der  Erwägung  aus,  dass  der  technische  Fortschritt  und  die 
durch  denselben  hervorgerufene  grössere  Produktion  eine  solche  Herab- 
setzung der  Arbeitszeit  ermöglichen,  als  von  der  Wahrnehmung,  dass  die 
grössere  Kompliziertheit  und  der  rasche  Gang  der 
Maschinen  grössere  Ansprüche  an  die  Arbeiter  stellt 
unddasssie  di  es  e  n  An  s  p  r  üc  h  e  n  n  u  r  b  e  i  H  er  a  b  s  e  t  z- 
ung  der  Arbeitszeit  gewachsen  sind.  In  der  gleichen 
Richtung  wirkt  die  immer  allgemeiner  werdende  Erkenntnis,  dass  die 
Prosperität  der  Betriebe  bei  den  stets  wachsenden  Ansprüchen  an  die 
Vollkommenheit  der  Produkte  nicht  einfach  durch  Vermehrung  der 
Produktion  erzwungen  werden  können,  sondern  dass  diese  Vermehrung 
nur  auf  der  Grundlage  einer  gleichzeitigen  Vervollkommnung  Aussicht 
auf  Erfolg  gewährt.  Selbst  wenn  daher  die  Verlängerung  der  Arbeits- 
zeit mit  der  Vermehrung  der  Produktion  gleichen  Schritt  halten  würde, 
was  nicht  der  Fall  ist,  würde  damit  der  gewollte  materielle  Erfolg  nicht 
erreicht  werden  können,  weil  dieArbeiter  dann  in  den  mei- 
sten Fällen  gar  nicht  im  stände  wären,  die  Qualität 
ihrer  Leistungen  auf  der  geforderten  Höhe  zu  erhal- 
ten. Die  Fortschritte  der  Technik  werden  daher 
immer  mehr  dieVerkürzung  der  Arbeitszeit  zur  Not- 
wendigkeit machen.  Mit  einiger  Sorgfalt  in  der  Berücksichti- 
gung der  besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen  Anlagen  und  der  ver- 
schiedenen Industriezweige  kann  man  daher  aus  der  Neigung  der  Arbeit- 
geber zu  langer  Arbeitszeit  auf  eine  zurückgebliebene  oder  doch  auf 
eine  einfache  Technik  schliessen.  —  ...  Die  Vorschrift  des  §  137  Abs.  4 
der  Gewerbeordnung,  dass  über  16  Jahre  alte  Arbeiterinnen,  welche 
ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben ,  aufihren  Antrag  eine  halbe 
Stunde  vor  der  Mittagspause  zu  entlassen  sind,  wenn  diese  nicht  min- 
destens ein  und  eine  halbe  Stunde  beträgt,  hat  keinerlei  Wirkung  aus- 
geübt. Wo  eine  solche  Vergünstigung  seither  schon  üblich  war,  ist 
sie  bestehen  geblieben.  Es  sind  dies  Fabriken,  in  denen  durch  die 
frühere  Beendigung  der  Arbeit  durch  die  Arbeiterinnen  keine  Störung 
entsteht,  oder  Gegenden,  in  denen  die  weibHche  Arbeit  sehr  gesucht 
ist,  in  denen  man  daher  auf  die  Arbeiterinnen  Rücksicht  nehmen  muss. 
Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  und  wo  die  frühere  Entlassung  stört,  dürfen 
die  Arbeiterinnen  gar  nicht  wagen,  den  genannten  Antrag  zu  stellen. 
Es  besteht  darüber  bei  denselben  auch  gar  kein  Zweifel.  Wie  wenig 
die  Regelung  dieser  Verhältnisse  von  der  obigen  gesetzlichen  Vorschrift 
beeinflusst  wird,  geht  schon  daraus  hervor,  dass  in  einigen  Fabriken 
den  Arbeiterinnen   der    einen  Betriebsabteilung  gekündigt  wird,    wenn 
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sie  den  Antrag  stellen,  eine  halbe  Stunde  vor  der  Mittagspause  entlassen 
zu  werden,  während  in  den  anderen  Betriebsabteilungen  einem  solchen 
Antrage  stattgegeben  wird.'< 

— e.  Wörishoffer  über  die  Wohi/ahrtseinrichlungen  der  Arbeitgeber 
für  die  Arbeitnehmer  ').  Seitens  der  Arbeitervertretungen  und  besonders 
der  Arbeiterpresse  wird  allen  zu  Gunsten  der  Arbeiter  getroffenen  Ver- 
anstaltungen, hauptsächlich  den  sogenannten  Wohlfahrtseinrichtungen 
mit  unermüdlicher  Beharrlichkeit  vorgeworfen ,  dass  sie  die  Tendenz 
hätten ,  die  Selbständigkeit  der  Arbeiter  auf  dem  wirtschaftlichen  und 
persönlichen  Gebiete  zu  unterdrücken  und  zu  vernichten.  Es  handelt 
sich  dabei  natürlich  nicht  um  akademische  Erörterungen,  sondern  die 
Arbeiter  sollen,  gleichgültig  ob  sie  hierdurch  im  einzelnen  Falle  auf 
Vorteile  verzichten  oder  nicht,  bestimmt  werden,  von  allen  diesen  Ver- 
anstaltungen keinen  Gebrauch  zu  machen.  —  Vor  allem  ist  darauf  hin- 
zuweisen, welche  Einseitigkeit  und  welche  ungeheure  Uebertreibung  in 
dieser,  abgesehen  von  vei'einzelt  zugelassenen  Ausnahmen,  allgemein 
hingestellten  Behauptung  und  darin  liegt,  dass  der  Wert  von  Einrich- 
tungen ausschliesslich  nach  ihrer  wirklichen  oder  vermeintlichen  Tendenz 
beurteilt  wird.  Zu  sagen,  dass  alle  zu  Gunsten  der  Arbeiter  getroffenen 
Veranstaltungen  den  Zweck  hätten,  die  Selbständigkeit  der  Arbeiter  zu 
vernichten,  ist  gerade  so  unrichtig,  als  wenn  man  sagen  wollte,  alle 
diese  Veranstaltungen  würden  von  den  Arbeitgebern  lediglich  unter 
dem  Gesichtspunkte  der  aufsteigenden  Klassenbewegung  ins  Leben  ge- 
rufen. In  Wirklichkeit  denken  die  Arbeitgeber  bei  allen  diesen  Ein- 
richtungen gar  nicht  über  den  nächsten  praktischen  Zweck  hinaus,  und 
verbinden  damit  weder  die  ihnen  unterstellte  Bosheit,  die  Arbeiter  durch 
Aufdrängung  von  Wohnungen,  Verabreichung  von  besserem  und  wohl- 
feilerem Essen,  durch  Herstellung  von  Bädern  u.  dgl.  m.  um  ihre  Selb- 
ständigkeit zu  betrügen,  noch  gehen  sie  dabei  vorwiegend  von  der  Ab- 
sicht aus,  in  erster  Reihe  die  Interessen  der  Arbeiter  zu  fördern,  wenn 
auch  das  letztere,  besonders  bei  Veranstaltungen  bestimmter  Art,  häu- 
figer der  Fall  sein  mag,  als  von  der  Gegenseite  zugestanden  wird.  Im 
allgemeinen  treffen  aber  die  Arbeitgeber  diese  Einrichtungen  zu  Gunsten 
der  Arbeiter  zu  dem  Zwecke,  sich  stets  eine  genügende  Zahl  tüchtiger 
Arbeiter  zu  sichern,  besonders  wenn  die  örtlichen  Verhältnisse  die  Exi- 
stenz derselben  erschweren,  und  wenn  es  daher  nötig  ist,  diese  Schwie- 
rigkeiten wegzuräumen  oder  auszugleichen. 

Es  handelt  sich  bei  der  Beurteilung  des  Wertes  von  Einrichtungen 
für  die  Praxis  —  und  dieser  werden  sich  wohl  auch  die  Vertretungen 
der  Arbeiter  zuzählen  —  gar  nicht  einmal  so  sehr  um  ihre  Ten- 
denz und  die  mit  denselben  verfolgten  Zwecke ,  als  um  die  t  h  a  t- 
sächlich  eintretenden  Wirkungen.     Beides  sind  aber,  wie 

l)  Grossh.  Bad.  Fabrik-Insp.Bericht  für  1892. 
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die  tägliche  Wahrnehmung  lehrt,  durchaus  verschiedene  Dinge.  Die 
Wirkungen  der  Veranstaltungen  werden  kraft  des  auch  die  moralischen 
Gebiete  beherrschenden  Entwickelungsgesetzes  nur  teilweise  von  den 
mit  ihnen  verfolgten  Zwecken  beherrscht.  Neben  den  beabsichtigten 
Wirkungen  treten  stets  noch  andere  auf,  die  sich  ganz  unabhängig  von 
diesen  Zwecken  entwickeln.  Wenn  z.  B.  Arbeiterwohnungen  lediglich 
im  Interesse  der  Sicherung  einer  ausreichenden  Arbeiterschaft  gebaut 
werden,  welche  sonst  am  Orte  oder  in  der  nächsten  Umgebung  nicht 
unterkommen  könnte,  oder  wenn  sogar  der  Arbeitgeber  mit  dem  Bau 
der  Arbeiterwohnungen  lediglich  den  hinterlistigen  Zweck  verfolgen 
würde,  die  Arbeiter  ihrer  Selbständigkeit  zu  berauben,  so  würde,  auch 
wenn  diese  Zwecke  wirklich  erreicht  werden,  neben  denselben  die  Wir- 
kung eintreten,  dass  die  Arbeiter  in  den  Arbeiterwohnungen  ein  kulti- 
vierteres Leben  führen  können,  als  in  den  Mietwohnungen,  dass  sie 
ihre  Kinder  besser  erziehen  können  u.  s.  w.  —  Einrichtungen  zur  bes- 
seren Verköstigung  der  Arbeiter  mögen  sehr  wohl  im  Interesse  des 
Betriebes  getroffen  sein,  weil  die  auswärts  wohnenden  Arbeiter  bei  dem 
mitgebrachten  Essen  nicht  leistungsfähig  erhalten  werden  könnten  ;  zu 
einer  Vernichtung  der  Selbständigkeit  der  Arbeiter  eignen  sich  solche 
Speiseanstalten  schon  weniger.  Weil  dieses  Verhältnis  jeden  Tag  gelöst 
werden  kann.  Unter  allen  Umständen  wird  aber  die  vielleicht  ausser- 
halb des  Zweckes  liegende  Wirkung  eintreten,  dass  die  besser  genährten 
Arbeiter  nicht  nur  leistungsfähiger,  sondern  auch  selbstbewusster  werden. 
In  ähnlicher  Weise  kann  das  Gesagte  auch  an  den  übrigen  Veranstal- 
tungen zu  Gunsten  der  Arbeiter  dargethan  werden.  Ueberhaupt  ist  es 
nicht  nur  nicht  unwahrscheinlich,  sondern  geradezu  in  der  inneren  Ent- 
wickelung  begründet,  dass  sich  aus  den  entstandenen  Wirkungen  neue 
Zwecke  selbständig  herausbilden ,  welche  ihrerseits  wieder  Motive  für 
das  weitere  Handeln  abgeben.  Wenn  z.  B.  eine  ursprünglich  lediglich 
zur  Erhaltung  einer  genügenden  Arbeiterzahl  getroffene  Veranstaltung 
nebenbei  auch  die  Wirkung  herbeiführt,  dass  der  Kulturzustand  und  die 
Klassenlage  der  Arbeiter  hierdurch  verbessert  wird,  so  ist  dieses  zu- 
nächst lediglich  thatsächliche  Ergebnis  von  Einfluss  auf  die  Motive  für 
das  fernere  Verhalten  u.  s.  f.,  wodurch  ein  Kulturfortschritt  nicht  nur 
bei  den  Arbeitern,  sondern  auch  bei  den  Arbeitgebern  entsteht. 

Von  ausschlaggebender  Bedeutung  für  die  Klassenentwickelung  der 
Arbeiter  ist  die  etwa  mit  den  Wohlfahrtseinrichtungen  verbundene  Tendenz 
nicht.  Dass  sie  vielmehr  eine  ganze  Reihe  von  Wirkungen  hervor- 
bringen, die  der  grösseren  Selbständigkeit  der  Arbeiter 
nie  h  t  im  Weg  e  s  t  e  h  e  n  ,  dieselbe  vielmehr  vorberei- 
ten, kann  bei  unbefangener  Beurteilung  wohl  nicht  geleugnet  werden. 
Zudem  haben  es  auch  die  Arbeiter  vielfach  in  der  Hand,  einer  etwaigen 
ihrer  Selbständigkeit  schädlichen  Richtung  der  Wohlfahrtseinrichtungen 
die  Spitze  zu  bieten.    Nicht  sowohl  dadurch,  dass  sie  sich  von  diesen 
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Einrichtungen  ferne  halten,  oder  sie  zu  diskreditieren  suchen,  sondern 
dadurch,  dass  sie  einen  massgebenden  Einlluss  auf  die  Art  ihrer  Ver- 
waltung zu  gewinnen  trachten.  Es  würde  dies  nicht  bei  allen  Arten 
von  Wohlfahrtseinrichtungen  besondere  Schwierigkeiten  haben.  Am 
grössten  würden  diese  wohl  bezüglich  der  Arbeiterwohnungen  sein.  Aber 
bei  den  Speiseanstalten  z.  B.  ist  diese  Anteilnahme  an  der  Verwaltung 
leicht  herzustellen.  Dahingehende  Bestrebungen  der  Arbeiter  würden 
jederzeit  die  Unterstützung  der  Fabrikinspektion  finden.  Anregungen 
nach  dieser  Richtung  sind  an  uns  nie  herangetreten,  es  wurde  aber  den 
Arbeitgebern  bei  jeder  sich  bietenden  Gelegenheit  empfohlen,  eine  mass- 
gebende Anteilnahme  der  Arbeiter  an  der  Verwaltung  zu  begünstigen. 
An  einzelnen  Orten  ist,  auch  ohne  dass  es  seitens  der  Arbeiter  ge- 
wünscht wurde,  ihre  Beteiligung  an  der  Verwaltung  eingeführt  worden. 
Es  steht  dann  nichts  im  Wege  ,  dass  ,  um  nur  den  Hauptpunkt  zu  be- 
rühren ,  die  Arbeiter  bestimmen ,  was  seitens  der  Veranstaltungen  ge- 
leistet werden  soll,  und  in  welchem  Masse  die  laufenden  Einnahmen 
die  laufenden  Ausgaben  mehr  decken  sollen,  als  dies  vielleicht  bis  da- 
hin der  Fall  war,  bezw.  ob  von  einem  Zuschüsse  der  Arbeitgeber  zu 
den  laufenden  Ausgaben  ganz  abgesehen  werden  soll.  Im  letzteren 
Falle  könnte  doch  nicht  wohl  von  einem  in  der  Benützung  der  Veran- 
staltungen liegenden  Almosen  oder  davon  die  Rede  sein,  dass  diese 
Veranstaltungen  die  Selbständigkeit  der  Arbeiter  vernichten.  Dass  aber 
auf  diesem  Wege  die  auswärts  wohnenden  Arbeiter  mit  den  relativ  ge- 
ringsten Kosten  besser  und,  was  die  Hauptsache  ist,  gesünder  sich  er- 
nähren könnten,  als  es  jetzt  der  Fall  ist,  wird  doch  wohl  auch  seitens 
der  Arbeiterparteien  nicht  geleugnet  werden  können.  So  steht  es  mehr 
oder  weniger  auch  mit  anderen  Wohlfahrtseinrichtungen.  Dass  bezüg- 
lich der  Arbeiterwohnungen  die  Anteilnahme  der  Arbeiter  an  der  Ver- 
waltung zur  Zeit  besondere  Schwierigkeiten  hat,  dürfte  gerade  praktische 
Zwecke  verfolgende  Leute  nicht  abhalten,  diesen  Weg  überhaupt  zu 
betreten  und  überzeugt  zu  sein,  dass  es  nützlicher  Thätigkeit  auf  einem 
Gebiete  noch  stets  gelungen  ist,  ihren  Wirkungskreis  zu  erweitern.  Hier 
ist  besonders  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Versicherungsanstalt  Baden 
in  öffentlichen  Anerbieten  sich  bereit  erklärt  hat,  nicht  nur  Gemeinden 
und  Arbeitgebern ,  sondern  auch  Arbeitern  oder  Vereinigungen  von 
solchen  Darlehen  zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen  zu  3  V«  Proz.  Zins 
bei  einer  Beleihung  bis  zu  80  Proz.  des  Bau-  und  Platzwertes  und  einer 
Tilgung  innerhalb  von  50  Jahren  zu  geben.  Es  sind  dies  ohne  Zweifel 
ausserordentlich  günstige  Bedingungen.  Auch  ist  durchaus  nicht  aus- 
geschlossen, dass  Baugesellschaften,  deren  Kern  aus  besser  situierten 
Arbeitern  besteht,  einen  grossen  Einfluss  auf  die  Wohnungsverhältnisse 
der  Arbeiter  überhaupt  gewinnen. 

Gerade  so  wie  der  Wert  und  die  Wirkung  der  Veranstaltungen  zu 
Gunsten    der  Arbeiter   zuletzt  nicht   von  den  Zwecken   bestimmt  wird. 
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die  bei  ihrem  Inslebenrufen  bestimmend  waren,  hat  es  auch  auf  die 
Benützung  dieser  Veranstaltungen  keinen  sehr  wesentUchen  Einfluss 
geübt,  dass  ihnen  in  ganz  einseitiger  Weise  allgemein  eine  bestimmte 
Tendenz  unterschoben  wurde.  Wo  diese  Benützung  zu  wünschen  übrig 
lässt,  ist  der  Grund  davon  in  den  persönlichen  Gewohnheiten  und  Nei- 
gungen der  Arbeiter,  nicht  aber  in  einem  grundsätzlichen  Verhalten 
derselben  zu  suchen.  Sonst  würden  z.  B.  nicht  die  Arbeiterwohnungen 
gern  und  vollständig  benützt  werden,  die  bei  allen  ihren  günstigen  Wir- 
kungen noch  am  ersten  der  Befürchtung  Raum  geben  könnten ,  dass 
die  Selbständigkeit  des  Einzelnen  gefährdet  wird,  während  die  Speise- 
anstalten ,  bei  denen  eine  solche  Benützung  gewiss  nicht  am  Platze 
wäre,    es  am    schwierigsten  zu   einer   grösseren  Benützung  bringen. 

Wenn  man  auf  eine  Reihe  von  Jahren  zurücksieht,  kann  man  bezüglich 
der  gesamten  Arbeiterschaft,  namentlich  in  einem  Punkte,  eine  in  die 
Augen  fallende  Verbesserung  der  Zustände  konstatieren.  Infolge 
der  sozialen  Gesetze  findet  man  bei  Krankheiten  und  Unfällen  in  den 
Arbeiterfamilien  weniger  Not  mit  allen  begleitenden  Folgezuständen 
mehr.  Den  Eindruck  einer  dumpfen  Stimmung  und  stumpfen  Gleich- 
gültigkeit empfindet  man  jetzt  bei  dem  Besuche  von  Arbeiterwohnungen 
in  weit  geringerem  Masse,  wenn  man  in  denselben  Erkrankte  oder  Ver- 
unglückte antrifft.  Die  Arbeiter  scheinen  sich  auch  in  solcher  Lage 
mehr  das  Gefühl  des  Zusammenhanges  mit  ihren  gewohnten  Lebens- 
verhältnissen zu  erhalten.  Es  ist  nicht  zweifelhaft,  das  wenigstens  diese 
Seite  der  Arbeiterexistenz  mit  der  fortschreitenden  Wirksamkeit  der 
Invalidenversicherung  eine  weitere  Verbesserung  erfahren  wird.  Wenn 
auch  die  Fabrikinspektion  mit  der  Durchführung  der  genannten  Gesetze 
nach  keiner  Richtung  regelmässig  befasst  ist,  ihre  Beamten  daher  auf 
gelegentliche  Wahrnehmungen  und  einzelne  Mitteilungen  durch  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  angewiesen  sind ,  welchen  hier  die  in  der  eigenen 
Thätigkeit  liegende  Kontrolle  fehlt,  so  erscheint  es  doch  schon  zur 
Vermeidung  einer  auffallenden  Lücke  in  der  Darstellung  unter  dem 
genannten  Vorbehalte  gerechtfertigt,  auch  Wahrnehmungen  aus  diesem 
Gebiete  zur  Sprache  zu  bringen. 

In  der  Ernährung  der  Arbeiter  ist  sicherlich  noch  eine 
Anzahl  von  Missständen  vorhanden.  Immerhin  ist  sie  diejenige  Seite 
der  Arbeiterexistenz,  in  welcher  am  leichtesten  Fortschritte  gemacht 
werden  können,  und  in  der  auch,  wenn  man  nicht  gerade  nur  den  Zeit- 
raum eines  oder  weniger  Berichtsjahre  im  Auge  hat,  solche  Fortschritte 
deutlich  erkennbar  hervortreten.  Die  grössten  Missstände ,  die  jetzt 
noch  vorhanden  sind ,  bestehen  in  der  Untüchtigkeit  vieler  Arbeiter- 
frauen  zur  Führung  eines  geordneten  Hauswesens  und  in  der  fehlenden 
Zeit,  auch  wenn  eine  solche  Untüchtigkeit  nicht  vorhanden  ist ,  sowie 
ferner  in  der  ungenügenden  und  ungesunden  Ernährung  derjenigen  ent- 
fernt von  der  Arbeitsstelle  wohnenden  Arbeiter,  welche  sich  ihr  Essen 
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von  Hause  mitbringen.  Gegen  alle  diese  Missstände  wird  mit  Eifer 
und  mit  Aussicht  auf  Erfolg  vorgegangen.  Durch  Haushaltungsunter- 
richt, der  besonders  durch  die  Thätigkeit  der  unter  dem  Protektorat 
Ihrer  Königl.  Hoheit  der  Grossherzogin  stehenden  Frauenvereine  eine 
grosse  Ausbreitung  erfahren  hat,  und  der  auch  in  den  in  Betracht  kom- 
menden Orten  thunlichst  auf  die  Verhältnisse  der  Fabrikarbeiterinnen 
Rücksicht  nimmt,  wird  dafür  gesorgt,  dass  die  Befähigung  zur  tüchtigen 
Führung  eines  Haushaltes  immer  mehr  in  die  Kreise  eindringt,  welche 
bisher  hierin  zurückgeblieben  waren.  Diesen  Bestrebungen  kommt  das 
offenbare  Interesse  dieser  Kreise  an  einem  ihnen  naheliegenflen  Gegen- 
stande entgegen.  Weniger  kann  dies  leider  von  einem  Teile  der  Arbeit- 
geber an  solchen  Orten  bestätigt  werden,  in  denen  Mangel  an  Arbei- 
terinnen vorhanden  ist.  Es  handelt  sich  dabei  oft  weniger  um  den 
augenblicklichen  Verlust  an  Arbeitszeit  durch  Teilnahme  an  dem  Unter- 
richte, als  um  die  nach  den  mitunter  gemachten  Erfahrungen  allerdings 
nicht  ganz  unbegründete  Befürchtung,  dass  Arbeiterinnen  ,  die  in  dem 
Haushaltungsunterrichte  etwas  Tüchtiges  gelernt  haben ,  nicht  mehr 
lange  bei  der  Fabrikarbeit  bleiben.  Wie  man  auch  in  solchen  Fällen 
das  Verhalten  der  Arbeitgeber  beurteilen  möge,  jedenfalls  ist  es  vom 
Standpunkte  der  Interessen  der  Arbeiterinnen  aus  zu  begrüssen ,  wenn 
sie  in  ihrer  Existenz  nicht  ausschliesslich  von  dem  Fabrikverdienste 
abhängig  sind.  Die  Ausbildung  der  Arbeiterinnen  in  der  Führung  eines 
Haushaltes  wird  ausserdem  befördert  durch  die  ebenfalls  auf  Anregung 
Ihrer  Königl.  Hoheit  der  Grossherzogin  in  mehreren  grösseren  Städten 
erfolgte  Aufnahme  des  praktischen  Haushaltungsunterrichts  in  den 
oberen  Klassen  der  Volksschulen  für  Mädchen,  sowie  durch  die  allge- 
mein im  Grossherzogtum  erfolgte  Aufnahme  desselben  in  den  Fortbil- 
dungsschulen für  schulentlassene  Mädchen.  Freilich  können  alle  diese 
Einrichtungen  nur  dann  den  genügenden  Einfluss  auf  die  Lage  des 
Arbeiterstandes  ausüben,  wenn  die  verheirateten  Arbeiterinnen  auch  die 
zur  geordneten  Führung  ihres  Haushaltes  gehörige  Zeit  haben.  In 
dieser  Beziehung  ist  wenigstens  durch  die  am  i.  April  1892  in  Kraft 
getretene  Novelle  zur  Gewerbeordnung  durch  Beschränkung  der  Arbeits- 
zeit der  Arbeiterinnen  auf  1 1  Stunden  und  durch  die  Verpflichtung  der 
Arbeitgeber,  die  Arbeiterinnen,  welche  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben, 
auf  ihr  Ansuchen  eine  halbe  Stunde  vor  dem  Beginn  der  Mittagspause 
zu  entlassen,  das  zur  Zeit  Mögliche  geschehen.  Der  weitere  Missstand, 
der  in  der  ungenügenden  und  ungesunden  Ernährung  der  auswärts  woh- 
nenden Arbeiter  liegt,  die  sich  ihr  Essen  mitbringen,  wird  immer  mehr 
durch  seitens  der  Arbeitgeber  errichtete  Speiseanstalten  bekämpft.  Es 
muss  dabei  besonders  anerkannt  werden ,  dass  die  Arbeitgeber  durch 
die  häufig  seitens  der  Arbeiter  diesen  Veranstaltungen  gegenüber  ein- 
genommene unfreundliche  Stellung  sich  nicht  von  der  Betretung  dieses 
Weges   abhalten   lassen.     Diese    unfreundliche   Stellung    der   Arbeiter- 
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Parteien  und  der  Arbeiterpresse  übt  übrigens  auf  das  thatsächliche 
Verhalten  der  Arbeiter  in  diesem  Punkte  einen  weit  geringeren  Ein- 
fluss  aus,  als  man  anzunehmen  geneigt  ist.  Wo  diese  Veranstaltungen 
auf  die  Bedürfnisse  der  Arbeiterschaft  im  konkreten  Falle  eingehen, 
wo  sie  eine  schablonenhafte  Behandlung  und  den  Charakter  sich  auf- 
drängender Wohlthaten  vermeiden,  ist  die  Beteiligung  meist  auch  eine 
ganz  genügende.  Man  übersieht  aber  zu  oft,  dass  solche  Speiseanstalten 
nur  eine  Lücke  ausfüllen  sollen,  die  auf  keine  andere  Weise  ausgefüllt 
werden  kann,  und  dass  ihre  Frequenz  nach  dem  Kreise  der  Personen, 
für  die  sie  bestimmt  sind,  in  der  Regel  nicht  höher  als  20  bis  25  Proz. 
der  Arbeiterschaft  sein  kann.  In  Wirklichkeit  befürchten  die  Arbeiter 
trotz  aller  parteipolitischen  Erörterungen  auch  gar  nicht  ihre  Freiheit 
und  Unabhängigkeit  einzubüssen,  wenn  sie  in  der  Fabrikspeiseanstalt 
zu  Mittag  essen,  namentlich  wenn  in  dem  Preise,  den  sie  bezahlen,  der 
laufende  Aufwand  annähernd  gedeckt  ist.  Leider  lassen  es  die  Arbeit- 
geber noch  zu  viel  daran  fehlen,  bei  der  Verwaltung  dieser  Veranstal- 
tungen Vertreter  der  Arbeiter  herbeizuziehen  und  die  Preise  im  Be- 
nehmen mit  denselben  so  zu  stellen ,  dass  die  laufenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  sich  ausgleichen.  Anderseits  erschweren  die  Arbeiter 
den  Beizug  solcher  Vertreter  dadurch,  dass  ihre  Organisationen  sich 
von  allen  praktischen  Fragen  dieser  Art  fernhalten. 

Abgesehen  von  den  eben  erörterten  Missständen  ist  aber  die  Er- 
nährung der  Arbeiter  jedenfalls  die  beste  und  die  am  meisten  fort- 
geschrittene Seite  ihrer  Existenz.  In  scharfem  Gegensatz  hierzu  stehen 
aber  trotz  aller  Fortschritte  im  einzelnen,  die  in  diesen  Berichten  sorg- 
fältig zu  registrieren  gesucht  wurden,  die  Wohnungsverhältnisse 
der  Arbeiter.  Man  kann  sich  dies  wohl  nicht  besser  klar  machen, 
als  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  dass  zahlreiche  Schichten  der  Mittel- 
klassen sich  sehr  wohl  mit  der  in  den  besseren  Arbeiterfamilien  üblichen 
Ernährung  zufrieden  geben  würden,  dass  aber  wohl  kaum  ein  Ange- 
höriger auch  des  weniger  bemittelten  Teiles  derselben  mit  den  Woh- 
nungen der  Arbeiter  und  ihrem  Gefolge  von  Unbehagen  und  Unkultur 
vorlieb  nehmen  würde.  Wenn  auch  die  Wohnungen  der  Arbeiter  in 
einzelnen  Landorten  mit  ein  wenig  Industrie,  sowie  ein  grosser  Teil 
der  von  den  Arbeitgebern  gebauten  Arbeiterwohnungen  hiervon  eine 
Ausnahme  macht,  so  wird  davon  doch  ein  zu  kleiner  Prozentsatz  der 
Arbeiter  betroffen,  als  dass  die  Richtigkeit  des  oben  bezeichneten  Un- 
terschiedes beeinflusst  werden  könnte. 


— e.  Raunig,  G.,  Der  Aussenhandel  Oester reich- Ungarns  im  Jahre  18 Qi 
nach  Warengruppen ,  Herkunft  und  Bestimmungsland  in  graphischer 
Darstellung.  Wien  1893.  —  Der  Herr  Verfasser,  Sekretär  des  »indu- 
striellen Klub«,  fasst  die  Ergebnisse  der  Nachweisungen  der  Aus-  und 
Einfuhr   übersichtlich    zusammen.     Das    Interesse    der    kleinen    Schrift 
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liegt  namentlich  in  der  Aufklärung  über  den  Unterschied  der 
Aus-  und  Einfuhrwerte,  je  nachdem  diese,  wie  bis  31.  Dezbr. 
1890  nach  der  Grenze,  oder  wie  seit  i.  Januar  1891  nach  Her- 
kunfts-  undBestimmungsländern  ermittelt  worden.  Dieser 
Unterschied,  der  früher  so  oft  vernachlässigt  wurde,  erhellt  z.  B.  am 
Verkehre  Oesterreich-Ungarns  mit  dem  Deutschen  Reiche.  Es 
betrug  dieser  Verkehr  1891   in  Perzenten  der  gesamten 

Einfuhr     Ausfuhr 
Über  die  deutsche  Grenze      ....     63,6  59,7 

aus  und  nach  dem  Deutschen  Reiche     35,0  38,3 

Ueber  Hamburg  und  Bremen  treten  Werte  für  ungefähr  56 
Millionen  oder  7,1  Perzent  des  Gesamt-Exportes  die  Reise  über  den 
Atlantic  an.  Dass  es  fast  ausschliesslich  Industrie-Artikel  (Zucker, 
Glas,  Papier,  Wollwaren,  Kurzwaren,  Kleider  etc.)  sind,  die  aus  den 
gewerbefleissigen  nördlichen  Provinzen  der  Monarchie  stammen,  braucht 
man  kaum  zu  erwähnen.  Sie  wählen  den  billigen  Wasserweg  der  Elbe, 
um  der  Nordsee  zuzustreben,  wo  sie  stets  schnelle  und  nicht  teuere 
Frachtgelegenheit  finden ,  während  das  entfernte  Triest  mit  Amerika 
keine,  Fiume  durch  die  »Adria«  nur  wenige  direkte  Schiffahrtsverbin- 
dungen unterhält.  Fast  der  ganze  Teil  des  nur  Transit  bedeutenden 
Streifens  »Hamburg  und  Bremen«  wäre  daher  dem  Streifen  »Amerika« 
anzufügen.  —  Folgende  Uebersicht  ergiebt  das  Verhältnis  von 

Eiuftthr  Ausfuhr 

Mill.  Gnld.       Perzente        Mill.  Öuld.        Perzente 

Deutsches  Reich       .     .     .  234,4  35.7  375.°  46.9 

Grossbritannien    ....  65,8  lo.o  53,8  6,7 

Schweiz 24,4  3,7  42,6  5,4 

Frankreich 40,1  6,1  33,9  4,3 

Belgien 12,1  1,8  7,6  1,0 

Niederlande 6,8  1,0  9,8  1,2 

Italien 37,9  5,8  48,7  6,  i 

Schweden   und  Norwegen  2,3  0,3  1,7  0,2 

Russland 28,3  4,3  17,9  2,2 

Balkan 57,7  8,8  69,7  8,7 

Egypten 3,3  0,5  4,5  0,7 

Indien 53,2  8,  i  4,8  0,6 

China 2,8  0,4  0,4  — 

Amerika 67,4  10,3  16,5  2,1 

Triest  und  Fiume    ...  1 5,  i  2,3  49,6  6,2 

Hamburg  und  Bremen  4,  i  0,6  56,6  7,  i 

Uebrige 2,1  0,3  5,8  0,7 

657,8  100,0  798,9  100,0 


—  e.  Die  ländliche  Arbeiterklasse  und  der  preussische  Staat.  —  Freiherr 
von  der  Goltz,  der  hervorragende  Landwirtschaftskenner  und  Agrarpoli- 
tiker, hat  sich  in  einer  neuen  Schrift   unter  dem  Titel:    »Die  länd- 
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liehe  Arbeiterklasse  und  der  preussische  Staat«  zur 
Arbeiter-Agrarreform  in  höchst  beachtenswerter  Weise  ausgesprochen. 
Der  »D.  R.A.«  vom  11.  und  18.  März  war  in  der  Lage,  voraus  eine 
Analyse  der  Schrift  zu  geben ,  welche  wir  hier  folgen  lassen.  Auch 
V.  d.  Goltz  will  eine  positive  Beihilfe  des  S^taates  in  grösserem  Stil. 
Bei  der  Bedeutung,  welche  die  Besserung  der  ländlichen  Arbeiter-  und 
Besitzverteilungsverhältnisse  unmittelbar  für  den  Osten  der  preussischen 
Monarchie  und  mittelbar  für  den  volkswirtschafts-politischen 
Frieden  der  ganzen  Nation  haben  müsste ,  ist  es  am  Platze, 
auf  die  Vorschläge  des  Herrn  Verfassers  mit  allem  Nachdruck  auf- 
merksam zu  machen. 

V.  d.  Goltz  kommt,  nachdem  er  im  ersten  Abschnitt  seiner  Schrift 
»die  in  der  Landwirtschaft  beschäftigten  Arbeiter  vor  der  Zeit  der 
Bauernbefreiung«,  in  dem  zweiten  Abschnitt  »die  Bauernbefreiung 
und  deren  Folgen  für  die  Landarbeiter«,  in  dem  dritten  Abschnitt 
»die  mit  den  ländlichen  Arbeiterverhältnissen  zur  Zeit  verbundenen 
Uebelstände  und  Gefahren«  behandelt  hat  (s.  Schluss),  zu  dem  Hauptthema : 
»die  Aufgaben  des  preussischen  Staats  auf  dem  Ge- 
biete der  ländlichen  Arbeiterfrage«.  Der  Verfasser  be- 
zeichnet namentlich  drei  Dinge,  in  denen  die  bessernde  Hand  angelegt 
werden  müsse:  i)  die  Unsicherheit  der  wirtschaftlichen  Lage  der  länd- 
lichen Arbeiter,  2)  ihre  mangelnde  Teilnahme  an  dem  Grundbesitz  und 
3)  ihre  isolierte  soziale  Stellung.  Ziel  und  Aufgabe  für  eine  zukünftige 
Agrarpolitik  sei:  die  den  Landarbeitern  bei  der  früheren  Agrargesetz- 
gebung widerfahrene  Vernachlässigung  oder  Nichtberücksichtigung  da- 
durch wieder  gut  zu  machen,  dass  man  ihre  wirtschaftliche  Lage  mehr 
sichert,  dass  man  ihnen  Anteil  am  Grundbesitz  gewährt  und  sie  aus 
ihrer  isolierten  Stellung  heraushebt.  Der  Verfasser  hält  den  Staat  für 
dazu  berufen,  diese  Forderungen  zu  erfüllen,  wobei  indes  die  Mitwir- 
kung der  landwirtschaftlichen  Unternehmer  notwendig  sei.  Ohne  letztere 
sei  das  Ziel  nicht  zu  erreichen,  da  die  Zufriedenheit  der  Arbeiter,  die 
erstrebt  werden  soll,  auch  von  dem  sachlichen  und  persönlichen  Ver- 
hältnis abhänge,  welches  zwischen  den  Arbeitern  und  Arbeitgebern  ob- 
waltet. Goltz  hält  es  in  dieser  Beziehung  namentlich  für  geboten,  der 
allgemeinen  Tendenz  der  Zeit:  die  Naturallöhnung  zu  Gunsten  einer 
höheren  Barlöhnung  zu  beschränken,  nicht  nachzugeben;  er  spricht 
dann  weiter  durch,  was  zur  Besserung  eines  persönlichen  Verhältnisses 
gethan  werden  kann  (gute  Wohnungen,  Brennmaterial,  Abschaffung  des 
Zwanges  für  die  Gutstagelöhner  zur  Haltung  eines  Scharwerkers  u.  s.  w.). 
Hier  ist  ein  weites  Feld  für  die  Arbeitgeber,  nicht  aber  für  den  Staat. 
Von  den  drei  oben  bezeichneten  Zielen  liegt  der  Schwerpunkt  in  der 
Anteilnahme  am  Grundbesitz;  hierdurch  werden  die  anderen  beiden 
Ziele  gleichzeitig  mehr  oder  weniger  erreicht,  und  hier  hat  vor  allem 
—  nach  Goltz  Meinung  —  ein  Eingreifen  der  Staatsgewalt  stattzufinden. 
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Der  Weg  dazu  ist  (immer  nach  den  Darlegungen  des  Verfassers)  in 
dem  Gesetz  vom  27.  Juni  1890  über  die  Rentengüter  und  in  dem  Er- 
gänzungsgesetz, betreffend  die  Beförderung  der  Errichtung  von  Renten- 
gütern vom  7.  Juni  1891,  welches  die  Vermittelung  der  staatlichen 
Rentenbank  in  Anspruch  nimmt,  gegeben.  Indes  erstreckt  sich  die 
Wirkung  des  Gesetzes  von  1891  bloss  auf  Rentengüter  von  mittlerem 
und  kleinerem  Umfang.  Zwar  kann  der  Grossgrundbesitzer  auf  Grund 
des  Rentengütergesetzes  von  1890  auch  Landstellen  für  Arbeiter  als 
Rentengüter  errichten;  aber  die  Wohlthaten  des  Gesetzes  von  1891 
kommen  ihm  nicht  zu  gute,  er  muss  vielmehr  die  erforderlichen  Gebäude 
auf  eigene  Kosten  errichten  und  ist  in  Bezug  auf  die  Entschädigung 
für  die  gebrachten  Opfer  an  Land  und  Kapital  lediglich  an  die  Ar- 
beiter selbst  gewiesen.  Es  würde  demgemäss  erstrebt  werden  müssen, 
das  Rentengütergesetz  von  1891  auch  auf  Arbeiterstell  en  auszu- 
dehnen. Nun  stehen  der  Ansiedelung  grundbesitzender  Tagelöhner  auf 
grossen  Gütern  Bedenken  sozialer  und  sozialpolitischer  Natur  entgegen. 
Die  Tagelöhner  würden  den  Grossgrundbesitzern  unbequem  werden 
können  und  sie  würden  isoliert  bleiben  ,  da  kein  soziales  Mittelglied 
zwischen  Tagelöhner  und  Grossgrundbesitzer  vorhanden  sei.  Ebenso 
wenig  empfehle  sich  die  Errichtung  von  Kolonien,  die  lediglich  aus 
Arbeitern  bestehen:  solche  Kolonisten  würden  sich  nicht  halten  können, 
wenn  nicht  in  der  Nähe  grosse  Güter  sich  befinden,  die  ihnen  regel- 
mässig Lohnverdienst  gewähren;  auch  stellen  isolierte  Kolonien  in 
sozialer  Beziehung  eine  Missbildung  dar.  Vielmehr  können  grundbe- 
sitzende ländliche  Arbeiter  die  ihnen  angemessene  Stelle  am  besten  in 
B  a  u  e  r  n  dörfern  finden.  Demgemäss  ergebe  sich  für  den  Staat  eine  dop- 
pelte Aufgabe:  i)  Bauerndörfer  zu  schaffen,  wo  sie  jetzt  fehlen,  2)  in 
den  neu  geschaffenen  wie  in  den  bereits  vorhandenen  Bauerndörfern 
die  Ansiedelung  von  Landarbeitern  zu  befördern.  Goltz  will  nicht  etwa 
alle  Landarbeiter  zu  Grundbesitzern  machen ;  für  die  Instleute  liegen 
die  Verhältnisse  günstig  genug,  als  dass  sie  den  Wunsch  haben  könnten, 
Kleinstellenbesitzer  zu  werden ;  wohl  aber  könnten  auch  diese  durch 
Ersparnisse  schliesslich  zu  der  gewünschten  Selbständigkeit  gelangen. 
Die  Rentengutsgesetzgebung  wird  dazu  beitragen,  die  Zahl  der  bäuer- 
lichen Stellen  vermehren  zu  helfen,  nicht  aber  —  so  wie  sie  jetzt 
liege  —  eine  erhebliche  Besserung  der  ländlichen  Arbeiterverhältnisse 
herbeiführen.  Hierzu  gehören  noch  andere  Mittel.  Der  Verfasser  denkt 
sich  unter  den  Arbeiterstellen,  die  er  wünscht ,  Grundstücke 
von  etwa  ^2  ha  mit  dazu  gehörigem  Hause  und  Gärtchen ;  so  viel  werde 
der  Arbeiter  mit  Hilfe  seiner  Familie  bestellen  können,  wenn  ihm  ein 
benachbarter  Bauer  oder  Gutsbesitzer  das  Land  ein  oder  zweimal  im 
Jahre  mit  seinen  Gespannen  umpflügen  lässt,  wofür  ihm  dann  der  Ar- 
beiter Handdienste  leisten  könnte ;  namentlich  aber  muss  auch  für  Kuh- 
haltung gesorgt  werden.    Jede  Landgemeinde   sollte  eine  ihr   gehörige 
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Weidefläche  für  ansässige  Gemeindeangehörige  (also  auch  Arbeiter)  zur 
Benutzung  offen  halten.  Die  Gründung  solcher  Arbeiterstellen  würde 
aber  nur  Erfolg  haben,  wenn  der  Staat  mit  materiellen  Mitteln  eingriffe 
zum  Erwerb  der  Landstellen  und  zur  Errichtung  der  nötigen  Gebäude, 
und  wenn  andererseits  den  Inhabern  solcher  Stellen  gewisse  Beschrän- 
kungen auferlegt  werden.  Dies  sei  zu  erreichen,  wenn  man  den  An- 
siedlern die  Stellen  nicht  gegen  Kapitalzahlung,  sondern  gegen  einen 
jährlich  zu  erlegenden  Kanon  oder  eine  jährlich  zu  erlegende  Rente 
verkaufe,  ihnen  also  die  Stellen  erbpachts-  oder  renten  weise 
übertrage.  Aber  für  diesen  Zweck  sei  die  bestehende  Rentenguts-Ge- 
setzgebung  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  zu  ändern.  Bei  den 
Rentenarbeiterstellen  sei  die  hypothekarische  Verschuldung  unbedingt 
zu  verbieten;  die  Teilung  der  gegen  Rente  erworbenen  Arbeiterstellen 
oder  die  Abveräusserung  einzelner  Teile  sei  an  die  Bedingung  der 
voraufgegangenen  Einwilligung  des  Rentenberechtigten  geknüpft  worden ; 
in  der  Freiheit,  sein  Grundstück  ungeteilt  und  beliebig  zu  veräussern, 
sei  der  Arbeiter  nicht  zu  beschränken;  dagegen  könne  der  Rentenbe- 
rechtigte verlangen,  dass  die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  des  Renten- 
guts aufrecht  erhalten  bleibt,  d.  h.  dass  es  nicht  mit  anderen  ländlichen 
Besitzungen  zu  einer  wirtschaftlichen  Einheit  zusammengezogen  wird ; 
ferner  müsse  verlangt  werden,  dass  der  Rentengutsbesitzer  auf  dem 
Rentengut  selbst  wohnt  und  dessen  Bewirtschaftung  führt ;  für  zu  grün- 
dende Arbeiterstellen  sei  wenigstens  die  gänzliche  Ablö- 
sung der  darauf  h  af  t  en  d  e  n  Re  n  t  e  au  szu  s  c  h  li  e  s  s  e  n; 
etwa  25  Proz.  müssten  unablösbar  darauf  haften  bleiben;  diese  Unab- 
lösbarkeit  sei  eine  Ergänzung  zu  der  Unverschuldbarkeit  und  Unteil- 
barkeit; ebenso  sei  das  Vererbungsrecht  zu  beschränken,  d.  h.  die 
Teilung  unter  mehrere  Erben  zu  verbieten.  Ferner  sei  von  jedem  Ar- 
beiter der  Nachweis  eines  Vermögens  von  750  bis  850  M. ,  sei  es  in 
Wirtschaftsobjekten,  sei  es  in  barem  Geld,  zu  fordern. 

Nach  Darlegung  dieser  Grundsätze,  nach  denen  für  die  Ansiedelung 
von  ländlichen  Arbeitern  zu  verfahren  sei,  geht  der  Verfasser  zur  Frage 
ihrer  praktischen  Durchführung  über.  Das  sei  ohne  Staatshilfe  nicht 
möglich;  der  Staat  müsse  aber  nicht  nur  die  erforderlichen  Gesetze 
hiefür  erlassen ,  sondern  auch  das  zur  Durchführung  nötige  Verwal- 
tungspersonal stellen  und  materielle  Beihilfe  leisten. 
Hiermit  würden  dem  Staat  keineswegs  Opfer  auferlegt ,  die  im  Ver- 
hältnis zu  seinen  Mitteln  ungewöhnlich  gross  seien.  Er  brauche  nur 
ein  Kapital  vorzuschiessen  zum  Ankauf  von  Arbeiterstellen  und  zur  Auf- 
führung der  erforderhchen  Gebäude,  das  Kapital  werde  verzinst  und 
zum  grössten  Teil  mit  der  Zeit  amortisiert.  Ueberdies  solle  der  Staat 
nicht  das  ganze  Anlagekapital  vorschiessen  :  der  anzusiedelnde  Arbeiter 
solle  IG  Proz.  aus  eigenen  Mitteln  anzahlen,  ferner  solle  von  dem  Renten- 
gutsbegründer gefordert  werden,  dass  er  10  oder  15  Proz.  des  Anlage- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1893.  111.  33 
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kapitals  aufbringt,  so  class  der  Staat  nur  etwa  75  Pro/,  bereitzustellen 
habe.  Nimmt  man  an,  class  jährlich  5000  Häuslerstellen  gegründet 
werden,  so  kosten  diese  im  ganzen  höchstens  5000  X  4000  ■=  20  Mil- 
lionen Mark;  davon  würde  also  der  Staat  15  Mill.  Mark  aufbringen. 
Es  würde  —  so  heisst  es  in  der  Schrift  wörtlich  —  vollständig  ge- 
nügen ,  wenn  der  Staat  zunächst  eine  durch  Anleihe  aufzubringende 
Summe  in  demselben  Betrage,  wie  er  sie  für  die  Ansiedelungen  in  Posen 
und  Westpreussen  bewilligt  hat,  nämlich  von  100  Mill.  Mark,  zur  Ver- 
fügung stellt.  Diese  Summe  würde  für  fast  sieben  Jahre  ausreichen, 
um  jährlich  5000  Arbeiter  anzusiedeln.  In  dieser  Zeit  würde  schon  so 
viel  an  Zinsen  und  Amortisationen  eingelaufen  sein ,  dass  wieder  eine 
grosse  Zahl  neuer  Ansiedelungen  errichtet  werden  könnte.  Bewährt 
sich  die  Sache,  so  werden  weder  Regierung  noch  Landtag  Bedenken 
tragen,  noch  einmal  100  Millionen  Mark  für  einen  Zweck  zur  Verfügung 
zu  stellen,  von  dessen  Erreichung  das  zukünftige  Wohl  des  Staats  ab- 
hängt. »Der  dabei  zu  erwartende  Kapitalverlust  ist  verhältnismässig  sehr 
gering;  im  übrigen  ist  das  Kapital  so  sicher  angelegt,  wie  es  nur  ge- 
wünscht werden  kann.  Es  wird  auch  nicht  nötig  sein,  dass  der  Staat 
die  für  Ansiedelung  von  2 — 300  000  Häuslern  (ein  von  Schmoller  aufge- 
stelltes Ziel.  Die  Red.)  erforderlichen  Mittel  allein  aufbringt ;  vielmehr 
steht  zu  erwarten ,  dass  ,  wenn  die  Sache  sich  erst  bewährt  hat ,  viele 
Arbeiter  bereit  sein  werden ,  höhere  Anzahlungen  zu  leisten ,  dass  sie 
dabei  auch  von  Grossbrundbesitzevn  unterstützt  werden ,  dass  letztere 
auch  aus  eigener  Initiative  und  mit  eigenen  Mitteln  versuchen  werden, 
Arbeiter  in  benachbarten  Dörfern  ansässig  zu  machen,  wenn  die  General- 
kommission ihnen  nur  die  schwierigen  ,  damit  verbundenen  formellen 
Geschäfte  abnimmt.« 

Das  Recht,  Anträge  auf  Errichtung  von  Arbeiter-Rentengütern  (wie 
Goltz  nunmehr  diese  Arbeiterstellen  nennt)  zu  stellen ,  solle  allgemein 
freigegeben  werden,  namentlich  müsse  dieses  Recht  auch  den  kom- 
munalen Korporationen  zustehen  und  Anträge  bei  der  General- 
Kommission  auch  vom  Domänenfiskus  ausgehen  ;  in  der  Natur  der  Sache 
liege  es,  dass  dieser  die  Ansiedelung  in  Landgemeinden  vornimmt,  welche 
in  der  Nachbarschaft  von  Domänen  sich  vorfinden,  so  dass  die  Pächter 
der  letzteren  auch  den  Vorteil  der  dadurch  herbeigeführten  Vermeh- 
rung der  Arbeitskräfte  geniessen.  Goltz  setzt  dann  auseinander  (pag.  253 
u.  ff.) ,  wie  er  sich  den  formellen  Hergang  denkt.  Weiter  erörtert  er 
die  Beteiligung  der  ländlichen  Arbeiter  an  der  Nutzung  von  Gemeinde- 
ländereien, die  Beteiligung  der  Arbeiter  an  dem  Gemeindeleben,  sowie 
die  »sonstigen  Aufgaben«  des  Staats  in  Verhinderung  des  Zuzugs  aus- 
ländischer Arbeiter,  in  Einführung  des  Halbtagsunterrichts  in  den  Land- 
schulen, in  Beurlaubung  von  Soldaten,  um  zum  Schluss  speziell  »die 
Aufgaben  des  Staats  als  Domänenbesitzer«  zu  behandeln,  wobei  er  die 
wiederholt  erhobene  Forderung  der  Zerschlagung  des  Domänenbesitzes 
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in  bäuerliche  Güter  und  in  Arbeiterstellen  mit  sachlichen  Gründen  be- 
kämpft ;  dem  Domänenfiskus  weist  er  bei  Errichtung  der  Arbeiter- 
Rentengüter  nur  die  Rolle  des  Rentengutbegründers  zu,  der  10  bis  15 
Prozent  Kapital  anzahlen  soll ;  nur  sei  zu  erwägen ,  ob  nicht  die  eine 
oder  andere  Domäne  in  ein  Bauerndorf  umzuwandeln  sei.  Weiter  be- 
fürwortet er,  dass  die  Domänenpächter  gerade  solche  Einrichtungen 
auf  den  Gütern  treffen,  die  er  den  Arbeitgebern  überhaupt  zugewiesen 
hat  (Beschaffung  guter  Arbeiterwohnungen,  angemessener  Lohn,  Ange- 
messenheit der  kontraktlichen  Abmachungen)  und  dass  die  Domänen- 
verwaltung hierauf  hinwirkt.  Hiermit  würde  letztere  zeigen,  dass  sie 
ebenso,  wie  es  in  den  beiden  letzten  Jahrhunderten  der  Fall  war,  ihrer 
ehrenvollen  Pflicht  eingedenk  ist,  in  allen  wichtigen  und  schwierigen 
Fragen  als  Bahnbrecherin  und  Führerin  vorzugehen. 

Wir  würden  der  v.  d.  Goäz'schen  Schrift  nicht  völlig  gerecht  werden, 
wenn  nicht  auch  ihrer  im  ersten  Teil  gegebenen  Nachweisungen  über 
die  Entstehung  der  ländlichen  Arbeiterklasse  der 
Neuzeit  im  östlichen  Preussen  würde  Erwähnung  gethan 
werden.  Unter  ländlichen  Arbeitern  versteht  Goäz  diejenigen  Personen, 
die  ihren  Lebensunterhalt  ausschliesslich  oder  zum  weit  überwiegenden 
Teil  durch  landwirtschaftliche  Lohnarbeit  erwerben,  und  die  durch 
die  Bauernbefreiung  getrennt  worden  sind  von  dem  anderen 
Teil  der  ländlichen  Arbeiter,  d.  h.  von  denjenigen,  die 
jetzt  die  Klasse  der  kleinen  und  mittleren  landwirtschaftlichen 
Unternehmer  bilden.  Zwischen  beiden  Klassen,  zwischen  den  Ar- 
beitern und  Bauern ,  besteht  eine  grosse  Kluft ;  erstere  zahlen  gegen- 
wärtig nach  Millionen,  sie  sind  erst  durch  die  Bauernbefreiung  entstanden. 
In  den  beiden  ersten  Abschnitten  der  Schrift  wird  nachgewiesen,  dass 
diese  jetzt  sogenannte  Klasse  der  ländlichen  Arbeiter  vorderBauern- 
befreiung  nicht  existiert  hat,  sondern  erst  durch  diese 
entstanden  ist.  Goäz  befindet  sich  hier  im  Einklang  mit  der  Auffassung 
von  G.  Fr.  Knapp  (»Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der  Land- 
arbeiter«, 2  Bände,  Leipzig  1887).  Goltz  führt  hierfür  mit  den  Mitteln 
gründlicher  Kenntnisse  und  Studien  der  bezeichneten  Verhältnisse  den 
Beweis ;  die  früheren  Tagelöhner  waren  nach  seinen  Darlegungen 
nichts  anderes  als  Glieder  des  Bauernstandes,  die  zeitweise 
freiwillig  als  Tagelöhner  Dienste  verrichteten.  Diese  Darlegung  über 
die  Identität  von  Bauern  und  Landarbeitern  in  der  Zeit  vor  der  Bauern- 
befreiung ist  von  .hervorragendem  wissenschaftlichem  Interesse.  Ihr 
Ergebnis  ist  auf  Seite  60  der  Schrift  genau  präzisiert. 

Auf  Grund  dieses  Ergebnisses  werden  im  zweiten  Abschnitt  — 
immer  unter  Vorführung  eines  reichen  Beweismaterials,  welches  die 
reichhaltige  Litteratur  bietet  —  die  Folgen  der  Bauernbefreiung  näher 
erörtert,  indem  zunächst  nachgewiesen  wird,  wie  sich  die  Landarbeiter 
als  besondere  Klasse  der  Bevölkerung  herausbildeten  und  wie  sich  die 
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ländliche  Arbeiterklasse  von  ihrer  Kntstehung  an  bis  zur  Gegenwart 
entwickelte.  Es  wird  darin  auch  auf  die  mehrfach  erwähnten  Erheb- 
ungen des  Vereins  für  Sozialpolitik  insbesondere  über  die  Verhältnisse 
in  dem  ostelbischen  Deutschland  von  Dr.  Max  Weber  mit  voller  Aner- 
erkennung  für  die  Bearbeitung  Bezug  genommen.  Das  Ergebnis  dieses 
Abschnittes  ist,  dass  die  soziale  Trennung  der  ländlichen  Arbeiter  von 
den  Bauern  allmählich  mit  fortschreitender  Regulierung  der  gutsherrlich- 
bäuerlichen  Verhältnisse  und  mit  fortschreitender  Separation  erfolgt  ist 
und  dass  die  Scheidung  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  als  vollzogen 
angenommen  werden  kann. 

Unter  den  ländlichen  Arbeitern  haben  sich  in  dieser  Entwicklung 
drei  Gruppen :  die  Gutstagelöhner,  die  Häusler  und  die  Einlieger  (letztere 
beide  als  sog.  »freie  Arbeiter«  gegenüber  den  erstgenannten,  die  »kon- 
traktlich gebunden«  sind.  Die  wirtschaftliche  Lage  bei  den  Gutstage- 
löhnern ist  im  allgemeinen  eine  gleichmässige  und  gesicherte,  bei  den 
Einliegern  dagegen  eine  sehr  unsichere  und  häufig  kümmerliche,  bei 
den  Häuslern  hängt  sie  von  der  Grösse  ihres  Grundbesitzes  und  von 
der  persönlichen  Tüchtigkeit  der  einzelnen,  und  z\var  letzteres  in  viel 
höherem  Masse  als  bei  den  Gutstagelöhnern  und  Einliegern ,  ab ;  die 
Häusler  bilden  bezüglich  ihrer  wirtschaftlichen  wie  sozialen  Stellung 
eine  Uebergangsstufe  zwischen  der  Klasse  der  ländlichen  Arbeiter  und 
derjenigen  der  bäuerlichen  Besitzer.  Zwischen  den  drei  Gruppen  haben 
sich  nun  aber  noch  Zwischengruppen  gebildet ,  deren  Zahl  sich  auf 
Kosten  der  Gutstagelöhner  stark  vermehrt  hat.  Der  Lohn  der  freien 
Arbeiter  hat  dem  Geldbetrage  nach  eine  sehr  starke,  dem  realen  Wert 
nach  eine  kleine  Erhöhung  erfahren;  auch  der  reale  Gesamtlohn  der 
Instleute  ist  gestiegen,  er  hat  aber  gleichzeitig  die  Veränderung  erlitten, 
dass  verhältnismässig  der  aus  Naturalien  bestehende  Teil  des  Lohnes 
abgenommen,  der  aus  Geld  bestehende  zugenommen  hat;  dadurch  ist 
die  wirtschaftliche  Lage  der  Gutstagelöhner  eine  weniger  gleichmässige 
und  weniger  sichere  geworden,  die  zwischen  diesen  und  den  Gutsherren 
bestehende  Interessengemeinschaft  hat  eine  Lockerung  erfahren.  Neben 
die  einheimischen  Arbeiter  sind  als  neues  Element  die  Wander- 
arbeiter getreten ,  deren  Zahl  in  den  letzten  Jahren  bedeutend  ge- 
wachsen und  deren  Einfluss  auf  die  einheimischen  Arbeiter  und  auf 
die  Gestaltung  der  Arbeiterverhältnisse  überhaupt  ein  vorwiegend  un- 
günstiger ist. 

Ein  wuchtiger  Angriff  gegen  den  geschlechtlichen  Präventivverkehr  der 

Neumalthusianer. 

— e.  Unter  dem  Titel  »Volksdienst  von  einem  Sozial- 
aristokraten« ist  (1893,  Berlin  und  Leipzig,  Wiener'scher  Verlag) 
ein  Buch  erschienen,  welches  geeignet  ist,  weithin  Aufsehen  zu  erregen 
und  kaum  wird  zu  tot  geschwiegen  werden  können ;  unter  den  Litteratur- 
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anzeiget!  dieses  Heftes  findet  es  eine  allgemeinere,  nicht  durchaus  zu- 
stimmende Würdigung. 

Die  Grundforderung  des  ungenannten  »Sozialaristokraten«,  welcher 
den  malthusianischen  Grundgedanken  des  Ueberschiessens  des  Nahrungs- 
spielraums durch  Kraft  und  Lust  der  Fortpflanzung  als  unumstösslich 
anerkennt,  gilt  der  Hebung  der  individuellen  Tüchtigkeit  und  mit  ihr 
der  menschlichen  Gattung  durch  die  entsprechendeGestaltung 
der  emporhebenden  sozialen  Auslese  mittelst  Span- 
nung des  Kampfes  um   die  Bedingungen  des  Daseins. 

Hiebei  tritt  der  ungenannte  Herr  Verfasser  nicht  minder  der  »So- 
zial d  e  m  o  kr  a  t  ie«,  als  dem  »Erbkapi  talismus«  entgegen,  sosehr 
er  das  nichterbliche  Privateigentum  auch  an  Produktionsmitteln  verteidigt. 

Das  Bedeutendste  des  Werks  scheint  uns  der  Angriff  auf  den 
»Neumalthusianismus«  des  »geschlechtlichen Präventivverkehrs« 
zu  sein.  Der  Herr  Verfasser  befürchtet  hievon  die  allmähliche 
VernichtungjederNation,  welche  sich  dieser  sozialen 
Beglückungspraxis  hingeben  würde.  Der  Angriff,  welchen 
er  führt,  ist  u.  E.  der  wuchtigste,  welcher  gegen  die  Bestrebungen  des 
N. -Malthusianismus  geführt  worden  ist.  Vielleicht  ist  dieser  Angriff  zu 
einseitig  naturwissenschaftlich  und  mit  zu  geringer  Beachtung  zwischen 
sozialer  und  pflanzlich-tierischer  »Auslese«  erfolgt.  Allein  im  höchsten 
Grad  beachtenswert  scheint  uns  derselbe  zu  sein. 

Nach  der  Seite  der  Fortpflanzung  wurzeln  die  sozialen  Erschei- 
nungen im  Physiologischen  und  ist  daher  nach  dieser  Seite  die  ein- 
dringende Untersuchung,  für  welche  der  Herr  Verfasser  zweifellos  auf 
ausgedehnte,  wohl  verarbeitete  Kenntnis  der  Anthropologie  und  der 
Naturwissenschaft  sich  stützt,  von  grösster  Bedeutung.  Wir  bringen 
daher  im  nachfolgenden  den  Angriff  des  »Sozialaristokraten«  auf  den 
Neumalthusianismus  gekürzt,  aber  wörtlich  zur  Kenntnis  des  Lesers: 

Wie  rasch  sich  einfach  durch  Zeugung  die  numerischen  Verhält- 
nisse zweier  Völker  und  daher  ihre  Machtverhältnisse  ändern,  dafür 
nur  ein  Beispiel.  Auf  seinem  heutigen  Gebiete  besass  Frankreich  1806 
28  572  569  Einwohner  (im  ganzen  damals  29107425).  Noch  zehn  Jahre 
später,  181 6,  besass  das  Gebiet  des  heutigen  deutschen  Reiches  nur 
24831  396  Personen,  also  fast  vier  Millionen,  oder  fast  ein  Sechstel 
seiner  Gesamtbevölkerung  weniger.  1885  hatte  das  deutsche  Reich 
46855  704  Einwohner,  Frankreich  hingegen  nur  38218903.  Das  deutsche 
Reich  hat  also  über  8V2  Millionen  mehr,  oder  fast  ein  Fünftel  seines 
Volksstandes.  Heute  liegen  die  Verhältnisse  noch  anders.  In  sieben 
Jahren  hat  sich  der  deutsche  Volksstand  auf  50  Millionen  vermehrt, 
der  französische  noch  nicht  auf  39.  11  Millionen  Uebergewicht  auf 
unserer  Seite.     Alles  durch  Ueb  er -Zeugung.  .  . 

Als  Erklärung  der  Thatsachen  und  Aufdeckung  der  wahren  Ursache 
der  Armut    wird  Malthus  Lehre    immer    ihren  Wert    behalten.     Das 
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hindert  aber  nicht,  die  aus  ihr  al)geleiteten  praktischen  Rat- 
schläge aufs  heftigste  zu  bekämpfen  und  aufs  entschie- 
denste zu  verwerfen...  —  Die  heutige  Durchschnittszahl  der 
Keime,  die  der  Mann  produziert,  ist  ebenso  wie  die  Zahl  der  Eier  des 
Weibes  das  Produkt  einer  F^ntwicklung  von  Millionen  von  Jahren. 
Ebenso  das  Verhältnis  der  Zeugungsakte  zu  den  Befruchtungen.  Das- 
selbe ist  durchaus  trotz  aller  Schwankungen  im  einzelnen  ein  feststehendes. 
Abgesehen  von  anfänglich  unscheinbaren  Umbildungen,  welche  die  An- 
wendung der  meisten  präventiven  Massregeln  im  Laufe  längerer  Zeit- 
räume, in  den  Zeugungsteilen  selbst  hervorrufen  muss,  wird  vor  allem 
jenes  Verhältnis  der  Zeugungsakte  zu  den  Befruchtungen  dadurch  ganz 
wesentlich  verändert.  Unter  normalen  Verhältnissen  kommt  heute  in 
der  Ehe  vielleicht  auf  2 — 300  Zeugungen  eine  Befruchtung.  Man  muss 
nicht  glauben,  dass  die  Veränderung  dieses  Verhältnisses  zu  1000:  i 
ohne  jede  Folge  für  die  Nachkommen  bleiben  kann.  Welche  Folgen 
es  im  einzelnen  haben  wird,  ist  freilich  schwer  zu  sagen,  indessen  würde 
wahrscheinlich  die  Empfängnisfähigkeit  beim  Weibe  beträchtlich,  herab- 
gemindert werden,  während  die  Zeugungslust  bei  beiden  Geschlechtern 
durch  anhaltende  Uebung  dauernd  wachsen  würde.  Die  Geschlecht- 
lichkeit würde  beginnen ,  einen  weit  grösseren  Raum  im  Leben  einzu- 
nehmen, einen  so  grossen,  wie  sie  heute  in  der  Phantasie  des  mann- 
baren Mädchens  einnimmt ,  das  zur  Entbehrung  des  geschlechtlichen 
Verkehres  verdammt  ist;  die  Arbeitsfähigkeit  würde  dadurch  natürlich 
sinken,  die  Frische  leiden,  namentlich  beim  Weibe  wie  heute  bei  zahl- 
reichen Prostituierten  grosse  Fettleibigkeit  und  Trägheit  eintreten,  und 
das  Volk  auch  durch  sich  allein  zu  Grunde  gehen,  abgesehen  von  der 
Wahrscheinlichkeit,  dass  ein  anderes  ihm  seinen  Besitz  entreissen  würde. 
Werden  innerhalb  des  Volkes  immer  nur  soviel  Kinder  gezeugt,  als 
bequem  Unterhalt  finden,  so  fällt  nicht  nur  der  grösste  Sporn  zur  Arbeit 
weg,  sondern  auch  die  auslesende  Thätigkeit  der  Not,  die  nur  die  Tüch- 
tigsten überdauern  lässt.  Natürlich  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  sich 
diese  Folgen  bereits  am  nächsten  Geschlechte  mit  schreiendster  Deut- 
lichkeit zeigen,  aber  dass  sie  eintreten  müssen,  ist  keine  Frage.  Die 
reichlichere  Ernährung  und  gründlichere  Erziehung,  die  allen  Geborenen 
zu  teil  werden  kann,  wenn  es  deren  nur  wenige  giebt,  bildet  keinerlei 
Aequivalent  gegen  das  Mangeln  der  natürlichen  Auslese. 

Bei  Anwendung  des  sicherstenMittels,  ^tsBesarion  occlusivum,  welches 
keinerlei  unmittelbaren  körperlichen  Schaden  zur  Folge  hat,  wie  die 
meisten-  anderen  Mittel,  vollzieht  der  Mann  den  Zeugungsakt  voll- 
ständig. Auch  für  das  Weib  ist  er  ohne  jede  Störung;  nur  das  Zu- 
sammentreffen der  Spermatozoen  mit  den  weiblichen  Eiern  ist  unmöglich 
gemacht.  Mit  der  Verseltenung  der  Schwangerschaft 
bleibt  aber  trotzdem  eine  Thatsache  bestehen,  welche  un- 
bedingt in  irgend  welcher  Weise  umbildend  auf  den 
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weiblichen  Körper  einwirken  muss,  wenn  wir  auch  heute 
wenig  mehr  vermögen  als  Möglichkeiten  anzudeuten.  Es  ist  jedenfalls 
ein  eigenes  Zusammentreffen,  dass  alle  Malthusianer,  auch  Mill, 
die  Bedeutung  der  Unfruchtbarkeit  infolge  organischer  Fehler  völlig 
unterschätzen.  Namentlich  in  den  gebildeten  Klassen  ist  sie  sehr  häufig. 
Jeder  kennt  drei,  vier  kinderlose  Ehepaare,  ja  weit  mehr.  Schon  da- 
durch, dass  unsere  fortgeschrittene  Geburtshilfe  auch  noch  unter  ziemlich 
anormalen  Verhältnissen  gesunde  Geburten  möglich  macht,  müssen 
organische  Fehler  in  den  weiblichen  Zeugungsteilen  immer  häufiger 
auftreten.  Eine  Mutter ,  die  in  der  Wildnis  niemals  gesund  geboren 
haben  würde,  kann  ihre  diesbezüglichen  Mängel  heute  unbeschadet  auf 
vier  Töchter  vererben,  bei  denen  die  Empfängnis  zur  Unmöglichkeit 
geworden  ist.  Leider  fehlen  über  das  Unfruchtbarkeitsverhältnis  der 
französischen  Ehen  im  letzten  Menschenalter,  und  über  das  Steigen  der 
Sterilität,  das  ganz  gewiss  vorhanden  ist,  noch  zuverlässige  Statistiken. 
Mit  einigen  grosssprecherischen  Schätzungen  ist  es  nicht  gethan.  Frank- 
reich könnte  ohne  Frage  das  beste  Material  für  diese  Frage  liefern.  . . 

Ungestraft  vergreift  sich  kein  Mensch  an  den  natürlichen  Verhält- 
nissen der  Gattung.  In  irgend  welcher  Weise  müssen  sich  die  Folgen 
des  Eingriffes  zeigen ;  denn  ohne  Folge  bleibt  nichts  in  der  Natur. 

Von  welcher  Tragweite  hinsichtlich  der  Existenzbedingungen  unserer 
Gattung  eine  allgemeine  Einführung  des  Malthusianismus  sein  würde, 
lässt  sich  nur  ahnen ,  nicht  bestimmt  voraussagen.  Nur  dass  Folgen 
eintreten  müssen  wissen  wir,  aber  nicht  welche. 

Nach  Maithus  selbst  ist  der  Zweck  der  Verminderung  der  Geburten- 
ziffer ,  für  unsere  Nachkommen  günstigere  Daseinsbeding- 
ungen, reichlichere  Existenzmittel  zu  schaffen.  Es  lässt 
sich  leicht  nachweisen  ,  dass  seine  Massnahmen  in  Wirklichkeit  nur 
Unheil  für  jene  hervorrufen  müssen.  Und  zwar  in  mehr- 
facher Beziehung.  Potentiell  wäre  ein  Elternpaar  vielleicht  durch  sechs 
Kinder  fortgepflanzt.  Infolge  des  Eingriffs  in  das  Walten  der  Natur 
im  Leibe  der  Mutter  besitzt  es  nur  zwei.  Zugegeben,  dass  es  diesen 
zwei  eine  sorgfältigere  Erziehung  angedeihen  zu  lassen  imstande  ist, 
als  es  bei  sechs,  vermocht  hätte,  so  ist  doch  die  Möglichkeit,  dass  sich 
unter  sechs  Kindern  zwei  tüchtige  befinden,  dreimal  so  gross  als  unter 
eben  nur  zwei.  Und  auf  die  tüchtigsten  Gattungsträger  kommt  bei  der 
Entwicklung  alles  an.  Einmal  angenommen,  was  ja  nicht  der  Fall 
sein  wird ,  von  den  sechs  gingen  vier  im  Wettbewerb  um  die  nötigen 
Daseinsmittel  zu  Grunde,  und  nur  zwei  blieben  überleben,  so  würden 
unter  allen  vernünftigen  Verhältnissen  diese  zwei  die  besten ,  Wider- 
stands- und  anpassungsfähigsten ,  gesündesten  und  arbeitstüchtigsten 
sein,  während  im  anderen  Falle,  wo  nur  zwei  existieren,  diesen  beiden 
nur  mittels  eines  sonderbaren  Zufalles  die  besten  unter  den  sechs  po- 
tentiellen   Geschwistern  sein    könnten.     So   wird    die   willkürliche  Ein- 
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.schränkung  der  Befriichlung  zu  einem  Hemmungsmittel  für  die  Weiter- 
und Höherentwicklung  der  Gattung,  des  Stammes,  der  eigenen  Enkel. 
In  Frankreich  hat  das  Zwcikindersystem  den  tiefsten  Boden,  die  Misch- 
linge aus  Romanen,  Kelten  und  Germanen  sind  bereits  am  weitesten 
degeneriert.  Die  Frauen  scheuen  die  Schmerzen  der  Mutterschaft  und 
die  Männer  die  Sorge,  die  eine  grosse  Familie  auferlegt.  Bereits  heute 
drückt  das  Z  w  e  ikinder  sy  s  t  em  das  geistige  Niveau  Frank- 
reichs herunter.  Natürlich  1  Die  niederen  Stände  vermehren  sich 
zahlreich  wie  zuvor.  Die  Gebildeten  haben  nur  zwei  Kinder.  Ihre 
Zahl  steht  also  nicht  nur  still,  sondern  da  viele  überhaupt  nie  heiraten, 
und  die  Kinder  der  Entnervten  meist  früh  sterben,  geht  sie  zurück. 
Folglich  wird  das  Verhältnis  der  ungebildeten  Schichten  zu 
den  Gebildeten  mit  jedem  Jahre  ein  ungünstigeres  für  letztere. 

Unter  einem  ähnlichen  Schaden  leidet  Deutschlanrl.  Aber  aus  einem 
andern  Grunde.  Familien,  die  überhaupt  Kinder  haben ,  haben  meist 
deren  mehr  als  zwei.  Aber  es  giebt  nur  allzuviele  unter  den  Gebil- 
deten, die  nie  oder  doch  nur  sehr  spät  dazu  kommen,  eine  Familie  zu 
haben,  und  das  liegt  vorzugsweise  an  unserer  langwierigen  Erziehung 
und  Vorbereitung  für  die  Lebensbahn,  welche  jeder,  der  ein  Gebildeter 
werden  will,  durchmachen  muss. 

Aber  noch  mehr.  Fast  überall  in  der  Natur  halten  sich  ungünstige 
und  günstige  Einflüsse  fast  die  Wage.  Die  günstigen  überwiegen  ge- 
wöhnlich nur  um  ein  Minimum.  Darum  auch  der  langsame  Fortschritt 
der  Entwickelung  durch  Tausende  von  Jahresmillionen.  Jene  Hemmung 
des  Fortschritts  reiht  sich  unter  die  ungünstigen  Daseinsbedingungen 
ein.  Sie  ist,  wie  gezeigt,  eine  ganz  bedeutende.  Sie  verringert  in  dem 
benutzten  Beispiele  die  Möglichkeit,  ein  tüchtigeres  Kinderpaar,  als 
die  Eltern  waren,  zu  zeugen,  auf  ein  Drittel.  Somit  werden  wahrschein- 
lich mit  diesem  neuen  verderblichen  Einfluss  zusammen  die  ungünstigen 
Einflüsse  überhaupt  überwiegen,  und  ein  Rückgang  der  ganzen  Gattung 
rauss  eintreten. 

Diese  Erwägungen  treffen  aber  nur  zu  für  den  Fall,  dass  gleich- 
zeitig bei  allen  1480  Millionen  Erden  menschen  die  Kinderbeschrän- 
kung auf  zwei  Stück  eingeführt  wurde.  Das  ist  aber,  wie  nicht  erst 
bewiesen  zu  werden  braucht,  unmöglich.  Angenommen  die  vorhandenen 
357  Millionen  Europäer  führten  diese  Einrichtung  gleichzeitig  durch, 
so  würden  sie  im  Verhältnis  zu  den  sich  in  gleichem  Schritt  wie  bis- 
her fortvermehrenden  1 100  übrigen  Millionen  an  Zahl  fortgesetzt  zurück- 
gehen, und  während  sie  heute  fast  ein  Drittel  der  gesamten  Mensch- 
heit ausmachen,  bald  nur  ein  Viertel,  Fünftel,  Sechstel  derselben  bilden, 
schliesslich  ganz  verschwinden  und  trotz  aller  ihrer  erhabenen  Kultur- 
errungenschaften anderen  das  fette  Erbe  überlassen  müssen.  Das  wäre 
der  Preis  für  ihre  edelmütige  Enthaltsamkeit  oder  ihre  fleissige  Be- 
nutzung des  Besarion  occlusivum. 
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Je  mehr  tüchtige  Kinder  der  Mensch  in  die  Welt  setzt,  eine  desto 
grössere  Wohlthat  thut  er  seinem  Volke,  thut  er  der  Menschheit.  Der 
Malthusianer  sagt,  desto  mehr  vergrössert  er  die  Zahl  der  Esser,  also 
das  Missverhältnis  zwischen  Bevölkerung  und  Nahrungsmitteln,  und 
desto  mehr  fördert  er  die  allgemeine  Not.  In  beschränktem  Sinne  ist 
das  scheinbar  richtig.  Dabei  ist  vergessen,  dass  Menschenkunst  heute 
die  Nahrungsmittel  produziert  und  dass  der  Teil,  den  die  Ei-de  ohne 
menschliches  Zuthun  trägt,  ein  verschwindend  geringer  ist.  Ebenso, 
dass  mit  der  Zahl  der  Esser  auch  die  Zahl  der  Arbeiter  wächst.  Wenn 
alle  Menschen  heute  begännen,  jene  Norm  zu  befolgen  und  möglichst 
wenig  Kinder  zeugten,  so  würde  der  Erfolg  nicht  allgemeiner  Reichtum 
sein ,  sondern  die  Rohheit  und  Stumpfheit  längst  Über- 
wundenerjahrtausende. Ausserdem  würde  die  zurückgehende 
Bevölkerung  die  Nahrungsmittelmenge  nicht  mehr  auf  der  früheren 
Höhe  halten  können  und  somit  keinerlei  Ueberfluss  haben.  Sie  würde 
mit  ihr  zurückgehen. 

Auch  diese  Möglichkeit  deckt  sich  nicht  mit  den  wirklichen  Ver- 
hältnissen. In  Wirklichkeit  wird  immer  nur  ein  kleiner  Teil  der  Be- 
völkerung eines  Landes  das  Mittel  zur  Anwendung  bringen,  und  zwar 
derjenige,  dessen  Mütter  die  Schmerzen  der  Mutterschaft  und  dessen 
Väter  die  Lasten  der  Vaterschaft  scheuen.  Wenn  sie  zu  Grunde  gehen, 
so  verliert  die  Menschheit  an  Tüchtigkeit  nichts.  Sicher  ist  dies  bei 
den  meisten  Menschen  der  Fall,  welche  sich  zu  dem  Malthusianismus 
bekennen.  Neben  ihnen  aber  giebt  es  auch  ohne  Zweifel  solche,  welche 
in  der  Furcht  vor  einer  drohenden  Uebervölkerung  der  Erde,  also  aus 
Gewissenhaftigkeit  die  eigene  Kinderzahl  beschränken.  Mit  dieser  Art 
ist  leicht  abzurechnen  durch  den  Nachweis,  dass  sie  lediglich  zu  Gun- 
sten der  Gewissenlosen  und  derenNachkommen  auf 
Kosten  der  eigenen  Kinder  wirtschaftet.  Angenommen ,  die 
Ueberzeugung,  wir  stünden  vor  einer  drohenden  Uebervölkerung  der 
Erde,  würde  allgemein  und  ebenso  der  Glaube,  man  könne  diesem 
Uebel  nur  durch  Beschränkung  der  Kinderzahl  wehren.  Dann  würden 
doch  immer  nur  die  Gewissenhaften  darnach  handeln.  Den  Lumpen 
würde  es  nichts  verschlagen,  trotzdem  zehn  Kinder  in  die  Welt  zu  setzen. 
Die  Gewissenhaften  zeugen  zwei,  die  Lumpe  zehn  Kinder,  d.  h.  in  we- 
nigen Generationen  giebt  es  bloss  noch  Nachkommen  der  Lumpe  und 
keine  mehr  der  Gewissenhaften. 

Selbst  in  der  Form,  ein  jeder  solle  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen nur  soviel  Kinder  zeugen,  als  ihm  sein  Einkommen  zu  ernähren 
gestattet,  ist  die  Doktrin  des  Malthusianismus  unhaltbar.  Man  wird 
allgemein  zugeben,  dass  die  Besitzenden  keineswegs  immer 
die  stärksten,  gesündesten,  tüchtigsten  sind.  Dem 
Reichen  gestattet  sein  Vermögen  zehn  Kinder  zu  zeugen,  dem  Armen 
sein  Einkommen  nur  zwei.    Handelten  sämtliche  Einwohner  eines  Landes 
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nach  diesem  Oesetz,  so  würden  sich  die  Reichen  fünfmal  so  stark  ver- 
mehren als  die  Armen.  Letztere  würden  sogar  überhaupt  nicht  mehr 
zu-,  sondern  abnehmen,  da  oft  genug  in  späterer  Zeit  ein  Kind  stirbt, 
ohne  sich  fortgepllanzt  zu  haben.  Wenn  die  Besitzenden  auch  die  tüch- 
tigsten wären,  so  könnte  man  von  einer  wirklichen  Auslese  auf  diesem 
Wege  reden.  Dazu  gehörte  aber,  dass  der  natürliche  Wettbewerb  nicht 
durcli  E  rbsc  h  a  ft  Seinrichtungen  ausser  Uebung  gesetzt  wäre,  so  dass 
nur  diejenigen  arm  wären,  deren  Fähigkeiten  ihnen  nur  einen 
mangelhaften  Erwerb  gestatteten. 

Aber  jene  Furcht,  die  Malthus  erneuert  hat,  ist  ganz  unbegründet. 
Allerdings  ist  die  Natur  verschwenderisch  mit  ihren  Keimen,  aber  gross 
werden  nur  diejenigen,  für  die  es  Nahrung  giebt.  Es  kann  niemals 
mehr  Menschen  auf  der  Erde  geben  ,  als  Nahrung  finden.  Und  bis 
man  nicht  den  Nachweis  führt,  dass  einmal  mit  einem  Schlage  sich  die 
Summe  der  auf  der  Erde  vorhandenen  Nahrungsmittel  vermindern  wird, 
so  lange  ist  solch  eine  allgemeine  Hungersnot  nur  ein  phantastisches 
Hirngespinnst. 

Malthus  hat  in  seiner  Rechnung  den  Fehler  begangen,  den  der 
Sozialist  begehen  musste,  und  an  den  der  Menschheitsschwärmer 
des  achtzehnten  Jahrhunderts  nicht  denken  konnte:  er  hat  alle  Men- 
schen als  gleichwertig  für  die  Entwickelung  angenommen,  deren 
Bedeutung  und  deren  Wesen  er  freilich  noch  nicht  ahnen  konnte.  Er 
hat  überhaupt  noch  nicht  an  eine  Veränderlichkeit  des  Menschenge- 
schlechtes gedacht,  sondern  sah  in  dessen  Leben  noch  ewigen  Stillstand. 
Gleichwohl  hat  auch  Malthus  in  dieser  Frage  ein  unendliches  Verdienst. 
Nicht  nur  dass  seine  Aufstellungen  über  die  Bevölkerungsbewegungen 
Darwin  die  Anregung  und  die  Grundlage  zu  seinen  naturphilosophischen 
Spekulationen  gegeben  haben,  die  er  dann  durch  tausendfaches  Material 
begründen  und  zur  Theorie  erheben  konnte,  sondern  er  hat  auch  zuerst 
von  der  Vergangenheit  den  Blick  denkender  Menschen  in  nicht  utopischer 
Weise  auf  die  Zukunft  gelenkt. 

Die  Naturthatsache  der  zahlreichen  Keime  und  des  Triebes  der 
Gattungserhaltung  setzt  unaufhörlich  Millionen  von  Wesen  in  die  Welt, 
die  nach  der  anderen  Naturthatsache  der  Begrenztheit  der  Nah- 
rungsmittel nicht  erhalten  werden  können.  So  ist  es  überall  in  der 
Natur,  und  bei  aller  seiner  Menschenfreundlichkeit  war  es  leichtfertig 
von  Malthus,  denMenschen  von  diesen  Thatsachen  aus  nehmen 
zu  wollen.  Er  sah  das  Endziel  menschlichen  Daseins  noch  in  der 
Erreichung  eines  individuellen  Glückes  vieler  einzelner,  und  noch  nicht 
in  der  Steigerung  der  Fähigkeiten  der  Gattung.  Von  dieser  wusste  er 
noch  nichts ,  aber  jene  ging  ihm  in  seiner  geringen  Achtung  vor  dem 
Walten  der  Natur  über  dieses.  In  dem  Wunsche,  dem  Menschen  durch 
Aufhebung  von  Not  und  Mangel  ein  Leben  über  der  Natur  zu  schaffen, 
war  er  auf  dem  besten  Wege,    ihm   durch  Aufhebung  der    natürlichen 
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Auslese  durch  den  Wettbewerb  um  die  Daseinsmittel  ein  Dasein  unter 
der  bereits  erreichten  leiblichen  und  geistigen  Vollkommenheitsstufe  zu 
bereiten.  Der  Verfasser  der  »Grundzüge  der  Gesellschaftswissenschaft« 
versteigt  sich  sogar  zu  der  Hyperbel,  in  allen  anderen  Dingen  ruhe 
unser  Heil  in  dem  Gehorsam  gegen  die  Naturgesetze,  aber  in  Bezug 
auf  die  Zeugungsorgane  sei  es  sichere  Vernichtung,  ihren  Naturgesetzen 
zu  gehorchen.  Freilich  hat  ja  auch  dieser  noch  immer  unbekannte 
englische  Denker  sein  Werk  vor  1859  geschrieben,  dem  Jahre,  in  dem 
das  Verständnis  für  den  Wert  des  Konkurrenzkampfes  der  Kulturmensch- 
heit durch  Darwin  aufging. 

Wem  das  als  erstrebenswertes  Ziel  erscheint,  dass  die  nächsten 
zehn  Geschlechter  vielleicht  unter  möglich  leichten  Daseinsbedingungen 
leben  und  dann  das  ganze  Volk  aus  der  Geschichte  ver- 
schwindet, der  mag  immerhin  sich  zu  dem  französischen  Zweikinder- 
system bekennen ,  und  es  als  Wohlthat  für  das  Volk  predigen.  Wir 
andern  aber  wollen  dieser  Kurzsichtigkeit  entgegentreten ,  wo  wir  sie 
finden,  wir  anderen,  denen  das  Wohl  und  die  Grösse  unseres  Stammes 
am  Herzen  liegt. 

Die  Kindersterblichkeit  bedeutet  allerdings  einen  gewissen 
Verlust  für  den  Volksstand.  Schon  Maithus  meint ,  und  gewiss  mit 
Recht,  jedes  Kind,  das  unter  zehn  Jahren  sterbe,  bedeute  für  die  Nation 
einen  Verlust  alles  dessen,  was  bis  zu  diesem  Lebensalter  für  seinen 
Unterhalt  aufgewandt  worden  sei.  Aber  man  kann  darin  noch  bedeu- 
tend weiter  gehen.  Auch  die  Mutter  des  Kindes  hat  für  dessen  Empor- 
wachsen in  ihrem  Schosse  ein  bedeutendes  Kraftmass  nutzlos  aufge- 
braucht, und  in  vielen  Fällen  ist  für  ihren  Körper  damit  eine  Schwächung 
verbunden,  die  nunmehr  nach  dem  Tode  ihres  Kindes  bleibt,  während 
das  Erzeugnis  jenes  Kraftaufwandes  vernichtet  ist.  Die  Kindersterb- 
lichkeit, namentlich  im  höheren  Kindesalter,  schädigt  also  das  National- 
einkommen und  damit  den  Volksstand  ebenfalls  etwas.  Aber  doch 
nicht  in  dem  Masse  wie  die  Verminderung  der  Kindererzeugung.  An- 
dererseits hat  die  Kindersterblichkeit  eine  enorme  Bedeutung  als  Aus- 
leseprozess.  Denn  bei  ihr  findet  die  Auslese  insofern  radikal  statt,  als 
ein  sieches  Kind,  das  stirbt,  niemals  schon  Nachkommen  hinterlassen 
kann,  während  bei  der  heutigen  Fahrlässigkeit  beim  Heiraten  schwind- 
süchtige Erwachsene  nicht  selten  schon  mit  einigen  Kindern  die  Rasse 
verschlechtert  haben.  Eine  gesteigerte  Kindersterblichkeit  in  Wahl  ge- 
stellt mit  einem  Minder  an  Zeugungen  ist  vom  Standpunkte  des  Rasse- 
wohles sicher  diesem  vorzuziehen ,  selbst  wenn  wie  heute  in  Preussen 
von  den  Lebendgeborenen  22  Proz.  im    ersten  Lebensjahre  sterben.  .  . 

Schon  das  alte  Indien  kannte  die  Bedeutung  tüchtiger  Nachkom- 
menschaft. »Durch  einen  Sohn  erlangt  ein  Mann  einen  Sieg  über  alles 
Volk;  durch  eines  Sohnes  Sohn  geniesst  er  L^nsterblichkeit  und  durch 
den  Sohn  jenes  Enkels  erreicht  er  nachher  das  Reich  der  Sonne«,  heisst 
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es  in  Manus  Gesetzen.  Tn  Frankreich  ist  man  sich  dieser  Thatsachen 
recht  wohl  bewusst.  In  seinem  »Ende  der  Welt«  hat  Drummont  sie 
ja  offen  vor  jedermanns  Augen  gestellt  und  wie  zum  Hohn  auf  sein 
Heimatland  den  Spruch  des  Kanzelredners /)<7^<?r//<7/><f  ausgeführt:  >  Manch- 
mal sterben  die  Völker,  ohne  es  zu  fühlen,  und  erlöschen  in  einer  an- 
genehmen, von  ihnen  selbst  geliebten  Ruhe;  manchmal  sterben  sie  auch 
mitten  in  Freudenfesten,  indem  sie  Siegeshymnen  singen  und  sich  ihrer 
Unsterblichkeit  rühmen.«  Er  steht  mit  seinen  Befürchtungen  nicht 
allein.  Dumont  hat  in  seinem  liuche  Dcpopulation  et  civilisation ,  dem 
dreizehnten  Bande  der  Bibliothcque  anthropologique  ganz  richtig  gesagt: 
»Wenn  etwa  zweihundert  Personen  bei  fünf  oder  sechs  Eisenbahnun- 
glücksfällen ums  Leben  kommen ,  bricht  die  ganze  Nation  in  Klagen 
aus  und  verlangt  stürmisch  nach  dem  Einschreiten  des  Staates.  Die 
Entvölkerung  des  platten  Landes  dagegen ,  welche  jährlich  eine  viel 
tausendfach  grössere  Zahl  von  Bewohnern  kostet,  verursacht  uns  wohl 
eine  unbestimmte  Beunruhigung  für  die  Zukunft,  lässt  uns  aber  im  all- 
gemeinen so  gut  wie  stumm.  Man  gerät  wegen  der  geringsten  politischen 
Frage  in  Leidenschaft,  gegen  die  wichtigste  aller  sozialen  Fragen  ver- 
schliesst  man  jedoch  die  Augen  und  geht  zu  einem  anderen  Gegen- 
stand über.«  . . . 

Das  Bild  von  einem  Dasein,  in  dem  es  nur  ruhige,  sich  liebende, 
glückliche  Menschen  giebt,  ist  den  Europäern  seit  anderthalb  Jahr- 
tausenden so  oft  vorgegaukelt  worden ,  dass  es  sich  wirklich  in  vielen 
Köpfen  als  erstrebenswertes  Ideal  festgesetzt  hat.  Und  doch  ist  es 
ein  Ideal,  welches  völlig  ausserhalb  der  Entwicklung  un- 
serer Gattung,  völlig  ausserhalb  von  alledem  liegt,  was  wir  über 
dauernde  Resultate  natürlicher  Daseinsbedingungen  wissen.  Allent- 
halben überlebt  das  Zweckmässige  in  der  Natur,  oder,  weniger 
unter  menschlichem  Bilde  gesprochen,  das  den  Daseinsbedingungen 
am  besten  Angepasste.  Davon,  dass  das  Glücklichste  überlebe, 
das  sich  selbst  am  wohlsten  Fühlende,  ist  noch  nie  etwas  bekannt  ge- 
worden. Im  Gegenteil  wissen  wir,  dass  überall,  wo  die  Daseinsmittel 
besonders  reich  sind,  sich  auch  binnen  kurzer  Zeit  Veränderungen  inner- 
halb der  Arten  vollziehen,  die  sie  geniessen,  entweder  numerische  oder 
auch  wesenhafte.  Das  Ziel,  allen  Menschen  Glück  in  Form  eines  recht 
auskömmlichen,  behaglichen  Daseins  zu  schaffen,  ist  schon  darum  auf 
die  Dauer  unhaltbar,  selbst  wenn  es  in  einem  bestimmten  Zeitpunkte 
erreichbar  sein  sollte,  —  weil  alsdann  sofort  mindestens  eine  Vermeh- 
rung derselben  bis  an  die  Grenzen  des  Nahrungsspielraumes  stattfinden 
müsste,  im  Falle  von  deren  Verhinderung  aber,  etwa  durch  Vorbeugung 
der  Befruchtung,  numerischer  und  wesenhafter  Rückgang,  Vertierung, 
Unkultur,  Verschwinden  der  Menschenrasse.  Vielleicht  gelänge  es  dann 
einer  anderen  Affenart  mit  schmaler  Nase  sich  im  unerbittlichen  Daseins- 
kampfe zu   einer    ähnlichen   geistigen    und   körperlichen  Höhe    empor- 
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zuarbeiten,  wie  die,  auf  der  die  Kulturvölker  heute  stehen.  —  »Glück 
für  alle«,  das  ist  ein  Ruf,  der  eine  Utopie  einschliesst ,  so  tief  auch 
das  Streben  nach  Glück  im  Menschengeist  wurzelt.  Was  ist  Glück  ? 
möchte  man  fragen  wie:  was  ist  Wahrheit?  Für  jeden  —  Erfüllung 
seiner  Wünsche.  Aber  auch  dies  nur,  so  weit  sie  zu  seinem  Besten 
sind.  Aber  aller  Menschen  Wünsche  gehen  auseinander,  und  jemehr 
der  Mensch  erreicht,  desto  höher  fliegt  auch  sein  Wunsch.  Giebt  es 
schon  in  diesem  Sinne  »Glück  für  alle«  nicht,  so  giebt  es  dies  auch 
nicht  in  dem  Sinne  reichlicher  Nahrung  für  alle.  »Glück  für  alle«  ist 
ein  Ziel,  das  ausserhalb  der  Entwicklungsmöglichkeiten  für  uns  liegt, 
weil  es  im  Widerspruch  steht  mit  den  Daseinsbedingungen,  an  die,  so 
weit  heute  unser  Wissen  reicht,  das  Bestehen  einer  bestimmten  Gattung 
in  bestimmter  Entwicklungsstufe  geknüpft  ist. 

Es  ist  sinnlos ,  auf  ein  soziales  Ziel  hinzuarbeiten ,  das  ausserhalb 
der  auf  unserem  Planeten  vorhandenen  Lebensbedingungen  liegt.  Das 
diesen  am  besten  Entsprechende  überlebt,  und  wo  sich  künstliche  Züch- 
tung und  natürlicher  Wettbewerb  vereinen,  Wesen  zu  schaffen,  die  den 
Lebensbedingungen  unserer  Erde  am  besten  angepasst  sind,  da  kann 
man  Grosses  erreichen.  Wo  aber  die  Phantasie  und  der  ihr  nacheilende 
Wunsch  der  Verwirklichung  ihrer  Bilder  dahin  ausschweift,  was  jenseits 
dessen  liegt,  was  wir  von  den  Voraussetzungen  der  Entwicklung  nach 
aufwärts  wissen,  da  kann  am  Ende  nur  der  Niedergang  der  Rasse  stehen. 

Die  Erhaltung  des  eigenen  Volkes,  des  eigenen  Stammes,  forderte 
es,  dass  wir  nicht  daran  dächten,  einstiger  Uebervölkerung  vorzubeugen, 
selbst  wenn  diese  möglich  wäre.  Wer  kann  wissen,  ob  nicht  vielleicht 
in  einem  Jahrhundert  bereits  unser  Volk  vor  die  harte  Konkurrenz  mit 
einem  zähen,  aufblühenden  Stamme  gestellt  ist  und  es  dann  nur  auf 
ein  geringes  Mehr   an  Zeugungskraft   ankommt,    ob  er  sich   erhält  .  .  . 

In  der  ganzen  Rechnung  sind  der  Wettbewerb  um  die 
nötigen  Daseins  mittel  und  die  züchtende  Kraft  seiner 
Auslese  vergessen,  die  allein  die  Völker  auf  ihrer  Höhe  halten; 
dabei  ist  vergessen,  dass  wie  der  einzelne  mit  dem  einzelnen  im  Volke, 
so  Volk  mit  Volk ,  Stamm  mit  Stamm  und  die  Menschengattuncr  mit 
der  Tierwelt  und  den  Naturgewalten  beständig  ums  Dasein  ringt,  dass 
Völker  unaufhörlich  untergehen  und  andere  auftauchen,  dass  die  Staaten- 
grenzen ununterbrochen  schwanken,  und  aufsteigende  Stämme  nieder- 
steigende verschlingen.  —  Das  alles,  alles  ist  vergessen.  MaÜhus'  prak- 
tische Vorschläge,  gerade  wie  die  des  Verfassers  der  »Grundzüge  der 
Gesellschaftswissenschaft«,  John  Stuart  MiWs,  Charles  Bradlajigh's  und 
An7iie  Besant'%  David  Ricardo" %  und  Zacharia's  —  sie  alle  sind  Krämer- 
politik, Politik  der  kurzsichtigsten  Selbstsucht,  die  sich  selbst  vor  lauter 
Habsucht  zu  Grunde  richtet.  Ausgedehnt  auf  ein  Jahrtausend 
muss  die  Kinderbeschränkung  jedesVolk  zum  Unter- 
gang  führen   statt   zur  Weltherrschaft.     Mittels    der  Ein- 
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däninmng  der  eigenen  Volkskraft  und  der  Verpuffung  dcrsell)en  in  Zeu- 
gungen, hei  denen  die  Befruchtung  unmöglich  gemacht  ist,  erobert  man 
sich  nicht  den  Erdball.  Es  ist  immer  ein  Zeichen  des  Rassennieder- 
ganges, wenn  sich  die  Eltern  nicht  die  Kraft  zutrauen,  die  natürliche 
Zahl  Kinder  gross  zu  ziehen.  Der  Starke  wird  immer  seine  Freude 
haben  an  zahlreicher  Nachkommenschaft.  Je  grösser  sie  ist ,  desto 
grösser  wird  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  einige  besonders  tüchtige 
Glieder  in  ihr  sich  befinden.  Immerhin  mögen  unsere  Nachbarn  in 
üst  und  West,  Süd  und  Nord  ihre  Kinderproduktion  beschränken  und 
Reichtum  schaffen.  Wir  wollen  dann  unsere  zahlreichen  Enkel  schon 
das  Erbe  der  Kinder  jener  antreten  lassen  und  durch  Erziehung  zur 
Arbeit  dafür  sorgen ,  dass  unsere  Nachkommen  die  Nachfahren  jener 
einfach  durch  bessere  Leistung  von  ihrem  Grund  und  Boden  vertreiben. 
Sobald  ein  Landstrich  auf  friedlichem  Wege  durch  deutsche  Kolonisten 
von  den  einwohnenden  Romanen  gesäubert  ist,  kann  er  sich  ja  dem 
grössten  Staatsverband  des  deutschen  Stammes  anschliessen.  So  machen 
Kulturvölker  ihre  Eroberungen.  Sie  arbeiten  den  Feind  "hinaus  aus 
seinen  eigenen  Grenzen ,  sie  verleiben  ihren  Staatsverbänden  nicht 
fremde  Volksstücke  ein ,  die  sie  anderen  durch  Sprenggeschosse  und- 
Massenmord  abgenötigt  haben,  bei  dem  die  Gesunden  fallen,  während 
die  Kranken  überleben.  Was  hat  dem  Griechentum,  dem  Römertum 
ihre  Kunst,  ihre  Kultur,  ihr  Staatswesen,  ihr  Reichtum  genützt,  als  die 
für  jene  Zeiten  ungeheuren  Germanenscharen  nach  dem  Süden  Europas 
fluteten?  Haben  Römer  die  Schätze  der  Weltstadt  geerbt,  oder  nicht 
doch  Germanen  ?  Heute  besitzt  Deutschland  50  Millionen  Einwohner, 
Frankreich  40.  Wenn  die  heutige  Bevölkerungszunahme  bei  uns  fort- 
dauert, wird  sich  die  deutsche  Bevölkerung  binnen  50  Jahren  verdoppelt 
haben,  also  100  Millionen  betragen.  Bei  dem  grossen  Gewerbfleiss  des 
Deutschen,  der  zahlreichen  infolge  der  Kornzölle  noch  nicht  in  Anwen- 
dung gebrachten  Verbesserungen  der  Landwirtschaft,  nach  Aufhebung 
der  Kornzölle  ,  die  durch  Verteuerung  der  notwendigsten  Nahrung  re- 
striktiv auf  die  Bevölkerungszunahme  wirken,  wird  diese  Verdoppelung 
sicher  möglich  sein,  und  das  Land  wird  selbst  die  nötige  Nahrung  für 
die  Hinzukommenden  bieten.  Nehmen  wir  an,  in  Frankreich  herrscht 
unterdessen  der  Malthusianismus  weiter,  die  Bevölkerung  bleibt  stationär, 
wie  sie  es  heute  ist.  Die  Folge  davon  ist  eine  ausserordentlich  »gün- 
stige« Lage  der  arbeitenden  Klassen,  oder  gleich  kurz  gesprochen  :  eine 
sehr  hohe  Kopfsumme.  In  Deutschland  wird  die  Kopfsumme  trotz 
etwas  grösserer  Produktion  bei  der  so  viel  dichteren  Bevölkerung  weit 
kleiner  seih  müssen.  Nun  ist  es  aber  wirtschaftliches  Gesetz,  dass  aus 
den  Gegenden  mit  kleiner  Kopfsumme  und  grösserer  Bevölkerungs- 
spannung ununterbrochen  ein  Abströmen  nach  Gegenden  mit  grösserer 
Kopfsumme  und  kleinerer  Bevölkerungsspannung  stattfindet.  Nach  Frank- 
reich  wird    also    eine    ausserordentlich    starke  Einwanderung    sich  den 
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Weg  bahnen,  d.  h.  Fremde  werden  das  Erbe  der  günstigen  Verhältnisse 
antreten,  die  der  präventive  Geschlechtsverkehr  der  Franzosen  geschaffen 
hat,  oder  diese  werden  durch  ihre  Vorsorge  ihre  eigenen  Enkel  ent- 
erben ,  ja  vernichten ;  denn  es  soll  den  durch  eine  hohe  Kopfsumme 
Verwöhnten  schwer  werden ,  wirtschaftlich  mit  denen  zu  konkurrieren, 
welche  eine  viel  grössere  Bevölkerungsspannung  auszuhalten  gewöhnt 
sind.  Zwei  Generationen  Arbeit  der  Einwanderer  müssen,  selbst  wenn 
noch  der  Erbkapitalismus  bestehen  sollte,  den  Besitz  in  den  Händen 
der  Enkel  der  heutigen  Besitzenden  bedeutend  mindern.  .  .  .  Alle  Mass- 
nahmen ,  welche  die  VVirtschaftskunst  des  Volksstandes  fordert ,  lassen 
sich  zusammenfassen  unter  dem  Namen  V  ol  ks  die  nst.  Alles  kommt 
darauf  an,  dauernd  einen  starkenVolksstand  zu  erhal- 
ten, dessen  Glieder  die  Glieder  anderer  Volksstände 
an  Tüchtigkeit  überragen,  und  das  Land  durch  Wah- 
rung der  genügenden  Volksspannung  für  jeden  Ein- 
dringling unzugänglich  zu  machen.  Eine  numerische  und 
graduelle  Hebung  des  Volksstandes  aber  ist  einzig  und  allein  zu  er- 
reichen durch  soziale  Reformen ,  welche  allerorts  den  Tüchtigen  auf 
Kosten  des  Untüchtigen  förderten,  an  die  Tüchtigkeit  allein  die  mate- 
riellen Vorteile  knüpften,  und  dadurch  die  Untüchtigen  einer  starken 
Auslese  aussetzten.  Numerische  Ueberlegenheit  bedingt  noch  nicht 
absolute  Ueberlegenheit.  Welche  kleine  Zahl  haben  wir  den  vierte- 
halbhundert  Millionen  Chinesen  entgegenzusetzen  !  G  ü  n  s  t  i  g  e  r  e  D  a- 
seinsbedingungen  für  ein  Volk  zu  schaffen,  ist  un- 
möglich, ohne  dass  man  zugleich  die  körperliche 
und  geistige  Tüchtigkeit  so  hebt,  dass  das  Ausland 
nicht  mehr  mit  ihr  konkurrieren  kann.  In  jedem  anderen 
Falle  vernichtet  fremde  Einwanderung  die  errungenen  Vorteile  sofort 
wieder.  Neben  der  Zahl,  ja  über  ihr  steht  die  Intelligenz,  und  es  ist 
eine  traurige  Thatsache,  dass  gerade  die  intelligente  Städtebevölkerung 
sich  am  schwächsten  vermehrt,  ja  kaum  auf  ihrem  Stande  erhält.  Für 
die  geistige  Schulung  der  Kinder,  welche  der  Staat  für  sich  förderlich 
hält,  und  andere  Dinge  giebt  der  Staat  Unsummen  aus.  Für  das,  was  ihm 
von  weit  höherem  Nutzen  wäre:  eine  möglichst  grosse  Zahl  körperlich 
und  geistig  möglichst  tüchtige  Menschen  zu  seinen  Bürgern  zu  haben, 
thut  er  nichts.  Ja  dies  verhindert  er  sogar  direkt  bei  seinen  Beamten 
durch  unsinnig  lange  Vorbereitungskurse,  deren  Dauer  mit  dem  durch 
sie  zu  leistenden  in  schreiendem  Misverhältnis  steht,  und  durch  Hunger- 
gehalte im  Heiratsalter.  Man  kann  direkt  sagen:  der  geistige  Fort- 
schritt ist  deswegen  ein  so  langsamer,  weil  die  Gebilde- 
ten im  Verhältnis  zu  ihrer  Zahl  weitaus  zu  wenig  Nach- 
kommen hinterlassen.  Der  intelligenteste  Teil  des  Volkes  ver- 
mehrt sich  am   schwächsten  von  allen,    und  die  Intelligenz    muss  sich 
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daher  immer  wieder  von  aussen  her  ersetzen.  Dem  ist  schon  Jahr- 
hunderte so.  .  .  . 

»Rechte«  so  gut  wie  /^gleiche  Rechte«  sind  nur  im  Menschenhirn 
vorhanden,  während  'l'üchtigkeit  und  Untüchtigkeit  Ijeim  Menschen  auch 
ausserhalb  unserer  Vorstellungen  vorhanden  sind.  Mit  dieser  Erkenntnis 
beginnt  eine  neue  Kulturepoche,  eine  neue  Epoche  im  Staats-  und  (ie- 
sellschaftsleben.  Ihr  Charakter  ist  aristokratisch.  Sie  unterscheidet 
Tüchtige  und  Untüchtige  und  verteilt  demnach  ihre  Rechte.  Aber  sie 
ist  nicht  erbaristokratisch.  Da  die  grösste  Tüchtigkeit  nicht  das  erb- 
liche Privileg  weniger  Familien  ist ,  sondern  der  Tüchtigste  und  die 
Tüchtigsten  jeder  Zeit  sich  bald  daher  bald  dorther  rekrutieren,  ist 
sie  nur  individuell  aristokratisch.  Sie  erkennt  nur  jenes  Individuum 
als  ein  aristokratisches  an,  das  auch  wirklich  durch  seine  persönlichen 
Eigenschaften  besser  ist  als  andere.  Da  sich  diese  grössere  Tüchtig- 
keit aber  erst  bei  der  Arbeit,  durch  Leistungen  in  der  Gesellschaft 
dokumentieren  muss,  kann  man  von  einer  Leistungsaristokratie 
oder  Sozialaristokratie  reden.  Der  deutsche  Stamm  ist  an  Zahl 
wie  an  Expansionsfähigkeit  in  ganz  anderem  Masse  im  Aufsteigen  be- 
griffen, als  der  französische.  Schon  das  weist  ihm  anderen  Stämmen 
gegenüber  die  Stellung  des  Leistungsaristokraten  an  —  so  lange  näm- 
lich seine  grössere  Leistungsfähigkeit  dauert.  Mit  ihrem  Verschwinden 
wäre  auch  jene  Stellung  verscherzt.  Er  nimmt  heute  als  Industrie-  und 
Handelsvolk  in  Europa  die  zweite  Stelle  ein,  und  wie  es  scheint,  ist 
die  Zeit  nicht  mehr  fern,  in  der  er  die  erste  behaupten  wird.  Aber 
ausserdem  is.t  uns  das  demokratische  Empfinden  auch  noch  nicht  so 
eigen  geworden  wie  dem  Franzosen.  Bis  gestern  hielten  wir  das  für 
einen  Mangel,  heute  erweist  es  sich  als  ein  Vorzug.  Wir  stehen  der 
neuen  Heilslehre  der  Sozialaristokratie  damit  schon  einen  Schritt  näher. 
Den  Rest  von  Achtung,  den  wir  den  erblich  höher  gestellten  noch 
bewahrt  hatten,  gilt  es  jetzt  auf  die  besser  geborenen,  auf  die  an 
Geburt  tüchtigeren  zu  übertragen,  und  wenn  nur  soziale  Reformen 
diesem  geistigen  Prozess  parallel  und  in  gleicher  Richtung  gehen,  dann 
wird  er  sich  auch  rasch  und  sicher  ganz  vollziehen. 

Das  deutsche  Volk  ist  das  Volk  der  Sozialaristokratie  und  dadurch 
berufen,  den  anderen  Völkern  ein  Führer  auf  der  Bahn  zur  Zukunft 
zu  werden. 


— e.  Knapp  über  die  drei  Zonen  ländlicher  Arbeitsverhältnisse  iti  Nord- 
deutschland.\  Auf  dem  jüngsten  Kongress  des  »Vereins  für  Soz.Politik« 
fasste  Prof.  Dr.  Knapp  die  Ergebnisse  der  im  vorigen  Sommer  (1892) 
von  dem  Verein  für  Sozialpolitik  veranstalteten  Enquete  über  die  Ver- 
hältnisse der  Landarbeiter  zusammen,  indem  er  sich  auf  Norddeutsch- 
land beschränkte  und  dieses  in  Gemässheit  der  vorwiegend  darin  zum 
Ausdruck  kommenden  Arbeitsverfassungen  in  drei  Teile  teilte  :  der  erste 
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westlich  der  Weser,  der  zweite  zwischen  Weser  und  Elbe,  der  dritte 
östlich  der  Elbe.  Das  in  dem  westlichen  Teil  vorwiegende  Arbeits- 
verhältnis ist  das  Heuerlings  Verhältnis,  welches  in  der  Verpachtung 
eines  Stücks  Land  von  Seiten  des  Besitzers  an  die  Arbeiter  besteht. 
Dr.  Kaerger  hat  in  seiner  Bearbeitung  der  Enquete  über  die  Verhält- 
nisse in  diesem  Teil  Deutschlands  das  Heuerlingsverhältnis  als  nach 
jeder  Richtung  günstig  und  für  Besitzer  wie  Arbeiter  vorteilhaft  be- 
zeichnet, so  dass  man  seine  Verallgemeinerung  wünschen  könnte.  Knapp 
zeigte  aber,  dass  dieses  Verhältnis  und  sein  Gedeihen  den  westfälischen 
Bauernhof  zur  Voraussetzung  hat,  dessen  Besitzer  in  Bildung  und  Sitten, 
wenn  auch  eben  nicht  im  Besitz,  mit  dem  Heuerling  auf  einer  Stufe 
steht  und  mit  ihm  umgeht.  In  dem  mittleren  Teile  Norddeutschlands 
überwiegen  die  in  Dörfern  wohnenden  freien  Arbeiter, 
die  auf  den  nicht  umfangreichen  umliegenden  Rittergütern  Beschäftigung 
finden  und  im  übrigen  selbständig  sind.  Im  östlichen  Norddeutschland 
überwiegen  die  grossen  Rittergüter,  auf  denen  die  Hauptklasse  der  Ar- 
beiter Instleute  sind.  Letztere  befinden  sich  aber  im  Rückgang, 
weil  an  die  Stelle  der  früheren  Naturallöhnung  mehr  Geldlöhnung,  an 
Stelle  der  patriarchalischen  eine  kapitalistische  Bewirtschaftung  getreten 
ist.  Hierdurch  werden  zugleich  die  Wanderarbeiter  aus  Russland  und 
Polen  angezogen,  die  sich  mit  niedrigem  Lohn  zufrieden  geben,  mit 
dem  sich  schliesslich  auch  die  Instleute  begnügen  müssen.  Das  und 
das  Fehlen  von  Bauerndörfern  bewirke  die  Abwanderung  nach  dem 
Westen.  Knapp  forderte  die  Anlegung  von  Bauerndörfern  im  Osten 
und  die  Ansiedelung  von  Arbeitern  in  diesen  Dörfern ,  indem  er  ins- 
besondere die  Errichtung  selbständiger  Arbeiterkolonien  als  sozialpoli- 
tisch nachteilig  verwarf  (Auf  demselben  Standpunkt  steht,  s.  o.  das 
Buch  von  Professor  Freiherr  voti  der  Goltz  »Die  ländliche  Arbeiterklasse 
und  der  Staat«).  Knapp  bezeichnet  die  Erfahrungen,  die  man  mit  dem 
Ansiedelungsgesetz  für  Posen  und  Westpreussen  in  Bezug  auf  Bauern- 
kolonisation gemacht  habe,  als  günstige  und  glaubt,  dass  mit  den  beiden 
Rentengütergesetzen  von  1890  und  1891  noch  viel  erreicht  werden  könne. 


— e.  Der  Preisfall  des  Getreides  im  Jahre  i8g2.  —  Staffeltarife  für 
Getreide.  Dr.  La?idgraf  äussert  sich  im  Jahresbericht  der  Handels- 
kammer des  bedeutendsten  südwestdeutschen  Getreidehandelsplatzes 
(Mannheim)  über  den  extremen  Preisfall  des  Jahres  1892 ,  welcher  um 
so  empfindlicher  war,  als  das  Misserntenjahr  1891  einen  seit  längerer 
Zeit  nicht  erreichten  Preishochstand  verursacht  hatte.  Der  in  der  neue- 
sten Preisgeschichte  seltene  Kontrast  erklärt,  rechtfertigt  aber  noch 
lange  nicht  die  erneute  energische  Agitation  für  Getreidehochschutz. 
Landgraf  s2igX.  von  der  Preisbewegung  des  Weizens  und  Roggens  in 
Mannheim  während  1892:  »Mit  aussergewöhnlich  reichhaltigen  Lägern 
an  Weizen  allein  mit  nahezu  einer  Million  Doppelzentner,   trat  man  in 
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das  Jahr  ein,  weil  man  in  manchen  Ländern  eine  Hungersnot  fürchtete. 
Statt  dessen  hat  die  so  aussergewöhnhrh  reiche  Ernte  Nordamerikas 
eine  Fülle  an  Cerealien  entstehen  lassen,  welche  noch  verstärkt  durch 
die  besten  Aussichten  auf  die  neue  heimische  Ernte  eine  Preisbewegung 
schuf,  wie  sie  bisher  weder  in  der  Richtung  ihrer  PLntwickelung 
noch  in  ihrem  Umfang  jemals  früher  vorgekommen  ist. 
Die  Preise  der  beiden  wichtigsten  Getreidearten,  Weizen  und  Roggen, 
bewegten  sich  auf  einer  fortgesetzt  absteigenden  Linie  und  wir  sind  zur 
Zeit  der  Berichterstattung  fast  auf  dem  niedrigsten  Preisniveau  ange- 
kommen, das  in  den  letzten  Jahrzehnten  bekannt  geworden  ist.  Welcher 
Art  die  geschäftlichen  Ergebnisse  in  einem  Jahre  gewesen  sein  müssen, 
in  welchem  Weizen  zuletzt  um  67,70,  Roggen  um  88'/«  Mark  per  Tonne 
billiger  gewesen  ist,  als  am  Anfang  desselben,  bedarf  wohl  nicht  erst 
einer  besonderen  Schilderung.  Wenn  wir  in  das  Detail  der  Preisbe- 
wegung eingehen,  so  finden  wir  nur  ein  einziges  Jahr,  welches  niedrigere 
Preise  überhaupt  in  den  16  Jahren  1877/92  für  den  Hauptgetreideartikel 
des  Platzes  erkennen  lässt,  nämlich  das  Jahr  1884.  Jedenfalls  aber 
giebt  es  innerhalb  dieser  Periode  kein  Jahr,  in  welchem  die  Weizen- 
preise in  einem  solchen  Verhältnisse  fort  und  fort  gefallen  sind,  wie 
in  1892,  nämlich  um  mehr  als  25  Proz.  innerhalb  12  Monate.  Eine 
ähnliche  Erscheinung  besteht  für  Roggen.  Das  Jahr  war  für  den 
Handel  nicht  günstig.«  Ueber  die  Wirkungen  des  russischen  Aus- 
fuhrverbotes 1891  hatte  sich  der  Handel  getäuscht.  Landgraf 
bemerkt  hierüber :  »Der  von  der  handelsstatistischen  Sektion  des  Börsen- 
komitees in  Riga  über  den  Handel  dieses  Platzes  im  Jahre  1891  erschie- 
nene Bericht  konstatiert,  dass  Roggen  in  1891  aus  Russland  in  grös- 
serer Menge  exportiert  worden  ist,  als  im  Durchschnitt  der  fünf 
vorangegangenen  Jahre ,  Gerste  etwa  um  die  Hälfte ,  Hafer  um  etwa 
Vs  weniger,  dass  Weizen  dagegen  in  einem  Quantum  ausgeführt  worden 
ist,  wie  nie  zuvor.« 

— e.  Körösi,/.,  Demologische  Beiträge  zur  Erweiterung  der  Nataiitäts- 
und  Fruchtbarkeits-Statistik.  —  Mortalitäts-Coefficiejit  und  Mortalitäts- Index. 
Ueber  die  approximative  Berechnung  der  Sterblichkeit  in  Grossstädten.  Drei 
Denkschriften  an  das  Internationale  Statistische  Institut.  (Sonderabdruck 
aus  dem  »Bulletin  de  l'Institut  International  de  Statistique«.)  Berlin, 
Puttkammer  u.  Mühlbrecht.  —  Dieser  bemerkenswerten  Arbeit  entnehmen 
wir  einige  Daten:  Aus  der  neuen  selbständigen  Natalitätsstatistik  der 
Stadt  Pest  (1889/92)  ergiebt  sich  folgendes  Verhältnis  der  Frucht- 
barkeit und  Kindererhaltung  zwischen  Katholiken,  Pro- 
testanten und  Israeliten.  Es  zeigen  Katholiken  und  I  s- 
r  a  e  1  it  e  n  die  grösste,  u.  zw.  eine  beinahe  gleich  grosse  Fruchtbarkeit, 
nämlich  die  Katholiken  541,  die  Israeliten  557  Kinder  per  100  (über 
30 jähr.)    Ehen,    während    im    Kreise     hundert    evangelischer  Familien 
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nur  479  Kinder  zur  Welt  kamen.  Die  These  von  der  übergrossen 
Fruchtbarkeit  des  jüdischen  Stammes  findet  solcherart  in  diesen  sta- 
tistischen Angaben  keine  Bekräftigung.  Wohl  aber  beweisen  die  Juden 
eine  höhere  Kraft  ')  der  Kindererhaltung ,  indem  bei  Ehen  von  mehr 
als  dreissigjähriger  Dauer  noch  61 ''/s  Proz.  der  Kinder  am  Leben  bleiben, 
dagegen  bei  den  Evangelischen  bloss  52^/4  Proz.,  ja  bei  den  Katholiken 
nur  51V2  Proz.  Infolge  dieser  Umstände  stellen  sich  die  Verhältnisse 
solchermassen,  dass  unter  je  100  über  dreissigjährigen  Ehen  sich  bei 
den  Katholiken  noch  278  Kinder  am  Leben  befinden,  bei  den  Evan- 
gelischen 252,  hingegen  bei  den  Juden  344.  Diese  Ziffern  werden  frei- 
lich erst  dann  Schlüsse  gestatten,  wenn  sie  mit  der  Berufsgliederung 
und  anderen  Verhältnissen  der  genannten  drei  Volksschichten  werden 
in  Verbindung  gebracht  sein. 


—  e.  Das  kaukasische  Russland   als  Konkurrent  der   westeuropäischen 
Landwirtschaft.    Russland  wird  zur  Zeit  neben  Nordamerika,  Australien 
und  Indien  als  gefährlichster  Konkurrent    deutscher  Landwirtschaft  in 
näherer  Zukunft  vielfach  gefürchtet.    Sibirien  hat  auch  seine  »Schwarz- 
erde« und  »Kaukasien«  hat  fruchtbares  Land  in  Menge.    Dass  es  aber 
das  Land  allein  nicht  ist,  sondern  der  ganze  Gesellschaftszustand,  was 
die  Entwickelung  und  die  Exportfähigkeit  betriff"t,  das  sollte  man  nicht 
vergessen.    Mit  Interesse  wird  man  in  dieser  Hinsicht  die  Mitteilungen 
der  »Austria«  (1893,    Heft  III)  lesen,  worin  es  heisst:    »Die  Boden- 
kultur Kaukasiens  befindet  sich  noch  auf  einer  niedrigen  Stufe.    Das 
Land  produziert  zwar  viel,  verdankt  aber  das  nicht  einer  guten,  ratio- 
nellen Bearbeitung  des  Bodens,  sondern  der  grossen  Fruchtbarkeit  des- 
selben ,   die  an  vielen  Stellen   geradezu    unglaublich    erscheint.     So  er- 
reicht z.  B.    die  Ergiebigkeit   der  Ernte    für   Mais  50  bis  60 ,    für  Reis 
30  bis  60,    für  Hirse  stellenweise   sogar  70.     Es  giebt    hier  Gegenden, 
in  welchen  die  Ernte  von  Weizen  40  bis    50  Körner  liefert,    und  alles 
das   bei   der   primitivsten  Bodenbearbeitung.     Landwirtschaftliche    Ma- 
schinen  sind   nur   auf  den  Krongütern   und    bei   reichen  Gutsbesitzern 
zu  sehen ,    ja  selbst  ein    ordentlicher  Pflug   gehört    hierzulande  zu  den 
Seltenheiten.    Man  hat  seinerzeit  gehofft,  dass  die  deutschen  Koh^nisten, 
welche  man  mit   bedeutenden  Kosten  als  Musterwirte    angesiedelt  hat, 
durch  ihre  fortschrittliche  Wirtschaft  ein  gutes  und  nachahmungswertes 
Beispiel  geben  und  dadurch  die  Bodenkultur  in  Kaukasien  heben  werden. 
Das  Resultat  war  jedoch  nur    eine  Enttäuschung.     Die  Kolonisten  ar- 
beiten rationell,  haben  ihre  Wirtschaften  wirklich  musterhaft  eingerichtet, 
allein   die    Nachahmung    ist    gänzlich    ausgeblieben. 
Die  Eingeborenen  schauen  mit  Bewunderung  auf  das  Walten  der  deut- 
schen Nachbarn,    bleiben  jedoch   ihrer   traditionellen  uralten  Methode 
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treu  und  wundern  sich  höchstens ,  warum  ihre  Felder  so  bedeutend 
weniger  hervorbringen,  als  die  benachbarten.  Die  landwirtschaftliche 
Gesellschaft  in  Tiflis  bemüht  sich,  die  Landeskultur  zu  heben,  aber 
ihr  Streben  findet  nur  wenig  Verbreitung.  Die  am  meisten  produzie- 
renden (iouvernements  von  Kaukasien,  nämlich:  'i'iflis,  Kutais,  Elisa- 
bethpol, Baku,  Eriwan,  Daghestan  und  Kuban  haben  an  Cerealien,  Kar- 
toffeln, Reis  und  ölhaltigen  Früchten  eine  jahrliche  Ernte  von  zusam- 
men 181865,000  Pud  (ä  16,38  kg),  und  zwar:  Weizen  87700,000  Pud; 
Roggen  1851,000  Pud;  Hafer  4862,000  Pud;  Gerste  42000,000  Pud; 
Reis  8  140,000  Pud;  Hirse  6405,000  Pud;  Mais  20004,000  Pud ;  Oelsaat 
5025,000  Pud;  Kartoffeln  5878,000  Pud.  Wenn  man  hievon  20  Mill. 
Pud  für  die  Aussaat  und  71  Mill  Pud  für  den  lokalen  Konsum  fzu 
12  Pud  jährlich  für  5927,531  Einwohner)  in  Abzug  bringt,  verbleiben 
noch  90  Mill.  Pud  zum  Verkauf.  Schon  dieser  Ueberschuss  bedeutet 
einen  wichtigen  Posten  in  der  Volkswirtschaft;  es  stehen  jedoch  dem 
Lande  noch  andere,  gewiss  nicht  geringe  Hilfsquellen  zu  Gebote. 


Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  in  der  Stadt  ßerfi.  In  der  Stadt 
Bern  soll  unter  öffentlicher  Verwaltung  eine  Arbeitslosenkasse  gegründet 
werden.  Die  vom  Stadtrat  bestellte  Kommission  beantragte  diesbezüg- 
lich u.  a. :  Die  Versicherungskasse  wird  von  der  Gemeinde  selbst  durch 
ihr  Arbeitsnachweisbureau  verwaltet.  Eine  aus  sieben  Mitgliedern  be- 
stehende Kommission  führt  die  Aufsicht  und  bestimmt  die  Höhe  der 
zu  gewährenden  Unterstützungen.  Die  Mittel  der  Kasse  werden  be- 
schafft durch  Beiträge  der  versicherten  Arbeiter,  der  Arbeitgeber  und 
der  Gemeinde  und  durch  Geschenke.  Die  Mitglieder  sollen  40  Cts. 
per  Monat  beitragen.  Der  Gemeindebeitrag  soll  Fr.  5000  per  Jahr  nicht 
übersteigen.  Mitglied  kann  jeder  in  der  Gemeinde  beschäftigte  Arbeiter 
werden.  Er  hat  sich  dafür  bei  seinem  Arbeitgeber,  oder  beim  Vorstand 
des  Fachvereins,  oder  direkt  im  städtischen  Arbeitsnachweisbureau 
anzumelden.  Diese  Anmeldestellen  nehmen  auch  die  Monatsbeiträge 
der  Mitglieder  entgegen.  Anspruch  auf  Unterstützung  hat,  wer  wenig- 
stens sechs  Monate  lang  der  Kasse  angehört,  seine  Beiträge  regelmässig 
geleistet  hat  und  wenigstens  zwei  Wochen  arbeitslos  ist.  Die  Unter- 
stützung beträgt  im  Maximum  Fr.  i. —  für  ledige,  und  Fr.  1.50  für  ver- 
heiratete Arbeitslose.  Das  Reglement  bestimmt  die  Fälle ,  in  welchen 
wegen  selbstverschuldeter  Arbeitslosigkeit  keine  Unterstützung  gewährt 
wird.  In  die  Aufsichtskommission  wählen  der  Gemeinderat  drei  Mit- 
glieder,, die  Arbeitgeber  zwei  Mitglieder  und  die  Arbeiterunion  zwei 
Mitglieder.  Die  Kommission  hat  nach  Möglichkeit  für  Arbeitsgelegen- 
heit zu  sorgen.  Die  Kasse  soll  auf  den  i.  März  (1893)  ins  Leben  treten, 
also  erst  vom  nächsten  Winter  an  Unterstützungen  gewähren. 

(Sozialpol.  Z.Bl.) 
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— e.  Mehr  Altersrentner  in  der  Landwirtschaft  als  in  der  Industrie. 
Der  A.-  u.  Inv.Versicherung  ist  von  Anfang  an  der  Einwurf  begegnet, 
erstere  komme  wesentlich  der  industriellen  Lohnarbeit  zu  gute.  Wenn 
man  aus  der  Versicherungsstatistik  Preuss.  Schi  esi  ens  mit  seiner  in 
Landwirtschaft  und  Industrie  vielem  Grossbetrieb  dienenden  Arbeiter- 
bevölkerung einen  Schluss  ziehen  darf,  ist  diese  Annahme  bis  jetzt  von 
den  Thatsachen  widerlegt.  Die  Versicherungsanstalt  der  Provinz  Schlesien 
hat  die  Ergebnisse  ihrer  Gebahrung  für  die  65  Kreise  veröffentlicht. 
Daraus  geht  (nach  dem  Sozialpol.  Z.Bl.)  folgendes  hervor:  »Während 
auf  je  IG  000  Einwohner  im  Stadtkreise  Beuthen  O.S.  nur  5,83  Alters- 
rentner entfallen,  kommen  im  Kreise  Namslau  auf  je  10  000  Einwohner 
deren  95,06.  Nächst  dem  Kreise  Namslau  hat  der  Kreis  Liegnitz  Land 
relativ  dir  meisten  Altersrentner,  nämlich  69,79  ^^^  ^°  °°°  Einwohner. 
Am  anderen  Ende  der  Reihenfolge  stehen  :  Beuthen  Land  mit  9,38, 
Breslau  Stadt  mit  8,98,  Zabrze  mit  7,73,  endlich  Kattowitz  mit  7,28. 
Von  den  Regierungsbezirken  der  Provinz  weist  der  industriearme 
Liegnitzer  die  verhältnismässig  g  r  ö  s  s  t  e  Zahl  von  Altersrentnern  auf, 
nämlich  43,05  auf  je  10  000  Einwohner,  und  der  industriereiche 
O  p  p  e  1  n  e  r  die  verhältnismässig  kleinste  Zahl,  nämlich  20,69  5  <^^r 
Breslauer  Bezirk  steht  mit  36,02  in  der  Mitte  und  nähert  sich  mit  dieser 
Zahl  der  Gesamtdurchschnittsziffer  für  die  ganze  Provinz,  32,04,  am 
meisten.  Im  Liegnitzer  Regierungsbezirke  haben  nur  vier  Kreise  we- 
niger als  30  Altersrentner  auf  je  10  000  Einwohner;  es  sind  dies  die 
Kreise  Liegnitz  Stadt,  Hoyerswerda,  Landeshut  und  Görlitz  Stadt,  also 
die  beiden  Stadtkreise  des  Bezirks  und  zwei  an  den  Grenzen  des  Be- 
zirks liegende  Kreise,  von  denen  der  eine,  Landeshut,  eine  nicht  un- 
bedeutende Industrie  besitzt.  Im  Oppelner  Regierungsbezirke  kommen 
mehr  als  30  Altersrentner  auf  je  10  000  Seelen  nur  in  den  Kreisen  Kreuz- 
burg, Neisse,  Falkenberg  und  Grottkau,  also  in  Kreisen  vor,  die  nicht 
zu  dem  Industriegebiete  Oberschlesiens  gehören.  Von  den  vier  Stadt- 
kreisen der  Provinz,  nämlich  Liegnitz,  Görlitz,  Breslau  und  Beuthen, 
erreicht  keiner  die  Verhältniszahl  30. 


— e.  Die  jüngste  Aussperrung  in  Lancashire,  eine  der  grössten  und 
heftigsten,  die  im  Bereiche  der  Baumwollindustrie  geführt  worden  ist, 
hat  im  März  (1893)  mit  einem  den  Arbeitern  nicht  ungünstigen  Friedens- 
schluss  geendet ,  dessen  Punktationen  dadurch  interessant  sind ,  dass 
beide  Teile  sich  in  vorläufige  Vereinbarungen  gegen  künftige  Strei- 
tigkeiten   eingelassen  haben.     Die    betreffenden  Bestimmungen    lauten : 

»5.  Der  Sekretär  der  lokalen  Arbeitgeber- Vereinigung  und  der 
Sekretär  des  lokalen  Gewerkvereins  sollen  einander  je  einen  Monat  vor 
Inkrafttreten  jede  Forderung  einer  Herabsetzung  oder  Erhöhung  der 
bisherigen  Lohnsätze  ankündigen. 

6.  Keine  lokale  Arbeitgeber-Vereinigung,  ebensowenig  die  Ciesamt- 
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vereinif(urig  der  Arbeitgeber  einerseits,  kein  (Jewerkverein  und  keine 
Verbindung  von  Gewerkvereinen  andererseits  dürfen  in  Zukunft  begün- 
stigen, ermutigen  oder  unterstützen  irgend  eine  Aussperrung  oder  einen 
Ausstand  von  Arbeitern,  die  etwa  veranlasst  oder  verursacht  werden 
sollten  durch  eine  Frage,  eine  Meinungsverschiedenheit  oder  einen 
Streit,  Zank,  eine  Beschwerde  oder  Klage  betreffs  der  Arbeit,  der 
Löhne  oder  irgend  eines  anderen  Punktes,  es  sei  denn,  dass  zuvor  fol- 
gende Versuche  gescheitert  seien :  Zunächst  nniss  die  Sache  von  dem 
Sekretär  der  lokalen  Arbeitgeber-Verbindung,  dem  Sekretär  des  lokalen 
Gewerkvereins,  bezw.  vom  Sekretär  des  lokalen  Gewerkvereins  dem 
Sekretär  der  lokalen  Arbeitgeber-Verbindung  vorgelegt  worden  sein. 
Dann  müssen  zunächst  diese  Sekretäre  oder  ein  Ausschuss,  bestehend 
aus  drei  Vertretern  des  örtlichen  Gewerkvereins  mit  ihrem  Sekretär 
und  drei  Vertretern  der  Arbeitgeber-Verbindung  mit  ihrem  Sekretär  nach 
genauer  Untersuchung  innerhalb  7  Tagen  vom  Empfang  der  schrift- 
lichen Mitteilung  sich  vergeblich  bemüht  haben ,  die  Streitfrage  zu 
schlichten.  Endlich  muss  nach  Scheitern  all  dieser  Vermittelungsver- 
suche  auf  Antrag  eines  der  beiden  Sekretäre  der  lokalen  Vereinigungen 
ein  Ausschuss  von  vier  Vertretern  des  Verbandes  der  Arbeitgeber- 
vereine samt  dem  Sekretär,  sowie  von  vier  Vertretern  des  lokalen  Ver- 
bandes der  Arbeitervereine  samt  dem  Sekretär  sich  binnen  weiterer 
7  Tage  nach  Anhängigmachung  der  Sache  erfolglos  um  Schlichtung 
oder  Beilegung  des  Streits  bemüht  haben.  Hierzu  ist  zu  bemerken, 
dass  die  Sekretäre  des  letzterwähnten  Ausschusses  befugt  sind ,  nach 
Bedarf  die  Frist  von  7  Tagen  zu  verlängern. 

8.  Was  Eröffnung  neuer  Märkte  im  Auslande,  Veränderungen  frem- 
der Schutzzolltarife  und  ähnliche  das  Wohl  oder  Wehe  des  Baumwollen- 
gewerbes beeinflussende  Fragen  angeht,  so  soll  hierüber  ein  Ausschuss 
von  drei  oder  mehr  Mitgliedern  jedes  Verbandes  Verhandlungen  pflegen, 
und  alle  bestehenden  Koalitionen  sollen  ihren  gesamten  Einfluss  zur 
Förderung  der  allgemeinen  Interessen  des  brittischen  Baumwollgewerbes 
geltend  machen. 

9.  Der  obengenannte  Ausschuss  soll  zusammentreten ,  sobald  der 
Sekretär  eines  der  beiden  Gesamtverbände  der  Meinung  ist,  dass  Fragen, 
die  die  allgemeinen  Interessen  des  Baumwollgewerbes  betreffen,  zu  er- 
örtern seien. 

IG.  Die  Vertreter  der  an  dem  schwebenden  Streite  beteiligten  Ar- 
beitgeber und  Arbeiter  verpflichten  sich  hierdurch,  alles  in  ihren  Kräften 
stehende  zu  thun,  um  die  in  vorliegendem  Vergleiche  übernommenen 
Verpflichtungen  treu  zur  Durchführung  zu  bringen.  (Folgen  die  Unter- 
schriften der  Vertreter   der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter-Koalitionen.) 


—  e.  Die  Zunahfne   der   deutschen    Bevölkerung   nach  Konfessionen  im 
Zeitraum  iSji  bis  i8g6.  —  Ueber  diesen  Gegenstand  enthält  die  Zeit- 
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Schrift  des  K.  Bair.  Statist.  Bureau  (1892,  Nr.  3)  eine  höchst  bemerkens- 
werte Abhandlung.  Aus  derselben  entnehmen  wir:  »Untersucht  man, 
in  welcher  Stärke  die  einzelnen  Religionsgenossenschaften  an  der  Ge- 
samtbevölkerung in  den  beiden  Zählungsjahren  187 1  und  1890  Teil 
nehmen,  so  findet  man  als  Ergebnis  für  das  ganze  Reich  bei  den  Evan- 
gelischen eine  Zunahme  von  0,5  Proz.  und  bei  den  anderen  Christen 
eine  solche  von  0,1  Proz.,  während  bei  den  Katholiken  und  Israeliten 
eine  Abnahme  und  zwar  bei  ersteren  um  0,5  Proz.  und  den  letzteren 
von  0,1  Proz.  sich  zeigt.  Bei  den  einzelnen  Staaten  tritt  dagegen  fast 
durchweg  die  Erscheinung  zu  Tage,  dass  die  nume- 
risch kleinere  Religionsgenossen  s.chaft  auf  Kosten 
der  vorherrschenden  Religion  von  187 1  auf  1890  z u g e- 
n  o  m  m  e  n  h  a  t.  So  verlieren  die  Katholiken  in  den  vorwiegend  ka- 
tholischen Staaten  :  Elsass-Lothringen  3,2  Proz. ,  Baden  2,5  Proz.  und 
Bayern  0,5  Proz.  an  die  Evangelischen.  Diese  dagegen  in  den  über- 
wiegend evangelischen  Staaten;  Bremen  2,3  Proz.,  Braunschweig  2,1 
Proz.,  Sachsen  1,8  Proz.,  Reuss  alt.  L.  1,5  Proz.,  Hessen  und  Anhalt 
je  1,4  Proz.,  Altenburg  1,3  Proz.,  Koburg-Gotha  1,0  Proz.,  Lippe  0,9  Proz., 
Preussen  0,8  Proz.  u.  s.  w.  an  die  Katholiken.  Eine  Ausnahme  machen 
Oldenburg,  wo  die  in  der  Minderzahl  befindlichen  Katholiken  0,6  Proz. 
an  die  Evangelischen  verlieren ,  Hamburg,  wo  sich  eine  Zunahme  der 
Katholiken  und  der  Evangelischen  auf  Kosten  der  Israeliten  vorfindet, 
welche  1,2  Proz.  verlieren,  und  Meiningen,  wo  sich  ebenfalls  Zunahme 
der  Katholiken  wie  der  Evangelischen  zu  Ungunsten  der  sonstigen  Re- 
ligionen zeigt.    Es  betrugen 

in  Prozenten  der  Gesamtbevölkerung  die 


in  den  Bundesstaaten 

Katholiken 

Evangelischen 

And. 

Christen 

Israeliten 

1871 

1890 

187? 

1890 

1871 

1890 

1871     1890 

Königreich  Preussen 

33,5 

34,2 

65,0 

64,2 

0,2 

0,3 

1,3        1,2 

»            Bayern 

71,2 

70,7 

27,6 

28,1 

0,1 

0,2 

I,  I        1,0 

»            Sachsen 

2, 1 

3,7 

97,5 

95.7 

0,2 

0,3 

0,  I       0,3 

»            Württemberg 

30,4 

29,9 

68,7 

69, 1 

0,2 

0,3 

0,7       0,6 

Grossherzogtum  Baden 

64,5 

62,0 

33.6 

36,1 

0,2 

0,2 

1,7        1,6 

»              Hessen 

28,0 

29,6 

68,5 

67,1 

0,5 

0,7 

3,0       2,6 

Deutsches  Reich 

36,2 

35,7 

62,3 

62,8 

0,2 

0.3 

1,3       1.2 

Die  römisch-katholischen  Orden  und  Kongregationen  im  preussischen 
Staate.  —  Ueber  die  Zahl  der  Niederlassungen  der  geistlichen  Orden 
und  ordensähnlichen  Kongregationen  der  katholischen  Kirche  in  Preussen 
giebt  folgende  Uebersicht  Auskunft.     Es  waren   im  Staate  vorhanden : 

,-.^  ,.    ,  zu  Ende  des         Nieder-  ,,.,  ,.    , 

Mitglieder  ,  ,  ,  Mitglieder 

"  Jahres  lassungen  *• 

8795        1887        890        8305 

9517 

10  428 

7248        1890       1027       II  217 


zu  Ende  des 

Nieder- 

Jahres 

lassungen 

1872/73 

914 

1874 

955 

1875 

596 

1886 

746 

zu  Ende  des 

Nieder- 

Jahres 

lassungen 

1887 

890 

1888 

934 

1889 

988 

1890 

1027 
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Während  des  Jahres  1875  wurden  340  Ordcnsniederlassungen  aufgelöst 
so  dass  deren  615  l^estehen  blieben,  von  denen  sich  jedoch  19  noch 
im  Laufe  desselben  Jahres  freiwillig  aufgelöst  haben.  Von  1876  bis 
Ende  1886  wurden  150  der  Krankenpflege  gewidmete  Niederlassungen 
neu  errichtet,  und  seitdem  ist  die  Zahl  der  Ordensniederlassungen  wie 
die  der  diesen  zugehörigen  Mitglieder  von  Jahr  zu  Jahr  gewachsen  und 
zwar  stärker  als  die  Bevölkerung.  Auf  eine  Million  Bewohner  entfielen 
durchschnittlich  im  Jahre  1872/73  353,  im  Jahre  1886  253  und  im  Jahre 
1890  374  Ordcnsleute.    (Ztschr.  des  K.  pr.  stat.  B.  1S92,   i.  u.  2.  Heft.) 

—  e.  Die  Enlstehung  des  Zuckeriermhihandels  in  Magdeburg.  —  Hie- 
rüber macht  Bayerdörfer  neuestens  (Conrad's  Jahrb.  3.  Folge,  4.  Band, 
LIX)  handelswissenschaftlich  interessante  thatsächliche  Mitteilungen, 
gestützt  auf  eindringende  exakte  Untersuchungen.  Die  Aeusserung 
ist  zwar  nur  eine  gelegentliche;  es  gilt  dem  Herrn  Verfasser,  neben 
den  Lichtseiten  auch  den  möglichen  und  mehrfach  auch  wirklich  statt- 
gehabten Missbrauch  des  Terminhandels  und  seiner  Liquidationskassen 
nachzuweisen,  und  auf  Grund  dessen  auf  den  Fragebogen  der  betref- 
fenden Reichsenquete  Antwort  zu  schaffen.  Auf  diese  Haupterörterungen 
des  Aufsatzes  ist  hier  um  so  weniger  einzugehen,  als  auch  Bayerdörfer 
dem  abusus  non  tollit  ustmi  vollständig  Rechnung  trägt  und  auf  den  mo- 
ralischen Sinn  der  Kaufmannschaft  mehr  Wert  zur  Bekämpfung  der 
fraglichen  Missbräuche  legt,  als  auf  Gesetzesverbote  und  massregelnde 
Börsenpolizei.  Handelswissenschaftlich  interessant  ist  aber  die  Unter- 
suchung der  En  t  s  t  e  h  u  n  g  des  Magdeburger  Zuckerterminhandels  aus 
dem  Bedürfnisse  des  Lebens  heraus.  Bayerdörfer  bemerkt  diesfalls:  »Für 
die  Annahme  der  Handelsform  an  der  Magdeburger  Börse  muss  man 
besondere  Gründe  gehabt  haben.  —  Magdeburg  steht  schon  seit 
langer  Zeit  unter  den  deutschen  Zuckerhandelsplätzen  in  erster  Linie 
und  zwar  dadurch,  dass  der  grösste  Teil  des  produzierten  Rohzuckers 
nicht  nur  aus  der  nächsten  Umgebung,  sondern  auch  aus  ferneren 
Gegenden  hier  an  den  Markt  gebracht  wird.  Diese  hervorragende 
Stellung  hat  noch  an  Bedeutung  gewonnen ,  seitdem  die  im  vorigen 
Jahrzehnt  schnell  wachsende  Zuckerproduktion  Deutschlands  einen  ver- 
mehrten Absatz  an  das  Ausland  nötig  machte,  und  die  Magdeburger 
Kaufleute  den  grössten  Teil  dieses  Verkehrs  an  sich  zogen.  —  Liefe- 
rung sgeschäfte,  d.  h.  Effektivgeschäfte,  bei  welchen  die  Lieferung 
der  Ware  erst  später  erfolgen  soll,  sind  schon  seit  langer  Zeit  gemacht 
worden  ;  namentlich  in  den  Monaten  vor  Beginn  der  neuen  Kampagne, 
wenn  die  Vorräte  in  den  Fabriken  kleiner  wurden  oder  ganz  geräumt 
waren,  wandte  sich  der  Handel  gern  den  Geschäften  zur  Lieferung 
in  nächster  Betriebszeit  zu;  auch  während  der  Kampagne  kaufte 
und  verkaufte  man  auf  Lieferung,  dann  aber  meistens  nur  mit  kurzer 
Lieferzeit.    Diese  Geschäfte  konnten  jedoch  so  lange  nur  von  verhält- 
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nismässig  geringer  Bedeutung  sein ,  als  es  sich  in  der  Hauptsache  um 
den  Absatz  des  Rohzuckers  an  die  deutschen  Raffinerien  handelte; 
nachdem  man  aber  mit  dem  Auslande  in  engere  Verbindung  gekommen 
und  die  Zahl  der  Zuckerfirmen  in  Magdeburg  durch  Gründung  neuer 
Exportgeschäfte  sehr  vermehrt  war ,  schlössen  diese  Firmen  zunächst 
mit  dem  Auslande,  dann  aber  auch  untereinander  und  mit  den  Roh- 
zuckerfabriken und  Raffinerien  zahlreichere  Lieferungsgeschäfte  ab,  und 
dabei  geschah  es  schon,  dass  einzelne  Partien  Zucker  bei  steigenden 
Preisen  an  der  Börse  durch  mehrere  Hände  gingen,  also  ähnlich,  wie 
beim  heutigen  Terminhandel.  —  Ein  regelmässiger  Verkehr  war  aber 
auch  da  noch  nicht  möglich,  weil  für  die  vielen  Kombinationen, 
in  welchen  diese  Geschäfte  gemacht  wurden,  nicht  immer  der  geeignete 
Gegenkontrahent  gefunden  werden  konnte.  Ob  und  in  welcher  Aus- 
dehnung solche  Geschäfte  zu  stände  kamen,  hing  von  mancherlei  Um- 
ständen ab,  und  jeder  kleine  Zwischenfall  konnte  dieselben  ins  Stocken 
bringen  In  sehr  vielen  Fällen  wurden  früher  Lieferungsgeschäfte  nicht 
einmal  zu  bestimmten  Preisen  abgeschlossen,  sondern  man  kaufte  »zu 
laufenden  Preisen«,  also  zu  denen,  welche  zur  Zeit  der  Lieferung  notiert 
werden  würden ;  es  handelte  sich  dann  für  den  Käufer  darum,  dass  er 
sich  ein  bestimmtes  Quantum  Zucker  der  neuen  Ernte  vorher  sicherte, 
und  für  den  Verkäufer,  dass  er  einen  Teil  oder  die  ganze  Produktion 
schon  vor  Beginn  der  Kampagne  unterbrachte.  —  Bei  den  Export- 
lieferungsgeschäften diktierte  damals  in  der  Regel  der  ausländische 
Käufer  seine  Bedingungen,  und  diese  letzteren  übertrugen  sich 
dann  naturgemäss  auch  auf  den  Verkehr  der  Magdeburger  Häuser  unter- 
einander. Offenbar  war  das  kein  wünschenswerter  Zustand ,  wenn  für 
die  deutsche  Zuckerindustrie  und  für  den  Magdeburger  Zuckerhandel 
die  Verkaufsbedingungen  einseitig  vom  Auslande  festgesetzt,  und  wenn 
am  grössten  deutschen  Zuckerhandelsplatze  Geschäfte  unter  ganz  ver- 
schiedenartigen Bedingungen  abgeschlossen  wurden.  So  notierte  man 
früher  sogar  die  Exportware  eine  Zeit  lang  in  Shillings  per  engl.  Cwt. 
frei  an  Bord  Hamburg  unter  den  Bedingungen  der  englischen  Beetroot 
Sugar  Association !  Selbstverständlich  suchten  die  ausländischen  Käufer 
bei  dieser  Sachlage  immer  günstigere  Bedingungen  für  sich  zu  erlangen, 
und  das  zwang  endlich  die  Magdeburger  Exportfirmen,  auf  Abhilfe  zu 
sinnen.  Solche  war  nur  möglich,  wenn  die  Häuser,  welche  bisher  isoliert 
mit  dem  Auslande  verkehrt  hatten,  sich  vereinigten,  um  selbst  ihre  Be- 
dingungen, unter  welchen  sie  verkaufen  wollten,  festzusetzen.  Zu  diesem 
Zwecke  wurde  i.  J.  1 885  der  deutsche  Zuckerexport  verein 
gegründet,  welcher  bald  alle  Magdeburger,  sowie  eine  Anzahl  auswär- 
tiger Exporthäuser  zu  seinen  Mitgliedern  zählte.  —  Als  Aufgabe  dieses 
Vereins  giebt  §  2  der  Statuten  »die  Förderung  der  gemeinsamen  In 
teressen«  an;  das  zunächst  bei  der  Gründung  vorliegende  Ziel  war 
jedenfalls,  in  der  oben  bezeichneten  Weise  die  Interessen  des  deutschen 
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Ziickcrliandels  dem  Auslände  t,'egcnül)er  zu  walircn,  und  das  hatte  dann 
weitere  günstige  Wirkungen  ;  denn  die  Folgen  der  sich  mehrenden  An- 
s[)rürhe  des  Auslandes  fielen  in  letzter  Linie  doch  auf  die  Industrie 
zurück,  welche  i:)ei  dem  grossen  Rückgange  der  Preise  sich  schon  nicht 
in  guter  Lage  befand.  —  Der  Verein  hatte  bereits  im  J.  1885  ein 
K  ontraktsformular  aufgestellt ,  durch  welches  Verschiedenes, 
was  man  bisher  in  jedem  Falle  zu  vereinbaren  pflegte,  den  Verhand- 
lungen der  Parteien  entzogen  und  einheitlich  für  alle  Lieferungsge- 
schäfte der  Mitglieder  geregelt  wurde.  Man  handelte  Rohzucker  nun 
in  Säcken  von  100  k  netto;  der  Preis  wurde  festgesetzt  für  50  k  frei 
an  Bord  Hamburg  oder  Bremen ;  die  Basis  der  Berechnung  bildete 
88  Proz.  Rendement ,  jeder  Grad  über  oder  unter  88  wurde  zu  25  Pf. 
reguliert  (seit  1888  zu  i2'/2  Pf.),  jedoch  durfte  die  Nettoanalyse  nicht 
unter  86  Proz.  betragen,  und  Grade  über  90  wurden  nicht  berücksich- 
tigt; die  übrigen  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  die  Andienung,  die 
Ablieferung,  auf  die  Gewichts-  und  Analysenermittelung  u.  s.  w.  — 
Als  dann  im  August  1886  das  eigentliche  Termingeschäft  an  der  Magde- 
burger Börse  eingeführt  wurde,  handelte  es  sich  formell  eigentlich  nur 
darum,  dass  die  Börsenvorstände  diese  zwischen  den  einzelnen  Firmen 
schon  lange  gebräuchliche  Art  der  Abschlüsse  offiziell  anerkannten  und 
die  Notierungen  für  diese  Geschäfte  veröffentlichten.  Wir  können  also 
hier  sagen ,  dass  der  Terminhandel  aus  den  Bedürfnissen  des  Zucker- 
handels und  aus  dem  effektiven  Geschäfte  herausgewachsen  ist;  aber 
die  feste  Form ,  welche  nun  der  Lieferungshandel  annahm  ,  war  doch 
etwas  mehr,  als  das  bisher  betriebene  Lieferungsgeschäft  auf  Zeit.  — 
Vom  2.  August  1886  ab  wurden  die  Terminpreise  für  Rohzucker 
erstes  Produkt,  transito,  Basis  88  Proz.  Rendement,  frei  an  Bord  Ham- 
burg, p.  50  k  in  Magdeburg  amtlich  notiert,  was  mit  den  Londoner 
Notierungen  (Basis  Rübenrohzucker  erstes  Prod.,  88  Proz.  Rendement, 
p.  engl.  Cwt. ,  frei  Hamburg,  in  Shill.)  nahezu  übereinstimmt.  Damit 
war  das  Termingeschäft  in  Magdeburg  eingeführt  und  nahm  von  nun 
an  einen  bedeutenden  Aufschwung,  zumal  als  im  Oktober  1886  vom 
Deutschen  Zuckerexportverein  ein  Abrechnungsbureau  für  wöchentliche 
Festsetzung  der  Differenzen  errichtet  worden  war;  man  beschloss  näm- 
lich, dass  die  Differenzen  zwischen  den  Preisen  der  in  der  betreffenden 
Woche  abgeschlossenen  Kontrakte,  sowie  den  vorwöchentlichen  Regu- 
lierungspreisen der  früheren  Kontrakte  und  dem  Marktpreise  des  be- 
treffenden Tages  festgestellt.  Ein-  und  Verkäufe  kompensiert,  der  Debet- 
saldo eingezogen,  der  Kreditsaldo  ausbezahlt  werden  sollte.  Der  Zweck 
dieser  Einrichtung  war,  die  Kontrahenten  sicher  zu  stellen,  dass  die 
Kontrakte  erfüllt  wurden.  Für  den  Verkäufer  entsteht  ein  grosses 
Risiko,  wenn  der  Preis  stark  sinkt;  denn  nimmt  der  Käufer  s.  Zt.  die 
Ware  nicht  ab,  so  muss  sie  anderweitig  zu  niedrigerem  Preise  verkauft 
werden.     Um  diesen  Schaden   abzuwenden,    musste   auch  in  Hamburg 
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bei  Preisschwankungen  der  verlierende  Teil  die  Differenz  zahlen,  dort 
jedoch  an  die  Liquidationskasse,  in  Magdeburg  dagegen  direkt  an  den 
Gewinnenden.  —  Diese  Bestimmungen  blieben,  von  geringen  Aende- 
rungen  abgesehen,  bis  zum  Jahre  1889  in  Kraft,  wo  die  Liquidations- 
kasse errichtet  wurde.  Wir  haben  früher  schon  geschildert,  wie  die 
leitenden  Spekulationshäuser  damals,  nachdem  sie  monatelang  grosse 
Differenzen  eingezogen  hatten  ,  beim  Eintritt  der  Krisis  und  des  Preis- 
rückganges die  nun  schuldigen  Differenzen  nicht  bezahlen  konnten.  Die 
ganze  Regulierungsweise  des  Exportvereins  musste  daher  für  längere 
Zeit  suspendiert  werden.  Nachdem  dann  das  Geschäft  wieder  in  ruhige 
Bahnen  zurückgekehrt  war,  suchte  man  nach  Mitteln  ,  um  die  Wieder- 
holung dieser  Vorgänge  zu  verhindern,  und  glaubte  schliesslich  ein 
solches  in  der  Einrichtung  einer  Liquidationskasse  nach  Art  der  Ham- 
burger gefunden  zu  haben.  Die  Zuckerliquidationskasse  in  Magdeburg 
garantiert  ebenfalls  beiden  Kontrahenten  die  Erfüllung  der  Geschäfte 
dadurch,  dass  sie  sich  ihnen  gegenüber  als  Gegenkontrahentin  bekennt. 
Die  Kontrakte  müssen  über  500  Säcke  =;  50  000  k  (oder  das  Mehrfache 
davon)  Rohzucker  L  Prod. ,  transito  ,  Basis  88  Proz.  Rend. ,  frei  Bord 
Hamburg,  lauten  und  nach  den  Bedingungen  des  Deutschen  Zucker- 
exportvereins abgeschlossen  sein.  Jeder  Kontrahent  hat  zur  Sicher- 
stellung der  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten  einen  Einschuss  von 
2  M.  pro  Sack  zu  hinterlegen  und  empfängt  von  der  Kasse  für  je  500 
Säcke  einen  Liquidationsschein,  welcher  den  Preis  und  die  Lieferzeit 
enthält.  Die  Liquidationspreise,  d.  h.  die  Preise,  zu  welchen  die  Kon- 
trakte abgerechnet  werden,  stellt  die  Kasse  täglich  fest.  Ergiebt  sich 
eine  Preisschwankung  von  mindestens  25  Pf  pro  50  k,  so  kann  die 
Gesellschaft  einen  Nachschuss  von  dem  verlierenden  Teile  fordern.« 


— e.  Die  Grundzüge  der  neuesten  ösierreichisch-ung.  Währungsreform  ') 
und  die  •>->  Materialien^  zu  den  betr.   Gesetzes- Vorlagen. 

Am  14.  Mai  1892  haben  die  beiden  Regierungen  der  österr.-ung. 
Monarchie  die  ersten  sechs  Vorlagen  zur  Grundlegung  der  Wäh- 
rungsreform vor  ihre  Parlamente  gebracht  und  bei  diesen  dann  rasch 
mit  geringen  Aenderungen  durchgebracht. 

Die  »Währungsreform«  bedeutet  den  Uebergang  zur  einfachen 
Goldwährung  mit  folgendem  neuemMünzfuss  unter  dem  Namen 
»Kronenwährung«,  genauer  Kro  n  enfu  ss.  Die  zu  prägenden  Gold- 
hauptmünzen sind  20-  und  lo-Kronenstücke.  Der  Goldwert  der  Krone 
ä  ICD  Heller  wird  gleich  sein:  1,05  Fr.,  0,85  Mark  deutscher  R.W., 
0,0416  £  (9.991  Pence),  und  0,42  fl.  österr.  W.  Gold. 

Die  sechs  vorläufigen  Gesetze  sind  Vorbereitungsgesetze, 
denen,  wenn  das  Werk  überhaupt  Fortgang  gewinnt,    was  sicher  nicht 


i)  Vgl.  die  Abhandlung  von  KUinw'dchter  oben. 
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abzusehen  ist,  in  nirht  zu  lanf,'cr  Frist  absrhliessenfle  weitere  Gesetze 
folgen  müssen. 

Eines  der  6  Gesetze  ermächtigt  zur  Anlehens-Aufnahme 
von  so  viel  Gold,  als  erforderlich  sein  wird,  um  die  jetzt  uneinlösbaren 
S  ta  a  t  s  n  o  t  e  n  im  Betrag  von  312  Mill.  fl.  (ohne  Umlauf  der  verzins- 
lichen auf  die  cisleithanisrhen  Salinen  hypothesierten  Srhatzscheine) 
seiner  Zeit,  d.  h.  bei  allgemeiner  Wiederaufnahme  der  liarzahlungen 
einlösen  und  aus  dem  Verkehr  ziehen  zu  können.  Das  ist  das  Erst- 
notwendige ;  denn  nur  nach  Beseitigung  der  Staatsnoten  mit  Zwangs- 
kurs kann  auch  den  Banknoten  der  Zwangskurs  abgestreift  und  letzteren 
die  Bareinlösbarkeit  wieder  gegeben  werden. 

Daran  genügt  es  aber  nicht.  Es  folgen  drei  weitere  Vorbereitungs- 
gesetze, um  das  Einströmen  von  weiterem  Gold  vor  Wieder- 
aufnahme der  Barzahlungen  im  Wege  des  Handels  zu  ermöglichen.  Ein 
zweites  Gesetz  ordnet  demgemäss  den  Münzfuss  (Kronenfuss)  der  neuen 
Goldwährung  (vgl.  oben).  Ein  drittes  bestimmt  das  Wertverhältnis, 
nach  welchem  der  jetzige  Zwangspapiergulden  für  die  be- 
stehenden Verbindlichkeiten  in  die  neue  Währung  gesetzlich 
umgerechnet  werden  soll ,  unseres  Dafürhaltens  so  praktisch  wie 
gerecht  nach  dem  Durchschnittskurs  des  Papierguldens  während  der 
12  Jahre,  da  dieser  infolge  der  Einstellung' der  Silberprägung  von  seiner 
nominellen  Basis  (dem  Silbergulden)  sich  losgerissen  hat  (zu  2,10  Franks 
oder  1,70  M.  d.W.).  Ein  viertes  Gesetz  legt  der  österr.-ung.  Nation  al- 
ba n  k  die  Verpflichtung  auf,  gegen  Goldeinlieferung  entsprechend  Bank- 
noten auszuliefern.  Diese  drei  weiteren  Massnahmen  samt  den 
Valutaanleihen  für  Staatsnoteneinlösung  waren  wirklich  unerlässlich. 

Gold  wird  nun  einströmen,  wenn  der  Wechselkurs  auf  Wien  2,10  Fr., 
bezw.  1,70  Mark  um  einen  kleinen  Betrag  überschreitet.  Davon  ist 
vorerst  wenig  zu  bemerken. 

Schon  der  Anfang  erweist  sich  hierin  als  schwer.  Der  Fortgang 
wird  zunächst  nicht  leichter  und  rascher  werden.  Es  müsste  denn  sein, 
dass  Oesterreich  durch  eine  Reihe  vorzüglicher  Ernten  in  den  nächsten 
Jahren  besonders  »günstige  Handelsbilanzen«  beschert  erhält,  Bilanzen, 
welche  den  Wechselkurs  über  2,10  Fr.,  bezw^  1,70  Mark  per  2  Kronen 
so  weit  heben,  um  bedeutendere  Zuströmung  auswärtigen  Goldes  zur 
österr.-ung.  Bank  herbeizuführen. 

Das  Gelingen  der  Währungsreform  erfordert  jedenfalls  einen  sehr 
viel  stärkeren  Goldzufluss,  als  ihn  die  Währungsanlehen  allein  bringen 
können. 

Die  den  Vorlagen  beigegebenen  Materialien  beweisen  dies. 

Die  Regierung  hat  den  beiden  Parlamenten  drei  orientierende  Druck- 
sachen beigeschlossen :  das  stenographische  Protokoll  über 
die  vor  Einbringung  der  G.  gepflogene  Enquete,  deren  Inhalt  wissen- 
schaftlich einen  erheblichen  Wert  kaum  beanspruchen  kann.    Dann  eine 
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sehr  lehrreiche,  übersichtlich  gehaltene  und  doch  eindringende  D  e  n  k- 
Schrift  über  die  Entwickelung  der  österr.  Währungs- 
zustände  des  letzten  halben  Jahrhunderts;  endlich 
»StatistischeTabellen  zur  Währ  ungsfrage«,  welche  alles 
erforderliche  Material  (Edelmetallgewinnung,  Edelmetallverkehr,  Aus- 
prägungen, Silberentwertung,  Bewegung  des  internationalen  Handels, 
Bewegung  der  Preise  und  Löhne  in  Oesterreich  gegenüber  der  Agio- 
bewegung u.  s.  w.)  reichhaltigst,  übersichtHchst,  in  schönster  Ausstat- 
tung —  nicht  bloss  für  Oesterreich  —  zur  Darstellung  bringen.  Diese 
Tabellen,  welche  für  den  wissenschaftlichen  Handgebrauch  auf  längere 
Zeit  eine  recht  dankenswerte  Leistung  darstellen,  zeigen,  wie  ungemein 
schwach  auch  nach  Durchführung  der  Währungsanlehen  der  Goldbe- 
stand in  Oesterreich  (verglichen  mit  den  Goldwährungshauptländern) 
sein  wird,  solange  nicht  im  Wege  des  Handels  das  Mehrfache  an 
Gold  fest  und  dauernd  herangezogen  sein  wird.  Möge  Oesterreich-U. 
diese  Heranziehung  gelingen!  Bevor  sie  erreicht  ist,  wäre  jede  Auf- 
nahme der  Barzahlungen  mindestens  ein  —  Leichtsinn.  (Vrgl.  hiezu 
oben  die  Abhandlung  von  Kleinwächicr). 

— e.  Erste  Veranlagungs-Ergebnisse  der  neuesten  Einkommenssteuer 
Freussens.  —  Diesen  Ergebnissen  wurde  in  Fachkreisen  allgemein  mit 
berechtigter  Neugierde  entgegengesehen.  Der  »R.A.Z.«  (1892,  Nr.  241) 
hat  dieselben  veröffentlicht.  Wir  entnehmen  diesen  Mitteilungen  fol- 
gende Daten : 

Für  das  Steuerjahr  1892/93  ist  in  Preussen  an  Einkommensteuer 
bei  2437886  Censiten  der  Betrag  von  124842848  M.  (Berichtigung 
durch  Berufungen  und  Beschwerden  vorbehalten)  veranlagt  worden- 
Gegenüber  dem  Vorjahre  ist  an  Censiten  ein  Mehr  von  440248,  an 
Steuer  ein  solches  von  45  284021  M.  eingetreten. 

An  diesem  Mehr  sind  die  erst  steuerpflichtig  gewordenen  juristi- 
schen Personen  (Aktiengesellschaften,  eingetragene  Genossenschaften 
u.  dergl.  —  §  I  Nr  4  und  5  des  Einkommensteuergesetzes)  mit  ihrem 
vollen  Betrage,  nämlich  mit  2028  Censiten  und  10056743  M.  beteiligt. 
Sondert  man  diese  juristischen  Personen  nach  ihren  einzelnen  Arten, 
so  sind  veranlagt: 

1434  Aktien- und  Aktien-Kommanditgesellschaften  mit  einem  Steuer- 
betrage von 8  553  353  M. 

196  Berggewerkschaften  mit i  402  614  » 

309  eingetragene  Genossenschaften  mit     .       .       .  71  156  » 

89  Konsumvereine  (§  i   Nr.  5  des  Gesetzes)  mit  29  620  » 

Das  der  Veranlagung  der  juristischen  Personen  zu  Grunde  gelegte, 
nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  beiden  Geschäftsjahre  und  nach 
Vorschrift  des  §  16  des  Gesetzes  berechnete  steuerpflichtige  Einkommen 
hat  betragen   332,8  Mill.  Mark.     Die  vor    der  Feststellung   des    Steuer- 
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Ijllichtigen  J'vinkonimens  als  steuerfrei  in  Abzug  /u  bringeiiflen  3'/»  Proz. 
des  Aktien-  bezw.  des  Grundkapitals  und  der  eingezahlten  Anteile  be- 
tragen 148  346  061  M. 

Will  man  die  Veranlagungs-Ergebnisse  des  Jahres  1892/93  mit  den- 
jenigen des  vorhergehenden  Jahres  vergleichen,  so  ist  es  zweck- 
mässig, die  juristischen  Personen,  wie  es  in  folgendem  geschieht,  ausser 
Betracht  zu  lassen.  Es  beschränkt  sich  dann  das  für  1892  93  einge- 
tretene Mehr  auf  438220  Censiten  und  auf  einen  Steuerbetrag  von 
35  227  278  M.  Die  Zahl  der  Bevölkerung  hat  sich  bei  der  zum  Zwecke 
der  Veranlagung  vorgenommenen  Personalstandsaufnahme  gestellt  1 892/93 
auf  29895224  Köpfe  (im  Vorjahre  29456458).  Einkommensteuerfrei 
sind  hiervon  verblieben  als  Exterritoriale  u.  dgl.  6832,  als  solche,  deren 
Einkommen  900  M.  nicht  überstieg,  20945227.  Die  veranlagten  Cen- 
siten ergeben  8.15  (im  Vorjahre  6,78)  Prozent  der  Gesamtbevölkerung. 
Von    den  Censiten    entfallen    auf    die    Städte    1410073    (im    Vorjahre 

1  185331),  auf  das  platte  Land  1025785  (im  Vorjahre  812307). 

Das  veranlagte  Einkommen  der  Censiten  hat  betragen:  1892/93: 
5724323767  M.,  1891/92:  4273703217  M. ; 

hievon  entfallen  auf  die  Städte  :   1892/93:  3  837  315  496  M.,   1891/92: 

2  884  537  195  M., 

und  auf  das  platte  Land:  1892/93:  i  851  008  271  M. ,  1891/92: 
I  389  166  022  M.  Das  Durchschnittseinkommen  der  Censiten  stellt  sich  mit- 
hin in  den  Städten  auf  2746,89  (im  Vorjahre  2433,53)  M.,  auf  dem  platten 
Lande  auf  1804,47  (i"^  Vorjahre  1710,15^  M. ,  überhaupt  auf  2350,02 
(im  Vorjahre  2139,38)  M. 

Betrachtet  man  hierbei  die  Regierungsbezirke  im  einzelnen ,  so 
weist  das  höchste  Durchschnittseinkommen  auf  Wiesbaden 
mit  3813,63  M.,  die  niedrigsten  Beträge  haben  Gumbinnen  mit  1896,55, 
Stade  mit  1895,55,  Arnsberg  mit  1669,86  und  Trier  mit  1774,82  M. 
Für  Berlin  stellt  sich  das  Durchschnittseinkommen  auf  2932,61  M. 
Scheidet  man  das  Durchschnittseinkommen  der  Censiten  innerhalb  der 
Regierungsbezirke  nach  Stadt  und  Land,  so  finden  sich  hohe  Ziffern 
in  den  Städten  der  Regierungsbezirke  Köln  (3281,55),  Aachen  (3590,76) 
und  Wiesbaden  (4677,81)  und  auf  dem  Lande  bei  den  Regierungsbe- 
zirken Magdeburg  (2338,85)  und  Breslau  (2422,92)  und  niedrige  Ziffern 
in  den  Städten  der  Regierungsbezirke  Frankfurt  (2292,82),  Marienwerder 
(2268,83),  Schleswig  (2249,63),  Köslin  (2238,72),  Stade  (2072,75)  und 
Arnsberg  (2063,91)  und  auf  dem  Lande  bei  Arnsberg  (1407,91  M.).  — 
In  den  Stadtkreisen  stellt  sich  das  Durchschnittseinkommen  eines  Cen- 
siten auf  3060,30  (im  Vorjahre  2688,50)  M.  Niedrig  stehen  hierbei 
Spandau  mit  1764,38  (im  Vorjahre  1574,28)  M. 
Bochum       »     1677,03  (  »  »  2004,60)    j> 

und  Linden        »     1584,78  (  »  »  i594>53)    » 

Die  günstigsten  Stellen  nehmen  ein  : 


2,31     (  » 

» 

2,12), 

1,65  (  » 

» 

1,55), 

2, Ol     (  » 

» 

1,86) 
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Düsseldorf  mit  4176,03  (im  Vorjahre  2989,92)  M. 
Bonn  »     4611,67  (  »  »         3965,39)    » 

Wiesbaden    »     4663,34  (  »  »         3728,22)    » 

und  Frankfurt      »      5016,16  (  »  »         3130,06)    » 

Das  Sollaufkommen  der  Steuer  verteilt  sich  auf  die  Städte 
mit  84334760  (im  Vorjahre  58052  751)  M.  und  auf  das  platte  Land  mit 
30451345  (im  Vorjahre  21506076)  M.  Dasselbe  ist  mithin  gestiegen 
in  den  Städten  von  je  100  auf  145,3  und  auf  dem  platten  Lande  von 
je  100  auf  141,6  M. 

Der  Steuerbetrag  des  einzelnen  Censiten  stellt  sich  im  Durchschnitt 

in  den  Städten  auf  2,18  (im  Vorjahre  2,01), 

in  den  Stadtkreisen  insbesondere  auf 

auf  dem  Lande  auf 

überhaupt  auf 
Prozente  des  veranlagten  Einkommens. 

Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallen:  in  den  Städten  7,13  (im 
Vorjahre  4,99)  und  auf  dem  platten  Lande  1,69  (im  Vorjahre  1,21)  M. 

Auf  Grund  des  §  18  des  Einkommensteuergesetzes,  nach  welchem 
bei  den  bis  zu  3000  M.  veranlagten  Censiten  für  jedes  Kind  unter 
14  Jahren  der  Betrag  von  50  M.  von  dem  an  sich  steuerpflichtigen 
Einkommen  in  Abzug  zubringen  ist,  sind  unter  den  2  1 18978  Censiten 
welche  bis  zu  3000  M.  zu  einem  Gesamtsteuerbetrage  von  32835541  M. 
veranlagt  worden  sind,  154566  Censiten  freigestellt  und  543308  auf 
eine  niedrigere  Steuerstufe  ermässigt  worden.  Der  Ausfall  an  Steuern, 
welcher  dem  Staate  hierdurch  erwächst,  beläuft  sich  auf  3456138  M. 
In  Prozenten  ausgedrückt  sind  hiernach  von  den  bis  zu  3000  M.  ver- 
steuernden Censiten  32,93  Proz.  (und  zwar  27,25  Proz.  in  den  Städten 
und  39,98  Proz.  auf  dem  Lande)  freigestellt  oder  ermässigt  und  die 
Freistellung  bezw.  Ermässigung  beläuft  sich  im  Verhältnis  zu  dem  in 
Betracht  kommenden  Gesamtsteuerbetrage  auf  10,53  Proz.  (8,32  Proz.  in 
den  Städten  und   13,66  Proz.  auf  dem  Lande). 

Die  Wirkungen  des  §  15  des  Gesetzes,  welcher  die  Berücksich- 
tigung besonderer,  die  Leistungsfähigkeit  der  Steuerpflichtigen 
wesentlich  beeinträchtigender,  wirtschaftlicher  Verhältnisse  bei  einem 
steuerpflichtigen  Einkommen  bis  zu  9500  M.  gestattet,  zeigen  sich  in 
nachstehenden  Ziffern.  Von  den  in  Rücksicht  kommenden  2379094 
Censiten  sind  4430  freigestellt  und  48  533  ermässigt  worden.  Der  Ge- 
samtsteuerbeitrag dieser  Censiten  stellt  sich  auf  62828717,  der  Ausfall 
an  Steuern  auf  543410  M.  Die  Bestimmung  hat  für  Stadt  und  Land 
ziemlich  gleiche  Bedeutung  gewonnen,  denn  die  Freistellung  bezw.  Er- 
mässigung hat  betragen  hinsichtlich  der  Censiten  in  den  Städten  2,29, 
auf  dem  Lande  2,13,  überhaupt  2,23,  hinsichtlich  des  Steuerbetrags  in 
den  Städten  0,89,  auf  dem  Lande  0,82,  überhaupt  0,86  Proz. 

Mit  einem  Einkommen  von  mehr  als  ^000  M.  sind  veranlagt 
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316889  (im  Vorjahre  254280)  Ccnsiten ,  d.  li.  1,06  (im  Vorjahre  0,86) 
Proz.  der  Bevölkerung  und  13,01  (im  Vorjahre  12,73)  Proz.  aller  Censiten. 
Das  veranlagte  Kinkommen  dieser  Censiten  beträgt,  nach  den  einzelnen 
Einkommensquellen  gesondert:  I.  Aus  Kapitalvermögen:  911 721  201 
(im  Vorjahre  584448953)  M. ;  11.  aus  Grundvermögen:  755361284  (im 
Vorjahre  707  219  251)  M. ;  III.  aus  Handel,  (iewerbe  und  liergbau  : 
982804091  (im  Vorjahre  620723967)  M. ;  IV.  aus  Gewinn  bringender 
Beschäftigung:  593941967  (im  Vorjahre  351  152488)  M. ;  V.  die  abge- 
rechneten Schuldenzinsen,  dauernden  Lasten  u.  s.  vv.  betragen  :  431  486  201 
(im  Vorjahre  406  104  142)  M.  Das  veranlagte  Einkommen  stellt  sich 
also  auf  2812342342  (im  Vorjahre  auf  1887  440  517)  M. 

Die  vorstehenden  und  die  in  den  bezüglichen  Tabellen  enthaltenen 
Angaben  über  die  einzelnen  Arten  des  steuerpflichtigen  Einkommens 
beruhen  —  wie  ausdrücklich  l)etont  werden  muss  —  in  Betreff  des  Vor- 
jahres auf  Unterlagen  von  zweifelhafter  Zuverlässigkeit. 

Inwieweit  es  dem  neuen  Gesetze  gelungen  ist,  eine  h^ntlastung 
der  u  n  b  e  m  i  1 1  e  1 1  e  n  B  e  v  ö  1  k  e  r  u  n  g  s  k  1  a  s  s  e  n  iierbeizuführen,  dürfte 
die  nachstehende  Tabelle  veranschaulichen  : 

In  Prozenten  ausgedrückt,  sind  im  Jahre  1892/93  gegenüber  dem 
Vorjahre  Censiten  veranlagt  worden  zu  einem  Einkommen 

von        900 —     3000  M.  86,99  (g^g^J^  87,27)  Prozent 


» 

3  000 —     6  000    » 

8,40  (     » 

9>o5) 

» 

» 

6  000 —     9  500    » 

2,28  (     » 

1,92) 

» 

» 

9  500—  30  500    » 

1,89  c    » 

i»49) 

» 

» 

30  500—100  000    » 

0,37  (     » 

0,22) 

» 

über  1 00  000    » 

0,07  (     » 

0.05) 

» 

Zu  der  Gesamtsteuer  trugen  die  < 

Censiten  bei 

aus  der  Einkommensstufe 

von 

900—     3  000  M. 

28,60  (gegen  35,54) 

P] 

ozent 

» 

3  000 —     6  000    » 

16,32  (     » 

23*50) 

» 

» 

6  000 —     9  500    » 

9,78  (     » 

9.98) 

» 

» 

9  500—  30  500    » 

18,68  (     » 

16,25) 

» 

» 

30  500 — 100  000    » 

13,62  (     » 

7.70) 

» 

über  100000    » 

13        (     » 

7>o3) 

» 

In  den  Stadtkreisen  haben  diese  Prozente  betragen: 
hinsichtlich  der  Censiten 
bei         900 —     3000  M.  81,89- (gegen  81,16)  Prozent 


bei 


3  000 —     6  000 

»     10,26  ( 

»       12,37) 

» 

6  000—     9  500 

^       3.55  ( 

»         3»2i) 

» 

9  500 —  30  500 

'^       3.45  ( 

»         2,77) 

» 

30  500 — 100  000 

»       0,72  ( 

»         0,40) 

» 

über  100  000 

»       0,13  ( 

»         0,09) 

» 

hinsichtlich 

des  S teuei 

•betr  ages 

900 —     3  000 

M.  18,81  (g< 

egen  24,69) 

Prozent 

3  000—     6  000 

»     13.74  ( 

»       22,98) 

» 
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bei      6000 —     9500  M.  10,23  (gßgd  i^'7°)  Prozent 
»       9  500 —  30  500    »     23,10  (     »       21,23)         » 
»     30500 — 100  000    »     17)39  (     ^^         9»9^)         * 
über  100  000    »     16,73  (     *         9»42)         » 

In  einem  Nachtrag  bemerkt  der  »R.A.Z.«  (1892,  Nr.  243:  Was  die 
Veränderungen  anbetrifft,  die  lediglich  auf  dem  Gebiet  der  Staats- 
steuer infolge  des  neuen  Einkommensteuergesetzes  bei  den  hier  allein 
in  Betracht  kommenden  Einkommensstufen  von  900  bis  4200  M.  ein- 
getreten sind,  so  hat  für  1891/92  das  Erhebungssoll  (d.  i.  das  Ver- 
anlagungssoll nach  Abzug  des  dreimonatlichen  bezw.  zwei-  und  ein- 
monatlichen Steuererlasses)  betragen : 

a.  bei  der  Klassensteuer  (Einkommen  von  900  bis  3000  Mark) 
28  275  916,50  M.,  b.  bei  den  Einkommen  von  mehr  als  3000  bis  4200  M. 
9639498  M. 

Das  Veranlagungssoll  für  1892/93  weist  demgegenüber  auf: 
zu  a;  ein  Mehr  von  4559182,50  M.,  zu  b:  ein  Weniger  von  513374  M. 

In  Betracht  kommt  aber,  dass  die  Zahl  der  Censiten  gestiegen  ist 
zu  a:  um  375606,  zu  b:  um  10482. 

Wäre  das  Erhebungssoll  in  demselben  Verhältnisse  gestiegen,  wie 
die  Zahl  der  Censiten,  so  hätte  dasselbe  1892/93  gegenüber  dem  Vor- 
jahre ergeben  müssen  zu  a:  ein  Mehr  von  6092329  M. ,  zu  b:  ein 
Mehr  von  868  643  M. 

Das  Veranlagungssoll  von  1892/93  ist  gegenüber  diesen  Zahlen 
geringer:  zu  a:  um   1533146,50  M.,  zu  b:  um  i  382017  M. 

An  Durchschnittssteuer  entfallen  auf  den  einzelnen  Censiten  in  der 
Gruppe  zu  a:  1891/92:  16,22,  1892/93:  15,50  M.,  zub;  1891/92:  82,87, 
1892/93:  71,97  M. 

Wäre  bei  der  Veranlagung  der  physischen  Personen  für  1892/93 
noch  der  alte  Tarif  angewandt,  so  würde  die  Steuer  für  die  Einkom- 
men von  : 

900—3000  M.      .     .     I  765  889  M. 
3000 — 6000    »       .     .     2  632  264    » 
6000 — 8000    »       .     .        527  680    » 
zusammen     4925833  M. 
mehr  und  dagegen  für  die  Einkommen  von  über  8000  M.  8  963  780  M. 
weniger   betragen   haben.     In  diesen  Zahlen    spricht  sich  die  Wirkung 
lediglich  der  vom  Tarife  vorgenommenen  Aenderungen  aus.    Daneben 
aber  ist  noch  daran  zu  erinnern,  dass  allein  der  durch  das  neue  Gesetz 
(§  18)  eingeführte  Abzug   von    50  M.  für  jedes  Kind   unter    14  Jahren 
ein  Steuer-Minus  von  3  456  138  M.  bei  den  Einkommen  bis  zu  3000  M. 
zur  Folge  gehabt  hat. 
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— e.  E.  V.  Philippovich ,  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre.  Freiburg  i.  Br. 
J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck)  1893. 

Das  vorliegende  Buch  bildet  die  dritte  Abteilung  eines  »Einleitungsban- 
de s«  ,  welcher  unter  der  Redaktion  des  H.  Prof.  Dr.  Max  Seydel  zum  Marquardsen'- 
sehen  »H  andbuch  des  öffentlichen  Rechts«  herausgegeben  wird. 

Das  i1/.'sche  »Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  der  Gegenwart  in  Monographien« 
ist  an  dieser  Stelle  im  ganzen  und  nach  seinen  hervorragendsten  staatrechtl.  Einzeln- 
bestandteilen wiederholt  gewürdigt  worden.  Der  Scydel'%Ocit.  »Einleitungsband«  in  fünf 
Abteilungen,  deren  vorliegendes  Mittelstück  (3.  u.  4.  Abtl.)  allein  drei  Bände  umfassen 
wird,  verspricht  dem  Marquardsen'schcn  Sammel-Hauptwerk  mindestens  gleichwertig 
zu  werden,  wenn  man  nach  der  nächstvorliegenden  Arbeit  von  Philippovich  und  nach 
den  Namen  der  anderen  für  den  Einleitungsband  neugewonnenen  Mitarbeiter  sich  voraus 
eine  Mutmassung  erlauben  will. 

Zwar  am  Namen  »Einleitungsband«  könnte  man  sich  stossen;  denn  die  »Einlei- 
tung« kommt  wenigstens  der  Zeit  nach  erst  hintendrein  zum  Ersatz  für  eine  vorgesehen 
gewesene  »Abhandlung  über  Politik«  und  nicht  um  Einen  Band,  sondern  um  eine 
stattliche  Anzahl  von  Bänden  handelt  es  sich  bei  der  Seydel'sc^i&n  Erweiterung 
des  Alarquardsen'sch^n  Unternehmens.  Allein  ein  Bedenken  kann  doch  nur  die  Be- 
zeichnung »Einleitungsband«  treffen.  Die  Hauptsache  ist,  dass  diese  Erweiterung  sich 
als  geeignete  Ergänzung  des  allgemeinen  Teils  des  Hauptunternehmens  er- 
weist. Das  aber  verspricht  sie  zu  werden.  Ist  dem  so  und  wird  dem  so  sein ,  so 
kann  man  auch  damit  zufrieden  sein  ,  dass  bei  einem  Handbuch  von  Monographien 
die  »Einleitung«  zuletzt  erscheint:   »spät  kommt  Ihr,  doch  Ihr  kommt!« 

Was  dem  Marquardsen'schen  Unternehmen  nach  dem  Urteil  und  Empfinden  Vieler 
von  Anfang  an  fehlte,  war  ein  Doppeltes:  eine  Zusammenfassung  der  Staatsrechts- 
wissenschaft in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung,  sodann  und  namentlich  eine  über 
das  »allgemeine  Staatsrecht«  hinausgreifende  allgemeine  Staatslehre.  Diese  beiden 
Lücken  sollen  durch  die  beiden  ersten  Abteilungendes  »Einleitungsbandes«  gefüllt  werden. 

Der  letztere  soll  als  erste  Abteilung  eine  Geschichte  der  Staatsrechts- 
wissen s,c  h  a  ft  von  Professor  Dr.  Hermann  Rehm  in  Marburg  bringen  »Die 
Gegenwart'  mit  ihrer  reichen  Ausgestaltung  des  öffentlichen  Rechts  —  so  sagt  der 
Prospekt  —  hat  der  deutschen  Staatsrechtswissenschaft  in  den  letzten  beiden  Jahr- 
zehnten nur  wenig  Müsse  gelassen,  der  allgemeinen  geschichtlichen  Entwicklung  der 
Staatsrechtslehre  ihre  Kraft  zu  leihen.  Erforscht  ist  nur  die  Geschichte  ge%\-isser  Wis- 
sensgebiete (Bundesstaat)  oder  die  Bedeutung  einzelner  Staatsrechtslehrer  für  die  Fort- 
bildung der   Lehre ,   oder ,   wenn  mehr  ,   nur  die  Entwicklung  mehr  oder  weniger  um- 
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fassender  Perioden  (Gierke,  Stintzing).  Eine  übersichtliche  Darstellung  der  gesamten 
Entwicklung  in  und  ausserhalb  Deuschlands  von  Plato  bis  auf  die  Neuzeit ,  besehen 
mit  den  Augen  gegenwärtiger  wissenschaftlicher  Erkenntnis,  fehlt.  Sie  zu  geben,  soll 
hier  versucht  werden.  Ein  Hauptbestreben  wird  bei  dieser  Darstellung  dahin  gehen, 
den  etwaigen  Einfluss  der  jeweilsherrschenden  politischen,  wirt- 
schaftlichen  und  sozialenVerhältnisseundAnschauungen  auf 
die  Um-  und  Fortbildung  der  Staatsrechtswissenschaft  zu  verfolgen.«  Ein  grosser 
Vorwurf,  welchem  wir  bestes  Gelingen  wünschen  !  Die  Arbeit  Rehm'%  liegt  noch 
nicht   vor. 

Noch  viel  bedeutsamer  wäre  die  Ergänzung  der  2.  Lücke.  Sie  soll  gefüllt  werden. 
Die  zweite  Abteilung  des  Einleitungsbandes,  bearbeitet  von  Professor  Dr.  Georg  Jellinek 
in  Heidelberg,  wird  die  allgemeine  Staatslehre  behandeln.  »Die  allgemeine 
Staatslehre  soll  als  Grundlage  aller  Staatswissenschaften  die  geschichtliche  Erscheinung 
des  Staates  sorgfältig  nach  allen  Seiten  hin  erforschen  und  den  Zusammenhang  zwischen 
dem  Staatsleben  und  den  übrigen  Funktionen  der  menschlichen  Gemeinschaft  darthun. 
Diesen  grundlegenden  Untersuchungen  folgen  solche  über  das  rechtliche  Wesen  des 
.Staates.  Ein  besonderer  Teil  hat  hierauf  die  Lehre  von  den  Staatsformen  abzuhandeln, 
denen  sich  die  Theorien  von  den  staatlichen  Organen  und  Funktionen,  sowie  von  der 
rechtlichen  Stellung  des  Individuums  zum  Staate  anschliessen.«  Auch  diese  2.  Ab- 
teilung liegt  noch  nicht  vor. 

Eine  Erweiterung  über  das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechtes  hinaus  und  auch  über 
die  allgemeine  staatswissenschaftliche  Grundlage  des  öffentlichen  Rechtes  hinaus  voll- 
zieht der  Seydel'%z\v&  »Einleitungsband«  in  zwei  Richtungen.  Einmal  durch  die  Auf- 
nahme der  ganzen  politischen  Oekonomie  in  drei  Bänden  (Abteilung  III 
und  IV  des  SeyäeVso^aea.  Unternehmens)  bearbeitet  von  Pkilippovich ,  sodann  durch 
eine  »Statistik  undGesellschaftslehre«,  welche  Dr.  G.  v,  Mayr  liefern 
wird.  Mit  diesen  Zusätzen  scheint  sich  das  »Handbuch  des  öffentlichen  Rechtes«  zu 
einem  Handbuch  der  ganzen  Sozialwissenschaft  ausdehnen  zu  sollen.  Allein  doch 
nur  scheinbar  und  sow^eit  es  vorhanden,  ist  u.  E,  dieses  Ausdehnungsstreben  dennoch 
nicht  verfehlt.  Es  ist  unmöglich ,  das  öffentliche  Recht  der  Gegenwart ,  namentlich 
dessen  dermalige  Fortbildung  ohne  wissenschaftliches  Eindringen  in  die  gesamte  Sozial- 
wissenschaft ,  namentlich  in  die  theoretische  und  politische  Volkswirtschaftslehre  zu 
verstehen.  Es  kommt  nur  darauf  an,  bei  der  Heranziehung  der  Wissenschaften  von  den 
ausserstaatlichen  Objekten  des  öffentlichen  Rechtes  jenes  Mass  zu  halten ,  welches  der 
hauptsächliche  Leserkreis  eines  Handbuches  des  öffentlichen  Rechtes,  Juristen,  Ver- 
waltungsleute ,  politische  Stimmführer  aller  Art  in  sich  aufzunehmen  vermögen.  Und 
dieses  Mass  wird  allem  Anscheine  nach  eingehalten  werden.  —  v.  Mayr's  »Gesellschafts- 
lehre« wird  nur  »die  statistisch  erfassten  Beziehungen  des  gesellschaftlichen,  mensch- 
lichen Lebens,  demgemäss  namentlich  eine  Gesamtübersicht  des  wissenschaftlichen 
Inhaltes  der  Moralstatistik,  Bildungsstatistik  und  wirtschaftlichen  Statistik«  liefern; 
G.  V,  Mayr's  sämtliche  bisherige  Arbeiten  geben  voraus  die  sichere  Bürgschaft,  dass 
dies  masshaltend  in  bester  Weise  geschehen  wird.  —  Von  allen  ausserstaatlichen  Sozial- 
Objekten  des  öffentlichen  Rechtes  nimmt  zur  Zeit  die  Volkswirtschaft  nacli 
ihrem  Sein  und  politischen  Werden  samt  der  grössten  Wirtschaft ,  derjenigen  des 
Staates ,  weitaus  die  bedeutendste  Stelle  ein.  Die  Zusammenfassung  dieses  StotTes  in 
drei  Bände  zur  Herstellung  der  wirtschaftswissenschaftlichen  Unterlagen  für  das  Ver- 
ständnis des  öffentlichen  Rechtes  der  Gegenwart  will  uns  nicht  als  zu  weit  ausgreifend 
erscheinen.    Es  kann  innerhalb  dieses  Raumes  wirklich  nur  der  theoretische  und  po- 
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litische  Succus  der  nationalökonomischen  Speziallitteratur  gegeben  werden.  Nach  dem 
Prospekt  des  5^^</f/'schen  »Einleitungsbandes«  verfolgt  nun  der  nationalökonomische 
Teil  des  letzteren  »in  erster  Linie  den  Zweck,  den  l*'ortschritt ,  welcher  durch  die 
reiche  Speziallitteratur  der  letzten  Jahrzehnte  auf  dem  fraglichen  Gebiete  erreicht  worden 
ist,  in  zusammenfassender  einheitlicher  Darstellung  des  Wesentlichen  zum  Ausdrucke 
zu  bringen,  üeberall  wird  die  rechtliche  Grundlage  der  wirtschaftlichen  Probleme, 
sowie  deren  Rückwirkung  auf  die  Rechtsentwicklung  berücksichtigt,  ohne  bei  dieser 
besonderen  Beachtung  der  praktischen  Seite  der  wirtschaftlichen  F'ragen  deren  theo- 
retische Erörterung  zu  vernachlässigen.  Diesem  Gesichtspunkte  entspricht  es  ,  dass 
insbesondere  der  Darstellung  der  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Entwicklungsbe- 
dingungen  der  Volkswirtschaft  grosse  Aufmerksamkeit  zugewendet  wird,« 

Diesem  Versprechen  wird  Philippovich  im  vorliegenden  ersten  Band  »allgemeine 
Volkswirtschaftslehre«  wirklich  und  zwar  auf  eine  u.  E.  in  jeder  Hinsicht 
vorzügliche  Weise  gerecht.  Seine  »allgemeine  Volkswirtschaftslehre«  ist  zwar  mehr 
Lehrbuch  als  »Handbuch«  ,  sie  ist  aber  doch  auch  als  Handbuch  überaus  brauchbar 
durch  Berührung  alles  Bedeutsamen  und  durch  die  Sorgfalt  der  Litteraturangaben,  welche 
bei  aller  Knappheit  vollständig  sind  und  den  Weg  zu  den  Sonderquellen  bestens 
weisen.  Einfachheit  und  Durchsichtigkeit  der  Disposition ,  Schlichtheit  und  Klarheit 
in  der  Auseinandersetzung  auch  der  schwierigsten  Partien  der  so  kontroversenreichen 
nat. -Ökonom.  Theorie,  Vermeidung  aller  Schulzänkerei,  Freisein  von  Parteitendenz  und 
Schulhochmut ,  methodologische  Sicherheit  und  Vorurteilslosigkeit ,  Gleichmässigkeit 
in  der  knappen  Durcharbeitung  des  Gesamtstoffes  vereinigen  sich  bei  Philippovich  zur 
vollständigen  Lösung  der  ihm  im  Programm  des  »Einleitungsbandes?   gestellten  Aufgabe. 

Die  Eleganz,  Klarheit,  Schlichtheit  und  Sicherheit ,  womit  v.  Philippovich  auch 
die  schwierigsten  Grundfragen  kurz  zu  erledigen  versteht,  vermögen  wir  wohl  am  besten 
dem  Leser  anschaulich  zu  machen,  indem  wir  nachfolgend  den  einzigen  §  37  über 
»das  wirtschaftlichePrinzip  und  die  Motive  wirtschaftlichen 
Handelns«  wörtlich  mitteilen : 

»I.  Das  wirtschaftliche  Prinzip  zeigt  uns  die  Richtung,  in  der  sich 
das  Handeln  der  auf  Wirtschaftlichkeit  bedachten  Menschen  in  bestimmten  Fällen  be- 
wegen wird.  Es  besagt  nichts  darüber,  welcher  Antrieb  diesem  Handeln  zu 
Grunde  liegt.  Man  hat  dies  nicht  immer  auseinander  gehalten.  Man  hat  erklärt, 
das  Anstreben  des  grössten  wirtschaftlichen  Erfolges  liege  im  eigenen  Interesse  des 
wirtschaftenden  Subjektes  ,  dem  ja  der  Erfolg  zufällt.  Das  Streben  nach  Realiserung 
der  eigenen  Interessen  aber  sei  Eigennutz  und  das  wirtschaftliche  Prinzip  daher 
nur  der  Ausdruck  des  Eigennutzes.  Eigennutz  und  Wahrung  des  wirt- 
schaftlichen Prinzips  fallen  aber  nicht  zusammen.  Im  Verhalten 
der  Menschen  gegenüber  der  Natur ,  in  der  Verwaltung  und  Verw^endung  gegebener 
Gütervorräte  für  die  eigene  Bedarfsbefriedigung  vermag  sich  die  Wirtschaftlichkeit  zu 
äussern,  ohne  dass  wir  von  Eigennutz  sprechen.  Der  Bauer,  der  bei  der  Anlage  seiner 
Kulturen  mit  sparsamster ,  aber  zugleich  wirksamster  Verwendung  der  Meliorations- 
mittel,  der  Aussaat,  der  Anpflanzung  u.  s.  w.  verfährt,  der  Gewerbetreibende,  der 
Verbesserung  des  Verfahrens  am  Rohstoffe  spart  und  doch  das  gleiche  Ergebnis  erzielt, 
sie  handeln  wirtschaftlich  aber  nicht  eigennützig.  Wenn  sie  eine  Vergrösserung  des 
Erfolges  durch  Ausdehnung  der  Arbeitszeit  oder  durch  Minderung  des  Lohnes  ihrer 
Hilfsarbeiter  oder  durch  Erhöhung  der  Preise  anstreben,  dann  allerdings  handeln  sie 
nicht  nur  wirtschaftlich,   sondern  auch  eigennützig. 

»2.  Eigennutz  ist  daher  nicht  ein  dem  Prinzip   des  Wirtschaftens  überhaupt, 
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sondern  nur  ein  dem  Prinzip  des  wirtschaftlichen  Verkehres  zu  Grunde  liegendes 
Verhalten  der  Menschen.  Er  liegt  nicht  in  der  Wahrung  des  eigenen  Interesses  schlecht- 
weg, sondern  in  der  Wahrung  des  eigenen  Interesses  gegenüber  dem  Interesse 
Anderer.  Der  Eigennutz  ist  aber  ebensowenig  auf  das  Gebiet  des  Wirtschaftlichen 
beschränkt ,  wie  das  im  wirtschaftlichen  Prinzip  sich  ausdrückende  Verhalten.  Er  ist 
die  Aeusserung  des  Triebes  der  Selbsterhaltung  im  Verkehre.  So 
lange  und  so  weit  die  wirtschaftliche  Selbsterhaltung,  d.  h.  die  Erhaltung  der  mate- 
riellen Grundlagen  unseres  Daseins  sich  im  Wege  des  Verkehres  vollzieht ,  ist 
der  Eigennutz  daher  von  selbst  gegeben.  Alle  konsequenten  Reformbestrebungen, 
welche  die  aus  dem  Walten  des  Eigennutzes  fliessenden  Nachteile  aufheben  wollen, 
gehen  daher  nicht  auf  Beseitigung  des  Eigennutzes  und  auf  seinen  Ersatz  durch  andere 
psychologische  Antriebe,  sondern  auf  gesellschaftliche  Organisationen  aus,  welche  die 
wirtschaftliche  Selbsterhaltung  des  Einzelnen  nicht  von  ihren  Erfolgen  im  Verkehre 
abhängig  machen. 

»3.  Damit  ist  aber  keineswegs  ausgesprochen,  dass  das  Motiv  aller  wirtschaft- 
lichen Handlungen  im  Verkehr  das  Streben  nach  dem  grössten  eigenen  Vorteil  sein 
müsse,  Leichtsinn  und  Unbedachtsamkeit,  Liebe  und  Wohlwollen,  überkommene  Sitte 
und  Trägheit,  die  mannigfachsten  anderen  psychologischen  Faktoren  mögen  im  Menschen 
wirksam  sein  und  eine  Abänderung  jenes  Slrebens  herbeiführen.  Auch  muss  nicht 
immer  das  Verlangen  nach  eigenem  Güterbesitz  und  eigener  Bedarfsbefriedigung  für 
das  wirtschaftliche  Handeln  massgebend  sein.  Ehrgeiz ,  Ruhmsucht ,  Familienstolz, 
Gemeinsinn  und  viele  andere  Eigenschaften  sind  ebenso  oft  die  Veranlassung  zu  den 
grössten  wirtschaftlichen  Unternehmungen  geworden,  wie  das  Streben  nach  Reichtum 
und  ausgedehntester  Güterversorgung.  Es  ist  in  der  That  keine  seelische  Stimmung 
denkbar,  die  nicht  auch  das  wirtschaftliche  Leben  beeinflussen  könnte. 

»4.  Aber  wie  sehr  auch  Irrtum,  Leichtsinn,  Wohlthätigkeit, Liebe  u.  s.  w. 
den  wirtschaftlichen  Erfolg  einer  Handlung  für  den  Handelnden  vollkommen  aufzu- 
heben oder  mehr  oder  weniger  zu  beschränken  vermögen ,  sie  können  die  Wahrung 
des  wirtschafthchen  Prinzips  im  Verkehr  und  damit  das  Auftreten  von  Handlungen, 
die  eigennützig  erscheinen ,  nicht  verdrängen.  In  jenen  Fällen  zeigen  die  einzelnen 
Handlungen  ein  Abweichen  von  dem  wirtschaftlichen  Prinzip,  das,  wenn  es  vereinzelt 
innerhalb  der  gesamten  wirtschaftlichen  Thätigkeit  einer  bestimmten  Wirtschaftseinheit 
auftritt,  das  Wesen  derselben  nicht  berührt.  In  dem  Masse,  als  es  zunimmt  und  den 
Charakter  dieser  Wirtschaftseinheit  selbst  bestimmt,  gefährdet  es  deren  selbständige 
Existenz,  bis  diese  endlich  bei  fortgesetzter  bewusster  oder  unbewusster  Verletzung  des 
wirtschaftlichen  Prinzips  in  ihren  Handlungen  zu  Grunde  gehen  muss.  Daher  können 
mit  welcher  Stärke  auch  die  nicht  auf  wirtschaftl'chem  Interesse  beruhemlen  Motive 
auftreten  mögen,  sie  doch  nicht  dauernd  und  in  vollem  Umfange  die  Führung  irgend 
einer  Wirtschaft  beeinflussen.     Vgl.  §§  8 — 11. 

»5.  Ohne  Zweifel  werden  aber  jene  Umstände  auf  die  Gestaltung  des  Lebens  der 
Volkswirtschaft  einen  grossen  Einfluss  ausüben  und  jede  Betrachtung  der  realen  Ver- 
hältnisse wird  auf  sie  Rücksicht  nehmen  müssen.  Sie  werden  insbesondere  für  jede 
bewusste  Fortentwicklung  und  Einflussnahme  auf  die  Gestaltung  der  Wirtschaftsver- 
hältnisse wichtig  sein  und  als  wirksame  Hebel  und  Werkzeuge  der  Förderung ,  wie 
als  Hemmnisse  geplanter  Fortschritte  ins  Auge  gefasst  werden  müssen.  Sie  gehören 
alle  zu  den  Kräften,  die  teils  in  parallelen,  teils  in  sich  durchkreuzenden  Wirkungen 
den  Entwicklungsgang  derVolkswirtschaft  bestimmen.  Insbesondere 
werden  die,  feste  Gewohnheiten  und  Uebungen  ausprägende  .Sitte,  sowie  die  Trägheit 
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—  nicht  als  sittlicher  Mangel,  sondern  als  geistiges  Beharrungsvermögen  aufgefasst  — 
von  hervorragender  Bedeutung  sein.  Sie  bewirken  ein  Festhalten  am  Ueberkomnienen 
auch  dann,  wenn  es  nicht  mehr  dem  wirtschaftlichen  Vorteil  entspricht,  aber  sie  sind 
auch  das  Festigungsmittel,  das  den  bessernden  Ideen  dauernde  Wirkung  verbürgt. 

«6.  Unter  den  nicht  eigennützigen  Antrieljen  tritt  insbesondere  der  Gem  einsinn 
hervor.  Er  ist  ein  Ausdruck  des  Gemeinsamkeitsgefühles  der  Menschen,  das  auf  jeder 
Stufe  der  Kulturentwicklung  vorhanden  ist.  Er  i.st  der  Reflex  der  Abhängigkeit  des 
Einzelnen  von  der  Gemeinschaft,  deren  gedeihliche  Entwicklung  eine  der  Bedingungen 
jeder  individuellen  Entwicklung  ist.  Es  kann  daher  oft  geradezu  im  verständigen  In- 
teresse des  Einzelnen  liegen,  für  die  Gemeinschaft  zu  handeln,  z.  B.  im  Kriege,  bei 
der  Abwehr  drohender  Elementarschäden,  bei  Ueberschwemmungen,  bei  der  Verwal- 
tung des  Strassenwesens,  sowie  aller  Gemeindeangelegenheiten  u.  s.  w.  Ein  Handeln 
im  gemeinen  Interesse  schliesst  daher  nicht  nur  die  Förderung  des  eigenen  nicht  aus, 
sondern  oft  geradezu  ein,  ja  unter  umständen  ist  die  letztere  ohne  jenes  nicht  denk- 
bar. —  Gemeinsinn  ist  daher  nicht  etwa  ein  schwärmerischer  Gefühlsausdruck,  sondern 
der  auf  den  Nutzen  einer  nicht  bloss  persönlichen  Gemeinschaft  gerichtete  Sinn,  von 
welcher  Gemeinschaft  der  Handelnde  selbst  einen  Teil  bildet.  Eine  Gemeinschaft 
von  Menschen,  welche  alle  altruistisch,  d.  h.  nur  auf  das  Wohl  der  anderen  bedacht, 
handeln,  ist  unmöglich.  Eine  Gemeinschaft  von  Menschen,  welche  alle  gemeinsinnig, 
d.  h.  stets  nur  auf  den  gemeinsamen  Nutzen  bedacht,  handeln,  ist  möglich.  Der  Ge- 
meinsinn ruht  auf  dem  Bewusstsein  einer  Interessengemeinschaft  der  Menschen ,  die 
verstandesmässig  erfasst  werden  kann  ;  der  Altruismus  auf  gefühlsmässigen  Neigungen 
der  Menschen,  die  durch  Kultur  gefördert  werden,  aber  niemals  den  ganzen  Menschen 
erfassen  können.  Der  Altruismus  hebt  den  Eigennutz  im  einzelnen  Menschen  auf. 
Der  Gemeinsinn  thut  dies  nicht.  Allein  unter  seinen  verschiedenen  Aeusserungsmög- 
lichkeiten  befinden  sich  zahlreiche ,  die  den  Raum  einengen ,  auf  dem  der  Eigennutz 
zur  Geltung  kommen  kann,  indem  die  individuellen  Bedürfnisse,  welche  im  Verkehrs- 
leben mit  Notwendigkeit  den  Eigennutz  hervorrufen,  durch  gemeinschaftliche  Anstalten 
befriedigt  werden.  Wie  der  Eigennutz  aus  dem  Trieb  zur  Selbsterhalfung  des  Ein- 
zelnen hervorgeht,  so  der  Gemeinsinn  aus  dem  Trieb  zur  Selbsterhaltung  der  Gemein- 
schaft, als  deren  Glieder  sich  die  Einzelnen  fühlen.  Eigennutz  und  Gemeinsinn  sind 
daher  zwei  gestaltende  Grundkräfte  im  wirtschaftlichen  Leben  von  wesentlicher  Be- 
deutung. 

»7.  Aus  dem  über  die  vielseitige  Motivierung  der  wirtschaftlichen  Handlungen  Ge- 
sagten ergiebt  sich  auch,  welche  Bedeutung  der  Ethik  für  die  menschliche  Wirtschaft 
zukommt.  Die  sittlichen  Grundsätze,  von  denen  das  Handeln  der  Menschen  beherrscht 
ist ,  werden  sowohl  auf  dem  Gebiete  wirtschaftlicher  Organisation ,  als  auch  in  der 
Richtung  der  wirtschaftlichen  Handlungen  in  Produktion  und  Konsumtion,  und  endlich 
auch  in  der  Stärke  zum  Ausdruck  kommen,  mit  der  die  Wahrung  des  wirtschaftlichen 
Vorteiles  im  Verkehre  vorgenommen  wird.  Es  wird  die  Sittlichkeit  namentlich  viel 
dazu  beitragen  können  ,  um  den  Gegensatz  des  privatwirtschaftlichen  und  des  volks- 
wirtschaftlichen Interesses  (vergleiche  den  §  16)  auszugleichen  oder  aufzuheben,  indem  sie 
in  dem  Einzelnen  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  dem  Ganzen  gegenüber  weckt 
und  ihn  zur  Unterlassung  privatwirtschaftlich  vorteilhafter,  aber  volkswirtschaftlich 
nachteiliger  Handlungen  antreibt.  Sie  wird  zur  Ausgleichung  der  Versorgungsverhält- 
nisse in  den  einzelnen  Familienwirtschaften  auf  dem  Wege  privater  und  organisierter 
Wohlthätigkeit  beitragen  können.  Sie  wird  endlich  die  Herrschaft  des  Eigennutzes 
beschränken  und  sowohl  im  Gewissen  der  Einzelnen  ,  wie  in  der  Rechtsordnung  und 
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der  gesellchaftlichen  Sitte  Schranken  gegen  die  Ausbeutung  der  wirtschaftlich  Schwäche- 
ren durch  die  wirtschaftlich  Stärkeren  errichten.  Die  sittlichen  Grundsätze  jeder  Zeit 
werden  daher  zweifellos  für  den  realen  Charakter  der  wirtschaftlichen  Organisation 
von  hervorragendem  Einflüsse  sein.« 

Die  Art,  wie  im  ersten  Band  für  die  Volkswirtschaftspolitik  theoretisch  der  Grund 
gelegt  wird,  rechtfertigt  auch  für  den  2.  Band,  welcher  diese  Politik  zum  Gegenstand 
haben  wird,  hochgespannte  Erwartungen.  Schäffle. 


— e.  Volksdienst.  Von  einem  Sozialaristokraten.  Berlin  und  Leipzig.  Wiener'- 
scher  Verlag  1893. 

Der  Schrift  des  ungenannten  Verfassers  wird  man  unter  keinen  Umständen  die 
Anerkennung  versagen  dürfen,  dass  sie  mit  Geist  geschrieben,  konsequent  gedacht, 
anthropologisch  und  naturwissenschaftlich  kenntnisreich  und  dazu  mutig  genug  ist,  mit 
ihren  sozialreformatorischen  Forderungen  vor  keiner  noch  so  alten  Institution  Halt  zu 
machen.  Niemand  wird  sie  ohne  Anregung^  aus  der  Hand  legen.  Der  beherrschende 
Grundgedanke  ist  der  :  den  Kampf  um  die  Bedingungen  des  Daseins  und  die  Anpassung 
zu  diesem  Kampfe,  kurz  die  »soziale  Auslese«  darauf  anzulegen,  dass 
zugleich  die  Tüchtigkeit  der  Individuen  und  mit  dem  Empor-  und  Davonkommen  der 
Tüchtigsten  die  Gattung  möglichst  hoherVervollkommnung  entgegen- 
geführt werde.  Der  »Sozialaristokrat«  wendet  sich  wirklich  gegen  alles,  was  an  der 
heutigen  Gestaltung  des  Privateigentums,  der  Ehe,  des  Frauenrechtes,  des  Erziehungs- 
wesens ,  der  Volksbildung ,  der  Ethik  und  Religion ,  diesem  Ziele  der  Fortbildung 
höchster  persönlicher  Tüchtigkeit ,  der  Zuteilung  von  Einkommen  nach  der  persön- 
lichen Leistung,  der  Austeilung  des  Einflusses  in  Staat  und  Gesellschaft  nach  Mass- 
gabe der  Tüchtigkeit,  der  Entstehung  immer  tüchtigerer  Generationen  durch  soziale 
Zuchtwahl  und  Erziehung  entgegensteht.  —  Die  u.  E.  bedeutendsten  Abschnitte  des 
Buches  sind  diejenigen ,  in  welchen  der  ungenannte  Verfasser  dem  Neumalthu- 
sianismus entgegentritt ;  unter  den  Miszellen  wird  der  Inhalt  derselben  genauer 
vorgeführt.  —  Beachtung  wird  aber  auch  der  Kampf  einerseits  gegen  den  sozialdemo- 
kratischen Kommunismus,  andererseits  gegen  den  »Erbkapitalismus«  finden,  wogegen  das, 
was  über  Religion  vorgetragen  ist,  als  viel  zu  naturalistisch  weithin  Widerspruch  finden 
dürfte.  Der  doppelte  .Kampf  gegen  Kommunismus  und  »Erbkapitalismus«  bewegt 
sich  streng  auf  den  Bahnen  des  oben  hervorgehobenen  sozialselektionistischen  Grund- 
satzes. Von  beiden  fürchtet  der  Herr  Verfasser  ein  Herabkommen  statt  des  Empor- 
kommens der  Individuen  und  der  Gattimg.  Das  nichterbliche,  persönlich  verdiente 
Privateigentum,  auch  dasjenige  an  den  Produktionsmitteln  verteidigt  der  » Sozialaristo- 
krat« sehr  feurig.  Nur  vererben  soll  es  nicht,  sondern  immer  wieder  an  den  Staat 
fallen.  Die  Organisation  der  Volkswirtschaft  nach  seinem  Standpunkt  denkt  sich  der 
Verfasser  als  eine  produktivgenossenschaftliche  mit  Heimfall 
der  Genossenschaftsanteile  an  den  Staat  zurWiederveräus- 
serung  an  die  Meistbietenden.  Der  Beweis,  dass  hiebei  eine  höhere,  die 
Vervollkommnung  des  Einzelnen  und  der  Gattung  verbürgende  Stärke  der  Kapital- 
bildung und  eine  leistungsverhältnismässigere  Verteilung  des  Nationaleinkommens  statt- 
finden müsse,  ist  jedoch  nicht  bloss  nicht  geführt,  sondern  so  gut  wie  nicht  angetreten. 
Der  Herr  Verfasser  wird  daher  sowohl  bei  den  Anhängern  des  nichtkommunistischen 
Sozialismus,  als  bei  denjenigen  des  »Erbkapitalismus«  auf  starken  und  u.E.  nicht  un- 
begründeten Widerspruch  stossen.  Doch  ist  es  ein  neuer  Vorschlag  zu  den  vielen 
übrigen  der  grundstürzenden  Sozialreform  und  er  darf  deshalb  hier  nicht  totgeschwiegen 
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werden.  Der  Verfasser  sagt  (S.  157,  161,  181  f.  und  sonst):  »Die  Menschen  sind  ein- 
ander nicht  gleich,  aber  dass  man  darum  zu  den  bestehenden  natürHchen  Ungleich- 
heiten noch  andere  besi  tzlic  he  hinzufügen  müsse,  die  es  verhindern,  dass  allein  die 
Fähigkeiten  der  Menschen  ihre  Lebensstellung  bedingen ,  ja  die  zum  Teil  den  natür- 
lichen Ungleichheiten  direkt  entgegengesetzt  verlaufen,  ist  doch  nicht  daraus  zu  folgern. 
Im  (Gegenteil:  eben  weil  die  Menschen  so  ungleich  sind,  darum  ist  es  das  einzig  Ge- 
rechte,  und  einzig  Natürliche,  jeden  auch  wirklich  seines  Glückes  Schmid  sein  zu 
lassen.  Möglichst  gleiche  Chance  für  alle,  aber  nicht  gleichen  Besitz!  Keine 
erbrechtliche  Bevorzugung  Weniger ,  also  keinerlei  erbliches  Privatver- 
mögen überhaupt.  Nur  weil  unter  den  erbkapitalistischen  Zuständen  die  Ver- 
gangenheit allüberall  in  die  Gegenwart  hereinragt:  daher  der  unausgesetzte  Kampf 
gegen  sie,  den  alle  Lebenden  kämpfen  müssen,  daher  gewaltsame  Ausbrüche  und  ge- 
waltsames Niederreissen  ihrer  Schranken !  —  Die  Aufhebung  des  Erbkapitalismus 
muss  stufenweise  vor  sich  gehen  auf  dem  Wege  von  Steuerreformen. 
Mit  einer  Erbschaftssteuer  von  etwa  20  Prozent  wäre  zu  beginnen  (!).  England  be- 
sitzt bereits  eine  zehnprozentige  Steuer  auf  das  Erbe ,  ganze  Teile  von  Deutschland 
haben  sie  ebenfalls  besessen.  Etwas  grundsätzlich  Neues  würde  damit  also  nicht  ge- 
schaffen. .  .  Sobald  die  Erbschaftssteuer  fünfzig  Prozent  überschritten 
hat,  wird  die  Zeit  beginnen,  in  der  die  Gründung  von  Arbeiterassociationen 
oder  speziell  Produktivgenossenschaften  zu  beginnen  ist.  Die  grössere 
Hälfte  des  Blutes  des  sozialen  Körpers  beginnt  dann  zu  kreisen,  und  jeder  Teil  kommt 
dadurch  in  die  Lage,  so  viel  an  siah  zu  ziehen,  als  seiner  Zugkraft  entspricht.  Dann 
wird  das  Schulze-Delitz'szhe  System  nicht  nur  den  Vorzug  vor  dem  Lasalle'schtn 
haben  ,  dass  es  auf  dem  Boden  der  gegebenen  Verhältnisse  steht ,  sondern  auch  den 
der  leichteren  Ausführbarkeit  und  grösseren  sozialen  Gerechtigkeit.  Das  Aufsparen 
und  Liigeschäftbehalten  der  Gewinnanteile  der  Arbeiter  muss  alle  Betriebe  nach  und 
nach  in  Arbeiterhände  bringen.  Beim  Todesfall  des  Hauptbesitzers  verkauft  der  Staat 
dessen  Besitzanteil  an  einen  oder  viele,  ganz  je  nachdem  sich  Käufer  finden  —  aber 
der  Besitzanteil  der  Arbeiter  bleibt  im  Betriebe.  So  kommt  im  Laufe  eines  einzigen 
Menschenalters  jeder  sparsame  Arbeiter  in  die  Lage,  Teilhaber  an  einem  Betriebe  zu 
werden ,  und  wenn  er  sein  Interesse  versteht ,  wird  er  zugleich  als  Arbeiter  in  den- 
selben einzutreten  suchen.  Es  kann  auf  den  ersten  Blick  scheinen ,  als  würde  der 
Umstand,  dass  mit  dem  Tode  seines  Besitzers  auch  der  Grossbetrieb  an  den  Staat 
fällt,  dem  G  r  o  s  s  b  e  t  r  i  e  b  s  w  e  s  e  n  an  sich  ungünstig  sein.  Da  aber  der  Staat 
denselben  nicht  behalten,  sondern  sofort  veräussern  soll,  so  ist 
das  nicht  abzusehen.  Gerade  wie  heute  die  meisten  grösseren  Unternehmungen  bereits 
Aktiengesellschaften  sind ,  so  wird  es  auch  dann  sein.  Einen  Betrieb ,  zu  dem  ein 
einzelner  nicht  die  Mittel  hat,  werden  mehrere  zusammen  kaufen,  die  sich 
durch  Arbeit  bereits  eine  Kapitalsumme  erworben  haben  (?),,  Da  die  Betriebe  bei  der 
Uebernahme  durch  den  Staat  ruhig  fortgehen ,  so  wird  der  doppelte  Besitzwechsel, 
der  hier  unmittelbar  zusammen  erfolgt,  keine  grösseren  Störungen  im  Gefolge  haben, 
als  heute  der  einfache ,  bei  dem  die  Erbteilung  übrigens  meist  auch  eine  umgestal- 
tende Rolle  spielt.  Gewiss  wird  auch  dann  der  Grossbetrieb  billiger  arbeiten  als  der 
einzelne  Handwerker.  An  einem  solchen  werden  sich  daher  vielleicht  hundert  und 
mehr  kleine  Kapitalisten  beteiligen  ,  von  denen ,  da  der  Kapitalzins  unmöglich  zum 
Leben  genügen  kann,  gewiss  ein  grosser  Teil  als  Leiter,  Beamte,  Werkführer  und 
selbst  einfache  Arbeiter  in  dem  Werke  selbst  thätig  sein  werden.  —  Die  Produk- 
tivgenossenschaften,   bei  denen    der  Arbeiter    zugleich  Betriebsuntemehmer 
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ist  und  die  Leitung  mit  in  der  Hand  hat,  für  deren  erste  Einführung  Ferdinand  Lasalle 
einst  hohe  Beiträge  aus  dem  Staatssäckel  verlangte,  und  die  noch  nicht  vom  soziali- 
stischen Parteiprogramm  geschwunden  sind(?),  werden  sich  so  im  sozialaristokratischen 
Staate  ganz  von  selbst  bilden ,  müssen  sich  von  selbst  bilden ,  eben  weil  der  Gross- 
betrieb stets  spart  und  an  die  Stelle  der  wenigen  grossen  viele  kleine  "Vermögen  treten 
werden.  Saugt  doch  heute  schon  mit  immer  fortschreitender  Schnelligkeit  das  Fabrik- 
system, die  Massenproduktion,  den  Kleinbetrieb  auf,  wie(?)  die  Grossgrundwirtschaft  den 
kleinen  Bauernhof.  .  .  —  Die  Einrichtung  des  Erbeigentums  und  der  Beachtung  von 
letztwilligen  Verfügungen  auf  Jahrhunderte  hinaus  hängt  zusammen  mit  dem  »»Wahne«« 
von  einer  Fortdauer  der  Persönlichkeit  nach  dem  Tode.  Mit  der  Beseitigung  des- 
selben durch  die  Aufklärung  der  Vorgänge  der  Zeugung  und  des  Todes  seitens  der 
modernen  Naturforschung  fällt  auch  die  wichtigste  Stütze  jener  Anschauung  weg,  die 
das ,  was  ein  Mensch  für  sich  gesammelt ,  als  etwas  der  Allgemeinheit  Vorzuenthal- 
tendes betrachtet.  Mit  dem  Versinken  der  Person  im  Strome  des  Daseins  soll  auch 
ihr  Besitz,  der  an  dieses  geknüpft  war,  aufhören ;  sonst  kommt  es  immer  wieder  dahin, 
wo  wir  heute  stehen ,  dass  die  Toten  herrschen  über  die  Lebenden.  —  Im  wesent- 
lichen sind  alle  Besitzverhältnisse  ,  unter  denen  die  heutige  Generation  lebt,  von  der 
vorigen  geschaffen,  —  und  die  Lebenden  halten  es  nicht  für  unter  ihrer  W^ürde,  sich 
so  den  Spielraum  für  ihre  Thätigkeit  einengen  zu  lassen,  sie  empfinden  es  noch  nicht 
als  ihr  Recht,  die  Verteilung  des  Gesamtbesitzes  der  Nation 
in  jedem  Geschlechte  durch  die  eigene  Arbeit  dieses  Ge- 
schlechtes vorzunehmen.  Sie  geben  sich  damit  zufrieden,  dass  im  Voraus 
bestimmt  sei,  wer  arm  und  wer  reich  sein  solle,  von  wenigen  Fällen  abgesehen.  .  .  — 
Weil  irgend  ein  mittelalterlicher  Raufdegen  besonders  dreinschlagen  konnte,  darum 
geniesst  heute  sein  Enkel  im  einundzwanzigsten  Gliede  trotz  angeborener  Schafsköpfig- 
keit  und  Unfähigkeit  zu  einer  nützlichen  Arbeit ,  hundert  Vorteile  in  Besitz  und  ge- 
sellschaftlicher Stellung.  Weil  irgend  ein  Besitzender  im  sechzehnten  Jahrhundert 
bestimmte  ,  sein  Besitz  solle  immer  auf  den  ältesten  Sohn  der  geraden  Linie  über- 
gehen, deswegen  darf  heute  der  ehrliche  Arbeiter,  dem  der  Fideikommissbesitzer  über 
und  über  verschuldet  ist ,  ihn  nicht  einmal  auspfänden  lassen.  So  schlagen  die  be- 
stehenden rechtlichen  oder  vielmehr  missrechtlichen  Verhältnisse  dem  modernen  Rechts- 
gefühl ins  Gesicht.  In  allen  unseren  Kulturstaaten  herrschen  so  die  Gespenster  der 
Toten  über  die  Lebendigen,  und  diese  lassen  ruhig  es  sich  gefallen,  dass  jene  ihnen 
in  den  Hauptzügen  ihr  Leben  regeln,  indem  sie  alle  die  Verhältnisse  bilden,  in  denen 
diese  zu  leben  gezwungen  sind.  —  Die  herrschenden  Zustände  in  dieser  Hinsicht  sind 
schon  lange  als  Unrecht  empfunden  worden ,  aber  dieses  Empfinden  hat  bisher  nur 
schiefen  Ausdruck  gefunden.  Die  Abneigung  hat  sich  gegen  das  Kapital  überhaupt 
gerichtet ,  wie  schon  die  Verfehmung  der  Worte  Kapitalismus  oder  Kapitalist  zeigt. 
Hält  man  an  der  Trennung  zwischen  Boden  und  Kapital  fest,  so  ist  dieses  aufge- 
speicherte Arbeit,  die  als  Mittel  zu  neuer  Produktion  dient:  nutzbarer  Besitz,  Werk- 
zeug, Häuser,  fertige  Waren,  ja  selbst  praktisch  nutzbare  Bildung,  alles,  mittels  dessen 
man  ein  höheres  Einkommen  als  den  niedrigsten  Lohn  erzielen  kann.  Erst  der  Ka- 
pitalzins in  den  Händen  einer  Person,  welche  nicht  die  Hand  gerührt  hat,  um  das 
Kapital  zu  produzieren ,  das  ihn  liefert ,  oder  der  Erbkapitalismus  hat  den  H  a  s  s 
gegen  das  Kapital  geschaffen,  der  doch  das  Unvernünftigste 
ist,  was  ein  Volk   empfinden  kan  n.«     Radikaler  Sozialaristokrat  1 
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— e.  Hainisch,  Mich.,  Die  Zukunft  der  Deutsch-Oesterreicher.  Eine  statistisch- 
volkswirtschaftliche  Studie.     Wien,  Fr.   Deuticke,   1892. 

Eine  schön,  geistvoll,  kenntnisreich  und  scharfsinnig  durchgeführte,  bei  aller  Wärme 
nationaler  Gesinnung  politisch  leidenschaftsfreie  Betrachtung  iiber  den  relativen  Rück- 
gang der  Bevölkerungszunahme  bei  den  Üeutsch-Oeslcrrcichern,  beherrscht  von  grossen 
weittragenden  Gesichtspunkten.  Die  Studie  ist  keine  Partei-  und  Tendenzschrifl ,  sie 
gipfelt  in  dem  Nachweis  ,  dass  das  Vordringender  italienischen  und 
der  slavischen  Elemente  nicht  der  physischen  Inferiorität, 
noch  der  geringeren  Fruchtbarkeit  der  deutsch-österreichischen  Bevöl- 
kerung ,  sondern  der  durch  Sitte  aufrecht  erhaltenen  Geschlossenheit  und 
Unteilbarkeit  des  bäuerlichenGrundbesitzes  zuzuschreiben  sei.  Es 
ist  eine  bevölkerungsstatistisch  und  agrarpolitisch  durchaus  wissenschaftliche  Studie, 
aus  welcher  man  auf  gleichwohl  angenehme  Weise  lernt.  Da  das  Zurückbleiben  der 
Bevölkerungsrate  nicht  auf  die  Ursache  zurückzuführen  ist ,  auf  welcher  dieselbe  Er- 
scheinung in  Frankreich  beruht ,  vielmehr  auf  das  erschwerte  und  verspätete 
Heiraten  in  den  deutschen  Landen  des  Alpengebietes,  so  wünscht  der  Ver- 
fasser das  Durchdringen  eines  anderen  bäuerlichen  Agrarsystems,  von 
dessen  unaufhaltsamem  Eindringen  er  die  erforderlichen  Bevölkerungsüberschüsse  für 
eine  Vermehrung  der  deutschen  Industrie  in  den  Alpenländern  und  für  die  Abwehr 
des  Abflusses  der  slavischen  und  italienischen  Bevölkerungsüberschüsse  nach  den  deutsch- 
österreichischen Gebieten  erwartet.  Die  Besitzüberschuldung  sieht  er  in  keiner  Weise 
als  Ursache  des  Rückganges  in  den  Alpenländern  an ;  seiner  eingehender  begründeten 
Ansicht  zufolge  existiert  eine  solche  auch  gar  nicht  oder  nur  in  geringem  Grade,  was 
sich  bei  dem  thatsächlichen  Bestand  der  den  Anerben  sehr  bevorzugenden  Güter- 
ubergabe-Gewohnheiten  auch  naheliegt.  Der  H.  Verfasser  empfindet  sehr  wohl,  dass 
die  Beseitigung  des  bäuerlichen  Agrargewohnheitsrechtes  mit  seinen  in  der  Sitte  pa- 
triarchalen,  im  Betriebe  aber  wirtschaftlich  aufhaltenden  Verhältnissen  und  Wirkungen 
den  Hauptdamm  gegen  Proletarisierung  wegzuschwemmen  droht  ,  er  hält  aber  die 
baldige  Verwitterung  dieser  überlebten  Agrarformation  dennoch  für  unausbleiblich  und 
sieht  Inder  anderen  Wagschale  den  sie  überwiegenden  Vorteil  des  Schutzes  deutsch- 
österreichischen Bodens  gegen  langsame,  aber  fortgesetzte  Unterspülung  und  Abbröcke- 
lung  durch  den  Zufluss  slavisch-italienischer  Arbeitskräfte.  Man  wird  es  dem  Herrn 
Verfasser  vom  deutsch-nationalen  Gesichtspunkt  aus  nicht  verargen  können,  wenn  er 
der  czechisch-slovenisch-italienisch-politischen  Proletarisierung  die  deutsche  als  Mittel 
der  nationalen  Behauptung  deutsch-  österreichischen  Bodens  weit  vorziehen  wurde  ; 
solange  einerseits  eine  nationale  gleichmässige  Bevölkerungspolitik  nicht  besteht, 
noch  sich  herstellen  lässt  —  eine  solche  ist  ja  selbst  innerhalb  Oesterreichs  bei 
seiner  gemischten  Zusammensetzung  nicht  herstellbar,  stellt  sich  ja  die  Alternative  in 
der  That  nicht  anders.  Man  wird  aber  dem  Herrn  Verfasser  auch  darin  beistimmen 
können,  dass  das  geschlossene  altpatriarchalische  Agrarsystem  wirtschaftlich  sich  nicht 
wird  aufrechterhalten  lassen.  Es  käme  also  nur  darauf  an,  ob  sich  nicht  Mittel  finden 
lassen,  die  höhere  eheliche  Fruchtbarkeit  —  hiemit  die  Behauptung  deutschen  Bodens 
durch  deutsche  Bevölkerungsüberschüsse  Deutsch-Oesterreichs  (und  des  deutschen 
Reiches?)  —  ohne  Proletarisierung  der  Landwirtschaft  durch  Besitzüberschuldung  sich 
vollziehen  zu  lassen.  Referent  hält  dies  nicht  für  unerreichbar  und  teilt  überhaupt 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  Abneigung  des  H.  Verfassers  gegen  eine  »alt«-  und 
»neumalthusianische«  Bevölkerungshemmung,  solange  solche,  wie  zumal  in  Oesterreich 
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dem  Ueberströmen  des   slavischen  Bevölkerungsspiudels  nach  deutschem  Gebiet  völlig 
ohnmächtig  gegenübersteht. 


—  e.  Durkheim,  Emile,  de  la  division  du  travail  social.  Paris,  F.  Alcan,  1893. 
—  Die  gedanklich  und  stilistisch  saubere  Arbeit ,  welche  auf  jedem  Blatt  den  selb- 
ständigen Denker  erkennen  lässt,  ist  nicht  etwa  eine  nationalökonomische  Monographie 
über  Arbeitsteilung.  Vielmehr  ist  sie  ein  Versuch  exakter  Festlegung  der  Grund- 
sätze der  Rechts-  und  Moralphilosophie  im  Lichte  des  Fort- 
schrittes sozialer  Funktionsgliederung  nach  dem  weitesten 
Sinne  desWortes.  Was  der  Herr  Verfasser,  wie  er  am  Schluss  der  Vorrede  selbst 
bemerkt,  zu  seinem  Buche  —  einem  Teil  der  -»Bibliotfieque  de  Philosophie  coiitemporaire<a 
veranlasst  hat,  ist  »die  Frage  der  Beziehungen  zwischen  persönlicher 
Individualisierung  und  sozialer  Solidarität.«  Wie  geschieht  es, 
dass  das  Individuum  zugleich  autonomer  und  gesellschaftlich  abhängiger,  zugleich 
mehr  persönlich  und  mehr  solidarisch  wird  ;  denn  es  ist  unbestreitbar,  dass  diese  beiden 
Bewegungen,  so  widersprechend  sie  erscheinen,  einander  parallel  gehen.  Das  ist  die 
Aufgabe,  die  wir  uns  gestellt  haben.  Die  Lösung  dieser  offenbaren  Antinomie  schien 
uns  in  jener  Verwandlung  der  sozialen  Solidarität  zu  liegen ,  welche  aus  der  immer 
stärkeren  Entwickelung  der  Arbeitsteilung  hervorgeht.«  Zur  Lösung  dieser  Aufgabe 
verfolgt  der  Verfasser  auf  empirischem  Wege  an  der  Hand  namentlich  der  Rechts- 
geschichte den  entwicklungsgeschichtlichen  Umschlag  aus  jenem  alten  ,  uranfäno^lichen 
Gesellschaftszustande ,  welchen  er  die  Epoche,  einseitiger  Geltung  der  »mechani- 
schen« (nicht  differenziellen  Solidarität,  solidarite  mecanique  ou  par  similitudes)  nennt 
in  den  modernen  Zustand,  der  »organischen«  arbeitsteiligen  Solidarität  [solidarite  due 
a  la  division  du  travail  ou  organique«\  aus  dem  Sozialzusammenhang  durch  soziale 
Indifferenz  allgemeiner  Aehnlichkeit  der  Individuen  und  ihrer  Ueberzeugungen  in  den 
Sozialzusammenhang  der  Abhängigkeit  Aller  in  fortschreitender  Berufsgliederung.  Der 
Gedanke  der  Gesetzmässigkeit  dieses  Umschlages  ist  bekanntlich  nicht  neu  und  auch 
eine  vollständige  Neubegründung  der  Rechts-  und  Moralphilosophie  kann  aus 
der  Betrachtung  desselben  nicht  hervorgehen.  Dennoch  legt  man  das  Buch  mit  wirk- 
licher Befriedigung  aus  der  Hand,  einer  Befriedigung,  welche  wesentlich  der  gedanken- 
kräftigen Konzentration  auf  die  Feststellung  und  Erklärung  der  Rechts-  und  Moral- 
Entwickelung  unter  dem  Gesichtspunkt  der  fortschreitenden  Funktionsteilung  der  Ge- 
sellschaft hervorgeht.  Besonders  fesselnd  ist  die  Nachweisung  des  fortschreitenden 
Zurücktretens  des  repressiven  Rechtes  (Strafrechtes),  welches  in  der  Epoche  der  -nnecha- 
nischen«  Solidarität  gipfelt,  vor  dem  »restitutiven«  (die  Funktionsteilung  positiv  orga- 
nisierenden und  schützenden)  Rechtes,  welches  mit  der  »organischen  Solidarität«  immer 
mehr  das  Uebergewicht  erlangt.  Auf  das  Einzelne  können  wir  nicht  eingehen,  weder 
wo  wir  zustimmen ,  noch  wo  wir  Widerspruch  erheben  müssten.  Das  Anerkenntnis 
kann  man  u.  E.  dem  Herrn  Verfasser  nicht  versagen  ,  dass  er  die  Antinomie  ,  von 
welcher  er  ausgeht,  auf  seinem  Wege,  wenn  auch  nicht  überhaupt  erstmals  —  in  anre- 
gendster Weise  gelöst  hat. 

Etnil  Struve ,  Die  Entwicklung  des  bayrischen  Braugewerbes  im  neunzehnten 
yahrhundert.  Ein  Beitrag  zur  Deutschen  Gewerbegeschichte  der  Neuzeit  [SchmoUer'% 
Forschungen  Bd.  XII,  Heft  i)  Leipzig,  Duncker  u.  Humblot  1893,  VIII,   291  S. 

Der  auch  vom  Referenten  jüngsthin  empfundene  Mangel  an  einer  zusammenfas- 
senden Darstellung  der  Geschichte  der    bayrischen  Bierbrauerei  ist    nunmehr  beseitigt 
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worden.  Der  Verfasser,  in  wissenschaftlichen  Kreisen  bereits  bekannt  durch  Studien 
über  den  IIoi)fenlian(lel  und  die  Aufhebung  des  Identitätsnachweises  vom  Standpunkt 
der  Brauerei  aus,  zu  denen  ihm  wohl  seine  berufliclie  Stellung  an  einer  grossen  Brauer- 
schule in  Berlin  die  Anregung  gegeben  hatte,  ist  durch  die  engen  Beziehungen,  in  wel- 
clieti  er  mit  dem  von  ihm  beschriebenen  Gewerbe  steht,  zur  Lösung  der  schwierigen 
Aufgabe  besonders  befähigt.  (Jenaue  Kenntnis  der  Technik  und  die  Betonung  ihres 
Einflusses  auf  die  Gewerbeentwicklung,  die  Ausnutzung  mancher  femliegender  littera- 
rischer Hilfsmittel,  sowie  die  Verwertung  privater,  sonst  wohl  ängstlich  gehüteter  Mittei 
lungen  sind  die  erfreulichen  Vorzüge  dieser  Schrift. 

Umsomehr  ist  es  zu  bedauern ,  dass  die  Benützbarkeit  der  Arbeit  durch  eine 
mangelhafte  Inhaltsangabe  und  unübersichtliche  Einzelgliederung  besonders  in  der 
zweiten  Hälfte  ,  sowie  durch  allzugrosse  Vereinfachung  des  Zitierens  und  Verweisens 
und  im  Zusammenhang  mit  alledem  durch  viele  Wiederholungen  beeinträchtigt  wird. 
Auch  machen  sich  da  und  dort  eine  nicht  vollkommene  Beherrschung  der  legislatorischen 
Einzelheiten  sowie  andere  Ungenauigkeiten  fühlbar  (z.  B.  S  29  bezügl.  der  Steuer- 
sätze, S.  67  bezügl.  der  Personal-  und  Einkommenssteuern  als  »der  direkten  Steuern« 
Bayerns,  S.  32  und  besonders  261  bezügl.  der  Höhe  und  des  Umfangs  der  Lokal- 
malzaufschläge). 

In  einem  kurzen  Ueberblick  über  die  Entwicklung  des  Braugewerbes  vor  1800 
(deren  genauere  Darstellung  auf  archivalischer  Grundlage  analog  den  Schmoller'schta 
Studien  eine  dankbare  Aufgabe  für  sich  bieten  würde),  weist  Struve  darauf  hin,  dass 
gegenüber  dem  Niedergang  der  norddeutschen  Brauerei  der  Zustand  derselben  -in  Alt  - 
bayern vorzüglich  durch  die  Polizeimassnahmen  der  Regierung  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert ein  zwar  technisch  unvollkommener,  aber  doch  schon  blühender  gewesen  war. 
Der  vom  Verfasser  (S.  18)  »verhältnismässig  wenig  günstig«  genannte  Einfluss  der  Be- 
steuerung auf  das  Gewerbe  dürfte  im  Hinblick  auf  die  Erhebungsweise ,  die  übrigens 
wie  das  Anwachsen  der  Steuer  ungenau  wiedergegeben  ist,  mindestens  als  ein  indif- 
ferenter bezeichnet  werden. 

Die  Geschichte  des  Braugewerbes  im  19.  Jahrhundert  wird  vom  Verfasser  geteilt 
in  die  Perioden  bis  1865  "'^^  seitdem.  Diese  Trennung  fällt  weder  zusammen  mit 
einer  Reform  des  Steuerwesens  oder  der  Umgestaltung  der  Technik ,  noch  wird  sie 
gestützt  auf  die  von  da  beginnende  Verbesserung  und  Vermehrung  der  statistischen 
Daten,  sondern  sie  beruht  auf  der  in  diesem  Jahr  erfolgten  Beseitigung  der  Biertaxe. 
Wenn  man  erwägt,  dass  diese  Preisregulierung  damals  schon  seit  Jahrzehnten  infolge 
des  Verzichts  auf  eine  Kontrolle  des  Brauprozesses  in  der  Luft  stand  und  auf  die  Ent- 
wicklung der  Technik  mindestens  keinen  hemmenden  Einfluss  geübt  hat,  wie  ja  Ver- 
fasser selbst  die  Ausbildung  des  Grossbetriebs  und  die  Zunahme  der  Ausfuhr  in  jener 
ersten  Periode  hervorhebt ,  so  wird  man  dieser  Teilungsweise  eine  Berechtigung  nur 
insofern  zuerkennen  können ,  als  sie  eine  zusammenfassende  Behandlung  der  an  sich 
höchst  interessanten  Biertaxe  ermöglichte. 

Die  Darstellung  dieser  Institution  (S.  30 — 45)  begrüsst  Referent  mit  um  so  grös- 
serer Freude,  als  sie  durch  unveröffentlichtes  und  darum  unbekannt  gebliebenes  Zahlen- 
beweismateriäj  eine  Ergänzung  zu  den  vom  Referenten  jüngsthin  veröffentlichten  Studien 
(Finanzarchiv  1893  S-  40  ff.)  und  in  vielem  eine  Bestätigung  seiner  Anschauungen  bildet. 
Immerhin  ist  einzelnes  in  den  Ausführungen  Struve's  anfechtbar,  z.  B.  S.  30,  31  die  lücken- 
hafte Behandlung  des  Versuchs,  1806  liberale  Anschauungen  auch  bei  der  Biersatzregulie- 
rung zur  Geltung  zu  bringen,  sowie  die  Behauptung  (S,  42),  »dass  die  der  Preisbestimmung 
zu  Grunde  liegende  Gussführung  seit  1533  (soll  wohl  heissen  1553)  bis  über  i8ii  hinaus 
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unverändert  beibehalten«  sei.  Ein  Biertarif  von  1612  setzte  16,  der  von  1723  bezw. 
1753  22 — 24  Eimer  (diesem  folgte  auch  derjenige  von  1806),  dagegen  das  Regulativ 
von  1811  30  bezw.  35  Eimer  als  Gussführung  auf  5  Scheffel  Malz  fest.  Sodann  ist 
Seite  40/41  die  Bestimmung  über  die  Voraussetzungen  einer  Minderung  der  Preise 
nicht  nur  falsch  zitiert  (Titel  II  Art.  4)  und,  obwohl  in  Anführungszeichen  verändert 
wiedergegeben,  sondern  auch  wie  mir  scheint  mit  allen  weiteren  Versuchen,  zu  einem 
Ausgleich  auf  diesem  Gebiet  zu  gelangen,  nicht  völlig  erfasst.  (Vgl.  z.  B.  den  Wider- 
spruch zwischen  Seite  41  Absatz  2  und  S.  43  ,  viertletzte  Zeile.)  Ebenso  entspricht 
die  Darstellung  Struve's  (S.  44)  und  die  S.  88  wiedergegebene  Schilderung  Deuringer\ 
über  die  Kollisionen  der  vierziger  Jahre  nicht  genau  der  Wirklichkeit.  Vor  allem 
aber  scheint,  obwohl  auch  hier  sich  Widersprüche  finden  (S.  30  u.  45),  die  Einwir- 
kung der  Biertaxe  auf  die  gewerbliche  Entwicklung  des  Brauwesens  zu  ungünstig  be- 
urteilt. Weder  die  Benachteiligung  der  Kleinbrauereien,  noch  die  Verhinderung  tech- 
nischer Fortschritte  kann  Referent  und  zwar  gerade  mit  Rücksicht  auf  einzelne  Aus- 
führungen  des  Verfassers  anerkennen. 

Die  statistische  Darstellung  der  Entwicklung  der  Brauerei  bis  1865  >  womit  die 
erste  Abteilung  des  Werks  schliesst ,  geht  nur  von  gedrucktem  Material  aus.  Hier, 
wie  für  die  statistische  Erfassung  der  modernen  Zeit  drängt  sich  bfei  allen  Verdiensten, 
die  einer  vollen  Durchdringung  des  am  Weg  liegenden  Stoffes  zuzuerkennen  sind,  zu- 
nächst das  Bedenken  auf,  dass  der  räumlichen  Gestallung  von  Kreis  zu  Kreis  mit  dem 
gedruckten  Material  überhaupt  nicht  beizukommen  ist,  und  dass  infolge  davon  die 
Schlüsse ,  die  aus  der  Entwicklung  im  Gesamtstaat  bezw.  im  diesseitigen  Bayern  ge- 
zogen sind ,  für  den  einzelnen  Kreis  und  das  flache  Land  in  der  Luft  stehn.  Eine 
eingehende  Durcharbeitung  der  Malzaufschlagsrechnungen  ,  die,  soviel  Referenten  be- 
kannt, bis  1830  zurück  in  München  noch  vorhanden  sind  und  deren  Verwertung  wohl 
kaum  ein  Hindernis  finden  würde ,  dürfte  mannigfache  Ergänzungen  und  Korrekturen 
der  bis  1860  ohnehin  dürftigen  Litteratur  bieten. 

Ohne  den  Gang  und  die  Ergebnisse  der  Darstellung  hier  wiederzugeben,  bleiben 
dem  Referenten  einige  Bemerkungen  zu  Einzelheiten  übrig.  Die  S.  65  gebrachte 
Tabelle  hält  Referent  in  der  gebotenen  Form  für  wenig  zweckmässig  und  irreführend : 
die  Umrechnung  der  Steuerergebnisse  in  die  mutmassliche  Bierproduktion  bietet  (wie 
auch  sonst)  bei  der  von  Struve  selbst  zugestandenen  Unsicherheit  der  Gussführung 
keinerlei  Vorteil.  Aber  es  ist  derselben  auch  (wenigstens  seit  1842)  nicht  der  Ge- 
samtsteuerertrag ,  sondern  nur  der  nach  Abzug  der  Exportbonifikationen  verbleibende 
Betrag  zu  Grund  gelegt ,  wodurch  natürlich  nur  die  im  Land  bleibende  und  nicht 
wie  gewollt  die  Gesamtproduktion  ermittelt  wird.  KnsMay's  Kommentar  2.  A.  S.  82 
sind  die  hiefür  abzusetzenden  Summen  zu  entnehmen.  Was  sodann  die  nicht  direkt 
auszuscheidenden  Erträge  von  Branntwein-,  Essig-,  Hefenmalz  betrifft,  so  umfassen 
dieselben  nach  May  S.  80  und  82  z.  B.  für  1861/62  nur  ^U  Prozent  der  von  allem 
steuerpflichtigen  Malz  erhobenen  Steuer,  so  dass  unter  der  Voraussetzung  einer  gleichen 
Quote  in  den  vorhergehenden  Jahren  die  Verkürzung  Struve's  mit  5,6  Proz.  viel  zu 
bedeutend  ist. 

Die  Beurteilung  der  Entwicklung  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  baut  sich, 
soweit  gedrucktes  Material  in  Frage  kommt ,  auf  zweierlei  Angaben  Rudhart's ,  auf 
einer  Tabelle  Rivet's  und  auf  den  vom  Zollverein  veranlassten  Gewerbeaufnahmen 
von  1847  und  1861  auf.  Bei  der  Dürftigkeit  dieser  Quellen  kommt  es  nun  doppelt 
auf  die  Vergleichbarkeit  der  Zahlen  an.  Vorab  bemerken  wir,  dass  wir  Rudhart 
nicht  wie  Verfasser  annimmt ,    zwei    auf  die    gleiche  Zeit    bezügliche  Notizen  zu  ver- 
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danken  haben,  deren  Differenz  (N.  li.  4—  5  l'roz.)  »nicht  weiter  ins  Gewicht  fällt», 
sondern  dass  die  erste  (Struve  S.  68,  Rudhart  I  Beil,  35)  eine  Zählung  der  Malzauf- 
schlagsorgane im  Jahre  1807/8  ist,  während  die  zweite  (Struve  S.  70,  Rudhart  II  Beil.  42) 
auf  den  Gewerbesteueraufnahmen  vun  1822  beruht,  so  dass  also  in  Wirklichkeit  durch 
die  Differenz  die  Verschieljungen  zwischen  beiden  Jahren  ausgedrückt  sind.  Beide 
Aufnahmen  enthalten  alle  Brauereien,  auch  die  sog.  Kommunbrauereien,  die  Ver- 
fasser höchst  auffälliger  Weise  mehrfach  Kommunal-  oder  Kommunebrauereien  nennt, 
obwohl  sie  mit  Gemeindebesitz  und  Gemeindethätigkeit  nicht  im  Zusammenhang  stehen, 
—  beide  Aufnahmen  sind  indessen  wegen  der  zwischenliegenden  Territorialverände- 
rungen weder  unter  sich  noch  mit  den  späteren  Aufnahmen  im  einzelnen  zu  vergleichen. 
Im  allgemeinen  wird  man  indessen  aus  ihnen  schlie.ssen  können  ,  dass  sich  bis  1822 
die  Brauerei  im  Hinblick  trotz  des  Zuwachses  von  Regensburg  und  Bayreuth  der  Zahl 
nach  vermindert  hat,  dass  diese  Verminderung  am  eklatantesten  in  Altbayern  eingetreten 
ist  und  schon  in  dieser  frühen  Zeit  begleitet  war  von  einer  bedeutenden  Vergrösserung 
des  durchschnittlichen  Malzkonsums  einer  Brauerei.  Um  weiter  noch  mit  einem  Wort 
bei  dem  späteren  Material  zu  verweilen,  so  giebt  Rivet  Daten  der  Aufschlagsverwaltung 
(es  fehlen  nur  die  W^ei/enbrauereien  mit  ca.  i  Proz.  der  übrigen),  deren  Vergleich- 
barkeit besonders  in  den  Kreisen  südlich  der  Donau  durch  die  Veränderung  der  Pro- 
vinzialeinteilung  (1837)  beeinträchtigt  wird.  An  der  Differenz  gegenüber  1822  u,  1847 
Anstosä  zu  nehmen,  hatte  Verfa.sser  nicht  Recht;  abgesehen  davon,  dass  die  Zahl  für 
1840  gestützt  wird  durch  eine  Aeusserung  Oettingen-Wallerstein's  von  1837,  dass  das 
diesseitige  Bayern  5600  Brauereien  habe  (vgl.  v.  Gülich ,  geschichtliche  Darstellung 
des  Handels  etc.  IV  S.  514  Anm.  2)  ,  erklärt  sich  der  Abstand  zwischen  1822  und 
1840  zwanglos  aus  der  Einreihung  Unterfrankens  im  letzteren  Jahr  und  wird  der  schein- 
bar so  starke  Rückgang  bis  1846/47  durch  die  Thatsache  gemildert ,  dass  die  erste 
Zollvereinsstatistik  augenscheinlich  die  Kommunbrauereien  nur  in  der  Oberpfalz  mit- 
zählte, so  dass  die  Tabelle  um  etwa  200  Brauereien  zu  niedrig  erscheint.  Uebrigens 
war  das  Erhebungsjahr  1846/47  wegen  der  Höhe  der  Materialpreise  und  der  unruhigen 
sozialen  Verhältnis.^e  wie  die  letztvorhergegangenen  der  Bierbrauerei  höchst  ungünstig, 
und  ist  es  kein  Zweifel ,  dass  diese  Lage  hier  in  den  Zahlen  mit  zum  Ausdruck 
gelangte.  Die  Gewerbeaufnahme  von  1861,  die  einzig  (vgl.  May  a.  a.  O.  S.  70)  die 
410  Kommunbrauereien  bei  Seite  lässt,  zeigt  dann,  wenn  man  letztere  mit  einrechnet, 
ein  sehr  kräftiges  Aufsteigen,  wobei  für  die  Struktur  des  Gewerbes  besonders  bemer- 
kenswert ist,  dass  die  Kommunbrauereien  auf  fast  die  Hälfte  der  Zahl  von  1840  zu- 
rückgegangen sind. 

Im  einzelnen  können  hier  leider  die  Resultate,  die  aus  der  vorhandenen  Litteratur 
hervorgehen,  nicht  verfolgt  werden;  ich  bemerke  nur  noch,  dass  mit  Hilfe  von  Seuffert, 
Statistik  des  bayrischen  Getreidehandels  und  Rudhart  manche  provinzielle  Einzelheiten 
sich  hätten  gewinnen  lassen,  und  dass  sich  z.  B.  aus  den  Zollvereinserhebungen  leicht 
nachweisen  lässt ,  wie  die  Brauerei  auf  dem  Land  nur  vorübergehend  gedrückt  war 
und  keineswegs  etwa  durch  das  Biersatzregulativ  dauernd  Not  gelitten  hat ;  auch  mo- 
difizieren sich  natürlich  nach  der  vorhin  erwähnten  Eigenart  der  einzelnen  Zählungen 
die  durchschi'iittlichen  Produktionsmengen  sehr  wesentlich  (z.  B.  S.  72  ,  78),  wenn 
man  überhaupt  von  solchen  nicht  spezialisierten  Durchschnitten  besondere  Hilfe  er- 
warten darf. 

In  einem  zweiten,  S.  94  beginnenden  und  leider  wie  schon  bemerkt,  in  der  An- 
ordnung nicht  genügend  durchsichtig  gehaltenen  Abschnitt  wird  die  Entwicklung  seit 
1865  dargestellt.     Eingehende    statistische  Ausführungen  auf  Grundlage  der  amtlichen 
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Veröffentlichungen,  zeitlich  abgeleitet  nach  den  Veränderungen  teils  in  den  statisti- 
schen Erhebungen ,  teils  im  Steuersatz  und  Gebiet  ,  bilden  den  Ausgangspunkt. 
Zwischen  hineingestreut  sind  die  gewerbe-  und  steuerrechtlichen  Wandlungen  berührt 
(hier  S.  loo  eine  sehr  anfechtbare  Heranziehung  der  Bierpreisgestaltung  von  1861 
bis  1878)  und  die  Fortschritte  der  Technik  und  die  Ausbildung  der  Anstalten  zur 
Förderung  der  Fachinteressen  in  eingehender  und  sehr  belehrender  Weise  darge- 
stellt. Das  hier  S.  loi  ff.  und  für  die  frühere  Zeit  S.  46  Gebotene  erscheint  für 
den  Nationalökonomen  als  eine  wertvolle  Bereicherung  seines  Wissens. 

Was  das  statistische  Material  anlangt,  so  muss  leider  auch  in  der  Neuzeit  da- 
rauf verzichtet  werden,  die  provinziellen  Verschiedenheiten ,  bezw.  die  Verschieden- 
heiten zwischen  Stadt  und  Land  kennen  zu  lernen.  Nur  für  1888  sind  in  den  Re- 
gierungsvorlagen für  1889  wenigstens  für  die  einzelnen  Hauptzollamtsbezirke  Nach- 
weise über  Zahl  und  Umfang  der  Brauereien  veröffentlicht,  die  jedoch  Verfasser 
entgangen  zu  sein  scheinen. 

Auf  eine  Vertiefung  in  die  Resultate  muss  Referent  leider  auch  hier  verzichten. 
Nur  folgende  Bemerkungen  seien  gestattet.  S.  133  wird,  gestützt  auf  die  amtliche 
Statistik  und  auf  May's  Kommentar  die  Zahl  aller  Brauereien  für  1872  und  1873 
auf  5217  und  5300  angegeben,  obwohl  ein  Vergleich  mit  1874  lehrt,  dass  nur  Braun- 
bierbrauereien gemeint  sein  können.  In  der  Differenz  zwischen  den  ersteren  und 
dem  letzteren  Jahr  tritt  die  Folge  der  Krisis  von  1873  hervor.  —  Die  auch  durch 
einen  Rechen-  oder  Druckfehler  entstellte  Tabelle  auf  S.  138  (1872  ist  die  Zahl 
der  kleinsten  Brauereien  um  4000  zu  hoch  angegeben),  wird  nur  dann  verständlich 
wenn  man  durch  Nachrechnen  bemerkt  hat,  dass  Verfasser  irrtümlicher  Weise  statt 
der  im  Betrieb  befindlichen  unter  die  »Zahl  der  Brauereien«  die  überhaupt  vorhan- 
denen aufgenommen  hat,  was  die  Vergleichung  mit  den  vorher  besprochenen  bayrischen 
Daten  unmöglich  machen  würde.  Auffallend  ist,  dass  dieser  Irrtum  dem  Verfasser 
(wenigstens  für  1872)  nicht  einmal  bei  Berechnung  der  Relativzahlen  auf  S.  139  zum 
Bewusstsein  gekommen  ist,  obwohl  hier  doch  eine  Berechnung  aller  drei  Relationen 
sofort  den  Fehler  ergeben  musste.  —  Was  überhaupt  die  Möglichkeit  des  Vergleichs 
zwischen  Norddeutschland  und  Bayern  betrifft,  so  muss  neben  den  Schwierigkeiten 
der  Umrechnung  der  Reichsstatistik  noch  besonders  betont  werden  ,  dass  im  Hin- 
blick auf  die  steuerfreien  Haustrunkbrauereien  in  Norddeutschland,  die  dort  vielfach 
den  kleinen  Gewerbebetrieb  ersetzen ,  der  Anteil  des  letzteren  noch  wesentlich 
grösser  ist,  als  ihn  Struve'%  Berechnungen  erscheinen  lassen. 

Mit  wenigen  Strichen  charakterisiert  sich  der  Zustand  der  Brauerei  in  den  letzten 
drei  Jahrzehnten  so:  Bis  zum  Ende  der  70er  Jahre  sind  Betrieb  und  Ausfuhr  trotz 
der  zunehmenden  Anwendung  von  Maschinen  und  der  schon  damals  sehr  gewich- 
tigen Grossbrauerei  relativ  stabile.  Erst  seitdem  bekommen  die  Verhältnisse  eine 
andere  Gestalt,  wie  Verfasser  zunächst  im  allgemeinen  (S.  147  ff.),  dann  (S.  179) 
bezügl.  der  Aktienbrauereien,  endlich  (S.  193)  bezügl.  Münchens  nachweist.  Die 
Zahl  der  Betriebe  nimmt  rechts  des  Rheins  langsam,  in  der  erst  jüngst  in  den  Steuer- 
bereich gezogenen  Pfalz  sehr  rasch  ab ;  in  gleichem  Tempo  wächst  der  Umfang  des 
Durchschnittsbetriebs  und  das  Uebergewicht  der  grössten  Brauereien.  Die  wachsende 
Intensität  des  Betriebs  erhellt  am  drastischsten  aus  der  Zunahme  der  Aktiengesell- 
schaftsbrauereien auf  das  fünffache  der  Zahl  der  70er  Jahre ;  das  Ungesunde  dieser 
kapitalistischen  Entwicklung  giebt  sich  besonders  in  den  Geschäftsabschlüssen  kund, 
die  um  so  trostloser  werden,  je  kürzer  die  Gründungszeit  zurückreicht.  Die  ganze  Blüte 
des  Gewerbes,  vorzüglich  in  München  selbst,  beruht  auf  dem  Absatz  ausser  Landes 
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und  seiner  Steigerung;  schon  scheint  aber  die  Expansionsfähigkeit  des  norddeutschen 
Marktes  fast  erreicht  und  macht  die  hauptstädtische  Brauerei  krampfhafte  Versuche, 
innerhalb   Bayerns  das  bisher   wenig  entwickelte   Provinzgeschäft  zu  pflegen. 

Das  neunte  und  die  folgenden  Kapitel  (S.  208  flf.)  suchen  die  Gründe  dieses 
Umschwungs  kliiizusiillLij  und  bciülireti  die  Bestrebungen  zur  Sicherung  der  kleinen 
Brauereien. 

In  der  Frage,  wie  die  Steuererhöhung  von  1879  gewirkt  hat,  stellt  sich  Struve 
auf  den  Boden  der  grundlegenden  Arbeiten  von  Schanz,  die  leider  jedoch  nur  bis 
1883  reichen.  Sein  eigener  Versuch,  über  die  folgenden  Jahre  einen  Anhalt  zu  ge- 
winnen und  die  Stabilität  der  Preise  zu  erweisen  (Vgl.  S.  213  und  den  dort  ange- 
zogenen Aufsatz),  scheint  mir  keineswegs  gelungen.  Das  Verhältnis  der  Gerstenpreise  zu 
den  Bierpreisen,  ohne  dessen  Berücksichtigung  im  einzelnen  die  Beurteilung  jenen  Hak 
verliert,  ist  an  letzterem  Orte  nur  angedeutet,  nicht  zergliedert,  in  der  hier  besprochenen 
Schrift  gar  nicht  berührt.  Auch  kann  überhaupt  nur  eine  vergleichende  Betrachtung  ein- 
zelner Orte  nach  dem  Muster  5c/<a«2'  zu  einem  einwandfreien  Ergebnis  führen.  Nur 
unter  diesem  Vorbehalt  wird  Struve's  Meinung  beizupflichten  sein,  dass  abgesehen  von 
Zentren  der  Grossbrauerei  eine  direkte  Ueberwälzung  im  Preis  nicht  stattgefunden  habe. 
Referent  möchte  übrigens  auch  die  an  anderer  Stelle  (S.  287)  ausgesprochene  An- 
sicht Slruve's ,  dass  die  Steuererhöhung  geradezu  die  rasche  Zunahme  der  kapita- 
listischen Produktionsweise  verschuldet  habe,  dahin  modifizieren,  dass  die  Steuer- 
erhöhung ein  Faktor  neben  manchen  anderen  gewerblich-technischen  gewesen  ist, 
der  zur  ungleichen  Lage  der  Brauereien  beigetragen  hat.  —  Was  sodann  die  Zer- 
gliederung und  den  Nachweis  der  indirekten  Wege  der  Steuerabwälzung  betrifft,  so 
sind  die  beigebrachten  Materialien  über  die  Gussführung  wohl  ebenso  wenig  wie 
die  über  die  Nachbierbereitung  geeignet,  das  herauszulesen,  was  Verfasser  will,  da 
sie  wiederum  im  einzelnen  unkontrollierbare  Durchschnitte  und  Summen  darstellen. 
So  dankenswert  Verfassers  Versuche,  hier  zur  Klarheit  zu  kommen ,  sind .  so  sehr 
weisen  sie  doch  auf  die  hier  der  exakten  Forschung  im  Weg  stehenden  ausserordent- 
lichen Schwierigkeiten  hin.  Interessante  Streiflichter  fallen  auf  die  Frage ,  ob  die 
Jagd  nach  höherer  Extraktausbeute  überhaupt  als  rentabel  angesehen  werden  könne 
und  ob  nicht  die  Besteuerung  des  Malzes  nach  dem  Volumen  gegenüber  einer  Ge- 
wichtbesteuerung bei  dem  fehlenden  Zusammenhang  zwischen  Mass  und  Extraktaus- 
beute den  Grossbetrieben  mit  vollkommenerer  Einrichtung  eine  Art  staatlicher  Prämie 
verschaffe. 

Das  letztgenannte  Bedenken ,  das  dem  Autor  Gelegenheit  giebt,  die  ver- 
schiedenen Biersteuersysteme  Re\Tie  passieren  zu  lassen,  leitet  über  zu  einer  kurzen 
Erwähnung  der  seit  1889  angewendeten  Abstufung  des  Malzaufschlags,  die  ja  der- 
selben Rücksicht  auf  Ausgleichung  der  Konkurrenzbedingungen  für  kleine  und  grosse 
Betriebe  entsprungen  ist.  Dabei  ist  jedoch  leider  dieser  Neuerung  gegenüber,  obwohl 
sich  gerade  darauf  das  Interesse  konzentrieren  muss ,  sowohl  auf  eine  theoretische 
Würdigung  als  auf  den  Versuch,  vom  Einfluss  derselben  ein  deutliches  Bild  zu  ge- 
winnen ,  verzichtet  worden.  Verfasser  beurteilt  wohl  die  künftige  Wirkung  dieser 
steuergesetzliehen  Aenderung  zu  optimistisch,  wenn  er  meint,  die  für  die  bayrische 
Brauerei  seit  1881  ungünstig  gewesenen  Momente  seien  damit  »grösstenteils  eliminiert« 
(S.  269,  vgl.  auch  S.  290).  Wenn  auch  eine  beträchtliche  Quote  der  Betriebe  durch 
ihre  Verbindung  mit  Landwirtschaft  und  Eigenausschank  vor  der  Konkurrenz  des 
rationellen  Grossbetriebs  sichergestellt  ist  ,  so  hegt  Referent  doch  keinen  Zweifel, 
dass  gerade  wegen  der  wachsenden  Schwierigkeit,  den  Export  aufrecht  zu  erhalten, 


Mtszeüen.  559 

der  Bestand  der  mittleren  Brauereien  vor  dem  einheimischen  Wettbewerb  des  Gross- 
betriebs durch  die  Steuerabstufung  von  1889  nicht  geschützt  ist. 

Auf  die  weiteren  Ausführungen  zur  IHustration  der  heutigen  Lage  der  Brauerei 
genauer  einzugehen,  fehlt  uns  der  Raum.  Verfasser  schliesst  mit  einem  Ueberblick 
über  die  Stellung  des  bayrischen  Brauwesens  innerhalb  der  deutschen  und  der  Welt- 
produktion an  Bier  und  mit  einem,  allerdings  nicht  in  allen  Teilen  seines  Buchs 
widerklingenden  Lob  auf  die  Fürsorge  des  bayrischen  Staats  für  dieses  sein'  Na- 
tionalgewerbe. 

Tübingen.  Troeltsch. 

Uebersicht  der  fremden  staatswissenschaftlichen  Litteratur  1890 — 92 
von  Dr.  Joseph   Ocsapowski  in  Krakau. 

Der  Aufforderung  der  Redaktion  der  Tübinger  Zeitschrift  nachkommend,  beab- 
sichtigt der  Gefertigte  sich  über  die  staatswissenschaftliche  Lilteraturbewegung  im 
engeren  Sinne  binnen  des  oben  bezeichneten  Zeitraumes  bei  den  Völkern  und 
Litteraturen  ausserhalb  Deutschlands,  Deutsch-Oesterreichs  und  der  deutschen  Schweiz 
umzusehen.  Um  ein  gewisses  Mass  zu  halten ,  wird  davon  die  Bewegung  auf  dem 
sozialpolitischen  und  nationalökonomischen  Gebiete  aus  bald  zu  bezeichnendem  Grunde 
ausgelassen  und  die  nachfolgende  Uebersicht  sich  in  den  Wissenskreisen  der  theo- 
retischen Politik  des  Staatsverfassungs-,  Verwaltungs-  und  »öffentlichen«  —  das  private 
Internationalrecht  gehört  nicht  hieher  —  Völkerrechts  bewegen.  Trotz  mehrerer 
Anfragen  ist  es  uns  nicht  gelungen,  einen  Ausweis  über  die  einschlagende  russische 
Litteratur  zu  erhalten.  Desgleichen  bedauern  wir,  dass  es  uns  nicht  vergönnt  war, 
der  stark  anwachsenden  staatswissenschaftlichen  Litteratur  der  Nordamerikaner, 
welche  Hochschulen  und  Vierteljahrsschriften  für  unser  Gebiet  seit  Kurzem  besitzen, 
hier  einen  Platz  einzuräumen  und  vertrösten  uns  durch  die  Hoffnung,  dass  es  in  der 
Zukunft  gelingen  wird,  dieses  nachzuholen. 

Das  gesamte  moderne  staatswissenschaftliche  Gebiet  —  besonders  in  Deutsch- 
land —  ist  heutzutage  derart  von  sozialpolitischen  und  nationalökonomischen  Problemen 
durchsetzt  und  durchwoben,  dass  es  fast  unmöglich  erscheint,  daraus  die  alten  staats- 
wissenschaftlichen stricto  in  sensu  Wissenszweige  herauszusondern.  Um  nur  ein  Bei- 
spiel anzuführen,  so  vermag  auch  das  neueste  achtungswerte  Werk  des  Altmeisters 
Röscher,  seine  »Politik«,  eine  rein  geschichtlich  sein  sollende  Monographie  der  Staats- 
formen, nicht  umhin ,  sich  über  die  höchst  modernen  Fragen  des  Sozialismus ,  der 
Kooperation,  Arbeiterbewegung  zu  verbreiten.  Ginge  es  weiter  so ,  so  stünden  wir 
bald  vor  einem  Zeit-  und  Standpunkt,  wie  in  yustis'  Epoche,  wo  die  Begriffe  Staats- 
wirtschaft und  Staatswissenschaft  sich  deckten  und  doch  wird  dem  Gefertigten  kaum 
jemand  billig  eine  oratio  pro  domo  ansinnen,  weil  wir  von  Hause  aus  Nationalökonom 
und  Verwaltungspolitiker  bloss  wegen  des  suum  cuique  die  Fachgenossen  aufmerksam 
machen  wollen,  dass  man  das  »übrige  Staatswissenschaftliche«  nicht  stiefmütterlich  be- 
handeln soll.  Auch  hier  ')  wurde  es  richtig  hervorgehoben,  dass  dieses  Ueberwuchern 
der  national-sozial-ökonomischen  und  sozialpolitischen  Elemente  sowohl  in  Zeitschriften 
als  in  Sammelwerken  eine  Hintansetzung  des  Verfassungsrechtlichen  u.  s.  w.  nach 
sich  ziehen  musste  —  und  in  der  That  zur  Folge  hat.  Demnach  beschränken  wir 
uns  auf  die  > vernachlässigten«   alten  Kategorien. 

Es  sei  auch  bemerkt,    dass   fremde  Theoretiker  über    staatsphilosophische  und 


l)  Zeitschrift   1891 ,   Bekämpfung    der    Sozialdemokratie    ohne  Ausnahmegesetze. 
Zeit.schrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1893.   III.  36 
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über  Gegenstände  der  Sl.ialhkunstlehre  keineswegs  immer  die  Grenzscheide  zwischen 
»allgenr.iner  Staatslehre«  und  »Politik"!  im  Sinne  Roh.  v.  Mohl  und  des  verdienstvollen 
englischen  Methodologen  der  Staatslehre  Cornewall  Lewis  beobachten.  Wenn  auch 
der  unten  zu  besprechende  letzte  englische  Staatstheoretiker  //.  Sidgwick  in  seinen 
Elemente  0/  /'ulitics  (1891)  sich  Mühe  giebt ,  das  what  ought  to  be  im  Aug«  zu  be- 
halten, so  wird  es  ihm  schwer,  die  grundlegenden  Probleme  der  Staatszwecke  und 
-Funktionen  zu  meiden,  also  der  allgemeinen  Staatslehre  und  er  behandelt  auch  die- 
selben im  ersten  Teile  seines  dicken  (632  S.)  Lehrbuchs  in  ziemlich  genügender 
Weise.  Die  anderen  mit  der  deutschen  Litteratur  und  staatswissenschafllichen  Syste- 
matik wenig  Bekannten  kehren  sich  nicht  an  jene  methodologischen  Voraussetzungen 
und  Postulate.  Deshalb  nehmen  wir  hier  »theoretische  Politik«  in  dem  weiteren 
beide  Disziplinen  umfassenden  Sinne  der  Staalslehre  überhaupt. 

Unter  den  Schriften  über  Verfassungsrecht  und  Politik  gebührt  ohne  Zweifel 
der  Vorrang:  den  im  J.  1892  erschienenen  ausgezeichneten  Äwr//V  j-?<//^  ^o.r///wc/V«/' w^- 
derne  des  bekannten  italienischen  Forschers,  jetzt  Staatsrats  in  Rom  Lttigi  Palma, 
welcher  den  italienischen  Kronprinzen  in  verfassungsrechtliche  Studien  einführte.  Palma, 
anknüpfend  an  die  Tradition  seines  Vaterlandes,  als  es  noch  zersplittert  war,  an  die 
Werke  des  halbvergessenen  grossen  Meisters  der  italienischen  Staatswissenschaft 
Romagnosi,  schreibt  zwar  nicht  wie  dieser  eine  »Verfassungswissenschaft«  ') ;  liefert 
aber  eine  treffliche  lebensfrische  Uebersicht  der  konstitutionellen  Zustände  und  Probleme 
unseres  Weltteiles,  Nordamerikas  und  des  jüngsten  »Verfassungsstaats«  des  fernen 
Ostens  —  Japan.  Es  herrscht  übrigens  im  vereinigten  Italien  ausser  der  im  Straf- 
recht viel  von  sich  reden  machenden  positivistisch  »biologischen«  Richtung  {Lom- 
broso,  Garofalo)  eine  ziemlich  rege  verfassungs-  und  verwaltungsrechtliche  littera- 
rische Bewegung  und  auch  in  Spanien  —  Azcarate  —  beschäftigt  man  sich  verhält- 
nismässig viel  mit  Fragen  der  theoretischen  Politik.  Was  Frankreich,  das  Vaterland 
der  Verwaltungsrechtswissenschaft,  betrifft,  so  ist  allerdings,  wie  die  unten  beigefügte 
Tabelle  erweist,  die  Ausbeute  hierin  für  den  Zeitraum  eine  ergiebige.  Dennoch  wird 
der  geneigte  Leser  vom  Gefertigten  hoffentlich  nicht  verlangen,  dass  er  auf  alles  Einzelne 
der  meist  praktischen  Staatsdienstzwecken  gewidmeten  Schriften  über  Wasserwesen, 
Kataster,  Pfarrangelegenheiten,  Kirchenfabriken  u.  dgl.  eingeht  und  es  darstellt.  Wir 
halten  uns  an  die  didaktischen  Werke,  wenn  auch  ausser  Hauriou  und  Violet 
dem  gelehrten  Historiker  der  Verwaltung  weniges  Emporragende  zu  verzeichnen  ist, 
was  an  die  La/eriere,  Servigny,  Ducrocq  und  sonstige  ältere  bekannte  Lehrer  dieses 
Wissenszweiges  heranreicht.  Ist  ja  die  dritte  Republik  trotz  ihrer  vermeintlichen 
Dezentralisation  und  den  im  Munde  geführten  Freiheiten  immer  eine  stramme  —  sit 
venia  verbo  —  Verwaltungsrepublik,  die  das  Erbe  der  streng  zentralistischen 
Ordnung  Napoleons  I.  —  jener  »caserne,  oü  nous  vivons  depuis  un  siecle«  schrieb 
weiland  Taine  —  antrat  und  von  der  »monarchie  administrative«  ,  der  vorrevolu- 
tionären Epoche,  dem  Geiste  des  Bevormundungswesens  und  der  Bureaukratie  nach 
wenig  abweicht.  Schliesslich  müssen  wir  wegen  der  mehr  bibliographischen  Behandlung 
der  Völkerrechtslitteratur  um  Nachsicht  ersuchen,  weil  wir  uns  hier  nicht  mehr 
so  heimisch  fühlen,  wie  auf  den  vorhergenannten  Gebieten.  Zum  Behufe  einer 
genauen  Uebersichtlichkeit  empfiehlt  sich  —  wo  nicht  aus  Gründen  der  Systematik, 
was  willig  zugegeben  werden  muss  —  die  Scheidung  des  Stoffes  je  nach  zwei 
Teilen:    Staatslehre  und   Verfassungsrecht,    sodann    Verwaltungsrecht    und  Völker- 


i)  R.  V.  Mohl,  Geschichte  und  Litteratur  der  Staatswissenschaften  I,  302 — ^303. 
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recht.  Den  geehrten  Korrespondenten  und  Mitarbeitern  dieses  litterarischen  Unter- 
nehmens, den  Herren  Kollegen  und  Professoren  Larnaude  und  Chavegrin  in  Paris, 
Aulnis  de  Bourrouil  in  Utrecht,  Ask  in  Lund,  Concha  in  Budapest,  Sr.  Excell.  Jul. 
Kaittz  in  Wien,  Palma  und  Fusinato  in  Rom  und  Turin,  Torres  Campos  in  Granada, 
beeilen  wir  uns  hiemit  den  wärmsten  Dank  für  ihre  Hilfe  und  Beiträge  auszudrücken. 
Nachstehendes  statistisch  Zusammengestelltes  veranschaulicht  die  staatswissenschaft- 
liche Produktion  in  dem  durchzumusternden  Zeiträume  1890 — 1892. 


Allg.  Staatslehre 

Politik  u.Rechts- 

philosphisches 

Staats- 

verfassungs 

recht 

Verwal- 
tungsrecht 

üeffentl. 
Völkerrecht 

Insgesamt 

England 

3 

2 

— 

I 

6') 

Frankreich  mit 

Bel- 

gien 

3 

(einschliesslich 
Laveleye,   Gouv. 
de  laDeniocratie.) 

9 

112 

12 

136 

Niederlande 

I 

— 

3 

— 

4 

Schweden    und 

Nor- 

wegen 

— 

II 

— 

— 

II 

Dänemark 

— 

2 

— 

— 

2 

Italien 

2 

26 

28 

10 

66''') 

Spanien 

6 

II 

4 

9 

30 

Ungarn 

2 

9 

2 

I 

14 

Polen 

I 

4 

I 

— 

6 

18  84  160  32  275 

I.  Staatsverfassungsrecht, 
Staatslehre  mit  dem  Verfassungsrechte  vereinigend  möchten  in  den  r  o  m  a  n  i- 
s  c  h  e  n  Litteraturen  und  Völkern  zunächst  hervorzuheben  sein  1)  in  Frankreich 
eine  anspruchsvolle  Schrift  des  unlängst  verstorbenen  Mitgliedes  des  Pariser  Ge- 
rneinderats  Leon  Donnat,  La  politique  experimentale ,  2.  Aufl.  1891 ,  Reinzvald  und 
des  ebenso  im  Sommer  abgeschiedenen  bekannten  Nationalökonomen  liberaler  Rich- 
tung, aber  auch  auf  dem  Gebiet  der  Ethik  thäXigan  {Precis  de  niorale  rationelle  1875) 
'^zXx'ioX.QXi  (Heritage  de  la  Revolution  1872)  y.G.  Courcelle  Seneuil,  La  societe  moderne 
Guillaumin  1892,  eine  Sammlung  von  19  Aufsätzen,  Abdrücken  (aus  dem  neuen  Dic- 
tionnaire  de  l'Ec.  pol.  v.  Leon  Say ,  Art.  Eigentumsrecht)  verschiedenen  Inhalts, 
worunter  uns  natürlich  bloss  die  politischen  interessieren.  Ueber  Ethisches  und 
Nationalökonomisches  daraus  berichtete  Gefertigter  anderswo ''). 


i)  Die  geringe  Auswahl  englischer  Werke  rührt  von  dem  Umstände  her,  dass 
einiges  bahnbrechende  Staatsrechtliche,  wie  das  Buch  v.  Dicey,  worüber  Palma  ein 
eigenes  Kapitel  hat,  im  J,  1885,  Lectures  introductory  to  the  study  of  the  law  of 
Constitution,  erschienen  ist,  die  anderen  sind  (zweite  oder  dritte  Aufl.)  hier  ausser  Acht. 

2)  Allerdings  befinden  sich  bei  Italien  unter  der  Abteilung  Staatsrecht 
viele  Separatabdrücke  aus  Zeitschriften  zu  einem  oder  anderthalb  Bogen  ;  von  den 
verwaltungsrechtlichen  Schriften  dagegen  ist  ein  Dutzend  Grundrisse  und 
Handschriften  massigen  Umfangs.  Das  Buch  Palmä's  im  Text  wurde  nicht  in  der 
Zahl  einbezogen.  Ebensowenig  beim  Völkerrechte  dessen  Raccolta  di  Trattati  ,  die 
Fusinato  nicht  anführt. 

3)  Revue  d'Economie  politique   1893,  Aprilheft. 
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Dflitnat  gab  zuerst  seine  >experimeiUale  Staatslehre«    1886  heraus  und  fügt   100 
Seiten  bei  der  nunmehrigen  Auflage  als  Beispiel  der  Anwendung  seiner  Methode  in 
Krankreich  seit  dem  ersten  Erscheinen  des  Werkes  an.   Verf.  plädiert  für  die  Methode  des 
Experiments  in  der  Staatslehre.    Ereilich,  nach  dem  Inhalt  zu  urteilen,  glaubt  man, 
dass  es  um  die  Staats  praxis  zu  thun  ist.  Es  ist  bekannt,  dass  schon  Daco  (tiowim  Organ, 
50,  70,  82,  83,  99,   121,  De  augmentis  vol.  2''   VIIT,  p.  276)  zwischen  experimenta 
1  u  c  i  f  e  r  a  ,  den  rein  der  Erkenntnis  gewidmeten  wissenschaftlichen  Erfahrungen 
und  den    fructifera    unterscheidet ,    welche    letzteren   Nutzanwendungen 
technische  und  andere,  auch  soziale,  bezwecken.     Im  I.  Buche  der  wortreichen  fran- 
zösischen Schrift    wird    auf    das  Verwickeltsein    der    politischen  Erscheinungen  und 
auf  die    psychischen  Bedingungen    des  Beobachters  in    staatlichen  Angelegen- 
heiten aufmerksam  gemacht.    Auf  Claude  Bertiard's,  des  berühmten  Physiologen  Ar- 
beiten gestützt ,    versucht  es  der  Verfasser ,    nachzuweisen ,    dass  in  der  Staatslehre 
Erfahrungsthatsachen  anders  eruiert  und  festgestellt  werden  müssen,  als  auf  physio- 
logischem Untersuchungsgebiete,  weil  es  hier  auf  das  Wohl  und  Wehe  der  interes- 
sierten Einheiten    des    Gesellschaftskörpers    ankommt ,    welche  Zustimmung    zu    den 
Massregcln  der  Gesetzgeber  erteilen.    Daher  allgemeine  Abstimmung.    Das  II.  Buch 
bringt  die  »Organisation«    des    experimentalen  Verfahrens  zur  Darstellung.     Donnal 
bespricht  das  schweizerische  Referendum  als  Handhabe  der  staatsbürgerlichen 
Initiative,  dann  das  Recht  besonderer  Landesteile  zu  einer  von  der  allgemeinen  ab- 
weichenden besonderen  Gesetzgebung  (lois  d'option  locale  bei  Laveleye  1.  infra  cit. 
chap.  18  livre  8),  das  Recht  der  provisorischen  Gesetzgebung.    Im  III.  Buche 
belegt  man  dieses  durch  Beispiele.    Grossbritanniens  besondere  Gesetzgebung  über  das 
Eigentum  der  verheirateten  Frauen,  über  das  Schliessen  der  taverns,  über  das  d  i  s  es  t  a- 
blishment  der  Staatskirche  in  Irland,   die  provisorischen  Gesetze  in  der  Schweiz, 
Nordamerika,  Deutschland.    In  den  Büchern  (weitschweifig)  IV — VII  wird  der  Experi- 
mentalmetliode  das  Wort  geredet    vermöge    der  Erfahrungen,    welche  »Geschichte«, 
»Wissenschaft«  ,  die  Sozialforscher  und  Reformer  als  A.   Cotnte ,    Leplay  etc.  bieten. 
Der  zugefügte  Anhang    zeigt    die  Ergebnisse  und  Voraussichten    der  Anwendung  in 
Frankreich  seit  1886  wie  :  Entwurf  eines  speziellen  Universitätsgesetzes  u.  dgl.    Obwohl 
eine  Uebersicht  aus  der  Vogelschau  kein  Ort  zu  eingehender  Kritik  ist,  ist  es  schwer  ein 
Bedenken  zu  unterdrücken.    Ein  Buch  von  588  Seiten  verteidigt  ein  demokratisches 
Postulat,  wozu  50  Seiten  genügt  hätten  und  verwechselt  augenscheinlich  Staatsleben 
mit  politisch-theoretischer  Methode.     Gesetzt,  dass  die  vielen  schönen  Dinge: 
allgemeine  Abstimmung,  Referendum,  provisorische  Gesetze  u.  s.w.  nutzbringend  e 
Erfahrungsmittel  seien ,    keine  petitio  principii ,    um  Regierte  und  Regierende  in  ein 
besseres  Einvernehmen  zu  bringen ,    so  würde  damit  nur  soviel  bewiesen ,    dass  die 
Staatsgewalt  in    der  Weise  experimentieren    kann.     Allein   was    hat    die  Staats- 
lehre damit  zu  thun  ?     Man  denke  sich    ein    staatswissenschaftliches  Referendum . 
Also    etwa    so ,    dass  Tübinger ,    Münchener  Stud.  oec.  publ.    oder    die  Zuhörer    der 
Ecole  lihre  des  sciences  politiques    über  einen  politischen  Lehrsatz    abstimmen?! 
Doch  Scherz  bei  Seite.    Die  Staatslehre  vermag  nur  durch  I  n  du  k  t  i  o  n  oder 
D  e  d  u  k  t  i  o'ji  als  Methoden  zu  operieren,  sie  ist  weder  demokratisch  noch  sonstwie 
parteiisch,  weil  es  ihr  bloss  darum  zu  thun  ist,  wissenschaftlich  die  Wahr- 
heit zu    ergründen.     Somit   hätte    schon    vor  40  Jahren    der    treffliche  Sir   C.  Leiuis 
Recht ') ,    wenn  er  am  Schlüsse    einer    lichtvollen    Erörterung    dieses    Gegenstandes 


i)  Methods  of  Observation  and  reasoning  in  Politics   1852  vol,  Chap.  VI.  On  the 
applicability  of  the  method  of  Experiment  in  Politics,  p.    178. 
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schliesst :  If  by  experimental  science  is  meant  a  science  which  institutes  practical 
experiments,  politics  is  on  this  account  an  experimental  science.  But  if  by  experi- 
mental science  is  meant  such  that  admits  of  scientific  experiments ,  the  experimenta 
lucifera  Baco's  is  not  an  experimental  science.  —  Aus  den  Studien  Coiircelle 
Seneuil's  heben  wir  hervor :  eine  »Skizze  der  rationellen  Politik«  —  welche  Verfasser 
nebst  der  Ethik ,  Rechtswissenschaft ,  Pädagogik  als  eine  Kunstlehre  ansieht ; 
einen  tüchtigen  Aufsatz  über  Demokratie ;  zur  Theorie  des  gesetzgeberischen  »Man- 
dats« und  treffende  Bemerkungen  über  französisches  Unterrichtswesen.  Bekanntlich 
ist  der  Verfasser  ein  Individualist,  Voltairianer  und  Anhänger  des  landläufigen  Durch- 
schnittsliberalismus, der  in  Frankreich  in  den  Kreisen  des  yotirnal  des  Econo7nistes, 
das  an  dem  Verewigten  einen  Grundpfeiler  verloren  hat,  heimisch  ist.  Er  steht  für 
den  Rechtsschutzstaatszweck  lebhaft  ein,  sträubt  sich  gegen  Staatsbevormundung  des 
gewerblichen  Lebens,  was  ihn  jedoch  nicht  abhält,  für  Regierungsaufsicht  und  selbst 
Teilnahme  des  Staats  am  Bildungswesen  einzustehen.  Der  Staat  soll  sich  bloss  um 
Elementar-  und  höchstes  Bildungswesen  kümmern ,  beziehungsweise  gesetzgeberisch 
und  administrativ  eingreifen ,  das  mittlere  Gyranasialwesen  dagegen  Korporationen, 
vorbehaltlich  der  Aufsicht  —  ist  ja  der  Verfasser  kein  kirchlich  Gesinnter  —  über- 
lassen. Uebrigens  teilt  auch  C.  S.  keineswegs  den  Anspruch  seiner  Kollegen  des 
laisser  faire,  es  solle  die  Regierung  nicht  zu  viel  leiten  (diriger).  Der  Staatsrat  der 
dritten  Republik  war  doch  zu  einsichtsvoll  und  praktisch  der  Regierung  nahe  genug, 
um  hierin  übereinzustimmen  »Tout  gouvernement  doit  etre  rcformateur,  mais  cette 
reforme  doit  etre  lente,  partielle  et  successive,  etudiee  avec  soin«.  Ein  unbewusster 
Nachklang  der  Ansicht  jenes  nichts  weniger  als  individualistischen  Biichez,  welcher. 
(Traite  de  politique  1866J  der  Staatsgewalt  die  Rolle  eines  Organs  des  Fortschritts 
vindizierte.  Der  Verfasser  warnt  sehr  verständig  vor  einem  zu  häufigen  und  nicht  ge- 
hörig begründeten  Wechsel  der  parlamentarischen  Minister,  brandmarkt  das  Unwesen 
der  Demagogen  und  »politiciens«  in  Demokratien.  Er  betrachtet  den  Wahlakt  und 
das  Recht  der  Wahl  nicht  als  ein  privatrechtlich  deduzierbares  »Mandat«-,  was  ihm 
alle  gesunden  Begriffe  Lügen  zu  strafen  scheint,  sondern  schärft  ein,  dass  es  eine 
bürgerliche  Pflicht  sei,  die  einsichtsvollen  Vertreter,  welche  auch  »Regierende 
werden  können«  ,  nach  bestem  Gewissen  zu  suchen  und  zu  wählen.  Das  suffrage 
universel  nach  Wahlkomitees  wie  heuer  ist  ihm  eine  Verdrehung  und  Missdeutung 
des  Gesetzes.  Er  kämpft  gegen  den  überschwänglichen  Latinismus  und  das  sinnlose 
abrichtende  Memorieren  der  Gymnasien  und  Lyzeen ,  verhöhnt  die  Abrichtungsme- 
tliode  zum  albernen  Baccalaureat,  kurz  man  kann,  abgesehen  von  den  Grundansichten 
des  Liberalismus  ,  viel  Treffliches  und  aus  dem  Leben  Gegriffenes  in  dem  Buche 
finden  und  die  Kritik  des  bureaukratischen  französischen  >Mandarinates«  ist  sehr 
lesenswert. 

An  staatsrechtlichen  Monographien  brachten  die  drei  Jahre :  L.  Mcrillier ,  La 
liberte  de  conscience,  rapport  prcsente  au  natu  des  jury  du  concours  sur  la  liberte  de 
conscietice,  Arnaud  Calin  et  Comp.  1890.  Verfasser  behandelt  vom  höheren  Stand- 
punkte die  Gewissensfreiheit.  Der  Rest  des  Bandes  durchmustert  die  prämierten 
Konkursschriften.  Eine  streng  individualistisch  gehaltene,  übrigeng  manches  Gute  ent- 
haltende Arbeit  ist  die  von  Betidant,  Le  droit  individuel  et  PEtat,  introduction  a 
l'etude  du  droit,  Le  Rousseau,  1891.  Henri  Desplaces,  Le  Senat  et  les  chanibres  hautes, 
Hachette,  trägt  schon  das  Datum  1893.  Der  Verfasser  behandelt  ziemlich  flüchtig 
die  Organisationsfrage  der  ersten  Kammern.  Hauptsache  ist  ihm  das  Problem,  w  e  n 
man  in    den  Senat    berufen  soll.     Dupriez    hat    eine  Monographie    in    zwei  Bänden 
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geliefert:  Les  Minialrcs  dam:  les  ('rituiputix  F.tnts  tU  /'J<un'f>e  et  de  l'Aiiiaiquc.  I, 
Les  Monarchie!  constitttlionelles  1892,  Rothschild.  Der  zweite  erörtert  *le  role  des 
Ministreso.  und  erschien  bereits  in  diesem  Jahre.  Eine  längere  Anzeige  betreffs  der 
Arbeit  unseres  Landsmannes  Oslrogorski,  La  femme  au  point  de  vue  de  droit  public, 
ctude  ifhistoire  et  de  legislative  comparce ,  Lc  Rousseau  1892,  welches  der  Kollege 
I.arnaude  als  »nach  den  unmittelbaren  Quellen  gearbeitet«  betrachtet,  enthebt  uns 
der  Obliegenheit,  näher  dabei  zu  verweilen. 

2)  In  der  französischen  Schweiz  hat  der  Bekannte  Genfer  de  Fazy  eine  hi- 
storische Schilderung  der  Constitution  de  la  Kepuhlique  de  Gen'eve  1891  gegeben. 
Die  Schriften  des  Sozialphilosophen  Charles  Secritan  haben  wir  hier  bereits  rezensiert 
(Droits  de  l'humanite,  Mon   Utopie). 

3)  Aus  Belgien  ist  zu  verzeichnen  G.de  Greef,  Les  constituants  et  le  rcj^'inie 
representatif,  Brüssel  1892;  Dr.  Simson.  Le  referendum  en  Suisse  precedc  ifune  lettre 
sur  le  referendum  en  Belgique,  Sanden  Heurel,  Brüssel   1892. 

Das  Jahr  1891  brachte  das  zweibändige,  verschieden  beurteilte  Buch,  den,  so 
könnte  man  sagen,  staatswissenschaftlichen  Nachlass  des  weit  bekannten ,  bald  da- 
rauf (Jan.  1892)  verstorbenen  Lütticher  Professors  und  »Kathedersozialisten«  Emile 
de  L^aveleye  über  demokratische  Staatsgewalt,  kein  Meisterwerk,  aber  auch  nicht  eine 
geringzuschätzende  Arbeit.  Der  Umstand,  dass  rmn  das  *  Gouvernement  dans  la  demo- 
er atie«  bald  ,  wie  Mahaim-Laveleyc's  Nachfolger  auf  der  Ökonom.  Lehrkanzel  über 
alles  überhebt,  bald  absprechend  vornehm  ohne  Bedeutung  findet,  zwingt  den  Ge- 
fertigten seine  allerdings  subjektive  aber  durch  die  Kenntnis  der  Persönlichkeit  des 
Verfassers,  sowie  seiner  Art  und  Weise,  schriftstellerisch  zu  wirken,  begründete  An- 
sicht beizufügen. 

Weiland  Laveleye  war  kein  Staatsgelehrter  im  deutschen  Sinne ,  sondern  ein 
wissenschaftlich  gebildeter  Publizist  oder  nach  dem  englischen  prägnanten  anderswo 
fehlenden  Ausdruck  ein  ^reviewer<^.  Das  Kleinleben  der  belgischen  Hochschulen  — 
über  ähnliche  Zustände  in  den  Niederlanden  schreibt  uns  d'Aulnis  —  bewog  ihn 
von  frühe  an,  seinen  Wissensstoff  und  seinen  alles  Fremde  sympathetisch  (nicht  kos- 
mopolitisch) verfolgenden  und  erregbaren  Spürsinn  in  auswärtigen,  französischen  und 
englischen  Zeitschriften  zu  verwerten.  Daher  und  vom  Umstände ,  dass  er  —  in 
Brüssel  wahrscheinlich  durch  den  dort  bekanntlich  eine  Zeitlang  dozierenden 
Ahrens  —  auch  mit  der  deutschen  Wissenschaft  in  Berührung  kam,  rührt  sein  Eklek- 
tismus,  so  dass  er  bald  (L.  l,  eh.  i.  Droit  et  Etat)  den  Anschauungen  der  Krause' sc\i&n, 
bald  der  Rechtsphilosophie  eines  Fouilles  mit  dessen  (science  sociale,  L.  V)  »justice 
reparative«  folgte,  Montesquieu  und  Toqueville  immer  als  Muster  vor  den  Augen, 
in  letzter  Zeit  stark  unter  dem  Einflüsse  der  amerikanischen  Zustände  stand,  wie  sie 
viel,  namentlich  bei  den  hochbedeutsaraen  Forscher  Bryee,  American  Commonwealth 
1890,  Burgess political  science  {i8go)  u.  a.  sich  wiederpiegeln.  Bei  dieser  Gelegenheit 
sei  es  gleich  bemerkt,  dass  wir  des  ersten  klassischen  Werks  über  Amerika,  welches 
allerdings  in  der  Tabelle  unter  England  mitgezählt  ist ,  erst  in  dem  künftigen  Auf- 
satz über  amerikanische  Staatswissenschaft  gedenken  wollen.  —  Wenn  nun  ein 
»reviewer«  sich  anschickt,  abschliessende  Lehrmeinungen  zusammenzufassen,  so 
schreibt  er  sich  häufig  aus  und  ab.  So  wimmelt  auch  der  erste  Band  des  Buches  — 
eine  Art  zusammengenähter  allgemeiner  Staatslehre  —  von  solchen  Selbstdarlehen, 
Abdrücken  aus  den  Ele//ients  d'e'con.  pol.  (18^2),  einer  vergriffenen  Monographie  über 
Staatsformen,  von  ganzen  Stellen  aus  der  Rez'ue  de  deu.x  mondes  über  Dupont  White  {Un 
precurseur    1889)  u.   dgl..      Grundzug    ist  wohl    ein  Föderalismus    und   stark    ausge- 
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prägter  Amerikanismus  ,  so  dass  der  Staat  L.  beinahe  wie  beim  staatswissen- 
schaftlichen W  u  n  d  e  r  1  i  n  g  Vollgraf^),  freilich  hier  aus  anderen  Gründen,  aus  der 
Gemeinde  entsteht.  Der  »Amerikanismus«  ist  übrigens  Laveleye  nicht  ausschliesslich 
eigen ;  wir  werden  dieser  Strömung  auch  bei  dem  kühl-umsichtigen  Sidg7uick  be- 
gegnen, sowie  bei  dessen  Vorgänger  Sheldon  Arnos  (politics  1883)  bis  auf  Bagehot, 
seitdem  den  britischen  Staatsforschern  die  Präsidentregierung  über  dem  Weltmeere 
neben  der  vaterländischen  Parlamentsverfassung  näher  zum  Verständnis  gebracht 
wurde.  Ohne  Zweifel  wird  Z.'s  Eklektismus  in  Bezug  auf  die  drei  herkömmlichen 
Staatsformen ,  in  Roscher's  geschichtlichem  Werk  gerechtfertigt ,  unhaltbar, 
sobald  man  bedenkt,  dass  der  Verfasser  von  vorne  herein  die  Aristokratie  als  eine 
schwindende  Macht  preisgiebt.  Auch  das  Festhalten  an  der  aristotelischen  Trias 
der  Staatsgewalten  hat  keinen  richtigen  Sinn  mehr ,  weil  der  Stagirit  ja  unmöglich 
an  eine  »Gewaltentrennung«  im  modernen  Sinne,  noch  an  den  amerikanischen  Primat 
der  »richterlichen  Gewalt  «  gedacht  haben  kann  und  selbst  Zaz/^/^j'^'s  Freunde  und 
Gewährsmänner,  die  Yankees  eine  demokr.  Wahl  der  Richter  perhorreszieren. 
Mit  einem  Worte,  trotz  des  vielen  zierlichen  Descriptiven  in  der  Art  der  niederlän- 
dischen Genremalerei,  wie  z.  B.  dem  Bilde  der  Verfassungsseligkeit  der  autonomen 
Insel  Man,  dem  gelungenen  Porträte  von  Washington,  Garfield,  Carnot  (junior)  u.  dgl. 
sind  die  6  ersten  Bücher  des  ersten  Bandes  schwach  und  keine  Bereiche- 
rung der  Staatslehre. 

Darf  man  trotzdem  von  dem  II.  Band  (Livre  VIII— XII)  insbesondere  den  köst- 
lichen Ausführungen  über  das  Parlamentssystem  dasselbe  behaupten  :■  Freilich  ist 
dieser  auch  an  Umfang  stärkere  zweite  Band  des  Werkes  zumeist  eine  Kritik  des 
Verrotteten,  aber  ist  denn  in  der  Verfassungslehre  eine  Kritik  nicht  erwünscht,  so- 
gar notwendig  ?  Wir  möchten  glauben,  dass  der  zweite  weit  über  dem  ersten  Band 
höher  steht  und  in  der  That  schätzbare  Beiträge  zu  einer  Verfassungspolitik 
der  Demokratie  —  lato  in  sensu,  constit.  Monarchie  inbegriffen  —  liefert.  Z. 
war  bekanntlich  ein  rigoroser  Moralist.  Ging  er  doch  aus  eigenen  Stücken /r^/rzV  motu 
im  Mannesalter  zum  Protestantismus  über.  Man  wird  es  ihm  also  nicht  verdenken,  wenn 
er  (L.  8  eh.  13)  gegen  Omnipotenz  der  Gesetzgebungskörper  eifert,  die 
Geschichte  zum  Zeugen  anrufend;  wenn  er  (eh.  16)  das  »spoil  Systeme  —  la  de- 
pouille  aux  vaincus  der  Yankees  brandmarkt;  wenn  er  das  allgemeine  Stimmrecht 
(L.  8)  als  ein  wünschenswertes,  aber  durch  allgemeine  Bildung  und  Verallgemei- 
nerung des  Eigentums  bedingtes  Ziel  vorhält.  Jeder,  der  aufmerksam  den  Bewe- 
gungen und  unerfreulichen  Thatsachen  des  kontinentalen  Verfassungslebens  folgt, 
dürfte  zugeben,  dass  (L.  10  eh.)  das  parlamentarische  System  eine  konsequente  aus- 
wärtige Politik  verdirbt;  »dass  auf  dem  Kontinent  der  Parlamentarismus  mit  nichten 
den  Würdigeren  die  Ministerstellen  verschafft.«  Auch  kann  man  sich  mit  dem 
Vorschlage  (L.  11  eh.  25)  einverstanden  erklären,  dass  Fachminister  (Krieg,  Unter- 
richt, Oeffentl.  Arbeiten)  dem  Spiele  und  Ränken  der  Parteien  entrückt  nicht  an  der 


i)  I,  p.  80  L'Etat  democratique  ne  doit  etre  que  la  confederation  des  vtlles 
lilires  et  des  provinces  autonomes.  Vgl.  Vollgraff  edit.  J.  ^if/«',  Staatsphil  o  So- 
phie III,  S.  28  u  f.  Uebrigens  thun  die  deutschen  Fachgenossen  Unrecht ,  wenn 
sie  den  wackeren,  wenn  auch  schwer  verdaulichen  Hessen  totzuschweigen  pflegen, 
so  dass  ihn  C.  Frants  —  Naturlehre  des  Staats  —  in  Schutz  nehmen 
muss.  Das  *on  n'est  pas  prophete  dans  son  pays€  drängt  sich  einem  unwillkür- 
lich auf.     y.  lleld  that  wohl,  des   »Wunderlings«   Werk  neu  auszugeben  (1804). 
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Kal)inctssoli(Iaritäl  leilzunclimtn  hrRuchcn  und  fcsUn  l'iiss  haben.  Das  Unsinnige 
der  häufifjen  italienischen  und  französischen  Kabinetswechsel  wird  einleuchtend  be- 
urteilt. Unseren  Lesern  inüclUen  wir  die  lehrreichen  —  viel  besser  als  die 
vermeintlichen  »lucifera«  bei  Donvat  —  Erfahrungen  der  beiden  belgischen  Mo- 
narchen (L.  7  eh.  7)  empfehlen.  Unbedingt  stimmen  wir  dem  Lehrsatz  bei:  >Le 
pouvoir  de  dissoudre  les  chambres  electives  est  une  nccessite  tant  dans  les  republiques 
que  dans  les  monarchies«.  Trotz  seiner  Mängel  einer  regelrechten  Architektonik  als 
Lehrbuch  im  deutschen  Sinne  ist  Laveleye's  Arbeit  ein  immerhin  anregendes  und 
lange^^'noch  lesenswertes  Buch  und  dem  Vaterlande  Marnix'^  von  St.  Adelf^otnk 
hat  dadurch  der  Verblichene  sowie  der  politischen  Bildung 
einen  guten  Dienst  erwiesen. 

4)  Blicken  wir  hinüber  nach  Spanien.  Nicht  durch  associationspsychologischen 
Seitenblick,  denn  schwerlich  bedauert  je  ein  Verständiger  dort  den  Verlust  der  so- 
wohl katholischen  als  protestantischen  Niederlande.  Unser  geehrter  Mitarbeiter,  so 
weit  er  im  Marquar eisen' sehen  Handbuch  das  Staatsrecht  seiner  Heimat  darstellte, 
Prof.  Torres  Campos,  beteuert,-  dass  in  Spanien  wenig  Bewegung  auf  staatswissen- 
schaftlichem Gebiete  herrsche,  was  jedoch  die  unten  anzuführenden  Schriften  Lügen 
strafen  und  wir  —  dem  kastilischen  Stolze  zuwider  —  als  Bescheidenheit  auslegen. 
Die  juridisch-politischen  Fachzeitschriften  sind  dort  spärlich.  Demungeachtet  scheint 
jedoch  die  positivistische  Richtung  der  italienischen  Rechtsgelehrten  auch  in  Spanien 
Jünger  und  Adepten  zu  werben.  Dorados  y  Montero,  Prof.  der  Strafrechte  in  Salamanca 
nämlich,  vormals  ein  Mitglied  des  spanischen  Kollegiums  an  der  Hochschule  zu  Bo- 
logna, Hess  der  seit  1892  begründeten  Zeitschrift  La  nuei'a  ciencia  juridica,  antro- 
pologia  y  sociologia  eine  gründliche  Monographie  1891  voraufgehen  El  positivismo 
de  la  ciencia  juridica  y  social  italiana. 

Dem  Bereiche  der  theoretischen  Politik  zählt  7'.  C.  Nachfolgendes  zu, 
obwohl  er  wie  es  scheint ,  auch  das  Buch  Azcarate'''6  hätte  hieher  zählen  dürfen, 
»des  bedeutendsten  staatswissenschaftlichen  Forschers  hinter  den  Pyrenäen,  welcher 
in  Madrid  die  Lehrkanzel  der  vergleichenden  Gesetzgebung  einnimmt  und  als  echt 
moderner  Geist  mit  der  ganzen  europäischen  wissenschaftlichen  Bewegung  im  Kontakt 
steht«.  Azcarate'%  Werk  ist  betitelt  Tr atados  de  la  Politica,  resumenes  y  judicios 
criticos,  Madrid,  2.  Aufl.  1892.  Ferner  erschien  Sanz  y  Escartin ,  El  Estado  v  lu 
reforma  social  schon  mit  laufendem  Jahresdatum  »auf  der  Höhe  der  zeitgenössischen 
Wissenschaft  stehend«.  Sodann  J/ij/Vj  .•  Conflictos  entre  los  poderes  del  Estado  1890. 
Das  Buch  von  Isern :  De  las  fortnas  del  gobiemo  ante  la  ciencia  juridica  e  los  nechos 
(Ueber  Staatsformen  nach  der  Jurisprudenz  und  verwandten  Wissenszweigen),  Madrid 
1892,  findet  Torres  C.  beachtenswert.  Ueber  politisches  Parteiwesen,  leider  wissen 
wir  nicht  ob  und  inwiefern  die  bekannte  Romer-Bluntschli'schn  Lehre  berücksichtigt 
wurde,  hat  Figueroa  1892  eine  Biologia  de  los  partidos  politicos  geschrieben.  T.  C 
rühmt  die  Arbeit.  GH  y  Robles,  Prof.  in  Salamanca,  gab  in  zweiter  Aufl.  1892  heraus: 
El  absolutismo  y  la  demoer acia. 

Dasselbe  Gebiet  behandelt  eine  in  Gesprächsform  abgefasste  Schrift,  deren  Ver- 
fasser dem  Namen  nach  in  Deutschland  bekannt  sein  dürfte,  eine  Sommität  neben 
Castellar  wiewohl  im  entgegengesetzt  staatszentrifugalen  Sinne.  Dies  ist  das  Partei- 
haupt der  spanischen  Föderalisten  Pi  y  Margall ,  welcher  früher  unseres  Erinnerns 
über  Nationalitätsprinzip  französisch  schrieb  und  sein  Buch  führt  den  Titel :  La  luchas 
di  fiuestras  dias  primeros  y  segundos  dialogos  1890.  Ueber  Verwandtes  verbreitet 
sich:    Irinchant,   Unitarismo  y  Federalismo    1890,    nach    T.    C.   sehr  beachtenswert. 
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Auf  dem  eigentlich  staatsrechtlichen  Gebiet  scheint  auch  Azcarate  den 
Reigen  zu  eröffnen.  Col.  Larnaude,  der  spanisch  liest,  versichert,  er  hätte  wahrhaft 
viel  Originelles  in  dem  Buche  gefunden.  El  regimen  parlamentario  en  la  pratica, 
2.  Aufl.,  Madrid  1892.  Einer  der  bedeutendsten  spanischen  Publizisten  und  Professor 
in  Oviedo  Posada  veröffentlichte  Flugschriften  mit  wissenschaftlichem  Untergrunde : 
nEstudios  sobreel  regimen  parlamenlario,  ebenso  wie  eine  Monographie  Teorias  modernas 
acirca  del  origin  de  la  familia,  la  sociedad  y  el  Estado,  Madrid  1892.  Er  ist  Posi- 
tivist. Verfassungsgeschichtlichen  Inhalts  ist  das  sehr  von  7",  C.  gerühmte 
Buch  Sagarmi7taga''s, :  El  gobierno  y  regiitien  foral  del  Senorla  di  Viscaya  desde  el 
reinado  de  Felipe  IL  hasta  la  may  or  edad  de  Isabel  IL,  Bilbao,  in  8  Bänden.  Sehr 
beachtenswürdig  soll  auch  sein :  Vera  y  Gonzalez  El  regionalismo  [Estudio  historico 
criiicd),  Madrid  1892.  Man  sieht,  die  Provinzialgerechtsame  und  >Fueros«  werden 
volkswirtschaflicher  und  historischer  Prüfung  unterzogen. 

Das  positive  spanische  Verfassungsrecht  fand  Bearbeitung  in  dem  Lehrbuche 
des  Madrider  Fachgelehrten  Santa  Maria  de  Paredes:  Cur  so  de  derecho  politico  segue 
la  filosofia  politica ,  la  historia  gener al  de  Espana  y  la  legislacion  vigente,  wovon 
im  J.  1890  die  vierte  Auflage  erschienen  war.  Tor  res  Campos  nennt  es  ein  »sehr 
gut  geschriebenes  Lehrbuch«.  Daneben  von  geringerer  Bedeutung  Malado  Tratado 
eleniental  de  derecho  politico  1891.  Sehr  beachtenswert  soll  sein  das  Werk  von  AVwrt;//' 
Pnyingdengolas  Antiqttidad  de  regionalisme  espanol ,  Barcelona  1890  und  auch  von 
Sanchez  de  Toca,  Del  gobierno  el  en  regimento  antiquo  y  parlamentario  Libro  Primo 
la  Realeza  Madrid  1890.  Nicht  dem  Völkerrechte  trotz  dem  Titel,  worüber  unser 
Korrespondent  als  Lehrer  dieser  Disziplin  sehr  kompetent  ist,  sondern  dem  Staats- 
rechte gehört  das  Buch  über  spanische  Kolonialpolitik  von  Blanco  Herrera,  Politica 
de  Espana  en  Oltramar,  2.  Aufl.   1890. 

5)  Jetzt  zum  Lande  nach  Petrarca :  eh  'Appenin  parte,  il  mare  circonda  e  VAlpi .  . . 
Vorüber  ist  glücklicherweise  die  noch  nicht  ferne  Zeit,  wo  P.  v.  Mohl  ')  mit  »Weh- 
mut« klagen  durfte  über  den  zerfahrenen  Stand  der  italienischen  Staatswissenschaft, 
so  dass  »infolge  des  bleiernen  Druckes  der  geistlichen  und  weltlichen  Gewalt,  der 
Verbitterung,  Schlauheit  und  des  kränklich  aufgeregten  Anklammerns  an  die  Natio- 
nalität ...  die  italienische  Wissenschaft  abgeschlossen  war  von  den  Leistungen  an- 
derer Völker«  und  ihr  die  Ueberschätzung  des  Eigenen  anhaftete.  Im  vereinigten 
Italien  unserer  Tage  kennt  man  und  schätzt  sowohl  deutsche  als  anderer  Völker 
wissenschaftliche  Leistungen,  es  giebt  zwei  nationalökonomische  und  mehrere  juri- 
dische Fachzeitschriften,  wie  z.  B.  die  Archivio  di  diritto  pubblico  ,  man  untersucht 
lebhaft  die  sozialpolitischen  Probleme  der  Gegenwart  —  wir  brauchen  nur  Loria  in 
Padua  und  Nitti  in  Neapel  zu  nennen  —  Cossa,  Vater  und  Sohn,  der  Senator  Lam- 
pertico  und  andere  Nationalökonomen  ersten  Ranges  sind  wohl  überall  im  Auslande 
bekannt.  Inzwischen  weist  unser  Zeitraum  allerdings  keine  grösseren  Werke  theo- 
retisch politischen  Inhalts  auf  und  auch  unter  den  staatsrechtlichen  von 
allgemeiner  Tragweite  ragen  Separatabdrücke  aus  Zeitschriften ,  Antrittsvorlesungen 
u.  dgl.  empor,  wie:  Schanzer:  Di  una  nuova  classificazione  delle  forme  del  governo ; 
Galeotti:  La  facolta  legislativa  del  governo,  1890.  Es  mag  auch  von  dem  Umstände 
herrühren,  dass  der  sonst  wortreiche  und  schlagfertige  unruhige  Kämpe  und  demo- 
kratische Rechtsphilosoph ,  welcher  aber  allgemein  politische  Fragen  mit  südländi- 
schem Pathos  und  oft  marktschreierischer  Rhetorik  behandelte  und  .  .  .  ausposaunte, 

I)  1.  s.  c.  I,  s.  35. 
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Pielro  Sharbari  '),  vom  Schauplatz,  noifjcdrunf^en  abirat  und  infolge  seiner  heissspornig 
aufregenden  Thätigkeit  im  Konflikt  mit  der  Rechtspflege,  seine  Kerkerstrafe  ajjsitzt. 
Wir  notieren  jedoch  unter  dieser  Rubrik  :  Katt'istoni :  Le  scienze politiche  e  U  questioni 
soiiali  odierne,  Urbino,  XXII  u.  426  Seiten,  1891.  L.  Ratio:  Statt  e  lihert'a,  sagf;io 
di  scienza  politica,  Savona  1890  und  S.  Roggero :  Jl  Monarca  nel  concetto  scientifico 
moderno,  150  S.  1892,  nebst  dem  Abdrucke  aus  akademischen  Turiner  Denkschriften 
von  Carle;  Dello  processo  forniatlvp  dello  statu  »lodento.  Auch  dürfte  man  hierher 
einreihen :  Brunialti  (siehe  unten) :  La  legge  e  la  liberth  nello  Stato  moderno,  Turin 
1890,  238  Seiten  starkes  Buch. 

Unter  den  Staatsrechtslehrern  gebührt  ,  wie  Eingangs  hervorgehoben 
wurde,  der  Vorrang  dem  Staatsratsmitgliede,  früher  Professor  des  Verfassungsrechtes 
in  Rom  und  Leiter  der  konstitutionellen  Erziehung  des  Kronprinzen,  unserem  z.uvor- 
kommendcn  Korrespondenten  Litigi  Palma,  welcher  schon  1869  durch  eine  gute 
Monographie  über  Wahlrecht  (Potere  elettrale)  mit  Auszeichnung  seine  schriftstelle- 
rische Laufbahn  begann.  Sein  von  Laveleye  und  anderen  mit  Recht  hochgeschätztes 
T^ehrbuch  Corso  di  diritto  costituzionale,  3.  Aufl.  1885,  Florenz,  dürfte,  glauben  wir 
in  Deutschland  nur  dem  Titel  nach  bekannt  sein.  Deshalb  werden  uns  hoffentlich 
die  Fachgenossen  nicht  verargen ,  wenn  wir  ,  wenn  auch  zurückgreifend  in  frühere 
Jahre,  eine  gedrängte  Inhaltsübersicht  davon  geben.  Das  dreibändige  Werk  erörtert 
i)  die  (Grundbegriffe,  das  Verhältnis  des  Verfassungsrechts  zu  den  übrigen  Sozial- 
wissenschaften, den  Staats-  und  Gesellschaftsbegriff,  Souveränetät,  Staatsformen,  be- 
sonders die  monarchische  in  England  im  ersten  Bande.  Im  zweiten  wird  die 
Einrichtung  der  Staatsgewalt  dargestellt,  also :  Zusammensetzung  der  Volksvertretung, 
das  Wahlrecht,  der  Senat,  die  Rechte  der  Krone,  des  Staatsministeriums,  der  rich- 
terlichen Gewalt.  Im  dritten  geht  der  Verfasser  durch  die  bürgerlichen  und 
Individualrechte  als:  Gewissens-,  Press-,  Vereins-,  Petitionsfreiheit,  das  Eigentums- 
recht, die  Freiheit  des  Unterrichts.  In  massvoller  Weise  reichen  sich  im  ganzen 
die  Hand  sowohl  die  Beispiele  der  Geschichte  als  die  der  vergleichenden  Gesetz- 
gebung. Im  4.  Ergänzungsbande  (Questioni  Costituzionali)  wird  nach  dem- 
selben Systeme  die  Frage  der  Kronprärogativen,  der  Volksvertretung,  der  Steuer- 
rechte  des  Parlaments,  die  vollziehende  Gewalt  untersucht.  Sodann  ist  eine  An- 
trittsvorlesung des  Verf.  aus  dem  J.  1882  beigesellt  über  die  Hundert  Jahre 
desVerfassungsrechts  und  auch  über  die  —  unleidilichen  fügen  wir  hinzu  — 
italienischen  Kabinetswechsel  ,  schliesslich  über  die  staatsrechtliche  Stellung  des 
Papstes.  Die  neuesten  uns  gefälligst  zugesandten  »Verfassungsstudien«,  ein  stattlicher 
Band,  erschienen  1892  in  der  staatswissenschaftlichen  Bibliothek  des  erwähnten  rüh- 
rigen Turiner  Professors  Brunialti,  die  auch  eine  Uebersetzung  der  Werke  v.  Stein's, 
Gneisfs,  Roscher's  und  Leroy-Beaulieu''^  (Kolonien),  Laveleye'''^  und  Dupriez'  (Minister- 
recht) bringen  soll.  Da  der  geehrte  Verfasser  dem  Buche  eine  Selbstanzeige  beigab, 
das  Werk  aber  ohne  Zweifel  ein  Standard  hook  des  verflossenen  Zeitraumes  bildet, 
wie  die  Engländer  zu  sagen  pflegen ,  so  wird  es  vielleicht  dem  Leser  willkommen 
sein,  wenn  wir  die  Anzeige  nebst  Zusätzen  folgen  lassen. 

Der  Verfasser  erinnert,  dass  vor  hundert  Jahren  ganz  Europa,  England  ausge- 
nommen, durch  die  absolute  Monarchie  regiert  wurde  und  dass  gegenwärtig,  ausser 
Russland ,    die    ganze    europäische    und    aussereuropäische    gebildete  Staatenwelt  zu 


i)  S.  dessen  Ideale  della  democrazia ,    1883,  Parma,  welche  Holtzendorff  zuge- 
eignet,   dann  La  republica  e  la  regina,   1884,  und  andere  Flugschriften. 
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konstitutionellen  Einherrschaften  und  Republiken  organisiert  ist,-  dass  man  überhaupt 
Verfassungen  in  so  grosser  Anzahl  auf  dem  Festlande  unseres  Weltteiles,  in  Amerika, 
Australien  und  sogar  im  asiatischen  Japan  eingeführt  hat,  dass  unser  —  s.  g.  technisch- 
ökonomisches Zeitalter  auch  als  ein  Jahrhundert  derVerfassungen  mit  Fug 
bezeichnet  werden  dürfte.  Das  ist  vollkommen  wahr  und  deshalb  erinnern  wir  samt 
der  Redaktion  der  Zeitschrift  an  das  »vernachlässigte«  Forschungsgebiet  und  drängen 
bei  den  F'achgenossen  auf  mehr  »vues  d'ensemble«  angesichts  der  deutschen  über- 
handnehmenden Spezialisierung  des  Forschens.  Nach  Riehl's  ')  geistreicher  Bemer- 
kung »ist  es  eine  Lebensaufgabe  des  Historikers  die  Geschichte  Deutschlands  von 
1525 — 1530  zu  geben«.  Man  versteht  es  kaum,  ein  Lehr-  oder  Handbuch  ohne  Mit- 
arbeiter herzustellen.     Der   »Dritte  im  Bunde«   dürfte  hier  gescheidter  sein  .... 

Palma  unterzieht  nun  in  12  Abschnitten  nachstehende  monarchische  und  re- 
publikanische Staaten  einer  sowohl  historischen  als  staatsrechtlichen  und  —  poli- 
tischen Prüfung:  i)  Nordamerika,  2)  Frankreich,  wobei  die  neueste  »parlamen- 
tarische« Republik  skeptisch  behandelt  und  ihre  Lebensfähigkeit  geprüft  wird.  Auch 
wir  möchten  fragen,  ob  dieselbe  auch  nicht  ein  »Experiment«  im  Sinne  Domiai's 
sei?  3)  die  Verfassungen  Belgiens,  4)  Spaniens,  5)  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft, 6)  Oesterreich-Ungarns.  Der  bezügliche  bedeutsame  und  wohlerwogene  Ab- 
schnitt lässt  kaum  etwas  zu  wünschen  übrig.  7)  Wird  die  Verfassung  des  neuen 
deutschen  Reiches  dargestellt,  als  deren  Grundtypus  eine  monarchia  s  e  m  p- 
licemente  costituzionale  d.  h.  nicht  parlamentarische  erscheint.  Wir  erlauben 
uns  aus  dem  §  30  den  Schluss  zu  übersetzen.  »Wenn  sich  auch  die  deutschen 
Fürsten  im  Königreiche  Preussen  sowohl  als  im  Reich  den  jetzigen  Bedingungen  der 
sowohl  politischen  als  bürgerlichen  Entwickelung  ihrer  Völker  anzuschmiegen  wissen 
vermittelst  Minister,  welche  von  der  in  Mehrheit  befindlichen  Partei  unabhängig  sind, 
so  ist  immer  zweifelhaft ,  ob  man  wird  lange  regieren  können  durch  Minister ,  die 
antagonistisch  den  Abgeordnetenkammern  entgegenstehen.«  Im  folgenden  8.  Ab- 
schnitte untersucht  Palma  ganz  objektiv  die  Ursachen  und  den  Ausgang  des  Nor- 
wegischen Verfassungsstreites  1880 — 84.  Die  heiklige  Frage  des  Veto, 
worüber  schon  vor  60  Jahren  der  Büchermacher  Murhard  -')  nicht  üble  Ansichten 
hatte,  gibt  zwar  das  quid  juris  den  Verfassungsanhängern  zu  und  das  Rechtmässige 
der  Verurteilung  des  Ministerpräsidenten  Selmer  im  Jahre  1884 ,  glaubt  jedoch  als 
Anhänger  der  parlamentarischen  Monarchie,  wie  bereits  angedeutet,  dass  »der  König 
jede  Ursache  hatte,  das  Recht  der  Kammerauflösung  (durch  die  Verfassung  vereitelt) 
zu  verlangen  und  dass  es  ein  grosser  Fehler  der  Vertretung  war,  ihm  dieses  abzu- 
schlagen«. Wir  übersetzen  diesen  Schluss,  damit  er  auch  in  Chris  tiania  bekannt 
werde.  Gewiss  darf  und  soll  man  im  Geiste  einer  Verfassung  regieren,  aber  nur 
wenn  dieser  ein  vernünftiger  ist,  keineswegs  wie  in  dieser  doktrinären,  rein 
auf   absurder  Gewaltentrennung    wie  die    unhaltbare    französische    vom  J.    1791    be- 


i)  Freie  Vorträge,  Zweite  Sammlung  1885,  S.  158.  »Wir  sagen  einem  jungen 
Dozenten  von  »strengster  Observanz«,  er  würde  eine  Lücke  ausfüllen,  wenn  er  ein 
Kollegium  über  die  G  esch  icht  e  des  XVL  Jahrh  und  erts  läse,  und  er  erwidert 
uns  :  »Wie  können  Sie  mir  zumuten,  dass  ich  so  unwissenschaftlich  dilletantisch  in's 
Weite  schweife  ?  Meine  Lebensaufgabe  ist  die  Geschichte  Deutschlands  vom  Jahr 
1825 — 30.« 

2)  Das  königliche  Veto  eine  wichtige  Aufgabe  in  der  Staatslehre  der  konstitu- 
tionellen Monarchie,  Kassel  1832. 
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j^rfindeten.  Der  9.  Ahschnitl  bcspriclit  die  höchst  modernen  englisclicn  Verfas- 
sungsfragen: der  1884er  Parlamcntsreform  nebsl  ihrer  Demokratisierung  des  Staates, 
was  Röscher^)  zugiebt;  der  Gladstone'schen  irischen  Honuruk  vom  J.  1886,  die 
Pahna  unausführbar  erscheint;  des  im  Jahr  1888  durchgesetzten  Umschwunges  des 
Sel/governmevts ,  endlich  der  Theorie  Dicey's  (1885)  über  das  Primat  des  Her- 
kommens, der  konstitutionellen  Sitte  über  juridische  Satzungen  und  Fiktionen  im  eng- 
lischen Verfassungsrechte.  Palma  weist  auf  das  oft  Gewundene  und  die  unstatt- 
haften Analogien  in  den  Deduktionen  Duey's  hin  und  was  die  von  ihm  verteidigte 
Parlamentssouveränität  anlangt,  so  gesteht  er,  dass  zwar  der  National wille  durch 
dies  Organ  zum  Ausdruck  kommt,  nicht  aber  dass  Krone  und  Lords  als  politische 
Kräfte,  wenn  auch  mittelbar  und  auch  die  erste  direkt  durch  das  ihr  zustehende 
Auflösungsrecht  daran  Teil  haben,  überdies  aber  sozialpolitische  thatsächliche  Elemente 
in  allen  Verfassungen  Spielraum  und  Einfluss  bekommen  neben  den  juridischen.  Im 
10.  Abschnitt  werden  die  konstitutionellen  Zustände  der  britischen  Kolonien 
und  deren  gewünschter  Föderation  {C/i.  Dilke's  «greater*  Britain)  untersucht. 
Der  II.  geht  die  türkischen  und  ägyptischen  Verfassungsproben  und  -Experimente 
durch  und  bespricht  die  neueste  Konstitution  von  Japan  vom  J.  1889,  ein  Werk 
der  »maravigliosa  potenza  di  espansione  che  continua  a  mostrare  il  costituzionalismo 
europco*  ,  übrigens  dem  staatsmännischen  Vorausblick  des  oktroyierenden  Mikados 
und  seinem  Willen,  in  diesen  neuen  Bahnen  die  Staatswohlfahrt  zu  fördern,  es  zu- 
schreiben, so  dass  die  japanische  Verfassung  mehr  den  deutschen  Stempel  der  »reinen« 
konstitutionellen,  nicht  der  englischen  Parlamentarmonarchie  an  sich  trägt.  Das  letzte 
12.  Kapitel  erörtert  historisch  die  Verfassungsproben  und  Gesetze  des  Vaterlandes 
des  Autors  und  zwar  vom  J.  1796 — 1815.  Verfasser  meint  selbst  in  der  mitgeteilten 
Anzeige :  »In  diesen  Studien  sucht  der  Verf.  in  knapper  (?  564  S.)  Weise  die  ge- 
schichtlichen Anfänge ,  die  politischen  wie  sozialen  Verursachungsbedingnisse ,  die 
Formen  der  Entwicklung,  die  durch  verschiedene  Momente  herbeigeführten  Kämpfe 
und  Fehler  ihrer  Struktur,  endlich  die  durch  die  Verfassungen  gezeitigten  Früchte 
unserer  Kenntnis  der  politischen  Lebenseinrichtungen  näher  zum  Verständnis  zu 
bringen.  Somit  ist  die  Arbeit  nicht  eine  bloss  rechts-,  sondern  eine  staatswis- 
senschaftliche und  dürfte  wenige  in  der  Art  gleiche  anderswo -finden.«  Wir 
unterschreiben  dieses  Selbsturteil  mit  voller  Ueberzeugung  und  empfehlen  das  Werk 
aufs  wärmste  den  Fachgenossen. 

Ausser  diesem  schönen  Denkmal  des  italienischen  Fleisses  und  Wissens  dürften 
Erwähnung  verdienen:  Racioppi :  Ordimamento  degli  Statt  liberi  d' Europa.  Hoepli, 
Milano  1890,  eine  Art  französischen  Mustern  nachgebildeten  Zusammenstellung  von 
Verfassungsnormen  in  310  Druckseiten,  denen  1892  der  Verf.  zur  Vervollständigung 
Ordinamenti  di  statt  liberi,  fu  ori  V  Europa,  375  Seiten  hat  folgen  lassen.  Nach  Palma'% 
Urteil  gebührt  besondere  Anerkennung  den  Arbeiten  des  konstitutionellen  Positivisten 
(in  soziologisch-philosophischem  Sinne)  -'.  Micelli,  Professor  in  Peruggia,  als:  // 
concetto  giuridico  della  rappresentanza  politica ,  Roma,  Buoncampagni  1892,  271  S. 
stark,  dem  >  Abdrucke  und  Antrittsvorlesung  desselben  Verf.  //  Diritto  costituziofiale 
e  (sie)  la  Biologia,  einer  Reihe  von  soziologischen  —  ob  nach  »Bau  und  Leben  des 
sozialen  Körpers«   wissen  wir  nicht  —  Analogien  zwischen  Einzel-  und  Staatskörper, 


l)  Politik  S.  332  »Das  heutige  England  kann  als  eine  thatsächlich  noch  immer 
sehr  gemässigte,  juristisch  aber  sehr  wenig  beschränkte  Demokratie  bezeichnet 
werden.  <; 
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dann  auch  von  Micelli :  Lo  Stato  e  la  Nazione  nei  rapporti  fra  il  diritto  costituzio- 
nale  e  inUrnazionale,  Firenze  1 890.  Sodann  Cappellazzi :  La  nioderna  libertd  esaminaia 
secundo  ;  principn  della  filosofia  scolastica  1890,  was  wir  hätten  ebenfalls  der  ersten 
allgemein  polit.  Abteilung  zuweisen  können  und  hier  nachtragen.  Ausserdem  Quadrio 
La  prerogativa  della  Camera  dei  Deptitati  ne  provvedimenti  finanziarii,  Brescia  1891; 
das  halb  straf-,  halb  staatsrechtliche  Costantino  Peratoner  Dei  delitti  contra  la  liberta 
1891,375  s.  Brieflich  loht  Palma  die  Schnh  Armanni's:  La  riforma  dei  Consiglio  di 
Siato,  Assisi  1891.  Morelli  in  Padua  scheint  auch  dem  Referendum  und  sonstigen 
schweizerischen  Verfassungseinrichtungen  seine  Aufmerksamkeit  zu  widmen  in  I poteri 
e  la  sovraniia  popolare  in  Svizzera ,  1 ,  294  S  stark.  G.  Jona :  La  rappresentanza 
poUtica,  Modena,  341  Seiten.  Mancini  und  Galeotti  haben  1890  im  Auftrage  und 
Drucke  der  Abgeordnetenkammer  die  Geschäftsordnung  :  Norme  ed  usi  dei  parlamento 
italiano,  104  S.  nebst  prima  appendice  erscheinen  lassen.  Die  Separatabdrücke  über- 
gehen wir  und  holen  das  Uebrigbleibende  beim  Verwaltungsrechte  nach. 

6)  Wenn  wir  bei  der  Appeninhalbinsel  lang  weilten,  um  desto  kürzer  wird  die 
Uebersicht  der  Litteratur  der  »Verfassungsinsel«  (C.  Frantz)  ausfallen.  Abgesehen 
davon,  dass  bereits  das  klassische  dreibändige  Buch  von  Bryce  an  den  Aufsatz  über 
Amerika  überwiesen  wurde,  hätten  wir  bei  England  bloss  die  4  Werke  zu  durch- 
sehen :  die  Eingangs  erwähnte  Staatslehre  des  cantuarischen  (Cambridge)  Prof.  Sidgwick 
(1891),  die  kurze  Einleitung  der  Oxonier  (Oxford),  vom  Prof.  Sir  Frederick  Pollock, 
History  of  the  science  of  Politics  (1890),  Ritchie's,  Darwinism  and  Politics,  1891  und 
Anson's  Law  and  Custom  of  the  Constitution,  1892  in  Augenschein  zu  nehmen.  Nun, 
sowohl  Pollock''ä  als  Ritckie's  Beiträge  sind  unbedeutend  '),  Anson's  Staatsrecht  part. 
2  the  Croivn  ist  aber  eine  Fortsetzung  (der  I.  Band  1886)  und  daher  grund- 
sätzlich ausgeschlossen  -).  Aus  Grundsatz  stehen  wir  auch  ab  von  der  Besprechung 
des  überaus  bedeutenden  y^ustice«.  von  Herbert  Spencer.  Es  ist  nämlich  ein  ethi- 
sches^) kein  Staats  wissenschaftliches  Werk  ,  trotzdem  das  Pendant 


i)  Immerhin  verdient  Pollock's  Schrift  ein  paar  Zeilen  Erwähnung.  Der  Oxforder 
Professor  der  Rechte  Sir  Frederik  Pollock  giebt  in  einer  126  Seiten  umfassenden  Skizze 
die  Umrisse  einer  Geschichte  der  Staatstheorien  ,  natürlich  vorwiegend  englischer,  in 
4  Paragraphen  an.  Es  sind  Vorlesungen  ,  in  der  Royal  Society  1882  gehalten,  nach 
amerikanischer  Unsitte  nachgedruckt  ,  die  Verf.  deshalb  nur  im  Original  erscheinen 
lässt.  Hervorzuheben  sind  :  eine  grosse  Pietät  gegen  Aristoteles  und  eine  im  ganzen 
richtige  Würdigung  Monterquim''^  bei  einem  Missverständnis  von  Ahrens  und  der 
deutschen  Ansichten,  denen  Pollock  Durcheinanderwerfung  von  Ethik  und  Jurisprudenz 
grundlos  vorwirft.  Der  Scbluss  ergeht  sich  in  beherzigenswerter  Art  über  den  staats- 
feindlichen Individualismus  H.  Spe7icer's,  dessen  Kleinmut  er  richtig  vorhält:  »Not  only 
material  security  but  the  perfection  of  human  and  social  life  is  what  we  aim  at 
in  the  organized  co-operation  called  the  State«.  Die  Beschuldigung  ethischer  Ge- 
sichtspunkte fällt  in  sich  zusammen;  musste  'yx  Spencer  in  der  neuesten  »Justice«  eben- 
falls durch  ethische  Krücken  seinen  liberalen  Nihilismus  stützen. 

2)  Palma  1.  c.  betrachtet  das  Werk  übrigens  als  den  Z>/tv;'' sehen  »Lectures«  sehr 
nachstehend.     Larnaude  ergeht  sich  in  Lob  über  Dicey. 

3)  Sagt  ja  das  Programm  des  >First  principles«.  —  leider  liegt  uns  bloss  die 
franz.  Uebersetzung  Cazelle'%  vor,  ausdrücklich  p.  CXIX principes  de  morali  vol.  II 
Justice  Restrictions  reciproqures  etc.  IV.  Pa  r  t  i  e  in  d  o  r  N  o  t  e  »La  quatrieme  partie 
de  la  Morale  a  le  mcme  sujet  que  la  premiere  parlic  de  mon  ouvrage  intitule  Social 
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dazu  die  »Social  Ethics«  auch  ein  ethisches  Buch  fälschlich  sowohl 
von  Holtzetulofff"  als  —  was  mehr  sagt  —  sogar  von  Ji.  v.  Mohl  der  polit.  Litteratur 
eingereiht  wurde.  Bei  passender  (Jelef+enheit  kommt  «Gefertigter  hier  auf  die  jüngste 
Arbeit  Spemer's  zurück.  Gefertigter  hat  in  der  Revue  d'Kcon.  pul.  (Januarheft  1893; 
das  voluminöse  Werk  SiJgivick'i,  sowohl  dessen  litterarische  Mängel  und  das  kaum 
entschuldbare  Uebergehcn  der  übrigen  in  England  seltenen  didaktischen  Vorgänger 
(Crai^%  Sheldon  Arnos,  Lieber,  Pol.  Ethies,  1838,  Hildreth,  Theory  0/  Politics,  1853,  New- 
York)  als  auch  die  erste  Hälfte  (Functions  0/  Government)  umständlich  rezensiert  und 
besprochen.  Uarauf  hinweisend ,  können  wir  schon  aus  diesem  (jrunde  knapp  die 
Umrisse  dieser  englisclien  »allgemeinen  Staatslehre«:  zeichnen,  weil  wir  uns  vorbehalten, 
■  der  Zeitschrift  ein  Bild  dieses  Epigonen  Benthams  sowohl  als  Moralphilosophen  (die 
tMethods  of  Ethics«,  l.  Aufl.,  1874,  brachten  es  im  J.  1890  bis  auf  die  vierte  Aufl.), 
als  Nationalökonomen  und  auch  Politikers  in  der  Zukunft  zu  geben.  Der  Utilitarier  S. 
ist  übrigens  ein  ganz  guter  Wegweiser  seiner  Landsleute  bei  Problemen  der  Staats- 
lehre ,  welche  bekanntlich  bis  auf  Sheldon  und  ihn  seit  dem  »Wealth  of  Nations 
V.  Book«  und  J.  St.  Mill  in  der  formlosen  »polit.  Economy«  behandelt  wurden.  Er 
teilt  zweckmässig  und  praktisch  den  Stoff  in  eine  Staatsaufgabentheorie  (I.  Part), 
wobei  das  *conduciveness  to  general  happines«,  Ton,  Gesichtskreis  und  Inhalt  dieser 
politischen  Teleologie  genugsam  andeuten  und  eine  ziemlich  vollständige  Verfas- 
sungspolitik (II.  Part.  Structure  of  Government).  Nachzulesen  sind  in  der 
ersten  die  drei  gu  ten  Abschnitte  über  auswärtige  Angelegenheiten 
(15 — 18),  was  selten  —  Frautz  Naturlehre  d.  S.  B.  V  —  in  der  politischen  Theorie 
vorkommt  und  Lob  verdient  ')  und  das  lange  Kapitel  Socialistic  Interference.  Hier 
stimmt  der  Verf.  den  deutschen  Sozialpolitikern  im  Grossen  und  Ganzen  zu,  wenn 
er  auch  den  Kollektivismus  als  dem  »Erwerbssinn  und  thrift^  feindlich  zurückweist. 
In  der  Verfassungslehre  ist  Sidgwick  gemässigt  und  vorurteilsfrei,  kennt  und  folgt 
zumeist  Bluntschli,  den  heimischen  J.  St.  Mill,  Dicey,  Smith  (On  Liberty),  will  ein 
gewähltes  Oberhaus  mit  längerer  Funktionsdauer  bei  Zweikammersystem  — 
Sheldon  Arnos,  mehr  »amerikanisch«  gesinnt,  sträubte  sich  dagegen  —  tritt  für  die 
Sache  der  Minderheiten,  sieht  die  »Nützlichkeit«  der  Monarchie  auch  im  par- 
lamentarischen Verfassungsstaate  ein  und  hält  ganz  verständig  das  Repräsentativsystem 
keineswegs  für  eine  -»Organization  of  deniocracy  but  rather  a  combination  of  aristo- 
cracy  and  democracyi..  Trocken,  abstrakt  und  geschichtliche  methodologische  Be- 
gründungsweise meidend  ist  das  632  Seiten  starke  Buch  immerhin  wie  alle  Werke 
der  Utilitarier.  Richtig  beurteilt  ist  doch  das  Werk  im  J.  1891  ,  das  bedeutendste 
staatswissenschaftliche  Buch  hinter  dem  Kanal  der  La  Manche. 

7)  Aus  den  Nied  erlanden  könnte  höchstens  angeführt  werden  ^.  Ä  AW«i's 
de  Leer  van  het  heiligen  Thomas  van  Aquino  over  het  Recht,  1890,  wo  auch  über 
den  Staat  manches  vorkommt.  Das  Uebrige  aus  Holland  lernen  wir  beim  Verwal- 
tungsrecht kennen. 

8)  Weiter  nordwärts  hinauf  gelangen  wir  zu  den  skandinavischen  Staaten. 


Slaticsi..  Dies  Amiie  peremptorisch  lauten.  Wie  konnten  trotzdem  Äö/^zifwüfcr^,  Prin- 
zipien der  Politik  S.  323  und  Afohl ,  Encyklop'ddie  d.  Staatsw.  S.  563  die  »Social 
Statics«  unter  •i>Politik«   aufführen?     Das  Weitere  in  der  Anzeige  der  »Justice«. 

i)  Ks.  Zachariä,  Rotteck,  Biilaii,  Morgenstern  (schweigt  über  Diplomatie),  Schaffte, 
und  j/.  il/ö/^/ kommen  nicht  in  Betracht,  weil  das  Enc  y  clopädist  en- der  Staats- 
wissenschaften sind  und  waren.     Hier  ist  nur   von   allg.   Staatslehre  die  Rede. 
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Hier  überwiegt  das  Staatsrechtliche  entschieden.  Nach  unserem  Korrespon- 
denten y.  Ask,  welcher  in  Lund  die  Lehrkanzel  Puff'endorff's  inne  hat ,  sind  nach- 
stehende Arbeiten  die  bedeutendsten. 

1890  beginnt  die  Herausgabe  der  zweiten  durchgesehenen  und  vermehrten  Auf- 
lage von  Prof.  Asckebroug'i  bekannter  Arbeit  Morgens  nuvärende  Statsforfötning 
(Norwegens  jetzige  Staatsverfassung).  Das  Buch ,  bis  heute  15  Hefte ,  bildet  die 
zweite  Hauptabteilung  von  desselben  Verfassers  Morgens  offentlige  Ret,  dessen  erster 
Teil  Statsforfatningen  i  Danmark  og  Morgeindül  1886  herauskam.  Die  historische 
Uebersicht  über  die  ältere  norwegische  Verfassung ,  die  daselbst  geboten  wird ,  ist 
ebenso  gründlich  als  reich  an  neuen  Gesichtspunkten  wie  obenerwähnte  zweite  Ab- 
teilung, wovon  noch  einige  Hefte  in  zweiter  Auflage  zu  erwarten  seien. 

An  akademischen  Abhandlungen  nennt  Herr  Ask :  Thulin,  Om  Komingen  ekono- 
nüska  logstritning  (Nationalök.  Gesetzgebung  des  Königtums).  Der  Korrespondent 
Ask  schrieb  selbst :  Om  ansvaring  het  f'ör  tryckfrihetsbrot ,  248  S.  (Verantwortlich- 
keit in  Pressvergehen).  Weil  in  Schweden  die  Bestimmungen  über  Pressrecht 
einen  Teil  der  Verfassung  bilden,  so  ist  die  Monographie  von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  der  Rubrik  Verfassungsrecht  einzuverleiben.  Kydm  hat  die  früher  bezeichnete 
Thulin'iche  Abhandlung,  eine  Beleuchtung  in  der  Tidskrit  for  Retswissenskab  1891 
(Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft)  hervorgerufen.  Kjellen ,  »Studier  rörande  mini- 
ster ansvaringtreteni  (St.  über  Ministerverantwortlichkeit),  Landgren  »Om  Konungens 
Sanktionsrät  vid  förändring  eller  upphafvande  af  Statens  ordinär ie  inkomster<t  (Das 
Sanktionsrecht  des  Königs  bei  der  Veränderung  oder  Erhebungen  der  ordentlichen 
Staatseinnahmen)  sind  staatsrechtliche  weitere  schwed.  Monographien  dieses  Jahres. 
In  derselben  Zeit  in  Dänemark  bearbeiteten  für  das  Marquardsen'^chü  Hand- 
buch, gaben  es  —  da  man  nicht  warten  konnte  oder  durfte  —  dänisch  heraus  die 
Herren  G.  Gross  und  H.  Hansen  tGrundtraeck  af  de  danske  Statsret<i..  Im  J.  1891 
erschien  in  Schweden  Blomberg,  Om  svenske  statsborgarskap  (Schw.  Staatsbürger- 
recht, 145  Seiten  stark,  angezeigt  und  rezensiert  von  P.  Isberg  in  der  erwähnten 
rechtswissenschaftlichen  Revue.  O.  Alin,  Den  svensk-norska  Unionen,  Aufsätze  und 
Aktenstücke,  Fragen  om  norska  grundlagens  normalexemplar,  Frage  nach  dem  Nor- 
male.xemplar  des  norwegischen  Staatsgrundgesetzes  zeigte  K.  Maurer  in  der  schwe- 
dischen erwähnten  juridischen  Zeitschrift  1892,  S.  231 — 236  an.  0.  Varenius  aus 
Upsal  behandelte  die  Reichsverwesersfrage  Om  riksförestandarskap  enligt  Sveriges 
och  Morges  grundlager ,  75  Seiten.  Dies  Jahr  brachte  ein  dänisches  Verfassungs- 
rechtslehrbuch von  //.  Matzen,  den  danske  Statsförfatningsret.  3.  Teil.  408  S. ;  so- 
dann in  Schweden  von  H.  S.  Kydin,  Om  föreningräll  och  församlingsfrihet  (Vereins- 
recht und  Versammlungsfreiheit)  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Schwedens  Gesetz- 
gebung (in  der  Tidskr.  1892  S.  40—87,  257 — 316).  Sodann  G.  Malmström, 
Sveriges  statskunskap  i  kort  sammandrag  in  2.  Aufl.,  durchgesehen  von  y  Fr.  Nyström, 
102  S.,  etwa  dasselbe,  w&'s  Bluntschli's  »D  e  u  t  s  c  h  e  Staatslehre  für  Gebildete«  ist. 
—  Wichtig    und  für  die   heutigen    panrussischen  Bestrebungen    symptomatisch, 

auch  für  die  schwedische  Repulsiv ■  begründete  —  Gegenströmung  ist  der  Umstand, 

dass  B.  F.  Hermanson  in  Helsingfors  ein  Handbuch  des  fin  ländischen  Staats- 
rechts unter  dem  Titel  -»Finnlands  statsrättsligen  ställnittg*  (Finl.  staatsr.  Stellung) 
318  S.  mit  Beilagen  herausgab.  In  1891 — 92  bewegt  sich  n&cYi  Ask  die  norwegische 
Staatsrechtslitteratur  begreiflich  genug  um  die  schwebende  Verfassungsfrage.  Wir  haben 
oben  ein  italienisches  avis  ii  Christiania  gestellt  und  warten  ab,  ob  es  nützen  wird  ! 
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9)  Zurück  nach  dem  Donaustaalc  ').  Der  in  Deutschland  durch  seine 
»Demokratie  Athens«  und  andere  Schriften  wohl  bekannte  ungarische  Philolog 
und  Staatsgelehrte  Shvarcz  behandelte  die  neuaufgefundene  Handschrift  vermeintlich 
von  Aristoteles  über  die  Athenische  Verfassung  in  zwei  grösseren  magyarisciien  Ab- 
handhingen Az  Athenei  alkotinauy  tör  linelem  Korszakui  und  Tm'abliisamnielman  und 
entscheidet  sich  — '■  so  v/'x^  lioscher  —  gegen  die  Autorschaft  des  Stagiriten.  Wert- 
voll ist  noch  Viktor  Conclia,  Shvarcz'^  verfassungsrechtliche  Schrift  über  die  Ver- 
tretung der  Wissenschaft  in  den  ersten  Kammern  (A  tudomanyos  es  irodalmi 
Kitmusigck).  Einen  Versuch,  die  Teilung  der  Staatsgewalten  durch  die  psycho- 
logische Persönlichkeit  des  Staates  zu  ergründen  und  darauf  zurückzuführen,  indem 
dieselbe  als  eine  mit  der  psychologischen  und  ethischen  Einheit  des  Staates  verein- 
bare nachgewiesen  werden  kann,  unternahm  unser  geehrter  Korrespondent  V.  Conclia: 
Az  dllamtatalmaka  megosz  las  änak  elves).  Ernst  Nligy  in  seinem  staatsrechtlichen 
Werk :  Magyarorczagkössoga  trachtet  die  auf  mehrhundertjähriger  Entwicklung  und 
(Grundlage  beruhende  ungarische  Staatsverfassung  rechtsdogmatisch  zu  systemisieren 
und  von  dem  vielen  unjuridischen  Beiwerke,  was  sich  durch  die  ungarischen  staats- 
rechtlichen Werke  bisher  mehr  oder  weniger  hindurchschleppte,  zu  entkleiden,  wobei 
ihm  doch   »das  spezifisch  Ungarische  oft  abhanden  kommu. 

Die  Selbstverwaltungskörper  der  Komi  täte  und  deren  geplante  Reform  be- 
schäftigen gegenwärtig  die  meisten  Köpfe  in  Ungarn.  Die  Verwaltungsorganisation 
entstammt  dem  XI.  Jahrhundert  und  es  gilt  der  Arbeit  der  Komitatsverwaltung  be- 
rufsmässig gebildete  Beamte  als  offizielle  Mitarbeiter  zuzuführen.  Man  ventiliert 
die  Frage,  ob  die  heutige  Staatsverwaltung  ohne  berufsmässiges  Beamtentum  durch 
Selbstverwaltungskörper  möglich ,  welche  durch  periodische  Wahlen  alle  6  Jahre 
die  Aemter  in  63  Komitaten,  deren  Bevölkerung  zwischen  100  000  und  500000 
variiert,  besetzen  und  die  Oberleitung  und  Kontrolle  führen  kann.  Ludwig  Mocsary 
(Az  allarnigartos)  und  Ludwig  Hollo  (A  rozigargatas  rendezese  a  megyalben)  treten 
mit  inhaltsvollen  Werken  für  das  historische  Selbstverwaltungsprinzip  ein,  während 
Johan  Sprinczer  (Az  önkorma)iyzot) ,  Gustav  Beksies  [ICözigazgat  as  unk  reformya) 
mit  Verwertung  der  ausländischen  Reformen  dem  berufsmässigen  Beamtentum  das 
Wort  reden  und  die  Selbstverwaltung  hauptsächlich  auf  die  Pflege  örtlicher  Auf- 
gaben und  Kontrolle  der  Staatsverwaltung  beschränken  möchten.  Unser  Korres- 
pondent nimmt  eine  vermittelnde  Stellung  ein  ( V.  Concha,  A  körigargatosi  javot  latrol). 
Studien  über  ausländische  Verwaltungsorganisations-Systeme  —  nach  Stein's  neuester 
Fassung  gehört  dies  der  Verfassung  —  liefern  /uirl  Kmetly :  A.  porosz  kösi  yaz 
tasireforvi  und  IVilhelm  Vdzsotiyi  {Avalaszta  sielo).  Das  Verhältnis  zwischen  Cislei- 
thanien  und  Ungarn  hat  tüchtige  Bearbeiter  gefunden:  in  Edmund  Polner,  Magya- 
roszag  es  Ausztria  közjogivtszonya.  Der  Verf.  fördert  die  wichtige  Erkenntnis ;  auch 
die  Arbeit  von  Geza  Ferdinandys :  Magyaroszag  Ausztria  ist  verdienstlich ,  während 


i)  Der  Verfasser  (anonym)  eines  vergessenen  —  natürlich  v.Mohl  1.  s.  c.  III, 
359  bekannten  —  und  immer  noch  lesenswerten  Buches  Natürliche  Diplomatik  über 
das  physisthe  Element  der  Bildung  und  Wechselverh'dltnisse  der  Staaten.  Stuttgart, 
1833,  wird  wohl  unbewusst  Frhrn.  v.  Beust  und  dem  Dualismus  Oesterreichs  und 
Ungarns  mit  seinem  »Danubien«  vorgearbeitet  haben.  Ob  Fürst  Bismarck  und 
V.  Beust  die  Arbeit  kannten,  ist  ungewiss.  Der  Leiter  dieser  Zeit- 
schrift könnte  vielleicht  Aufschluss  geben ,  in  wie  ferne  das  Buch  in  Wien 
unter  H  o  h  e  n  w  a  r  t  's  Ministerium  bekannt  war?    (Nein !    SchäfFle); 
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G.  Beksics :  A  Jualizinus  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  Dualismus  dessen  staats- 
rechtlichen Sinn  aufhellt.  Die  Autonomie  Kroatiens  im  ungarischen  Staate  be- 
handelt Michael  Goszthony :  Horvat-Szlava-Dahnatorszagok  auto7iom  al  Eötmanya ; 
nur  begnügt  er  sich  mit  der  thatsächlichen  Schilderung,  ohne  auf  die  von  kroatischer 
wie  ausländischer  Seite  aufgeworfenen  Kontroversen  einzugehen.  Eingehend  hat 
yellinek ,  Arthur  (in  Ungarn  geht  der  Vorname  nach) ,  Mentelmijoy  untersuchte  in 
eingehender  Weise  die  auf  altem  Herkommen  beruhende  Immunität  der  Parlaments- 
mitglieder. Die  soziologische  Richtung  in  der  Staats-  und  Rechtsphilo- 
sophie, seitdem  ihr  Beöthy  und  Pulszky  durch  ihre  bedeutenden  Leistungen  in 
Ungarn  Bahn  gebrochen,  gewinnt  immer  mehr  Boden  und  yul.  Zickler  will  in  seinem 
scharfsinnigen  Buche :  Bevezetö  a  jogböleitetbe  überhaupt  jeder  Rechtsphilosophie, 
welche  sich  über  die  vom  Positivismus  der  menschlichen  Erkenntnis  gezogenen 
Schranken  wagt ,  das  Recht  absprechen.  Die  entgegengesetzte  Richtung  vertritt 
Rudolf  Werner  in  seinem  litterarischen  Werke  A   böleselti  jogtuiomänos  törtenete. 

ig)  Vermutlich  gesteht  uns  jedermann  das  Recht  zu,  über  das  Spärliche  der 
polnischen  staatsrechtlichen  Litteratur  unsere  unmassgebliche  Meinung  zu  äussern. 
Leider  ist  die  Bewegung  auf  diesem  Gebiete  bei  uns  zu  Lande  keine  begreiflicher- 
massen  rasche.  Kaspar ek  bleibt  mit  seinem  Handbuche  des  Staatsrechts,  Prawo 
polityczne,  wovon  bis  jetzt  nur  der  erste  Band  (1889)  erschienen,  im  Rückstande.  Indem 
russischen,  arg  gemisshandelten  und  durch  barbarische  Zensurmassregeln,  die  nur  dort 
gelten  —  in  Petersburg  publiziert  man  was  man  will  und  zieht  sich  höchstens 
eine  nicht  erdrückende  Verwarnung  im  Stile  des  zweiten  Empire  zu  —  erdrückten 
Kongresspolen  regt  sich  nur  von  Zeit  zu  Zeit  der  Bibliothekar  und  Schüler  Bluntschli's 
sowie  des  Gefertigten,  Dr.  AI.  v.  Keinbowski ,  Verfasser  einer  früheren  bedeutenden 
staatsgeschichtlichen  und  polit.  dogmengeschichtlichen  Monographie  über  Stanislaus 
Leszczynski  und  Ostrorog  und  schrieb  in  diesem  Zeiträume  sehr  achtungswerte  Studien 
über  die  ständische  Vertretung  in  Alt-Polen,  Vorstudien  zu  dem  grösseren 
jetzt  (1893)  erschienenen  Buche  in  4°  Konfederacya  i  rokosz,  worüber  die  Zeit- 
schrift eine  Anzeige  erhalten  wird.  In  Galizien  feierte  man  1891  das  hundert- 
jährige Jubiläum  der  denkwürdigen  Verfassung  vom  3.  Mai  1791,  welche  einen  Um- 
schwung des  oligarchisch-anarchistischen  Staates  in  eine  wenn  auch  sehr  beschränkte 
erbliche  Monarchie  anbahnte  und  eine  eigentlich  polnische  (5  Minister)  Regie- 
rung in  monokratischer  Form  ermöglichte.  Deutsche  Geschichtsschreiber 
—  wir  hörten  Droysen  vor  30  Jahren  —  haben  dies  einen  »österreichischen  Staats- 
streich« —  genannt?  Mag  auch  sein  ,  denn  Kaiser  Leopold  II.  war,  wie  es 
jetzt  urkundenmässig  bewiesen  ist,  dafür.  Ein  bereits  zu  den  Toten 
gegangener  ehrwürdiger  Greis,  Paul  v.  Popiel ,  hat  1892  eine  kernige  aber  echt 
staatsmännisch  gehaltene  und  viel  Tiefes  enthaltende,  wohl  der  Staatskunstlehre  bei- 
zuzählende kleine  Schrift  erscheinen  lassen  nebst  autographen  Briefen  des  letzten 
Königs  St.  Poniatowski.  Der  Lemberger  Professor  des  Staatsrechts  und  rühmlich  durch 
Schriften  über  österreichisches  Staatsrecht  bekannte  Stanislaus  v.  Starzynski  griff 
auch  wissenschaftlich  den  Gegenstand  in  einer  bis  jetzt  bruchstückartigen  polnischen 
Monographie  auf ;  Konstytueya  3  Maja  na  tle  zospblczesnego  ustroju  innych  panslw 
europejskich,  (215  Seiten,  1892).  Verf.,  vom  3.  Mai  auf  dem  Hintergrunde  der  Ver- 
fassungseinrichtungen der  zeitgenössischen  europäischen  Staaten,  behandelt  mit  wenig 
Geschick  trotz  der  guten  Kenntnis  zeitgenössischer  Verfassungen  der  Epoche  ,  wie 
beispielsweise  des  oligarchischen  Polizeistaates  Venedig,  in  dem  bis  jetzt 
Erschienenen  bloss  die  gesetzgebende  Gewalt  des  Reichstages  nach  Abschaffung 
Zeitschrift  für  die  ges    Staatswissensch.  1893,  III.  27 
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des  unglücklichen  liberum  veto.  Als  vermehrten  Teil  dieser  Monographie  gab  1892 
Starzynski  eine  gut  geschriebene  Broschüre /V^yV^V  galicyjskiej  h'onstytueyai  i^()ol<)\ 
(Charta  Leopoldina)  1893,  wo  eine  von  damaligen  Provinzialsländen  entworfene, 
durchaus  ständisch  gehaltene  Verfassung  dem  deutschen  Kaiser  Leopold  vor  dessen 
baldigem  Ableben  unterbreitet  wurde,  freilich  ohne  ins  Leben  getreten  zu  sein. 
(Fortsetzung  folgt  in  Heft   IV.) 


I.  ABHANDLUNGEN. 


ZAHL  UND  MASS  IN  DER  ÖKONOMIK. 

EINE  KRITISCHE   UNTERSUCHUNG  DER  MATHEMATISCHEN 
METHODE  UND  DER  MATHEMATISCHEN  PREISTHEORIE. 

VON 

Dr.  ANDREAS  VOIGT. 


I. 

Das  Vorbild  der  Naturwissenschaften ,  welche  ihre  Erfolge 
wesentlich  der  Verwendung  von  Zahl  und  Mass  verdanken ,  hat 
auch  die  übrigen  Wissenschaften  zu  Versuchen  angeeifert,  sich 
desselben  Werkzeugs  zu  bedienen.  Man  hat  das  Epitheton  »exakt« 
geradezu  auf  die  Wissenschaften  beschränkt,  welche  bis  zur  zahlen- 
mässigen  Bestimmtheit  vorgedrungen  sind  und  also  die  Verwen- 
dung der  Zahl  zur  notwendigen  Bedingung  für  die  Erreichung 
des  höchsten  Grades  der  Wissenschaftlichkeit  gemacht.  Ob  mit 
Recht,  mag  dahingestellt  bleiben  ;  jedenfalls  beweist  das  vielseitige 
Bestreben  die  Bedingung  zu  erfüllen,  dass  die  Berechtigung  der- 
selben von  vielen  anerkannt  wird.  Sogar  die  Geisteswissenschaften 
sind  von  dieser  Zeitströmung  nicht  unberührt  geblieben.  Die  Psycho- 
physik  bezeugt  es. 

Aber  auch  an  Protesten  gegen  diese  Richtung  fehlt  es  nicht. 
Man  lässt  sich  mit  Recht  an  der  Berufung  auf  das  Vorbild  der 
Naturwissenschaften  nicht  genügen ,  sondern  verlangt  in  jedem 
einzelnen  Falle  den  Nachweis,  dass  die  Verwendung  von  Zahl 
und  Mass  nicht  nur  möglich ,  sondern  auch  förderlich  sei ;  denn 
jede  Wissenschaft  habe  ihre  Eigenart. 

Die  Oekonomik  insbesondere  hat  innerhalb  der  Wissenschaften 
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in  Jiezug  auf  die  Verwendung  v(jn  Mass  und  Zahl  eine  eigentüm- 
liche Stellung.  Einerseits  hat  auch  sie ,  durch  ausgedehnte  Be- 
nutzung der  Statistik,  der  Zahl  einen  grossen  Spielraum  gegeben 
und  ohne  Zweifel  dadurch  an  Bestimmtheit  und  Anwendbarkeit 
gewonnen  ;  anderseits  ist  gerade  diejenige  Richtung,  welche  nach 
einer  lebendigen  Erfassung  der  vollen  Wirklichkeit  strebte,  der 
Anwendung  der  Zahl  in  der  theoretischen  Oekonomik  und  der 
mathematischen  Deduktion  durchaus  abgeneigt.  Der  mathemati- 
schen Methode  als  der  extrem  deduktiven  hat  sie  die  historische 
Methode  gegenübergestellt.  Um  diesen  scheinbaren  Widerspruch, 
wonach  die  Zahl  einerseits  der  Wirklichkeit  näher  zu  bringen, 
anderseits  von  ihr  zu  entfernen  scheint,  zu  lösen,  ist  es  notwendig, 
die  Beziehung  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  zur  Wirklichkeit 
genauer  zu  erfassen. 

Jede  Wissenschaft  hat  den  Zweck  angewendet  zu  werden, 
sie  mag  dabei  von  den  praktischen  Zwecken  des  täglichen  Lebens 
so  entfernt  bleiben  wie  sie  wolle.  Ihre  allgemeinen  Sätze  haben 
dadurch  allein  Sinn  und  Bedeutung,  dass  sie  mit  konkretem  In- 
halt aus  der  Wirklichkeit  gefüllt  werden  können.  In  diesem  Sinne 
ist  jede  Wissenschaft  eine  Erfahrungswissenschaft,  selbst  die  Mathe- 
matik, deren  Formeln  und  Sätze  bestimmt  sind,  auf  durch  Messung 
wirklicher  Objekte  gewonnene  Grössen  angewendet  zu  werden. 
Die  Oekonomik  mit  ihren  komplizierten  Grössen  bedarf  einer 
eigenen  Wissenschaft  des  Messens  derselben,  der  Statistik.  Diese 
liefert  die  Daten,  welche  zur  Anwendung  der  Oekonomik  auf  die 
Wirklichkeit  erforderlich  sind.  Sie  fordert  ihrerseits  —  und  trägt 
wohl  auch  selber  zur  Erfüllung  dieser  Forderung  bei  — ,  dass 
die  zur  Anwendung  auf  die  Wirklichkeit  bestimmten  Begriffe  einer 
zahlenmässigen  Bestimmung  fähig ,  dass  sie  quantitativ  definiert 
seien.  Begriffe  wie  Bevölkerung,  Sterblichkeit,  Vermögensver- 
teilung, Grossbetrieb  u.  s.  w.  verlangt  sie  aus  der  vagen  Sprache 
des  täglichen  Lebens  in  die  strenge  Sprache  der  Wissenschaft 
übersetzt. 

An  der  Notwendigkeit  und  Möglichkeit  einer  derartigen  An- 
wendung von  Zahl  und  Mass  kann  füglich  nicht  gezweifelt  werden. 
Auch  Rechnungen  von  grösserem  und  geringerem  Umfange 
können  sich  an  die  Zahlen  der  Statistik  anschliessen  und  so  ein 
Gebiet  der  Anwendung  der  Mathematik  auf  ökonomische  Gegen- 
stände geschaffen  werden.  Doch  nicht  diese  Anwendung  ist  ge- 
meint, wenn  über  die  Mathematische  Methode  in  der  Oekonomik 
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gestritten  wird.  Man  hat  dann  nicht  eine  Operation  mit  Zahlen 
am  Schluss  der  Betrachtungen,  beim  Uebergange  von  der  Theorie 
zur  WirkHchkeit  im  Sinne,  sondern  Verwendung  der  mathematischen 
Deduktion  vom  Anfange ,  von  den  Prinzipien  an.  Die  extremen 
Vertreter  der  mathematischen  Richtung  behaupten  ja  geradezu, 
dass  die  Oekonomik  eine  mathematische  d.  h.  aus  Prinzipien 
durch  rein  mathematische  Schlüsse  deduzierbare  Wissenschaft  sei. 

Es  wäre  ein  überflüssiges  Unternehmen ,  diese  Behauptung 
widerlegen  zu  wollen ;  denn  wer  nur  entfernt  die  Probleme  kennt, 
welche  die  heutige  Wissenschaft  sich  stellt ,  wird  nicht  auf  den 
Gedanken  kommen,  sie  durch  mathematische  Deduktion  lösen  zu 
wollen.  Wenn  wir  dennoch  näher  auf  die  Anwendbarkeit  der 
mathematischen  Methode  eingehen,  so  geschieht  es,  weil  wir  die 
Frage  mit  der  Zurückweisung  des  extremsten  Anspruches  für 
noch  nicht  erledigt  halten.  Es  giebt  bescheidenere  Ansprüche, 
deren  Recht  zu  untersuchen  wäre,  es  bleibt,  selbst  wenn  wir  ge- 
nötigt wären,  jeglicher  mathematischen  Deduktion  die  Berech- 
tigung abzusprechen,  immer  noch  die  Frage  zu  entscheiden ,  ob 
die  ökonomischen  Grundbegriffe  überhaupt  messbare  Grössen 
seien,  und  endlich  benutzen  wir  gerne  diese  Gelegenheit,  die  Me- 
thodenfrage überhaupt  von  dieser  Seite  aus  in  ein,  wie  uns  scheint, 
neues  Licht  zu  setzen. 

In  Bezug  auf  die  Daten  zur  Anwendung  auf  die  Wirklichkeit 
ist,  wie  wir  sahen,  jede  Wissenschaft  durchaus  von  der  Erfahrung 
abhängig.  Sie  kann  in  dieser  Hinsicht  niemals  auch  nur  ange- 
nähert zu  einem  Abschluss  kommen,  sondern  immer  wieder  ist 
sie  genötigt,  Beobachtungen  und  Messungen  anzustellen.  Dagegen 
giebt  es  Wissenschaften,  die  in  Bezug  auf  ihre  Prinzipien  eines 
gewissen  Abschlusses  fähig  sind.  Es  sind  die  deduktiven  Wissen- 
schaften im  engeren  Sinne ,  die  Mathematik  an  der  Spitze.  Auf 
die  philosophische  Streitfrage,  ob  die  Prinzipien,  gleich  den  Daten, 
der  Erfahrung  entnommen  werden  müssen ,  brauchen  wir  hier 
nicht  einzugehen,  es  genügt  die  Thatsache,  dass  die  rein  deduk- 
tiven Wissenschaften  ihre  Prinzipien  vollständig  (wenn  auch  nicht 
vollkommen)  aufzuzählen  vermögen  und  aus  ihnen  —  von  tech- 
nischen Schwierigkeiten  abgesehen  —  alle  Sätze  ableiten  können, 
welche  irgend  bei  den  Anwendungen  auf  die  Wirklichkeit  in  Frage 
kommen  könnten.  Alle  übrigen  Wissenschaften  dagegen,  mögen 
sie  sich  der  deduktiven  Methode  in  noch  so  grossem  Umfange 
bedienen,  können  niemals  zu  einer  vollständigen,  für  alle  Anwen- 
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dungsfälle  ausreichenden  Aufzahlung  ihrer  Prinzipien  gelangen. 
Es  treten  in  ihnen  von  Zeit  zu  Zeit  neue  Fälle,  neue  Erscheinungen 
auf,  welche  zu  ihrer  Erklärung  der  Einführung  neuer  Prinzipien 
bedürfen  ,  und  die  Reihe  dieser  darf  also  sowenig  je  als  abge- 
schlossen betrachtet  werden,  als  man  annehmen  darf,  je  an  das 
Ende  der  neuen  Anwendungsfälle  gelangen  zu  können.  Der  hier 
hervorgehobene  Unterschied  der  Wissenschaften  drückt  sich  auch 
in  der  Begrenzung  des  von  ihnen  beherrschten  Gebietes  aus.  Die 
rein  deduktiven  sind  eben  durch  die  Prinzipien  und  deren  An- 
wendungsgebiet hinreichend  definiert ,  während  die  übrigen  Wis- 
senschaften daneben  wenigstens  auch  sachlich  d.  h.  durch  Angabe 
der  Objekte,  mit  denen  sie  sich  zu  befassen  haben,  begrenzt 
werden  müssen.  Die  Geschichtswissenschaft  kann  in  ihren  Teilen 
nur  sachlich  begrenzt  werden ,  wie  sie  überhaupt  in  Bezug  auf 
die  Methode  den  Gegenpol  der  rein  deduktiven  Wissenschaften 
bildet.  Sie  sucht  überhaupt  keine  Gesetze,  aus  denen  man  Er- 
eignisse deduzieren  könnte  ^). 

Wenn  man  nun  die  historische  Methode  als  die  der  Oekonomik 
hinstellt,  so  kann  dieses  nur  bedeuten,  dass  diese  der  Geschichts- 
wissenschaft nahe  stehe  in  methodischer  Beziehung.  Sie  ist  nicht 
ganz  ohne  deduktive  Elemente,  sie  enthält  allgemeine  Prinzipien, 
aber  diese  treten  an  Bedeutung  weit  zurück  gegen  die  besonderen, 
dem  historisch  gegebenen  Wirtschaftsbilde  angemessenen  Grund- 
sätze. Nur  ein  kleiner  Stock  von  Begriffen  kann  allgemeine  Gül- 
tigkeit für  alle  Wirtschaftsformen  beanspruchen,  die  grösste  Zahl 
wechselt  mit  diesen.  So  kennzeichnet  die  Oekonomik  in  hervor- 
ragender Weise  jene  Unabgeschlossenheit  in  Bezug  auf  die  Prin- 
zipien ,  da  auch  ihr  Objekt  zeitlich  wandelbar  ist ,  während  die 
Physik  z^  B. ,  in  Bezug  auf  die  Unabschliessbarkeit  ihr  ähnlich,  . 
doch  ein  in  gewissem  Sinne  sich  ewig  gleich  bleibendes  Objekt, 
die  Natur,  hat.  Während  in  dieser  Wissenschaft  die  Deduktion 
einen  von  der  Zeit  unabhängigen  Spielraum  hat,  ist  sie  in  der 
Oekonomik  auf  die  historischen  Perioden  beschränkt,  innerhalb 
deren  ein  System  gleichzeitig  gültiger  Prinzipien  sich  findet.  Wie 
klein  diese  Perioden  sind,  kann  nur  die  Erfahrung  lehren.  Mögen 
sie  noch  so  ausgedehnt  sein,  so  ist  die  zeitliche  Beschränktheit 
der  Gültigkeit  der  Grundbegriffe  jedenfalls  ein  bedeutsames  Mo- 

l)  Die  sog.  historischen  Gesetze ,  insbesondere  die  Entwicklungsgesetze  gehören 
immer  Spezialwissenschaften  an ;  es  sind  politische ,  ökonomische ,  ethische  u.  s.  w. 
Gesetze. 
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ment ,  das  zur  Vorsicht  bei  der  Verallgemeinerung  der  Deduk- 
tionen mahnt. 

Es  kommt  aber  noch  ein  Umstand  hinzu ,  der  die  Anwend- 
barkeit der  deduzierten  Resultate  auf  die  Wirklichkeit  wesentlich 
beschränkt.  Jede  Deduktion  ist  notwendig  mit  einer  grösseren 
oder  geringeren  Abstraktion  verbunden.  Es  gibt  kein  allgemeines 
Gesetz,  das  nicht  zugleich  von  einer  Reihe  »störender«  Umstände 
der  Wirklichkeit  absähe.  Die  deduktive  Methode  verzichtet  also 
notwendig  auf  Erfassung  der  vollen  Wirklichkeit.  Ihre  Resultate 
sind  immer  nur  bedingt  gültig ,  die  der  Mathematik  z.  B.  nur, 
soweit  die  wirklichen  Dinge  ihren  idealen  Gedankengebilden  ent- 
sprechen. Die  Berechtigung  der  Abstraktion  hängt  ab  vom  Grad 
der  Uebereinstimmung  zwischen  ihren  Gebilden  und  der  Wirk- 
lichkeit. Können  die  Abweichungen  dieser  von  jenen  mit  Fug 
als  blosse  Störungen  aufgefasst  werden,  welche  die  Resultate  nur 
wenig  modifizieren,  dann  ist  die  Abstraktion  wissenschaftlich  zu- 
lässig. Sie  liefert  dann  eine  hinreichende  Annäherung  an  die 
Wirklichkeit,  und  damit  müssen  wir  uns  ja  immer  begnügen.  Bei 
jeder  Deduktion  muss  aber  eben  darum  eine  genaue  Rechenschaft 
gefordert  werden  über  den  Grad  der  Annäherung,  der  durch  sie 
erreicht  wird.  Sowie  eine  Zahlenrechnung  oder  statistische  Auf- 
stellung wertlos  ist,  wenn  man  über  die  Genauigkeit  der  Zahlen 
kein  Urteil  hat ,  so  ist  auch  jede  Deduktion  wertlos ,  wenn  man 
nicht  die  Voraussetzungen  deutlich  darlegt  und  so  die  Beding- 
ungen ihrer  Anwendbarkeit  erkennbar  macht.  Gerade  in  diesem 
Punkte  wurde  bisher  am  meisten  gefehlt.  Man  glaubte  genug 
gethan  zu  haben,  wenn  man  auf  gewissen  Prämissen  ein  in  sich  kon- 
sequentes Gebäude  von  Folgerungen  aufgebaut  oder  aus  einigen 
analytischen  Formeln  nach  den  vertrauten  Methoden  neue  abge- 
leitet hatte ;  aber  oft  genug  dienten  die  korrekten  mathematischen 
Schlüsse  nur  dazu,  über  Inkorrektheiten  in  den  Voraussetzungen 
hinwegzutäuschen.  Der  Argwohn  des  Laien  gegen  die  mathe- 
matische Formel  ist  keine  ganz  unberechtigte.  Die  Erfassung 
langer  zahlen-  und  formelmässiger  Darlegungen  macht  häufig  auch 
dem  Sachverständigen  nicht  geringe  Mühe,  von  der  er  im  Voraus 
nicht  weiss,  ob  ihr  einziger  Lohn  nicht  die  Erkenntnis  sein  werde, 
dass  der  Verfasser  sich  und  anderen  ein  x  für  ein  u  gemacht  habe. 

Es  genügt  daher  nicht,  zum  Beweis  der  Anwendbarkeit  der 
Mathematik  auf  Oekonomik  auf  die  .stattliche  Reihe  von  Schriften 
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zu  verweisen,  welche  die  Anwendung  verwirklicht  haben  '),  Man 
erwidert  mit  Recht  darauf,  dass  die  Möglichkeit,  aus  angenom- 
menen Prämissen  Sätze  zu  deduzieren ,  gar  keines  Beweises  be- 
dürfe. Man  könne  selbstverständlich  annehmen ,  dass  die  Ge- 
sellschaft aus  lauter  getrennten  Haushalten  bestehe,  die  nur  auf 
dem  Wege  des  Tausches  mit  einander  in  Verkehr  treten  und  sich 
dabei  lediglich  vom  Erwerbsinteresse  leiten  Hessen.  Auf  dieser 
Grundlage  lasse  sich  ein  in  sich  konsequentes  System  errichten  ; 
aber  dasselbe  gelte  auch  von  der  entgegengesetzten  Annahme, 
dass  die  Menschen  nur  kooperativ  thätig  seien  und  die  Produkte 
dieser  Thätigkeit  nicht  vermittelst  des  individuellen  Erwerbs- 
interesses, sondern  durch  Teilung  gemäss  den  »vernunftgemässen 
Bedürfnissen«  ihrer  Bestimmung  zugeführt  werden.  Nicht  darum, 
dass  derartige  Systeme  überhaupt  möglich  seien,  sondern  darum, 
wie  weit  sie  sich  der  Wirklichkeit ,  der  gegenwärtigen  oder  zu- 
künftigen, annähern,  handle  es  sich,  und  über  diese  Frage  gehen 
die  Meinungen  so  weit  als  möglich  auseinander.  Die  einen  glauben 
entweder  die  Wirklichkeit  erfasst,  oder,  wo  das  nicht,  Normen 
gefunden  zu  haben  ,  deren  Verwirklichung  unmittelbar  gefordert 
werden  könne;  die  anderen  behaupten,  dass  weder  die  eine  noch 
die  andere  Konstruktion  eine  brauchbare  Annäherung  an  die 
gegenwärtige  oder  eine  zukünftige  Wirklichkeit  liefere. 

Dieses  gilt  für  die  deduktive  Methode  im  allgemeinen.  Der 
mathematischen  Deduktion  insbesondere  bestreitet  man  sogar  die 
Berechtigung  ihrer  fundamentalsten  Voraussetzung,  der  Messbarkeit 
der  ökonomischen  Grunderscheinungen  ^).  Bevor  wir  daher  unter- 
suchen ,  ob  nicht  der  mathematischen  Deduktion,  wenn  sie  mit 
bescheideneren  Ansprüchen  auftritt,  als  es  gewöhnlich  geschieht, 
ein  Anwendungsgebiet  in  der  Oekonomik  zugestanden  werden 
könne,  müssen  wir  die  Frage  beantworten,  ob  die  ökonomischen 
Grundbegriffe,  wie  Nutzen,  Begehr  u.  s.  w.  messbare  Grössen  seien. 

II. 

In  Uebereinstimmung  mit  den  Grundvorstellungen,  welche  die 
Mathematik    in    neuester  Zeit  über    das  Wesen   der  Zahl    ausge- 

i)  Dafe  vollständigste  Litteraturverzeichnis  über  diese  Richtung  findet  sich  bei 
Irving  Fisher,  Mathematical  investigations  in  the  theory  of  value  and  prices.  Transact. 
of  the  Connecticut  Acad.  Vol.  IX.,  wo  allerdings,  um  die  Zahl  zu  füllen,  zwei  Kate- 
gorien von  Schriften  zusammengefasst  sind,  die,  wie  wir  sehen  werden,  wohl  geschieden 
werden   müssen. 

2)  So  u.  a.  Neumann  in  Jahrg.  48  d.  Z.  S.  443  Anm. 
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bildet  hat  ^) ,  sehen  wir  in  der  Ordnungszahl  und  nicht  in  der 
Kardinalzahl  die  primäre  Form  des  Zahlbegriffes,  Insbesondere 
beruht  das  Messen  auf  einem  Ordnen  der  Objekte  in  eine  Reihe 
nach  ihrer  Grösse  bezw.  nach  der  Grösse  einer  ihrer  Qualitäten. 
Das  tritt  besonders  deutHch  gerade  bei  den  primitiven,  unvoll- 
kommeneren Arten  des  Messens  zu  Tage.  So  beruht  das  Be- 
stimmen des  Härtegrades  eines  Minerals  auf  einer  Ordnung  der 
Mineralien  in  eine  Reihe  nach  ihrer  Härte,  vermittelst  des  Prinzips, 
dass  das  weichere  Mineral  vom  härteren  geritzt  werde.  Die  Grade, 
welche  auf  diese  Weise  den  Härten  der  Steine  beigelegt  werden, 
sind  ledigHch  die  Ordnungszahlen  dieser  Reihe,  der  nur  dadurch 
eine  gewisse  Stabilität  verHehen  wird,  dass  sie  mit  einer  Muster- 
reihe, der  il/ö^i-'schen  Skala,  verglichen  wird.  Die  Zahlen  besagen 
also  nur,  dass  der  eine  Stein  härter  als  der  andere  ist,  sie  geben 
aber  nicht  das  Verhältnis  der  Härten  an ,  so  dass  ein  Stein  von 
der  Härte  4  doppelt  so  hart  wie  ein  solcher  von  der  Härte  2  wäre. 

Das  Messen  der  Temperatur  mit  Hilfe  des  Thermometers 
steht  auf  keiner  viel  höheren  Stufe.  Auch  dieses  ist  nur  ein 
Ordnen  der  Wärmequellen  vermittelst  der  Länge  einer  Queck- 
silbersäule ,  die  mit  der  Temperatur  wächst.  Die  Thermometer- 
grade geben  nicht  das  Verhältnis  der  Temperaturen  an.  Eine 
ähnliche  Ordnung  könnte  man  auch  unmittelbar,  mittelst  der 
Wärmeempfindung  herstellen.  Man  müsste  sich  dann  zwar  mit 
wenigen  unterscheidbaren  Graden  begnügen ,  vielleicht  mit  den- 
jenigen, die  sich  ohne  Hilfe  von  Zahlen  leicht  sprachlich  bezeichnen 
lassen.  Doch  diese  Ordnung  hat  gegenüber  der  mittelst  des 
Thermometers  hergestellten  noch  einen  Mangel.  Sie  ist  rein  sub- 
jektiv d.  h.  sie  hängt  von  der  persönHchen ,  zeitlichen  und  ört- 
lichen Empfindlichkeit  für  Wärme  ab ,  während  jene  objektive 
Gültigkeit  für  alle  hat,  die  die  Abhängigkeit  der  Länge  der 
Quecksilbersäule  von  der  Temperatur  anerkennen.  Alles  Messen 
der  Psychophysik  ist  ein  subjektives  Ordnen  der  Empfindungen 
nach  ihrer  Intensität,  wobei  die  einzelnen  Grade  den  ebenmerk- 
lichen Unterschieden  entsprechen  *). 

Offenbar  nun  sind  die  ökonomischen  Elementargrössen,  Lust 
und  Unlust,  Nutzen  ,    Begehr  nur  einer  solchen  subjektiven  Ord- 

i)  Vgl.  Dedekind,  Was  sind  und  was  sollen  die  Zahlen?  Braunschweig  1888. 
Kronecker  in  der  Festschrift  zu  £'^.  Z^r/Ztfr's  5ojähr.  Doktorjub.    Auch  i^ic/w/w//«  ebenda. 

2)  Vgl.  Wiener ,  Die  Empfindungseinheit  und  das  Messen  der  Empfindungsstärke. 
Wiedemann's  Annalen.  N.  F.  Bd.  XLVII,  S.  659. 
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nung  fähig.  Alles  Messen  derselben  besieht  nur  in  der  Bestim- 
mung der  Ordnungszahl ,  die  ihnen  in  einer  Reihe  gleichartiger 
Grössen  zukommt.  Solche  Reihen  haben  nur  subjektive  Bedeu- 
tung für  denjenigen,  der  sie  aufstellte,  jeder  andere  wird  gemäss 
seiner  persönlichen  Anlage  dieselben  Güter  mehr  oder  weniger 
anders  ordnen,  höher  schätzen  was  jener  tiefer  gestellt  und  um- 
gekehrt. Hat  man  demgegenüber  nun  ein  Recht  von  dem  Nutzen 
eines  Gutes,  dem  Begehr  nach  einem  solchen  u.  s.  w.  als  von 
bestimmten  Grössen  zu  reden  ?  Solange  man  die  besondere  Natur 
dieser  Grössen  festhält  und  von  ihnen  nur  spricht  in  Bezug  auf 
eine  bestimmte,  sie  schätzende  Person,  solange  man  ferner  die  et- 
waigen Ordnungszahlen,  die  man  ihnen  beilegt,  nur  als  solche  nimmt 
und  ihnen  nicht  die  Bedeutung  von  Verhältniszahlen  beilegt  und 
von  einem  doppelt  so  grossen  oder  gar  anderthalbfachen  Nutzen 
spricht,  solange  man  endlich  nicht  versucht,  Einheiten  des  Nutzens  und 
Begehrs  einzuführen,  deren  Existenz  die  eines  solchen  Verhältnisses 
voraussetzt,  ist  gegen  die  Bezeichnung  Grösse  nichts  einzuwenden. 
Man  müsste  denn  auch  die  Temperatur  und  die  Härte  keine 
Grössen  nennen.  Die  Bemühungen,  den  ökonomischen  Grössen 
dieselbe  Natur  beizulegen  wie  den  extensiven ,  durch  Einheiten 
messbaren  Grössen  der  Geometrie  und  Mechanik  ^) ,  entspringen 
aus  einer  falschen  Nacheiferung  der  Naturwissenschaften,  aus  der 
falschen  Vorstellung,  als  ob  die  objektiv  messbaren  Grössen  unter 
allen  Umständen  die  vollkommeneren  seien.  Es  ist  das  ebenso 
falsch,  als  wenn  man  die  Wissenschaften  nach  dem  Begriff  der 
naturwissenschaftlichen  »Exaktheit«  in  eine  Rangordnung  bringen 
und  die  mathematisch-deduktiven  für  die  an  sich  vollkommensten 
erklären  wollte.  Weil  die  mathematische  Deduktion  das  Ideal 
der  Physik  ist ,  hat  man  sie  fälschlich  zum  Wissenschaftsideal 
überhaupt  gemacht ,  als  wenn  nicht  die  historische  Forschung 
für  immer  neben  ihr  ihr  Recht  behaupten  würde. 

Was  in  den  Naturwissenschaften  ein  grosser  Mangel  wäre, 
die  Subjektivität  der  Masse ,  ist  in  der  Oekonomik  eine  wesent- 
liche Eigenschaft  derselben,  die  beseitigt  zu  wünschen,  gar  keinen 


i)  Fischer  a.  a.  O.  §  4  versucht  es,  indem  er  eine  Definition  des  Verhältnisses 
zweier  Nutzen  aufstellt.  Er  nennt  den  Nutzen  eines  Gutes  A  doppelt  so  gross  wie 
den  von  B,  wenn  der  von  A  gleich  dem  von  C  und  der  von  B  unter  sonst  gleichen 
Umständen  gleich  dem  von  V2  C  ist.  Er  nimmt  also  allgemein  den  Nutzen  von  C 
doppelt  so  gross  wie  den  von  Vz  C  und  widerspricht  damit  der  Erfahrung  sowohl 
wie  seinen  eigenen  sonstigen  Annahmen. 
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Sinn  hätte.  Die  Physik  sucht  die  Subjektivität  soviel  als  möglich 
zu  eliminieren,  die  Oekonomik  duldet  sie  nicht  nur ,  sondern  sie 
bildet  eine  ihrer  wesentlichsten  Grundlagen.  Wäre  die  subjektive 
Ordnung  des  Begehrs  nach  den  Gütern  nicht  für  die  verschie- 
denen Personen  verschieden,  so  wäre  ein  Tauschverkehr  gar  nicht 
möglich. 

Nicht  einmal  der  Umstand,  dass  in  der  Oekonomik  die  Grössen 
nur  geschätzt,  d.  h.  nur  in  der  Vorstellung  geordnet,  und  nicht 
gemessen,  d.  h.  selbst  geordnet  werden  können,  darf  als  Mangel 
betrachtet  werden.  Er  mag  Quelle  vieler  praktischer  Täuschungen 
sein;  da  jedoch  der  vorgestellte  und  nicht  der  wirkliche  Nutzen 
die  Triebfeder  des  ökonomischen  Handelns  ist ,  so  nimmt  die 
Oekonomik  die  Schätzungen  mit  ihren  Fehlern  hin  und  überlässt 
der  Ethik  die  Kritik  derselben. 

Wir  können  unser  Resultat  dahin  zusammenfassen,  dass  die 
ökonomischen  Grundbegriffe  subjektive  Grössen  von  bestimmtem 
Grade  darstellen,  und  halten  es  für  wichtig,  dass  dieses  betont 
werde.  Quantitative  Definitionen  derselben,  quantitative  Fassung 
der  Grundprinzipien  kann  und  muss  in  diesem  beschränkten  Sinne 
gefordert  werden.  Mit  der  Forderung  mathematischer  Schärfe 
der  Begriffe  ist  nicht  notwendig  die  der  Anwendung  mathematischer 
Deduktionen  aus  ihnen  verbunden.  Ob  solche  aus  blossen  Ord- 
nungszahlen sich  machen  lassen  und  welchen  objektiven  und  theo- 
retischen Wert  sie  haben,  soll  nunmehr  an  dem  Beispiel  der  Tausch- 
theorie dargelegt  werden. 

III. 

Es  möge  A  die  Güter  aj,  ag,  ag,  B  die  Güter  b^,  bg  be- 
sitzen, und  beide  zum  Austausch  derselben  geneigt  sein.  A  kann 
7  Kombinationen  seiner  Güter  bilden,  nämlich  aj,  a^,,  a.p  a^+ag, 
ag+ag,  ag+ai,  a^ -f  a,^  +  a^,  B  deren  nur  3,  nämlich  bj,  bg, 
bj  +  h^.  Da  jede  Kombination  des  A  mit  jeder  des  B  zusam- 
mengestellt werden  kann,  so  ergeben  sich  21  mögliche  Tausch- 
fälle. Bezeichnen  wollen  wir  jeden  Fall ,  indem  wir  die  ausge- 
tauschten Güter  links  und  rechts  von  einem  vertikalen  Strich 
stellen,  so  dass  z.  B.  z.^-\-  2^^  \  bj  den  Tausch  von  a^,  +  ag  gegen 
bj   bedeuten  würde. 

A  und  B  sollen  nun  ,  jeder  nach  seiner  Weise  die  21  Fälle 
nach  dem  Vorteil  ordnen  ,  den  sie  sich  von  jedem  versprechen. 
In  jeder  Reihe  wird  dann  jeder  folgende  Tausch  für  den  Aufsteller 
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der  Reihe  vorteilhafter  und  daher  begehrter  sein  als  der  vorher- 
gehende.    Es  mögen  so  folgende  beiden  Reihen  entstehen. 
A  ordnet : 


Ord. 
Z. 

Taiittclil'ull 

Olli. 

z. 

TAUHCllftU 

Or.l. 
Z. 

Tauschfall 

I 

a, 

+  »2+^,     1 

b, 

8 

a.+a^  1  bj 

»5 

a,  |b, 

2 

'11+^2    1 

b, 

9 

ai+a^+a,,  |  b,+bj, 

i6 

aa+^i  1  b,+b. 

3 

as  +  a,  1 

bi 

lO 

ag+a,  1  bj 

17 

aj+aa  |  bj-f  b, 

4 

a,+a8  1 

b, 

II 

a,   1  \\ 

i8 

a«  I  bj 

5 

a, 

, +aj+a3  1 

b^ 

12 

a,+ag  1  b. 

•9 

a.  1  b,+b, 

6 

a,   1 

b, 

13 

a,+a2  1  b,-fb., 

20 

a,  1  b,+b, 

7 

B 

a,  1 

ordnet : 

b, 

14 

a;  |b, 

21 

ag  1  bj-fbj 

Ord. 
Z. 

Tauschfall 

Ord. 
Z. 

Tauschfall 

Ord. 
Z. 

Tauschfall 

I 

bj+bj'  1  aj 

8 

bi+bj,  1  a3+a, 

15 

bj  1  ai+a, 

2 

b2  1  ag 

9 

bz  1  as+a, 

16 

b,  1  a^+a, 

3 

b,+b2  1  a, 

lO 

b,+b2  1  a,+a3 

17 

b,  1  aj  fa. 

4 

bjj  1  a, 

II 

b,   1  aj 

18 

bi+b,  |ai+a,+ag 

5 

bi+bj  1  aj 

12 

bj  1  ajj+aj 

19 

b2  1  ai+aj+ag 

6 

ba  1  aj 

13 

bi  1  ag 

20 

bi  1  a,+a2 

7 

bi  1  aj 

14 

b,+b2  1  ai+a^ 

21 

bi  1  a^+aj+ag 

Damit  eine  solche  Ordnung  der  Tauschfälle  möglich  sei, 
braucht  man  nicht  anzunehmen,  dass  die  einzelnen  Güter  in  Bezug 
auf  ihren  Nutzen  von  einander  unabhängig  seien ,  so  dass  zwei 
Güter,  die  einzeln  einen  geringen  Nutzen  haben,  auch  zusammen 
nur  einen  geringen  Vorteil  bieten,  was  offenbar  der  Wirklichkeit 
im  allgemeinen  nicht  entspricht  ^).  Wären  alle  Güter  unabhängig 
von  einander,  so  wäre  die  Ordnung  aller  Tauschfälle  bestimmt, 
wenn  man  nur  den  Vorteil  des  Besitzes  der  einzelnen  Güter  kennte. 

Wir  haben  die  Grade  des  Vorteils  oder  Begehrs  alle  mit 
positiven  Zahlen  bezeichnet.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass 
allen  Tauschfällen  ein  positives  Begehr  zukomme ,  vielmehr  wird 
im  allgemeinen  ein  Indifferenzpunkt  (Nullpunkt)  vorhanden  sein 
und  alle  niederen  Grade  also  negative  Vorteile  d.  i.  Nachteile 
bezeichnen.  Bei  den  nächsten  Untersuchungen  jedoch  brauchen 
wir  diesen  Umstand  noch  nicht  zu  berücksichtigen. 

Das  Tauschproblem  besteht  nun  darin,  aus  den  21  möglichen 
Fällen  denjenigen  herauszufinden  ,  der  zur  Ausführung  kommen 
wird,  falls  ein  Tausch  überhaupt  zustande  kommt.  Kann  man  unter 
allen  Umständen  einen  Fall  bezeichnen,  der  gewählt  werden  muss. 


i)  Fisher  a.  a.  O.    hält   wenigstens   im    ersten  Teile    seiner  Entwicklungen  diese 
Bedingung  aufrecht,  und  beschränkt  dadurch  deren  Gültigkeit  um  ein  Erhebliches. 
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bezw.  welche  Voraussetzungen  müssen  gemacht  werden ,  damit 
eine  eindeutige  Entscheidung  erfolgen  kann  ?  Um  dieses  zu  ent- 
scheiden ,  ordnen  wir  die  Vorteile  von  A  und  B  in  folgendes 
Schema : 


^x 

H 

H 

ai+a^ 

^2+^3 

^3+^1 

a.+aj+aj 

bi 

6     II 
0 

7     13 

II       7 

0 

2     20 

4     17 

0 

3  16 
0 

I            21 

b, 

14      4 
0 

15       6 
0 

18       2 
0 

8     ,5 

12       12 
0 

10       9 

0 

5          19 

bi+bj 

19      3 

20      5 

21       I 

13     14 

17       10 

* 

16       8 

9          18 

In  jeder  Rubrik  steht  links  die  Ordnungszahl  des  Begehrs  von  A, 
rechts  diejenige  von  B,  in  der  vierten  Rubrik  der  zweiten  Reihe 
z.B.,  welche  den  Tausch  di^+a.^  \  bg  bezeichnet,  ist  8  der  Grad 
des  Begehrs  von  A,  15  der  von  B.. 

Was  nun  auch  die  besonderen  Motive  der  einzelnen  sein 
mögen ,  so  gilt  doch  jedenfalls  das  allgemeinste  ökonomische 
Prinzip ,  dass  jeder  einen  grösseren  Vorteil  einem  kleineren  vor- 
zieht. Bietet  also  ein  Tausch  sowohl  A  als  B  grösseren  Vorteil 
als  ein  anderer,  so  wird  er  unter  allen  Umständen  diesem  vor- 
gezogen werden.  So  ist  der  Tausch  a^+ag  |  bj-fb^,  für  beide 
Teile  vorteilhafter  als  a.^+ag  |  h^  und  es  kann  daher  letzterer 
unbedingt  verworfen  werden.  In  dieser  Weise  kann  man  sofort 
alle  Fälle  ausscheiden,  die  für  beide  Tauschenden  geringere  Vorteile 
bieten  als  einer  der  sonst  möglichen.  Die  so  ausgeschiedenen 
Fälle  haben  wir  im  Schema  mit  o  bezeichnet.  Es  bleiben  nur 
9  übrig.  Will  man  dieselben  systematisch  finden ,  so  muss  man 
sich  ein  neues  Schema  mit  21  horizontalen  und  21  vertikalen  Reihen 
also  mit  441  Fächern  bilden  und  in  diese  die  obigen  Zahlenpaare 
der  Grösse  nach  ordnen.  Es  fallen  dann  die  9  ausgewählten 
Fälle   sofort  als    die    äussersten   besetzten  Stellen   in    die  Augen. 

Bis  dahin  haben  wir  keiner  Voraussetzung  bedurft ,  welche 
nicht  als  allgemein  erfüllt  oder  erfüllbar  bezeichnet  werden  könnte. 
Jetzt,  wo  es  sich  um  die  Auswahl  aus  den  9  übrig  gebliebenen 
Tauschfällen  handelt,  müssen  wir  eine  Voraussetzung  einführen, 
die  nicht  allgemein  beim  Tausch  erfüllt  sein  wird.  Wir  nehmen 
an,  dass  keiner  der  Tauschenden  dem  anderen 
einen    Vorteil     ohne     Entgelt,     geschweige     auf 
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eigene  Kosten  zukommen  lässt.  Diese  Voraussetzung 
charakterisiert  den  Tausch  im  strengsten  Sinne ;  wir  können  sie 
als  Definition  des  eigenthchen  Tausches  auffassen.  Es  wird  damit 
also  weder  behauptet ,  dass  eine  gegenseitige  Ueberlassung  von 
Gütern  unter  keiner  anderen  Bedingung  mögHch  sei  oder  dass 
jede  andere  unwirtschaftlich  wäre ,  noch  dass  jeder  Austausch 
wirklich  der  Bedingung  entspricht ,  sondern  nur  eine  Scheidung 
vollzogen  zwischen  den  Fällen ,  die  der  Bedingung  entsprechen 
und  den  übrigen.  Nur  erstere  sollen  Tausche  genannt  werden, 
die  anderen  mögen  als  Teilungen  oder  partielle  Schenkungen 
oder  sonstwie  bezeichnet  werden.  Sie  nähern  sich  der  Schenkung 
um  so  mehr,  je  kleiner  das  Entgelt  auf  der  einen  Seite  wird. 
Die  Schenkung  selbst  bildet  also  den  Grenzfall  dieser  Austausche. 
Sie  kann  zweierlei  Art  sein,  je  nach  dem  Wert,  den  das  geschenkte 
Gut  für  den  Geber  hat.  Ist  es  nutzlos  und  auch  zu  einem  ander- 
weitigen Erwerb  unbrauchbar,  dann  bedarf  sie  keiner  moralischer 
Motive,  nur  im  anderen  Falle  bedeutet  die  Schenkung  ein  Opfer 
für  den  Geber. 

Die  mathematische  Deduktion  ist  genötigt ,  jene  Bedingung 
für  den  Tausch  zu  stellen,  ohne  Rücksicht  auf  den  Bereich  ihrer 
Gültigkeit;  denn  ohne  sie  kann  sie  keinen  Schritt  weiter.  Für 
partielle  oder  totale  Schenkungen  giebt  es  keine  allgemeinen  Ge- 
setze ;  höchstens  könnte  man  Grenzen  vernünftiger  Freigebigkeit 
statuieren ,  welche  da  liegen ,  wo  der  Nutzen  der  geschenkten 
Güter  für  den  Geber  grösser  zu  werden  anfängt  als  für  den  Em- 
pfänger. Wir  werden  unten  auf  diesen  Punkt  zurückkommen. 
Was  die  wirkliche  Gültigkeit  der  Tauschbedingung  betrifft,  so  ist 
sie  in  den  meisten  Fällen,  die  sich  isoliert  und  weitab  vom  grossen 
Markte  vollziehen,  nicht  streng  erfüllt.  Auf  dem  grossen  Markte 
dagegen  ist  sie  in  einer  eigentümUchen  Form  erfüllt  und  dieser 
Umstand  mag  rechtfertigen,  wenn  wir  die  Konsequenzen  der  An- 
nahme weiter  verfolgen. 

Die  erste  Folgerung  aus  ihr  wird  vielleicht  bezüglich  ihrer 
Geltung  für  den  Markttausch  Bedenken  erregen ,  die  wir  erst 
später  t)eseitigen  können, für  den  isolierten  Tausch  dagegen  wird  man 
ihre  Richtigkeit  unbedenklich  zugestehen,  sobald  man  die  Voraus- 
setzung zugelassen  hat.  Sie  lautet:  Die  Vorteile  müssen 
aufbeiden  Seiten  gleich  sein,  denn  nur  dann  erlangt 
keiner  von  Beiden  einen  unentgeltlichen  Vorteil.  Jede  Differenz 
der  Vorteile  bildet  für  den  einen  einen  Gewinn,  dem  kein  Aequivalent 
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auf  der  anderen  Seite  entspricht,  und  giebt  es  unter  den  Tausch- 
gütern keine  für  den  Besitzer  absolut  überflüssige,  so  kann  sogar 
der  eine  nur  auf  Kosten  des  anderen  einen  grösseren  Vorteil  er- 
langen, denn  was  jener  mehr  erhält,  entgeht  diesem.  Sind  die 
Güter  unteilbar,  so  ist  es  im  allgemeinen  unmöglich,  die  Vorteile 
genau  gleich  zu  machen,  und  es  ist  daher  dann  ein  eigentlicher 
Tausch  ausgeschlossen.  Man  muss  dann  entweder  überhaupt 
auf  Austausch  verzichten  oder  sich  auf  der  einen  Seite  zu  einem 
Nachgeben  bequemen.  Nur  bei  beliebig  teilbaren  Gütern  ist  die 
Bedingung  unter  allen  Umständen  erfüllbar. 

Doch  ihre  wirkliche  Erfüllung  hängt  auch  dann  noch  von 
einer  weiteren  Bedingung  ab.  Wir  müssen,  damit  über  Gleich- 
heit und  Ungleichheit  der  Vorteile  überhaupt  geurteilt  werden 
könne,  die  Annahme  machen,  dass  die  Tauschenden  nicht 
nur  ihren  eigenen  Vorteil,  sondern  auch  den 
ihresWiderparts  kennen  und  mit  ihrem  verglei- 
chen können.  Sie  müssen  also  im  stände  sein,  aus  den  beiden 
Reihen  der  subjektiven  Vorteile  von  A  und  B  eine  einzige  Reihe 
herzustellen  bezw.  eine  Doppelreihe ,  in  der  gleiche  Grade  ein- 
ander gegenüberstehen ;  denn  es  ist  wohl  zu  beachten,  dass  gleiche 
Ordnungszahlen  in  beiden  Reihen  sehr  verschiedene  Grade  be- 
zeichnen können.  Wenn  man  will,  kann  man  die  Bildung  dieser 
Doppelreihe  auch  einer  dritten  unparteiischen  Person,  die  beide 
Kontrahenten  kennt,  einem  Makler  oder  Tauschkommissär  über- 
tragen denken,  wie  es  thatsächlich  in  gewissen  Fällen  vorkommt. 
Es  möge  so  folgende  Doppelreihe  festgestellt  sein: 

AB  AB  AB  AB 

1  —  74  14     —  —      H 

2  —  85  —      9  —     15 

3  —  9     —  15     —  —     16 

4  —  10     —  16    —  20     17 

5  I  II     —  17     10  2118 

—  2  126  18     II  —     19 

6  —  —       7  1912  —     20 

—  3  13        8  —     13  —     21 
wonach  z.  B.    der  5.  Grad    des  B    dem  8.    von  A   gleichkommt, 
während  der  6.  von  A  zwischen  dem  2.  und  3.  von  B  liegt. 

Von  den  im  vorhergehenden  Schema  noch  zur  Wahl  stehenden 
9  Zahlenpaaren  bezeichnen  hiernach  17  und  10  gleiche  Grade  und 
dieser  Tauschfall  müsste  also  nach  den    angenommenen   Voraus- 
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Setzungen  zur  Verwirklichung^  kommen.  Man  sieht,  dass,  ihn  zu 
finden,  die  AufsteUunji^f  eines  kleinen  Teiles  der  Doppelreihe  ge- 
nügt hätte,  die  wir  nur  der  systematischen  Vollständigkeit  halber 
ganz  dargestellt  haben. 

Sind  mehr  als  zwei  Tauschende  vorhanden,  so  ändert  sich 
nur  die  Zahl  der  Tauschfälle,  die  Prinzipien  und  die  Methode  der 
Auswahl  können  ganz  dieselben  bleiben.  Die  Zahl  der  möglichen 
Tauschfälle  zwar  wächst  schon  bei  einer  geringen  Anzahl  von 
Tauschenden  und  Gütern  zu  einer  immensen  Grösse  an.  Sind 
z.  B.  3  Tauschende  mit  je  nur  zwei  Gütern  vorhanden,  so  ver- 
mag jeder  von  ihnen  seine  Güter  auf  neunerlei  Weise  unter  die 
drei  zu  verteilen,  wobei  natürlich  immer  einer  leer  ausgehen  muss. 
Da  nun  die  Güter  eines  jeden  sich  mit  denen  jedes  anderen  kom- 
binieren können,  so  entstehen  schon  in  diesem  einfachen  Falle 
9  X  9  X  9  —  729  Tauschmöglichkeiten.  Aus  diesem  müssten  dann 
wie  oben,  diejenigen  ausgeschieden  werden,  die  eine  gleichzeitige 
Steigerung  des  Vorteiles  für  alle  drei  noch  zulassen  und  aus  dem 
verbleibenden  Rest  endlich  wäre  der  Fall  zu  wählen ,  bei  dem 
alle  drei  Vorteile  gleich  sind,    falls  dieses    überhaupt  vorkommt. 

Es  braucht  nicht  bemerkt  zu  werden,  dass  ein  Tausch  unter 
Dreien  und  mehr  als  Dreien  sich  thatsächlich  niemals  in  der  be- 
schriebenen Weise  vollzieht;  doch  wäre  es  möglich,  dass,  wenn 
auch  ein  anderes  Verfahren  zur  Ermittlung  der  auszutauschenden 
Güter  angewendet  wird,  wenigstens  das  Resultat  angenähert  das- 
selbe würde.  Die  mathematischen  Tauschtheoretiker  haben  das 
Vertrauen  zu  ihren  Rechnungen,  dass  diese,  wie  weit  die  Methode 
der  Preisbestimmung  sich  auch  von  der  auf  dem  Markte  üblichen 
entfernen  möge ,  dasselbe  oder  vielmehr  ein  richtigeres  Resultat 
liefern,  so  dass  man  besser  das  Gefeilsche  des  Marktes  ganz  be- 
seitige ,  indem  man  einen  Marktrechner  die  »für  alle  vorteilhaf- 
testen<^  Preise  nach  der  Theorie  ausrechnen  Hesse.  Wir  haben 
noch  nicht  dieses  Vertrauen  zur  mathematischen  Theorie  und 
möchten  daher  versuchen  uns  auch  in  Bezug  auf  das  Ermittlungs- 
verfahren näher  an  die  Wirklichkeit  anzuschliessen. 

Bei  diesem  Bemühen  finden  wir  nun,  dass ,  sobald  die  Zahl 
der  Tauschenden  mehr  als  zwei  beträgt,  es  nicht  nur  eine,  son- 
dern zwei  wesentlich  verschiedene  Formen  des  Tausches  giebt. 
Wir  wollen  sie  den  Gemeinschaftstausch  und  den  Kon- 
kurrenztausch nennen.  Das  Uebersehen  dieses  Umstandes 
hat  für  die    bisherige    mathematische  Tauschtheorie    ganz    eigen- 
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tümliche  Folgen  gehabt,  auf  die  wir  unten  zurückkommen  werden. 

Was  wir  soeben  beschrieben  haben,  war  ein  Gemein- 
schaftstausch.  Das  Wesen  desselben  besteht  darin ,  dass 
der  Tausch  in  einem  gemeinsamen  einzigen  Akte  von  allen  Teil- 
nehmern abgeschlossen  wird.  Er  kann  aufgefasst  werden  als  ein 
Zusammenlegen  aller  zum  Austausch  bestimmten  Güter  und  eine 
Teilung  der  so  entstandenen  Summe  nach  Massgabe  ihres  Bei- 
trages zu  derselben,  oder  nach  dem  strengen  Tauschprinzip  der 
Gleichheit  der  Vorteile  aller,  oder  nach  irgend  welchen  anderen 
Prinzipien  der  Zweckmässigkeit,  Gerechtigkeit  oder  Billigkeit. 

Praktisch  ist,  soviel  wir  wissen,  der  Gemeinschaftstausch  nur 
in  einem  Falle  geworden,  nämlich  als  sog.  Güterbereinigung. 
Sie  ist  ein  Austausch  zerstückter  und  zerstreuter  Aecker  gegen 
andere,  die  einen  möglichst  abgerundeten  Komplex  um  das  Wirt- 
schaftszentrum bilden.  Es  ist  nicht  leicht,  das  Prinzip,  nach  welchem 
hierbei  in  der  Praxis  verfahren  wird,  kurz  anzugeben.  Das  Ver- 
fahren, das  übrigens  mit  den  örtlichen  Verhältnissen  variiert,  wird 
etwa  folgendermassen  angegeben  '). 

Die  ganze  Flur  wird  in  Elemente  von  geeigneter  Grösse  ein- 
geteilt und  diese  nach  Bodengattungen  unterschieden  und  nach 
der  Qualität  klassifiziert.  So  weit  es  möglich,  wird  dann  zunächst 
jeder  Interessent  für  die  von  ihm  eingelegten  Elemente  durch 
solche  gleicher  Gattung,  gleicher  Qualität  und  gleicher  Entfernung 
vom  Wirtschaftszentrum  aber  in  geschlossener  Lage  entschädigt. 
—  Das  Wirtschaftszentrum  möge  als  unveränderlich  betrachtet 
werden.  —  Hierbei  würden  also  diejenigen  in  summa  den  grössten 
Vorteil  haben,  die  am  meisten  Elemente  in  die  Gemeinschaft 
einlegten,  denn  jedes  einzelne  verbessert  die  Lage.  Ist  eine  Ab- 
findung dieser  Art  nicht  mehr  möglich  oder  nicht  zweckmässig, 
so  kann  auch  eine  Entschädigung  durch  Elemente  günstigerer 
Lage  als  die  vorher  besessenen  aber  von  geringerer  Qualität  statt- 
finden. Durch  Abwägung  der  verschiedenartigen  Vorteile  gegen- 
einander sucht  man  einen  möglichst  vollkommenen  Ausgleich 
herbeizuführen,  indem  ein  übermässiger  Vorteil  einer  Art  durch  einen 
Mangel  an  anderer  Stelle  kompensiert  wird.  Auch  bezüglich  der 
Bodengattungen  werden  nicht  immer  gleiche  Elemente  durch  gleiche 
ersetzt,  sondern  es  können  auch,  wenn  es  ohne  Benachteili- 
gung der  früheren  Besitzer  geschehen  kann ,    z.  B,  Wiese  gegen 

i)  Brehme,  L.,  Der  Weg\veiser  zu  einer  möglichst  zweckmässigen  etc.  Zusammen- 
legung der  Grundstücke.     Weimar,  1S54. 
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Ackerland  oder  Wald  ausgetauscht  werden.  Denn  es  ist  wohl 
zu  beachten,  dass  eine  gesonderte  Behandlung  der  einzelnen  Ele- 
mente falsch  ist ,  da  keines  von  ihnen  einen  von  den  übrigen 
Elementen ,  mit  denen  es  schliesslich  zu  einem  Ganzen  vereinigt 
werden  soll,  unabhängigen  Wert  hat.  Auf  die  Technik  des  Acker- 
baues ist  also  volle  Rücksicht  zu  nehmen.  Auch  besondere  Be- 
dürfnisse und  Wünsche  Einzelner  sind  nach  Möglichkeit  zu  be- 
rücksichtigen und  endlich  wird  ein  Rest  dem  richtigen  Gefühl 
und  freien  Ermessen  des  Kommissärs  anheim  gegeben. 

Das  Prinzip  dieses  Gemeinschaftstausches  lässt  sich  offenbar 
nicht  präziser  formulieren  als  wie  das  wirkliche  Verfahren  es  giebt. 
Teilung  nach  Massgabe  des  früheren  Besitzes  ist  wohl  die  engste 
Formel,  die  alle  Fälle  in  sich  begreift.  Negativ  können  wir  fest- 
stellen, dass  das  Austauschprinzip  jedenfalls  nicht  das  des  strengen 
Tausches  ist ,  bei  dem  die  subjektiv  geschätzten  Vorteile  aller 
gleich  sind  ;  eher  sind  sie  dem  Wert  des  ursprünglichen  Besitzes 
proportional,  so  dass  etwa  der  Ertrag  aller  beteiligten  Wirtschaf- 
ten um  gleiche  Prozente  stiege.  Vielleicht  möchte  jemand  be- 
haupten, dass  es  besser  wäre,  wenn  nach  dem  strengen  Tausch- 
prinzip verfahren  würde,  da  bei  absolut  gleichem  Vorteil  Aller  der 
Vorteil  des  kleineren  Besitzers  relativ  grösser  wäre  ;  doch  welcher 
Kommissär  will  die  subjektiven  Vorteile  Aller  ermessen  und  gleich 
machen.  Aber  auch  wenn  völlige  Gleichheit  der  Vorteile  zu  er- 
reichen wäre,  wollen  wir  dieses  nicht  unbedingt  als  das  Ideal  hin- 
stellen, obgleich  dann  jedenfalls  eine  Anforderung  an  das  Resultat 
des  Tausches  erfüllt  wäre :  Es  sollen  alle  mit  demselben  zufrieden 
sein.  Wenn  keiner  grösseren  Vorteil  als  der  andere  hat,  hat 
sicher  keiner  gerechten  Anlass  zur  Unzufriedenheit.  Aber  diese 
Anforderung  ist  nicht  die  einzige,  die  zu  erfüllen  ist,  und  sie  ist 
nicht  nur  auf  diese  Weise  zu  erfüllen.  Es  sollen  nicht  nur  die 
Privatinteressen  jedes  Beteiligten  zur  Geltung  kommen,  sondern 
es  soll  vor  allem  auch  das  Gesamtinteresse  gewahrt  werden,  was 
auch  innerhalb  der  gezogenen  rechtlichen  Schranken  in  ziemlichem 
Umfange  möglich  ist.  In  der  bezüglichen  Litteratur  finden  sich 
darüber  einige  Andeutungen.  Ob  die  vom  Rechte  statuierten 
Grenzen  selbst  dem  Gesamtinteresse  förderlich  oder  hinderlich 
sind,  ist  nicht  zu  untersuchen. 

Während  also  beim  Gemeinschaftstausch  das  strenge  Tausch- 
prinzip kaum  zur  Anwendung  kommen  kann  ,  scheint  es  beim 
Konkurrenztausch   nach  Möglichkeit  aufrecht  erhalten  zu 
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werden.  Er  unterscheidet  sich  vom  Gemeinschaftstausch  wesent- 
lich durch  folgende  Umstände.  Der  Austausch  bildet  hier  nicht 
einen  einzigen  gemeinsamen  Akt,  sondern  er  löst  sich  auf  in  einen 
Komplex  von  Geschäften  zwischen  je  zweien.  Es  besteht  daher 
zwischen  den  einzelnen  ausgetauschten  Gütern  immer  eine  Rezi- 
prozität der  Art,  dass  ein  von  A  empfangenes  Gut  immer  von 
einem  anderen,  B,  als  Preis  gegeben  ist,  Vv'ährend  dieser  wechsels- 
weise von  A  dafür  ein  bestimmtes  Gut  erhalten  hat.  Diese  ge- 
genseitige Beziehung  besteht  nicht  beim  Gemeinschaftstausch, 
bei  welchem  die  zusammengelegte  Gütermasse  gleichsam  einen 
Vermittler  aller  Tausche  repräsentiert.  Der  wesentlichste  Unter- 
schied aber  besteht  eben  in  der  Konkurrenz,  die  beim  Gemein- 
schaftstausch ausgeschlossen  ist. 

Die  hier  besonders  in  Betracht  kommende  Eigenschaft  der 
Konkurrenz  ist  die ,  dass  sie  an  Stelle  der  einen  Tauschgele- 
genheit des  Gemeinschaftstausches  deren  mehrere  zur  Auswahl 
stellt.  Beim  Gemeinschaftstausch  hat  jeder  nur  die  zwei  Even- 
tualitäten ins  Auge  zu  fassen :  entweder  bleibt  der  bestehende 
Zustand  ,  oder  der  Austausch  kommt  zu  Stande.  Ist  dagegen 
Konkurrenz  vorhanden ,  so  bedeutet  das  NichtZustandekommen 
eines  Einzeltausches  noch  nicht  das  eines  Tausches  überhaupt. 
Dadurch  werden  die  Ueberlegungen  der  Tauschenden  wesentlich 
andere  als  beim  isolierten  oder  Gemeinschaftstausch.  Der  Vorteil 
eines  Tausches  wird  im  allgemeinen  kleiner  erscheinen,  da  dem- 
selben nicht  mehr  der  Zustand  vor  dem  Tausche ,  sondern  ein 
anderweitiger  Tausch  gegenübersteht,  der  ebenfalls,  wenn  auch 
geringeren  Vorteil,  bietet.  Der  Begriff  des  Tauschvorteils  erhält 
also  hier  eine  ganz  neue  Bedeutung,  er  wird  relativ  zu  den 
anderweitigen  Tauschgelegenheiten  speziell  zu  der  günstigsten 
unter  diesen.  Der  relative  Tauschvorteil  kann  sogar  null  werden, 
ohne  dass  darum  der  Tausch  verhindert  wird  ;  denn  der  absolute 
Vorteil  kann  dabei  sehr  beträchtlich  bleiben.  Er  pflegt  sogar  um 
so  grösser  zu  sein,  je  kleiner  der  relative  wird.  Bei  Gütern  des 
täglichen  Bedarfes,  die  wir  mit  Sicherheit  auf  dem  Markte  um 
einen  festen  Preis  kaufen  können ,  ist  regelmässig  der  relative 
Vorteil  null,  da  wir  sie  ja  immer  anderweitig  um  denselben  Preis 
erwerben  können.  Wir  haben  daher  auch  gar  nicht  das  Bewusst- 
sein,  durch  den  Kauf  einen  Vorteil  zu  erlangen,  obwohl  wir  dessen 
sofort  inne  werden,  wenn  wir  uns  in  die  Lage  denken,  etwa 
durch    eigene  Arbeit    das    erlangen  zu    müssen,    was   wir  so  ge- 
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dankenlos  durch  Kauf  erwerben.  Der  absolute  Vorteil  eines  aus- 
gebildeten Verkehrs  ist  ein  ganz  unerniesslicher,  wir  sind  jedocii 
so  vollständig  mit  demselben  v(;rwachsen ,  dass  wir  nur  an  den 
relativen  Vorteil,  nur  daran  denken,  ob  wir  eine  Ware  nicht  anders- 
wo billiger  kaufen  können.  Allerdings  bestimmt  der  relative 
Vorteil  allein  den  Tauschpreis.  Dies  übersehen  zu  haben ,  ist 
der  zweite  erhebliche   Fehler  der  analytischen  Tauschtheorie. 

Beim  Konkurrenztausche,  sofern  er  der  strengen  Tausch- 
bedingung entspricht ,  sind  also  nur  die  relativen  Vorteile  der 
beiden  Tauschenden  bei  jedem  Einzeltausche  gleich.  Bei  den 
verschiedenen  Tauschen  können  sie  sehr  verschieden  sein.  Der  ab- 
solute Vorteil  bleibt  gänzlich  unbekannt  und  unwirksam.  Wollen 
wir  auch  auf  den  Konkurrenztausch  die  oben  eingeführte  Symbolik 
anwenden,  was  übrigens  wenig  zur  Klärung  der  Begriffe  beitragen 
wird,  so  müssen  wir  in  jeder  Skala  der  Vorteile  bei  jedem  Einzel- 
tausche den  Indifferenzpunkt  feststellen,  nicht  wie  oben  als  den- 
jenigen Punkt  der  das  Verschwinden  des  Vorteils  überhaupt  be- 
zeichnet ,  sondern  als  denjenigen ,  der  den  höchsen  anderweitig 
erreichbaren  Vorteil  angiebt.  Zählt  man  die  Grade  des  Vorteils 
von  diesem  Punkte  an,  so  erhält  man  den  Grad  des  relativen 
Vorteils.  Ist  z.  B.  der  nächstvorteilhafteste  Tausch,  den  A  an- 
statt des  Tausches  aj  H-ag  4-a3  |  bj  4-b2  mit  B  abschliessen 
kann,  der  Tausch  a^  +  ag  |  c^  mit  C  und  ag  |  d^  +  dg  mit  D, 
so  misst  der  Grad  zwischen  beiden  Fällen  den  relativen  Vorteil 
des  ersteren  Tausches.  Der  relative  Nullpunkt  wechselt  von  Fall 
zu  Fall. 

Wieweit  die  Bedingung  der  Gleichheit  der  relativen  Vorteile 
beim  Konkurrenzaustausch  im  allgemeinen  erfüllt  ist,  w^ollen  wir 
nicht  untersuchen.  Mit  grösster  Annäherung  ist  sie  jedenfalls 
erfüllt  beim  wichtigsten  Spezialfall  desselben,  beim  M  a  r  k  1 1  a  u  s  c  h. 
Von  einem  solchen  sprechen  wir,  wo  die  Tauschgüter  in  W^aren 
d.  h.  für  den  Tausch  ursprünglich  bestimmten  und  in  grosser 
Menge  mit  vielseitiger  Konkurrenz  angebotenen  und  begehrten 
Gütern  bestehen.  Es  kommt  hinzu  ,  dass  beim  Markttausch  das 
Geld  als  allgemeines  Tauschmittel  und  Preismass  funktioniert. 
Dadurch,  besonders  wird  eine  solche  Vereinfachung  der  Kombina- 
torik der  Tauschmöglichkeiten  herbeigeführt,  dass  diese  sich  über- 
sehen und  praktisch  bewältigen  lassen. 

Das  Resultat  der  Anwendung  der  allgemeinen  Tauschgesetze 
auf  den  Markttausch  ist  vorauszusehen :    Es  muss  sich  das  allbe- 
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kannte  Gesetz  des  Angebots  und  der  Nachfrage  ergeben.  Wir 
wollen  es  dennoch  systematisch  ableiten ;  teils  um  den  Zusam- 
menhang desselben  mit  dem  Bisherigen  klar  zu  stellen,  teils  um 
einen  weiteren  Anhaltspunkt  für  die  Kritik  der  analytischen  Tausch- 
theorien zu   gewinnen. 

Betrachten  wir  zunächst  den  Käufer.  Er  hat  zu  erwägen, 
welche  Kombinationen  von  Gütern  ihm  für  seinen  Geldvorrat 
eventuell  käuflich  sind.  Jede  bildet  einen  Tauschfall  im  oben 
dargelegten  Sinne.  Der  Vorteil  eines  jeden  ist  ein  anderer.  Sie 
lassen  sich  nach  dem  Vorteil  ordnen,  wobei  der  Unterschied  des 
absoluten  und  relativen  Vorteils  noch  gar  nicht  in  Betracht  kommt. 
Wie  über  das  vorhandene  Geld  verfügt  werden  kann,  hängt  offen- 
bar von  den  Preisen  der  Waren  ab.  Wir  wollen  die  Zusammen- 
stellung der  Preise  aller  käuflichen  Waren  kurz  als  Tarif  bezeichnen. 
Zu  jedem  Tarife  gehört  dann  eine  bestimmte  Anzahl  der  Kom- 
binationen nnd  unter  diesen  ist  immer  eine  die  vorteilhafteste. 
Nur  diese  kommt  in  Betracht,  so  dass  also  der  Käufer  nur  die 
zu  allen  möglichen  Tarifen  gehörigen  vorteilhaftesten  Dispositionen 
über  seinen  Geldvorrat  zu  bilden  braucht.  Er  kann  sich  sogar 
begnügen,  vorläufig  nur  die  dem  gerade  herrschenden  Tarife  ent- 
sprechende vorteilhafteste  Disposition  zu  treffen  mit  dem  Vorbe- 
halt, sie  zu  ändern,  sobald  der  Tarif  eine  andere  Gestaltung  an- 
nimmt. 

Nehmen  wir  nun  an ,  dass  alle  Käufer  in  dieser  Weise  ihre 
Disposition  getroffen  hätten.  Es  wäre  dann  in  Bezug  auf  jede 
Warengattung  festgestellt,  welche  Käufer  für  dieselbe  wirtschaftlich 
zahlungsfähig  *)  sind  und  eine  wie  grosse  Summe  sie  zum  Ankauf 
derselben  bestimmt  haben.  Es  steht  damit  auch  die  Warenmenge 
der  betreffenden  Gattung  fest ,  für  welche  eine  zahlungsfähige 
Nachfrage  besteht.  Wir  messen  die  Grösse  der  Nachfrage  durch 
diese  Warenmenge  und  dürfen  daher  kurz  auch  diese  selbst  als 
die  Nachfrage  bezeichnen.  Da  die  Disposition  der  Käufer 
über  ihr  Geld  ohne  Rücksicht  auf  die  wirklich  vorhandenen  Waren 
erfolgte  und  erfolgen  musste,  da  jedem  einzelnen  die  auf  den 
Markt  kommende  Warenmenge  unbekannt  ist,  so  wird  im  allge- 
meinen die  Nachfrage  nicht  mit  der  wirklich  vorhandenen  Waren- 
menge übereinstimmen. 

Der  Verkäufer  wird,  wie  der  Käufer,  je  nach  dem  Tarife 
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eine  Disposition  über  seinen  Giitervorrat  treffen,  indem  er  ilin 
teilweise  auf  den  Markt  zu  bringen ,  teilweise  bis  zu  einer  gün- 
stigeren Gelegenheit  zurückzuhalten  beschliesst.  Seine  iJisposi- 
tionsfreiheit  können  wir  uns  noch  dadurch  erhöht  denken ,  dass 
er  auch  auf  die  Produktion  oder  den  Import  der  Waren  noch 
einigen  l^influss  hat.  Unter  den  bei  jedem  laril  möglichen  iJis- 
positionen  wird  auch  hier  immer  eine  die  vorteilhafteste  sein, 
die  allein  zu  betrachten  ist. 

Hat  nun,  gemäss  dem  bestehenden  Tarif  die  Gesamtheit  der 
Verkäufer  sich  entschlossen,  welche  Waren  jeder  derselben  auf 
den  Markt  werfen  will,  so  steht  damit  für  jede  Warengattung  die 
Quantität  fest,  welche  bei  dem  bestimmten  Preise  von  derselben 
feilgeboten  werden  wird.  Durch  diese  Menge  wird  das  Angebot 
der  betreffenden  Warenart  gemessen  und  sie  wird  auch  selber 
kurz  das  Angebot  genannt. 

Steigt  der  Preis  einer  Ware  ,  so  wird  im  allgemeinen  eine 
geringere  Anzahl  von  Käufern  zahlungsfähig  sein  oder  wenigstens 
dieselben  Käufer  nur  für  eine  geringere  Menge  der  Ware ,  wäh- 
rend die  Verkäufer  im  allgemeinen  mehr  Ware  auf  den  Markt 
bringen  werden.  Die  Nachfrage  nimmt  ab  ,  das  Angebot  steigt. 
Bei  sinkendem  Preise  verhält  es  sich  umgekehrt.  Nehmen  wir 
nun  an,  dass  der  Markt  gross  genug  sei,  um  dieses 
Wechselspiel  in  jedem  Falle  mit  Sicherheit  er- 
warten zu  lassen,  so  lässt  sich  immer  eine  Preislage  finden, 
bei  der  Angebot  und  Nachfrage  gleich  sind.  Ist  dieser  Preis  für 
alle  W^arenarten  erreicht,  so  besteht  auf  dem  Markte  Gleichge- 
wicht. Diesem  Zustande  strebt  er  immer  zu.  Jeder  Käufer  kann 
dann  seine  ganze  Kauflust  befriedigen  und  kein  Verkäufer  wird 
einen  unverkäuflichen  Rest  an  Waren  behalten.  Aber  noch  mehr : 
Jeder  Käufer  kann  bei  dem  Gleichgewichtspreise  die  Waren  von 
sämtlichen  Konkurrenten  um  denselben  Preis  erhalten  und  jeder 
Verkäufer  kann  sie  ohne  Unterschied  des  Preises  an  jeden  be- 
liebigen Käufer  los  werden,  m.  a.  W.  der  relative  Vorteil  ist  für 
jeden  Einzelkauf  gleich  null.  Beim  Handel  auf  dem  Markte  macht 
also  im  Grunde  niemand  Profit :  Es  werden  gleiche  Werte 
ausgetauscht.  Da  alle  relativen  Vorteile  null  sind,  so  sind 
sie  damit  auch  gleich,  also  die  Tauschbedingung  in  strengster 
Form  erfüllt. 

Man  hat  das  Marktgesetz  wiederholt  beanstandet,  insbesondere 
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hat  Tiiornton  ')  eine  Reihe  von  Beispielen  beigebracht,  in  denen 
der  Preis  sich  nicht  änderte  trotz  Aenderung  der  angebotenen 
oder  nachgefragten  Warenmenge.  Allerdings  beweisen  diese  Bei- 
spiele ,  dass  das  Gesetz  des  Angebots  und  der  Nachfrage  kein 
allgemein  gültiges  Tauschgesetz  ist,  wofür  es  häufig  ausgegeben 
wird.  Wir  haben  seine  Gültigkeitsbedingung  ausdrücklich  hervor- 
gehoben. Wenn  durch  Herabsetzung  des  Preises  die  Nachfrage 
nicht  erhöht  oder  das  Angebot  nicht  vermindert  wird  ,  was  bei 
einer  geringen  Anzahl  von  Handelnden  sehr  häufig  eintreten  wird, 
dann  kann  auch  Angebot  und  Nachfrage  durch  Variation  des 
Preises  nicht  gleich  gemacht  werden.  Der  Sinn  der  Begriffe  An- 
gebot und  Nachfrage  als  bestimmter  Warenmengen  bei  bestimm- 
tem Preise  ist  hierbei  wohl  zu  beachten.  Versteht  man  darunter 
irgend  welche  unbestimmbare  Intensitäten  ^),  dann  ist  es  über- 
haupt unmöglich  ein  Gesetz  aufzustellen. 

Ein  v/eiteres  nur  für  den  Marktverkehr  gültiges  Gesetz  ist 
das  der  Proportionalität  zwischen  Warenmenge 
u  n  d  P  r  e  i  s.  Es  hat  seinen  Grund  in  der  Teilbarkeit  der  Waren 
und  in  der  Möglichkeit,  entweder  im  grossen  oder  im  kleinen 
einzukaufen  und  zu  verkaufen,  je  nachdem  das  eine  oder  das 
andere  sich  als  vorteilhafter  erwiese.  Wäre  nun  der  Preis  einer 
grösseren  Quantität  verhältnismässig  kleiner  als  der  Detailpreis, 
so  würde  das  Bestreben  der  Käufer  dahin  gehen  ,  in  möglichst 
grossen  Quantitäten  einzukaufen,  während  es,  von  anderen  Um- 
ständen abgesehen,  im  Interesse  der  Verkäufer  läge,  in  möglichst 
kleinen  Mengen  zu  verkaufen.  Der  Tendenz  der  Käufer  wirkt 
aber  die  der  Verkäufer  entgegen.  Hielten  sie  sich  völlig  das 
Gleichgewicht,  so  würde  Proportionalität  von  Warenmenge  und 
Preis  die  Folge  sein.  Nun  hat  aber  das  Bestreben  der  Käufer, 
die  Einkaufsquanta  zu  erhöhen  in  der  Zahlungsfähigkeit  derselben 
eine  natürliche  Schranke,  die  der  Verkäufer  dagegen  werden  an 
einer  beliebigen  Verkleinerung  der  Quantitäten  durch  die  stei- 
genden Kosten  des  Kleinhandels  verhindert.  Alle  diese  Faktoren 
wirken  erfahrungsgemäss  zusammen  dahin ,  dass  eine  massige 
Abnahme  der  Preise  bei  zunehmender  Warenmenge  zustande 
kommt,  und  innerhalb  gewisser  Grenzen  völlige  Proportionalität 
herrscht.    \\m  Abnehmen  der  Preise  mit  abnehmender  Quantität 


1)  Die  Arbeit,   deutscli  von  Schramm,  S.   51  ff. 

2)  Neumann   in   Schönh.   Ilandb.   2.    Aufl.,   S,   2S7   ff. 
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ist  völlig  ausf^eschlosscii,   weil   weder  Käufer  noch  Verkaufer  daran 
ein  Interesse  hätten. 

Es  war  notwendig ,  auch  diese  einfachen  Verhaltnisse  zu 
analysieren,  weil  die  mathematische  Tauschlhcoric,  deren  Betrach- 
tung wir  uns  nunmehr  zuwenden,  von  dem  Gesetze  der  I'roijor- 
tionalität  ebenfalls  einen  sehr   unkritischen  Gebrauch  macht. 

IV. 

Aufgäbe  der  Naturwissenschaften  ist  die  Erkenntnis  eines 
vom  Wollen  und  Handeln  des  Menschen  völlig  unabhängigen  Ge- 
bietes der  Wirklichkeit.  Sie  können  sich  bei  der  Lösung  der- 
selben jeder  Methode  bedienen,  die  irgend,  wenn  auch  auf  noch 
so  grossen  Umwegen  zum  Ziele  führt.  Die  politischen  Wissen- 
schaften wollen  das  menschliche  Begehren  und  Wollen  erfassen. 
Erkenntnis  und  Wirklichkeit  liegt  sich  hier  viel  näher  als  dort. 
Das  Erkennen  der  wirtschaftlichen  Vorgänge  ist  ein  Analogon 
der  Vorgänge  selber;  erkennend  durchleben  wir  sie  gleichsam. 
Die  Methode  der  Erkenntnis,  nicht  bloss  das  Resultat  derselben 
schliesst  sich  der  Wirklichkeit  an  und  je  näher  sie  es  thut,  desto 
vollkommener  ist  sie.  Jedem  theoretischen  Schritte  sollte  wo- 
möglich ein  analoger  Vorgang  des  wirtschaftlichen  Handelns  ent- 
sprechen. Der  Gedankengang  soll  sich  in  allen  seinen  Teilen 
unmittelbar  auf  die  Wirklichkeit  anwenden  lassen. 

Wir  glauben  im  vorigen  Abschnitt  die  äusserste  Grenze  er- 
reicht aber  auch  nicht  überschritten  zu  haben.  Auf  die  Symbolik 
hätten  wir  allenfalls  ohne  Schaden  noch  verzichten  können,  — 
das  ist  Geschmackssache.  Unser  Gang  war  ein  rein  synthetischer. 
Jede  Analysis  überschreitet  die  notw^endig  zu  setzenden  Grenzen ; 
den  sie  schlägt  Wege  ein,  auf  denen  die  Wirklichkeit  sie  nicht 
begleiten  kann.  Nur  Anfang  und  Ende  der  analytischen  Betrach- 
tung steht,  falls  sie  richtig  geführt  war ,  auf  festem  Boden ,  der 
verbindende  Bogen  erhebt  sich  über  denselben,  W'ir  halten  ana- 
lytische Rechnungen  in  der  Oekonomik  nur  da  für  zulässig,  wo 
sie  auch  in  der  Wirklichkeit  vorkommen.  W^o  der  Bankier  oder 
Finanzpolitiker  zur  Analysis  greift ,  um  Profite  oder  Erträge  zu 
berechnen  ,  da  darf  auch  der  Theoretiker  ihnen  folgen ;  was  da- 
rüber ist,  das  ist  vom  Uebel.  Das  beweist  am  besten  die  ana- 
lytische Tauschtheorie  ^)  selber. 

i)  Die  sich  auf  graphische  Darstelhing  stützenden  Theorien  sind  von  ihr  nicht 
wesentHch  verschieden,   sondern   beruhen  auf  denselben  Grundlagen. 
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Sie  will  nur  eine  Theorie  des  Markttausches  sein,  was  aller- 
dings nicht  immer  ausdrücklich  gesagt  wird.  In  manchen  Dar- 
stellungen ')  wird  zwar  scheinbar  vom  isolierten  Tausch  unter 
zweien  ausgegangen ;  doch  finden  wir  überall  das  Gesetz  der 
Proportionalität  zwischen  Warenmenge  und  Preis  angewendet, 
das  doch  nur  für  den  grossen  Markt  gilt,  und  wir  müssen  daher 
den  zum  Ausgangspunkt  gewählten  Elementarfall  nicht  als  einen 
isolierten  Tausch,  sondern  als  einen  Einzeltausch  auf  dem  Markte 
auffassen.  Bevor  wir  nun  weiter  untersuchen,  ob  im  übrigen  die 
Behandlung  korrekt  ist,  sei  zunächst  gezeigt,  dass  die  Beschrän- 
kung auf  den  Markttausch  für  die  analytische  Darstellung  keines- 
wegs notwendig  war,  da  man  des  Proportionalitätsgesetzes  nicht 
bedarf.  Wir  können  uns  bezüglich  der  Voraussetzungen  durchaus 
an  unsere  synthetische  Darstellung  anschliessen,  die  thatsächlich 
vom  isolierten  Tausche  ausging.  Nur  in  einem  Punkte  sind  wir 
zu  einer  Abweichung  genötigt.  Wir  müssen,  wenn  nicht  dififeren- 
zierbare ,  so  doch  in  kleine  gleichartige  Teile  zerlegbare 
Güter  voraussetzen,  wenn  die  analytischen  Funktionen  und  deren 
Ableitungen  auch  nur  angenähert  die  Verhältnisse  der  Wirklich- 
keit repräsentieren  sollen.  Diese  Voraussetzung  ist  eine  erheb- 
liche Beschränkung  der  Gültigkeit  der  Formeln.  Unteilbare  Güter 
müssen  ganz  beiseite  gelassen  werden. 

Es  besitze  nun  A  ein  diese  Bedingung  erfüllendes  Gut,  von 
dem  wir  eine  variable  Quantität  mit  x  bezeichnen  wollen.  Auch 
B  besitze  nur  ein  teilbbares  Gut ,  von  dem  eine  variable  Menge 
mit  y  bezeichnet  werde,  x  und  y  mögen  gegen  einander  aus- 
getauscht werden.  Der  Tauschvorteil  von  A  wird  um  so  grösser 
werden,  je  grösser  y  und  je  kleiner  x  ist,  der  von  B  umgekehrt, 
je  kleiner  y  und  je  grösser  x  ist.  Wir  wollen  ferner  annehmen, 
dass  diese  Vorteile  sich  als  analytische  P'unktionen  von  x  und  y 
darstellen  lassen ,  was,  auch  wenn  der  Vorteil  nur  in  Ordnungs- 
zahlen ausgedrückt  werden  soll,  nicht  unmöglich  ist,  und  wollen 
den  Vorteil  von  A  mit  Va(  —  x,  y)  den  von  B  mit  V,,(x,  —  y) 
bezeichnen,  wo  dann  V  in  beiden  Fällen  eine  mit  x  und  y  wach- 
sende Funktion  dieser  Variablen  bedeutet. 

Wir  haben  jetzt  die  Werte  von  x  und  y  zu  suchen,  welche 
den  Tauschfällen  entsprechen  ,  die  die  Grenzpunkte  des  gleich- 
zeitigen Wachstums  beider  Vorteile    bezeichnen.     Denken  wir 

l)  Z.  B,  bei  yevons,  Launhardt  u.  a.  Walras  hebt  hervor,  dass  er  immer  nur 
vom  Konkurrenzlausch  spreche. 
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uns  V^  und  V,,  graphisch  als  (ordinalen  zweier  iiber  derselben 
Ebene  liegender  Flächen  dargestellt ,  so  lässt  sich  die  Aufgabe 
so  aussprechen  :  Wir  suchen  auf  beiden  Mächen  diejenigen  ein- 
ander entsprechenden,  d.  h.  über  denselben  Punkten  der  gemein- 
samen Basisebene  liegenden  Punkte,  von  denen  aus  ein  Steigen 
auf  der  einen  P'läche  nicht  ohne  ein  Hinabgehen  auf  der  andern 
möglich  ist  ^).  Diese  würden  den  9  Punkten  entsprechen,  welche 
in  dem  oben  behandelten  Beispiel  nach  der  ersten  Auswahl  übrig 
blieben.  Sind  die  Punkte  auf  den  Flächen  von  gewöhnlicher 
Art,  so  giebt  es  in  jedem  Punkte  eine  horizontale  Tangente, 
welche  die  Richtungen  des  Aufsteigens  von  denen  des  Absteigens 
scheidet.  Nehmen  wir  zwei  beliebige  entsprechende  Punkte  auf 
den  Flächen,  so  werden  ihre  Horizontaltangenten  im  allgemeinen 
einander  kreuzen.  In  solchen  Punkten  können,  je  nach  der  Rich- 
tung, in  der  man  fortschreitet,  vier  P'älle  emtretcn :  Es  können 
Va  und  Vb  zugleich  wachsen,  es  können  beide  zugleich  abnehmen, 
es  kann  V»  wachsen  und  Vb  abnehmen  und  es  kann  das 
umgekehrte  stattfinden.  Nur  wenn  die  beiden  Horizontaltan- 
genten einander  parallel  sind ,  gelten  entweder  die  beiden 
ersten  Pralle  mit  Ausschluss  der  beiden  letzten ,  oder  umge- 
kehrt diese  mit  Ausschluss  der  ersten.  Bei  der  zweiten  Even- 
tualität ist  also  ein  gleichzeitiges  Steigen  ausgeschlossen,  und  so 
ist  der  Parallelismus  der  Horizontaltangenten  jedenfalls  eine  not- 
wendige, wenn  auch  nicht  hinreichende  Bedingung  für  die  ge- 
suchten Punktepaare.  Hätten  wir  diejenigen  gefunden,  in  denen 
die  beiden  Horizontaltangenten  parallel  sind  ,  so  wäre  es  Sache 
einer  weiteren  Untersuchung,  ob  die  erste  oder  die  zweite  Even- 
tualität vorliegt. 

Analytisch  werden  aber  diese  Punkte  gefunden,  indem  man 
V»  und  Vb  nach  x  und  y  differenziiert,  die  Differentiale  gleich 
Null  setzt  und  dx  und  dy  aus  ihnen  eliminiert ,  denn  es  müssen 
einerseits  die  Differentiale  der  Flächenordinaten  in  der  gesuchten 
Richtung  null  sein,  anderseits  dx  und  dy  in  beiden  gleichen  Wert 
haben.     Man  findet  also  aus 

^V,  ^  -^V,    ,  ^V.,    ,  ^Vb    , 

_          V   d  X  + d  y   =   O  ,  — —   d  X —   d  y   =  o 

Öx  dy        ^  5x  dy        ^ 

^V,    ^  Vb  ^   5Vb    a  V, 

6*x    *  ^y  d  -K.   '  dy 


i)  Vgl.  meinen  Artikel:    »Eine  Erweiterung  des  Maximumbegriffs«  im  laufenden 
Jahrg.  der  Zeitschrift  für  Math,  und  Phys. 
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als  Gleichung  einer  Kurve  in  der  Basisebene,  welche  möglicher- 
weise die  gesuchten  Punkte  bezeichnet.  Ob  sie  es  thut ,  hängt 
ab  von  der  Neigung  der  beiden  Tangentenebenen  der  Punkte  zu 
der  Basisebene.  Bilden  beide  mit  ihr  in  demselben  Sinne  spitze 
Winkel ,  dann  giebt  es  überhaupt  keine  Werte  von  x  und  y, 
welche  der  ersten  Tauschbedingung  entsprechen.  Bildet  dagegen 
die  eine  einen  spitzen,  die  andere  einen  stumpfen  Winkel ,  dann 
sind  die  Punkte  gefunden,  von  denen  aus  ein  gleichzeitiges  Wachsen 
von  Va  und  V^  unmöglich  ist. 

Dieser  mathematische  Exkurs  w^ar  notwendig,  weil  man  sich 
über  diesen  Punkt  regelmässig  sehr  leichtfertig  hinwegsetzte,  in- 
dem man  immer  ohne  weiteres  von  einem  Maximum  sprach,  wo 
ein  Differential  gleich  Null  gesetzt  wurde.  Die  Punkte  der  ge- 
fundenen Kurve  bezeichnen  keine  Maxima  im  gewöhnlichen  Sinne 
auch  dann  nicht ,  wenn  sie  ganz  den  Anforderungen  genügen. 
Wir  haben  es  vielmehr  mit  einer  Grenzlinie  ganz  besonderer  Art 
zu  thun ,  die  mit  dem  Maximum  nur  das  gemein  hat ,  dass  sie 
eben  eine  Grenze  des  Fortschreitens  darstellt ,  wenn  dieses  an 
gewisse  Bedingungen  geknüpft  ist.  Wenn  beide  Tauschenden 
so  weit  gehen  ,  dass  eine  weitere  Vermehrung  des  Vorteils  des 
einen  nicht  ohne  Benachteiligung  des  anderen  stattfinden  kann, 
so  hat  weder  der  eine  noch  der  andere  das  Maximum  seines 
Vorteils  erreicht,  sondern  es  hindert  vielmehr  jeder  den  anderen 
an  der  Erreichung  eines  wirklichen  Maximums,  indem  die  beider- 
seitigen Interessen  einander  widerstreiten.  Doch  wir  wollen, 
bevor  wir  auf  diese  beliebten  Maximumspielereien  weiter  eingehen, 
vorher  das  Problem  des  isolierten  Tausches  beendigen. 

Wir  haben  erst  eine  Gleichung  zwischen  x  und  y  gefunden. 
Um  diese  Werte  zu  bestimmen  ist  noch  eine  zweite  notwendig. 
Diese  liefert  uns  die  Tauschbedingung  der  Gleichheit  der  Vorteile: 

V.  -  V„ 
welche ,  da  ja  x  und  y  als   teilbar   vorausgesetzt    waren ,    immer 
erfüllbar  ist. 

Die  Einführung  mehrerer  Warenarten  auf  beiden  Seiten, 
macht  das  Problem  nicht  viel  komplizierter.  Haben  A  und  B 
je  zwei  Warengattungen,  so  kann,  man  ihre  Vorteile  durch 
Va(— Xj,  -  Xg,  y^,  yj  und  V.fx^,  x^,  — y,,  —y^) 
darstellen.  Die  resultierenden  Gleichungen  genügen  zur  Bestim- 
mung der  Unbekannten,  wenn  man  V»  =  Vi,  hinzufügt,  und  dar- 
auf allein  schien  es  einigen  Theoretikern  anzukommen.     Dasselbe 
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j^ill,   wenn   tlic  Zalil    der    Jauschciulcn   sich    vcnuclirl.      Mathema- 
tische Scliwierigkeiten  sind  keine  vorhanden. 

Doch  was  bedeutet  es,  wenn  wir  für  jeden,  der  am  Tausche 
Hetcili^ten  eine  einzi^^e  Funktion  der  Güter  V^,  V,,,  Vc,  u.  s.  w. 
annehmen,  welche  den  Vorteil  der  betreffenden  l'erson  beim  Tausche 
darstellt?  ICs  bedeutet,  dass  wir  nur  den  absoluten  Vorteil  in 
l^rwäjjjung  ziehen  und  dass  wir  nicht  beachten,  dass  der  Tausch- 
vorteil durch  die  Konkurrenz  in  einen  relativen  verwandelt  wird. 
Man  müsste  ,  wenn  man  dieses  berücksichtigen  wollte,  nicht  nur 
für  jede  Person  eine  besondere  Vorteilsfunktion  annehmen  ,  son- 
dern diese  für  jeden  I^inzeltausch  anders  gestalten  und  alle  diese 
relativen  Vorteile  in  ganz  bestimmter  Weise  abhängig  von  ein- 
ander machen.  Dieses  nicht  ganz  einfach  mathematisch  zu  for- 
mulierende Problem  ist,  soweit  wir  die  Litteratur  kennen,  von 
keinem  gestellt  worden,  und  es  ergiebt  sich  das  bemerkenswerte 
Resultat ,  dass  die  ganze  bisherige  Theorie  nicht 
d  e  n  K  o  n  k  u  r  r  e  n  z  t  a  u  s  c  h  ,  sondern  in  n  a  i  v  e  r  U  n  b  e- 
fangenheit  den  Gemeinschaftstausch  behandelt 
hat,  woran  die  begleitenden  Bemerkungen  über  die  Konkurrenz 
nicht  das  Geringste  ändern.  Es  wird  dadurch  dieses  Beispiel 
eine  vorzügliche  Illustration  zu  unserer  oben  gemachten  Bemer- 
kung, dass  die  Analysis  den  l^eitfaden  der  Wirklichkeit  notge- 
drungen verlässt  und  dadurch  die  permanente  Kontrole  über 
ihre  Schritte  verliert.  So  kommt  es  leicht ,  dass  die  Rechnung 
den  Rechner  beherrscht,  und  dass  die  guten  Reden,  die  sie 
begleiten,  mit  dem  Inhalt  der  P'ormeln  nicht  stimmen. 

Der  Fehler  wird  nun  noch  dadurch  vollendet,  dass  auch  die 
Bedingungen  des  Gemeinschaftstausches  nicht  rein  erhalten  werden, 
sondern  dass  neben  den  absoluten  Vorteilen,  das  dem  Markttausch 
entlehnte  Gesetz  der  Proportionalität  von  Warenmenge  und  Preis 
figuriert ,  so  dass  in  Wahrheit  dieF'ormeln  ein  buntes 
Gemenge  von  Markttausch  und  Gemeinschafts- 
tausch in  sich  vereinigen.  Dass  diese  mathematische 
Deduktion  sich  sehr  weit  von  der  Wirklichkeit  entfernt,  braucht 
hiernach  wohl  nicht  besonders  bewiesen  zu  werden.  Erfahrungs- 
mässig  kontrolierbar  sind  die  etwa  errechneten  Zahlenwerte  über- 
haupt nicht,  und  daran  liegt  es,  dass  auf  diesem  Wege  der  Fehler 
nicht  offenbar  werden  konnte,  und  da  auch  die  abgeleiteten  all- 
gemeinen Sätze  allgemein  genug  waren,  um  einer  konkreten  Kritik 
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zu  entschlüpfen,    so  ist  wohl    der   Nachweis    eines  Widerspruchs 
in  den  Prämissen  der  einzige  Weg,  den  Fehler  aufzudecken. 

Von  allgemeinerem  Interesse  jedoch  als  ein  solcher  mathe- 
matischer Fehler  ist  eine  andere  Illusion,  die  sich  an  die  ganze 
Methode  knüpft.  Die  ganze  Rechnung  zielt  darauf  ab,  sogenannte 
Maxima  zu  finden.  Der  Tausch  bei  freier  Konkurrenz  soll  nach 
der  Darstellung  der  meisten  Vertreter  der  mathematischen  Rich- 
tung diejenige  Form  des  Verkehrs  sein,  welche  allen  Beteiligten 
ein  Maximum  des  Vorteils  sichert.  Das  glaubt  man  eben  durch 
die  mathematische  Deduktion  bewiesen  zu  haben.  Man  differen- 
ziiert,  setzt  das  Differential  Null  und  rechnet  aus,  also  erhält  man 
ein  Maximum;  das  ist  der  einfache  immer  wiederholte  Schluss. 
Wir  wollen  von  den  mathematischen  Mängeln  dieses  Schlusses, 
die  wir  oben  berührten,  absehen,  wir  wollen  annehmen,  dass  die 
erhaltenen  Werte  wenigstens  relative  Maxima  im  Sinne  der  Mathe- 
matik seien,  wir  wollen  ferner  die  Mischung  der  beiden  Tausch- 
formen unbeachtet  lassen;  ist  dann  wirkHch  auf  die  angegebene 
Art  bewiesen,  dass  der  Vorteil  aller  bei  der  zu  Grunde  gelegten 
P'orm  des  Verkehrs  grösser  sei  als  bei  irgend  einer  anderen  ?  Ist 
das  überhaupt  auf  diesem  Wege  beweisbar?  Man  vergleicht  ja 
gar  nicht  verschiedene  Formen  des  Verkehrs  miteinander,  man 
übersieht,  wie  wir  sahen ,  sogar  die  Existenz  anderer  Formen  '). 
Man  untersucht  lediglich,  wie  bei  Zugrundelegung  einer  bestimmten 
Verkehrsform  die  Vorteile  aller  am  besten ,  oder  eigentlich  nur, 
wie  sie  überhaupt  vereinigt  werden  können.  Ob  z.  B.  der  Kon- 
kurrenztausch an  sich  vorteilhafter  sei  als  der  Gemeinschaftstausch 
wird  gar  nicht  untersucht  und  kann  nach  dieser  Methode  gar 
nicht  untersucht  werden.  Das  muss  der  Erfahrung  überlassen 
bleiben.  Es  liegen  die  Verhältnisse  meistens  so,  dass  überhaupt 
keine  Wahl  zwischen  den  Formen  zusteht,  sondern  eine  von  den 
Umständen  kategorisch  erheischt  wird.  Sonst  könnte  man  auch 
noch  eine  dritte  Form  des  Verkehrs  in  Erwägung  ziehen,  die  den 
Schluss  unserer  mathematischen  Betrachtungen  bilden  soll.  Es 
ist  ja  an  sich  gar  nicht  notwendig,  dass  die  von  Jedem  empfange- 
nen Güter  zu  den  von  ihm  hergegebenen  in  irgend  welcher  Be- 
ziehung stehen.  Es  könnten  ja  alle  ihre  Güter  zusammenlegen, 
um  sie  wieder  so  zu  verteilen,  dass  die  Summe  der  Vorteile 
aller  ein  mathematisches  Maximum  werde.    Der  analytischen  Be- 

l)  Ein  Gegenbeweis,  wie  ihn  Launhardt  in  »Math.  Begründung  der  Volksw.« 
§  10  unternimmt,  ist  daher  von   vornherein  verfehlt. 


6o6  Pr.   Aiidrcd'i    Votf^t : 

hanclliiiv_;   tlicjscs   l'roblcincs  steht  nichts   im   \Vc;_,fc.     \)\<c    Diffcrcn 
tiation  von  V„  -f  V,,  f  V,,  f  .  .  .  giebt : 

(£v,^Zt  ,iy.+ . .  .)dx+(^  v.+^_^+i.Y.+...viy+...=o 

\5x^öx5x  /        ^\  dy^  dy^  dy   ^      )    ^ 

und  es  wird  offenbar,  da  dx,  dy,  u.  s.  vv  von  einander  unalj- 
hängig  sind,  diese  Gleichung  nur  erfüllt,  wenn  die  Koeffizienten 
einzeln  gleich  null  sind.  Das  giebt  ebensoviele  Gleichungen  als 
Variable  vorhanden  sind,  also  ein  System,  aus  denen  alle  Waren- 
mengen zu  berechnen  sind. 

So  kann  man  also  mit  derselben  Evidenz  auf  mathematischem 
Wege  beweisen ,  dass  die  Teilung  nach  den  vernunftgemässen 
Bedürfnissen  ein  Maximum  des  Vorteils  für  die  Gesamtheit  liefert, 
mit  der  sonst  bewiesen  wird,  dass  der  Tausch  bei  freier  Kon- 
kurrenz jedem  Beteiligten  den  grösstmöglichen  Vorteil  bringt. 
Anschaulicher  lässt  sich  wohl  der  Wert  aller  dieser  Maximumbeweise 
nicht  machen. 

V. 

Unsere  Untersuchungen  über  die  messbaren  Grössen  in  der 
Oekonomik  hätte  eine  wesentliche  Lücke,  wenn  wir  nicht  noch 
den  Begriff  in  den  Bereich  unserer  Betrachtung  zögen  ,  der  als 
der  ökonomische  Massbegriff  im  hervorragenden  Sinne  gelten 
kann,  den  Begriff  des  Wertes.  An  die  Spitze  der  Erörterung 
dieses  vielberufenen  Begriffes  sollte  gestellt  werden,  dass  es  Ein- 
heiten des  W^ertes  giebt ,  dass  man  also  untersuchen  kann ,  wie- 
vielmal so  gross  ein  Wert  als  ein  anderer  ist  und  Güter  gleichen 
Wertes  durch  einander  ersetzen  kann ,  dass  also  der  Wert  ein 
eigentliches  in  einer  Kardinalzahl  ausdrückbares  Mass  hat.  Ist 
dieser  äusserliche  Unterschied  zwischen  dem  Wert  und  den  in 
der  Preistheorie  benutzten  Grundbegriffen  des  Begehrs  und  des 
Vorteils  festgelegt,  dann  sind  schon  manche  Verwechslungen  und 
Irrtümer  ausgeschlossen.  Doch  kann  uns  das  äusserliche  Merkmal 
auch  auf  das  Wesen  der  Sache  leiten. 

Die  Ersetzbarkeit  gleicher  Werte  durch  einander  ist,  wie  die 
Abtragbarkeit  gleicher  Länge  auf  einander  die  Bedingung  der 
Längenmessung ,  die  Bedingung  der  Messung  der  Werte  und 
in  ihr  liegt  zugleich  auch  das  Wesen  des  Wertbegriffes  ^). 
Wie  man  die  Länge  einer  Linie  nur  definieren  kann ,  indem 
man    angiebt,    was    gleich    lang    ist,    —    nämlich    Linien,     die 

i)  Rodbcrtt4s  (Z.  Erk.  uns,  staatsw.  Zust.)  hebt  schon  diesen  Gedanken  richtig  hervor. 
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man  Punkt  für  Punkt  gleichzeitig  oder  successive  mit  einander 
zur  Deckung  bringen  kann  — ,  so  kann  man  auch  nur  den 
Wert  definieren,  indem  man  gleiche  Werte  definiert.  Gleichen 
Wert  haben  solche  Güter  für  eine  W^irtschaft,  die  sich  ohne  Aen- 
derung  des  Reinertrages  der  Wirtschaft  durch  einander  ersetzen 
lassen.  Damit  ist  in  der  That  alles  ausgesprochen,  was  den  Wert 
charakterisiert.  Es  ist  angegeben  ,  in  Bezug  auf  welche  Eigen- 
schaft gleiche  Werte  gleich  sind,  denn  gleich  sein  ist  ein  sehr 
vieldeutiger  Begrifif  —  :  Sie  sind  gleich  inBezug  auf  ihre 
Bedeutung  für  den  Ertrag  der  Wirtschaft,  in  Bezug 
auf  ihre  Fähigkeit,  diesem  eine  bestimmte  Höhe  zu  geben,  ihn 
zu   erhöhen  und  ihn  zu  vermindern. 

Bei  unentwickeltem  Verkehr  ist  die  Anwendbarkeit  des  Wert- 
begriffes eine  sehr  beschränkte.  Güter  sind  nur  in  grösseren 
Gruppen  durch  einander  ersetzbar  und  wirkliche  Veranlassung 
dazu  giebt  es  selten.  Erst  wenn  der  Verkehr  lebhafter  wird, 
treten  immer  mehr  einzelne  Güter  hervor,  die  immer  und  überall 
ohne  Einfluss  auf  die  Erträge  der  Wirtschaften  mit  einander  ver- 
tauscht werden  können.  Es  bildet  sich  der  Tauschwert ,  der 
Marktwert  aus.  In  Uebereinstimmung  mit  der  Theorie  des  Markt- 
tausches finden  wir  auch  auf  diesem  Wege,  dass  auf  dem  grossen 
Markte  —  und  nur  auf  diesem  —  gleiche  Werte  ohne  Vorteil 
und  Nachteil  beider  Händler  vertauscht  werden.  Der  Tausch  an 
sich  begründet  nicht  Gleichheit  der  Werte  der  ausgetauschten 
Güter  ;  denn  durch  einen  günstigen  Gelegenheitstausch  wie  auch 
beim  Gemeinschaftstausch  ist  ja  Zweck  und  Folge  des  Tausches 
eine  Erhöhung  des  Wirtschaftsertrages.  Schliesslich  wird  das 
allgemeine  Tauschmittel  und  Preismass  des  Marktes  zum  Wert- 
mass  auch  derjenigen  Güter,  die  nicht  oder  nicht  regelmässig  am 
Umlauf  teilnehmen,  indem  diese  durch  Verkehrsgüter  gleichen  Er- 
trages ersetzt  werden   können. 

Das  ökonomische  Mass  des  Wertes  verliert  auch  durch  den 
Tauschverkehr  seine  Subjektivität.  Gleichwertige  Güter  bringen 
zwar  in  verschiedenen  Wirtschaften  keineswegs  gleichen 
Ertrag,  aber  zwei  Güter  von  gleichem  Tauschwert  sind  notwendig 
für  alle  Wirtschaften  gleichwertig,  d.  h.  sie  können  in  jeder  be- 
liebigen für  einander  substituiert  werden. 

Diese  Theorie  des  Wertes  ,  die  wir  auch  schon  in  früheren 
Abhandlungen  ^)  vertreten  haben,  bricht  mit  der  Tradition  nicht 

I)  Bd,  48  und  bes.  Bd.  49  d.  Z.  .S.  262. 


6o8  Ih-.   Andreas    Voii^t: 

in  der  schroffen  Weise,  wie  die  Theorie  des  Grcnznut7.cns,  fügt 
sich  viehnehr  ungezwungen  ergänzend  in  die  herrschende  Vor- 
steHungsweise  ein.  Nur  der  sog.  klassischen  Werllheorie,  nach 
welcher  der  Wert  ein  l'rodukt  wirtschaftlicher  (jder  gar  nur 
technischer  Thätigkeit  ist ,  steht  sie  ebenso  ablehnend  wie  die 
(irenznutzcnlhcoric  gegenüber.  Diese  verdankt  ihre  Verbreitung 
offenbar  grosscnteils  der  mathematischen  Richtung.  Der  Begriff 
des  letzten  Differentialcs  war  für  die  analytische  Behandlung  wie 
geschaffen,  und  so  hat  sich  über  ihm  ein  stattliches  Gebäude  von 
Formeln  erhoben.  Die  hierdurch  ausgedrückten  Begriffe  erfor- 
derten eine  neue  Terminologie,  die  dann  auch  ohne  Rücksicht 
auf  das  Herkommen  geschaffen  wurde.  Neue  Begriffe  erfordern 
neue  Namen,  aber  man  darf  nicht  alte  und  in  bestimmtem  Sinne 
gebräuchliche  Namen  auf  neue  Begriffe  anwenden.  Wir  wollen 
hier  die  theoretische  Fruchtbarkeit  des  Grenznutzenbegriffes  nicht 
untersuchen.  Er  mag  von  der  grössten  Anwendbarkeit  sein. 
Jedenfalls  aber  ist  er  nicht  identisch  mit  dem  Wertbegriffe,  noch 
der  Wert  dem  Grenznutzen  proportional.  Die  Ansicht,  dass  der 
Nutzen  des  letzten  Teiles  den  Wert  des  ganzen  Gutes  bestimme, 
hat  eine  Hauptstütze  eben  in  der  mathematischen  Theorie  des 
Tausches.  Nach  den  oben  mitgeteilten  Formeln  findet  der  Tausch 
nur  statt  unter  der  Bedingung,   dass 

—     --      d  X  4-    - —  d  y  =  o  oder d  x  =  d  y 

dx  d  y        ^  dx  ^Y 

sei  und  ähnliche  Gleichungen  für  die  Vorteile  aller  Teilnehmer 
gelten.  Die  beiden  Seiten  der  Gleichung  stellen  aber  die  Grenz- 
nutzen von  X  und  y  dar,  also  findet  der  Tausch  nur  statt,  wenn 
die  Grenznutzen  gleich  sind  und  daraus  hat  man  gefolgert,  dass 
der  Grenznutzen  den  Tauschwert  und  damit  den  Wert  über- 
haupt bestimme,  indem  Güter  gleichen  Grenznutzens  auch  gleichen 
Wert  hätten.  Nun  sind  aber  im  allgemeinen  ausgetauschte 
Güter  nicht  notwendig  gleichwertig,  sondern  dieses  gilt  nur  auf 
dem  Markte.  Hier  wenigstens  bestünde  also  eine  Beziehung 
zwischen  Grenznutzen  und  Tauschwert  ?  Auch  diese  Hoffnung 
schlägt  fehl;  denn  es  bedeutet  ja  V»  nur  den  relativen  Vorteil 
des  Händlers  A  und  dieser  ist  auf  dem  Markte ,  wie  wir  sahen, 
immer  Null.  Daher  verliert  obige  Gleichung  für  den  Markt  über- 
haupt jeglichen  Sinn;  denn  wenn  V»  =  O  ist,  ist  natürlich  auch 
jedes  Differential  von  V^  gleich  Null  und  die  Differentialgleichung ' 
wird  völlig  nichtssagend. 
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Ein  fernerer  Umstand,  der  zur  Verbreitung  der  Grenznutzen- 
theorie viel  beigetragen  haben  mag,  ist  der,  dass  sie  den  schein- 
baren Widerstreit  zwischen  Wert  und  Nutzen  zu  beseitigen  unter- 
nahm. Sie  erklärte ,  dass  der  Nutzen  mancher  in  Ueberfluss 
vorhandener  Güter,  wie  des  Wassers,  sehr  gross  sei ,  dass  aber 
wegen  des  Ueberflusses  der  Nutzen  des  letzten  Teiles  sehr  klein 
sein  werde,  da  er  nur  ein  sehr  kleines  und  wenig  dringliches  Be- 
dürfnis befriedige.  Wir  glauben ,  dass  der  Widerstreit  auf  ein- 
facherem und  natürlicherem  Wege  gelöst  werden  kann,  wenn  man 
den  Nutzen  immer  auf  eine  konkrete  Quantität  des  Gutes  bezieht  *). 
Es  ist  dann  der  Nutzen  eines  Teiles  von  einem  in  Ueberfluss 
vorhandenen  Gute  selber  sehr  gering  und  es  bedarf  gar  nicht 
des  oft  unanwendbaren  Dififerentialbegriffes.  Uebrigens  genügt 
die  Bemerkung,  dass  der  Grenznutzen  mit  zunehmender  Menge 
eines  Gutes  fortwährend  abnimmt ,  während  doch  wahrlich  der 
Wert  der  Gesamtmenge  des  Gutes  nicht  mit  der  Menge  abnimmt, 
wenn  er  auch  nicht  proportional  der  Menge  steigt,  um  die  Un- 
haltbarkeit  der  Gleichsetzung  von  Wert  und  Grenznutzen  unwider- 
leglich zu  demonstrieren. 

Wir  sind  am  Ende  und  möchten  das  Resultat  unserer  Unter- 
suchungen dahin  zusammenfassen,  dass  eine  Verwendung  von 
Mass  und  Zahl  in  den  Anwendungen  unbedingt  zu  erstreben 
ist,  in  den  Prinzipien  dagegen  für  deren  Benutzung  folgende 
Beschränkungen  zu  machen  sind :  Ein  Teil  der  Elementargrössen 
hat  überhaupt  kein  in  Einheiten  ausdrückbares  Mass,  sondern  es 
bestehen  nur  Unterschiede  des  Grades,  die  in  Ordinalzahlen  aus- 
gedrückt werden  können.  Das  hindert  nicht,  sie  als  Grössen  auf- 
zufassen und  quantitativ  zu  definieren.  Eigentliche  mathematische 
Deduktion  ist  auf  dieselben  nur  im  engsten  Anschluss  an  die 
Wirklichkeit  also  nach  synthetischer  Methode  anzuwenden  und 
dann  nur  unter  sorgfältigster  Berücksichtigung  der  Gültigkeits- 
bedingungen. Die  analytische  Methode  ist ,  samt  der  mit  ihr 
verwandten  graphischen  nicht  nur  entbehrlich,  sondern  auch  irre- 
leitend und  hat  bis  jetzt,  wenigstens  was  die  Preistheorie  betrifft, 
nur  in  die  Irre  geführt.  Der  Wert  ist  das  eigentlich  ökonomische 
Mass  der  Güter.  Die  Grenznutzentheorie  ist  als  Preistheorie  zu 
verwerfen. 


i)  Vgl.  Bd.  48,  S.  202. 


PSEUDO-  UND  ULTRAKOLLEKTIVISMUS. 

VON 

Dr.   SCHÄFFLE. 


Der  Verfasser  ds.  hat  durch  die  Aufforderung  der  in  Brüssel 
erscheinenden  »Reime  sociale  et  politiquei-,  eine  parteilose  »Kritik 
des  Kollektivismus«  vom  Standpunkt  der  deutschen  Sozialwissen- 
schaft aus  zu  liefern,  erneut  die  Veranlassung  erhalten,  das  Bild 
eines  denkbar  ausführbaren  Systems  der  Volkswirtschaft  auf  Grund- 
lage des  Kollektiveigentums  an  sämtlichen  Mitteln  der  Produktion, 
der  Zirkulation  und  Zuteilung  der  Güter  sich  zur  Anschauung  zu 
bringen.  Dieses  Bestreben  führte  denselben  dazu,  einen  solchen 
denkbar  ausführbaren,  heisse  man  ihn  praktischen  oder  seinet- 
wegen »wissenschaftlichen«  Kollektivismus  einerseits  von  den 
scheinbaren  oder  p  s  e  u  d  o  kollektivistischen  ,  andererseits  von 
den  extremen,  unausführbaren,  utopischen,  kurz  gesagt  ultra- 
kollektivistischen Formulierungen  des  Kollektivismus,  von  jenen  For- 
mulierungen ,  welche  den  demokratischen  Kommunis- 
mus der  Sozialdemokratie  in  allerlei  Nuancierungen  zur  Zeit  noch 
beherrschen  und  im  Gegensatz  zu  teilweisem,  langsam  durch- 
dringendem ,  denkbar  praktischem  Kollektivismus  den 
eigentlich  gefährlichen  Kollektivismus  ausmachen ,  mit  grösserer 
Bestimmtheit,  als  er  trotz  aller  Bemühung  es  bisher  vermocht  hat, 
abzuheben.  Verfasser  möchte  das  Ergebnis  dieser  erneuten  und 
vertieften  Gedankenarbeit  auch  der  deutschen  Litteratur  hiemit 
einverleiben. 


Als    pseudokollektivistische    Strömungen    stellen    sich 
dar  der  G  e  n  e  r  a  1  -  D  o  m  a  n  i  a  1  i  s  m  u  s   der   »  N  a  t  i  o  n  a  1  i  s  i  e  - 
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rung  des  Bodens«  und  der  von  Deutschland  aus  s.  g. 
Staatssozialismus.  Auch  der  letztere  führt  —  aus  fiska- 
lischen und  anderen  Rücksichten  —  nur  einzelne  Gattungen  von 
Produktionsmitteln  ganz  oder  teilweise  ins  Kollektiveigentum  des 
Staats  oder  der  Provinz  oder  der  Kommune  über.  Auch  er  führt 
die  öffentlichen  Produktions-  und  Zuteilungsgeschäfte  insgesamt 
einzeln  durch,  statt  dieselben  kollektivistisch  zu  Einem  Gesamt- 
organismus mit  einheitlichem  Güter-  und  Arbeitstaxwesen  zusam- 
menzufassen. Beide,  die  Bodenverstaatlichung  und  der  Staats- 
sozialismus stellen  nicht  wirklichen,  sondern  nur  scheinbaren  Kol- 
lektivismus dar. 

Aller  wirkliche  Kollektivismus  verlangt  ja  offenbar  Zweierlei. 
Einmal:  dass  der  Gesamtumfang  der  nationalen  Güter- 
produktion oder,  wenn  für  den  Anfang  oder  für  immer  nur  einzelne 
Produktionszweige  kollektivistisch  ausgestaltet  werden  wollen, 
sollen  und  können,  dass  die  Gesamtheit  solcher  Produktions- 
zweige vollkommen  oder  doch  mit  Angliederung  der  u  n- 
tergeordneten  Reste  der  kapitalistischen  Produktionsweise 
in  denselben  zu  kollektivistischer  Ausgestaltung  gelange ,  dass 
die  öffentliche  Produktion  der  Güter  in  ihrerTotalität 
auf  die  Grundlage  des  Kollektiveigentums  gestellt  werde.  Sodann: 
dass  sämtliche  Professions-  und  Territorialabteilungen  kollekti- 
vistischer Sozialökonomie  für  den  Zweck  wirtschaftlichster 
Hervorbringung  und  Verbrauchszuteilung  ineinandergreifen. 
Wenn  nämlich  nur  ein  Teil  des  sozialen  Gütergesamtbedarfes  mittelst 
Volkseigentums  hervorgebracht  werden  würde ,  der  andere  aber 
in  der  kapitalistischen  E^ntreprise  verharren  würde ,  so  wäre  das 
zur  Hälfte  immer  noch  derselbe  Zustand,  wie  er  in  wechselnden 
Formen  seit  uralter  Zeit  besteht.  Nämlich  der  Zustand  einer  Zu- 
mischung von  öffentlichen  Unternehmungen ,  namentlich 
von  fiskalischen  Geschäftsbetrieben  zu  dem  Grundsystem  privatwirt- 
schaftlicher oder  kapitalistischer  Einrichtung  der  Gesamtökonomie 
des  gesellschaftlichen  Körpers.  Am  Bisherigen  würde  höchstens 
quantitativ  geändert  werden,  indem  mehr  öffentlicher  Stück-  und 
Sonderbetrieb  als  bisher,  vielleicht  auch  auf  anderen  Gebieten 
der  Volkswirtschaft  Eingang  fände.  Qualitativ  aber  behielte  es 
beim  Kapitalismus  als  Grundform  der  Sozialökonomie  sein  Ver- 
bleiben. Und  weiter  würde  auch  dann  nur  scheinbar  der  prak- 
tische Kollektivismus  Platz  greifen  .  wenn  zwar  alle  Produktions- 
und Zirkulationsmittel  überhaupt  oder  zeitweise  ins  Kollektiv- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Sta.-jts\vissensch.  1893.  IV.  AO 
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eigentuni  übergehen  sollten  ,  liiebei  aber  die  einzelnen  Zweige 
und  Abteilungen  kollektivistischer  Wirtschaftsführung  nicht  zu 
einem  Ganzen  behufs  wahrhaft  gesellschaftlicher  Versorgung  Aller 
zusammengefasst  sein  würden.  Zwar  nicht  einzelne  Individuen 
würden  abgesondert  wirtschaften,  gewinnen  oder  verlieren.  Allein 
Soiiderkörperschaflen  würden  einander  —  selbst  die  staatlichen 
und  kommunalen  sich  selbst  —  als  So  n  d  e  r  eigentimier  gegenüber- 
stehen. Dieselben  könnten  einander  »ausbeuten«  wie  im  kapita- 
listischen System,  woferne  nicht  Ablieferungen  und  lunpfänge  von 
den  einen  an  die  andern  aufirgend  eine  einheitliche  Manier  zum  Zweck 
einer  vollkommeneren  Zuteilung  der  Güter  vor  sich  gehen  würden. 
Ganz  besonders  wäre  dies  dann  der  Fall,  wenn  nicht  das  ganze 
Volk  durch  den  Staat  als  das  Organ  der  Volksgemeinschaft  Kol- 
lektiveigentümer wäre ,  sondern  wenn  jede  der  öffentlichen  Pro- 
duktions-, Umsatz-  und  Zuteilungtanstalten  in  der  Gesamtheit  ihrer 
Angehörigen  Kollektiveigentümerin  wäre.  Im  Verkehr  der  öffent- 
lichen Einzelgeschäfte  untereinander  ginge  es  immer  noch  ganz 
kapitalistisch  zu ,  wäre  es  mehr  nur  so ,  wie  es  der  Fall  wäre, 
wenn  die  heutige  Volkswirtschaft  ganz  aus  Aktiengesellschaften 
bestehen  würde.  Kollektivismus  ist  erst  dann  vorhanden, 
wenn  nicht  bloss  Kollektiveigentum,  sondern  auch 
gesamtheitliche,  d.  h.  einheitlich  gegliederte  Bewirt- 
schaftung aller  wenigstens  aller  öffentlichen  Produktions-  und 
Zirkulationszweige  gegeben,   beziehungsweise  verlangt  ist. 

Die  »Nationalisierung  des  Grundeigentums« 
und  nur  des  Grundeigentums,  ist  von  dem  geistvollen  Autodidakten 
Henry  George  vertreten.  Sie  erfordert  eine  Beurteilung  für  sich. 
Hier  sei  nur  hervorgehoben ,  dass  sie  aus  zwei  Gründen  vollen 
Kollektivismus  nicht  bedeutet:  einmal  deshalb  nicht,  weil  sie 
nur  den  Boden,  nicht  aber  grundsätzlich  auch  noch  andere  Pro- 
duktionsmittel ins  Kollektiveigentum  übergeführt  wissen  will.  So- 
dann deshalb  nicht,  weil  sie  nicht  die  Kollektivbewirtschaftung 
der  Volks-Grundstücke,  sondern  die  Ausnutzung  durch  Private 
gegen  Pacht  (Grundsteuern)  verlangt. 

Aehnliches  gilt  vom  sogenannten  »Staatssozialismus«. 
Der  letztere  nimmt  nur  einen  Teil  der  Mittel  nationaler  Produk- 
tion und  Zirkulation  der  Güter  in  das  öffentliche  Eigentum  des 
Staates ,  der  Provinz  und  der  Gemeinde  und  auch  diesen  Teil 
nutzt  er  nicht  ganz  in  Eigenverwaltung  (Regie)  aus.  Sodann  hat 
er  noch  nirgends  den  Anlauf  genommen,  die  verschiedenen  Zweige 


Pseudo-  und  Ultrakollektivismus.  613 

öffentlicher  Wirtschaftsführung  zu  einem  einheitlichen  Ganzen  zu 
verknüpfen.  Dieser  »Staatssozialismus«  ist  in  grossem  Umfang 
dagewesen,  bevor  irgend  jemand  an  den  Kollektivismus  gedacht 
hat.  Wenn  man  genau  zusieht,  hat  der  Staat  (Kommune)  nur 
solche  Zweige  der  Produktion  und  der  Zirkulation  der  Güter  und 
auch  sie  meist  nur  teilweise  in  die  Hand  genommen,  welche  den 
staatlichen,  nicht  den  wirtschaftlichen  Aufga- 
ben des  Volkes  zu  dienen  haben,  oder  welche  für 
gemeinsame,  allgemeine,  daher  einheitlich  (staatlich, 
kommunal)  zu  befriedigende  Bedürfnisse  arbeiten.  Hiezu  gehören 
einmal  die  fiskalischen  Wirtschaftsführungen :  Forst-  und 
Felddomänen,  Bergwerke,  Tabakregie,  Salinen  u.  s.  w. ;  sodann 
die  sämtlichen  staatlichen  Wirtschaftsführungen  für  militärische 
Zwecke  :  Docks,  Arsenale  ,  Gewehrfabriken  ,  Geschützgiessereien, 
Pulverfabrikation ;  drittens  jene  staatlichen  und  kommunalen 
Wirtschaftsführungen,  welche  schon  aus  technischen  Gründen  die 
einheithche  (staatliche,  kommunale)  Gestaltung  verlangen,  wie  die 
öffentlichen  Verkehrsanstalten  :  Post,  Telephonie,  Eisenbahnwesen, 
Wasser-  und  Gasleitung.  Es  kann  auch  das  kombinierte  Interesse 
des  Fiskus  und  der  öffentlichen  Sicherheit ,  des  Militär-  und  des 
Polizeiwesens  sein,  was  den  staatlichen  oder  kommunalen  Betrieb 
veranlasst.  Immer  aber  stellt  sich  als  das  leitende  Motiv  nicht 
das  volkswirtschaftliche  Interesse  der  wirtschaftlichsten  Herstel- 
lung und  Verteilung  der  Güter,  sondern  ein  öffentliches  Interesse 
dar:  von  dem  Streben  wirtschaftlichster  Bedürfnisbefriedigung  ist  nur 
nebenbei  die  Rede.  Es  ist  da  überall  zwar  öffentliche  Wirtschafts- 
tührung  aus  öffentlichem  Interesse,  Staats-  und  Gemeindewirtschaft, 
aber  kein  Staats- oderGemeinde-Kollektivismus,  kein  Kommunismus 
oder  Sozialismus  vorhanden. 

Auch  die  öffentliche  Versorgung  des  Volks  mit  Kohle ,  die 
Verstaatlichung  des  Kohlenbergbaues  ist  neuestens  gefordert.  Wenn 
dieselbe  stattfinden  würde ,  wenn  die  Kohlenbergleute  öffentlich 
bestellte  Diener  des  Staats  gleich  den  Post-  und  Polizei-Leuten 
werden  würden,  so  würde  doch  das  staatliche  Interesse  der  äus- 
seren und  der  inneren  Sicherheit  massgebend  sein ;  denn  dieses 
Interesse  legt  es  nahe,  dem  Volk  für  Krieg  und  Frieden  das  all- 
gemeine Mittel  zur  Herstellung  der  militärischen  und  der  sonstigen 
Massenbewegung  unbedingt  zu  sichern  und  dem  im  Kohlenberg- 
bau besonders  gefährlichen  Streiken  aus  Gründen  der  öffentlichen 
Sicherheit    ein    Ziel    zu    setzen.     Audi    die    Verstaatlichung    des 
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Kohlenbergbaues  wurde  noch  niciu  den  K()llekli\ismus  bedeuten. 
Dieser  würde  erst  da  sein  und  beginnen,  wenn  im  Interesse  wirt- 
schaftliclister  Gesamthervorbringung  und  im  Interesse  vollkom- 
menster Güterversorgung  die  Produktion  der  Kohlen  einheitlich 
auf  Grund  des  Kollektiveigentums  durchgeführt  und  der  übrigen 
öffentlichen  Güterproduktion  angegliedert  werden  würde. 

Nicht  um  Güter  zu  erzeugen  ,  sondern  um  die  Arbeiter  zu 
schützen,  um  zur  Selbstversorgung  durch  Versicherungszwang  zu 
nötigen,  greift  der  Staat  neuestens  ordnend  in  das  wirtschaftliche 
Volksleben  ein  und  man  nennt  dies  »Sozialpolitik«.  Allein 
diese  Erscheinungen,  welche  man  im  engeren  Sinne  den  Staatssozia- 
iismus  zu  nennen  pflegt,  sind  nicht  rein  wirtschaftlicher,  geschweige 
kollektivistischer  Natur ,  sondern  Erscheinungen  der  dem  Staat 
und  den  Gemeinden  obliegenden  Aufgaben  des  öffentlichen  Wohles. 

Auch  der  »Staatssozialismus«  ist  hienach  kein  Kollektivismus, 
weder  kommunistischer,  noch  sozialistischer.  Er  ist  es  bis  jetzt 
nicht  einmal  in  embryonaler  Weise.  Den  Kritiker  des  Kollekti- 
vismus geht  derselbe  gar  nichts  an. 

Die  »Kritik  des  Kollektivismus«  wird  aber  nicht  bloss  vom 
PseudokoUektivismus,  sondern  auch  von  den  extremen,  ra- 
dikalen, falschen  Formulierungen  abzusehen  und  nur  den 
denkbar  verständigsten ,  denkbar  realisierbarsten  Kollektivismus 
ins  Auge  zu  fassen  haben.  Es  gilt  daher,  auch  noch  die  extremen 
oder  Fehl-Systeme  des  Kollektivismus,  den  U  Itr  akollektivismus 
zu  bestimmen  und  abzuweisen.  Man  läuft  sonst  Gefahr,  einseitig 
und  ungerecht  zu  kritisieren. 

Als  solche  Systeme  treten  nun  entgegen: 

der  atomistische  Kollektivismus  ; 

der  anarchistische  Kollektivismus ; 

der  idealistische  Kollektivismus ; 

der  radikale,    d.  h.  über  die  Volkswirtschaft  hinaus  um- 
gestaltende Kollektivismus ; 

der  zentral  istisch  e  (staatlich-kommunale)  Kollektivismus  ; 

der  ochlokratische  Kollektivismus ; 

der  antimonarchische  Kollektivismus ; 

der  internationalistische  Kollektivismus. 

Atomistischer  (extrem  liberaler,  extrem  ega- 
litärer, antisozialer)  Kollektivismus.  Zu  den  ex- 
tremen,   verfehlten  Formulierungen    des  Kollektivismus  zähle  ich 
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vor  allem  diejenigen,  welche  die  Freiheit  und  Gleichheit 
für  Alle  auf  Besis  des  Kollektiveigentums  im  atomistischen,  anti- 
sozialen Sinne  verwirklicht  haben  möchten.  Dieser  Atomismus 
nivelliert  die  Individualität  aller  Einzelnen.  Da  ist  das  Individuum 
nicht  ein  nach  seiner  Individualität  differenziertes  Glied  der  Ge- 
sellschaft, welches  frei  seine  Kräfte  für  die  Gesellschaft  bethätigt, 
zugleich  aber  durch  seinen  Beruf  sich  selbst  erhält  und  befriedigt, 
nicht  ein  Glied,  welches  allen  übrigen  darin  gleich  ist,  dem  Ganzen 
und  sich  selbst  nach  seinem  besonderen  Können  zu  dienen. 
Atomistisch  sollen  alle,  einer  wie  der  andere  —  gleich  Viel  und 
Gleichartiges  geniessen.  Auch  sonst  soll  jedes  Individuum  unge- 
bunden frei  und  nach  Einer  Schablone  gleich  sein.  Die  Erziehung 
soll  den  Hauptzweck  verfolgen ,  alle  vererbten  persönlichen  Un- 
gleichheiten allmählich  auszutilgen.  Selbst  die  Sonderehe  erscheint 
da  gleichheits-  und  freiheitswidrig;  die  'Liebe  müsste  eigentlich 
allen  von  allen  im  Reihendienst  gewährt  werden.  Das  wäre  theo- 
retisch atomistischer,  antisozialer,  extrem  liberaler  und  egalitäfer, 
praktisch  wegen  seiner  Antisozialität  unausführbarer  Kollektivismus. 
Er  hat  lange  in  der  Phantasie  des  kommunistischen  Kollektivis- 
mus gespuckt  und  ist  ein  Geist,  welcher  auch  heute  noch  nicht 
gebannt  ist.  Allein  das  logisch  und  praktisch  notwendige  Pro- 
gramm des  Kollektivismus  stellt  sich  in  diesem  Atomismus  nicht 
dar.  Mit  dem  atomistischen  Kollektivismus  wäre  daher  nicht  über- 
haupt aller  Kollektivismus  widerlegt. 

Man  begreift  die  atomistischen  Verirrungen  leicht,  wenn  man 
auf  ihre  Entstehung  hinsieht.  Der  gesamte  Kollektivismus  ist  bis 
jetzt  über  das  kritische  Stadium  der  Negation  des  Kapitalis- 
mus nur  sehr  wenig  hinausgediehen.  Damit  hängt  es  zusammen, 
dass  er  —  zumal  in  seinen  extremen  Richtungen  einer  einseitig 
atomistischen  Gesellschaftsauffassung  folgt.  Er  ist  hierin  zwar 
nicht  besser ,  aber  auch  nicht  schlimmer ,  als  in  der  Politik  der 
Ultraliberalismus  und  in  der  Oekonomik  der  ungezügelte  Kapita- 
lismus waren  und  es  heute  noch  sind.  Der  Kapitalismus  in  den 
Doktrinen  der  sog.  Manchesterschule  oder  der  Männer  des  schran- 
kenlosen Laissez  faire,  laissez  aller,  erkennt  in  der  nach  Nationen 
gespaltenen  menschlichen  Gesellschaft  auch  nur  eine  Summe,  einen 
Haufen  von  Individuen.  Jedes  Individuum  soll  bei  einem  Minimum 
bindender  Ordnungen  und  rechtlicher  Schranken  thun  und  lassen 
dürfen,  was  es  will,  und  sei  es  auch,  dass  der  eine  dem  andern 
zum  Räuber,  Ausbeuter  und  Vertilger  werden  sollte ,  was  ja  bei 
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der  mit  Hcsitz  ausgestatteten,  kapitalistischen  Schichte  der  Ge- 
sellschaft teilweise  wirklich  zutrifft.  Auch  diese  Auffassung  ist 
einseitigster  Atomismus.  Zwar  leistet  die  menschliche  Gesellschaft 
nichts,  was  nicht  durch  Individuen  geleistet  wi.irde,  und  nur  bei 
vollster  luitfaltung  der  Kräfte  aller  Einzelnen  kann  von  der  Ge- 
samtheit das  Höchste  und  l^este  geleistet  werden;  wer  die  indi- 
viduelle Freiheit  der  lünzelnen  schwächt  oder  ertötet ,  schwächt 
und  tötet  auch  Hau  und  Leben  des  sozialen  Körpers.  Allein  die 
menschliche  Gesellschaft  im  ganzen  und  jede  Volksgemeinschaft 
im  einzelnen  stellen  nicht  einen  Haufen  gleich  und  ungebunden 
thätiger  Individuen,  sondern  eine  Gliederung  von  Individuen  dar, 
deren  jedes  in  seinem  Beruf  —  seine  besondere  Individualität, 
stine  besonderen  Fähigkeiten  frei  und  gleich  jedem  anderen 
selbst  zu  entfalten  hat,  zugleich  zu  seinem  Vorteil  und  zum  Vorteil 
der  Gesamtheit.  Eine  solche  Gliederung,  ein  ethisch  ausgewirkter 
Körper  mannichfaltiger  Individuen  ist  es,  was  Volk  oder  Gesell- 
schaft heisst.  Diese  Auffassung  würde  ich  im  Gegensatz  zum 
Atomismus  die  soziale  Anschauung  schlechtweg  nennen ,  wenn 
das  Wort  »sozial«  nicht  eben  in  Fragen  des  Kollektivismus  so 
vieldeutig  geworden  wäre.  Ich  nenne  daher  diese  Auffassung 
anti-atomistisch. 

Nun  ist  freilich  der  Kollektivismus  bis  jetzt  und  im  Vergleich 
mit  der  streng  kapitalistischen  Anschauung  nicht  nur  nicht  anti- 
atomistisch,  er  ist  vielmehr  ein  hyperatomistischer,  potenzierter 
Standpunkt  des  Individualismus.  Auch  im  kollektivistischen  Ge- 
sellschaftszustand soll  jeder  Einzelne  nach  Belieben  schalten  und 
walten  dürfen,  wie  es  nach  dem  Kapitalismus  oder  ökonomischen 
Liberalismus  der  Kapitalist  allein  zu  thun  sich  vindiziert.  In  dem- 
selben Gesellschaftszustand  sollen  ferner  alle  alles  auf  gleiche  Weise 
thun  dürfen  und  thun  müssen.  Das  ist  bis  zum  äussersten  Grad 
getriebener  Atomismus.  Das  ist  nicht  die  echt  soziale  Bewäh- 
rung eines  Jeden  als  Glieds  der  Gesellschaft  in  jenem  Berufe, 
welcher  jedem  Individuum  freieste  und  fruchtbarste  Entfaltung 
der  eigentümlichen  Kräfte  und  ebensolche  Befriedigung  seiner 
besonderen  Bedürfnisse  sichert  und  hiemit  dem  Individuum  und 
der  Gesamtheit  zugleich  nützt ,  einen  für  alle  und  alle  für  einen 
walten  lässt.  Das  ist  nicht  mehr  positive ,  echt  soziale ,  es  ist 
atomistische  Freiheit  und  Gleichheit  in  einem  Haufen  mechanisch 
aggregierter ,  individualitätsloser  Lebewesen  mit  menschlichem 
Antlitz. 
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Allein  zum  Wesen  des  Kollektivismus  gehört  der  Atomismus 
nicht.  Die  kollektivistische  Sozialökonomie  würde  die  Gliederung 
zu  freier  Entfaltung  der  besonderen  Kräfte,  wahrhaft  soziale  Freiheit 
und  Gleichheit  ,  nicht  bloss  gestatten  ,  sondern  gebieterisch 
verlangen ,  sobald  auch  nur  ein  Anfang  der  Verwirklichung  ge- 
macht werden  wollte.  Die  >^ Kritik  des  Kollektivismus«  wird  also 
nicht  bloss  mit  den  Phantomen  des  atomistischen  Kollektivismus 
kämpfen  dürfen. 

Anarchistischer  Kollektivismus,  Der  atomi- 
stische  Grundirrtum  des  extremen  Kollektivismus  erzeugt  eine 
zweite  Fehlrichtung.  Freiheit  und  Gleichheit  des  Einzelnen  im 
Sinne  gleicher  Ungebundenheit  und  kahler,  nivellierender  Gleich- 
heit führen  zu  den  Forderungen  eines  schlechthin  zwangsfreien, 
Staat-  und  regierungslosen  Gesellschaftszustandes ,  d.  h.  zum 
Anarchismus. 

Allerdings  ist  nicht  aller  Anarchismus  atomistisch  im  Sinne 
des  Dynamitardentums  aufgetreten.  Es  gibt  einen  Anarchismus,  der 
zwar  Rechtszwang,  Staat,  Regierung  und  obrigkeitliche  Autorität 
verwirft,  aber  ein  fleissiges  Zusammenwirken  und  bescheidenes 
Geniessen  aus  freier  M  o  r  a  1  i  t  ä  t  _,  aus  Brüderlichkeit  und 
aus  Gemeinsinn,  nach  freiem  Ueberzeugtsein  und  Sichüberzeugen- 
lassen  auf  Grundlage  des  Kollektiveigentums  fordert.  Klar  und 
scharf  hervorgearbeitet  ist  dieser  Anarchismus,  welchen  ich  den 
idealistischen  Anarchismus  nennen  möchte,  zwar  auch  heute  noch 
nicht.  Allein  die  proletarische  Gedankenbewegung,  wie  sie  sich 
in  den  Programmen  ausdrückt ,  geht  in  steigendem  Masse  nach 
der  Richtung  des  idealistischen  Anarchismus.  Nicht  die  Abwesen- 
heit der  Ordnung  überhaupt,  sondern  eine  freie,  sittliche,  zwangs- 
lose Ordnung  ist  das  Ideal. 

Früher  verlangte  die  deutsche  Sozialdemokratie :  Jedem  den 
vollen  Gegenwert  seiner  in  die  Kollektivproduktion  eingeworfenen 
Leistungen,  Genuss  nach  Verhältnis  der  Masse  und  des  Wertes 
seiner  Arbeit  und  noch  war  viel  die  Rede  gewesen  von  der  Ord- 
nung eines  auf  dieser  Basis  den  Kollektivismus  verwirklichenden 
S-t  aate  s,  welcher  bald  »Zukunftsstaat«,  bald  »Volksstaat«  genannt 
worden  ist.  Nach  den  neuesten  Programmen  und  nach  den  Er- 
läuterungen ,  welche  von  Parteihäuptern  dazu  gegeben  worden 
sind,  gilt  auch  die  Existenz  des  Staats,  nicht  minder  wie  die- 
jenige des  Kapitals  als  ein  geschichtlich  überwundener,  mit  Frei- 
heit und  Gleichheit  unverträglicher  Gesellschaftszustand.   Nun  heisst 
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es:  iiincrliall)  der  l'iiii/ipien  dei-  Freiheil  und  Gleichheit  aller 
ohne  Staat  und  zvvinj^eiide  Obrij^keit  —  meinem  Jeden  Arbeit 
nach  seiner  Arbeitsiahij^keit  und  Genuss  nach  seinem  vernünf- 
tigen Bedürfen!«  In  freiem  Meiss  arbeite  ein  jeder  nach  seinem 
Können  für  alle  ,  und  in  freier  Bescheidenheit  geniesse  er  bloss 
nach  seinem  vernünftigen  Bedürfen ,  für  welches  das  Produkt 
solchen  Arbeitens  überreichlich  zureichen  wird ! 

Dieser  idealistische  Anarchismus  ist  ein  zweifellos  hoher  Ge- 
danke. Er  leidet  nur  daran,  dass  er  unpraktisch  ist ;  denn  auch 
im  kollektivistischen  Gesellschaftszustand  sind  Recht  und  Staat 
für  die  Verwirklichung  von  Freiheit  und  Gleichheit  überhaupt, 
namentlich  aber  als  Gewähren  des  fleissigen  und  wirtschaftlichsten 
Produzierens  und  des  vernünftig  bescheidenen  Konsumierens  aller 
unentbehrlich. 

Nach  einem  die  ganze  soziale  und  alle  übrige  Welt  durch- 
waltenden Grundgesetze  sucht  sich,  wie  der  grosse  Mathematiker 
Gauss  es  formuliert  hat,  jedes  Teilsystem  von  Kräften  in  der  Rich- 
tung des  geringsten  Widerstandes  zu  bewegen.  Bewegung  mit 
geringstem  Widerstand  für  jede  in  diesem  System  eingeschlossene 
Kraft  bedeutet  das  überhaupt  erreichbare  Maximum  von  Freiheit 
und  Gleichheit.  Das  Recht  macht  nun  eben  frei,  indem  es  die  un- 
geheure Summe  von  Widerständen,  welche  die  rein  atomistische 
W^illkür  und  Eigensucht  aller  allen  anderen  bereitet ,  auf  ein  Mi- 
nimum herabsetzt  und  die  Freiheit  in  Verfolgung  der  besonderen 
Einzel-  und  Gesamtbestrebungen  erst  ermöglicht;  man  kann  es 
nicht  oft  genug  wiederholen  ,  was  Cicero  gesagt  hat :  ideo  servi 
legis  sumus,  ut  magis  liberi  esse  possiinus'. 

Und  was  vom  Rechte  gilt,  gilt  auch  vom  Staate.  Indem  dieser 
ein  gutes  Recht  giebt  und  dieses  Recht  durch  die  Justiz  schützt, 
dient  auch  der  Staat  schon  durch  das  Recht  der  Freiheit  und 
der  Gleichheit.  Indem  er  nach  aussen  den  Frieden  wahrt  und 
in  den  auswärtigen  Angelegenheiten  den  eigenen  Bürgern  im 
Ausland  und  den  Ausländern  im  Inland  Hindernisse  wegschafft 
und  Zurücksetzungen  beseitigt,  dient  er  wiederum  der  Freiheit 
und  der  Gleichheit.  Indem  er  die  öffentliche  Ordnung  aufrecht 
erhält,  geschieht  dasselbe.  Indem  der  Staat  ferner  zur  Vereini- 
gung der  Kräfte  für  Gesamtaufgaben,  die  der  Einzelne  nicht  lösen 
könnte,  nötigt,  indem  er  in  ausserordentlichen  Fällen  durch  Unter- 
stützung die  schwächeren  Kräfte  stärkt  und  zur  Entwickelung 
bringt,   ohne  Vorrechte  einzuräumen,  dient  er  abermals  praktisch 
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der  Freiheit  und  der  Gleichheit.  Ohne  ihn  würde  weit  mehr 
Hemmung  aller  durch  alle  in  allgemeiner  Willkür,  also  weit  mehr 
Unfreiheit  bestehen,  und  wäre  die  Gleichheit  aller  in  Entfaltung 
ihrer  besonderen  Kräfte  sehr  beschränkt.  Der  Staat  kann,  muss 
aber  nicht  despotisch  sein  ,  er  kann ,  muss  aber  nicht  Feind  der 
Freiheit  und  der  Gleichheit  sein. 

Aller  Anarchismus,  auch  der  idealistisch  positive 
verliert  notwendig  an  echt  sozialer  Freiheit  und  Gleichheit ,  ver- 
glichen mit  dem  nicht  anarchistischen  Kollektivismus.  Er  verliert 
mit  Recht,  Staat  und  Obrigkeit  einige  Grundpfeiler  vollkommenster 
Güterversorgung  des  ganzen  Volkes.  Allein  der  Anarchismus  ist 
nicht  einmal  gedanklich ,  geschweige  praktisch  ein  notwendiges 
Attribut  des  Kollektivismus.  Auf  Grund  genauerer  Beurteilung 
wird  man  umgekehrt  sagen  müssen:  nur  ohne  Anarchismus,  nur 
mit  Hilfe  weiterer  Fortschritte  in  Recht  und  Staat,  kann  der  Kol- 
lektivismus überhaupt  als  realisierbar  gedacht  werden.  Der 
Kollektivismus  jeglicher  Art  würde  beim  ersten  Versuch  der 
Realisierung  den  Anarchismus  sicherlich  abweisen  und  mit  einem 
höchst  positiven  Staate,  unter  diktatorialen  Gewalten  seinen  ge- 
schichtlichen Einzug  halten  müssen. 

Die  »Kritik  des  Kollektivismus«  wird  also  nicht  diesen  über- 
haupt widerlegt  haben,  indem  sie  jede  Art  von  Anarchismus  ablehnt. 

Idealistischer  oder  desinteressierter  Kollek- 
tivismus. Der  idealistische  Anarchismus  ist  nur  eine  der  Spiel- 
arten des  idealistischen  Kollektivismus.  Der  Anarchismus  setzt, 
um  zwangs-  und  regierungslos  sein  zu  können,  lediglich  die  Brü- 
derlichkeit und  die  freie  Moral  als  wirtschaftliche  Motive  in 
Bewegung.  Man  kann  aber  auch  bei  Anwendung  von  Rechts- 
zwang und  obrigkeitlicher  Gewalt  bloss  die  idealen,  nicht  auch 
die  i.  w.  S.  egoistischen  Motive ,  nicht  auch  die  immateriellen 
und  die  materiellen  Interessen  in  Bewegung  setzen  wollen. 
Die  individuelle  Desinteressierung  der  Volkswirt- 
schaft, nicht  die  Gewinnung  der  Anarchie  kann  das  Leitmotiv 
des  idealistischen  Kollektivismus  sein. 

Der  Kollektivismus  nimmt  in  der  That  grundverschiedene 
Gestalt  an,  je  nach  den  Triebfedern,  welche  er  für  die  wirksamste 
Versorgung  des  Volkes  mit  materiellen  Gütern  in  Bewegung  setzt, 
je  nachdem  er  von  mehreren  anwendbaren  Triebfedern  dieser 
Art  einseitig,  gar  ausschliesslich,  entweder  die  eine  oder  die  andere 
oder  alle  möglichen  in  Bewegung  setzt. 
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\)cx  Antriebe  der  I",in/.elnen  /u  ökonomischem  Handeln  siml 
es  nun  sehr  verschiedene.  iMan  wird  sie  in  den  zwei  grossen  Klassen 
der  idealistischen  und  der  mehr  oder  weniger  egoistischen  Motive 
unterbringen  können. 

Zu  den  idealistischen  Motiven  der  V\'irtschaftlirhkeit, 
welche  sich  als  Beweggründe  selbstloser  Hingebung  in  der  Produk- 
tion und  selbstloser  Beschränkung  auf  das  bloss  vernünftige  Konsu- 
mieren darstellen,  zahlen :  die  Nächstenliebe ,  die  Brüderlichkeit, 
die  l<>eude  an  der  Berufsarbeit ,  das  moralische  und  religiöse 
Pflichtgefühl   u.   a. 

Die  Beweggründe  der  S  e  Ib  st  such  t  sind  von  mancherlei  Art. 
Dieselben  lassen  sich  in  zwei  Unterklassen  unterbringen  ,  in  der 
Klasse  des  wirtschaftlichen  und  in  jener  des  immateriellen  Egoismus. 

Auf  immaterielle  Güter  gerichtet  sind  :  das  Streben  nach 
Unabhängigkeit,  nach  Macht  und  Einfluss  aller  Art,  nach  Ruhm 
und  Ehre,  nach  Befreiung  von  Arbeit  für  die  Zukunft,  nach  Ver- 
meidung von  persönlicher  Strafpein. 

Der  wirtschaftliche  Egoismus  kann  gerichtet  sein  :  auf 
möglichst  grosses  Einkommen  an  materiellen  Gütern,  auf  Erlangung 
von  materiellen  Prämien,  auf  Vermeidung  von  Geldstrafen  u.  s.  w. 

Mittelbar  wird  das  Streben  nach  möglichst  viel  Einkommen 
zum  Streben  nach  immateriellem  Lebensgenuss  (Bildung,  Gesellig- 
keit, Kunstgenuss  u.  s.  w.),  ja  selbst  zum  Streben  nach  Mitteln 
für  Aufopferung,  Liebe,  Hingebung.  Eine  materiell  interessierte 
Wirtschaftsführung  braucht  mittelbar  weder  materialistisch,  noch 
antiidealistisch  zu  sein,  am  allerwenigsten  im  Kollektivismus, 
aber  auch  nicht  durchaus  im  Kapitalismus. 

Der  Kollektivismus  unter  den  Arbeitern  von  heute  ist  idea- 
listisch in  dem  Sinne,  dass  er  nur  die  Motive  der  Hingebung 
und  Moral  für  Bau  und  Leben  des  volkswirtschaftlichen  Körpers 
ins  Spiel  setzen,  dagegen  die  eigentlich  egoistischen  Motive  als 
Quelle  der  Unfreiheit  und  Ungleichheit  beseitigt  wissen  will. 
»Jedem  Arbeit  nach  seiner  Arbeitskraft  und  jedem  Genuss  nach 
seinem  vernünftigen  Bedürfen!«  —  Dieser  Grundsatz  im  neuesten 
Programm  der  ganz  zum  Marx'schen  Kommunismus  übergegange- 
nen Sozialdemokratie  Deutschlands,  welche  ohne  Staat  auskommen 
will,  lässt  nur  die  Deutung  eines  vollständig  desinteres- 
sierten, rein  idealistischen  Kollektivismus  zu. 

Das  soeben  erwähnte  Grundprinzip:  »Jedem  Arbeit  nach 
seiner  Arbeitskraft,   aber  Gütergenuss   nach    seinem    vernünftigen 
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Bedürfen!«  —  ist  nun  an  sich  die  ideale  Norm  für  jede  gute 
Ordnung  der  Volkswirtschaft ,  auch  für  die  kapitalistische  und 
die  sozialistische  Sozialökonomie.  Das  Charakteristische  des 
idealistischen  Kollektivismus  besteht  nur  darin ,  dass  er  dieses 
Ziel  wie  ohne  Zwang  und  Strafe,  so  ohne  jedes  wirtschaftliche 
und  sonstige  Selbstinteresse  der  einzelnen  am  fleissigsten  Arbeiten 
nach  der  Arbeitskraft  und  am  bescheidenen  Konsumieren  erreichen 
will  und  erreichen  zu  können  glaubt. 

Dieser  idealistische  Kollektivismus  wird  unpraktisch  sein. 
Die  Vermutung  spricht  auf  den  ersten  Blick  dafür ,  dass  jenes 
System  der  Sozialökonomie  dem  obersten  Ziel :  »Fleissigstes  Ar- 
beiten eines  jeden  nach  seiner  Arbeitskraft  im  Dienste  der  Ge- 
samtheit und  vernünftigstes  Konsumieren  aller  nach  ihren  beson- 
deren Bedürfnissen«  —  am  nächsten  kommen  wird,  welches  alle 
genannten  Motive  fleissigsten  Produzierens  und  vernünftigsten 
Konsumierens  nebeneinander  und  miteinander  ins  Spiel  setzt. 
Hienach  wird  ein  hyperidealistischer  Kollektivismus  in  Wirklich- 
keit ebenso  starke  Enttäuschungen  bringen  können ,  wie  eine 
hypermaterialistische  Gesellschaftsordnung,  welche  von  egoistischer 
Profit-  und  Lohnsucht  alles  und  das  Höchste  erwartet.  Allein 
der  Kollektivismus  vermag  —  und  dies  thut  der  Proportional- 
Kollektivismus  oder  »Sozialismus«  im  Gegensatz  zum  Kommunis- 
mus —  ebenfalls  die  Hebel  des  materiellen  und  immateriellen 
Selbstinteresses  —  neben  den  idealen  Motiven  in  Bewegung  zu 
setzen,  wie  auf  der  anderen  Seite  auch  die  kapitalistische  Gesell- 
schaft ihre  Wirtschaft,  namentlich  die  Zuteilung  und  Verwendung 
der  Güter  mit  idealistischen  Antrieben  zu  durchdringen  und  zu 
erfüllen  vermag.  Mit  der  Zurückweisung  des  hyperidealistischen 
Kollektivismus  ist  hienach  nicht  aller  Kollektivismus  zurückge- 
wiesen. Auch  dies  muss  für  die  Auseinandersetzung  mit  dem 
Kollektivismus  wohl  beachtet  werden. 

Aller  Kollektivismus  ist  dem  Kapitalismus  darin  überlegen, 
dass  der  erstere  die  idealistischen  Motive  stärker,  unmittelbarer 
und  allgemeiner  wirken  lässt.  Er  kann  aber  auch  die  materiellen 
und  immateriellen  Motive  der  Selbsterhaltung  (Interessen) 
ebenso  stark,  nur  unmittelbarer  und  allgemeiner  bei  aller  Arbeit 
wirken  lassen.  Nur  in  der  unmittelbar  materiellen  Interessierung 
des  die  Volkswirtschaft  leitenden  Kapitals  ist  der  Kapitalis- 
mus überlegen ;  denn  die  führenden  und  leitenden  Individuen  einer 
kollektivistischen  Volkswirtschaft  trüpjen    allein    weder  die  Gefahr 
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des  Verlustes,  noch  ernten  sie  allen  iibcr  den  standesmässigcn  Be- 
darf der  übrigen  Arbeiter  hinausgehenden  Krtrag  der  nationalen 
l'roduktion,  wie  jetzt  die  Unternehmer. 

Der  Antipode  des  extrem  idealistischen  Kommunismus  ist 
der  extrem  liberale ,  atomistische  Kapitalismus.  In  ihm  schiebt 
der  Kapitalist  gerne  alles  ideale  Streben  bei  Seite,  um  nur  immer 
mehr  Geld  zu  erlangen.  Kr  raubt  weithin  der  zu  Privatunterthanen 
hcrabgedrückten  Masse  grossindustrieller,  grosslandwirtschaftlicher, 
grosskommerziellcr  Lohnarbeit  die  Lebensgenüsse  und  Wirtschafts- 
antriebe des  Idealismus  und  des  immateriellen  Selbstinteresses  zu- 
gleich. l'>  lässt  eine  Masse  Individuen  auf  ein  Niveau  herab- 
kommen, wo  sie  gleichgültig  für  die  Zukunft  ihrer  selbst  und  ihrer 
Familien  und  unempfänglich  für  die  Erlangung  aller  höheren  Güter 
und  Genüsse  des  Lebens  werden.  Als  die  Grundeigenschaft  des 
Kapitalismus  stellt  sich  auf  dem  Standpunkt  der  sozialen  Psycho- 
logie dies  dar,  dass  er  mit  grösster  Schärfe,  aber  auch  mit  grosser 
lunseitigkeit  den  materiellen  Egoismus  in  Bewegung  setzt  und 
zwar  so,  dass  nur  für  die  Kapitalisten  und  ihre  Angehörigen  der 
Gelderwerb  auch  als  Mittel  reicher  Versorgung  mit  immateriellen 
Lebensgütern  dienen  soll,  während  die  Lohnarbeiter  unter  der 
Hungerpeitsche  zur  Erlangung  wesentlich  nur  der  materiellen  Le- 
bensnotdurft stehen  und  in  ihrer  Abhängigkeit  vom  geldgebenden 
Kapital  auf  den  Genuss  der  Selbständigkeit,  auf  die  Befriedigung 
der  mitbestimmenden  Teilnahme  an  der  Geschäftslenkung  und 
auf  andere  immaterielle  Genüsse  voraus  verzichten  müssen.  Da- 
durch eben  geschieht  es ,  dass  der  Kapitalismus  im  industriellen 
und  immer  mehr  auch  im  grosslandwirtschaftlichen  Lohnbetrieb 
vom  Proletariat  als  grobe  Verletzung  der  Freiheit  und  Gleichheit 
angesehen  und  revolutionär  bekämpft  wird. 

Die  Einseitigkeit  des  idealistischen  Kollektivismus  als  Gegen- 
füsslers  der  kapitalistischen  Gesellschaft  erklärt  sich  hieraus 
für  die  »Kritik  des  Kollektivismus«.  Nur  darf  diese  Kritik  auch 
die  Kehrseite  der  Medaille  nie  übersehen.  Auf  dieser  Seite  stehen 
zwei  Dinge.  Einmal  die  Möglichkeit,  innerhalb  des  Kapitalismus 
durch  Recht  und  Moral  allgemein  und  mittelbar  sämtliche  Trieb- 
federn guter  Sozialökonomie  in  stärkerem  Masse  wirken  zu  lassen. 
Sodann  die  unvergleichliche  Stärke  wirtschaftlichen  Interessiert- 
seins bei  der  dem  Kapital  übertragenen  Führung  des  sozialen 
Produktions-  und  Umlaufsprozesses.  Die  > Kritik  <  wird  dahin  führen, 
dass  der  extrem  »idealistische«  Kollektivismus  nicht  durchaus  im 
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Stande  sein  dürfte,  diesen  letzteren  Vorteil  auf  kollektivistische  Weise 
auch  nur  aufzuwiegen ,  geschweige  zu  steigern.  Auch  der  Pro- 
portional-Kollektivismus  wird  dazu  nicht  im  ganzen  Umkreis 
volkswirtschaftlicher  Thätigkeit  sich  befähigt  erweisen. 

Radikaler  Kollektivismus.  Der  Kollektivismus  er- 
strebt, wenn  er  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Grundforderung  sich 
hält,  nur  die  Reform  der  Volkswirtschaft.  Wenigstens  un- 
mittelbar nicht  mehr  !  Die  übrigen  Kreise  des  Gesellschaftslebens  : 
Staat,  Kirche,   Schule  ,  Kunst  u.  s.  w.  greift  er  an  sich  nicht  an. 

Mittelbar  bedingt  er  allerdings  tiefgreifende  Aenderungen 
in  allen  Bereichen  des  nichtwirtschaftlichen  Gesellschaftslebens. 
Giebt  es  doch  an  der  ganzen  Volksgemeinschaft  kein  einziges 
Organ  und  keine  einzige  Funktion ,  welche  nicht  des  wirtschaft- 
lich-finanziellen Unterhaltes  fortlaufend  bedürftig  wäre.  Jede  tief- 
greifende Aenderung  der  Volkswirtschaft  —  und  eine  tiefer  ein- 
schneidende als  die  üeberführung  aller  Produktionsmittel  in  das 
Kollektiveigentum  kann  es  nicht  geben ,  —  wird  also  auch  den 
ganzen  übrigen  sozialen  Körper :  Staat,  Wissenschaft,  Kunst,  Ge- 
selligkeit, Erziehung,  Transportwesen,  Militärorganisation  u.  s.  w. 
beeinflussen.  Aber  doch  nur  mittelbar.  Unmittelbar  ist  der 
Kollektivismus  nur  ö  k  o  n  o  m  i  s  t  i  s  c  h.  Jeder  prinzipielle  Schritt 
darüber  hinaus  ist  unberechtigter  Radikalismus. 

Der  Kollektivismus  hat  jedoch  bei  nicht  wenigen  seiner  Gläu- 
bigen die  Grenze  ökonomistischer  Reform  überschritten.  Er  ist 
nicht  bloss  als  Ersatz  der  kapitalistischen  durch  die  kollektiv  be- 
triebene Sozialökonomie  aufgetreten,  sondern  als  unmittelbare 
Universalreform  der  ganzen  menschlichen  Gesellschaft. 
Nicht  bloss  die  Vererbung  der  Produktionsmittel  ist  negiert 
worden,  sondern  diejenige  des  Eigentums  überhaupt.  Nicht  bloss 
die  kollektivistische  Sicherung  des  Familienunterhaltes  ist  gefor- 
dert, sondern  die  rechtlich  befestigte  Ehe  ist  allgemein  in  Frage 
gestellt  worden.  Von  einigen  ist  der  Atheismus  an  Stelle  der 
theistischen  Systeme  als  Volksreligion  der  Zukunft  proklamiert ; 
mindestens  soll  entgegen  der  alten  Gewohnheit  der  christlichen 
Völker  die  Religion  nur  noch  »Privatsache«  sein,  der  öffentliche 
Organismus  der  Kirche  soll  weichen.  Umgekehrt  sollen  der  Un- 
terricht und  die  private  Erziehung,  wesentlich  auch  die  private 
Geselligkeit,  durch  die  öffentliche  Ausbildung,  Erziehung  und  Ge- 
selligkeit ersetzt  werden.  Die  Pflege  von  Wissenschaft  und  Kunst 
hinwiederum    soll    von    allen  als   Privatauikabe    und  Privatgenuss 


624  ^^f--  ^fhäffie: 

betrieben  werden.  Wenigstens  nach  jenen  Systemen,  welche  unter 
dem  Namen  des  idealistischen  Kollektivismus  aufgeführt  werden 
müssen,  darf  es  Rechts/.wang,  Regierung  und  Obrigkeit,  Kommu- 
nal- und  Staatsgewalt  in  der  Hauptsache  nicht  mehr  geben.  — 
Dies  excessive  System  einer  G  e  n  e  r  a  1  r  e  f  o  r  m  der  ganzen 
menschlichen  Gesellschaft  will  ich  im  Gegensatz  zum 
unmittelbar  nur  ökonomistischen  den  universalistischen  oder  radi- 
kalen   Kollektivismus   nennen. 

liei  manchem  kollektivistischen  Denker  und  Phantasten  hat 
auch  der  Gedanke  durchgeklungen :  Volkswirtschaft  und  Volks- 
gesamtleben fallen  zusammen,  die  Volkswirtschaft  sei  s.  z.  s. 
»alles«;  das  ganze  übrige  Gesellschaftsleben  sei  von  der  Volks- 
wirtschaft wenigstens  völlig  abhängig  und  selbständiger  öffent- 
licher Ausgestaltung  nicht  bedürftig.  Ich  will  ein  Bild  gebrauchen  ; 
die  Organe  und  Funktionen  des  zentralen  Nerven-  und  des  ani- 
malen  Muskelsystems  sind  im  tierischen  Körper  vielmehr  die 
hauptsächlichen,  den  Ernährungsprozess  umschliessenden  und  be- 
herrschenden Organe  und  Funktionsysteme.  Im  universalistischen 
oder  radikalen  Kollektivismus  v^ären  umgekehrt  selbständige  öf- 
fentliche Organe,  deren  Berufsarbeiter  nur  im  zentralen  Gesamt- 
leben d.  h.  im  Staate  Entschlüsse  bildend  und  ausführend  auf- 
treten, nicht  ausgebildet.  Es  wären  auch  öffentliche  Körperschaften 
und  Anstalten  der  Kunst,  der  Wissenschaft,  des  Religionslebens 
nicht  anerkannt.  Selbst  die  öffentliche  Bildung  und  Erziehung 
wäre  doch  nur  von  der  Gesamtheit  der  Individuen  durchzuführen, 
welche  in  erster  Linie  alltäglich  eine  gesetzlich  bestimmte  Anzahl 
Stunden  hindurch  »gearbeitet«,  d.  h.  an  der  Kollektivproduktion 
der  materiellen  Güter  sich  beteiligt  haben  würden.  Den  Inbegriff 
solcher  Vorschwebungen  und  Vorschläge  möchte  ich  als  aUvvirt- 
schaftlichen,  pan  ökonomistischen  oder  wenigstens  als  hyper- 
ökonomistischen  Kollektivismus  bezeichnen.  Der  panökonomistische 
Kollektivismus  ist  auch  universalistischer,  nämlich  negativ  univer- 
salistischer, radikaler  Kollektivismus. 

Der  universalistische  Kollektivismus  wird  der  »Kritik«  nicht 
Stand  zu  halten  vermögen.  Offenbar  ist  derselbe  für  die  nicht- 
ökonomische Hemisphäre  der  sozialen  Welt  gefährlich.  Er  be- 
droht die  Bereiche  idealer  Volksgesittung  und  des  idealen  Lebens- 
genusses mit  dem  Untergang  und  mit  Verkümmerung ,  oder 
wenigstens  mit  schweren  Störungen.  Vom  ökonomistischen 
Kollektivismus  kann    aber  nicht    dasselbe    gesagt    werden.     Ehe, 
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Familie,  Sondergeselligkeit,  wie  Staat,  Kirche,  Schule,  öfifentliche 
Kunst-  und  Wissenschaftspflege  können  fortbestehen  und  sich, 
mittelbar  auch  die  Volkswirtschaft  fördernd ,  auch  bei  kollekti- 
vistischer Volkswirtschaft  fortentwickeln.  Der  Staat  insbesondere 
ist  unter  der  Voraussetzung,  dass  er  als  Organ  der  Willens-  und 
Machteinheit  des  sozialen  Gesamtlebens  Vertreter  sämtlicher  Glie- 
derungen des  Volkslebens  in  seinen  Verfassungsorganismus  herein- 
zieht ,  vorzüglich  geeignet ,  einem  berechtigten  Kollektivismus 
ebenso  die  Bahn  zu  brechen,  wie  die  Schranken  zu  setzen. 

Der  rein  ökonomistische  Kollektivismus  ist  mit  unvergleichlich 
grösserer  Leichtigkeit  und  ohne  Gefahr  für  staatliches  und  ideales 
Volksleben ,  ja  mit  Hilfe  des  fortgebildeten  Staates  auszuführen, 
als  jeder  universalistische  Kollektivismus.  Der  Kollektivismus 
würde  bei  einem  Versuch  der  Verwirklichung  sicher  sofort  streng 
ökonomistisch  werden  müssen.  Der  ökonomistische  Kollektivis- 
mus kann  die  »Kritik«  mehr  oder  weniger  aushalten,  wenn  auch 
der  universalistische  Kollektivismus  wird  verworfen  werden  müssen. 

Zentralistischer  (staatlich-kommunaler)  Kol- 
lektivismus. Die  öffentliche  Ausgestaltung  der  Volkswirt- 
schaft auf  Grundlage  des  Kollektiveigentums  an  den  Produktions- 
und Zirkulationsmitteln  kann  ,  was  die  Stellung  der  Kollektiv- 
wirtschaft zu  Staat  und  Gemeinde  —  diesen  Einheitsorganen 
sozialen  Wollens  und  Machens  —  betrifft,  in  verschiedener  Weise 
gedacht  werden  und  ist  wirklich  verschieden  gedacht  worden. 

Entwederübernehmen  die  territorialeinheitlichen  Korporationen 
—  in  der  dreiinstanzlichen  Abstufung  von  Gemeinde,  Provinz  und 
Staat  —  die  Organisation  und  Verwaltung  der  Kollektivwirtschaft. 
Oder  die  Kollektivwirtschaft  findet  selbständige  Organisation  unter 
blosser  Aufsicht  und  Beschützung  durch  den  Staat  analog  der 
Stellung,  welche  Schule,  Kirche ,  öffentliche  Kunst ,  Universitäts- 
Wissenschaft  innerhalb  des  Staats  (der  Provinz ,  Gerneinde)  inne- 
haben. Die  eine  Gestaltung  möchte  ich  den  zentralistischen 
(politischen,  kommunalen),  die  andere  aber  den  nichtpolitischen 
oder  dezentralistischen  Kollektivismus  nennen.  Der  erstere  ist 
mit  dem  sog.  Staatssozialismus,  welcher  als  Kollektivismus  über- 
haupt nicht  anerkannt  werden  konnte,  nicht  zu  verwechseln. 

Bis  jetzt  hat  der  Kollektivismus  in  seinen  Gedanken  über 
den  »Volksstaat«,  »Zukunftsstaat«  u.  s.  w.  wiederholt  eine  Neigung 
zur  zentralistischen,  rein  politisch-kommunalen  Ausgestaltung  ge- 
zeigt.    Hienach  würde  der  Staat  —  in  tieferer  Instanz  die  Provinz 
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und  die  Gemeinde  die  ^'anze  Volkswirtschaft  unmittelbar  in  sich 
aufnehmen.  Uie  Volkswirtschaft  wäre  eine  Staatsfunktion,  wie 
Justiz,  Polizei  und  Militärverwaltung  es  sind.  Der  Staat  ist  sogar 
hauptsächlich  als  Volkswirtschaft  im  panökonomistischen  Kollek- 
tivismus gedacht  worden. 

Nun  kann  aber  nicht  scharf  genug  betont  werden,  dass  die 
praktische  Ausgestaltung  des  Kollektivismus  eine  ganz  oder  in 
der  Hauptsache  zentralistische  nicht  zu  sein  braucht,  noch  so 
werden  soll.  Wenn  man  wieder  die  Analogie  der  Organisation 
tierischer  Ernährung  ,  als  deren  höheres  ethisch-soziales  Ge- 
genbild die  Volkswirtschaft  sich  darstellt,  zur  Veranschaulichung 
heranzieht,  so  ist  der  stoffliche  Unterhalt,  je  höher  die  tierische 
Organisation  steigt ,  desto  weniger  zentralistisch  gestaltet.  Im 
menschlichen  Körper  beeinflusst  zwar  auch  die  bewusste  Nerven- 
thätigkeit  des  Gehirnes  und  die  Muskelthätigkeit  der  Organe  ani- 
maler  Bewegung  regulierend ,  schützend  ,  ergänzend  den  Ernäh- 
rungsprozess.  In  der  Hauptsache  aber  verläuft  die  tierische 
Stoffmetamorphose  unabhängig  von  der  cerebrospinalen  Organi- 
sation und  Lebensthätigkeit,  selbständig  durch  besondere  Organe 
der  Stoffzurüstung ,  der  Stoff-  (Blut-)  Zirkulation,  der  Stofifaneig- 
nung  und  der  Stoffausscheidung  ,  im  gastrischen  Nerven-  und 
Muskelsystem.  Die  ungeheure  Masse  der  Stoffwechselvorgänge 
verläuft  ausserhalb  der  zentralen  Bewusstseins-  und  Bewegungs- 
sphäre des  höheren  tierischen  Organismus.  In  der  bisherigen 
Entwickelung  des  sozialen  Körpers  nimmt  man  von  der  Urzeit 
der  Menschheit  her  bis  jetzt  dasselbe  wahr.  Die  Volkswirtschaft 
hat  zwar  ihre  Wechselwirkung  mit  Staat ,  Kunst ,  Wissenschaft, 
Erziehung  u.  s.  w.  in  Förderungen  und  Abgrenzungen  aller  Art 
immer  reicher  entfaltet,  sie  ist  aber  auch  immer  mehr  ein  selbstän- 
diger, nicht  zentraler  Bereich  des  sozialen  Lebens  geworden. 

Diese  Selbständigkeit  ist  im  Kapitalismus  zum  höchsten  bis 
jetzt  erreichten  Grade  der  Entfaltung  gelangt.  Es  ist  zu  vermuten, 
dass  der  praktische  Kollektivismus,  wenn  er  wirklichen  Fortschritt 
bedeuten  soll,  dem  sozialen  Stofifwechsel  seine  relative  Selbstän- 
digkeit mindestens  ebensosehr  würde  wahren  müssen ,  als  dies 
der  kapitalistische  Gesellschaftszustand  vollzieht.  Der  Kollekti- 
vismus wird  —  abgesehen  von  einzelnen  der  Zentralisation  aus- 
nahmsweise bedürftigen  Geschäften ,  abgesehen  von  Geschäften, 
welche  dem  Staatszweck  als  Mittel  dienen  (vgl.  oben  über  den 
»Staatssozialismus«)  —   nicht  von  den  Organen  der  Willens-  und 
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Machteinheit  der  Gesellschaft,  nicht  von  den  universellen  Territorial- 
korporationen des  Staates,  der  Provinz  und  der  Gemeinde  zu  vollziehen 
sein.  Der  Kollektivismus  kann  wenigstens  auch  dezentralistisch 
ausserhalb  des  Staates  und  der  Kommunen  durchgeführt  werden. 
Der  Kollektivismus  würde  so  die  übrigen  Kultursphären  des  Volkes 
am  wenigsten  stören,  von  ihnen  am  ehesten  ertragen  und  unter- 
stützt werden.  Dezentralistisch  mag  seine  praktische  Durchfüh- 
rung am  ehesten  möglich  sein. 

Diese  Durchführung  wäre  etwa  so  zu  denken  :  nach  allgemeinen 
Gesetzen  über  die  soziale  Wirtschaftsführung  und  unter  Ueber- 
wachung  des  Staates  würde  jeder  Zweig  der  Volkswirtschaft  einem 
System  territorial  gegliederter  Geschäfte  mit  Zentralstellen  für 
die  Leitung  der  Produktion  und  der  Zuteilung  der  Güter  über- 
geben werden.  Diese  einzelnen  Zweige  würden  durch  örtliche 
und  nationale  Organe  der  Hervorbringung  und  Distribution  zwar 
zu  Einem  Verband  planmässiger  Erzeugung  und  Distribution  der 
Güter,  sowie  rationeller  Taxierung  der  Arbeitsleistungen  und  der 
Gütervorräte  zusammengefasst  werden.  Von  Regierung  und  Par- 
lament wäre  aber  diese  soziale  Ernährungsorganisation  um  so 
mehr  unabhängig,  je  rationeller  die  Koordination  und  Superordi- 
nation  der  Geschäfte  und  Geschäftsleitungen  durchgeführt  sein 
würde.  Nur  jene  Geschäfte,  welche  dem  Staate  selbst  als  Mittel 
"dienen,  wie  die  fiskalischen  Betriebe,  oder  welche  nach  ihrer 
Technik  und  Oekonomik  der  Zentralisation  bedürftig  sind,  würden 
vom  Staat,  beziehungsweise  von  den  kommunalen  Körperschaften 
selbst  vollzogen  werden,  und  auch  sie  alle  so,  dass  sie  innerhalb 
des  ordentlichen  Staatshaushaltes  selbständige  Budgetierung  finden 
würden.  Im  übrigen  würde  der  Staat  auch  in  der  Volkswirtschaft 
nur  überwachend  und  schützend ,  in  ausserordentlichen  Fällen 
unterstützend  auftreten,  wie  er  es  gegenüber  dem  öffentlich  orga- 
nisierten Teil  der  Schulerziehung,  der  Wissenschaft,  der  Kunst, 
des  Religionslebens  thut.  Die  kollektivistische  Volkswirtschaft 
könnte  also  —  und  ich  glaube,  sie  niüsste  ebenso  dezentralistisch 
organisiert  werden,  wie  dies  für  die  kapitalistische  Volkswirtschaft 
und  wie  es  für  den  Stoffwechsel  der  höheren  tierischen  Organis- 
men zutrifft.  Die  Finanzen  des  Staates  und  der  kommunalen 
Körperschaften  würden  zwar  aus  den  Erträgen  der  Kollektiv- 
produktion unmittelbar  schöpfen ,  aber  sie  würden  nicht  in  der 
kollektivistischen  Volkswirtschaft  selbst  aufgehen.  Das  Finanz- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1893.  IV.  J.  1 
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gesetz  hiittc  periodiscli  zu  hcsliinincn,  was  uiiil  wieviel  aus  dem 
Ertrage  der  Kollektivproduktioii  an  den  Staat  und  an  die  kom- 
munalen Körperschaften  abzuliefern  wäre.  Im  übrigen  würde  auch 
in  einem  koUektivistisclien  Gesellschaftszustand  das  Leben  der 
Volkswirtschaft  einen  völlig  selbständigen  Verlauf  ausserhalb  der 
zentralen  Willens-  und  Bewegungssphärc  nehmen  können  und  ich 
glaube  nehmen  müssen. 

Eine  »Kritik«  ,  welche  bloss  den  zentralistischen  im  Staate 
und  in  den  Kommunen  aufgehenden  Kollektivismus  abweisen 
könnte,  würde  hienach  nicht  den  Kollektivismus  überhaupt  wider- 
legt haben. 

Ochlokratischer  Kollektivismus.  Ebenso  wie 
eine  nichtzentralistische  Ausführung,  ist  auch  und  gerade  inner- 
halb eines  dezentralistischen  Kollektivismus  eine  Art  der  Verwirk- 
lichung denkbar,  welche  nicht  ochlok  ratisch  wäre. 

Die  kollektivistische  Volkswirtschaft  würde  zwar  die  durch  das 
private  Recht  geordnete  Herrschaft  des  Kapitals  abwerfen.  Eine 
durch  das  öffentliche  Recht  geordnete  Direktion  würde  sie  aber 
nicht  entbehren  können.  Diese  Direktion  würde  wohl  auf  jene 
Weise,  welche  dem  idealistischen  und  anarchistischen  Kollekti- 
vismus vorschwebt,  d.  h.  ohne  Zwang,  ohne  Ueber-  und  Unter- 
ordnung, ohne  Regierung  höchst  wahrscheinlich  nicht  gelingen. 
Es  müssten  obrigkeitlich  anordnende  Autoritäten  (Aemter)  sein, 
welche  nach  den  durch  das  öffentliche  Recht  aufgestellten  Ord- 
nungen dirigieren. 

Diese  autoritären  Aemter  und  Ordnungen  für  Produktion, 
Zirkulation,  Ablieferung  und  Taxierung  der  wirtschaftlichen  Güter 
und  Dienstleistungen  können  entweder  in  autokratischer  oder  in 
demokratischer  Ausgestaltung  gedacht  werden. 

Autokratisch  wäre  der  Kollektivismus  dann ,  wenn  ein 
Monarch  oder  wenn  eine  Minderheit  aus  eigenem  Recht, 
nicht  nach  dem  Willen  des  in  Staat  und  Volkswirtschaft  sich  selbst 
bestimmenden  Volkes  durch  ernannnte  oder  erbliche  Aemter  die 
Volkswirtschaft  auf  Grund  des  Kollektiveigentums  beherrschen 
würde.  Dieser  autokratische  Kollektivismus  wäre  dem  Geiste  des 
vorchristlichen  Pharaonismus  und  des  mittelalterlich  christlichen 
Feudalismus  jedenfalls  mehr  kongenial,  als  dem  Geiste  der  Neuzeit. 
Als  eine  der  kapitalistischen  Volkswirtschaft  überlegene  Formation 
der  Sozialökonomie  ist  er  nicht  möglich  ;  er  ist  auch  nicht  ge- 
fordert.    Derselbe    ist    nur    denkbar    als    N  o  t  o  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o  n, 
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als  kollektivistischer  Cäsarismus,  welcher  den  von  den  Massen 
verlangten  Kollektivismus  nur  noch  despotisch  aufrecht  erhalten 
oder  erstmals  als  »Diktatur  des  Proletariats«  durchführen  würde. 
Der  autokratische  Kollektivismus  kann  nur  als  revolutionäre  An- 
fangs- oder  als  despotische  Enderscheinung  des  Kollektivismus 
für  die  Zukunft  gedacht  werden.  Wir  lassen  denselben  vorläufig 
bei  Seite. 

Nach  dem  Geiste,  welcher  das  Proletariat  bewegt,  muss  der 
Kollektivismus  als  eine  demokratische  Organisation  der  Volks- 
wirtschaft gedacht  werden.  Nur  müsste  diese  demokratische  Or- 
ganisation nicht  als  Ochlokratie,  sie  könnte  auch  als  gemässigte, 
nicht  radikale  Leitung  der  Volkswirtschaft  auftreten. 

Die  »Kritik  des  Kollektivismus«  muss  sich  bezüglich  des 
demokratischen  Kollektivismus  vor  dem  weit  verbreiteten  Vor- 
urteil hüten,  dass  nur  eine  ochlokratische  ,  gänzlich  auf  Massen- 
mehrheitsentscheidungen gebaute  Organisation  des  Kollektivis- 
mus denkbar  und  der  letztere  schon  deshalb  völlig  unausführbar 
sei.  Es  ist  auch  ein  gemässigter  Demokratismus ,  ohne  jegliche 
Verletzung  echt  sozialer  Freiheit  und  Gleichheit  sehr  wohl  denkbar. 

Die  ökonomische  Verfassung  des  demokratischen  Kollekti- 
vismus lässt  sich  als  eine  selbständig  ausserhalb  des  Staates  und 
der  Gemeinde  errichtete,  aber  dennoch  zu  einem  nationalen  Ganzen 
zusammengeschlossene  Gliederungvon  Körperschaften  und  Aemtern 
denken.  Diese  hätten  einerseits  wie  die  übrigen,  nicht  wirtschaft- 
lichen Gliederungen  im  Staate  und  in  der  Gemeinde  ihre  Vertre- 
tung, stünden  aber  auch  unter  der  Oberaufsicht  und  dem  Schutz 
des  Staates.  Aber  nicht  bloss  von  oben  herab  würden  sie  ord- 
nenden Eingriffen ,  Hemmungen  und  Förderungen  unterliegen, 
sondern  auch  von  unten  heraufmüssten  sie  nicht  bloss  durch  das 
rohe  Massenstimmrecht  bestimmt  sein.  Auf  dem  Untergrund  des 
allgemeinen  Stimmrechtes  könnte  ein  ganz  demokratischer,  aber 
dennoch  fest  gegliederter  Aufbau  von  Obrigkeiten  und  von  Ord- 
nungen der  kollektivistischen  Volkswirtschaft  stattfinden.  Gewiss 
könnte  innerhalb  jedes  Geschäftskörpers  Vieles  der  Zustimmung 
der  Geschäftsgenossen  unterworfen  bleiben ,  namentlich  was  die 
Ordnung  des  Zusamnienarbeitens,  die  Disziplin,  die  Arbeits-  und 
die  Materialkontrolle  anbelangt;  selbst  der  Geringste  unter  den 
Geschäftsgenossen  hätte  Anteil  an  der  Leitung  derjenigen  Ge- 
schäfte, welche  er  selbst  mitverrichtet.  Allein  die  kollektivistische 
Volkwirtschaft  würde   nach  Abschaffung  »des  Kapitals«,   welches 

41^^ 


630  J^r.  Schaff le: 

mit  seinem  Interesse  die  wirtschaftliche  Geschäftslcitu.ng  jetzt  ga- 
rantiert, (iarauf  Bedacht  nehmen  müssen,  dass  die  fähigsten  und 
bewährtesten,  die  technisch  und  wirtschaftlich  tüchtigsten  Indivi- 
duen zur  Leitung  berufen  würden.  Jedem  müsste  /.war  jede  Stel- 
lung zugänglich  sein,  wofern  er  die  B  e  f  ä  h  i  g  u  n  g  hat  und  im  Zwei- 
felsfall müsste  innerhalb  jedes  Geschäftskörpers  allgemeine  Wahl 
stattfinden.  Allein  die  luitscheidung  über  die  wirkliche  Befähi- 
gung könnte  der  Ernennung,  der  Bestätigung  und  der  Wahl  von 
speziellen  Wahlkörperschaften  und  gewisser  von  den  Unterabteilun- 
gen aus  aufgebauter,  übergeordneter  Wirtschaftsämter  übertragen 
gedacht  werden.  Und  gewisse  Wahlen,  Ernennungen,  Entschei- 
dungen würden  der  Bestätigung  und  Genehmigung  der  Aufsicht 
führenden  und  volkswirtschaftHches  Recht  gebenden  Staats-  und 
Kommunalgewalten  vorbehalten  sein. 

Der  Üemokratismus  wäre  hiedurch  nicht  aufgehoben,  sondern 
nur  gemässigt  und  gesund  ausgestaltet.  Es  wären  alle  Gliede- 
rungen, wie  alle  Individuen  zu  dem  ihrer  Befähigung  entsprechenden 
Einfluss  gebracht.  Das  allgemeine  Rohstimmrecht,  unter  welchem 
die  Zivilisation  zu  Grunde  gehen  zu  müssen  scheint,  wäre  durch 
gegliederte  Aeusserung  des  Volkswillens  ergänzt  ,  wie  ich  dies 
schon  vor  zwanzig  Jahren  in  »Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers« 
eventuell  vorgeschlagen  habe. 

Allerdings  ist  diese  Ausgestaltung  der  »Demokratie«  ,  die 
körperschaftliche  Gliederung  der  Autoritäten  vom  Boden  des  all- 
gemeinen Stimmrechtes  aus  erst  zu  gewinnen,  allein  unmöglich 
ist  dieselbe  nicht.  Auch  für  das  Staats-  und  für  das  Gemeinde- 
leben ist  das  allgemeine  Stimmrecht  als  Grundlage  der  Gliederung 
in  der  Vertretung  und  in  den  Gewalten  erst  zur  Entwickelung 
zu  bringen.  Diese  Aufgabe  wird  die  gewaltigsten  verfassungs- 
politischen Kämpfe  herbeiführen.  Allein  der  Verfall  der  Zivili- 
sation ist  als  Strafe  gesetzt,  wenn  dieselbe  nicht  gelöst  wird.  Man 
darf  daher  an  der  Möglichkeit  gemässigter  Demokratie  in  einem 
kollektivistischen  Zukunftsstaate  nicht  voraus  verzweifeln.  Es  gehört 
dazu  nur  die  Selbstbefreiung  der  Demokratie  vom  Köhlerglauben, 
dass  die  Bestellung  aller  Aemter  und  Ordnungen  durch  die  Massen- 
mehrheit den  Gipfel  demokratischer  Verfassung  darstelle.  Dieser 
Aberglauben  wird  sich  kaum  behaupten.  Und  gerade  der  Kol- 
lektivismus müsste  bei  Gefahr  der  Volksverarmung  zuerst  damit 
brechen ;  in  der  Volkswirtschaft  heisst  es  ja  ganz  besonders ; 
prinimn  vivere,  deinde  plulosophari! 
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Anti  monarchistischer  Kollektivismus.  Der 
Kollektivismus,  wie  er  jetzt  im  Proletariat  als  Glaube  lebt,  ist 
republikanisch. 

Mit  einer  gewissen  instinktiven  Konsequenz !  Kapitalismus 
und  Monarchismus  haben  im  Grunde  eine  innige  Verwandtschaft. 
Das  Kapital  ist  auf  Privateigentum  begründete  Eigenmacht  Ein- 
zelner zur  Beherrschung  und  Lenkung  der  sozialen  Wirtschafts- 
führung, die  Monarchie  aber  Beherrschung  des  Staatslebens  aus 
politischer  Eigenmacht  Einzelner.  Mit  dieser  Monarchie  ist  die 
atomistische  und  anarchistische  Auffassung  von  Freiheit  und  Gleich- 
heit nicht  verträglich.  Daher  ist  wenigstens  vorläufig  der  demo- 
kratische Kollektivismus  republikanisch,  antimonarchisch.  Alle 
Gegner  des  unbeschränkten  atomistischen  Kapitalismus  denun- 
zieren daher  den  Kollektivismus  bei  den  Monarchen  und  bei  den 
Monarchisten  als  die  höchste  Gefahr  der  Monarchie. 

Meines  Erachtens  wäre  der  Kollektivismus  dadurch  nicht 
widerlegt,  dass  er  eine  antimonarchische  Richtung  hat.  Doch  glaube 
ich,  dass  er  diese  Neigung  gar  nicht  haben  muss.  Auch  in  einem 
monarchischen  Staate ,  ja  in  einem  solchen  vielleicht  früher  und 
leichter,  würde  der  Kollektivismus  durchführbar  sein,  wenn  er 
überhaupt  als  durchführbar  sich  erweisen  sollte.  Meines  Dafür- 
haltens würde  sich  jene  Monarchie  kräftigen,  welche  es  bewirken 
würde,  dass  alles  ,  was  am  Kollektivismus  etwa  berechtigt  wäre, 
ohne  Umsturz  und  unter  der  Vermittelung  der  Monarchie  zur 
Verwirklichung  gelangen  würde.  Auch  die  extrem  republikanische 
Färbung  des  Kollektivismus  vermag  es  daher  nicht,  den  letzteren 
kritisch  zu  beseitigen.  Der  demokratische  Kollektivismus  kann 
die  scheinbare  und  die  wirkliche  Monarchie  ertragen. 

Stets  hat  die  Demokratie  in  Perioden  des  Sturmes  und  Dranges 
jene  Monarchie  geschaffen,  weichein  der  Geschichte  alsTyrannis 
und  Cäsarentum  bekannt  ist.  Zum  Scheine  oder  in  Wirklichkeit, 
im  Namen  und  im  Interesse  des  »Volkes«  wird  hier  die  Regierung 
monarchisch,  selbst  despotisch.  Als  pathologisches  Produkt  stellt 
sich  diese  Monarchie  nach  ochlokratischen  Entartungen  der  Demo- 
kratie ein ;  desgleichen  im  Uebergang  von  der  Aristokratie  zur 
Demokratie  als  vorübergehende  Diktatur. 

Der  Cäsarismus  ist  jedoch  nicht  die  einzige  Form  der  Mo- 
narchie ,  welche  mit  gemässigt  demokratischem  Kollektivismus 
verträglich  erscheint.  Auch  die  alte,  früher  absolute  Monarchie 
verträgt   sich  damit.     Sie  ist    in  Westeuropa    längst    nicht    mehr 
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(Icspolisch.    Sie  ist  konstitnlioiiL'H,   durch  verfassungsmässige  Mit- 
wirkung aristokratischer   oder  demokratischer  oder  gemischt  ari- 
stokratisch-demokratischer  Volksvertretung   gezügelt.     Sie    ist  als 
gemässigte    Monarchie     heute    schon    für     das    Staatsleben    weit 
weniger  autokralisch,  als  es  die  Kai)italherrschaft  in  der  Leitung 
der  Volkswirtschaft  ist.    Daher  wäre  die  verfassungsmässige  Mo 
narchie    sehr    wohl    geeignet ,    an   der  Spitze    eines  in  der  Volks 
Wirtschaft    kollektivistisch    gewordenen  Gemeinwesens  zu  stehen 
den  gemässigt  demokratischen  Kollektivismus  zu  stützen,  Gegen 
Sätze  zu  massigen  und  der  langsamen  ,  nicht  revolutionären  Ein 
führung    kollektivistischer    Volkswirtschaft    Vorschub    zu    leisten 
Der  Widerstand    des    extrem    liberalen    Kapitalismus    gegen    be 
rechtigten  Kollektivismus  kann  in  der  Republik  viel  schroffer  auf- 
treten, als  in  einer  konstitutionellen  Monarchie,  deren  Oberhaupt 
ausgleichend  über  den  Gegensätzen   der  politischen  Parteien  und 
der  wirtschaftlichen  Klassen  steht. 

Der  Kollektivismus  muss  hienach  nicht  antimonarchistisch 
sein.  Viel  eher  lässt  sich  die  Frage  aufwerfen,  ob  nicht  der  Ka- 
pitalismus, wenn  er  dieselbe  Mässigung  seiner  schroffen  Eigen- 
macht erfahren  würde,  wie  die  alte  Monarchie  solche  schon  erfahren 
hat,  den  berechtigten  Wünschen  des  heute  kollektivistisch  ge- 
sinnten Proletariats  hinreichend  entgegenkommen  und  hiemit  die 
kollektivistische  Revolution  bannen  könnte.  Auf  dem  Wege  hiezu 
befindet  sich  ja  bereits  ganz  Westeuropa,  indem  man  durch  Ge- 
setze über  Arbeiterschutz,  durch  Zwang  zur  Versicherung  gegen 
Krankheit  und  Invalidität,  durch  Gewährenlassen  der  Lohnkoa- 
litionen und  Gewerkvereine,  durch  die  Entwickelung  der  gewerb- 
lichen Schiedsgerichte  u.  a.  den  Lohnarbeitern  die  Ansprüche 
auf  gerechten  Anteil  am  Arbeitsertrag  und  die  Ansprüche  auf 
Unabhängigkeit  im  Vertragsverhältnis  zu  sichern  strebt.  Ich  werde 
hierauf  in  der  Kritik  des  Kollektivismus  zurückkommen. 

Internationalistischer  Kollektivismus.  Der 
Kollektivismus  ist  ferner  nicht  notwendig  internationalistisch. 

Wenn  ich  weiter  des  internationalistischen  Kollektivismus  ge- 
denke ,  ,  so  habe  ich  nicht  dies  im  Auge  ,  dass  die  Parteien  des 
Kollektivismus  in  verschiedenen  Ländern  gemeinsam  agitieren. 
Auch  nicht  dies,  dass  sie  wenigstens  zum  Teil  die  nationale  Indivi- 
dualisierung der  Volkswirtschaft  und  des  Staates  bekämpfen.  Es 
handelt  sich  für  die  »Kritik  des  Kollektivismus«  vielmehr  darum, 
sich  über'  die  Wahrheit  der  Behauptung  klar  zu  werden,  dass  der 


Pseudo-  und  Ultrakollektivismus.  633 

Kollektivismus  insolange  unausführbar  sei ,  als  nicht  alle  Völker 
politisch  unter  einen  und  denselben  Hut  gebracht  seien,  dass  er 
nur  internationale  Realisierung  zulasse.  Ich  halte  diese  Behaup- 
tung für  unhaltbar. 

Wenn  der  Kollektivismus  überhaupt  einen  volkswirtschaft- 
lichen Fortschritt  bedeutet,  so  kann  er  auch  national  organisiert 
werden.  Die  Zentralämter  der  nationalen  Kollektivproduktion 
eines  Volks  würden  mit  denselben  Zentralämtern  aller  anderen 
Nationen  und  mit  dem  kapitalistischen  Aus-  und  Einfuhrhandel 
der  anderen  Nationen  in  den  Güteraustausch  eintreten,  indem  sie 
für  die  kollektivistische  Nation  den  kapitalistischen  Handel  ver- 
drängen. Und  auch  der  Staat  hätte  mit  diesem  kollektivistischen 
Aussenverkehr  nur  oberaufsehend ,  ordnend  und  schützend  sich 
zu  befassen;  die  Aufsaugung  des  Aussenhandels  in  den  Staat 
wäre  keineswegs  geboten. 

Mehrere  kollektivistische  Nationen  vermöchten  es  sogar,  einen 
kollektivistischen  Verband  internationaler  Art  durch  völkerrecht- 
liche oder  staatsrechtliche  Verschmelzung  ihrer  kollektivistischen 
Zentralämter  herzustellen.  Diesem  internationalen  Kollektivismus 
würden  die  nationalen  Unterinstanzen  der  Organisation  ebenso 
wenig  fehlen,  als  einem  nationalen  Kollektivismus  die  provinziellen 
und  lokalen  i\emter  fehlen  könnten.  Die  »Kritik«  des  Kollekti- 
vismus hat  dies  zu  beachten. 

Ist  —  nun,  und  dies  führt  zum  Schluss  —  der  Kommunismus  nicht 
auch  den  Fehlsystemen  des  Kollektivismus  zuzuzählen }  Für  den  idea- 
listischen und  anarchistischen  Kommunismus  haben  wir  dies  be- 
reits vermutet  !  Denkbar  ist  aber  auch  eine  Ausgestaltung  des 
Kommunismus,  welche  für  die  »Gütergemeinschaft«  auch  materielles 
Selbstinteresse,  Prämien,  Strafen,  Karenzen  in  Bewegung 
setzen  und  welche  mit  bindendem  Recht  unter  demokratisch  or- 
ganisierten Obrigkeiten  operieren  würde.  Ein  vom  Hyperidealis- 
mus  und  Anarchismus  losgelöster  Kommunismus  darf  nicht  ohne 
weiteres  als  kollektivistisches  Irrsystem  bezeichnet  werden. 

Hier  handelt  es  sich  nach  Bezeichnung  der  Fehlsysteme  noch 
darum,  den  Kollektivismus  nach  den  Grundformen  seiner  denk- 
bar praktischen  Realisierung  scharf  zu  bestimmen.  Dies  führt, 
was  die  unmittelbare  und  volle  Realisierung  betrüTt,  zum 
Kommunismus  und  Sozialismus,  was  aber  die  mittel- 
bare und  teilweise  Realisierung    anlangt ,    zu  jenen  Gestaltungen, 
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welche  ich  als  cj  u  h  s  i  k  a  p  i  t  a  !  i  s  t  i  s  c  h  c  11  iiiul  1  i  m  i  l  i  c  r  l  e  n 
(gemischten)  Kollektivisimis  bezeichnen   möchte. 

K  o  m  111  u  n  i  s  ni  11  s.  Als  solcher  ist  jener  Kollektivismus  anzu- 
sehen, welcher  u  n  mittel  b  ar  auf  die  Gemeinschaft  der  Produkte 
auch  der  vorziij,Micheren  Arbeitskräfte  für  das  vernünftige  Bedürfen 
Aller,  kurz  auf  »Gütergemeinschaft«  sein  Absehen  richtet. 

Die  Gütergemeinschaft  der  Kommunisten  darf  nur  nicht  als 
völlige  Gleichheit  nach  Quantität  und  Art  des  Arbeitens ,  nach 
Quantität  und  Art  des  Geniessens  für  alle  Einzelnen  angesehen 
werden.  Gütergemeinschaft  und  Genussgleichheit  sind  nicht  gleich- 
bedeutend. Uer  Marxistische  Kommunismus  der  deutschen  Sozial- 
demokratie mit  dem  massgebenden  Grundsatz:  Arbeitspflicht  eines 
jeden  nach  seiner  Arbeitsfähigkeit  und  Anspruch  eines  jeden  auf 
Befriedigung  seines  vernünftigen  Bedürfens  bedeutet  nicht  notwendig 
quantitative  und  qualitative  Arbeits  und  Genussgleichheit  Aller 
in  Beziehung  auf  die  materiellen  Güter.  Er  bedeutet  Güterge- 
meinschaft in  der  Weise,  dass  auch  dasjenige,  was  die  befähigteren 
Individuen  mehr  und  vorzüglicher  hervorbringen ,  zur  vollen  Be- 
friedigung aller,  eines  jeden  nach  seinen  individuellen  Bedürfnissen 
vernünftiger  Art ,  verwendet  werde.  Das  ist  auch  Güterge- 
meinschaft. 

Ich  habe  schon  bemerkt,  dass  der  Kommunimus  nicht  anarchi- 
stisch sein  müsse.  Ich  wiederhole,  dass  er  auch  nicht  atomistisch 
zu  sein  braucht.  Die  umsichtige  Kritik  des  Kollektivismus  hat 
sich  vor  dem  Irrtum  zu  hüten ,  den  Kommunismus  lediglich  als 
das  sozialdemokratische  Programm  der  atomistischen  Freiheits-  und 
Gleichheitsschwärmerei  artzusehen.  Gute  Rechts-  und  Staatsord- 
nung ist  der  echten  sozialen  Freiheit  und  der  echten  sozialen 
Gleichheit,  wovon  die  Rede  war  ,  im  höchsten  Grade  förderlich 
und  darf  daher  eine  berechtigte  Forderung  auch  des  Kommunis- 
mus sein.  Die  Gleichheit  insbesondere  braucht  gar  nicht  darin 
zu  bestehen,  dass  alle  der  Reihe  nach  —  gleichviel  und  gleich- 
artig produzieren,  gleichviel  und  gleichartig  geniessen.  Sie  bestünde 
darin,  dass  auch  der  Fähigere  seine  ganze  Arbeitskraft  dem  Dienste 
der  Versorgung  auch  der  Schwachen  zur  Verfügung  stelle  und 
dass  alle  berechtigt  seien,  nach  ihrem  vernünftigen  Bedürfen  am 
Genuss  der  materiellen  und  ideellen  Lebensgüter  auf  Grund  des 
Kollektiveigentums  an  den  Produktions-  und  Zirkulationsmitteln 
teilzunehmen.  Der  antiatomistische  Kommunismus  hat  daher 
auch  nicht  die  Aufgabe  zu  lösen,  durch  öffentlich  geordnete  Paa- 
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rung  und  Erziehung  aller  Kinder  die  persönliche  Gleichheit  aller 
herzustellen,  was  für  immer  unmöglich  ist.  Seine  Aufgabe  wäre 
es  vielmehr,  zur  Brüderlichkeit  und  Bescheidenheit  zu  erziehen, 
damit  unter  möglichst  wenig  Zwang  auch  der  Begabte  nach  dem 
Masse  seiner  Kraft  für  die  Gesamtheit  in  voller  Hingebung  pro- 
duziere, und  dass  umgekehrt  auch  der  Schwache  sich  bescheide, 
nicht  mehr  als  nach  seinem  vernünftigen  Bedürfen  zum  Güter- 
genuss  zugewiesen  zu  erhalten.  Es  mag  sein ,  dass  unter  dem 
neidisch  erregten  Teil  des  Proletariates  der  atomistische  Kom- 
munismus, welcher  zur  Verneinung  fruchtbaren  Gesellschaftslebens 
folgerichtig  hindrängt,  dasjenige  ist,  was  gewollt  wird.  Eine 
notwendige  Forderung  des  Kollektivismus  ist  er  nicht. 

Der  Kommunismus  hätte  seine  Aufgabe  etwa  wie  folgt  zu 
lösen.  Er  müsste  durch  Erziehung  die  Jugend,  durch  öffentliche 
Meinung  und  Anregung  des  genossenschaftlichen  Ehrgefühls  die 
Erwachsenen  zu  allgemeiner  Bethätigung  der  Brüderlichkeit  durch 
Fleiss  und  Geschicklichkeit  in  der  Arbeit,  sowie  durch  Beschei- 
denheit in  einem  nur  vernünftigen  Bedürfen  zu  erziehen  und  zu 
bestimmen  suchen.  Er  hätte  —  und  das  würde  im  Vergleich  mit  dem 
Kapitalismus  für  ihn  wie  für  den  Sozialismus  weitaus  das  Schwie- 
rigste und  am  meisten  Problematische  sein,  nicht  bloss  die  aus- 
führende, sondern  auch  die  leitende  Arbeit  im  Verhältnis  der 
Leistungsfähigkeit  durch  die  technisch  und  wirtschaftlich  Tüch- 
tigsten besorgen  zu  lassen.  Er  hätte  die  Arbeitsliebe  in  jeder 
Weise  zu  beleben  und  die  Bescheidenheit  zu  ehren.  Er  müsste 
den  Arbeitsfleiss  und  die  Arbeitsgeschicklichkeit  durch  die  Liebe 
zum  bestimmten  Beruf  und  durch  gewohnheitsmässige  Uebung 
unterstützen.  Mehr  als  jedes  andere  denkbare  System  müsste 
daher  der  Kommunismus  eine  völlig  antiatomistische  Berufs- 
gliederung durchführen. 

Dass  er  Zwang  und  Strafe  in  höherem  Masse  nötig 
hätte  als  der  Kapitalismus,  dass  er,  um  ausführbar  zu  sein,  das 
allgemeine  Zuchthaus  oder  Zwangsarbeitshaus  werden  müsste, 
kann  ich  jedoch  nicht  finden.  Seine  einzige  Strafe  für  Unfleiss 
wäre  dieselbe,  welche  der  Kapitalismus,  eventuell  Sozialismus  all- 
gemein anwenden  ,  den  Unfleissigen  nur  im  Verhältnis  ihrer 
Leistung  Einkommen  bezw.  Genuss  zu  gewähren. 

Viel  zwingender,  als  der  Kapitalismus  thut  und  auch  der  So- 
zialismus thun  würde,  müsste  der  Kommunismus  in  der  Regelung 
des  vernünftigen  Bedürfens  auftreten ;    denn  das  Bedürfen  würde 
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sich  im  Konitiuinisimis  nicht  (hircli  Selbstbestimmung  auf  Grund 
des  individuellen  Arbeitsverdienstes  regeln. 

iJer  Kollektivismus  der  Sozialdemokratie  war  früiier  Soz  ial  is- 
m  u  s.  Er  verlangte  für  jeden  den  Gegenwert  des  Ertrags  seiner 
Arbeit,  also  Güterzuteilung  an  die  einzelnen  nach  Verhältnis  von 
Quantität  und  Qualität  seiner  Arbeitsbeiträge  zur  Kollektivpro- 
duktion. Nach  den  neuesten  Formulierungen  verlangt  dagegen 
die  "Sozialdemokratie«  ,  welche  man  jetzt  auch  als  Marxismus 
bezeichnen  darf,  Arbeit  für  jeden  nach  seiner  Arbeitskraft  im 
Dienste  der  Gesamtheit  und  Güterzuteilung  an  jeden  nach  Ver- 
hältnis seines  vernünftigen  Bedürfens.  Dieses  Prinzip  gilt  schon 
lange  als  Prinzip  des  kommunistischen  Kollektivismus  gegenüber 
dem  i.  e.  S.  sozialistischen  Kollektivismus. 

Genau  betrachtet  ist  dies  das  oberste  Prinzip  jeder 
Volkswirtschaft.  Dienst  für  das  Ganze  nach  der  Befähi- 
gung eines  jeden  und  Versorgung  durch  das  Ganze  nach  dem 
vernünftigen  Bedürfen  ist  als  die  eigentliche  Aufgabe  aller  Volks- 
wirtschaft aller  Zeiten  anzusehen.  Der  Kapitalismus  ist  verwerflich, 
wenn  und  soweit  er  diese  Aufgabe  nicht  mit  Hilfe  einer  zweiten 
Austeilung  der  Güter  im  Kreise  der  Familie ,  der  Wohlthätig- 
keit  u.  s.  w.  ebensosehr  verwirklicht  als  der  Kommunismus.  Und 
auch  der  Sozialismus  hätte  dem  Kommunismus  zu  weichen,  wenn 
und  soweit  er  jener  obersten  Grundforderung  nicht  auch  gerecht 
würde.  Der  Fundamentalunterschied  des  Kommunismus  vom 
Sozialismus  und  beider  vom  Kapitalismus  liegt  vielmehr  in  der 
Verschiedenheit  der  Mittel  und  Wege,  wodurch  jedes  dieser  drei 
Systeme  bei  bester  Ausgestaltung  jener  Grundforderung  gerecht 
wird.  Der  Unterschied  dieser  drei  Systeme  ist  ein  Unterschied 
in  der  praktischen  Sozialpsychologie  eines  jeden. 
Um  diese  Ansicht  zu  begründen,  habe  ich  auf  dasjenige  zurückzu- 
greifen, was  ich  oben  gelegentlich  der  Charakteristik  des  ideali- 
stischen Kollektivismus  in  Hinsicht  auf  die  die  Organisation  der 
Volkswirtschaft  beherrschenden  psychischen  Motive  bemerkt  habe. 

Der  K  o  m  m  u  n  i  s  ni  u  s  stützt  sich  vorwiegend  auf  die  Macht 
der  idealistischen  Motive  wirtschaftlicher  Selbstbestimmung 
und  setzt  daneben  nur  noch  mehr  oder  weniger  die  Hebel  des 
immateriellen  Egoismus  :  Ehre,  Einfluss,  Volk.sgunst,  Rügen  u.  s.  w. 
in  Bewegung.  Die  unmittelbar  wirtschaftliche  Interessie- 
rung jedes  einzelnen  an  höchster  Bethätigung  seiner  Kraft  inner- 
halb der  Kollektivwirtschaft  lässt  er  aus  dem  Spiel.     Ich  glaube 
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daher,  dass  er  überhaupt,  jedenfalls  aber  für  absehbare 
7j  Q\\.  und  für  erste  Ansätze  einer  positiven  Ausgestaltung  des 
Kollektivismus  volkswirtschaftlich  nicht  bloss  dem  Pro- 
portional-Kollektivismus ,  sondern  auch  einem  durch  Recht  und 
Sozialreform  geläuterten  KapitaHsmus  die  Stirne  nicht  bieten  kann. 

Dagegen  setzt  der  Proportional-Kollektivismus  oder  Sozia- 
lismus i.  e.  S. ,  wie  ich  sofort  zeigen  werde,  nicht  bloss  die 
idealistischen  und  die  immateriell  selbstischen  Motive  stärker  in 
Bewegung,  als  der  Kapitalismus,  sondern  er  operiert  auch  un- 
mittelbar mit  wirtschaftlicher  Interessierung  am  fleissigen  und  ge- 
schickten Arbeiten  und  am  vernunftbescheidenen  Konsumieren. 
Und  zwar  bei  allen  Produzenten  ohne  Unterschied  von  Kapita- 
listen und  Lohnarbeitern  auf  dieselbe  Weise.  Der  Kapitalis- 
mus aber  verlässt  sich  wenigstens,  was  die  Kapitalisten,  die  Leiter 
der  nationalen  Produktion  anbelangt ,  nahezu  ganz  auf  die 
Wirkung  des  Wirtschaft  liehen  Eigeninteresses ,  auf  das 
Streben  nach  Erlangung  von  Profit  und  nach  Vermeidung  von 
materiellem  Verlust  bei  den  Unternehmern,  welche  auch  den  mit- 
produzierenden Nichtkapitalisten  im  Verhältnis  ihrer  Leistungen 
nur  Lohn  geben,  soweit  dies  im  Interesse  des  Kapitals  liegt.  Der 
Unterschied  des  kommunistischen  und  des  sozialistischen  Kollek- 
tivismus untereinander  und  weiter  der  Unterschied  beider  vom 
Kapitalismus  sind  hienach  Unterschiede  der  praktischen  Sozial- 
psychologie eines  jeden  dieser  Systeme. 

Der  »Sozialismus«.  Auch  der  soziahstische  Kollekti- 
vismus will  —  mittelbar  —  Arbeit  aller  im  Masse  ihrer  Leistungen 
und  Güterversorgung  aller  im  Masse  ihres  vernünftigen  Bedürfens. 
Auch  er  fordert  die  Wirksamkeit  aller,  auch  der  idealistischen 
und  der  immateriell  egoistischen  Motive  auf  Grund  des  Kollektiv- 
eigentums an  den  Produktionsmitteln.  Allein  der  Sozialismus 
will  daneben  auch  in  jedem  kollektivistisch  beschäftigten  Arbeiter 
den  wirtschaftlichen  Selbsterhaltungstrieb,  das  berechtigte  Eigen- 
interesse voll  und  allgemein  zur  P2ntfaltung  bringen.  Das  soll 
dadurch  erreicht  werden,  dass  das  Einkommen  eines  jeden  im 
Verhältnis  zu  Menge  und  Wert  seiner  sozialen  Leistungen 
bemessen  wird ,  wodurch  auch  für  die  Vernünftigkeit  des  Be- 
dürfens eine  allgemeine  Garantie  gegeben  wäre.  Die  Verwendung 
eines  Teils  der  kollektivistisch  erzeugten  Güter  zu  dem  Zweck, 
Missverhältnisse  zwischen  Arbeitsfähigkeit  und  Bedürftigkeit  aus- 
zugleichen, d.  h.  kollektivistische  Wohllhätigkeit  im  vollsten  Masse 
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und  in  allf^cincincr  Ausdehnung  wurde  auch  der  Sozialismus  mittel- 
bar üben  können,  wie  sie  direkt  der  Kommunismus  übt  und  in- 
direkt selbst  die  kapitalistische  Gesellschaft  üben  kann.  Der 
Sozialismus  ist  ^grundsätzlich  nicht  atomistisch.  Kr  will  auch  in 
der  Sozialökonomie  nicht  die  Gleichheit  nach  Köpfen  (laotrj;  y.aT' 
apti)|iOv),  sondern   nach  dem  Verdienst  (iooir^;  xai'  d^tav). 

Der  »Sozialismus«  sichert  hienach  der  Leitung  der  Gesamt- 
prodidstion  zwar  nicht  die  scharfen  Sporen  der  Wirtschaftlichkeit, 
welche  der  Kapitalismus  diuxh  Gewinnaussicht  und  durch  Verlust- 
gefahr dem  Privateigentum  in  die  Weichen  drückt.  Dagegen 
giebt  er  allgemein  auch  der  ausführenden  Arbeit  materielle  In- 
teressiertheit an  wirtschaftlichstem  Produzieren ,  denn  er  weist 
unmittelbar  jedem  Arbeiter  das  Einkommen  verhältnismässig  zu, 
was  im  Kapitalismus  von  den  Unternehmern  überhaupt  nicht  er- 
strebt und  von  den  Arbeitern  im  Lohnkampf  nur  sehr  unvoll- 
ständig erreicht  wird. 

Die  wirtschaftliche  Interessiertheit  durch  Einkommen  nach 
Verdienst  erreicht  der  Sozialismus  nicht  durch  eine  mittelst  der 
Macht  des  Privateigentums  führende  und  herrschende  Klasse, 
sondern  unmittelbar  für  allle  im  unmittelbaren  öffentlichen  Volks- 
dienst arbeitenden  Personen,  unter  Aufhebung  des  Privatdienstes 
(Salariates).  Und  alle  würden  überdies  bei  sozialistischer  Organi- 
sation an  der  Regierung  der  Volkswirtschaft  im  ganzen  und  an 
der  Leitung  aller  einzelnen  Geschäftsabteilungen  persönlichen  Anteil 
nach  dem  Masse  ihrer  Befähigung  erhalten,  wofern  nur  die  W^irt- 
schaftsverfassung  des  sozialistischen  Staates  der  Berufung  der 
Befähigtsten  in  die  Arbeitsämter  irgend  günstig  wäre.  Freiheit 
und  Gleichheit  wären  im  Sinne  der  Verhältnismässigkeit  auch  des 
Anteilsam  immateriellen  Genuss  der  Gesellschaftslenkung  für  alle 
hergestellt. 

Hienach  würde  der  Sozialismus  —  und  je  nach  der  Art  seiner 
Ausgestaltung  auch  der  Kommunismus  —  den  wirtschaftlichen 
Antrieben  in  der  Volkswirtschaft  allgemein  etwas  hinzusetzen, 
was  der  Kapitalismus  überhaupt  nicht  aufzubringen  vermag. 
Dem  Kommunismus  aber  bliebe  der  Sozialismus  dadurch  über- 
legen ,  dass  er  den  idealistischen  Motiven  auch  das  Motiv  der 
verhältnismässigen  materiellen  Interessierung  aller  hinzufügen  würde. 

Die  Schwierigkeiten  des  Sozialismus  liegen  auf  der  Seite  der 
praktischen  Sicherstellung  der  Proportionalität  zw  i- 
schen  Arbeit  und  Einkommen  aller. 
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Hiefür  hätte  er  sämtliche  Arbeitsleistungen  nach  Menge  und 
Wert  jedem  einzelnen  gutzuschreiben  und  die  Produkte  der  Kol- 
lektivarbeit nach  mittleren  Kosten  und  nach  jeweiliger  Nachfrage 
zu  bewerten.  Der  Sozialismus  hätte  für  die  Arbeits-  und  für  die 
Produktbewertung  ein  ausgebildetes  ö  f  f  e  ntlichesTaxwesen 
notwendig. 

Ein  solches  Taxwesen  ist  an  sich  nicht  undenkbar. 

Für  jeden  Zweig  der  kollektivistischen  Produktion  wäre  eine 
mittlere  (normale)  Zeitmasse  täghcher  Arbeit  festzustellen.  Harte 
und  anstrengende  Arbeit  würde  entsprechend  in  einem  Mehrfachen 
der  mittleren  Arbeitszeit,  leichte  und  wenig  konsumierende  Arbeit 
aber  nur  mit  einem  Bruchteil  des  Sozialarbeitstages ,  bezw.  der 
Sozialarbeitsstunde  angesetzt  werden. 

Die  Arbeitsleistungen  würden  sich  so  zwischen  allen  einzelnen 
nach  dem  Quantum  der  Leistung  ins  Verhältnis  setzen  lassen. 

Sodann  nach  der  Art  der  Leistung  ;  denn  es  Hesse  sich  für  je- 
den Zweig  der  Produktion  und  für  jede  Abteilung  des  Gesamtge- 
schäftes eine  mittlere  AbHeferung  für  die  Arbeitszeitstunde  fest- 
stellen, —  sogar  mit  Berücksichtigung  der  günstigeren  und  der 
ungünstigeren  Produktionsbedingungen  des  einen  und  anderen 
Geschäftes.  Wer  mehr  als  das  mittlere  Produkt  abliefern ,  also 
fleissiger  arbeiten  würde ,  erhielte  entsprechend  mehr  ange- 
schrieben und  umgekehrt. 

Endlich  Hessen  sich  auf  Grund  aller  dieser  Anschreibungen 
für  jede  Güterart  die  mittleren  Kosten  an  sozialer  Arbeitszeit  er- 
mitteln ,  welche  für  eine  bestimmte  Gütereinheit  (Gewicht  oder 
Stück)  gutgeschrieben  werden  müssten  und  den  Produzenten  durch 
Zuweisung  zu  vergüten  wären.  Die  Produkte  würden  im  Verhältnis 
ihrer  sozialen  Arbeitszeitkosten  taxiert  und  zu  dieser  Sozialtaxe 
den  Arbeitszeitguthaben  aller  einzelnen  in  Gegenrechnung  ge- 
stellt werden.  In  der  Liquidation  zwischen  den  Arbeits-  und 
den  Güterchecks  müssten  beide  Hauptsummen  sich  genau  decken. 

Die  mittleren  Arbeitskosten  könnten  auch  nur  den  allgemeinen 
Anhaltspunkt  für  die  Taxierung  der  Güter  als  Grundtaxe  bilden. 
Die  gefundene  Grundtaxe  nach  Arbeitskosten  könnte  bei  steigen- 
dem Bedarf  oder  abnehmendem  Vorrat  einen  Zuschlag  ,  im  um- 
gekehrten P'all  einen  Abschlag  erfahren.  Mit  dem  Sinken  und 
Steigen  des  Wertes  der  Güter  würden  die  Taxen  ebenso  steigen 
und  fallen  ,  wie  es  in  der  kapitalistischen  Gesellschaft  die  Preise 
thun ,    und  damit    würde   dieselbe    äusserst    vorteilhafte  Wirkung 
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tiir  die  wirtschaftliche  Regelunj^  von  IVoduktion  und  Konsumtion 
7\\  erreichen  sein ,  wie  sie  der  kapitalistischen  Marktpreisbildung 
zuerkannt  werden  nuiss. 

Auch  der  Sozialismus  erscheint  hienach  mit  seinem  charak- 
teristischen (irundgedanken  nicht  überhaupt  unausführbar.  Hie 
Krage  für  diu  Kritik  dieses  Systems  des  Kollektivismus  wird  viel- 
mehr die  sein,  ob  sein  Taxmechanismus  überhaupt  oder  jetzt 
schon  auch  über  die  Bereiche  rechtlicher  und  faktischer  Monopole 
hinaus  der  kapitalistischen  Marktpreisbildung  vorzuziehen  wäre, 
hnmerhin  würde  das  sozialistische  l'axwesen  grossen  Schwierig- 
keiten begegnen,  welche  im  Kapitalismus  durch  die  private  Preis- 
bildimg  auf  den  Waren-  und  Arbeitsmärkten  »leicht  überwunden 
werden.  Eine  nur  unvollkommene  Lösung  des  Problems  könnte 
ja  wohl  so  viele  Disharmonie  zwischen  Leistung  und  Einkommen 
herbeiführen,  als  solche  in  der  kapitalistischen  Gesellschaft  sich 
einstellt.  Dasselbe  würde  dem  Kommunismus  begegnen ,  wenn 
für  seine  Grundschwierigkeit  —  die  Anfeuerung  zu  Fleiss  und 
Bescheidenheit  —  die  Brüderlichkeit  den  Dienst  versagen  würde. 
Ueberlegen  wäre  der  Sozialismus  dem  Kapitalismus  darin, 
dass  er  den  dem  demokratischen  Geist  unserer  Zeit  wenigstens  in 
der  Grossindustrie  widerstrebenden  Privatdienst  zwar  abschaffen, 
aber  die  wirtschaftliche  Interessiertheit  eines  jeden  aufrechterhalten, 
ja  erst  allgemein  herstellen  würde.  Von  dem  Zeitpunkte  an,  da 
die  Massen  die  Freiheit  vom  Gehorsam  gegen  Geldherrn  als  eines 
der  höchsten  idealen  Glücksgüter  ansehen  und  unmittelbare  Volks- 
diener in  öffentlichem  Berufsdienst  sein  wollen,  hätte  jedes  der 
zwei  Systeme  des  Kollektivismus  beim  Vergleich  mit  dem  Kapi- 
talismus das  Recht ,  selbst  einen  etwaigen  Fehlbetrag  bezüglich 
der  Produktivität  durch  das  entschiedene  Uebergewicht  des 
idealen  Genusses  bei  der  Arbeit  aufgewogen  zu  finden.  Die  »Kritik 
des  Kollektivismus«  wird  auch  dies  nicht  missachten  dürfen. 

Quasikapitalistischer  Kollektivismus  (Leih- 
kollektivismus). Die  einzelnen  Geschäfte  oder  Produktions- 
körper, welche  aus  der  professionellen  und  territorialen  Gliede- 
rung der  .Kollektivarbeit  sich  ergeben ,  würden  eine  fortlaufende 
Organisationsthätigkeit  öffentlicher  Art,  fortlaufende  Erneuerung, 
Mehrung  und  Zuweisung  der  kollektiven  Produktionsmittel  und 
fortlaufende  Verteilung  der  arbeitenden  Individuen  an  die  einzelnen 
Geschäfte  erfordern.  Diese  Grundaufgaben  der  Durchführung  der 
Sozialwirtschaft  werden  vom  Kapital  durch  seine  Art  der  Lenkung 
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des  sozialen  Produktionsprozesses  gelöst.  Dem  Kollektivismus  läge 
es  ob ,  dieselben  Aufgaben  auf  Grund  des  Kollektiveigentums 
öffentlich,  jedoch  im  wesentlichen  ausserhalb  des  Staates  (cf.  oben 
S.  623  ff.)  zu   vollziehen. 

Dies  könnte  unmittelbar  durch  die  lokalen,  provinziellen  und 
nationalen  Wirtschaftsämter  geschehen.  Und  an  solchen  »unmittel- 
baren«  Kollektivismus  denkt  man  in  der  Regel  allein. 

Diese  unmittelbare  Wirtschaftslenkung  öffentlicher  Art  bietet 
jedoch  grosse  Schwierigkeiten  dar ,  für  welche  auch  im  Sozialis- 
mus nur  bezüglich  der  örtlich  und  professionell  zweckmässigen 
Klassifikation  der  Arbeitskräfte  eine  verhältnismässig  leichte  und 
einfache  Lösung  sich  finden  würde.  Wie  nun,  wenn  es  möglich 
wäre,  die  ganze  Aufgabe  auch  bezüglich  der  Zuweisung ,  Erhal- 
tung und  Mehrung  der  Produktionsmittel  auf  mittelbare  Weise 
möglichst  mit  derselben  Sicherheit  zu  lösen,  womit  sie  in  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  gelöst  wird.  Ist  denn  eine 
mittelbare,  quasikapitalische  Durchführung  der  Kollektiv- 
wirtschaft undenkbar?     Sie  ist  es  nicht! 

Im  Verlaufe  der  bisherigen  Darstellung  ist  dem  Leser  eine 
in  den  Verein.  Staaten  und  in  England  hochgehende,  bereits  nach 
Deutschland  übergreifende  Strömung  sozialer  Reform  entgegenge- 
treten, welche  in  dieser  Richtung  sich  zu  bewegen  scheint.  Es 
ist  der  allgemeine  Domanialismus,  die  Ueberführung  alles  Bodens 
ins  Kollektiveigentum.  Der  »nationalisierte«  Boden  würde  perio- 
disch in  Zeitpacht  und  Miete  zu  selbständiger  Bewirtschaftung 
an  Unternehmer  abgegeben  werden.  Diese  zeitgenössische  Re- 
formströmung wird  sogar  von  einigen  Kollektivismus  und  Sozia- 
lismus genannt,  was  ich  bereits  habe  zurückweisen  müssen.  Ihr 
fehlt  zum  Kollektivismus  fast  alles.  Sie  ist  nicht  quasikapitalistisch, 
sondern  rein  kapitalistisch.  Nicht  bloss  würden  für  Handel,  In- 
dustrie und  Kredit  das  Kapital  und  Salariat  fortbestehen.  Auch 
die  gepachteten  und  gemieteten  Grundstücke  würden  auf  Privat- 
gewinn und  Privatverlust  mit  privaten  Betriebsmitteln  durch  Unter- 
nehmer und  Lohnarbeiter  ausgebeutet  werden.  Die  Aufhebung 
des  Privateigentums  an  Grundstücken  ergiebt  eben  einen  Pseudo- 
koUektivismus,  welcher  in  Ländern  mit  verbreitetem  Bauernstande 
nur  die  Folge  haben  würde,  dass  auch  die  Masse  der  produktiven 
Arbeit  in  der  Landwirtschaft  herabgedrückt  und  aus  einem  Eigen- 
tümerstand zu  einem  Stand  fiskalisch  ausgezehnteter  Zeitpächter 
herabeedrückt  werden  würde. 
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Allein  mit  tliescni  Doiiianialisimiü  ist  noch  nicht  das  letzte 
Wort  ausgesprochen.  Man  braucht  nur  weiter  zu  gehen  !  Nicht 
bloss  die  Grundstücke,  sondern  auch  alle  übrigen  Produktions- 
mittel könnten  in  das  Kollektiveigentum  übergegangen  gedacht 
werden.  Durch  Verpachtungen ,  Vermietungen  und  Darlehen 
würden  sie  an  ICinzelunternehmer  und  an  Unternehmergenossen- 
schaften unter  Ausschliessung  alles  Salariates  vergeben  werden. 
Die  direkte  öfifentliche  Organisation  bestünde  nur  noch  in  der 
Ausleihung  der  Produktions-  und  der  Zirkulationsmittel,  wogegen 
der  Staat  im  Pacht- ,  Miet-  und  Darlehenszins  die  ganze  s.  g. 
»Grundrente«  und  auch  alle  übrigen  Prioritätsrenten  aus  den  vor- 
züglicheren Produktionsmitteln  zu  seinem  Unterhalt  und  zum  Un- 
terhalt der  Schwachen  einziehen  würde.  Auch  die  Verbesserung 
der  Produktionsmittel  könnte  mehr  oder  weniger  gegen  Vergü- 
tungen und  Prämien  dem  Leihproduzententum  überlassen  gedacht 
werden.  Zum  wirklichen  Kollektivismus  würde  dann  nur  noch 
fehlen,  dass  öffentliche  Taxämter  die  an  die  Gesamtheit  abzutre- 
tenden Gütervorräte  —  etwa  nach  den  auf  Seite  639  entwickelten 
Grundsätzen  —  abschätzen  und  dass  überdies  eine  nach  denselben 
Grundsätzen  stattfindende  Bewertung  der  Arbeitsleistungen  zwischen 
den  Mitgliedern  der  Produktionsgenossenschaften  stattfinden 
würde.  Jene  Arbeitskräfte,  welche  in  den  Kooperativ-Geschaffen 
keine  Aufnahme  fänden,  wären  in  öffentlichen  Kollektivgeschäften 
unterzubringen. 

Dieser  mittelbare  Kollektivismus,  welcher  vielleicht  am  besten 
mit  dem  Namen  der  kollektivistischen  Generalleihe  zu  belegen 
wäre ,  würde  offenbar  der  kapitalistischen  Ordnung  der  Volks- 
wirtschaft am  meisten  sich  annähern,  und  dennoch  als  wirklicher, 
öffentlich  geordneter  Kollektivismus  auf  Grund  des  Gesamteigen- 
tums an  allen  Produktions-  und  Zirkulationsmitteln  sich  darstellen. 
In  diesem  Sinn  und  zum  Unterschied  von  jener  Form  des  Pseudo- 
kollektivismus,  welcher  als  Domanialismus  oder  Boden-Nationali- 
sierung sich  dargestellt  hat,  wäre  es  statthaft,  den  Leihkollektivis- 
mus auch  quasikapitalistischen  Kollektivismus  zu  nennen. 

Es  ist  wenigstens  denkbar,  dass  in  dieser  mittelbaren  Weise 
der  Kollektivismus  leichter  durchgeführt  werden  könnte.  Der 
Leihkollektivismus  würde  allgemein  dazu  spornen,  dass  nach  dem 
Mass  der  Leistungsfähigkeit  produziert  würde  und  er  würde  im 
Betrag  des  ganzen  Zinses  aus  sämtlichen  Produktionsmitteln  reiche 
Mittel  gewähren,   um  nicht  bloss  alle  nichtökonomischen  Bedürf- 
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nisse  des  öffentlichen  Lebens  zu  befriedigen,  sondern  auch  die 
Schwachen  im  Verhältnis  »vernünftiger  Bedürftigkeit«  zu  versorgen, 
ausserdem  das  nationale  Kollektiveigentum  fortgesetzt  in  einfacher 
Weise  zu  erneuern,  zu  vermehren  und  zu  verbessern. 

Ob  dieser  Leih-Kollektivismus  vor  dem  unmittelbaren  Sozia- 
lismus oder  Kommunismus,  selbst  nur  vor  dem  Kapitalismus  den 
Vorzug  verdienen  würde,  ist  eine  ganz  andere  Frage,  die  ich  ab- 
lehnen würde,  wenn  ich  mich  hier  darauf  einlassen  könnte. 

Eingeschränkter  (gemischter)  Kollektivis- 
m  u  s.  Der  Kollektivismus  tritt  bis  jetzt  im  wesentlichen  aus- 
schliessend  auf.  Die  ganze  Sozialökonomie  soll  auf  die  Grund- 
lage des  Kollektiveigentums  an  den  Produktions-  und  Zirkulations- 
mitteln gestellt  werden.  Diese  Ausschliesslichkeit  hat  die  Vermutung 
künftiger  Verwirklichung  gegen  sich;  denn  nach  der  Erfahrung 
aller  Geschichte ,  auch  der  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen 
Evolution,  pflegte  jede  neue  Formation  nicht  allgemein  zu  werden 
und  ablebende  Formationen  nicht  ganz  zu  verdrängen.  Dem 
Kollektivismus  möchte  es  ebenso  ergehen ,  wenn  er  überhaupt 
die  Bestimmung  hätte ,  die  Grundform  einer  Volkswirtschaft  der 
Zukunft  zu  werden.  Die  »Kritik  des  Kollektivismus«  darf  daher 
aus  der  Ausschliesslichkeit,  womit  der  doktrinäre  Kollektivismus 
sich  trägt,  nicht  ohne  weiteres  die  Unmöglichkeit  der  Realisierung 
ableiten.  Sie  muss  zuvor  untersuchen ,  ob  der  Kollektivismus 
nicht  auch  bloss  teilweise  neben  den  älteren  Systemen  der 
Organisation  der  Volkswirtschaft,  neben  und  mit  einem  grösseren 
oder  kleineren  Rest  kapitalistischer  Sozialökonomie  denkbar  wäre. 

Ich  will  daher  in  dieser  Grundlegung  der  Kritik  schliesslich  noch 
feststellen,  dass  der  Kollektivismus  auch  inZumischung  zum 
Kap  italismus  denkbar  bleibt  und  daher  für  ganze  Hauptzweige 
der  Güterhervorbringung  (Landwirtschaft  u.  s.  w.)  auch  unter- 
bleiben könnte,  für  welche  er  etwa  weniger  taugt,  als  die  kapi- 
talistische Sozialökonomic.  Der  Kollektivismus  würde  in  diesem 
Falle  sich  nur  teilweise  ausbreiten,  nur  dort  und  solange  bestehen, 
als  er  die  mehr  ökonomische  und  aus  anderen  Gründen  wün- 
schenswertere Form  der  sozialen  Ifervorbringung  und  Zuteilung 
der  Güter  darstellen  würde. 

Nun  kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  der  Kollekti- 
vismus für  einen  Teil  der  Sozialökonomie  als  denkbar  erscheint, 
wenn  er  selbst  wie  nachgewiesen  für  die  gesamte  Sozialökonomie 
denkbar  ist.    Sozialistisch  oder  kommunistisch,  quasikapitalistisch 
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oder  unmiUcll)ar,  aiil(^kratisch  oder  demokratisch  wäre  der  Kollek- 
tivismus auch  dir  c  i  n  /.  c  1  n  e  Zweige  in  denselben  Formen  rea- 
lisierbar ,  wie  er  es  für  die  Gcsamthervorbringung  und  Gesamt- 
verteilung der  Güter  etwa  sein  würde.  Zum  Unterschied  von  der 
kapitalistischen  Volkswirtschaft  würde  sich  nur  dies  ergeben, 
dass  neben  dem  kapitalistischen  Marktverkehr  mit  Privatpreisen 
und  Privatlöhnen  ein  öffentHches  Taxwesen  für  Arbeitsleistungen 
und  Sachgüter  nach  kollektivistischen  Grundsätzen  sich  ein- 
stellen würde.  Wie  heute  der  Beamte  mit  seiner  Besoldung 
Güter  erwirbt,  welche  kapitalistisch  erzeugt  sind,  und  wie  um- 
gekehrt die  KapitaUsten  und  Lohnarbeiter  heute  schon  Steuern 
und  Taxen  zahlen ,  um  öffenthcher  Güter  und  Dienste  teil- 
haftig zu  werden,  so  würden  die  Produzenten  der  kollektivi- 
stischen Hemisphäre  der  Volkswirtschaften  mit  ihrem  Einkommen 
an  Arbeitstaxen  auch  die  kapitalistisch  erzeugten  Arten  von 
Gütern  erwerben ,  und  umgekehrt  würden  die  Kapitalisten  und 
die  Lohnarbeiter  ihre  Profite  und  Löhne  teilweise  verwenden, 
um  zur  kollektivistischen  Taxe  einen  Teil  der  kollektivistisch  er- 
zeugten Güter  zu  erlangen. 

Somit  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  Kapitalismus  und  Kollekti- 
vismus neben,  mit  und  für  einander  bestehen  könnten,  sei  es  für 
immer,  sei  es  vorübergehend  in  einer  Epoche  langsamer  Einführung 
eines  schliesslich  überwiegenden  Kollektivismus.  Mir  ist  es  voraus 
wahrscheinlich ,  dass  ein  grosser  Teil  der  Volkswirtschaft ,  vor 
allem  die  landwirtschaftliche  Stofifhervorbringung ,  die  Leistung 
persönHcher  Dienste ,  die  Stoffverarbeitung  im  kleinen  auf  wirt- 
schaftlichere Weise  der  kapitalistischen  und  der  altfamihären  Produk- 
tion vorbehalten  bleiben  würden.  Und  es  ist  mir  nicht  minder  wahr- 
scheinlich, dass  der  Kollektivismus  auch  sonst  nur  langsam  und 
nur  teilweise  seinen  Siegeseinzug  in  die  Geschichte  der  Volks- 
wirtschaft würde  bewerkstelligen  können,  falls  er  überhaupt  eini- 
germassen  siegen  würde. 


DIE  SOZIALEN  GRUNDLAGEN  DES 
ÖFFENTLICHEN  RECHTES  IN  ENGLAND. 

VON 

CONRAD  BORNHAK. 


Zweimal  in  dem  Zeiträume  von  wenig  mehr  als  einem  Jahr- 
hundert bildete  England  das  politische  Ideal  für  die  Nationen  des 
Kontinents.  Seit  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  sah  man  in  der 
englischen  Verfassung  diejenige  politische  Freiheit,  denjenigen 
Anteil  der  Gesellschaft  an  der  Leitung  des  Staates  verwirklicht, 
wonach  die  gebildeten  Klassen  des  Kontinents  sich  sehnten.  Als 
dann  in  fast  ganz  Europa  die  konstitutionelle  Bewegung  zum  Siege 
gelangt  war,  und  man  den  ersten  Enttäuschungen  des  parlamen- 
tarischen Lebens  gegenüberstand,  da  glaubte  man  das  Misslingen 
allein  der  unvollkommenen  Rezeption  englischen  Rechtes  zu- 
schreiben zu  müssen.  Nicht  nur  die  englische  Verfassung ,  son- 
dern auch  die  englische  Verwaltung  hätte  man  in  ihren  Grund- 
prinzipien annehmen  sollen.  Dezentralisation  und  Selbstverwaltung 
wurde  seit  den  fünfziger  Jahren  dieses  Jahrhunderts  das  politische 
Schlagwort. 

Wie  berechtigt  auch  immer  die  konstitutionelle  Bewegung, 
wie  berechtigt  auch  immer  das  Streben  nach  Dezentralisation  und 
Selbstverwaltung  sein  mochte,  so  unterliegt  es  doch  gegenwärtig 
keinem  Zweifel  mehr,  dass  in  beiden  Fällen  die  Berufung  auf 
England  der  inneren  Berechtigung  entbehrte.  Die  nähere  Be- 
trachtung des  englischen  Gemeinwesens  lässt  den  bezaubernden 
Schimmer  erblassen ,  der  einst  die  Augen  unserer  Vorfahren 
blendete.  Nicht  der  Verwirklichung  der  politischen  Freiheit  über- 
haupt, sondern  der  Herrschaft  einer  Gesellschaftsklasse,  der  Gentry, 
über  den  Staat  diente  die  englische  Verfassung,  nicht  zur  Kor- 
rektur   des    parlamentarischen    Staatslebens    überhaupt ,    sondern 

42  * 
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der  Klassenherrschaft  der  Geiitry  diente;  die  englische  Selbstver- 
waltung. Daher  die  überraschende  Thatsachc;,  dass,  während  ein 
kontinentaler  Staat  nach  dem  anderen  die  konstitutionelle  Staats- 
form annahm,  durch  die  erste  Reformbill  die  bisherige  Grundlage 
der  englischen  Verfassung  erschüttert,  dass,  während  man  in  Deutsch- 
land mit  Zähigkeit  die  Durchführung  der  Prinzipien  der  Selbst- 
verwaltung anstrebte ,  der  gewaltige  Bau  des  englischen  Self- 
government  allmählich  bis  auf  einige  stehen  gebliebene  Pfeiler 
abgetragen  wurde. 

Es  sind  dieselben  sozialen  Mächte,  die  in  England  und  auf 
dem  Kontinente  die  politischen  Umwälzungen  herbeigeführt  haben 
und  herbeiführen ,  zunächst  die  handel-  und  gewerbtreibenden 
Mittelklassen  und  dann  hinter  diesen  die  grosse  Masse  der  arbei- 
tenden Klassen.  Wie  die  Mittelklassen  auf  dem  Kontinente  Träger 
der  Ideen  der  Verfassung  und  Selbstverwaltung  waren,  so  haben  sie 
auch  in  England  die  frühere  Alleinherrschaft  der  grundbesitzenden 
Gentry  in  Verfassung  und  Verwaltung  gebrochen  und  demnach 
jetzt  erst  die  englische  Verfassung  jenem  politischen  Ideale  ge- 
nähert ,  welches  einst  Montesquieu  in  ihr  bereits  verwirklicht  zu 
finden  glaubte.  Doch  nicht  ohne  weiteres  lässt  sich  eine  herr- 
schende Klasse  ihre  bisherige  Herrschaft  durch  neue  soziale  Mächte 
abringen.  Schrittweise  hat  seit  der  ersten  Reformbill  die  englische 
Gentry  anderen  Klassen  der  Gesellschaft  grösseren  Anteil  am 
staatlichen  Leben  gewährt.  Immerhin  blieb  ihre  Macht,  wenn  sie 
auch  auf  die  Alleinherrschaft  hatte  verzichten  müssen ,  eine  ge- 
waltige. Denn  mochten  Kapitalbesitz  und  erwerbende  Arbeit 
noch  so  grossen  politischen  Einfluss  erlangen,  so  blieb  doch  fast 
der  gesamte  Grundbesitz  des  Landes  in  der  Hand  der  Gentry 
vereinigt.  Damit  war  ihr,  wenn  auch  nicht  die  Majorität  im  Unter- 
hause, so  doch  stets  eine  erhebliche  Vertretung  in  demselben  und 
vermöge  der  Pairie  die  Herrschaft  im  Oberhause  gesichert. 

Die  ganze  englische  Verfassungsgeschichte  muss  dem  ein  Buch 
mit  sieben  Siegeln  bleiben,  der  nicht  die  wirtschaftlichen  Faktoren, 
auf  denen  die  Herrschaft  der  Gentry  in  Verfassung  und  Verwal- 
tung sich  aufbaute,  der  nicht  die  Agrarverhältnisse  des  Landes 
in  Betracht  zieht.  Nur  indem  die  Agrarverfassung ,  wie  sie  im 
vorigen  Jahrhundert  bestand,  alle  drei  Reformbills  und  alle  Ver- 
waltungsreorganisationen überlebte  ,  konnte  die  wirtschaftliche 
Grundlage  der  Stellung  der  Gentry  und    damit  trotz    aller  politi- 
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sehen  Veränderungen  die  Kontinuität  zwischen  der  alten  und  der 
neuen  Zeit  gewahrt  werden. 

Doch  auch  diese  soziale  Grundlage  der  politischen  Macht  der 
Gentry  droht  ins  Wanken  zu  kommen.  Die  seit  den  Reformbills 
neu  aufgetauchten  politischen  Faktoren  suchen  nunmehr  ihre  po- 
litische Macht  zu  benutzen,  um  eine  soziale  Umwälzung  von  schwer- 
wiegendster Bedeutung  ,  eine  Grundbesitzreform  ,  herbeizuführen. 
Der  Vorgang  der  französischen  Revolution ,  dass  neu  erstarkte 
Gesellschaftsklassen  zunächst  die  politische  Macht  für  sich  erringen 
und  dann  vermöge  derselben  eine  soziale  Umwälzung,  wie  sie  in 
Frankreich  die  Beseitigung  der  Feudalrechte  war,  zu  Stande  bringen, 
scheint  sich  hier  als  eine  friedliche  Reformbewegung  wiederholen 
zu  wollen.  Die  Agrarreform  ist  daher  für  England  von  ganz  an- 
derer Bedeutung  als  für  einen  beliebigen  anderen  Staat.  Sie  be- 
deutet nicht  nur  wie  jede  Agrarreform  eine  Aenderung  der  Wirt- 
schaftsverhältnisse, welche  eine  oder  die  andere  politische  Folge 
nach  sich  zieht,  sondern  sie  entscheidet,  da  die  englische  Verfas- 
sung und  Verwaltung  auch  heute  noch  grundsätzlich  auf  die  grund- 
besitzende Gentry  zugeschnitten  ist,  über  Sein  oder  Nichtsein  des 
englischen  Gemeinwesens  in  seiner  bisherigen  Gestalt. 

Die  gleichmässige  Verteilung  von  Grund  und  Boden  unter 
freie  Bauergenossenschaften,  die  wir  als  den  Ausgangspunkt  ger- 
manischen Wirtschaftslebens  anzusehen  gewohnt  sind,  hat  in  Eng- 
land vielleicht  niemals  bestanden.  Schon  in  der  angelsächsischen 
Zeit  ist  die  herrschaftliche ,  auf  grundherrlichem  Gebiete  ange- 
siedelte Dorfgemeinde  allgemein  verbreitet.  Eine  starke  freie  Be- 
völkerung war  nur  in  den  Küstengrafschaften  zwischen  Themse 
und  Humber  vorhanden,  wo  eine  dänische  Kolonisation  der  angel- 
sächsischen gefolgt  war.  In  den  mittleren  Grafschaften  von  Kent 
und  Sussex  bis  herauf  nach  Yorkshire  machen  die  hörigen ,  auf 
gutsherrlichem  Lande  angesiedelten  Ceorls,  vielleicht  einen  starken 
Prozentsatz  von  Anfang  an  unfreier  Briten  umfassend,  die  grössere 
Hälfte  der  Bevölkerung  aus.  In  den  westlichen  Grafschaften 
endlich,  von  der  Halbinsel  Cornwallis  die  Grenze  von  Wales  ent- 
lang, ist  die  persönlich  unfreie  Bevölkerung  stärker  als  irgendwo 
sonst.  Hier  herrscht  der  sächsische  Herr  über  britische  Leib- 
eigene ,    welche    er    im  Kriege    unterworfen   hatte  ').     Die    ganze 


i)  Vgl.  Seebohm,  The  English  Village  Community,   London  1883,  S.  82  ff.,  sowie 
die  dort  gegebenen  kartographischen  Uebersichten. 
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Grundverfassiin^  ist  also  durchdrungen  von  einer  teils  mehr  teils 
minder  starken  Gutsherrlichkeit.  Und  wenn  sich  auch  dazwischen 
noch  manche  freie  Bauern  finden,  welche  weder  Gutsherren  noch 
Hintersassen  sind,  so  suchen  wir  doch  die  ganze  Landstriche  er- 
füllende freie  Bauergemeinde  der  sächsischen  Tiefebene  und  der 
friesischen  Marschen  vergeblich  auf  englischem  Boden. 

Die  grosse  Umwälzung  in  den  Besitzverhältnissen,  welche  die 
normannische  Eroberung  zur  Folge  hatte,  berührte  im  allgemeinen 
nur  die  oberen  Schichten  der  Gesellschaft.  Massenweise  wurden 
die  grösseren  angelsächsischen  Grundeigentümer,  welche  sich  an 
der  »Rebellion«  gegen  Wilhelm  den  Eroberer  beteiligt  hatten, 
ihres  Besitzes  beraubt  zu  Gunsten  normannischer  Vasallen.  Aber 
auch  die  übrig  gebliebenen  angelsächsischen  Grundherren  nötigte 
die  Monarchie  zur  Anerkennung  des  königlichen  Obereigentums 
an  Grund  und  Boden.  So  leitete  sich  der  Grundgedanke  des 
Feudalsystems,  dass  aller  Grundbesitz  ein  vom  Staate  verliehenes 
Recht  sei,  für  England  unmittelbar  aus  der  normannischen  Erobe- 
rung her.  Von  diesem  massenhaften  Besitzwechsel  und  der  funda- 
mentalen Aenderung  des  Besitzrechtes  bleiben  jedoch  die  unteren 
Bevölkerungsschichten  fast  unberührt.  Das  im  Jahre  1086  voll- 
endete Domesdaybook ,  welches  die  Besitzverhältnisse  zur  Zeit 
Eduards  des  Bekenners  und  Wilhelms  des  Eroberers  neben  ein- 
anderstellt,  zeigt  bezügUch  der  Mitgliederanzahl  der  verschiedenen 
Klassen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  eine  überraschend  geringe 
Veränderung  ^).    Die  Hauptmasse  bilden  die  hörigen  Hintersassen 


2)  Vgl.  Gneist,  Engl,  Verfassungsgeschichte.  Berlin,  1882.  S.  94  fT.    Die  verschie- 
denen Besitzverhältnisse  werden  dargestellt  in  folgender  Tabelle: 

Tempore  Eduardi:  Tempore  Wilhelmi: 


Grosse  Grundeigentümer  i  599 


j  Kronvasallen  600 


Königliche  Thane  326    I 

■Kl,-,-.                                                        \  Untervasallen  7  87 1 

Mihtes  2  13    ( 

T,         ^        ^      ,  ^                          „1  Liberi  homines  10  097 

Tenentes  et  subtenentes  2  899  ) 

Ecclescastici                                 i  564  Ecclesiastici  994 

Sochenianni                              23  404  Sochemanni  23  072 

Burgenses                                  17  1 05  Burgenses  7  968 

Villani                                      102  704  Villani  108  407 

Bordarii                                     74  823  Bordarii  82  1 1 9 

Cottarii                                        5  497  Cottarii  5  054 

Servi                                          26552  Servi  25156 

Die  vier  letzten  Klassen    machen  die    unfreie  bäuerliche  Bevölkerung  aus.     Die  vier 

ersten  Klassen  aus  der  Zeit  Eduards  und   die  drei   ersten  aus  der  Zeit  Wilhelms  stellen 

die  durch  die  Eroberung  bewirkte  Besitzumwälzung  dar. 
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auf  stark  belastetem ,  oft  nur  prekären  Besitze ,  die  Villani ,  wie 
jetzt  in  der  lateinischen  Kanzleisprache  die  Ceorls  bezeichnet 
werden.  Ihre  Anzahl  beträgt  über  100  000.  Dann  folgen  über 
80000  Bordarii,  Hofgesinde  und  Büdner,  über  25000  Leibeigene 
und  5000  hintersässige  Käthner.  Die  einem  gutsherrlichen  Ge- 
richte unterworfenen  freien  Grundbesitzer,  Sochemanni,  23  000  an 
Zahl,  bilden  den  Uebergang  von  den  Hörigen  zu  den  freien  Grund- 
besitzern unter  staatlicher  Gewalt.  Diese  letzteren,  über  1000, 
umfassten  jedenfalls  sehr  verschiedene  Elemente ,  Grundherren, 
die  noch  nicht  in  den  Lehnsnexus  eingefügt  waren ,  wie  freie 
Bauern ,  so  dass  auch  hier  wieder  ein  sozialer  Uebergang  statt- 
findet. Die  einzelnen  Bestandteile  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
waren  natürlich  in  der  oben  für  die  angelsächsische  Zeit  skizzierten 
Weise  in  einigen  Grafschaften  mehr ,  in  anderen  weniger  stark 
vertreten. 

Die  Gutsherrlichkeit,  welche  der  gesamten  Agrarverfassung 
des  Landes  ihren  Stempel  aufdrückte,  musste  selbstverständlich 
über  die  rein  wirtschaftliche  und  soziale  Sphäre  hinaus  auch  das 
politische  Gebiet  berühren.  In  der  öffentlichen  Rechtsordnung 
verschafft  sich  aber  stets  die  Gutsherrlichkeit  Geltung  als  Patri- 
monialobrigkeit.  In  der  That  finden  wir  England  zur  Zeit  der 
normannischen  Eroberung  übersäet  mit  Manors ,  patrimonialen 
Gerichts-  und  Polizeiherrschaften  des  Gutsherren  über  seine  Hinter- 
sassen. Ja  diese  patrimonialen  Tendenzen  ergaben  sich  mit  so 
zwingender  Notwendigkeit  aus  den  sozialen  Verhältnissen ,  dass 
selbst  unter  den  ersten  Normannenkönigen  trotz  der  entschieden- 
sten Ausprägung  und  Handhabung  des  staatlichen  Hoheitsrechtes 
seitens  derselben  eine  Reihe  neuer  Manors  entstanden  sind. 

Nur  die  keinem  Gutsgerichte  unterworfenen  Freisassen  und 
Ritter  standen  in  Hundertschaft  und  Grafschaft  unmittelbar  unter 
dem  könighchen  Landvogte,  der  namentlich  das  Grafschaftsgericht 
möglichst  nach  alter  Weise  hegte.  Darüber  hinaus  ging  aber  die 
Beteiligung  der  freien  Grundbesitzer  am  öffentlichen  Leben  noch 
nicht.  Bei  der  direkten  oder  indirekten  Abhängigkeit  alles  Be- 
sitzes von  der  Staatsgewalt,  bei  dem  Zwiespalte  der  Nationalitäten 
war  die  absolute  Monarchie  die  einzig  mögliche  Regierungsform. 
Durch  ihre  Landvögte  und  Kommissarien  vom  Hofe  herrschten 
die  ersten  Normannenkönige  schrankenlos  über  das  ihnen  unter- 
worfene Land. 

Wie  die  normannische  Eroberung  mit  ihrer  Besitzumwälzung 
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nur  die  oberen  Klassen  des  Grundbesitzes  betroffen,  aber  die  Lage 
der  bäuerliclien  Bcvölkinun^  fast  unberührt  j^elassen  hat,  so  musste 
sie  die  patrimonialc  Ordnunj^  des  öffentlichen  Rechtes  der  letz- 
teren gegenüber  erhaltc:n ,  im  übrigen  aber  die  Staatsgewalt  zu 
einer  wenigstens  thatsächlich  unumschränkten  machen. 

Die  persönliche  Unfreiheit  des  Bauernstandes  in  ihren  schär- 
feren und  milderen  Formen  ist  nun  aber  während  des  Verlaufes 
der  folgenden  Jahrhunderte  in  England  vollständig  abgestorben. 
Kein  Gesetzgebungsakt  hat  die  Aufhebung  bewirkt ,  sie  vollzog 
sich  so  allmählich ,  dass  frühere  Geschichtsschreiber  diese  tief- 
greifende soziale  Veränderung  kaum  bemerkt  haben,  und  es  erst 
der  neueren  Zeit  vorbehalten  blieb,  nach  ihren  Gründen  zu  forschen. 
Das  Aufblühen  der  Städte,  welche  den  flüchtigen  Hörigen  und 
Leibeigenen  schützten ,  der  schwarze  Tod ,  der  die  Arbeitskräfte 
dahinraffte  und  den  Geldwert  steigerte,  und  vor  allem  der  stetige 
Einfluss  der  Kirche  mögen  zusammengewirkt  haben,  um  die  Un- 
freiheit zunächst  in  ihren  härtesten  Formen  und  dann  überhaupt 
verschwinden  zu  lassen.  Ein  letztes  vereinzeltes  Beispiel  der  Leib- 
eigenschaft wird  aus  dem  Jahre  1617  berichtet,  wahrscheinlich 
war  sie  schon  unter  den  Tudors  so  gut  wie  erloschen. 

Damit  war  jedoch'  nur  die  persönliche  Unfreiheit  des  Bauern- 
standes gemildert  und  schliesslich  beseitigt.  Sein  Besitzrecht  und 
seine  dingliche  Abhängigkeit  vom  Herren  wurde  durch  die  Frage 
der  persönlichen  Freiheit  und  Unfreiheit  grundsätzlich  nicht  be- 
rührt. Man  kann  sich  seine  Lage  ungefähr  ähnlich  denken  wie 
die  der  preussischen  Bauern  nach  Aufhebung  der  Erbunterthänig- 
keit,  aber  vor  der  »Ablösung«,  d.  h.  in  persönlicher  Freiheit,  aber 
mit  schlechtem  Besitzrechte. 

Von  Hause  aus  hatten  die  bäuerlichen  Hintersassen,  nament- 
lich die  später  als  Copyholders  bezeichneten  Villani  überhaupt 
keine  gesetzliche  Sicherheit,  kein  Recht  auf  den  Besitz,  nur  mo- 
ralisch und  durch  sein  eigenes  Interesse  war  der  Herr  gebunden, 
dem  Copyholder  und  seinen  Erben  die  Hofwehr  nicht  ohne  Grund 
zu  entziehen.  Besonders  die  moralische  Verpflichtung  war  nicht 
ohne  Bedeutung  in  einer  Zeit,  in  der  nicht  die  wirtschaftlichen 
Mächte  schrankenlos  walteten,  sondern  die  Befolgung  eines  mora- 
lischen Pflichtgebotes  durch  die  Autorität  der  Kirche  erzwungen 
werden  konnte  ^).    Jedenfalls  entwickelte  sich  allmählich  vereinzelt 


3)  Vgl.  über  diese  Entwicklung    W.  J.  Ashley,  The  Character  of  Villein  Tenure 
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ein  bevorzugter  Copyhold  mit  anerkannter  Lebenslänglichkeit  oder 
Erblichkeit  des  Besitzes  *).  Die  Pestzeit  des  15.  Jahrhunderts, 
welche  das  flache  Land  entvölkerte  und  dem  Grundherren  seine 
Arbeiter  entzog,  trug  dann  ihrerseits  zu  einer  allgemeinen  Ver- 
besserung des  Besitzrechtes  bei.  Unter  Eduard  IV.  erkannte  sogar 
die  Judikatur  entsprechend  der  Yorkistischen  Regierungspolitik, 
die  niederen  Klassen  möglichst  gegen  die  höheren  zu  schützen, 
die  Erblichkeit  des  Copyhold  gleich  der  des  Freehold  an. 

Hand  in  Hand  mit  der  Verbesserung  des  Besitzrechtes  ging 
die  Ablösung  der  Dienste  und  damit  eine  weitere  Hebung  der 
bäuerlichen  Bevölkerung.  Seit  der  Eroberung  war  der  staatlichen 
Finanzwirtschaft  eine  starke  Fiskalität  und  in  Verbindung  damit 
eine  ausgeprägte  Geldwirtschaft  eigentümlich  gewesen.  Der  Staat 
eilte  hier  den  ökonomischen  Bedürfnissen ,  namentlich  dem  noch 
in  der  Naturalwirtschaft  befangenen  Privathaushalte  weit  voraus. 
Doch  die  Rückwirkung  des  staatlichen  Vorbildes  auf  den  letzteren 
blieb  nicht  aus.  Schon  um  die  Grenzscheide  des  13.  und  14.  Jahr- 
hunderts verschwindet  auf  den  grösseren  Gütern  die  eigene  Ad- 
ministration durch  Baillifs ,  und  an  ihre  Stelle  treten  einzelne 
kleinere  Pächter.  Damit  wurden  aber  die  Hand-  und  Spanndienste 
der  Copyholders  gegenstandslos.  Man  verwandelte  sie  einfach  in 
eine  feste  Geldrente.  Je  mehr  das  Pachtsystem  und  die  Geld- 
wirtschaft an  Ausdehnung  gewannen,  um  so  mehr  verschwanden 
die  bäuerlichen  Dienste.  Schon  im  15.  Jahrhundert  erscheint  die 
Dienstablösung  ziemlich  allgemein  durchgeführt,  wenn  sich  auch  ein- 
zelne Ueberreste  der  alten  Naturaldienste  bis  in  die  neueste  Zeit 
erhalten  haben. 

Während  so  die  bäuerlichen  Hintersassen  in  einer  stetig  auf- 
strebenden sozialen  Entwicklung  begrifTen  sind,  gliedert  sich  auch 
die  von  Anfang  freie  Bevölkerung  des  flachen  Landes  nach  neuen 
Gesichtspunkten. 

Die  Zahl  der  unmittelbaren  Kronvasallen  war  eine  viel  zu 
grosse,  als  dass  dieselben  einen  auch  nur  annähernd  gleichen  Be- 
sitz   haben    und    demgemäss    eine    homogene    Gesellschaftsklasse 


in  den  Annais  of  the  American  Academy  of  Political  and  Social  Science.  Philadel- 
phia, 1890,  Vol.  I,  p.  412  ff.  Hier  finden  sich  insbesondere  zahlreiche  Beispiele  für 
die  Entwicklungsstadien  des  Villein  Tenure. 

4)  Das  erste  Beispiel  von  Erblichkeit  in  einer  Uebergabeerklärung  von  1328  in 
den  Cressingham  Court  Rolls  by  H.  W.  Chandler.  1885.  p.  18:  »ad  opus  Martini  et 
Aliciae  uxoris  ejus  et  heredum  suorum,  tenedum  in  vilenagio,  ad  voluntatem  domini«. 
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hätten  bilden  k(Jnncn.  Durch  den  später  näher  zu  erörternden 
^ewohnheitsmässi^en  Dienst  im  grossen  Rate  der  Krone  scheidet 
sich  aus  der  grossen  Masse  eine  kleinere  Anzahl  geistlicher  und 
weitlicher  Barone  aus ,  welche  nunmehr  die  erste  Gesellschafts- 
klasse bilden  und,  soweit  sie  weltlichen  Standes  sind,  sich  sogar 
rechtlich  zu  einem  erblichen  Amtsadel,  der  Nobility,  abschliessen. 

Andererseits  verschmolzen  seit  den  Zeiten  der  ersten  Eduards 
die  übrigen  Kronvasallen  und  die  Untervasallen,  die  sich  im  we- 
sentlichen in  gleicher  sozialer  Stellung  befinden  mochten ,  trotz 
der  verschiedenen  Rechtsverhältnisse  ihres  Grundbesitzes  zu 
einem  einheitlichen  ländlichen  Mittelstande,  den  Grafschaftsrittern 
oder  der  Gentry.  Ihre  Zahl  mochte  etwa  6000  betragen.  Zu 
einem  niederen  Adel  vermochte  sich  die  englische  Ritterschaft 
trotz  aller  Bemühungen  niemals  abzuschliessen,  da  die  notwendige 
Grundlage  für  einen  solchen,  die  Unveräusserlichkeit  des  Familien- 
gutes, bei  der  Lehnsabhängigkeit  fast  allen  Grundbesitzes  nicht 
aufrecht  zu  erhalten  war.  Schon  in  der  normannischen  Zeit  wurden 
daher  Veräusserungen  des  Lehnsbesitzes  durch  besondere  könig- 
liche Licenzen  gestattet,  und  später  verfolgte  die  Krone  die  un- 
verkennbare Tendenz,  durch  leichte  Gewährung  dieser  Licenzen 
die  Zersplitterung  der  grossen  Lehen  und  die  Verminderung  der 
Macht  der  Lehensträger  zu  befördern. 

Das  soziale  Bindeglied  zwischen  den  Grafschaftsrittern  und 
den  bäuerlichen  Hintersassen  bilden  dann  endlich  die  aus  den 
Liberi  homines  und  Sochemanni  des  Domesdaybook  hervorge- 
gangenen ländlichen  Freisassen.  Dieser  kleinere  ländliche  Mittel- 
stand ist  während  der  letzten  Jahrhunderte  des  Mittelalters  in 
stetiger  Zunahme  begriffen,  da  ihm  vorzugsweise  die  Parzellierung 
und  Teilveräusserung  von  Rittergütern,  wozu  Krieg  und  Ueber- 
schuldung  nötigte,  zu  Gute  kam. 

Indem  die  soziale  Scheidelinie  zwischen  dem  hintersässigen 
Bauern  und  dem  abgesehen  von  dem  Lehnsnexus  persönlich  und 
dinglich  freien  Grundbesitzer  wenn  auch  in  abgeschwächtem  Masse 
bestehen  blieb,  hätte  an  sich  in  den  sozialen  Verhältnissen  kein 
Grund  zu  einer  Aenderung  der  bisherigen  Verwaltungsordnung, 
insbesondere  zu  einer  Verschiebung  der  Machtbefugnisse  zwischen 
patrimonialer  und  staatlicher  Obrigkeit  vorgelegen.  Denn  infolge 
der  dingUchen  Abhängigkeit  des  Copyhold  vom  Manor  bildete 
nach  wie  vor  die  patrimoniale  Gewalt  den  Ausdruck  der  bestehen- 
den sozialen  Ordnung.    Wohl  aber  hatte  die  Monarchie  ein  Interesse 
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daran,  die  überwuchernden  patrimonialen  Gewalten  in  Schranken 
zu  halten.  Die  allmähliche  Abschwächung  der  wirtschaftlichen 
Macht  der  Gutsherren  bot  ihr  hierzu  die  Möglichkeit.  Denn  die 
geschwächte  Gutsherrlichkeit  verlangte  nicht  mehr  mit  solcher 
absolut  zwingenden  Notwendigkeit  ihren  Ausdruck  in  der  öffent- 
lichen Rechtsordnung ,  als  es  in  früheren  Zeitperioden  der  Fall 
gewesen  war.  Seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  (1290)  wird  daher 
die  Errichtung  neuer  Manors  unbedingt  verboten.  Aber  auch 
die  bestehenden  Gutsobrigkeiten  traten  in  den  Hintergrund  und 
starben  schliesslich  ab  gegenüber  den  von  Staatswegen  für  alle 
Klassen  der  Bevölkerung  gleichmässig  geschaffenen  Instituten  des 
Rechtsschutzes. 

Die  Mängel  der  bisherigen  Handhabung  der  Friedensbewah- 
rung durch  Vögte  und  grosse  Gerichtsversammlungen  führen  nach 
einigen  verfehlten  Versuchen  schliesslich  zur  Einsetzung  der  Frie- 
densrichter (1360),  nachdem  schon  früher  in  der  aus  dem  Zeugnis 
der  Gemeindegenossen  hervorgegangenen  Jury  diesen  eine  wirk- 
samere Beteiligung  an  der  Rechtsprechung  ermöglicht  war,  als 
sie  das  verfallende  altgermanische  Prozessverfahren  gewährleistete. 
Vor  diesen  neuen  Organen  der  Friedensbewahrung,  vor  Friedens- 
richter und  Jury ,  sind  patrimoniale  Gewalten  wie  County  Court 
allmählich  als  überflüssig  immer  mehr  in  den  Hintergrund  ge- 
treten und  schliesslich  verschwunden.  Eine  durchaus  staatliche 
Verwaltung  verdrängte  damit  das  bisher  herrschende  gemischte 
System  patrimonialer  und  staatlicher  Gewalten.  Wie  die  bäuer- 
lichen Hintersassen  zur  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Freiheit 
emporstiegen ,  so  entwanden  sie  sich  der  privaten  Obrigkeit  und 
traten  als  freie  Staatsangehörige  auch  unter  staatliches  Recht  und 
Gericht. 

Die  direkte  oder  indirekte  Abhängigkeit  alles  Besitzes  vom 
Staate  bot  aber  ausserdem  den  Plantagenets  die  geeignete  Hand- 
habe, um  ausser  den  militärischen  Lasten,  welche  bereits  seit  der 
Eroberung  nach  dem  Lehnssysteme  auf  dem  Grundbesitze  ruhten, 
demselben  die  neue  Verwaltung  als  persönliche  Leistung  im  Dienste 
des  Staates  aufzuerlegen.  Nicht  wie  auf  dem  Kontinente  ver- 
mochten Grundherrschaften  und  autonome  städtische  Gewalten 
sich  die  staatlichen  Hoheitsrechte  zu  eigen  zu  machen,  ja  selbst 
die  patrimonialen  Befugnisse,  welche  sie  besassen,  verschwanden 
ihnen  aus  den  Händen,  sondern  der  Staat  verlangte  die  Ausübung 
der  Hoheitsrechte  von  den  besitzenden  Klassen  in  seinem  Dienste 
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und  nach  Amtsrcclit.  Von  jedem  wurde  so  viel  gefordert,  als  er  zu 
leisten  im  stände  war.  Die  kleineren  Cirundbcsitzer,  die  Freisassen, 
zog  man  daher  zu  dem  leichleren  Dienste  in  der  Jury,  die  grösseren 
Grundherren  zu  der  ständigen  Verwaltung  des  Friedensrichter- 
amtes heran. 

Als  nunmehr  die  aus  der  Verschmelzung  der  Nationalitäten 
neu  hervorgegangene  englische  Nation  der  absoluten  Monarchie 
der  Normannenkönige  entwachsen  war ,  da  vermochten  die  be- 
sitzenden Klassen  nicht  mehr  nach  kontinentalem  Muster  durch 
Ausbildung  autonomer  Herrschaften  in  einzelnen  Landesteilen  die 
Staatsgewalt  zu  schwächen,  sie  konnten  nur  feste  Rechtsschranken 
für  die  Verwaltung  aufstellen  und  Anteil  gewinnen  an  der  Leitung 
des  gesamten  Staatswesens. 

Die  Verfassungskämpfe  unter  Heinrich  III.  hatten  wenigstens 
das  Eine  deutlich  gezeigt,  dass  es  unmöglich  sei,  aus  der  Gesamt- 
heit der  sozial  höchst  ungleich  gestellten  Kronvasallen  eine  reichs- 
ständische Versammlung  zu  bilden.  Man  musste  sich  begnügen, 
die  grössten  geistlichen  und  weltlichen  Vasallen,  die  sich  einiger- 
massen  in  gleichen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  befanden,  durch 
besondere  königliche  Patente  zu  berufen.  Indem  sich  hieraus  im 
Laufe  weniger  Menschenalter  ein  Recht  gewisser  grosser  Herren 
auf  die  Berufung  mit  besonderen  Standesvorrechten  entwickelt, 
hat  die  oberste  Schicht  der  grossen  Grundbesitzer  als  eine  be- 
sondere Klasse  auch  rechtliche  Anerkennung  erlangt. 

Die  Versammlung  der  grossen  Herren  fand  nun  aber  sehr 
bald  ihre  Ergänzung  in  Abgeordneten  der  Grafschaften,  sowie 
einer  Reihe  von  Städten.  Damit  erhielt  die  Gesamtheit  der 
freien  Männer  ihre  Vertretung.  Die  notwendige  Voraussetzung 
für  das  Wahlrecht  war  aber  wie  für  den  Dienst  in  der  Verwaltung 
die  vollständige  persönliche  Freiheit ,  welche  zur  Zeit  der  Ent- 
stehung des  Unterhauses  die  bäuerlichen  Hintersassen  noch  nicht 
erlangt  hatten.  Wie  auf  dem  Kontinente  bäuerliche  Hintersassen 
weder  lokalobrigkeitliche  Gewalt  noch  Vertretung  in  den  land- 
ständischen Versammlungen  erhalten  konnten,  so  waren  auch  in 
England  nur  Ritter  und  Freisassen  die  politisch  berechtigten  Be- 
völkerungselemente des  flachen  Landes. 

Die  ursprünglich  für  die  Wahl  der  Abgeordneten  der  Graf- 
schaften zum  Parlamente  bestehende  Form  bildete  eine  ziemlich 
regellose  Nomination  im  Grafschaftsgerichte ,  dem  County  Court. 
Damit  war  die  Ausschliessung  der  hintersässigen  Bauern  von  selbst 
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gegeben.  Denn  sie  hatten  ihren  Gerichtsstand  vor  den  Gutsge- 
richten und  waren  gar  nicht  berechtigt,  im  Grafschaftsgerichte  zu 
aktiver  Teilnahme  an  den  Geschäften  zu  erscheinen.  Seit  der 
ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  stellt  sich  das  Verhältnis  dahin 
fest,  dass  alle  Freisassen  mit  wenigstens  vierzig  Schilling  Grund- 
rente das  aktive  Wahlrecht,  dagegen  die  grösseren,  für  das  Friedens- 
richteramt qualifizierten  Gutsbesitzer  das  passive  Wahlrecht  zum 
Grafschaftsabgeordneten  haben  ^).  Der  Grundsatz,  dass  das  poli- 
tische Recht  abhängig  ist  von  der  persönlichen  und  wirtschaft- 
lichen Freiheit  und  den  Leistungen  für  den  Staat  zu  entsprechen 
hat,  war  also  hier  durchaus  gewahrt. 

Die  Städte  wählten  dagegen  ihre  Parlamentskandidaten  inner- 
halb der  kommunalen  Körperschaft  nach  Massgabe  der  Inkorpo- 
rationscharte. In  diesem  Zusammenhange,  wo  die  Wechselbe- 
ziehungen zwischen  dem  politischen  Rechte  und  dem  ländlichen 
Grundbesitze  zu  erörtern  sind,  läge  an  sich  gar  keine  Veranlas- 
sung vor,  auf  die  städtischen  Verhältnisse  einzugehen,  wenn  die- 
selben nicht  eine  starke  Rückwirkung  auf  die  Stellung  der  politisch 
berechtigten  Grundbesitzer  ausübten. 

Nach  dem  Domesdaybook  ist  die  Zahl  der  Bürger  eine  ver- 
schwindend geringe ,  sie  ist  gegenüber  der  angelsächsischen  Zeit 
um  mehr  als  die  Hälfte  gesunken.  Wenn  auch  angenommen 
werden  kann,  dass  in  den  späteren  Jahrhunderten  mit  dem  Auf- 
blühen von  Handel  und  Gewerbe  die  Zahl  der  städtischen  Ein- 
wohner sich  stetig  gehoben  hat,  so  lag  doch  das  wirtschaftliche 
Schwergewicht  hinsichtlich  der  Bewohnerzahl ,  des  Besitzes  und 
der  Leistungen  für  den  Staat  bis  in  das  18.  Jahrhundert  hinein 
zweifellos  im  flachen  Lande.  Dem  würde  es  entsprochen  haben, 
wenn  während  des  ganzen  Mittelalters  und  bis  in  die  neueste 
Zeit  die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der  Unterhausmitglieder 
aus  der  Wahl  der  Grafschaften  hervorgegangen  wäre.  Allein  das 
Gegenteil  war  der  Fall.  Schon  seit  der  Zeit  der  Plantagenets  war 
die  Vertretung  der  Städte  ins  Ungemessene  vermehrt  worden,  so 
dass  am  Schlüsse  des  Mittelalters  die  Zahl  der  städtischen  Abge- 
ordneten viermal  so  gross  war,  als  die  Zahl  der  Grafschaftsabge- 
ordneten. Das  treibende  Element  für  diese  Vermehrung  war  die 
königliche  Politik,  welche  den  Städten  vielfach  wider  ihren  Willen 


5)  Vgl.    darüber  R'uss ,    Geschichte    des  Wahlrechts    7.um  EngHschen   Parlament. 
Berlin.  1885,  S.  15  ff.,  36   ff. 
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das  Wahlrecht  verlieh ,  um  in  den  Abgeordneten  der  politisch 
unscheinbaren  Städte  ein  vom  Königtume  abhängiges  Gegenge- 
wicht gegen  die  Grundbesitzaristokratie  zu  schaffc^n.  In  späteren 
Jahrhunderten  glich  sich  jedoch  dieser  Widerspruch  zwischen  der 
öffentlichen  Rechtsordnung  und  den  sozialen  Grundlagen  der  Ver- 
fassung dadurch  aus,  dass  infolge  der  Verbildung  der  städtischen 
Inkorporationscharten  die  Grundbesitzaristokratie  einen  massge- 
benden Einfluss  auf  die  Wahl  der  Abgeordneten  wenigstens  in 
den  meisten  kleineren  Städten  und  Wahlflecken  erlangte.  Das 
Gleichgewicht  zwischen  der  sozialen  Bedeutung  der  einzelnen 
Gesellschaftsklassen  in  ihrer  Gesamtheit  und  ihrem  politischen 
Rechte  war  damit  entgegen  dem  geschriebenen  Rechte  auf  einem 
Umwege  wiederhergestellt. 

Jahrhunderte  hindurch  fehlte  viel  daran ,  dass  die  Thumbles 
pauvres  commtmes«  des  Unterhauses  mit  den  Lords  des  Ober- 
hauses eine  volle  Gleichberechtigung  hätten  erlangen  können. 
Noch  viel  weniger  war  von  der  Ausbildung  einer  herrschenden 
Klasse  im  Staate  nach  heutigem  Begriffe  die  Rede.  Doch  schritt- 
weise wussten  die  Gemeinen,  indem  sie  unterthänig  baten  und 
gleichzeitig  ihre  Bitten  durch  Bewilligung  oder  Versagung  von 
Subsidien  nachdrücklich  unterstützten,  für  sich  die  gleichen  Be- 
fugnisse zu  erringen  wie  die  Lords,  so  dass  schliesslich  nur  beide 
Häuser  in  ihrer  untrennbaren  Verbindung  die  ständische  Vertre- 
tung des  Landes  ausmachten.  Diejenigen  Gesellschaftsklassen, 
welche  in  dem  Parlamente  vertreten  waren ,  befanden  sich  aber 
damit,  wenn  sie  auch  einen  schwerwiegenden  Einfluss  auf  die  Ge- 
schicke des  Landes  ausübten ,  noch  keineswegs  im  Besitze  der 
Staatsherrschaft.  Denn  noch  bestand  eine  selbständige  Monarchie, 
welche  die  Herrschaft  als  ihr  eigenes  Recht  in  Anspruch  nehmen 
konnte.  Die  Grenzlinie  zwischen  königlichen  und  ständischen 
Machtbefugnissen  war  nach  mittelalterlicher  Art  keineswegs 
scharf  gezogen,  so  dass  sich  in  den  späteren  Kämpfen  zwischen 
den  beiden  Faktoren  des  Gemeinwesens  jeder  in  gleicher  Weise 
auf  das  historische  Recht  berufen  konnte. 

Es  waren  im  allgemeinen  durchaus  gesunde  soziale  Verhält- 
nisse ,  unter  denen  England  in  den  grossen  Entscheidungskampf 
zwischen  Königtum  und  Parlament  eintrat  und  ihn  überstand. 

Die  persönliche  Unfreiheit  der  kleineren  ländlichen  Besitzer 
selbst  in  der  abgeschwächten  Form  einer  blossen  Erbunterthänig- 
keit  war   verschwunden.     Wenn    der  Hintersasse  sich   auch  noch 
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in  wirtschaftlicher  Abhängigkeit  vom  Gutsherren  befand,  so  war 
doch  diese  Abhängigkeit  infolge  der  früh  zum  Durchbruche  ge- 
langten Geldwirtschaft  leichter  zu  tragen,  als  die  übermässig  lange 
festgehaltenen  Naturaldienste  der  französischen  und  deutschen 
Bauern.  Wenigstens  thatsächlich  waren  auch  die  Bauern  im  erb- 
lichen Besitze  ihrer  Höfe.  Die  gute  ökonomische  Lage  und  Lebens- 
haltung der  Bauern  fiel  daher  Fremden,  die  das  Land  bereisten, 
allgemein  auf.  Die  politische  Rechtlosigkeit  teilte  der  Copyholder 
und  Käthner  allerdings  mit  seinen  Genossen  auf  dem  Kontinente. 
Dafür  stand  er  aber  nach  dem  Verfalle  der  Gutsgerichte  unter 
der  unmittelbaren  Obrigkeit  des  Staates.  Sehr  gross  war  auch 
dieser  Vorteil  nicht.  Denn  Gutsherr  und  Friedensrichter  waren 
dieselbe  Person ,  und  der  Handhabung  der  friedensrichterlichen 
Judikatur  vermag  auch  Macaulay  ^)  nur  das  zweifelhafte  Lob  zu 
erteilen ,  dass  diese  Justiz  immerhin  besser  gewesen  sei  als  gar 
keine.  Für  die  politische  Entwicklung  des  Landes  konnte  dieser 
Bauernstand  nur  insofern  von  Bedeutung  sein,  als  auch  die  unteren 
Schichten  der  ländlichen  Bevölkerung  einen  leidlich  festen  Besitz 
hatten ,  keine  soziale  Kluft  zwischen  dem  grossen  Grundherren 
und  dem  besitzlosen  Landarbeiter  bestand.  Zur  Beseitigung  dieser 
kleinen  Grundbesitzer  durch  Auskaufen ,  wie  sie  gleichzeitig  in 
Deutschland  vielfach  stattfand ,  hatte  die  englische  Gentry  eben 
wegen  des  früh  zum  Durchbruche  gelangten  Pachtsystemes  keine 
Veranlassung.  Ebenso  wenig  fand  aber  auf  der  anderen  Seite 
eine  vollständige  Lösung  des  gutsherrlich-bäuerlichen  Bandes  unter 
staatlicher  Einwirkung  statt. 

Von  weit  grösserer  Bedeutung  war  das  nicht  zur  Gentry  ge- 
hörige ländliche  Freisassentum ,  welches  in  Verbindung  mit  der 
handel-  und  gewerbetreibenden  städtischen  Bevölkerung  den  po- 
litisch berechtigten  Mittelstand  ausmachte.  Die  Freisassen,  Yeomen, 
waren  seit  der  Zeit  der  Tudors  in  stetiger  Zunahme  begriffen  ge- 
wesen. Die  Säkularisierung  eines  grossen  Teiles  des  kirchlichen 
Besitzes  durch  die  Reformation ,  die  freie  Teilbarkeit  der  Lehen- 
güter und  die  seit  Heinrich  VIII.  anerkannte  Testierfreiheit  über 
dieselben ,  sowie  endlich  die  Steigerung  der  Grundrente  infolge 
des  Anwachsens  der  Bevölkerung  vermehrten  in  gleicher  Weise 
Zahl  und  Wohlstand  der  Freisassen.  Im  17.  Jahrhundert  sollen 
160000  Freisassen  mit  einem  Einkommen  von  60-70  £  vorhanden 

6)  History  of  England,  cliapt.  III. 
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gewesen  sein.  Ausser  dem  Dienst(!  in  der  Jury  hatten  die  Tudors 
diesem  ländlichen  Mittelstande  schwere  Pflichten  d(,'r  auf  die  Ge- 
meinde ausgedehnten  S(;lbstverwaltung,  namentlich  in  Armen-  und 
Wegeangelegenheiten  auferlegt.  Der  Dienst  in  der  Miliz  und  das 
Parlamcntswahlrecht,  welches  alle  Freisassen  mit  vierzig  Schilling 
Grundrente  besasscn,  verlieh  ihnen  endlich  in  Verbindung  mit  den 
Städten  eine  ausschlaggebende  Stellung  in  den  Kämpfen  zwischen 
König  und  Parlament.  Während  Nobility  und  Gentry  in  ihrer 
Parteinahme  geteilt  waren,  hat  gerade  das  entschiedene  Eingreifen 
der  politisch  berechtigten  Mittelklassen  gegen  Königtum  und  hoch- 
kirchliche Bestrebungen  den  endgiltigen  Sieg  des  Parlaments  her- 
beigeführt. 

Indem  ein  neuer  politisch  berechtigter  Mittelstand  zu  immer 
grösserer  Bedeutung  gelangte,  verminderte  sich  nun  aber  gleich- 
zeitig die  soziale  Scheidung  zwischen  Nobility  und  Gentry  all- 
mählich derart,  dass  beide  nur  noch  als  eine  einzige  Klasse  er- 
schienen. Schon  die  Kämpfe  der  beiden  Rosen  hatten  die  Zahl 
der  Pairs  von  fürstlichem  Ansehen  stark  gelichtet.  Erhebungen 
von  Mitgliedern  der  Gentry  in  die  Pairie  mussten  die  übrig  Ge- 
bliebenen ergänzen.  Wenn  nun  die  Stuarts  solche  Erhebungen 
massenhaft  und  für  Geld  vornahmen,  so  konnte  die  Pairie  in  ihrer 
Gesamtheit  nicht  mehr  als  besondere  Klasse,  sondern  nur  als  eine 
erbliche  Ehrenauszeichnung  innerhalb  der  Gentry  erscheinen.  Auch 
an  Umfang  des  Besitzes  fand  abgesehen  von  einigen  grossen  Pairs- 
familien  ein  erheblicher  Unterschied  zwischen  Nobility  und  Gentry 
nicht  mehr  statt. 

Alle  Versuche  der  Gentry,  sich  zu  einem  niederen  Adel  recht- 
lich abzuschliessen,  waren  aber  misslungen.  So  war  der  aufstei- 
genden sozialen  Bewegung  keine  rechtliche  Schranke  gezogen. 
Selbst  der  Unterschied  des  Besitzrechtes  zwischen  Gentry  und 
Yeomanry  verschwand,  indem  als  einer  der  ersten  Akte  nach  der 
Restauration  Karls  II.  der  veraltete  Lehnsnexus  vollständig  und 
für  immer  aufgehoben  und  damit  der  Besitz  von  Nobility  und 
Gentry  zum  gewöhnlichen  Freehold  wird. 

Wenn  die  auf  diesen  sozialen  Grundlagen  aufgebaute  englische 
Verfassung  gleich  den  ständischen  Verfassungen  des  Kontinents 
im  17.  Jahrhundert  eine  Umgestaltung  erfahren,  wenn  die  Unbe- 
stimmtheit mittelalterlicher  Rechtsordnung  einer  festen  Kompetenz- 
regulierung unter  den  einzelnen  Staatsfaktoren  weichen  musste, 
so  konnte   für  England   die  Entscheidung   nicht   zu  Gunsten    des 
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Königtums  ausfallen.  Man  kann  ganz  davon  absehen,  dass  die 
durch  die  insulare  Lage  ermöglichte  Entrückung  von  den  politi- 
schen Händeln  des  Kontinents  die  Aufstellung  eines  stehenden 
Heeres  nicht  so  früh  zur  gebieterischen  Notwendigkeit  machte  und 
damit  dem  Königtum  die  Mittel  zur  Herstellung  des  Absolutismus 
entzog.  Die  absolute  Monarchie  hätte  für  England  während  des 
17.  Jahrhunderts  jeder  historischen  Berechtigung  entbehrt.  Für 
den  Kontinent  war  der  Absolutismus  nach  dem  dreissigjährigen 
Kriege  eine  soziale  Notwendigkeit.  Er  musste  als  die  Quelle 
gleichmässiger  staatlicher  Gerechtigkeit  für  die  unteren  Klassen 
die  Auswüchse  des  ständischen  Rechtes  beseitigen ,  den  Bauern 
schützen  gegen  den  Gutsherren,  den  gewerblichen  Arbeiter  gegen 
den  Handwerksmeister  und  damit  das  Herabsinken  der  unteren 
Klassen  in  die  Unfreiheit  verhindern.  Für  diese  soziale  Mission 
des  Königtums  war  in  der  englischen  Gesellschaft  des  17.  Jahr- 
hunderts kein  Raum.  Hie/  war  bereits  seit  dem  Mittelalter  die 
soziale  Unfreiheit  und  Abschliessung  der  Stände  von  Grund  auf 
beseitigt ,  so  dass  die  gesellschaftlichen  Zustände  im  allgemeinen 
ganz  gesunde  waren.  Als  blossen  Selbstzweck  erträgt  aber  kein 
Teil  der  christlich-germanischen  Völkergemeinschaft  den  Abso- 
lutismus. 

Weil  die  Krisis  der  englischen  Verfassung  nicht  mit  einer 
sozialen  Krisis  zusammenfiel ,  endete  sie  mit  der  vollständigen 
Niederlage  des  Königtums.  Die  bestehende  Gesellschaft  unter- 
warf sich  durch  die  Berufung  einer  neuen  Dynastie  die  bisher  im 
Königtume  verkörperte  selbständige  Staatsgewalt  und  wurde  da- 
mit wenn  nicht  rechtlich ,  so  doch  thatsächlich  souverän.  Die 
eigentliche  Herrschaft  fiel  allerdings  nicht  allen  politisch  berech- 
tigten Elementen ,  geschweige  denn  der  Gesellschaft  überhaupt, 
sondern  derjenigen  Klasse  zu,  die  im  Parlamente  das  flache  Land 
ausschliesslich,  die  Städte  vorwiegend  vertrat  und  ausserdem  durch 
die  Bekleidung  der  höheren  Selbstverwaltungsämter  die  lokale 
Gewalt  in  der  Hand  hatte  ,  der  Gentry.  Jetzt  erst  mit  der  Be- 
seitigung des  selbständigen  Königtums  wurde  die  Gentry ,  die 
Grundaristokratie  des  flachen  Landes ,  zur  herrschenden  Klasse 
im  Staate. 

Das  öflentliche  Recht  Englands  seit  der  Vertreibung  der 
Stuarts  bildete  nur  einen  einzigen  grossen  Ring,  den  die  Gentry 
in  Verfassung  und  Verwaltung  für  sich  um  den  Staat  gelegt  hatte. 
So  geschlossen  dieser  Ring  auf  allen  Seiten  sein  mochte,  so  war 
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docli  (li('  Il(,ii Schaft  der  Cicntry  keineswegs  eine  unbedingte  oder 
allgemein  gesicherte.  Nicht  die  Thatsache  stand  ihr  im  Wege, 
dass  in  die  rechtlich  nicht  geschlossene  Gentry  jederzeit  neue 
Elemente  aus  den  Mittelklassen  eintreten,  dass  andererseits  Mit- 
glieder der  Gentry  ohne  Besitz  in  die  grosse  Masse  des  Volkes 
herabsinken  konnten  und  mussten.  Die  Stellung  der  herrschenden 
Klasse  in  ihrer  Gesamtheit  blieb  durch  diese  wechselnden  Elemente 
unberührt.  Hinter  der  Gentry ,  welche  den  Staat  beherrschte, 
standen  aber  die  politisch  berechtigten  Mittelklassen  ungefähr  in 
ähnlicher  Stellung  wie  früher  Nobility  und  Gentry  zum  herrschen- 
den Königtume.  Die  Mittelklassen  gaben  bei  den  Parlaments- 
wahlen regelmässig  den  Ausschlag  zwischen  den  beiden  Parteien, 
in  welche  die  Gentry  zerfiel  und  damit  über  den  Besitz  des  Mini- 
steriums. Beide  Parteien  niusstcn  also,  soweit  das  normale  Ver- 
hältnis nicht  durch  Korruyjtion  der  VVahlkörper  seitens  des  der- 
zeitigen Ministeriums  beeinträchtigt  wurde,  mit  den  Mittelklassen 
als  ausschlaggebenden  Faktoren  rechnen. 

Während  die  Kämpfe  und  Kompromisse,  von  denen  das  innere 
Leben  des  konstitutionellen  Staates  erfüllt  ist,  früher  wesentlich 
politische  zwischen  Königtum  und  Parlament  gewesen  waren,  werden 
sie  nunmehr  nach  Beseitigung  des  Königtums  als  eines  selbstän- 
digen Faktors  ausschliesslich  in  die  Gesellschaft  verlegt.  In  den 
nach  Beendigung  der  Verfassungskonflikte  prinzipienlosen  Kampf 
der  beiden  Adelskoterien  von  Whigs  und  Tories,  in  welche  die 
herrschende  Gentry  zerfällt,  fielen  daher  schon  während  des  i8. 
Jahrhunderts  soziale  Momente  hinein ,  zu  deren  Vertretung  die 
Adelsparteien  mit  Rücksicht  auf  die  wählenden  Mittelklassen  ge- 
zwungen waren. 

Die  Mitglieder  der  Gentry  hatten  zunächst  das  soziale  Klassen- 
interesse, ihren  Grundbesitz ,  die  Basis  ihrer  politischen  Stellung, 
sich  möglichst  ungeschmälert  und  in  dem  bisherigen  Umfang  zu 
erhalten.  Das  bestehende  Recht  kam  ihnen  dabei  auf  halbem 
Wege  entgegen.  Seit  der  Feudalisierung  des  Grundbesitzes  durch 
die  normannische  Eroberung  hatte  die  aus  der  militärischen  Natur 
des  Lehens  sich  mit  innerer  Notwendigkeit  ergebende  Vererbung 
nach  den  Grundsätzen  der  Primogenitur  und  der  Bevorzugung 
des  Mannsstammes  das  alte  sächsische  Erbrecht  verdrängt.  Aller- 
dings konnte  seit  der  Zeit  Heinrichs  VIII.  jeder  Grundbesitzer 
über  den  grössten  Teil  seines  Besitzes  anderweite  testamentarische 
Verfügung    treffen.     Leute    von   »Familie«  ,    die    den  Grundbesitz 
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ungeschmälert  in  einer  Hand  erhalten  wollten ,  Hessen  es  aber 
selbstverständlich  bei  dem  gesetzlichen  Erbrechte  bewenden.  Auch 
bei  der  Aufhebung  des  Lehnsnexus  unter  Karl  II.  nahm  man 
keine  Veranlassung,  die  lehnrechtliche  Erbfolge  in  den  Grundbe- 
sitz zu  ändern.  Im  Widerspruche  mit  den  Gesetzen  der  Tudors, 
welche  die  Bindung  des  Grundbesitzes  auf  unabsehbare  Zeit  ver- 
boten, fand  nun  aber  das  Juristenrecht  des  17.  und  18.  Jahrhunderts 
Mittel,  in  dem  ebenso  sinnreichen  wie  verwickelten  Institute  der 
Entails  eine  solche  fideikommissarische  Bindung  dennoch  zu  er- 
möglichen ^).  Soweit  die  Entails  bestanden ,  war  dem  Besitzer 
jede  testamentarische  Disposition,  jede  Veräusserung  und  jede  neue 
Belastung  des  Grundbesitzes  unmöglich  gemacht.  Die  Gentry 
machte  nun  aber  von  den  Entails  ganz  allgemeinen  Gebrauch, 
entzog  damit  den  Grundbesitz  dem  privatrechtlichen  Verkehre 
und  sicherte  gleichzeitig  ihre  eigene  politische  Stellung. 

Daneben  verfolgten  aber  die  aufstrebenden  Mittelklassen, 
namentlich  die  durch  Handel  und  Gewerbe  reich  gewordenen 
Spitzen  der  städtischen  Bevölkerung  die  unwillkürliche  Tendenz, 
Teil  zu  nehmen  an  der  herrschenden  Stellung  der  Gentry.  Bei 
dem  Uebergewichte ,  welches  die  städtischen  Abgeordneten  über 
die  Grafschaftsabgeordneten  bereits  hatten ,  konnte  es  sich  nicht 
darum  handeln,  die  Zahl  der  ersteren  zu  vermehren  ,  sondern  es 
kam  darauf  an,  das  Wahlrecht  von  den  unter  dem  Einflüsse  der 
Gentry  stehenden  verrotteten  Wahlflecken  auf  die  grossen  Handels- 
und Industriezentren  zu  übertragen.  Die  Wahlreform  wurde  daher 
bereits  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  ein  politisches 
Schlagwort. 

Die  reichsten  Elemente  der  Mittelklassen  hatten  jedoch  auch 
ohne  Wahlreform  die  Möglichkeit ,  in  der  herrschenden  Klasse 
aufzugehen.  Die  Gentry  war  ja  kein  geschlossener  Adel,  sondern 
eine  Aristokratie  grösserer  Grundbesitzer.  Wer  den  entsprechenden 
Grundbesitz  hatte,  wurde  zu  ihr  gerechnet ,  in  die  Friedenskom- 
missionen aufgenommen,  zum  Milizoffizier  ernannt,  auch  wohl  ins 
Parlament  gewählt.  Mochte  immer  der  Landjunker  über  den 
Pfefifersack  die  Nase  rümpfen  und  einem  anderen  ins  Ohr  raunen, 
wie  der  neue  Nachbar  in    seiner  Jugend  Düten    gedreht  und  mit 


7)  Vgl.  darüber  Solly ,  Grundsätze  des  englischen  Rechts  über  Grundbesitz  und 
Erbfolge,  Berlin  1853  !  ^-  Ompteda  in  den  Preuss.  Jahrbüchern  Bd.  46  (1880),  S.  401  ff., 
welcher  letztere  namentlich  wertvolles  statistisches  Material  giebt. 
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war  der  plebejische  Urs[)rung  vergessen.  Dazu  kam  die  fast  krank- 
hafte VorHebe  des  Engländers  für  Landleben  und  Landbesitz, 
um  den  ,  der  nur  immer  es  erschwingen  konnte  ,  auf  das  Land 
hinaus  zu  ziehen. 

So  beginnt  im  i8.  Jahrhundert  die  Uebersiedclung  der  reich 
gewordenen  städtischen  Honoratioren  nach  dem  flachen  Lande. 
Von  dem  durch  Entails  gebundenen  Grundbesitze  der  Gentry  war 
nun  aber  nichts  zu  bekommen.  So  blieb  nichts  anderes  übrig, 
als  die  Ycomanry  auszukaufen  und  ,  da  der  ehemalige  städtische 
Rentier  natürlich  eine  »Familie«  gründen  wollte,  den  erworbenen 
Grundbesitz  auch  durch  Entail  zu  binden.  Der  freie  ländliche 
Mittelstand  schmilzt  daher  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  mehr  zu- 
sammen, und  an  seine  Stelle  treten  grosse  wirtschaftlich  gebundene 
Latifundien.  Von  jener  Yeomanry,  welche  einst  in  den  französi- 
schen Kriegen  der  Plantagenets  und  Lancasters  wie  in  den  Kämpfen 
Cromwells  den  Kern  der  englischen  Heere  ausmachte ,  sind  nur 
noch  geringe  Reste  vorhanden.  Es  ist  ein  eigentümliches  Miss- 
geschick, dass  gerade  das  Aufblühen  der  Mittelklassen  während 
des  i8.  Jahrhunderts  den  Untergang  des  ländlichen  Mittelstandes 
herbeigeführt  hat. 

Die  sozialen  Ergebnisse  dieser  agrarischen  Entwicklung  für 
die  Gegenwart  sind  folgende.  Der  aus  525  Personen  bestehenden 
Nobility  gehört  ein  Fünftel  des  ganzen  Landes,  einschliesslich  der 
Nobility  besitzen  7000  Personen  vier  Fünftel  des  gesamten  Grund- 
areals ,  und  das  letzte  Fünftel  gehört  kaum  100  000  Personen, 
Im  Gegensatze  dazu  zählt  Frankreich  mit  seinen  allerdings  viel- 
fach übermässig  kleinen  und  zersplitterten  Gütern  über  zehn  Mil- 
lionen und  Preussen  trotz  der  grossen  Güter  seiner  östlichen  Lan- 
desteile   beinahe    zwei    und    eine    halbe  Million  Grundeigentümer. 

Die  englische  Gentry  pflegt  aber  zum  grossen  Teile  ihre 
Güter  zu  verpachten.  Eine  innere  Nötigung  hierzu  liegt  schon 
darin ,  dass  sie ,  mit  Selbstverwaltungs-  und  parlamentarischen 
Diensten  überhäuft,  aus  dem  Grundbesitze  nur  den  Lebensunter- 
halt ziehen  will,  aber  gar  nicht  die  nötige  Zeit  zu  eigener  Bewirt- 
schaftung hat.  So  hat  sich  an  Stelle  des  fehlenden  Bauernstandes 
ein  wirtschaftlich  durchaus  von  dem  Grundherren  abhängiger  Pächter- 
stand entwickelt.  Neben  diesem  hat  sich  zum  Teil  noch  der  alte 
Copyhold  erhalten.  Für  die  gesamte  Agrarverfassung  hat  er  nur 
noch   geringe  Bedeutung.     Der    charakteristische   Zug    besteht  in 


Die  sozialen  Grundlagen  des  öffentlichen  Rechtes  in  England.     663 

dem  fast  ausschliesslichen  Vorherrschen  der  rechtlich  gebundenen 
Latifundien  und  in  dem  Mangel  eines  grundbesitzenden  länd- 
lichen Mittelstandes,  mit  einem  Worte  in  einem  scharfen  sozialen 
Gegensatze  von  Besitzenden  und  Nichtbesitzenden. 

Auf  die  Dauer  genügte  freilich  jenes  Sicherheitsventil,  welches 
in  dem  Uebergange  der  Spitzen  der  Mittelklassen  in  die  Land- 
gentry  lag,  keineswegs.  Es  waren  immer  nur  die  reichsten  Ele- 
mente ,  welche  durch  Erwerb  von  grösserem  Grundbesitz  in  die 
Landgentry  übertreten  konnten.  Der  Erwerb  selbst  wurde  aber 
immer  schwieriger,  je  mehr  Land  in  Latifundien  aufging  und  durch 
die  Entails  dem  Verkehre  entzogen  wurde.  In  einigen  Landes- 
teilen ergab  sich  schliesslich  eine  einfache  Unmöglichkeit  selbst 
für  den  Reichsten,  einen  grösseren  Grundbesitz  durch  Kauf  zu-, 
sammenzubringen.  Auf  der  anderen  Seite  waren  die  städtischen 
Mittelklassen  in  stetig  aufsteigender  Entwicklung  begriffen,  nament- 
lich seit  der  fabrikmässige  Grossbetrieb  die  Handarbeit  verdrängte, 
das  flache  Land  entvölkerte  und  das  wirtschaftliche  Schwerge- 
wicht immer  mehr  in  die  Städte  verlegt  wurde.  So  mussten 
endlich  die  Mittelklassen  als  solche  Teilnahme  an  der  Herrschaft 
der  Gentry  verlangen.  Die  lange  zurückgedrängte  Reform  des 
Parlamentswahlrechts  wurde  der  Angelpunkt  der  neuen  politischen 
Kämpfe. 

Die  drei  Reformbills  von  1832,  1867  und  1884  haben  daher 
schrittweise  durch  Erweiterungen  des  Wahlrechtes  zu  einem  nun- 
mehr fast  allgemeinen  die  Alleinherrschaft  der  Gentry  im  Parlament 
und  bei  der  Omnipotenz  des  Parlamentes  im  Staate  überhaupt 
gebrochen.  Die  Mittelklassen  sind  als  gleichberechtigter  Faktor 
neben  die  Gentry  getreten.  Hand  in  Hand  mit  der  Ausdehnung 
des  Parlamentswahlrechtes  geht  seit  den  dreissiger  Jahren  ein 
stetig  zunehmender  Verfall  der  unter  Leitung  der  Gentry  stehen- 
den Selbstverwaltung.  Auf  einem  Gebiete  der  Verwaltung  nach 
dem  anderen  treten  gewählte  Ausschüsse  der  Steuerzahler,  welche 
ein  besoldetes  Berufsbeamtentum  anstellen,  in  die  Funktionen  der 
alten  Selbstverwaltungsämter. 

Wenn  somit  in  Verfassung  und  Verwaltung  die  Alleinherr- 
schaft der  alten  Selbstverwaltungsaristokratie  gebrochen  ist ,  so 
war  sie  doch  immerhin  noch  von  nicht  zu  unterschätzender  poli- 
tischer Bedeutung.  Indem  sie  andere  Gesellschaftsklassen  zu  einer 
Art  Kondominat  im  Staate  zuliess,  blieb  sie  immer  prima  inter 
pures.    Noch  wies  jede  Ministerliste  zahlreiche  Namen  der  Nobility 
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und  Gcntry  auf,  noch  war  das  von  der  Landgentry  bekleidete 
Friedcnsrichtcramt  di(;  letzte  übrig  gebliebene  Säule  des  einst  so 
stolzen  Gebäudes  englischer  Selbstverwaltung.  In  der  Gentry 
verkörperte  sich  dir,  politische  Kontinuität  zwischen  dem  alten 
und  dem  neuen  England.  Wenn  die  Staatsbildungen  angelsächsi- 
scher Rasse  in  Amerika  und  Australien  trotz  aller  Uebereinstim- 
mung  in  den  aus  dem  Volksbewusstsein  erwachsenen  politischen 
Prinzipien  ein  so  ganz  anderes  Bild  darbieten  als  Alt-England, 
so  liegt  der  Grund  einzig  darin ,  dass  jenen  Gemeinwesen  die 
historische  Aristokratie  des  Mutterlandes  fehlt. 

Jene  Aristokratie  hat  aber  den  Grundbesitz  zur  notwendigen 
Voraussetzung.  Dafür,  dass  die  englische  Agrarverfassung  sozial 
und  wirtschaftlich  durchaus  ungesund  ist ,  bedarf  der  Deutsche, 
der  in  den  Anschauungen  hohenzoUernscher  Agrarpolitik  gleichsam 
aufgewachsen  ist,  keines  Beweises.  Aber  es  müsste  seltsam  zu- 
gehen, wenn  trotz  der  historischen  Gewöhnung  die  Mängel  nicht 
auch  dem  praktischen  Blicke  des  nationalökonomisch  geschulten 
Engländers  entgegentreten  sollten.  Namentlich  erhebt  sich  bei 
jeder  landwirtschaftlichen  Krisis,  auf  welchen  Gründen  auch  immer 
sie  beruhen  mag,  mit  absoluter  Gewissheit  der  Ruf  nach  einer 
Agrarreform.  Je  mehr  infolge  des  allgemeinen  Stimmrechtes  mit 
den  radikalen  Elementen  der  Wählerschaft  und  des  Unterhauses 
zu  rechnen  ist,  um  so  akuter  kann  die  Frage  der  Agrarreform  werden. 

Es  sind  im  allgemeinen  zwei  Hauptrichtungen  unter  den  Re- 
formern zu  unterscheiden.  Die  Gemässigtere  wünscht  Beseitigung 
der  Gebundenheit  des  Grundbesitzes  durch  Aufhebung  der  Primo- 
genitur und  der  Entails,  daneben  zur  Wiederherstellung  eines 
ländlichen  Mittelstandes  grössere  Sicherung  der  Pächter  in  ihrem 
Besitze,  wie  dies  für  Irland  zum  Teil  schon  geschehen  ist.  Von 
anderer  Seite  werden  diese  Massregeln  für  völlig  nutzlos  erklärt. 
Denn  auch  nach  Aufhebung  der  Primogenitur  und  der  Entails 
werde  die  englische  Aristokratie  Mittel  finden  ,  um  durch  Privat- 
disposition die  geschlossenen  Latifundien  aufrecht  zu  erhalten. 
Aber  selbst  wenn  man  den  Pächtern  das  volle  Eigentum  an  ihren 
Pachtgrundstücken  verleihen  wollte  ,  so  würde  die  damit  neu  zu 
begründende  Yeomanry  in  wenigen  Jahrzehnten  ebenso  verschwun- 
den sein  wie  die  alte ,  d.  h.  sie  würde  von  neuem  ausgekauft 
werden.  Die  radikaleren  Reformer  sehen  daher  das  einzige  Heil- 
mittel in  der  Verstaatlichung  alles  Grund  und  Bodens.  Es  ist 
charakteristisch,  dass,   während  in  Deutschland  Bestrebungen  der 
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letzteren  Art  sich  fast  ausschliesslich  auf  die  städtischen  Besitz- 
verhältnisse beziehen  und  damit  der  Grundstücksspekulation  und 
der  Wohnungsnot  in  den  Grossstädten  entgegenzutreten  suchen, 
sie  in  England  sich  gegen  das  private  Grundeigentum  überhaupt 
richten.  Ein  Beweis  dafür,  dass  in  Deutschland  die  ländlichen 
Grundbesitzverhältnisse  wenigstens  im  ganzen  und  grossen  gesund, 
in  England  dagegen  durchaus  ungesund  sind. 

Bei  der  Wichtigkeit  der  Agrarfrage  ist  die  Stellung  der  Gentry 
zu  ihr  von  besonderem  Interesse.  Diätenzahlung  für  die  Abge- 
ordneten, Abschaffung  des  Oberhauses,  Entstaatlichung  der  Kirche, 
diese  und  ähnliche  Ideale  der  radikalen  Partei  vermögen  die  so- 
zialen Grundlagen  der  englischen  Verfassung  auch  nicht  annähernd 
in  dem  Masse  zu  erschüttern  als  eine  Agrarreform.  Ihr  gegenüber 
verhält  sich  die  englische  Grundaristokratie  im  wesentlichen  passiv 
negierend.  Der  frühere  Lordkanzler  Earl  of  Cairns  erklärte  ganz 
richtig  Primogenitur  und  Entails  für  einen  Grundpfeiler  der  eng- 
lischen Verfassung  und  Gesellschaft.  Wenn  er  ferner  aus  dem 
Umstände,  dass  diese  Institute  bereits  dreihundert  Jahre  bestanden, 
ihre  Zweckmässigkeit  beweisen  wollte,  so  konnte  ein  Mitglied  der 
Gentry  gewiss  nichts  dagegen  einwenden  —  desto  mehr  aller- 
dings andere  Leute.  Die  Berufung  auf  die  Freiheit  des  Eigentums 
endlich,  mit  der  das  bestehende  Recht  verteidigt  wurde,  ist  eine 
jener  stereotypen  Phrasen ,  welche  eine  Gesellschaftsklasse  stets 
da  anzuwenden  pflegt ,   wo  ihr  die    wirtschaftliche  Freiheit  nützt. 

Das  sozialpolitische  Problem  besteht  also  darin  ,  die  Konti- 
nuität der  historischen  Entwicklung,  welche  bedingt  ist  durch  die 
Erhaltung  der  grundbesitzenden  Gentry,  zu  wahren,  gleichwohl 
aber  durch  eine  agrarische  Reform  die  ungesunden  sozialen  Zu- 
stände zu  beseitigen  und  einen  neuen  ländlichen  Mittelstand  zu 
schaffen.  Das  Problem  ist  schwierig,  aber  nicht  unlösbar.  Man 
darf  nicht  glauben,  es  sei  nur  entweder  die  eine  oder  die  andere 
Alternative  möglich.  Es  wird  sich  darum  handeln,  den  Pächtern 
ein  gesichertes  Besitzrecht ,  teilweise  vielleicht  das  Eigentum  zu 
verschaffen ,  gleichzeitig  aber  durch  eine  rechtliche  Bindung  des 
bäuerlichen  Besitzes  ein  neues  Auskaufen  desselben  zu  verhindern. 
Aufgaben  von  ähnlicher  Art  hat  Preussen  einst  gelöst  durch  die 
Hardenbergische  Gesetzgebung.  Und  wenn  neuerdings  von  volks- 
wirtschaftlicher Seite  wiederholt  auf  die  UnvoUkommenheit  dieser 
Gesetzgebung,  auf  die  übergrossen  Konzessionen,  die  sie  der  Grund- 
aristokratie machte,    hingewiesen   worden  ist,    so  darf  man  wohl 
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daran  erinnern,  dass  jene  1  lardenbergischc  Aj^rarreform  gerade 
wegen  ihrer  volkswirtschaftlichen  Mängel  auch  die  politische  Mis- 
sion erfüllt  hat,  dem  preussischen  Staate  seine  Grundaristokratie 
zu  bewahren  und  trotzdem  einen  freien  Bauernstand  zu  schaffen. 
Eins  hatte  Preussen  allerdings  vor  England  voraus  ,  ein  starkes 
Königtum,  welches  die  Interesscnkollisionen  der  verschiedenen 
Gesellschaftsklassen  gegen  einander  ausglich.  Ob  die  parlamen- 
tarischen Kämpfe,  aus  denen  eine  englische  Agrarreform  hervor- 
gehen muss ,  schliesslich  in  gleicher  Weise  auf  einen  heilsamen 
Kompromiss  hinauslaufen  werden,   ruht  im  Schosse  der  Zukunft. 


DIE  VALUTA-REGULIERUNG  IN  OSTERREICH- 
UNGARN. 

VON 

Dr.  FRIEDRICH  KLEINWÄCHTER 

REG.RAT  UND  PROFESSOR  AN  DER  UNIVERSITÄT  CZERNOWITZ. 


ZWEITER  ARTIKEL. 

Die  Berechtigung   der  Goldwährung   in  Oester- 
reich-Ungarn  im  Besonderen. 

Die  vorstehenden  Erwägungen  haben  zu  dem  Resultate  ge- 
führt, dass  seit  dem  Jahre  1871  für  die  betreffenden  Staaten  des 
europäischen  Festlandes  nicht  nur  gar  kein  zwingender  Grund 
vorlag,  zur  Goldwährung  überzugehen ,  sondern  dass  umgekehrt 
die  nahezu  gleichzeitige  Einführung  der  Goldwährung  in  einem 
so  grossen  Verkehrsgebiete  einer  der  verhängnisvollsten  Schritte 
auf  dem  Gebiete  des  Geldwesens  war,  weil  dadurch  die  Geldver- 
hältnisse der  ganzen  Welt  in  die  denkbar  grösste  Verwirrung  ge- 
bracht wurden.  Ist  dies  aber  richtig,  dann  darf  man  sich  wohl 
die  Frage  vorlegen ,  ob  es  ein  sonderlich  glücklicher  Gedanke 
war,  wenn  Oesterreich-Ungarn,  also  ein  Verkehrsgebiet  von  über 
40  Millionen  Menschen ,  sich  im  gegenwärtigen  Augenblicke  ent- 
schloss,  dem  Beispiele  des  westlichen  Europas  zu  folgen  und  auch 
seinerseits  in  den  Kampf  ums  Gold  einzutreten.  Und  zu  diesem 
Behufe  wird  es  angemessen  sein ,  einen  Blick  auf  den  thatsäch- 
lichen  Zustand  der  Geldverhältnisse  der  Monarchie  zu  werfen. 

Das  Jahr  1866  war  das  letzte  in  Oesterreich-Ungarn,  in  welchem 
die  Notenpresse  in  Bewegung  gesetzt  wurde.  Allein  da  der  Staat 
in  der  Zeit  von    1860   bis  Ende    1866   seine   älteren  Verbindlich- 
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keiten  an  die  Bank  abgetragen  hatte  und  im  Jahre   l866  nicht  an 

den  Kredit  der  Bank  appellierte,  sondern  seine  eigenen  Noten  — 

Staatsnoten  —  anfertigen    Hess  und  in    den  Verkehr  brachte,    so 

ist  die  österr.-ungar.  Bank    (ganz    allein    und  für  sich    betrachtet) 

eigentlich  seit  1866  vollkommen  solvent.    Es  betrug  nämlich  (nach 

Ausweis  der  im  k.  k.  Finanzministerium    verfassten   »Statistischen 

Tabellen  zur  Währungsfrage    der    österr. -ungarischen  Monarchie-. 

Wien,     1892.'    K.  k.   Hof-    und  Staatsdruckerei,  p.    138  und    140): 

zu  Ende  des  der  Banknotenumlauf  in         die  Deckung  der  Noten   in 

Jahres  Gulden  Ü.  W.  Barem  u.  in  sog.  »Devisen»  ') 

1866  283,988.480  147,544.225 

1867  247,021.120  149,920.448 

1868  276,185.150  147,321.261 

1869  283,699.220  147,369.493 

1870  296,893.160  147,385.505 

1871  317.333-530  151,279.847 

1872  318,365.470  147,680.776 

1873  358,942.580  148,197.578 

1874  293,762.350  143,907.194 

1875  286,242.330  145,761.004 

1876  295,910.060  147,747.181 

1877  282,267.900  148,768.293 

1878  288,799.000  165,409.942 

1879  316,759-400  184,592.572 

1880  328,622.890  187,523.710 

1881  354,207.560  201,379.136 

1882  368,633.710  193,835.690 

1883  380,457.420  200,939.513 

1884  375.725-030  205,729.227 

1885  363,603.020  209,038.161 

1886  371,687.410  218,071.351 

1887  391,138.520  224,334.505 

1888  425,673.720  233,001.830 

1889  434,678.600  241,445.468 

1890  445,934.210  244,490.368 

1891  455,222.220  245,931.241 

Die  sog.  Bardeckung  betrug,  wie  man  sieht,  die  ganze  Periode 
hindurch  mehr  als  fünfzig  Prozent  der  ausgegebenen  Notensumme. 
Die  Bank  wäre  somit  seit  dem  Ende  des  Jahres  1866  unbedingt 
in  der  Lage  gewesen,  die  Barzahlungen  aufzunehmen,  wenn  die 
Staatsverwaltung  infolge  der  Kriegsereignisse  im  Jahre  1866  sich 
nicht  zur  Emission  von  Staatsnoten  (selbstredend  mit  Zwangs- 
kurs) gezwungen  gesehen  hätte.     Die   Summe  dieser  Staatsnoten 


l)  Unter  »Devisen«  werden  in  Metall  (zumeist  an  auswärtigen  Plätzen)  zahl- 
bare Wechsel  verstanden.  In  der  vorstehenden  Rubrik  sind  die  Silber-  und  Gold- 
Bestände  der  Bank  zusammengezogen. 
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wurde  nämlich  seiner  Zeit  auf  300  und  später  auf  312  Millionen 
Gulden  festgesetzt  und  mit  der  auf  der  Saline  Gmunden  hypo- 
thezierten  schwebenden  Schuld  von  100  Millionen  Gulden  der- 
art in  Verbindung  gebracht  ,  dass  der  österreichische  (nicht 
ungarische!)  Finanzminister  ermächtigt  ist  ,  denjenigen  Betrag 
an  sogenannten  >. Salinen-Scheinen«  ,  der  sich  nicht  im  Um- 
laufe erhalten  will,  durch  Staatsnoten  zu  ersetzen.  So  also,  dass 
eventuell  die  ganzen  100  Millionen  Gulden  in  »Salinen«  durch 
Staatsnoten  ersetzt  werden  dürfen  und  der  Gesamtbetrag  der  Staats- 
noten im  äussersten  Falle  auf  412  Millionen  Gulden  steigern  kann. 
Der  Umlauf  dieser  »Partial-Hypothekar-Anweisungen«  oder  sog. 
»Salinen-Scheine«  schwankte  (laut  derselben  Quelle:  »Statist.  Ta- 
bellen etc.«  pag.  153)  zwischen  99,986.292  Gulden  im  Jahre  1866 
bis  33,150.150  Gulden  im  Jahre  1891  und  hielt  sich  zumeist 
zwischen  60  und  70  Millionen.  Da  jedoch  der  Zinsfuss  dieser  Obli- 
gationen ein  beweglicher  ist,  so  kann  durch  eine  entsprechende  Er- 
höhung desselben  leicht  der  Gesamtbetrag  der  im  Umlaufe  be- 
findlichen ObUgationen  erhöht,  bezw.  hoch  gehalten  werden. 

Diese  Staatsnoten  im  Betrage  von  312  bis  412  Millionen 
Gulden  lasten  wie  ein  Alp  auf  dem  österreichisch-ungarischen 
Geldwesen.  Anfänglich,  d.  i.  im  Jahre  1866  und  den  folgenden 
Jahren  machten  sie  —  ungeachtet,  wie  erwähnt,  die  österreich.- 
ungarische  Bank  an  sich  vollkommen  solvent  war  —  die  Aufnahme 
der  Barzahlungen  seitens  der  Bank  unmöglich,  weil  die  Emission 
dieser  grossen  Masse  von  Papiergeld  das  Silberagio,  das  Anfangs 
1866  (vor  Beginn  des  Krieges)  schon  nahezu  verschwunden  war, 
sofort  auf  130  (30  Proz.)  hinaufschnellen  Hess.  Später,  im  Jahre 
1878,  verschwand  zwar  das  Silberagio  dauernd,  weil  in  der  Zwischen- 
zeit eine  genügende  Menge  Silbers  in  den  Verkehr  eingedrungen 
war;  und  wenn  heute  die  Bank  noch  immer  von  der  Verpflich- 
tung entbunden  ist,  ihre  Noten  gegen  Silber  einzulösen ,  so  hat 
diese  Sistierung  der  Noteneinlösung  praktisch  gar  keine  Bedeutung, 
weil  im  freien  Verkehr  Silber  in  genügender  Menge  zirkuliert  und 
das  Publikum  ganz  allgemein  die  Noten  dem  Silber  bei  weitem 
vorzieht.  Aber  trotzdem  bilden  diese  Staatsnoten  eine  grosse 
Gefahr  für  das  Geldwesen  der  Monarchie ,  weil  sie  bei  der  ge- 
ringsten politischen  Komplikation  eine  weitgehende  Entwertung 
erfahren  können  und  wohl  auch  erfahren  dürften.  Soll  also  das 
Geldwesen  der  Monarchie  auf  eine  gesunde  metallische  Basis  ge- 
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stellt  werden ,    so  müssen    vorerst   die  Staatsnoten    aus  der  Welt 
geschafft  werden. 

Sollen  aber  die  Staatsnoten  aus  der  Welt  geschafft  werden, 
so  inuss  man  sich  vorher  darüber  klar  geworden  sein,  wodurch 
die  Noten  ersetzt  werden  sollen,  d.  h.  also  welche  Währung  ein- 
geführt werden  soll,  ob  die  Goldwährung,  ob  die  Silberwährung, 
ob  die  gemischte  oder  Doppelwährung.  Die  Regierungen  von 
Oesterreich  und  von  Ungarn  entschieden  sich  für  die  Goldwäh- 
rung und  da  entsteht  denn  die  Frage,  ob  die  Gründe,  von  welchen 
sich  die  beiderseitigen  Regierungen  leiten  Hessen ,  in  der  That 
auch  mit  zwingender  Gewalt  zur  Goldwährung  hindrängten.  Die 
Gründe ,  von  denen  sich  die  Regierungen  leiten  Hessen ,  sind  in 
dem  Motivenberichte  zur  »Regierungsvorlage.  Gesetzentwürfe  be- 
treffend die  Regelung  der  Valuta  und  die  Konvertierung  einiger 
Kategorien  der  Staatsschuld.  Nr.  436  der  Beilagen  zu  den  steno- 
graphischen Protokollen  des  Abgeordnetenhauses.  XI.  Session. 
1892.  Wien.  K.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei.  1892«  angeführt. 
Sie  lauten  in  Kürze  : 

1.  Zur  Silberwährung  können  wir  heute  nicht  zurückkehren; 
ebenso  ist 

2.  der  Uebergang  zur  Doppelwährung  ein  Ding  der  Unmög- 
lichkeit ; 

3.  es  bleibt  daher  kein  anderer  Ausweg  übrig,  als  die  Ein- 
führung der  Goldwährung. 

Der  von  dem  Abgeordneten  Stanislaus  Szczepanoivski  als  Be- 
richterstatter mit  sehr  viel  Geist  und  Sachkenntnis  ausgearbeitete 
Bericht  des  vom  Abgeordnetenhause  eingesetzten  Valuta-Aus- 
schusses (»Nr.  491  der  Beilagen  zu  den  stenogr.  Protokollen  des 
Abgeordnetenhauses.  XI.  Session.  1892«)  schliesst  sich  diesem 
Gedankengange  der  Regierung  an. 

Ich  bin  sehr  gern  bereit  zuzugeben,  dass  dieser  Gedanken- 
gang, namentlich  wegen  seiner  präzisen  Kürze  ungemein  bestechend 
ist,  allein  für  einen  zwingenden  kann  ich  ihn  darum  doch  nicht 
halten. 

Für  unbedingt  richtig  halte  ich  es ,  wenn  gesagt  wird ,  dass 
der  Uebergang  zur  Doppelwährung  heute  für  Oesterreich-Ungarn 
sowie  für  jeden  einzelnen  Staat  geradezu  ein  Ding  der  Unmög- 
Hchkeit  ist.  Ich  glaube  zwar,  dass  es  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen möglich  gewesen  wäre,  die  Doppelwährung  auf  Grund- 
lage des  früheren  Wertverhältnisses    von   i  :  1 5  V2    aufrecht  zu  er- 
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halten,  unter  den  heutigen  Verhältnissen  ist  jedoch  meines  Erachtens 
hieran  nicht  mehr  zu  denken. 

Weit  weniger  beweiskräftig  erscheint  mir  das  zweite  Argument, 
dass  eine  Rückkehr  zur  Silberwährung  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen ein  Ding  der  Unmöglichkeit  sei.  Die  allgemeine  De- 
monetisierung  und  In-Acht-Erklärung  des  Silbers  ist  nämlich  nach 
meiner  felsenfesten  Ueberzeugung  ein  so  kolossaler  und  haar- 
sträubender Widersinn ,  dass  der  Umschlag  mit  mathematischer 
Notwendigkeit  in  verhältnismässig  kürzester  Zeit  eintreten  muss. 
Ja,  ich  stehe  nicht  an  zu  behaupten ,  dass  ein  Spekulant  —  den 
Besitz  der  erforderlichen  Milliarden  allerdings  vorausgesetzt  — 
seit  dem  Bestände  der  Welt  gar  kein  glänzenderes  Geschäft  machen 
könnte,  als  das  demonetisierte  Silber  aufzukaufen  und  ruhig  ein- 
zusperren. Nach  wenigen  Jahren  würde  der  Mann  von  den  sämt- 
lichen Finanzministern  der  Welt  geradezu  kniefällig  gebeten,  ihnen 
das  Silber  wieder  zurückzuverkaufen  und  er  könnte  mindestens 
fünfzig  Prozent,  also  Hunderte  von  Millionen  dabei  »verdienen«. 
Ein  anderes  aber  ist  es  mit  eigenem,  und  ein  anderes  mit  fremdem 
Vermögen  zu  spekulieren.  So  sehr  ich  also  von  der  Ueberzeu- 
gung durchdrungen  bin,  dass  derjenige,  der  einen  möglichst  grossen 
Bruchteil  des  demonetisierten  Silbers  billig  erwirbt,  ein  geradezu 
glänzendes  Geschäft  macht,  so  sehr  ich  also  von  der  Ueberzeugung 
durchdrungen  bin  ,  dass  ein  Papierwährungsland  ,  welches  heute 
zur  Silberwährung  übergeht  und  das  allerorts  geächtete  Silber 
gastlich  bei  sich  aufnimmt ,  damit  Millionen  und  Millionen  profi- 
tieren würde,  weil  das  Silber  in  der  kürzesten  Zeit  wieder  im 
Preise  steigen  muss,  so  würde  ich  doch  — -  wenn  ich  das  zweifel- 
hafte Glück  hätte,  die  finanziellen  Angelegenheiten  eines  Landes 
verwalten  zu  müssen  —  die  allergrössten  Bedenken  tragen,  jene 
Verantwortung  auf  mich  zu  nehmen  und  dem  betreffenden  Papier- 
währungslande die  Rückkehr  zur  Silberwährung  pure  et  simple  im 
gegenwärtigen  Augenblicke  zu  empfehlen. 

Allein  wenn  ich  auch  sehr  bereitwillig  zugestehe,  dass  es  für 
Oesterreich-Ungarn  eine  höchst  bedenkliche  Sache  wäre,  die  Silber- 
währung augenblicklich  bei  sich  einzuführen,  so  folgt  hieraus  meines 
Erachtens  noch  lange  nicht  die  Notwendigkeit,  in  die  Goldwährung 
hineinzuspringen,  u.  zw.  aus  dem  Grunde,  weil  noch  eine  vierte 
Eventualität  vorliegt  ,  von  der  die  vMotive«  der  Regierung  aller- 
dings schweigen,  nämlich  :  ein  Provisorium  zu  schaffen.  Die  Lage 
des  Gold-  und  Silbermarktes  ist   momentan   eine  so    überaus  ge- 
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spannte,  dass  es  in  der  That  hcdi-nklicli  erscheint,  sich  nach  der 
einen  oder  der  anderen  Richtung  hin  zu  engagieren  und  unter 
solchen  Umständen  ist  es  wohl  das  klügste ,  abzuwarten  bis  die 
Verhältnisse  sich  einigernnassen  klären.  Ueberdies  ist  das  Provi- 
sorium, welches  ich  im  Auge  habe,  von  keiner  grossen  Tragweite. 

Die  Summe  der  in  Ocstcrrcich-Ungarn  umlaufenden  Staats- 
noten und  Partial-Hypothekar-Anweisungen  (»Salinen-Scheine«) 
zusammengenommen  beträgt 412  Mill.  Gulden. 

Die  Summe  der  ausgegebenen  Partial- 
Hy[)othekar-Anweisungen  bewegte  sich  in  der 
Zeit  von  1866  bis  Ende  1891  (nach  den  öfter 
zitierten  »Statist. Tab.«  p.  153)  zumeist  zwischen 
60  und  70  Millionen  Gulden.    Das  Mittel  hie- 

von  ist 65  Mill.  Gulden 

man  darf  daher  annehmen,  dass  diese  Summe 

von  Partial-Hypothekar-Anweisungen  dauernd 

im  Umlaufe  erhalten  werden  kann.     Scheidet 

man  diese  Summe  aus,  so  erübrigen      .     .     .     347  Mill.  Gulden 

an  Staatsnoten,  um  deren  Beseitigung  es  sich 

hamJelt.  Die  Staatsnoten  lauten  auf  Beträge  von 

1,   5  und  50  Gulden,  u.  zw.  repräsentieren  die 

auf    50    Gulden    lautenden    Staatsnoten    nach 

derselben  Quelle  (p.  153)  in  den  letzteu  zwanzig 

Jahren    zumeist    eine  Summe    von    rund    150 

Millionen ,    sagen  wir ,   um    die  Rechnung    zu 

vereinfachen 147  Mill.  Gulden 

so  dass  die  Noten  zu  5  und  zu   i  Gulden  zu- 
sammengenommen einen  Betrag  von      .     .     .     200  Mill.  Gulden 
repräsentieren. 

Das  heisst  also  mit  anderen  Worten:  der  Verkehr  Oester- 
reich-Ungarns  benötigt  neben  den  heute  schon  kursierenden  Silber- 
gulden (im  unbekannten,  indes  auch  gleichgiltigen  Betrage)  noch 
einen  ferneren  Betrag  an  Kleingeld  (nicht  Scheidemünze !)  von 
rund  200  Millionen  Gulden.  Da  nun  heute  die  Ueberzeugung 
vorherrscht,  dass  die  kleinen  Goldmünzen  (zu  10  Franks,  io]\Iark, 
10  neue  österr.-ung.  Kronen)  nicht  wünschenswert  sind,  so  müssten, 
selbst  wenn  man  (wie  es  ja  übrigens  leider  thatsächlich  schon 
geschehen  ist) ,  den  Uebergang  Oetterreich-Ungarns  zur  Gold- 
währung ins  Auge  fasst,  diese  200  Millionen  Gulden  Fünfer-  und 
Einer-Noten  durch  Silbermünzen    ersetzt    werden.     Nach  meinem 
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Dafürhalten  wäre  es  also  der  erste  vorbereitende  Schritt  zur  Valuta- 
regulierung in  Oesterreich-Ungarn  gewesen,  Silber  im  Betrage 
von  200  Millionen  Gulden  zu  beschaffen,  um  damit  zunächst  die 
Staatsnoten  zu   i   und  zu  5  Gulden  aus  der  Welt  zu  schaffen. 

Bezüglich  der  Staatsnoten  zu  50  Gulden  würden  sich  zwei 
Modalitäten  darbieten.  Sie  einfach  durch  Silbermünzen  zu  er- 
setzen ,  wäre  aus  zwei  Gründen  nicht  wohl  durchführbar.  Diese 
Noten  repräsentieren  heute  einen  Gesamtbetrag  von  rund  150  Mil- 
lionen Gulden ;  ich  habe  im  Vorstehenden  147  Millionen  ange- 
nommen. Würden  dieselben  durch  Silbermünzen  ersetzt,  so  würde 
eine  bedeutende  Menge  Silbers  in  den  Verkehr  gebracht  und 
würden  damit  der  künftigen  Einführung  der  Goldwährung  Schwie- 
rigkeiten in  den  Weg  gelegt ;  und  ich  setze  eben  voraus ,  dass 
ein  Provisorium  geschaffen  werden  soll,  welches  nach  keiner  Rich- 
tung hin  präjudiziert.  Das  also  wäre  der  eine  Grund,  warum  es 
bedenklich  wäre,  die  147  Millionen  Fünfzig-Gulden-Noten  durch 
Silber  zu  erseten.  Der  zweite  Grund  ist  der,  dass  eine  Note  zu 
fünfzig  Gulden  kein  »Kleingeld«  mehr  ist  und  dass  man  es  daher 
niemandem  zumuten  kann,  fünfzig  Silbergulden,  d.  i.  ein  Gewicht 
von  nahezu  580  Gramm,  in  der  Tasche  zu  tragen. 

Dagegen  wäre  es  möglich  —  und  dies  wäre  die  eine  Modalität 
—  diese  Noten  zu  fünfzig  Gulden  vorläufig  noch  im  Verkehr  zu 
belassen,  und  zwar  so  lange,  bis  die  Verhältnisse  auf  dem  Edel- 
metall-Markte sich  geklärt  haben  und  die  Entscheidung  gefällt 
werden  kann,  welche  Währung  eingeführt  werden  soll.  Die  zweite 
Eventualität  wäre ,  diese  Noten  im  Wege  einer  Anleihe  einfach 
einzuziehen  und  zu  vernichten.  Die  dadurch  entstandene  Lücke 
in  den  Zirkulationsmitteln  (ein  Ausfall  von  147  Millionen  —  wenn 
auch  papierener  —  Umlaufsmittel  würde  begreiflicherweise  sehr 
lebhaft  empfunden  werden)  könnte  von  der  österr.-ungar.  Bank 
durch  eine  Vermehrung  ihrer  Notenemission  —  die  eventuelle 
entsprechende  Stärkung  ihres  Barschatzes  vorausgesetzt  —  sehr 
leicht  ausgefüllt  werden.  Die  Monarchie  besässe  dann  eine  ge- 
regelte Valuta,  nämlich  für  den  Kleinverkehr  ein  genügendes 
Quantum  von  Silbergeld,  das  man  auch  im  Falle  des  Ueberganges 
zur  Goldwährung  nicht  entbehren  kann,  und  daneben  für  den  Gross- 
verkehr regelrecht  gedeckte  und  stets  einlösliche  Banknoten.  Die 
freie  Silberprägung  müsste  selbstredend  bis  zur  definitiven  Wahl 
der  Valuta  —  wie  bisher  —  sistiert  bleiben. 

Eventuell  wäre  es  möglich  gewesen,  noch  einen  Schritt  weiter 
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zu  gehen  und  die  l>ank ,  dit:  bisli(;r  nur  den  vierten  Teil  ihres 
Barschatzes  in  Gold  vorrätig  halt(;n  durfte,  zu  ermächtigen,  vor- 
sichtig (jold  an  sich  zu  ziehen  und  einen  grösseren  Teil  ihres 
Barvorrates  —  etwa  di(;  Hälfte  —  in  Gold  anzulegen  und  ihr  das 
Recht  zu  erteilen  ,  ihre  Noten  nötigen  Falles  in  Gold  (eventuell 
in  Barren  nach  dem  Tageskurse  oder  sonst)  einzulösen. 

Auf  diese  Weise  wäre  ein  Provisorium  geschaffen  worden, 
das  nach  keiner  Richtung  hin  präjudiziert  hätte.  Die  Valuta  wäre 
auf  metallischer  Basis,  nämlich  auf  der  Grundlage  des  Silbers 
wiederhergestellt  gewesen;  einer  Ueberflutung  des  Landes  mit 
Silber  und  einer  Entwertung  des  Silbergeldes  wäre  durch  die 
Sistierung  der  freien  Silberprägung  vorgebeugt  gewesen  und  gleich- 
zeitig wäre  die  Möglichkeit  offengehalten  worden,  ganz  allmählich 
und  unauffällig  Gold  zu  erwerben,  um  erforderlichen  Falles  —  bis 
die  Weltlage  sich  geklärt  haben  wird  —  zur  gemischten  oder 
zur  Goldwährung  überzugehen. 

Und  damit  auch  das  Satyrspiel  am  Schlüsse  nicht  fehle,  sei 
der  folgende  Umstand  erwähnt.  Als  zu  Ende  des  Jahres  1891 
oder  Anfangs  1892  die  ersten  Nachrichten  in  die  OeffentUchkeit 
drangen,  dass  die  Regierungen  von  Oesterreich  und  Ungarn  sich 
mit  dem  Plane  trügen  ,  die  Regelung  des  Geldwesens  der  Mo- 
narchie in  Angriff  zu  nehmen  und  die  Goldwährung  einzuführen, 
da  ging  ein  wahrer  Jubel  durch  die  gesamte  sog.  »liberale«  Tages- 
presse Oesterreich-Ungarns  und  die  Blätter  wurden  nicht  müde, 
tagtäglich  ihren  Lesern  die  ungeheueren  Vorteile  auseinander  zu 
setzen,  die  der  gesamten  Bevölkerung  aus  einem  geordneten  Geld- 
wesen, d.  i.  aus  einer  »festen«,  natürlich  auf  Gold  basierten  Valuta 
erwachsen  würden. 

Diese  einmütige  Begeisterung  der  par  excellence  sogenannten 
»öffentlichen  Meinung«  für  die  Valutaregulierung  gab  zu  denken. 
Jede  Valutaregulierung  kostet  bekanntlich  ziemlich  viel  Geld ,  es 
müssen  Anleihen  kontrahiert  und  behufs  der  Verzinsung  und  Amor- 
tisierung derselben  müssen  die  Steuern  erhöht  werden.  Sodann 
war  im  vorliegenden  Falle  eigentlich  eine  Devalvierung  des  öster- 
reichisch-ungarischen Geldes  geplant.  Der  österreichische  Silber- 
gulden ,  der  nach  dem  Münzgesetze  vom  19.  September  1857 
gleich  zwei  Drittel  des  preussischen  Thalers  oder  im  Prinzip  gleich 
zwei  deutschen  Reichsmark  ausgeprägt  ist,  sollte  auf  85  Kreuzer 
Gold  oder  i  M.  70  Pfg.  herabgesetzt  werden.  Bisher  galt  in  den 
Augen  des  Publikums  jede  Devalvierung   des  Geldes  als  ein  teil- 
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weiser  Staatsbankerott ,  durch  welchen  zahllose  privatrechtliche 
Ansprüche  verletzt  werden ,  und  demgemäss  war  eine  Devalvie- 
rung  des  Geldes  jedesmal  gefürchtet.  Wenn  also  trotz  alledem 
die  sog.  öffentliche  Meinung  der  geplanten  Massregel  Beifall  klatschte, 
so  mussten  hiefür  ganz  besondere  Gründe  vorliegen.  Zwei  Dinge 
standen  a  priori  fest.  Erstens,  dass  in  volkswirtschaftlichen  Fra- 
gen stets  das  Gegenteil  von  dem  richtig,  d.  h.  dem  Volkswohle 
zuträglich  ist ,  was  die  Tagesblätter  liberaler  Richtung  als  wün- 
schenswert hinstellen.  Und  zweitens ,  dass  jede  derartige  Begei- 
sterung einen  ziemlich  realen  Untergrund  zu  haben  pflegt ,  weil 
bekanntlich  jede  Partei  sich  immer  nur  für  dasjenige  begeistert, 
was  ihr  Vorteil  bringt.  Welcher  Art  aber  dieser  »reale  Unter- 
grund« der  allgemeinen  Begeisterung  für  die  Goldwährung  sei, 
das  war  anfänglich  nur  zum  Teile  klar. 

Klar  war  nämlich  nur,  dass  im  Falle  der  Annahme  der  Gold- 
währung grössere  Goldanleihen  notwendig  würden  und  dass  da- 
mit der  Börse  ein  weites  Feld  für  lohnende  Spekulationen  er- 
schlossen werde.  Und  da  die  warmen  Sympathien  jener  Sorte 
der  »öffentlichen  Meinung«  für  die  Börse  und  ihre  Besucher  all- 
gemein bekannt  sind,  so  konnte  es  nicht  Wunder  nehmen ,  dass 
dieselbe  angesichts  der  goldenen  Tage,  die  für  die  Börse  anbrechen 
sollten  ,  ihrer  ungeheuchelten  Freude  Ausdruck  gab.  Einiger- 
massen zweifelhaft  nur  war  es,  ob  die  Aussichten  auf  die  anzu- 
hoffenden  Spekulationsgewinnste  aus  den  Goldlieferungen  der 
einzige  Grund  für  die  allgemeine  Begeisterung  sei.  Thatsächlich 
drangen  auch  nicht  lange  später  Andeutungen  in  die  Oeffent- 
lichkeit,  dass  die  Goldwährung  ihre  wärmsten  Anhänger  in  Ungarn 
habe  ,  und  da  Ungarn  bekanntlich  in  erster  Reihe  ein  Getreide 
exportierendes  Land  ist,  so  war  damit  alles  erklärt.  Zum  Ueber- 
flusse  wurden  bald  darauf  diese  Argumente  für  die  Goldwährung 
von  mehreren  Seiten  ganz  unumwunden  ausgesprochen. 

Bei  der  in  Wien  veranstalteten  Enquete  über  die  Valuta- 
regulierung äusserte  sich  der  Experte,  Herr  Moriz  Benedikt,  Heraus- 
geber der  »Neuen  freien  Presse«  in  Wien  (vgl.  p.  18  der  citierten 
»Stenogr.  Protokolle  etc.«  über  die  Währungs-Enquete)  wie  folgt : 

»Wenn  aber  auch  der  Bimetallisnius  möglich  wäre,  so  wäre 
erst  die  Frage  zu  untersuchen,  ob  er  auch  den  Interessen  Oester- 
reichs  entsprechen  würde.  Der  Bimetallismus  wird  deshalb  viel- 
fach unterstützt,  weil  man  von  der  Ansicht  ausgeht ,  dass  durch 
die  Vermehrung  des  Geldquantums  ,  tue  bei  der  freien  Prägung- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1893.  IV.  /]/! 
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beider  Münzmetallc  eintreten  niüsste,  die  Preise  steigen  würden. 
Diese  Erwartung"  ist  aber  in  ihrer  Anwendung  auf  (Jesterreich 
keineswegs  berechtigt.  Der  Biinetallismus  auf  Grund  des  Ver- 
hältnisses von  i:i5Vii  bedeutet,  um  überflüssige  Auseinander- 
setzungen zu  vermeiden ,  die  vorübergehende  Steigerung  des 
österreichischen  Geldes  bis  zur  Grenze  der  Parität,  Unter  den 
jetzt  bestehenden  Verhältnissen  und  Voraussetzungen  würden  dann 
in  Berlin  lOO  fl.  österr.  Währ,  gleich  sein  202  Mark  50  Pfennige. 
Für  eine  Tonne  Weizen  bekommt  der  österreichische  Produzent 
ungefähr  ebenso  viel,  nämlich  202  Va  Mark.  Bringt  er  diese  Mark 
nach  Oesterreich,  so  kann  er  dafür  ungefähr  117  fl.  55  kr.  ein- 
tauschen. Er  hat  also  thatsächlich  seinen  Weizen  um  117  fl.  55  kr. 
verkauft.  Würde  aber  der  Bimetallismus  den  Preis  des  Silbers 
uiui  des  Goldes  wieder  auf  jenes  Verhältnis  zurückführen,  durch 
welches  bei  sonst  gleichbleibenden  Faktoren  lOO  fl.  gleich  202  V2  M. 
sind,  so  würde  der  österreichische  Produzent  für  seine  Ware  nur 
100  fl.  in  österreichischer  Währung  erhalten  und  der  Bimetallis- 
mus wäre  für  ihn  gleichbedeutend  mit  einem  Preisfalle  der  Tonne 
um  17  fl.  55  kr.  und  des  Meterzentners  Weizen  um  i  fl.  75,5  kr. 
Man  kann  sich  die  Wirkung  eines  solchen  Preissturzes  vorstellen  . . . 
Eine  Krise  wäre  die  wahrscheinliche  Folge,  und  nicht  ein  Pro- 
duktionszweig, sondern  sämtliche,  die  überhaupt  an  dem  Export 
des  Landes  interessiert  sind,  müssten  schwer  leiden  und  durch 
ihre  wirtschaftliche  Schwächung  schliesslich  auch  die  Konsum- 
und  Importfähigkeit  der  Monarchie  vermindern.« 

Ebenso  sagt  der  Experte  Dr.  Bräf ,  Prof.  der  Nationalöko- 
nomie an  der  czechischen  Universität  in  Prag  (p.  44  der  »Steno- 
graph. Prot.«),  der  Landwirt  hoffe  »auf  dem  Weltmarkte  das 
Getreide  nach  dem  bisherigen  Masse  zu  verwerten,  hingegen  seine 
Löhne  in  billigem  Gelde  zu  zahlen  und  seinen  Gläubigern  in  bil- 
ligerem Gelde  gerecht  zu  werden.« 

Aehnlich  äusserten  sich  diverse  andere  Experten  wie  Hertzka, 
Sax  u.  a.  Endlich  sagt  auch  der  vom  Abgeordneten  Szcsepanowski 
verfasste  Bericht  des  vom  Abgeordnetenhause  eingesetzten  Valuta- 
ausschusses (Nr.  491  der  Beilg.  zu  den  stenogr.  Prot,  des  Abg.- 
Hauses,  X.  Sess.  1892,  p.  7) : 

»Die  Gefahren  einer  plötzHchen  Wertsteigerung  des  Geldes 
für  die  Landwirtschaft  und  Industrie  sind  in  den  ungarischen  Mo- 
tiven so  gut  dargestellt,  dass  es  genügt,  dieselben  hier  zu  eitleren. 
Dort  heisst  es  nämlich  unter  anderem:   »»Der  Preis  des  Weizens 
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war  auf  dem  internationalen  Markte  8  Goldgulden  bei  einem  25- 
prozentigen  Agio  und  blieb  derselbe,  als  das  Agio  auf  12,75  Pro- 
zent im  Jahre  1890  fiel.  Nachdem  sich  der  Preis  der  Rohprodukte 
im  Inlande  mehr  oder  weniger  den  internationalen  Preisen  an- 
passt,  bekam  der  Landwirt  im  angenommenen  Beispiele  bei  einem 
25-prozentigen  Goldagio  für  seinen  Weizen  pro  Meterzentner  zehn 
Gulden  in  Papier;  hingegen  bei  einem  12,75-prozentigen  Agio 
beträgt  der  Preis  eines  Meterzentners  Weizen  nur  9  Papiergulden  ; 
der  Landwirt  bekam  daher  um  volle  10  Prozent  weniger  für  sein 
Produkt  und  aus  diesem  wenigeren  im  Werte  gestiegenen  Gelde 
musste  er  im  grossen  und  ganzen  dieselben  Ausgaben  bestreiten 
wie  vorher.  Dieses  Steigen  des  Geldwertes  hatte  daher  für  den 
Landwirt  nahezu  dieselbe  Bedeutung,  als  ob  seine  Steuern,  seine 
Löhne,  seine  Hypothekarzinsen  und  sonstigen  Ausgaben  um  zehn 
Prozent  gestiegen  wären ,  welche  er  in  der  gleichen  Summe  be- 
streiten muss ,  ob  nun  der  Wert  unseres  Geldes  im  Vergleiche 
zum  Golde  ein  grösserer  oder  geringerer  ist.  —  Dass  dieser  Zu- 
stand zu  einem  Zeitpunkte ,  in  welchem  das  Steigen  des  inter- 
nationalen Wertes  unseres  Geldes,  das  ist  das  Sinken  des  Agios 
mit  einem  Preisfalle  der  Rohprodukte  zusammenfallen  würde, 
nicht  nur  eine  riesige  Last  der  Landwirtschaft  aufbürden,  sondern 
auch  eine  ernste  wirtschaftliche  Krise  heraufbeschwören  könnte, 
bedarf  keines  weiteren  Beweises.«« 

Der  Bericht  des  Abgeordneten  Szczepanoivski  fügt  diesen 
Worten  des  ungarischen  Motivenberichtes  noch  die  Bemerkung 
hinzu :  »Wenn  schon  der  im  Jahre  1890  thatsächlich  erfolgte  Fall 
des  Agios  so  schwerwiegende  Konsequenzen  nach  sich  zog,  was 
würde  erst  geschehen,  wenn  sich  unser  Papiergulden  gleich  2  Mark 
stellen  würde,  wenn  also  der  Landwirt  bei  einer  20-prozentigen 
Erniedrigung  seines  Einkommens  dieselben  Steuern  und  Zinsen- 
lasten  zu  tragen  hätte,  wie  früher?« 

Das  war  des  Pudels  Kern  bei  der  allgemeinen  Begeisterung 
für  die  Goldwährung.  Die  ungarischen  Grossgrundbesitzer ,  die 
ihr  Getreide  vorwiegend  nach  dem  Auslande  verkaufen,  fürchteten, 
dass  der  österreichische  Silbergulden  im  Werte  steigen  und  viel- 
leicht gar  den  Parikurs  mit  der  deutschen  Markwährung  erreichen 
könnte,  weil  damit  die  von  ihnen  zu  zahlenden  Steuern,  Arbeits- 
löhne und  Hypothekarzinsen  gleichfalls  gestiegen  wären  und  ihnen 
dann  von  dem  Erlöse  für  ihr  Getreide  weniger  geblieben  wäre. 
Und  um  dies  zu  verhindern,  sollte  der  österreichische  Silbergulden 
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auf  85  Goldkreuzer  lierabgesetzt  werden.  Ucr  Grossgrundbesitzer 
würde  —  das  war  die  stille  I  loffnung  der  Partei  —  sein  Getreide 
im  Auslande  nach  wie  vor  um  Gold  verkaufen,  aber  daheim 
würde  er  die  Sicherheit  haben ,  dass  er  jeden  Gulden ,  den  er 
bisher  an  Steuern,  an  Arbeitslöhnen  und  an  Hypothekarzinsen 
7x\  entrichten  hatte,  mit  85  Goldkreuzern  (2  Goldkronen)  abtragen 
könne  und  dass  jede  Steigerung  dieser  Last  abgeschnitten  ge- 
wesen wäre.  Vielleicht  spielte  —  ganz  auf  tiefstem  Herzens- 
grunde —  die  weitere  Hoffnung  mit,  dass  eine  effektive  Gold- 
zirkulation in  Oesterreich- Ungarn  doch  nicht  zu  erwarten  sei, 
dass  nach  der  nominellen  Einführung  der  Goldwährung  ein  Gold- 
agio entstehen  müsse  und  dass  der  T^andvvirt,  der  sein  Getreide 
im  Auslande  um  effektives  Gold  verkauft,  in  der  Heimat  jeden 
bisherigen  Gulden  seiner  Steuern,  Arbeitslöhne  und  Hypothekar- 
zinsen nicht  einmal  mit  zwei  effektiven  goldenen  Kronen,  sondern  mit 
zwei  Kronen  in  minderwertigem  Papiergeld  werde  abtragen  können. 

Ja,  bei  der  in  Wien  abgehaltenen  Enquete  wurde  mehrfach 
—  bald  mehr,  bald  weniger  verblümt  angedeutet,  dass  insbe- 
sondere seitens  der  ungarischen  Regierung  Goldankäufe  veran- 
staltet wurden,  um  den  Goldpreis  absichtlich  in  die  Höhe  zu 
treiben,  d.h.  den  Kurs  des  österreichisch-ungarischen  Silber-  und 
Papierguldens  niedrig  zu  gestalten,  damit  die  künftige  Goldkrone 
so  klein  als  möglich  ausfalle.  (Vgl.  die  »Stenogr.  Prot.«  über  die 
Währungsenquete  p.   'j'],  112,  150,  170  und  275.) 

Die  konservativen  Blätter  West-Üesterreichs  verhielten  sich 
der  geplanten  Goldwährung  gegenüber  zumeist  ablehnend.  Wenn 
also  die  liberale  Tagespresse  West-Oesterreichs  mit  den  unga- 
rischen »Agrariern«  sympathisierte,  so  ist  dies  wohl  dem  Um- 
stände zuzuschreiben,  dass  Ungarn  nicht  nur  vorwiegend  »liberal« 
ist,  sondern  dass  in  Ungarn  —  wie  allseitig  versichert  wird  — 
der  grosse  Grundbesitz  vorwiegend,  oder  doch  zum  guten  Teile, 
sich  in  den  Händen  des  sog.  Grosskapitales  befindet. 

Die  in  Rede  stehende  Schwärmerei  der  sog.  »Spekulationv< 
(d.  h.  desjenigen  Teiles  der  Bevölkerung,  dessen  Lebenselement 
seit  Jahrhunderten  die  geschäftliche  Spekulation  ist)  für  die  Gold- 
währung ist  übrigens ,  beiläufig  bemerkt ,  ein  hochinteressanter 
Beleg  für  die  auch  anderweitig  beobachtete  und  hervorgehobene 
Thatsache,  dass  das  Denkvermögen  des  Menschen  durch  die 
fortgesetzte  und  ausschliessliche  Beschäftigung  mit  der  geschäft- 
lichen Spekulation  Schaden  leidet.     Erklärlich  ist  dies,  denn  wer 
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von  frühester  Jugend  an  darauf  gedrillt  wird  ,  nach  jedem  sich 
ihm  darbietenden  Vorteil  —  und  wäre  er  noch  so  klein  —  zu 
haschen ,  wird  dadurch  gewissermassen  geistig  kurzsichtig  und 
dies  um  so  mehr,  wenn  Generationen  hindurch  die  geschäftliche 
Spekulation  den  ausschliesslichen  Beruf  des  Stammes  gebildet  hat. 
Er  gewöhnt  sich ,  immer  nur  das  Nächstliegende  zu  sehen  und 
alle  Energie  aufzubieten ,  um  des  materiellen  Vorteiles  habhaft 
zu  werden,  der  sich  zufällig  im  Bereiche  seiner  Arme  und  Hände 
befindet.  Er  verliert  aber  total  den  weiten  Blick,  der  das  Attri- 
but des  wahrhaft  grossen  Geistes  bildet  und  es  kann  ihm  nur 
zu  leicht  widerfahren ,  dass  er  zw^ar  den  nahe  gelegenen  kleinen 
Vorteil  erhascht,  aber  damit  sich  einen  Schaden  zufügt,  der  in 
keinem  Verhältnisse  zu  jenem  kleinen  Gewinn  steht.  Ich  wäre 
sehr  geneigt  anzunehmen  ,  dass  die  Spekulation  der  ungarischen 
Grossgrundbesitzer  auf  die  Goldwährung  eine  derartig  kurzsich- 
tige war.  Die  Herabsetzung  des  österreichischen  Silberguldens 
auf  85  Goldkreuzer  ist  ihnen  allerdings  gelungen  und  damit  haben 
sie  wohl  verhindert,  dass  ihre  Steuern,  die  Löhne  ihrer  Arbeiter 
und  die  Zinsen  ,  die  sie  an  ihre  Hypothekargläubiger  zu 
zahlen  haben ,  steigen  könnten.  Aber  übersehen  haben  die- 
selben ,  dass  durch  den  Uebergang  Oesterreich-Ungarns  zur 
Goldwährung  eine  ungeheuere  Steigerung  der  Nachfrage  nach 
Gold  und  damit  eine  Preissteigerung  dieses  Metalles  hervorgerufen 
wird.  Uebersehen  haben  in  ihrer  Kurzsichtigkeit  dieselben  ferner, 
dass  durch  den  Uebergang  Oesterreich-Ungarns  zur  Goldwährung 
der  Druck  auf  die  Silberländer  -  Indien  in  erster  Reihe  —  ver- 
stärkt wird  und  dass  durch  einen  Uebergang  Ostindiens  zur  Gold- 
währung der  Goldpreis  eine  ganz  ungeahnte  Steigerung  erfahren 
müsste.  Und  wenn  dies  eintritt,  dann  ist  die  ganze  schöne  Be- 
rechnung unerbittlich  über  den  Haufen  geworfen,  denn  was  nutzt 
dem  ungarischen  Getreideproduzenten  die  Herabsetzung  seines 
Steuer-,  Lohn-  und  Zins-Guldens  auf  85  Goldkreuzer,  wenn 
»draussen«  auf  dem  gepriesenen  »Weltmarkte«  der  Goldpreis  so 
sehr  gestiegen  ist,  dass  er  infolge  dessen  für  seine  Tonne  Weizen 
nicht  mehr  202 V2,  sondern  vielleicht  nur  170  oder  noch  weniger 
goldene  Mark  erhält?  Im  letzteren  Falle  kann  er  seine  170  Mark 
zu  Hause  gegen  200  Goldkronen  umsetzen  und  steht  genau  auf 
derselben  Stelle,  wie  wenn  er  für  die  früheren  202 V»  Mark  100 
auf  den  Parikurs  gestiegene  Silbergulden  (i  Silbergulden  =  rund 
2  Mark)  erhalten  hätte. 
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Durch  die  oller  erwähnten  Gesetze  vom  2.  August  1892  hat 
Oesterreich-Ungarn  seinen  Uebergang  zur  Goldwährung  vollzogen. 
Vorläufig  existiert  die  Goldwährung  allerdings  nur  erst  auf  dem 
Papier,  allein  niemand  wird  in  Abrede  stellen  können,  dass  da- 
durch die  gesamte  Situation  wesentlich  verschärft  wurde,  weil  zu 
der  bisherigen  eine  neue  und  sehr  bedeutende  Nachfrage  nach 
Gold  hinzugetreten  ist.  Ausserdem  wurde  dadurch  —  wie  schon 
erwähnt  —  der  Druck  auf  die  bisherigen  Silberländer  wesentlich 
verschärft  und  thatsächlich  meldet  das  Berliner  > Deutsche  Wcichen- 
blatt«  in  Nr.  46  vom  8.  Dezember  1892  (in  einem  Aufsatze  »Die 
indische  Gefahr«  von  Hermann  Schmid  in  London),  dass  in  London 
eine  Kommission  zusammengetreten  ist,  welche  sich  mit  der  Frage 
der  Einführung  der  Goldwährung  in  Britisch  Ostindien  beschäftigt. 
Sollte  dieser  Gedanke  verwirklicht  werden  und  sollte  vielleicht 
gar  auch  noch  Russland  sich  für  den  Uebergang  zur  Goldwäh- 
rung entscheiden,  so  bedarf  es  keines  weiteren  Beweises,  dass 
durch  diese  neue  und  geradezu  unabsehbar  grosse  Nachfrage 
nach  Gold,  das  bisherige  Wertverhältnis  der  beiden  Edelmetalle 
zu  einander  noch  weiter  verschoben  würde,  d.  h.  dass  das  Gold 
noch  mehr  im  Werte  steigen  und  das  Silber  noch  mehr  im  Werte 
sinken  müsste. 

Angesichts  dieser  Kalamitäten  wurde  bekanntlich  vielfach 
die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  das  Mittel  zur  Abhilfe  lediglich 
im  allseitig  angenommenen  und  durch  Staatsverträge  garantierten 
Bimetallismus  zu  suchen  sei  und  dass  derselbe  gleichzeitig  die 
Rückkehr  zu  dem  »natürlichen«  Wertverhältnisse  von  1:15^/2  ge- 
statten würde.  Letztere  Erwartung  scheint  mir  mehr  als  fraglich. 
Wenn  das  Wertverhältnis  des  Goldes  zum  Silber  durch  ungefähr 
hundert  Jahre  sich  von  der  Ziffer  i:i5V2  nicht  weit  entfernte,  so 
kann  der  Grund  hievon  nur  in  dem  Umstände  zu  suchen  sein, 
dass  diese  ganze  Zeit  hindurch  die  Produktion  von  Gold  und  die 
Nachfrage  nach  demselben  sich  so  ziemlich  das  Gleichgewicht 
hielten.  Und  als  bekanntlich  in  den  fünfziger  Jahren  die  Gold- 
produktion plötzlich  ins  Ungemessene  stieg  und  Kalifornien  und 
Australien  riesige  Quantitäten  dieses  Metalles  auf  den  Markt 
warfen ,  da  war  durch  den  Bestand  des  Bimetallismus  in  Frank- 
reich so  zu  sagen  das  Sicherheitsventil  geschaffen,  welches  ge- 
stattete, dass  dem    plötzlichen  und   riesigen  Angebote   von  Gold 
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ebenso  rasch  eine  ebenso  grosse  Nachfrage  nach  Gold  zu  Münz- 
zvvecken  gegenübertrat ,  während  gleichzeitig  das  in  Frankreich 
überschüssig  gewordene  Silber  von  Asien  absorbiert  wurde ,  so 
dass  eine  Verschiebung  des  Wertverhältnisses  zwischen  diesen 
beiden  Metallen  nicht  eintreten  konnte. 

Bei  alledem  war  aber  die  Nachfrage  nach  Gold  zu  Münz- 
zwecken zu  jener  Zeit  und  zwar  bis  zum  Jahre  1871  (bezw.  1873) 
eine  ziemlich  beschränkte,  weil  Goldgeld  nur  in  England  und  in 
den  Ländern  der  lateinischen  Münzunion  (aber  ohne  Italien,  welches 
damals  nur  Papiergeld  besass)  zirkulierte,  während  die  übrigen 
Staaten,  weil  sie  an  der  Silberwährung  festhielten,  alljährlich  — 
wenn  man  sich  so  ausdrücken  darf  —  nur  ein  paar  Goldmünzen 
zum  Privatvergnügen  und  nur  zu  Luxuszwecken  prägten.  Und 
wenn  man  schon  irgend  etwas  an  den  damaligen  Geldverhältnissen 
als  »natürlich«  bezeichnen  will,  so  war  nicht  das  Wertverhältnis 
von  i:i5V2  ein  »natürliches«,  sondern  die  damalige  Münzpolitik 
der  Staaten  (wenn  auch  ganz  unbeabsichtigt  und  unbewusst)  in- 
sofern eine  »natürliche« ,  als  sie  in  die  damaligen  Verhältnisse 
nicht  gewaltsam  eingriff,  sondern  sich  den  natürlichen  Produk- 
tionsverhältnissen der  Edelmetalle  einfach  anschmiegte.  Und 
hätte  Deutschland  im  Jahre  1871,  statt  die  Goldwährung  bei  sich 
einzuführen ,  einfach  erklärt ,  dass  es  der  lateinischen  Münzunion 
beitrete ,  d.  h.  hätte  Deutschland  kein  Gold  gewaltsam  an  sich 
gezogen,  sondern  sich  damit  begnügt,  den  Bimetallismus  auf  Grund- 
lage des  Wertverhältnisses  von  1:15^2  im  Prinzip  zu  adoptieren, 
und  ledigHch  seine  Verkehrskanäle  dem  Golde  zu  öffnen,  so  wäre 
seine  Münzpolitik  gleichfalls  eine  »natürliche«  in  diesem  Sinne 
gewesen.  Deutschland  hätte  sich  auf  diese  Weise  —  ohne  störend 
einzugreifen  —  die  Möglichkeit  erschlossen ,  das  Gold ,  welches 
jährlich  auf  der  Erde  neu  produziert  wird  (beziehungsweise  die 
zu  Münzzwecken  disponiblen  Ueberschüsse)  aufzunehmen  und  zu 
Geldzwecken  zu  verwenden  und  gleichzeitig  wäre  ihm  damit  (weil 
unter  solchen  Verhältnissen  Oesterreich-Ungarn  kaum  zur  Gold- 
währung übergegangen  wäre),  die  Möglichkeit  geboten  gewesen, 
seine  überschüssig  werdenden  Silberbestände  an  das  silberleere 
Oesterreich-Ungarn  successiv  abzugeben,  so  dass  wieder  Angebot 
und  Nachfrage  bei  beiden  Metallen  sich  das  Gleichgewicht  ge- 
halten hätten  und  das  Wertverhältnis  von  1:15^/2  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  nicht  alteriert  worden  wäre. 

So    aber    hat  Deutschland   in    diesen    ruhigen  Entwicklungs- 
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gang  störend  eingegriffen,  es  hat  die  Goldwährung  mit  einem 
Schlage  bei  sich  eingeführt  \\\\f\  einen  namhaften  Teil  der  Gold- 
bestände gewaltsam  an  sich  herangezogen.  Andere  Staaten  sind 
dem  lieispicle  Deutschlands  gefolgt  und  nun  begann  jener  Kampf 
ums  Gold,  den  Fürst  Bismarck  in  seiner  bekannten  prägnanten 
und  drastischen  Ausdrucksweise  als  >das  Zerren  an  der  kurzen 
Golddecke«  bezeichnet  hat.  So  lange  der  relativ  beschränkten 
Goldproduktion  eine  relativ  beschränkte  Nachfrage  nach  Gold  zu 
Münzzwecken  gegenüberstand ,  so  lange  also  die  Zirkulation  des 
goldenen  Geldes  auf  England  und  die  Länder  der  lateinischen 
Münzunion  beschränkt  blieb,  konnte  sich  das  Wertverhältnis  v<.)\\ 
iiiS'/a  erhalten.  In  dem  Momente  aber,  in  welchem  auch  andere 
Staaten  als  Bewerber  um  das  Gold  zu  Münzzwecken  auf  dem 
Goldmarkte  erschienen,  musste  das  Gold  im  Preise  steigen  und 
sich  das  Wertverhältnis  der  beiden  Metalle  verschieben  und  diese 
Verschiebung  musste  selbstverständlich  um  so  bedeutender  werden, 
als  diese  Staaten  sich  nicht  damit  begnügten  Gold  zu  erwerben, 
sondern  als  Verkäufer  ihrer  zu  Münzzwecken  überschüssig  wer- 
denden Silberbestände  auf  dem  Silbermarkte  auftraten  —  auf 
dem  Silbermarkte,  dem  jedoch  (wegen  der  Einführung  der  Gold- 
währung in  mehreren  Staaten)  die  Silberkäufer  fern  blieben. 

Während  also  bis  zum  Jahre  1871  (beziehentlich  1873)  das 
zirkulierende  goldene  Geld  der  Hauptmasse  nach  auf  England 
und  die  Länder  der  lateinischen  Münzunion  beschränkt  und  kon- 
zentriert war ,  sind  seither  die  meisten  Kulturstaaten  im  Begriffe 
aufzutreten  und  ihren  Anteil  an  diesen  goldenen  Münzen  zu  be- 
anspruchen, und  die  Folge  dieser  ins  Unabsehbare  gesteigerten 
Nachfrage  nach  Gold  ist  notwendiger  Weise  eine  entsprechende 
Steigerung  des  Wertes  des  Goldes  gegenüber  dem  Silber.  Unter 
solchen  Umständen  scheint  mir  eine  Rückkehr  zu  dem  früheren 
Wertverhältnisse  von  i  :  15  V2  —  selbst  wenn  die  sämtlichen  Staaten 
der  Welt  sich  für  die  Einführung  der  Doppelwährung  entscheiden 
und  dieselbe  in  der  feierlichsten  Weise  durch  Staatsverträge  ga- 
rantieren wollten  —  auf  absehbare  Zeit  absolut  ausgeschlossen. 
Ich  will  gern  zugeben  ,  dass  kleine  Schwankungen  im  Angebote 
oder  in  der  Nachfrage  dadurch  paralysiert  werden  können,  dass 
eine  mächtigere  Staatengruppe  (wie  es  die  lateinische  Münzunion 
war),  an  irgend  einem  beliebigen  Wertverhältnisse  festhält;  wie 
aber  die  Relation  von  i  :  15V2  festgehalten  werden  soll,  wenn  — 
bei    gleichbleibendem  Angebot  —  zu    der  Nachfrage   nach    Gold 
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zu  Münzzwecken,  die  bisher  auf.England,  Frankreich,  Italien,  Bel- 
gien und  die  Schweiz  beschränkt  war,  noch  die  Nachfrage  einer 
halben  Welt  (der  Rest  der  europäischen  Staaten  samt  Russland, 
Ostindien  und  Nordamerika)  hinzutritt,  das  bleibt  mir  absolut  un- 
erfindlich. Es  muss  also  eine  weitere ,  und  zwar  ganz  kolossale 
Wertsteigerung  des  Goldes  eintreten,  wenn  in  der  nächsten  Zu- 
kunft noch  andere  Staaten  zur  Goldwährung  übergehen  sollten ; 
aber  die  Rückwirkung  dieser  successiven  Wertsteigerung  auf  die 
einzelnen  Staaten  muss  infolge  der  verschiedenen  historisch  ge- 
wordenen Verhältnisse  eine  verschiedene  sein. 

Stünde  man  einer  Tabula  rasa  gegenüber ,  d.  h.  besässen 
wir  bisher  gar  kein  Gold,  sondern  lediglich  Silber  und  demge- 
mäss  auch  nur  Silbergeld,  und  würde  plötzlich  der  Welt  von  irgend 
einem  mächtigen  Zauberer  der  gesamte  heutige  Goldvorrat  als 
ein  zweckmässigerer  Geldstoff  zum  Geschenke  gemacht,  so  können 
wir  uns  ganz  wohl  vorstellen ,  dass  die  sämtlichen  Staaten  ein 
Uebereinkommen  treffen  und  nach  irgend  einem  gerechten  Mass- 
stabe (sei  dies  die  Kopfzahl  der  Einwohner,  die  Grösse  des  Ver- 
kehrs u.  dgl.)  diesen  Geldvorrat  unter  sich  verteilen  würden.  Wie 
dann  das  Wertverhältnis  zum  Silber  festgesetzt  würde ,  ob  wie 
I  :  15,  ob  wie  i  :  30 ,  oder  i  :  50  oder  gar  wie  i  :  lOO  oder  noch 
mehr  wäre  vollständig  gleichgiltig  und  der  Unterschied  wäre  nur 
der,  dass  ein  Goldstück  von  der  Grösse  eines  heutigen  20  Franks- 
oder 20  Mark- Stückes  den  Wert  von  etv/a  50  oder  100  oder 
eventuell  noch  mehr  Franks  oder  Mark  repräsentieren  würde. 
Alle  Staaten  der  Welt  wären  dann  in  der  Lage,  eine  ganz  »reine« 
oder  vollkommen  »gesättigte«  Goldwährung  zu  besitzen,  d.  h. 
allerorts  könnte  der  Grundsatz  ausgesprochen  werden,  dass  kein 
Mensch  gehalten  sein  soll,  mehr  Silbermünze  anzunehmen  als 
die  kleinste  Goldmünze  repräsentiert  —  allerdings  immer  mit  der 
Eventualität,  dass  die  »kleinste«  Goldmünze  (etwa  von  der  Grösse 
eines  heutigen  20  Franks-  oder  eines  20  Mark-Stückes)  vielleicht 
den  Wert  von  lOOO  oder  mehr  heutigen  silbernen  Franks-  oder 
Mark-Stücken  repräsentieren  würde. 

In  Wirklichkeit  liegen  die  Dinge  anders  :  England  hat  seinen 
Goldvorrat  und  verteidigt  ihn  so  gut  als  es  kann.  Es  hat  zwar 
diesen  Goldvorrat  (vorwiegend  im  vorigen  Jahrhunderte)  auf  Grund 
der  damaligen  Wertrelation  von  ungefähr  i  :  15V2  erworben,  allein 
seine  heutigen  Münzverhältnisse  werden  durch  diese  Relation 
nicht  weiter  tangiert,  weil  es  die  »reine«   oder  »gesättigte«  Gold- 
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Währung"  besitzt,  d.  h.  weil,   was  an  Sill)crmünze   im  Lande  kursiert, 
eben  nur  unterwertige  Scheidemünze  ist. 

Die  Länder  der  lateinischen  Münzunion  besitzen  die  Dopiiel- 
währung  »im  Prinzip«,  und  zwar  wie  bekannt  auf  der  Grundlage 
der  Relation  von  i  :  15  Va.  Weil  aber  diese  Länder  von  der  Gefahr 
der  Entziehung  ihrer  Goldbestände  bedroht  waren,  sahen  sie  sich 
—  wie  erwähnt  —  im  Jahre  1874  veranlasst ,  die  freie  Silber- 
prägung zu  sistieren.  Infolge  dessen  ist  die  Währung  dieser 
Länder  heute  de  facto  eine  hinkende  Goldwährung.  Die  Gold- 
prägung ist  nämlich  frei"  und  denigemäss  ist  Gold  das  eigentliche 
Geld,  daneben  zirkuliert  jedoch  eine  relativ  grosse  Menge  Silber- 
geld, dessen  gesetzlicher  Wert  höher  ist  als  der  faktische  (Silber-) 
Wert.  Trotzdem  aber  wird  fingiert,  dass  die  Währung  eine 
Doppelwährung  ist  und  dass  die  (vollwichtigen)  Silbermünzen  zu 
den  Goldmünzen  im  Wertverhältnisse  von  15  V2  :  i  stehen. 

Deutschland  hat  in  den  Jahren  1871  und  1873  die  Goldwäh- 
rung eingeführt  und  den  Uebergang  auf  Grundlage  des  Wertver- 
hältnisses von  i:i5V2  vollzogen.  Da  aber  zu  jener  Zeit  sich 
dieses  Wertverhältnis  zu  Gunsten  des  Goldes  und  zu  Ungunsten 
des  Silbers  zu  verschieben  begann ,  sah  sich  Deutschland  ge- 
nötigt,  auf  halbem  Wege  stehen  zu  bleiben.  Das  Gold  wurde 
zwar  in  den  Umlauf  gebracht,  allein  die  alten  Silberthaler  konnten 
nicht  gänzlich  .eingelöst  und  abgestossen  werden;  dieser  unein- 
gelöste  Rest  der  Silberthaler  blieb  im  Umlaufe  und  wurde  durch 
Gesetz  zu  fiktiven  Goldmünzen  erklärt,  d.  h.  der  silberne  Thaler 
wird  so  betrachtet,  wie  wenn  er  ein  Goldstück  von  drei  Mark 
wäre,  ungeachtet  das  im  Thaler  steckende  Silber  einen  geringeren 
Wert  hat. 

Holland  und  die  Skandinavischen  Länder  kommen  hier  nicht 
in  Betracht,  weil  sie  wegen  ihrer  Kleinheit  verhältnismässig  leicht 
in  der  Lage  waren,  das  relativ  geringe  Goldquantum,  dessen  sie 
zur  Einführung  der  Goldwährung  bedürfen,  zu  beschaffen. 

Die  österreichisch-ungarische  Goldwährung  ist  heute  über  die 
vorbereitenden  Schritte  noch  nicht  hinausgekommen  ,  man  kann 
daher  heute  noch  nicht  mit  Bestimmtheit  angeben,  ob  sie  eine 
»reine«  oder  eine  »hinkende«  sein  wird.  Der  der  Enquete  im 
März  1892  vorgelegte  Fragebogen  lässt  jedoch  mit  grosser  Wahr- 
scheinlichkeit vermuten ,  dass  gleich  von  vornherein  nur  eine 
»hinkende«  Goldwährung  (mit  verhältnismässig  starker  Silber- 
zirkulation neben  dem  Golde)  in  Aussicht  genommen  war.    Ueber- 
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dies  aber  —  und  das  ist  von  grosser  Bedeutung  —  wird  in  Oester- 
reich-Ungarn  der  Uebergang  zur  Goldwährung  nicht  mehr  auf 
Grund  des  Wertverhältnisses  von  i:i5V2,  sondern  schon  auf 
Grund  einer  Relation  von  i  :  18,2  vollzogen. 

Schon  in  dieser  kurzen  hier  aufgezählten  Reihe  zeigt  sichs, 
wie  die  Schwierigkeiten  ,  die  sich  der  allseitigen  Einführung  der 
Goldwährung  entgegenstellen,  kontinuierlich  wachsen,  beziehungs- 
weise wie  die  Goldwährung ,  auf  je  weitere  Gebiete  sie  ausge- 
dehnt wird ,  immer  illusorischer  wird.  England  hat  zwar  noch 
die  »reine«  Goldwährung,  muss  aber  doch  seinen  Goldschatz  ver- 
teidigen. Frankreich  kann  seine  Doppelwährung  nur  mit  Hilfe 
einer  ziemlich  starken  Fiktion  mühsam  aufrecht  halten.  Deutsch- 
land ist  schon  in  der  »hinkenden«  Goldwährung  stecken  ge- 
blieben. Oesterreich-Ungarn  hat  —  wie  es  scheint  —  gleich 
von  vornherein  nur  an  eine  »hinkende«  Goldwährung  gedacht 
und  musste  schon  zu  der  höheren  Relation  von  i  :  18,2  greifen. 
Der  nächste  Grossstaat ,  der  zur  Goldwährung  übergehen  wird, 
wird  wegen  der  kontinuierlichen  Wertsteigerung  des  Goldes  seinem 
Währungswechsel  eine  noch  höhere  Relation  —  sagen  wir  bei- 
spielsweise I  :  23^'4  —  zu  Grunde  legen  müssen;  der  zweitnächste 
wird  vielleicht  schon  die  Relation  von  i  :  31,  der  drittnächste  eine 
noch  höhere  acceptieren  müssen  u.  s.  f. 

Zweierlei  scheint  mir  mit  ziemlicher  Evidenz  aus  der  vor- 
stehenden Betrachtung  hervorzugehen ; 

Erstens,  dass  durch  die  succesive  Einführung  der  Goldwäh- 
rung in  einer  immer  grösseren  Anzahl  von  Ländern  eine  geradezu 
grauenhafte  Verwirrung  in  die  Münzsysteme  der  verschiedenen 
Staaten  gebracht  wird.  Alle  Münzsysteme  der  vorstehend  ge- 
nannten Staaten  (England  vorläufig  noch  ausgenommen)  beruhen 
infolge  der  Ausbreitung  der  Goldwährung  auf  Fiktionen.  Die 
Länder  der  lateinischen  Münzunion  fingieren  die  Doppelwährung 
auf  Grund  des  längst  nicht  mehr  bestehenden  Wertverhältnisses 
von  i:i5V2;  Deutschland  hält  die  Fiktion  aufrecht,  dass  seine 
alten  Silberthalei:  Goldmünzen  sind,  und  dass  das  Wertverhältnis 
gleichfalls  noch  i:i5V2  sei;  Oesterreich-Ungarn  wieder  hat  die 
Fiktion,  dass  sich  der  Wert  des  Goldes  zu  dem  dem  des  Silbers 
wie  1 :  18,2  verhalte,  was  auch  wieder  nicht  wahr  ist,  und  selbst- 
verständlich müssen  diese  Fiktionen  um  so  zahlreicher  und  ver- 
schiedenartiger werden  und  sich  um  so  weiter  von  der  Wahrheit 
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entfernen ,    je    mehr  Staaten    die  Goldwährung    einführen    und  je 
höher  infolge  dessen  der  Wert  des  Goldes  steigt. 

Zweitens  ist  klar,  dass  durch  die  Einführung  der  Goldwäh- 
rung in  einer  immer  grösseren  Anzahl  von  Ländern  der  Preis 
des  Goldes  immer  mehr  in  die  Höhe  getrieben  wird,  und  dass 
dadurch  die  Vorteile ,  die  man  von  der  Goldwährung  erwartet, 
immer  illusorischer  werden ,  und  dies  äussert  sich  insbesondere 
nach  zwei  Richtungen  hin.  Durch  die  Goldwährung  sollen  be- 
kanntlich einerseits  die  Taschen  der  Bürger  entlastet  werden, 
d.  h.  weil  es  unbequem  ist,  eine  grössere  Menge  Silbergeldes 
bei  sich  in  der  Tasche  herumzutragen,  soll  den  Bürgern  das  be- 
quemere Gold  geboten  werden.  Nun  wird  aber  —  so  paradox 
es  klingen  mag  —  dieser  Vorteil  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  um 
so  weniger  erreicht,  je  mehr  sich  der  Wert  des  Goldes  von  dem 
des  Silbers  entfernt.  Die  Wertrelation  voni:  i5'/2  bedeutet  näm- 
lich ,  dass  10  österreichische  Silbergulden  den  Wert  eines  gol- 
denen Zwanzig-Markstückes  haben;  bei  einer  Wertrelation  von 
I  :  23  V4  muss  man  schon  14  österreichische  Silbergulden  hingaben, 
wenn  man  ein  goldenes  Zwanzig-Markstück  haben  will ;  das  Wert- 
verhältnis von  1 :  31  bedeutet  gar,  dass  20  österre'ichische  Silber- 
gulden erst  den  Wert  eines  goldenen  Zwanzig-Markstückes  reprä- 
sentieren u.  s.  f.  Je  höher  also  der  Wert  des  Goldes  gegenüber 
dem  des  Silbers  steigt,  um  so  grösser  wird  die  Menge  des  Silber- 
geldes, das  man  in  der  Tasche  tragen  muss,  ehe  man  in  die 
glückliche  Lage  kommt ,  es  durch  ein  Goldstück  ersetzen  zu 
können.  Oder  mit  anderen  Worten :  die  allgemeine  Einführung 
der  Goldwährung  bedeutet,  dass  die  Goldmünzen,  welche  bis  zum 
Jahre  1871  (der  Hauptsache  nach)  in  England ,  Frankreich  ,  Bel- 
gien und  der  Schweiz  (Italien  hatte  damals  die  Papierwährung) 
konzentriert  waren ,  nunmehr  über  die  ganze  Welt  oder  doch 
wenigstens  über  ein  viel  grösseres  Gebiet  zerstreut  werden  sollen. 
Und  wenn  früher  die  Goldmünzen  in  diesen  Ländern  so  dicht 
beisammen  waren,  dass  im  Durchschnitt  auf  jeden  Kopf  der  Be- 
völkerung, sagen  wir  beispielsweise  2  Stück  entfielen,  so  werden 
sie  —  wenn  sie  über  ein  grösseres  Gebiet  zerstreut  werden  — 
so  dünn  gesäet  sein,  dass  vielleicht  auf  20  Köpfe  erst  i  Stück 
entfallen  wird.  Dass  der  Vorrat  an  Goldmünzen  auf  der  ganzen 
Welt  infolge  der  kontinuierlichen  Goldproduktion  alljährlich  ver- 
grössert  wird,  ist  selbstverständlich,  indes  kann  dieser  jährliche 
Zuwachs    hier    füglich    unberücksichtigt    bleiben ,    weil    er    relativ 
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unbedeutend  ist.)  Unter  solchen  Umständen  erscheint  es  mir 
ganz  unbegreiflich,  wie  es  möglich  sein  soll,  die  Goldwährung 
etwa  noch  auf  Indien,  Russland  und  Nordamerika  auszudehnen. 
Und  wenn  es  dann  —  wie  es  ja  gar  nicht  anders  denkbar  ist  — 
an  Gold  gebricht,  und  auf  jeden  Staat,  der  nominell  eine  sog. 
»Goldwährung«  besitzt,  nur  ein  paar  Goldmünzen  entfallen,  so 
muss  man  die  Hauptmasse  des  Geldes  doch  wieder  aus  Silber 
herstellen. 

Gelangt  man  auf  diese  Weise  durch  die  Ausdehnung  der 
Goldwährung  auf  ein  zu  weites  Ländergebiet  mit  mathematischer 
Notwendigkeit  zu  dem  entgegengesetzten  Resultate  von  dem,  zu 
welchem  man  gelangen  wollte ,  nämlich  dass  man  statt  des  gol- 
denen Geldes  doch  wieder  nur  Silbergeld  hat,  neben  welchem  — 
gewissermassen  nur  zum  Aufputz  —  ein  paar  Goldstücke  kur- 
sieren, so  erweist  sich  auch  die  andere  Hoffnung,  der  sich  die 
Goldschwärmer  hingeben,  als  eine  nicht  minder  illusorische.  »Die 
Flucht  vor  dem  Silber«,  »die  Losreissung  von  den  Schicksalen 
des  Silbers« ,  das  sei  »die  Signatur  unserer  Zeit«  —  diese  und 
ähnliche  Worte  wurden  von  den  Anhängern  der  Goldwährung 
auf  der  Wiener  Enquete  vom  März  1892  wiederholt  geäussert 
und  zur  Begründung  wurde  jedesmal  angeführt,  dass  das  Silber 
seine  Wertbeständigkeit  und  damit  seine  Eignung  zum  Gelde 
verloren  habe;  man  müsse  daher  zu  dem  wertbeständigen  Golde 
greifen.  Ueber  das  Silber  habe  ich  mich  oben  (im  ersten  Ar- 
tikel) geäussert  und  hervorgehoben ,  dass  das  Silber  notwendig 
seine  Wertbeständigkeit  in  dem  Masse  verlieren  musste,  als  sich 
die  Nachfrage  nach  demselben  zu  Münzzwecken  von  ihm  abwandte. 
Die  Anhänger  des  Goldes  haben  aber  vergessen,  dass  der  Wert 
keine  Eigenschaft  ist,  wie  etwa  das  Gewicht  eines  Körpers.  Das 
Gewicht  ist  der  Druck,  den  ein  Körper  auf  seine  Unterlage  aus- 
übt,  d.  h.  es  ist  eine  Eigenschaft,  die  dem  Körper  innewohnt, 
ganz  unabhängig  davon,  ob  etwa  Menschen  danebenstehen,  welche 
dieses  Gewicht  messen.  Der  Wert  aber  ist  keine  dem  Körper 
»innewohnende«  Eigenschaft,  sondern  lediglich  eine  Bedeutung, 
die  ihm  von  den  umstehenden  Menschen  »beigelegt«  wird.  Wenn 
es  daher  richtig  ist ,  dass  ein  Gegenstand  —  im  vorliegenden 
Falle  also  das  Silber  —  seinen  Wert  einbüsst,  wenn  die  Menschen 
aufhören  ,  ihm  eine  Bedeutung  (zu  Münzzwecken)  beizulegen,  so 
ist  es  umgekehrt  ebenso  richtig,  dass  ein  Körper  in  dem  Masse 
im  Werte    steigen  muss,    in    dem    ihm    \'on    den  Menschen    eine 
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grössere  Bedeutung  beigelegt  wird.  Wenn  also  bis  zum  Jahre 
1871  Gold  (in  der  Hauptsache)  nur  in  Fingland  und  Frankreich 
ausgemiinzt  wurde,  so  bedeutet  dies ,  dass  dem  G(jlde  zu  Münz- 
zwecken damals  nur  in  jenen  Landern  eine  Bedeutung  beigelegt 
wurde.  Wenn  aber  heute  eine  ganze  Reihe  anderer  Staaten  nach 
Gold  zu  Münzzwecken  verlangt,  so  muss  dasselbe  sehr  namhaft 
im  Werte  steigen  und  diejenigen,  die  da  meinen,  dass  das  Gold- 
geld das  wertbeständigere  sei,  übersehen,  dass  das  Gold  in  eben 
derselben  Weise  nur  in  umgekehrter  Richtung  seine  Wertbestän- 
digkeit verloren  hat  und  verlieren  musste  wie  das  Silber,  d.  h. 
dass  es  ebenso  stark  im  Werte  stieg,  als  das  Silber  im  Werte 
fiel.  (Ich  meine  damit  nicht,  dass  sich  der  Wert  der  beiden  Me- 
talle nur  weiter  von  einander  entfernte ,  sondern  dass  —  wenn 
ich  mich  so  ausdrücken  darf  —  der  Wert  des  Goldes  über  den 
»Nullpunkt«  ungefähr  ebenso  hoch  hinaufstieg,  als  das  Silber 
unter  denselben  hinuntersank.) 

Unter  solchen  Umständen  fällt  es  mir  schwer  daran  zu  glau- 
ben, dass  dem  französischen  Bimetallismus  auf  der  Grundlage  der 
Wertrelation  von  i  :  15  V2  in  absehbarer  Zeit  irgend  eine  praktische 
Rolle  zufallen  könnte.  Die  Wertrelation  von  i:i5V2  war  —  wie 
ich  oben  nachgewiesen  zu  haben  glaube  —  das  Resultat  der 
damaligen  Münzpolitik,  d.  h.  der  Thatsache,  dass  anfänglich  nur 
ein  einziger  Staat  (England)  und  später  nur  eine  kleine  Gruppe 
von  Staaten  (die  Länder  der  lateinischen  Münzunion  nebst  Eng- 
land) die  Nachfrage  nach  Gold  zu  Münzzwecken  repräsentierte, 
während  die  übrigen  Staaten  an  der  Silberwährung  festhielten. 
Ich  glaube  ferner,  dass  das  Wertverhältnis  von  1:1572  hätte  un- 
gestört aufrecht  erhalten  werden  können,  wenn  die  anderen  Staaten 
sich  begnügt  hätten,  der  lateinischen  Münzunion,  aber  wohlge- 
merkt: nur  »im  Prinzip«  beizutreten,  d.h.  wenn  sie  sich  begnügt 
hätten  zu  erklären ,  dass  sie  geneigt  sind ,  die  jährlichen  Ueber- 
schüsse  der  Goldproduktion  nach  dem  Wertverhältnisse  von  i  :  15^2 
bei  sich  aufzunehmen  und  wenn  sie  sich  eines  jeden  Versuches 
enthalten  hätten,  störend  einzugreifen  und  irgend  einen  Teil  der 
vorhandenen  Goldbestände  gewaltsam  an  sich  zu  ziehen.  Von 
dem  Augenblick  jedoch  angefangen ,  in  welchem  auch  nur  ein 
einziger  grösserer  Staat  seinen  Entschluss  aussprach,  die  Gold- 
währung einzuführen  und  den  Versuch  unternahm,  Gold  in  nennens- 
werten Quantitäten  an  sich  zu  ziehen ,  wurde  in  das  bisherige 
Gleichgewicht  zwischen  dem  Angebote  von  Gold  und  der  Nach- 
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frage  nach  demselben  störend  eingegriffen,  und  musste ,  weil 
plötzlich  eine  bedeutende  Nachfrage  nach  Gold  eintrat,  auch  sein 
Wert  dem  entsprechend  steigen.  Und  dieser  Vorgang  muss  sich 
selbstredend  jedesmal  wiederholen ,  wenn  ein  neuer  Staat  die 
Goldwährung  einführen  will  und  als  Bewerber  um  Gold  auf  dem 
Goldmarkte  erscheint. 

Ein  Zustand  des  Gleichgewichtes  und  der  Ruhe  kann  erst 
dann  wieder  eintreten,  wenn  entweder  die  ganze  Welt  zur  »no- 
minellen« Goldwährung  übergegangen  sein  wird  (eine  »effektive« 
Goldwährung  auf  dem  ganzen  Erdenrund  ist  vorläufig  absolut  un- 
möglich) ,  oder  wenn  dasjenige  eingetreten  sein  wird ,  was  die 
Goldschwärmer  als  eine  schreckliche  Gefahr  hinstellen,  was  aber 
thatsächlich  seit  nahezu  100  Jahren  bestanden  hat ,  ohne  dass 
irgend  eine  nachteilige  Folge  hievon  verspürt  worden  wäre,  d.  i. 
»die  Zerreissung  der  Welt  in  zwei  Verkehrsgebiete«,  nämlich  in 
ein  Gebiet  der  Goldwährung  und  ein  solches  der  Silberwährung. 
Erst  wenn  eine  dieser  beiden  Eventualitäten  eingetreten  sein  wird, 
scheint  es  mir  denkbar,  dass  der  Bimetallismus  wieder  praktisch 
werden  könnte ,  aber  dann  —  nach  meinem  unmassgeblichen 
Dafürhalten  —  weit  eher  auf  der  Grundlage  einer  Wertrelation 
von  I  :  50  oder  vielleicht  noch  mehr  als  auf  einer  solchen  von  i  :  15  V2. 

Czernowitz,    Ende  Dezember  1892. 


11.   MISZELLHN. 


Die  Profitrate  nach  Marx   und  ihre  Beziehungen  zum  Unternehmungszins 

und  Leihzins. 
Von   Prof.  A.  Skworsoff  (Nowo-Alexandria,  Kussland). 

Es  liegen  uns  jetzt  schon  zwei  von  deutschen  Gelehrten  gemachte 
Versuche  \)  vor,  das  »Rätsel«  der  Durchschnittsprofitrate  bei  Marx  zu 
lösen.  Soviel  uns  bekannt,  wurde  nur  noch  eine  Lösung  von  Prof. 
Loria  vorgeschlagen.  Dennoch  glauben  wir  behaupten  zu  dürfen,  dass 
das  Rätsel  noch  nicht  gelöst  ist.  Wir  wollen  uns  hier  aber  nicht  in 
polemische  Exkurse  einlassen  und  geben  bloss  unsere  Untersuchung 
über  den  betreffenden  Gegenstand. 

Zuerst  glauben  wir  einige  Bemerkungen  über  die  Deutung  des 
Marx'schen  Wertgesetzes  vorausschicken  zu  müssen.  Diesem  Gesetze 
zufolge  —  sagt  man  —  wird  der  Wert  durch  die  zur  Verfertigung  der 
Ware  nötige  Arbeitszeit  bestimmt.  Marx  hat  dies  selbst  anerkannt, 
indem  er  den  Begriff  der  »gesellschaftlich  notwendigen  Arbeitszeit« 
aufstellte,  und  den  Ausdruck  Le-Trosne'^:  »Als  Werte  sind  alle  Waren 
nur  bestimmte  Masse  festgeronnener  Arbeitszeit«  beistimmend  zi- 
tierte (p.  6,  B.  I,  3.  Aufl.).  —  Es  würde  aber  gewiss  dem  Wesen  der 
Marx'schen  Theorie  besser  entsprechen,  wenn  man  sagen  thät:  »Der 
Wert  der  Ware  wird  durch  die  in  ihr  festgeronnene  Arbeitskraft 
bestimmt.«  Denn  nur  dank  der  Unterstellung  »der  Arbeitskraft«  an- 
statt der  undeutlichen  Bezeichnung  »Arbeit«  gelang  es  Marx,  die  Be- 
deutung der  Produktivität  und  der  Intensität  der  Arbeit  zu  entdecken. 
In  diesen  Begriffen  handelt  es  sich  ja  um  die  Arbeitskraft,  nicht  um 


i)  Wir  meinen  das  Buch  von  Dr.  Conr.  Schmidt:  »Die  Durchschnittsprofitrate 
auf  Grundlage  des  Marx'schen  Wertgesetzes«  (Stuttgart,  1889)  und  die  Abhandlung 
in  den  Jahrb.  f.  Nat.-Oek.  u.  Stat.,  3.  Folge,  B.  2 ,  H.  3)  von  Wolf:  »Das  Rätsel 
der  Durchschnittsprofitrate  bei  Marx«.  —  Schreiber  dieses  hat  die  im  nachstehenden 
gegebene  Lösung  schon  1890  veröftentlicht  (im  i.  Hefte  der  Zeitschrift  der  Moskauer 
juridischen   Gesellschaft    »Juridischer  Bote«    unter  dem  Titel:    >Profit  und   Zins«). 
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die  Arbeitszeit.  Der  Ausdruck  »festgeronnene  Arbeitszeit«  ist  auch 
logisch  unhaltbar,  denn  die  Zeit  ist  eben  keine  materielle  Substanz, 
sondern  nur  ein  abstrakter  Begriff,  der  das  Aufeinanderfolgen  der  na- 
türlichen Erscheinungen  bezeichnen  soll.  Dagegen  ist  die  Kraft,  die 
Energie,  wenn  nicht  im  eigentlichen  Sinne  materiell,  so  doch  von  der 
Materie  nicht  zu  trennen  und  der  Ausdruck  »geronnene  Kraft«,  »ge- 
ronnene Energie«  schliesst  nichts  unlogisches  in  sich.  Die  Naturwissen- 
schaften haben  diesen  Ausdruck  schon  längst  benutzt;  so  spricht  man 
von  der  »geronnenen  Energie«  des  Sonnenstrahles,  die  in  der  Pflanze 
die  Form  der  potenziellen  Energie  des  Pflanzenkörpers  annimmt. 

Indem  wir  nun  die  Lösung  »des  Rätsels«  unternehmen,  müssen 
wir  uns  zuerst  die  Frage  vorlegen:  worin  besteht  denn  die  Aufgabe? 
Haben  wir  bloss  nachzuweisen,  dass  die  Profitrate  in  der  üblichen  Deu- 
tung bei  Annahme  des  Marx'schen  Wertgesetzes  in  verschiedenen  Unter- 
nehmungen gleich  gross  sein  kann,  oder  ist  vielleicht  der  Begriff"  der 
Profitrate  zuerst  festzustellen  und  ihm  eine  andere  Deutung  zu  geben  ? 

Die  klassische  Oekonomie  hat  sich ,  so  viel  uns  bekannt,  niemals 
der  Mühe  unterzogen,  eine  scharfe  Definition  des  Begriffes  »Profitrate« 
zu  geben.  Wenn  man  die  über  diesen  Gegenstand  handelnden  Kapitel 
des  Werks  Ricardo  durchliest  und  die  daselbst  angeführten  Beispiele 
nicht  beachtet,  kann  man  sogar  glauben,  Ricardo  hätte  nicht  die  übliche 
Definition  der  Profitrate  im  Sinne  gehabt ,  sondern  das  Verhältnis, 
welches  Marx  »Mehrwertrate«  nennt,  d.  h.  das  Verhältnis  des  Mehr- 
werts zum  variablen  Kapitale;  in  den  angeführten  Beispielen 
erscheint  aber  unter  dem  Namen  »Profitrate«  das  Verhältnis  des  Mehr- 
werts zum  gesamten  Kapital.  So  behauptet  z.  B.  Ricardo,  die 
Profitrate  (i?.  sagt  zwar  immer  »Profit«)  sei  von  der  Produktivität  der 
Arbeit  unabhängig  und  nur  die  Höhe  des  Arbeitslohns,  die  reale  Grösse 
desselben,  könne  die  Profitrate  alterieren.  Dies  könnte  man  wohl  von 
der  Marx'schen  Mehrwertrate  behaupten,  keinesfalls  aber  von  der  Profit- 
rate Ricardo'?,.  Wenn  also  Ricardo  sagt:  »Die  Profitrate  wächst  nie- 
mals infolge  besserer  Ausnützung  der  Arbeit,  mechanischer  Erfindungen 
....  diese  Ursachen  wirken  nur  auf  die  Warenpreise  ....  haben  aber 
gar  keinen  Einfluss  auf  den  Profit«  ,  —  so  ist  das  ganz  falsch.  Wenn 
z.  B.  ein  Baumwollfabrikant  bisher  Handwebestühle  benutzt  hat,  nun 
aber  Dampfwebestühle  einführt,  so  kann  diese  Aenderung  nicht  ohne 
Einfluss  auf  die  Profitrate  im  Sinne  Ricardo'^  bleiben  :  die  Summe  des 
in  der  Unternehmung  engagierten  Kapitals  muss  dabei  stark  wachsen, 
weil  erstens  die  Dampfwebestühle  viel  teurer  sind  als  die  Handwebe- 
stühle und  zweitens  infolge  der  Anwendung  der  mechanischen  Stühle 
das  Quantum  des  erzeugten  Produkts  und  also  auch  der  verbrauchten 
Materialien  steigen  muss.  Sobald  aber  die  Arbeiterzahl  die  frühere 
geblieben  ist  (und  diese  muss  eher  fallen,  als  steigen),  wird,  wie  Ricardo 
in  allen  seinen  Untersuchungen  annimmt,  der  neugeschaffene  Wert  auch 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch.   1893.  IV.  J.C 
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die  frühere  Grösse  l)eil)L-h;ilt(-n,  uikI  folglirh  der  Quotient  aus  der  Teilung 
dieser  Grosse  in  das  gewachsene  Kajjital,  d.  h.  die  Profitrate  kleiner 
werden  müssen.  Die  theoretischen  Erörterungen  Ricardo"?,  über  die 
Profitrate  stehen  also  in  Widerspruch  mit  der  von  ihm  selbst  —  und 
nach  seinem  Vorgang  von  allen  Oekonomisten  —  bis  jetzt  angewandten 
Methode  der  Berechnung  der  Profitrate. 

Der  Fehler  liegt  in  der  Nichtbeachtung  der  Rolle,  welche  jeder 
von  den  verschiedenen  Kapitalformen  im  Arbeitsprozesse  zufällt.  Man 
unterscheidet  zwar  im  Kapitale  zwei  Teile :  Grundkapital  und  umlau- 
fendes Kapital;  diese  Gliederung  ist  aber  ungenügend.  Daher  teilt 
Marx  vom  umlaufenden  Kapitale  ein  Glied  (den  Arbeitslohn)  ab  und 
giebt  ihm  den  Namen  »variables  Kapital«.  Dann  führt  er  noch  zweierlei 
Bezeichnungen  ein:  konstantes  Kapital  und  vorgeschossenes 
Kapital.  Es  ist  besonders  die  Definition,  die  Marx  der  letztgenannten 
Kapitalform  giebt,  sehr  wenig  beachtet  worden.  Gewöhnlich  identi- 
fiziert man  das  »vorgeschossene«  Kapital  mit  dem  Gesamtkapitale  der 
Unternehmung.  Indes  lesen  wir  bei  AJarx  (p.  194*  B.  I,  3.  Auflage): 
»Was  mit  dem  Produktwert  verglichen  wird,  ist  der  Wert  der  in  seiner 
Bildung  aufgezehrten  Produktionselemente.  Nun  haben  wir  aber  ge- 
sehen, dass  der  aus  Arbeitsmitteln  bestehende  Teil  des  angewandten 
konstanten  Kapitals  nur  ein  Stück  seines  Werts  an  das  Produkt  ab- 
giebt,  während  ein  anderes  Stück  in  seiner  alten  Existenzform  fort- 
dauert. Da  das  letztere  keine  Rolle  in  der  Wertbildung 
spielt,  ist  hier  davon  zu  abstrahieren.«  Zur  Beleuchtung 
führt  Marx  folgendes  Beispiel  an  :  »Der  Wert  der  wirklich  angewandten 
Maschinerie  betrage....  1054  1.,  der  Wert  der  im  Prozess  verschleis- 
sender  Maschinerie  —  54  l.<,  so  »berechnen  w  i  r  a  1  s  v  o  r  g  e- 
schossen  zur  Erzeugung  des  Produktwerts ....  nur  den  Wert 
von  54  1. ,  den  die  Maschinerie  durch  ihre  Funktion 
verliert  und  daher  dem  Produkt  ab  giebt.«  Endlich 
wiederholt  Marx  noch  einmal :  »Unter  dem  zur  Wertproduk- 
tion vorgeschossenen  konstanten  Kapital  verstehen 
wir  daher. ...stets  nur  den  Wert  der  in  der  Produk- 
tion V  e  r  z  e  h  r  t  e  n  P  r  o  d  u  k  t  i  o  n  s  m  i  1 1  e  1. «  Es  ist  also  ganz  klar, 
dass  das  »vorgeschossene«  Kapital  insoweit  von  der  Gesamtsumme  des 
angewandten  Kapitals  difteriert,  als  es  nicht  den  vollen  Wert  des  Grund- 
kapitals enthält,  sondern  nur  einen  kleinen  Teil  desselben,  die  Ab- 
nützung. 

Auch'  die  Frage :  was  eigentlich  als  Profitrate  im  Marx'schen  Sinne 
zu  bezeichnen  ist  ?  ist  schon  von  Marx  im  I.  Bande  des  »Kapitals« 
gelöst.  Auf  S.  528  des  I.  Bandes  (3.  Aufl.)  citiert  Marx  J.  S.  Mill. 
Dieser  sagt :  Produziert  die  Gesamtheit  der  Arbeiter  eines  Landes 
20  Proz.  über  ihre  Lohnsumme,  so  werden  die  Profite  20  Proz.  sein, 
was  auch    immer  der  Stand  der  Warenpreise  «     Dazu    bemerkt  Marx: 
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»Dies  ist  einerseits  eine  äusserst  gelungene  Tautologie  ....  Anderer- 
seits ist  es  absolut  falsch,  dass  die  Profite  »20  Proz.  sein  werden«; 
sie  müssen  immer  kleiner  sein,  weil  Profite  berechnet  werden 
auf  die  Totalsumme  des  vorgeschossenen  Kapitals. 
Der  Kapitalist  habe  z.  B.  500  Pf.  St.  vorgeschossen,  davon  400  Pf.  St. 
in  Produktionsmitteln,  100  Pf.  St.  in  Arbeitslohn.  Die  Rate  des  Mehr- 
werts sei,  wie  angenommen,  20  Proz.,  so  wird  die  Profitrate  sein  wie 
20 :  500,  d.  h.  4  Proz.  und  nicht  20  Proz.« 

Aus  diesen  Zeilen  erleuchtet ,  dass  dem  -»tertninus  technicus's. ,  den 
wir  nach  J/ärr.a;  »Profitrate«  nennen  sollen,  folgende  Definition  gebührt: 
»Die  Profitrate  ist  das  Verhältnis  zwischen  Mehr- 
wert undvorgeschossenemKapital  oder  der  Quotient 
aus  der  Teilung  des  Mehrwerts  in  das  vorgeschos- 
sene Kapital.« 

Der  Unterschied  dieser  Berechnungsmethode  von  der  bisher  üb- 
lichen ist  aus  folgendem  Beispiel  zu  ersehen.  Eine  Tuchfabrik  hat  ein 
Grundkapital  von  200  000  Mark  (in  Gebäuden,  Geräten  und  Maschinerie 
aller  Art),  welches  erst  in  20  Jahren  im  Produktionsprozesse  verzehrt 
wird;  daher  übergiebt  es  jährlich  5  Proz.  seines  Wertes  dem  Produkt. 
Zur  Erzeugung  dieses  Produkts  wird  jährlich  für  40  000  M.  Materialien 
verbraucht  (Garn,  Kohlen,  Schmiermaterialien  etc.),  und  40  000  M.  als 
variables  Kapital  (Lohn)  verausgabt.  Das  Produkt  soll  1 20  000  M. 
wert  sein ;  wie  hoch  ist  hier  die  Profitrate  ? 

Das  vorgeschossene  Kapital  besteht  aus:  i)  10  000  M.  für  die  Ab- 
nutzung des  Grundkapitals ;  2)  40  000  M.  Materialienwert  und  3)  40  000  M. 
variables  Kapital ;  im  ganzen  90  000  M.  Da  das  vorgeschossene  Kapital 
zugleich  die  Summe  der  Produktionskosten  des  Produkts  vor- 
stellt, so  enthält  der  Preis  der  Ware  30  000  M.  Mehrwert  und  die  Profit- 

30  000 
rate  beträgt: =  33 V»  Proz.     Nach    der   üblichen   Berechnungs- 
methode müsste    der  Mehrwert  (Gesamtprofit)  in    die  Summe   des  Ge- 
samtkapitals  der   Unternehmung   geteilt   werden.     Diese  letztere  ist  in 
unserem  Falle  280  000  M. ;  daher  die  Profitrate  der  klassischen  Oeko- 

30  000 

nomie :  —^ ;=^  10,7  Proz. 

280000 

Wir  müssen  uns  also  für   diese    oder  jene  Definition   und  Berech- 

nungsart   der  Profitrate    entscheiden.     Es    ist   einleuchtend ,    dass  jene 

Definition    vorzuziehen    ist,    welche  der  Forderung   der  Gleichheit  der 

Profitraten   in   verschiedenen  Unternehmungen   besser    entspricht.     Die 

zwei   Unternehmungskategorien ,    die    hier    einander    gegenübergestellt 

werden  müssen,  sind :  einerseits,  die  fabrikmässig  betriebenen  Geschäfte, 

welche  Dampf-  oder  andere  von  toten  Naturkräften  getriebene  Motoren 

anwenden  und  daher  ein  verhältnismässig  grosses  Grundkapital  haben  ; 

—  andererseits  die  handwerkmässigen  Geschäfte,  die  keine  Naturkraft 

45* 
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arbeiten  lassen  und  daher  nur  einen  kleinen  Teil  ihres  Gesamtkapitals 
in  Form  von  Grundkajjital   anlegen. 

Ciesetzt,  die  PrcMitrate  als  Zins  vom  gesamten  Unternehmungskapital 
sei  10  Proz.  Dabei  konnte  wohl  ein  Fabrikant,  der  einige  Hundert- 
tausend Mark  als  Grundkapital  angelegt  hat,  noch  sehr  gut  stehen. 
Wie  würde  sich  aber  ein  Bäckermeister  fühlen,  dessen  ganzes  Kapital 
etwa  IG  000  M.  beträgt,  von  denen  die  Hälfte  jede  Woche  zum  Müller 
wandelt  und  die  andere  Hälfte  als  Lohn  den  Arbeitern  verteilt  wird? 
Er  könnte  bei  dieser  Profitrate  nur  ganz  kümmerlich  leben,  geschweige 
denn  >; akkumulieren«.  In  ähnlichei  Lage  werden  alle  Schneider-  und 
Schustermeister  sein,  obgleich  sie  »kapitalistisch",  hausen,  d.  h.  ihre 
Gesellen  und  Arbeiter  arbeiten  lassen.  Steht  es  in  der  Wirklichkeit 
nicht  anders?     Die  Antwort  kann  wohl  nicht  zweideutig  sein. 

Es  wäre  daher  schon  aus  dem  Gesagten  zu  schliessen,  dass  der 
Zins  vom  gesamten  Kapital  der  Unternehmung,  oder,  wie  wir  ihn  weiter 
der  Kürze  halber  nennen  werden,  derUnternehmungszins,  der 
bisher  als  Profitrate  angesehen  wird,  keinesfalls  in  (ieschäften  verschie- 
dener Art  eine  gleiche  Höhe  haben  kann. 

Kann  aber  die  Profitrate  im  Marx'schen  Sinne  in  den  fabrik-  und 
handwerkmässig  betriebenen  Unternehmungen  gleich  hoch  sein ,  ohne 
dass  dadurch  das  Wertgesetz  verletzt  wird? 

Nehmen  wir  an,  es  existiere  eine  Unternehmung,  die  unserer  Tuch- 
fabrik in  allen  Beziehungen  gleichstehe,  mit  dem  einzigen  Unterschied, 
dass  ihr  das  Grundkapital  gänzlich  fehlt.  Dem  Bruch,  der  die  Profit- 
rate dieser  Unternehmung  vorstellt ,  würde  also  im  Nenner  der  Anteil 
des  Grundkapitals  (10  000  M.)  fehlen.     Daher  die  Profitrate: 

"^OOOO 

^ =  ^U  =  it'^  Pi-0^- 

40000-1-40000 

gegen  33  Vs  Proz.  der  Tuchfabrik.  Diese  Unternehmung  würde  auch 
nach  der  ricardianischen  Rechnungsweise  die  hier  ermittelte  Profitrate 
haben  (37 V2  Proz.),  wogegen  für  die  Tuchfabrik  diese,  wie  oben  ge- 
zeigt, nur  10,7  Proz.  ausmacht.  Die  Marx'sche  Definition  entspricht 
also  besser  dem  Gesetze  der  gleichen  Profitraten,  als  die  ricardianische. 

Es  existieren  aber  noch  andere  Umstände  ,  die  dem  Gleichstellen 
der  Profitraten  nach  Marx  zu  Stande  zu  kommen  helfen.  Von  diesen 
ist  zuerst  die  Intensität  der  Arbeit  zu  nennen. 

Man  begeht  oft  den  Fehler,  die  Intensität  mit  der  Produktivität 
der  Arbeit  zu  verwechseln  oder  beide  Begriffe  zu  identifizieren,  was 
vom  Standpunkt  des  Kapitalisten  auch  sehr  begreiflich  ist,  denn  für 
ihn  äussert  sich  die  Steigerung  der  Intensität,  sowie  auch  die  Steige- 
rung der  Produktivität  in  der  Verminderung  der  Ausgabe  für  Arbeits- 
lohn auf  jede  Wareneinheit.  Indes  stellt  sich  die  Sache  ganz  anders 
vom  Standpunkt  des  Arbeiters:  Die  Steigerung  der  Produktivität  der 
Arbeit   ist    bloss  Folge   technischer  Verbesserungen;    dabei    bleibt   die 


Miszellen.  695 

vom  Arbeiter  angewandte  Anstrengung  nach  wie  vor  dieselbe.  Dagegen 
bezeichnet  die  Steigerung  der  Intensität  der  Arbeit  eine  grössere  An- 
strengung des  Arbeiters,  wobei  er  mehr  Arbeitskraft  verausgabt,  es  ist 
eine  höhere  Ausnutzung  der  Arbeitskraft.  Es  existieren  überhaupt  nur 
zwei  Methoden  —  die  Arbeitskraft  höher  auszunutzen :  die  einfachste, 
die  Marx  extensiv  nennt,  besteht  in  der  Ausdehnung  des  Arbeitstages ; 
die  Zahl  der  täglichen  Arbeitsstunden  steigt ;  der  Arbeiter  entwickelt 
in  jedem  Moment  dieselbe  Arbeitskraft,  wie  früher,  er  setzt  also  in 
jeder  Arbeitsstunde  dem  Produkte  denselben  Wert  zu ;  da  aber  die 
Zahl  der  Arbeitsstunden  gewachsen  ist ,  so  produziert  er  doch  täglich 
mehr  Wert  und  auch  einen  grösseren  Mehrwert,  wie  früher.  Die  andere 
Methode  ist  die  »Intensifikation«  der  Arbeit.  Hier  wird  der  Arbeiter 
gezwungen ,  mehr  Arbeitskraft  in  jeder  Arbeitsstunde  zu  entwickeln, 
wodurch  er  in  einen  kürzeren  Arbeitstag  einen  ebenso  grossen  oder 
noch  grösseren  Wert  dem  Produkte  ansetzen  kann,  als  in  einen  längeren 
Arbeitstag,  bei  niedrigerem  Intensitätsgrad. 

Wird  die  Arbeitskraft  mit  Hilfe  der  oder  jener  Methode  höher 
ausgenutzt  —  jedenfalls  wird  dadurch  die  Mehrwertrate  gesteigert,  was 
eben  auch  das  Ziel  war.  Nun  ist  jetzt  aber  durch  die  Einführung  des 
normalen  Arbeitstages  der  extensiven  Ausnutzung  der  Arbeitskraft  vieler- 
orts eine  feste  Grenze  gezogen,  weshalb  diese  Methode  als  veraltet  an- 
gesehen werden  muss,  wogegen  die  Intensifikation  als  neueste  und  zur 
Zeit  wichtigste  Methode  anzusehen  ist.  Wir  werden  daher  nur  die 
Wirkung  der  letzteren  auf  die  Gestaltung  der  Profitrate  untersuchen. 

Wir  wollen  den  Einfluss  der  höheren  Intensität  an  dem  oben  an- 
geführten Beispiele  demonstrieren.  Es  sei  der  Arbeitstag  loV«  Stunden 
lang ;  da  der  Mehrwert  sich  auf  30  000  M.  stellte,  das  variable  Kapital 
40000  Mark  zählte,  so  teilte  sich  der  Arbeitstag  im  Verhältnis: 
30  000  :  40  000  =  3:4  in  Mehrarbeit  und  notwendige  Arbeit,  d.  h.  von 
10V2  Stunden  beanspruchte  die  notwendige  Arbeit  6  Stunden  und  der 
Mehrarbeit  blieben  47«  Stunden.  Wenn  jetzt  die  Intensität  der  Arbeit 
um  50  Proz.  steigt,  so  wird  der  Arbeiter  in  einer  Stunde  ebensoviel 
Kraft  veräussern  und  also  ebensoviel  Wert  schaff"en  als  früher  in  iV» 
Stunden:  Früher  musste  er  6  Stunden  arbeiten  ,  um  den  Wert  seines 
Lohns  herzustellen,  jetzt  bedarf  er  dazu  nur  6:  iV«  =  4  Stunden,  wenn 
der  Lohn  auf  der  früheren  Höhe  steht;  es  bleiben  also  6'/ü  Stunden 
zur  Mehrarbeit  und  die  Mehrwertrate  steigt  von  3:4  =  75  Proz.  auf 
6V*:4=  162  V2  Proz.  Um  die  Wirkung  dieser  Steigerung  auf  die  Höhe 
der  Profitrate  zu  finden,  müssen  wir  untersuchen,  welche  Veränderung 
in  dem  vorgeschossenen  Kapitale  dadurch  hervorgerufen  wird.  Was  das 
variable  Kapital  betrifft ,  so  behält  es ,  nach  der  Voraussetzung ,  seine 
frühere  Grösse.  Dagegen  muss  die  Masse  und  also  auch  der  Wert  der 
verbrauchten  Materialien  steigen.  Die  Materialien  sind  zwar  verschie- 
dener Natur;   dennoch  hat  jede  Fabrikationsbranche   wenigstens  einer 
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Art  Material,  welches  in  körperliclier  Form  in  das  Produkt  übergeht 
(wie  Wolle  oder  Wollgarn  in  das  Tuch  u.  dgl.)  und  dessen  Masse  daher 
der  Zahl  der  erzeugten  J'roflukteneinheiten  entspricht.  Da  aber  die 
Steigerung  der  Intensität  nur  insoweit  berechtigt  erscheint,  als  der  ge- 
steigerte Verbrauch  der  Arbeitskraft  auch  eine  entsprechende  fpropor- 
tionelle)  Steigerung  der  Produktion  mit  sich  bringt,  so  muss  die  Inten- 
sifikation  der  Arbeit  auch  eine  proportioneile  Steigerung  des  Verbrauchs 
der  »Grundmaterialien«  (die  in  körjjerliclier  Form  in  das  Produkt  über- 
gehen) hervorrufen.  Wächst  also  die  Intensität  um  50  Proz.,  so  steigt 
der  Verbrauch  der  Grundmaterialien  um  dieselbe  Quote.  Der  Ver- 
brauch der  Hilfsmaterialien  (Heizungs-,  Schmiermaterialien  u.  dgl.) 
braucht  nicht  notwendigerweise  mit  der  Steigerung  der  Intensität  zu 
wachsen,  wenigstens  steht  dieser  Verbrauch  in  keinem  festen  Verhältnis 
zur  Intensität;  letztere  ist  gewöhnlich  an  Verbesserungen  in  der  Ma- 
schinerie gebunden  ,  daher  steigt  der  Verbrauch  der  Hilfsmaterialien 
langsamer  als  die  Intensität.  Der  andere  Teil  des  konstanten  Kapitals 
—  die  Abnützungsquote  —  kann  bei  der  Frhöhung  der  Intensität 
steigen,  kann  aber  auch  ihre  frühere  Grösse  behalten.  Ein  Teil  des 
Grundkapitals  (die  Gebäude)  bleibt  meist  durch  die  Aenderung  im 
Arbeitsprozesse  unberührt ;  der  andere  Teil  (die  Maschinerie  und  Werk- 
zeuge) wird  zwar  immer  dadurch  getroffen  ;  aber  auch  hier  ist  kein 
festes  Verhältnis  zwischen  dem  Intensitätsgrad  und  der  Abnutzung  vor- 
handen ;  denn  die  MögUchkeit  der  Intensifikation  wird  oft  durch 
Besserungen  der  Maschinerie  gegeben ,  welche  zugleich  zu  einer  Ver- 
minderung der  Abnützungsquote  führen,  weshalb  der.  vom  Grundkapital 
iii  das  vorgeschossene  Kapital  zu  übertragende  Wert  sogar  fallen  kann. 
Alles  in  allem  betrachtet,  darf  also  die  Wirkung  der  Intensifikation  in 
der  Weise  zahlenmässig  ausgedrückt  werden,  dass  man  den  Wert  der 
Materialien  proportionell  der  Steigerung  der  Intensität  steigen  lässt, 
die  Abnutzung  des  Grundkapitals  dagegen  unverändert  lässt  in  der 
Voraussetzung,  dass  ihre  mögliche  Steigerung  durch  die  etwas  zu  hoch 
berechnete  Verteuerung  der  Materialien  ausgeglichen  wird. 

F""ür  unseren  Fall  ergiebt  die  Rechnung:  Die  Mehrwertrate  ist 
i62S'2  Proz.  vom  variablen  Kapital,  also  ist  die  Masse  des  Mehrwerts : 
40000.1,625  =  65000  Mark;  der  Wert  der  Materialien  steigt  auf 
40000  X  1V2  =  60000  M.;  für  die  Abnutzung  soll  die  frühere  Summe 
angesetzt  werden.     Daher  ist  die  Profitrate; 

65000  _, 

, — 2 i =  'iQ>i  Proz. 

10  000  -j-  60000  -j-  40000 

Die  Profitrate  ist  also  in  grösserem  Verhältnis  gestiegen,  als  die  Inten- 
sität. Daher  könnte  der  Arbeitslohn  im  Verhältnis  der  Intensifikation 
(von  40  000  auf  60  000)  erhöht  werden  und  doch  würde  der  Kapitalist 
noch  eine  Profitrate  von 
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65  000  _, 

f— ~ f— ^ =  50  Proz., 

10  000  -\-  00  000  +  60  000 

also  iV^  mal  grösser  als  früher  (33 Vs  Proz.)  beziehen. 

Zwar  gelingt  es  dem  Kapitalisten  fast  niemals,  den  ungeheuer  hohen 
Profit,  den  die  Berechnung  aufweist,  aus  der  Erhöhung  der  Intensität 
zu  ziehen,  da  gewöhnlich  parallel  der  Intensifikation  eine  Steigerung 
der  Produktivität  der  Arbeit  läuft.  Diese  letztere  aber,  soweit  sie  die 
Fabrikationsarbeit  betrifft,  ist  nicht  fähig,  die  Mehrwertrate  zu  erhöhen, 
sondern  sie  alteriert  vielmehr  die  Mehrwertrate  gar  nicht,  wirkt  aber 
in  hohem  Masse  auf  die  Profitrate.  Die  Produktivitätssteigerung  be- 
zeichnet ja,  dass  jede  Einheit  menschlicher  Arbeitskraft  befähigt  wird, 
mehr  Produkteneinheiten  zu  erzeugen,  als  früher.  Sobald  aber  die 
Produktmasse  steigt,  muss  notwendigerweise  auch  mehr  Material  (be- 
sonders was  Grundmaterial  betrifft)  verbraucht  werden,  also  auch  dessen 
Wert  entsprechend  steigen.  Gesetzt,  die  Intensifikation  der  Arbeit  um 
50  Proz.  sei  von  einer  Steigerung  der  Produktivität  um  50  Proz.  be- 
gleitet. Das  heisst :  eine  Krafteinheit  kann  jetzt  1 V2  mal  soviel  Ge- 
brauchswerte wie  früher  schaffen  und  also  auch  i  \/2  mal  soviel  Material 
verarbeiten.  Nun  ist  aber  die  Masse  der  angewandten  Arbeitskraft  um 
50  Proz.  gestiegen;  daher  muss  die  Masse  des  verarbeiteten  Materials 
auf  iV2  X  iV8  =  2V4  der  früheren  Masse  steigen,  dem  entsprechend 
muss  auch  der  Wert  der  Materialien  in  der  Profitratenformel  beziffert 
werden.     Daher  die  Profitrate: 

j — ' j =  46,4  Proz.,  gegen  59,1  Proz., 

IG  000  -\-  90  000  -j-  40  000 

wie  oben  bei  niedrigerer  Produktivität  berechnet  wurde.  Die  Steige- 
rung der  Produktivität  wirkt  also  der  Steigerung  der  Intensivität  ent- 
gegen. 

Die  vorstehenden  Erörterungen  und  Beispiele  können  wohl  einen 
genügenden  Beweis  liefern,  dass  es  für  die  fabrikmässig  betriebenen  Ge- 
schäfte nicht  schwer  fallen  kann,  eine  Profitrate  zu  erzielen,  die  der 
von  den  handwerksmässigen  Geschäften  bezogenen  nicht  nachsteht. 
Vielmehr,  es  muss  auffallen,  dass  erstere  oft  die  letztere  darin  über- 
treffen werden.  Und  das  ist  wirklich  der  Fall;  daher  die  bekannte 
Thatsache,  dass  die  handwerksmässigen  Geschäfte  unfähig  sind,  mit 
den  fabrikmässigen  in  derselben  Produktionsbranche  zu  konkurrieren; 
der  Fabrikant  kann  eben  den  Preis  seiner  Ware  viel  niedriger  stellen, 
denn,  erstens,  ist  die  Produktivität  der  Arbeit  in  der  Fabrikation  grösser 
als  im  Handwerk;  zweitens  kann  der  Fabrikant  dem  Käufer  bis  zur 
Bewältigung  der  handwerkmässigen  Konkurrenz  einen  Teil  seines  Profits 
schenken  und  doch  eine  höhere  Profitrate  beziehen ,  als  der  Hand- 
werker. Diese  Thatsache  steht  aber  in  keinem  Widerspruch  zum  Ge- 
setz der  Gleichheit  der  Profitraten ;  denn  es  ist  auch  zu  berücksichtigen, 
dass  wir  bisher   aus  der  Voraussetzung    ausgegangen   sind,    der  Hand- 
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werker  habe  gar  kein  Mittel ,  die  Melirwcrtratc  in  seinem  Geschäfte 
zu  steigern. 

Dennoch  existiert  ein  solches  in  der  extensiven  Steigerung  der 
Arbeitsausnutzung,  d.  h.  Verlängerung  des  Arbeitstags.  Obgleich  dieses 
Mittel  mutmasslich  keine  so  grosse  Steigerung  der  Mehrwertrate  herbei- 
führen kann,  da  die  Grenzen  der  Ausdehnung  viel  enger  sind,  als  die 
Grenzen  der  möglichen  Intensifikation  der  Arbeit,  darf  daraus  noch 
nicht  auf  die  Unmöglichkeit  der  Gleichstellung  der  Profitrate  mit  jener 
in  den  Fabrikationsgeschäften  geschlossen  werden ;  die  kleinere  Masse 
des  Mehrwerts  im  Handwerk  fällt  auch  auf  eine  kleinere  Masse  vor- 
geschossenen Kapitals ,  denn  es  ist  und  bleibt  hier  die  Produktivität 
der  Arbeit  immer  kleiner  als  in  der  Fabrikation ;  daher  wird  die  gleiche 
Arbeitskraft  (gleiches  variables  Kapital)  eine  kleinere  Produktenmasse 
erzeugen  und  also  auch  weniger  Materialien  verbrauchen. 

Noch  weniger  kann  man  in  Zweifel  kommen,  dass  die  verschie- 
denen Branchen  der  Fabrikation  im  Stande  sein  werden,  eine  gleich- 
grosse  Profitrate  zu  erzielen.  Der  Unterschied  zwischen  den  Branchen, 
welcher  dabei  in  Betracht  kommt,  besteht  in  der  Verschiedenheit  der 
Zusammensetzung  des  vorgeschossenen  Kapitals,  denn  die  ab- 
solute Höhe  des  Grundkapitals  spielt  keine  grosse  Rolle ,  da  die  Ab- 
nutzungsquote, fast  zu  sagen,  desto  kleiner  wird,  je  grösser  das  Grund- 
kapital ;  dazu  ist  die  ganze  Summe  der  Abnutzung  nur  ein  kleiner  Teil 
der  Gesamtsumme  des  vorgeschossenen  Kapitals  und  kann  also  keine 
wesentliche  Veränderung  der  Profitrate  hervorrufen.  Daher  haben  wir 
bloss  zu  untersuchen,  wie  der  verschiedene  Anteil  des  Materialienwerts 
und  des  variablen  Kapitals  in  der  Gesamtgrösse  des  vorgeschossenen 
Kapitals  auf  die  Höhe  der  Profitrate  wirken  wird. 

Oben  wurde  gezeigt,  dass  der  grössere  Wert  des  Materials  die 
Profitrate  herunterdrücken  kann,  sobald  die  Summe  des  variablen  Ka- 
pitals und  die  Mehrwertrate  auf  derselben  Höhe  bleiben. 

Wenn  wir  also  zwei  Fabrikationsbranchen  vergleichen ,  von  denen 
eine  ein  viel  teuereres  Material  verarbeitet  als  die  andere,  so  muss  erstere 
entsprechend  mehr  variables  Kapital  anwenden,  oder  eine  höhere  Mehr- 
wertrate erzielen,  um  die  Profitrate  ebenso  hoch  zu  treiben,  wie  es 
der  zweiten  gelingt.  Dass  die  Mehrwertrate  z.  B.  in  der  Seidenmanu- 
faktur höher  steht,  als  in  der  Baumwollmanufaktur  ist  wohl  nicht  zu- 
zulassen. Wir  müssen  also  annehmen,  dass  die  teuereres  Material  ver- 
arbeitende Fabriken  verhältnismässig  mehr  variables  Kapital  anwenden, 
als  die  mit  wohlfeilem  Materiale  arbeitenden.  Das  geschieht  haupt- 
sächlich durch  die  Verminderung  der  Produktivität  bei  dem  teuereren 
Material ;  um  der  teueren  Ware  die  erforderliche  Güte  zu  geben,  muss 
der  Arbeiter  mehr  Zeit  und  Arbeitskraft  jeder  Wareneinheit  widmen, 
als  er  bei  einem  wohlfeileren  Materiale  thut.    Je  teuerer  das  Material, 
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desto    mehr   muss   der    lebendige  Arbeiter  an  ihm    schaffen  und  desto 
weniger  kann  es  der  Maschine  überlassen  werden. 

Diese  theoretische  Schlussfolgerung  müsste ,   könnte  man  glauben, 
von  der  Statistik  bestätigt  werden. 

Wie  wir  bei  Neu  mann- Spailari  ^)  finden,  hatte  die  Seiden-Industrie 
der  Vereinigten  Staaten  (im  J.  1880)  31337  Arbeiter  beschäftigt,  die 
einen  Wert  von  34519723  Dollars  in  Fabrikaten  erzeugten,  folglich 
iioi  Doli.  Fabrikatwert  auf  einen  Arbeiter.  Zugleich  beschäftigte  die 
ßaumwoll-Industrie  daselbst  172544  Arbeiter,  die  einen  Wert  von 
192  090  110  Doli,  in  Fabrikaten  erzeugten,  somit  hier  auf  einen  Arbeiter 
II 13  Doli.  Wert  des  Fabrikats.  Diese  einander  sehr  nahe  stehende 
Zahlen  könnten  wohl  als  eine  glänzende  Bestätigung  unserer  theore- 
tischen Schlussfolgerung  angesehen  werden.  Dennoch  glauben  wir 
dieses  Resultat  als  ein  zufälliges  ansehen  zu  müssen,  da  solchen  stati- 
stischen Zahlen  kein  grosser  Wert  bei  derlei  Untersuchungen  beizu- 
legen ist.  Die  Zahlen  sind  ja  nur  grobe  Schätzungen ;  dann  ist  es  aber 
bei  der  grössten  Sorgfalt  und  bei  Benutzung  der  Zahlen  einer  ganz 
korrekten  Buchführung  keine  leichte  Aufgabe,  die  Summe  des  vorge- 
schossenen Kapitals  zu  berechnen.  Streng  theoretisch  genommen  muss 
diese  Summe  auf  ein  Jahr  berechnet  werden;  d.  h.  ein  Kapital,  das 
z.  B.  für  einen  Monat  vorgeschossen  war,  wird  in  der  Summe  des  vor- 
geschossenen Kapitals  bloss  mit  Vi«  seiner  Grösse  angerechnet;  die 
Zeit  des  Umlaufes  ist  aber  oft  schwer  zu  bestimmen.  Im  grossen 
Ganzen  darf  man  annehmen ,  dass  das  vorgeschossene  Kapital  immer 
kleiner  ist  als  die  Summe  des  in  einer  Jahresfrist  für  Arbeitslohn,  Ma- 
terialien und  andere  Teile  des  umlaufenden  Kapitals  (ergänzt  durch 
die  Abnutzung  des  Grundkapitals)  verausgabten  Geldes;  die  Statistik 
giebt  aber  höchst  wahrscheinlich  die  eben  bezeichnete  Summe.  Ein 
Teil  des  vorgeschossenen  Kapitals  wird  aber  immer  im  I,aufe  des  Jahres 
zur  Ware,  wandelt  als  solche  auf  den  Markt,  nimmt  hier  die  Geldform 
an,  dieses  raetamorphosiert  sich  dann  von  neuem  in  Produktionsmittel, 
welche  wieder  in.  den  Arbeitsprozess  eintreten,  womit  dasselbe  Kapital 
zum  zweitenmal  vorgeschossen  erscheint.  Je  schneller  der  Umlauf 
vor  sich  geht,  desto  öfter  trifft  es  sich,  dass  ein  und  dasselbe  Kapital 
mehrmals  im  Laufe  des  Jahres  vorgeschossen  wird  und  desto  weniger 
kann  also  statt  des  vorgeschossenen  Kapitals  die  ganze  Summe  der 
Ausgabe  für  das  umlaufende  Kapital  unterstellt  werden.  Dazu  kommt, 
dass  die  Kredit-Operationen  die  Schwierigkeiten  der  Berechnung  des 
vorgeschossenen  Kapitals  noch  vervielfältigen  ;  es  ist  also  nicht  zu  ver- 
wundern, dass  die  von  der  Gewerbestatistik  gelieferten  Zahlen  keinen 
Beweis  für  die  theoretischen  Schlussfolgerungen  beibringen  können. 
Wenn  uns  aber  die  Statistik  keinen  festen  Grund  zur  Berechnung  des 
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vorgeschossenen  Kapitals  giebt,  können  wir  ihre  Angaben  auch  nicht 
zur  Ermittelung  der  Profitrate  in  versrliiedenen  l'nternehmungen  be- 
nützen. i'"-s  sei  daher  hier  nur  bemerkt ,  dass  der  Praktiker  diese 
(Marx'sche)  Profitrate  ziemlic  h  oft  berechnet,  wobei  er  das  vorgeschos- 
sene Kapital  unter  dem  Namen  »Produktionskosten'^  auf  eine  Waren- 
einheit reduziert  und  aus  dem  Preisstand  den  Profit  ermittelt,  den  ihm 
eine  Wareneinheit  einbringt. 

I'vS  ist  interessant  zu  untersuchen,  in  welchem  Verhältnis  die  Marx'- 
sche Profitrate  zu  der  Grösse,  die  bisher  diesen  Namen  trägt,  d.  h. 
zum  Unternehmungsgewinn  steht  r  Dieses  wird  uns  leicht  zu  beurteilen, 
wenn  wir  zuerst  die  Frage  beantworten:  In  wieweit  sind  die  üblichen 
Vorstellungen  über  das  Schwanken  der  Profitrate  unter  verschiedenen 
sozialen  Verhältnissen  auf  die  Marx'sche  Berechnungsart  übertragbar? 
Es  handelt  sich  hier  zuerst  von  der  verschiedenen  Höhe  der  Profitrate 
in  alten  und  neuen  Ländern ,  dann  von  dem  allgemein  behaupteten 
Fallen  der  Profitrate  im  Laufe  der  historischen  Entwickelung. 

Wie  bekannt,  wird  in  beiden  Fällen  aus  der  Höhe  des  Leihzinses 
auf  die  Höhe  der  Profitrate  geschlossen,  obgleich  schon  Ricardo  sagt, 
dass  der  Leihzins  viel  grösseren  Schwankungen  unterliegt,  als  die  Profit- 
rate. Dennoch  behauptet  man,  dass  die  Profitrate  in  neuen  Ländern, 
d.  h.  solchen,  wo  die  Industrie  noch  wenig  entwickelt  ist,  höher  steht, 
als  in  den  Ländern  alter  Kultur  mit  hochentwickelter  Industrie,  bloss 
aus  dem  Grunde,  weil  der  Leihzins  in  den  neuen  Ländern  höher  als 
in  den  alten.  Solange  die  Profitrate  mit  dem  Unternehmungszins  in- 
dentifiziert  wird ,  hat  diese  Behauptung  einen  scheinbaren  Grund :  der 
Unternehmer  kann  für  das  geliehene  Kapital  einen  desto  höheren  Zins 
bieten,  je  grösser  die  Profitrate  (Zins  vom  ganzen  Unternehmerkapital), 
die  er  selbst  bezieht.  Dieses  Raisonnement  ist  aber  auf  die  Marx'sche 
Profitrate  nicht  übertragbar;  denn  die  Profitrate  kann  hoch  stehen, 
ohne  dass  der  Zins  vom  gesamten  Kapital  hoch  steht;  ja  dieser  kann 
sogar  bei  höherer  Profitrate  niedriger  sein,  was  bloss  von  dem  Anteil 
des  Grundkapitals  im  Gesamtkapitale  abhängt,  wie  wir  weiter  zeigen 
werden.  Hier  bemerken  wir  nur,  dass  auch  der  andere  Grund  der 
hohen  Profitrate  —  die  ungeheueren  Gewinnste,  die  man  in  den  neuen 
Ländern  aus  der  Landwirtschaft  beziehen  soll,  nicht  annehmbar  ist. 
Diese  Gewinnste  sind  jedenfalls  sehr  schwer  nachzuweisen;  wenigstens 
ist  es  allgemein  bekannt,  dass  der  spezifisch-landwirtschaftliche  Gewinnst 
—  die  Rente  —  in  den  neuen  Ländern  sehr  niedrig  steht.  Betrachten 
wir  die  Sache  an  und  für  sich ,  so  können  wir  auch  keinen  Grund 
finden,  weshalb  die  Unternehmungen  der  neuen  Länder  einen  grösseren 
Profit  (höhere  Profitrate)  einbringen  sollten  ,  als  die  Unternehmungen 
der  alten  Länder.  Der  hohe  Leihzins  der  neuen  Länder  bezeichnet 
ja,  dass  das  Angebot  des  flüssigen  (verleihbaren)  Kapitals  hinter  der 
Nachfrage    nach   solchem   zurückbleibt   und   dem  Bedürfnis   nicht   ent- 


Miszeüen.  701 

spricht.  Hiermit  ist  aber  zugleich  gesagt,  dass  jeder  Unternehmer  ge- 
zwungen wird,  am  Kapitale  zu  sparen,  wo  möglich  mit  einem  kleinen 
Kapital  ein  grosses  Geschäft  anlegen.  Um  dies  zu  erzielen,  strebt  er 
sein  Kapital  möglichst  schnell  umzutreiben,  d.  h.  seine  Umlaufsfrist 
möglichst  zu  kürzen;  je  grösser  aber  der  Anteil  des  umlaufenden  Ka- 
pitals an  der  Gesamtsumme  des  engagierten  Kapitals,  desto  eher  kann 
dieses  Ziel  erreicht  werden.  Der  Unternehmer  spart  also  am  Grund- 
kapital. Nun  bildet  die  Maschinerie  auch  einen  Teil  vom  Grund- 
kapital; eine  spärliche  Ausrüstung  der  Unternehmung  mit  dieser  kann 
aber  für  das  Ergebnis  schädlich  werden,  da  mit  Hilfe  der  Maschinerie 
die  hohe  Ausnutzung  der  Arbeitskraft,  die  Intensität  der  Arbeit  und 
dadurch  zugleich  eine  hohe  Mehrwert-  und  Profitrate  erzielt  wird. 
Glücklicherweise  enthält  das  Grundkapital  auch  andere ,  ganz  »unpro- 
duktive« Teile  (z.  B.  Gebäude),  an  deren  Wert  gespart  werden  kann. 
Sobald  aber  die  Not  zum  Sparen  an  der  Maschinerie  zwingt,  fällt  die 
Intensität  der  Arbeit  und  hiermit  auch  die  Mehrwert-  und  Profitrate. 
Wenn  die  Maschinerie  gänzUch  fehlt,  haben  wir  ein  handwerkmässiges 
Geschäft  vor  uns,  in  dem  die  Profitrate ,  wie  oben  gezeigt ,  unter  das 
Niveau  der  Profitrate  der  fabrikationsmässig  betriebenen  Geschäfte 
sinken  muss. 

Nun  können  zwar  in  den  neuen  (besser  wohl  »extensiven«)  Län- 
dern solche  Umstände  zusammentreffen,  die  eine  hohe  Profitrate  mög- 
lich machen ;  so  z.  B.  in  Ländern  mit  ziemlich  dichter  Bevölkerung, 
wo  der  Arbeitslohn,  dank  der  Armut  und  der  Anspruchlosigkeit  der 
Arbeiter  niedrig  steht  (als  Beispiel  könnte  Ostindien  angeführt  werden). 
Solche  Umstände  sind  aber  nicht  notwendigerweise  mit  der  Benennung 
»neues«  (extensives)  Land  zusammenhängend,  daher  kann  auch  nicht 
behauptet  werden,  dass  die  »neuen«  Länder  immer  eine  hohe  Profit- 
rate haben  werden. 

Das  zweite  »Gesetz«  der  Profitrate  —  wie  es  Ricardo  selbst  nennt 
—  enthält  die  Behauptung,  die  Profitrate  soll  im  Laufe  der  historischen 
Entwickelung  fallen.  Bei  Ricardo  ist  dieses  »Gesetz«  eine  notwendige 
Folge  seiner  Rententheorie;  daher  können  wir  seine  Argumentation 
hier  nicht  eingehend  besprechen.  Das  Gesetz  wird  al)er  auch  von 
Schriftstellern  anerkannt,  welche  die  Rententheorie  Ricardo"?,  verwerfen. 

Die  Hauptursache  des  Fallens  der  Profitrate,  sowie  auch  des  Zins- 
fusses  (für  den  Leihzins)  soll  das  wachsende  Angebot  der  Kapitalien 
sein.  Dieser  Umstand  könnte  wohl  als  Ursache  für  das  Fallen  des 
Leihzinses  angesehen  werden,  wenn  zugleich  der  Nachwels  beigebracht 
wäre,  dass  die  Nachfrage  hinter  dem  Angebot  bleibt.  Das  Ange- 
bot des  Leihkapitals  wird  von  der  Masse  des  unbeschäftigten  flies- 
senden Kapitals  bedingt ').     Dieses    fiiessende  (umlaufende)  Kapital 

0  ^^-  y  ^-  ^^y-  Trait6  d'economie  politique.  Paris,  1861,  und  Leroy  Beau- 
litu:  Essai  sur  la  r^partition  des  richesses.     2'""    ed.  1883,  —  hier  Kapitel   X. 
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enthält  in  erster  Reihe  den  Münzenvorrat  oder  die  Geldsumme  des 
Landes  überhaupt,  was  nun  als  solches  angesehen  wird,  ob  Gold-,  oder 
Silber-  oder  auch  Papiergeld.  Geld  als  solches  ist  eben  ein  spezielles 
Umlaufsmittel  und  sobald  die  Zirkulation  stockt,  das  Geld  unbeschäf- 
tigt bleibt  oder  die  Geldsumme  eines  Landes  rasch  und  den  Bedürf- 
nissen der  Produktion  nicht  entsprechend  wächst,  verliert  es  in  seinem 
Werte  und  niuss  zu  niedrigem  Preise  fZinsfuss)  angeboten  werden,  um 
i^escliäftigung  zu  finden.  So  erklärt  schon  Tooke^)  das  ungeheure 
Fallen  des  Diskontosatzes  in  England  in  den  Jahren  1849 — ^^S^  als 
r'olge  der  Anhäufung  des  (ioldes  aus  den  neuen  Gruben  Kaliforniens 
und  Australiens.  Ebenso  findet  Soetbeer  die  Ursachen  der  Krisis  von 
1873  in  dem  unvorsichtigen  Auskauf  der  Staatsschulden-Scheine,  wo- 
durch eine  grosse  Masse  baren  Geldes  auf  den  Markt  geworfen  wurde, 
welches  keine  Beschäftigung  finden  konnte,  daher  in  die  Bankkassen 
wandelte  und  von  diesen  zu  einem  spottbilligen  Preise  an  die  »Gründer« 
verliehen  wurde  *).  Der  Zusammenhang  zwischen  dem  Zinsfuss  und 
der  Summe  des  baren  Geldes  im  Lande  ist  übrigens  ganz  augenschein- 
lich und  das  ganze  Diskontogeschäft  der  Zentralbanken  ist  ja  auf  der 
Voraussetzung  dieses  Zusammenhanges  begründet. 

Die  Anhäufung  des  Geldes,  sowie  die  Knappheit  des  Bankenvor- 
rates wird  zuerst  an  dem  Diskontosatze  wahrnehmbar,  denn  diese  Form 
des  Leihzinses  ist  die  am  leichtesten  veränderbare.  Wenn  aber  die 
Ursache  der  Veränderung  andauernd  wirkt,  so  werden  auch  die  an- 
deren Formen  des  Zinsfusses  davon  getroffen ;  so  führte  das  Vermehren 
des  Geldvorrates  Deutschlands  nach  1871  zum  Fallen  des  Zinsfusses 
auch  in  den  Staatsschuldenscheinen. 

Die  Kurse  der4V«proz.  Staatspapiere  waren  am  30.  Dezember  1870: 
der  preussischen  89^/4,  bayerischen  91,  württembergischen  90^/4;  da- 
gegen am  31.  März  1873:  preussische  103V8,  bayerische  100^/4  und 
württemberger   looVs  ^j. 

Wir  müssen  also  anerkennen ,  dass  das  Angebot  und  die  Nach- 
frage die  Höhe  des  Zinsfusses  beeinflussen.  Es  muss  aber  auch  die 
Art  der  Verwendung,  welche  die  grössere  Nachfrage  hervorruft,  beachtet 
werden:  denn  diese  bestimmt  eben,  wie  schnell  das  Geld  zurück- 
kehren kann.  So  z.B.  können  die  Kapitalen,  die  auf  Diskontogeschäfte 
verliehen  werden,  nicht  zum  Ankauf  von  Eisenbahnaktien  dienen ;  das 
in  Eisenbahnen  angelegte  Kapital  bekommt  ja  hauptsächlich  (was  das 
Anlagekapital  betrift"t  fast  ausschliesslich)  die  Form  des  Grundkapitals, 


i)   Tooke  und  Neu7uarch:  Geschichte  und  Bestimmung  der  Preise   etc.     Deutsch 
von  Asher.     Dresden,   1858-59. 

2)  Soetbeer:  Die  fünf  Milliarden.     Zeit-  und  Streitfragen.     Heft  33,   1874. 

3)  Geschichte    des  Zinsfusses    in  Deutschland  etc.     Von    Dr.  yul.  Kahn.     Stutt- 
gart,   1884. 
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kann  also  nur  in  kleinen  Raten  wieder  in  den  Umlauf  zurückkehren, 
von  neuem  zum  fliessenden  Kapitale  werden.  Ein  sehr  grosser  Teil 
des  als  Grundkapital  verwendeten  Geldes  wird  aber  auf  eine  längere 
Zeit  aus  dem  grossen  Zirkulationskreise  ausgeschieden, 
d.  h.  dieser  Teil  kann  nicht  bald  zu  den  Sammelorten  des  Geldes,  den 
Banken  zurückfliessen ;  er  strömt,  den  kleinen  Zirkulationskreisen  zu, 
verteilt  sich  in  kleine  Teilchen,  die  der  Arbeiterklasse  als  Arbeitslohn 
abgegeben  werden.  Da  diese  Klasse  aber  nicht  »akkumuliert«,  sondern 
das  Erworbene  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  verwendet,  so  wandelt 
das  Geld  zuerst  zu  den  Händlern  und  Produzenten ,  die  sich  mit  der 
Verfertigung  der  nötigen  Waren  beschäftigen ,  um  dann  von  diesen 
vielleicht  —  also  nach  längerer  Zeit  —  als  erspartes  und  zwar  zur 
Zeit  für  die  Produktion  unnötiges  in  die  Bankenkassen  zurückzukehren. 
Je  mehr  die  neue  Unternehmung  Grundkapital  erfordert  und  je  mehr 
die  Errichtung  dieses  Grundkapitals  Anwendung  von  lebendiger  Men- 
schenkraft erheischt,  desto  höher  muss  der  Arbeitslohn  steigen ,  desto 
grösser  werden  die  Bedürfnisse  der  Arbeiter,  desto  mehr  müssen  die 
betreffenden  Produzenten  zur  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  Produkten 
erzeugen ;  daher  werden  möglicherweise  auch  ihre  Geschäfte  grösser, 
was  wieder  zu  einer  Anlage  neuer  Summen  in  Form  von  Grundkapital 
führen  kann  ;  je  länger  aber  die  einmal  dem  grossen  Zirkulationskreise 
entrissene  Summe  in  den  kleinen  Strömen  verbleiben  muss,  desto  grösser 
muss  die  Wirkung  dieser  Entnahme  auf  das  Geldgeschäft  sein.  Diese 
Wirkung  manifestiert  sich  in  der  Erhöhung  des  Zinsfusses,  die  als  eine 
notwendige  Folge  der  Verminderung  des  im  grossen  Kreise  zirkulie- 
renden Kapitals  anzusehen  ist.  —  Es  ist  dabei  ganz  gleichgültig,  ob 
die  neu  gegründeten  Geschäfte  einen  grossen  Profit  einbringen,  oder 
gar  mit  Verlust  arbeiten.  Wenn  Leroy-Beaulieu  das  Steigen  des  Zins- 
fusses in  den  vierziger  Jahren  als  eine  Folge  der  sehr  ergiebigen  An- 
wendung des  Kapitals  in  den  neuentstandenen  Geschäften  (^Gründung 
von  Gas-  und  Wasserversorgungs-Kompagnien  in  den  Städten,  Erbauung 
von  Eisenbahnen  etc.)  erklärt,  so  hat  diese  Behauptung  keinen  faktischen 
Grund.  Unter  diesen  Geschäften  waren  die  t^isenbalmen  die  wichtig- 
sten, ila  ihre  Erbauung  den  grössten  Teil  des  überhaupt  für  neue  Un- 
ternehmungen angelegten  Kapitals  erfordert  hat. 

Ueber  die  französischen  Eisenbahnen  l)erichtel  de  Foviile  ') ,  dass 
diese  im  Zeitraum  von  1846  bis  1866  nur  in  K\tx\  günstigsten  Jahren 
von  22  bis  25  000  Fr.  Reinertrag  per  km  gaben;  dies  macht  auf  die  Anlage- 
kosten von  460  000  Fr.  nicht  mehr  als  5  Proz.,  —  ein  Maximum-Ertrag, 
der  wohl  nicht  als  so  übermässig  hoch  angesehen  werden  kann.  Nicht 
besser  stand  es  mit  den  Eisenbahnen  Grossbritanniens.  Diese  zahlten 
in  den  Jahren   1849—53  Dividende   auf  die   gewöhnlichen  Aktien    von 

l)  Alfr.  de  Foviile:  La  trr.nsformation  des  nioyens  de  tianspoil  etc.     Paris,   1S80. 
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1,83  Proz.  bis  3,5  Proz.  (letzteres  nur  in  einem  Jahre),  Prioritäten  be- 
zogen höchstens  5VJ  Proz.  Obgleich  später  die  Ergiebigkeit  der  eng- 
lischen Eisenbahnen  wächst,  treffen  wir  dennoch  nicht  selten  Dividenden 
von  I — 2  Proz.,  ja  sogar  weniger  als  i  Proz. ;  eine  der  grössten  Eisen- 
bahnen Englands  (Great  Eastern)  zahlt  sogar  in  den  Jahren  1865 — 67 
gar  keine  Dividenden  auf  ein  Kapital  von  9  Millionen  Pfund  Sterl.  '). 
Die  statistischen  Zahlen  bestätigen  also  nicht,  dass  die  neuen  Cie- 
schäfte  einen  grossen  Profit  einbrachten.  Dagegen  wird  die  Steigerung 
des  Leihzinses  auch  ohne  diese  Voraussetzung  leicht  begreiflich,  wenn 
man  sich  den  wirklichen  Kapitalbedarf  für  die  Errichtung  der  Eisen-- 
bahnen  und  anderer  grossen  Unternehmungen  vergegenwärtigt  und  das 
über  die  Wirkung  der  Geld- Verwendung  zum  Grundkapital  ge- 
gesagte in  Betracht  zieht.  Ueber  das  Bedürfnis  an  Kapital  geben  fol- 
gende Zahlen  Aufschluss.  Neumann-Spallart  '^)  schätzt  das  Anlagekapital 
für  europäische  Eisenbahnen  zu  303  000  M.  per  km  ,  wir  wollen  rund 
300  000  M.  annehmen,  für  die  amerikanischen  Eisenbahnen  dagegen  nur 
150  000  Fr.  ridiCh.  Neu?nann-SpaUarL  Auf  Grund  dieses  Kostenanschlages 
und  der  ausgebauten  Kilometerzahl  berechnet  sich  die  Gesamtausgabe  : 

für  Europa:  für  Amerika: 

In  der  Periode:   1845 — 55  J.     7,5  Milliard.  M.  3,6       Milliard.  M. 

»       »  »  1856 — 65   »    12,95        ^^  *  4>62  »  » 

»       »  »  1866 — 75   »    20,27        »  »  10,925  »  i> 

■>•>         »  »  1876 — 85    »      15,6  »  »  16,609  »  V 

Zum  Jahre  1867  betrug  das  ganze  in  den  Eisenbahnen  der  Welt  an- 
gelegte Kapital  (nach  Neumann-Spallart)  37300  Millionen  M. ,  wovon 
28  192  Mill.  auf  Europa  zufallen;  zum  Schluss  des  Jahres  1885  stieg 
die  Summe  auf  104  216  Millionen,  von  denen  59  268  Millionen  auf  Eu- 
ropa fielen. 

Diese  Zahlen  geben  uns  zweierlei  Zeugnisse.  Erstens,  wenn  man 
die  Periode  des  steigenden  Zinsfusses  betrachtet  (etwa  bis  zum  Jahre 
1867),  so  ist  wohl  anzunehmen,  dass  die  Nachfrage  im  Laufe  dieser 
Periode,  besonders  im  Vergleich  zur  vorangegangenen,  so  lebhaft  war, 
dass  es  keiner  anderen  Ursache  bedurfte,  um  den  Zinsfuss  zu  steigern. 
Dazu  kommt,  dass  der  Bedarf  für  den  Eisenbahnbau  wohl  einen  grossen 
Teil,  aber  weit  nicht  den  ganzen  Bedarf  an  Kapital  vorstellt;  parallel 
dem  Eisenbahnbau  unterlagen  auch  die  Wassertransportmittel  einer 
Metamorphose,  wobei  ebenfalls  sehr  grosse  Summen  in  Form  von 
Grundkapital  investiert  wurden.  Nach  den  von  Neumann-Spallart  an- 
gegebenen-Zahlen  haben  wir  berechnet,  dass  im  Jahre  1870  in  der 
Dampferflotte  der  Handelsmarine  etwa  16V2  nial  so  viel  Grundkapital 
investiert  waren,  als  im  Jahre  1830.    Ausserdem  müsste  man  noch  das 


1)  Cohn,  G.,  Untersuchungen  über  die  englische  EisenbahnpoHtik.    Leipzig,   1874. 

2)  Neuitiann-Spallart :   Uebersichten  der   Weltwirtschaft.     Jahrgang   1883 — 84. 
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in  den  Flussdampfern,  Hafenbauten  und  Kanälen  angelegte  Kapital 
heranziehen,  um  nur  den  Bedarf  für  den  Transportvvechsel  zu  berück- 
sichtigen. Diese  gewaltige  Revolution  in  den  Transportverhältnissen 
stand  aber  im  engen  Zusammenhange  mit  einem  ebenso  gewaltigen 
Steigen  in  den  verschiedensten  Produktionsbranchen ,  von  denen  in 
erster  Reihe  die  Bergwerkgeschäfte  zu  nennen  sind,  welche  vielerorts, 
besonders  was  Kohlen-  und  Eisengruben  betrifft,  ganz  neu  entstanden 
sind.  Kurz:  der  Bedarf  an  Kapital  war  in  dieser  Periode  so  gross 
und  das  Entziehen  des  Kapitals  aus  dem  grossen  Zirkulationskreise 
so  heftig,  dass  der  Zinsfuss  steigen  musste,  und  dieses  Steigen 
wäre  noch  viel  heftiger  gewesen,  wenn  nicht  die  Entdeckung  der  kali- 
fornischen und  australischen  Goldgruben  die  grosse  Masse  von  Metall 
lieferte  und  zugleich  die  neugeoildeten  Sammelorte  des  Geldes  —  die 
Banken  —  den  stetigen  Zufluss  aus  den  kleinen  Strömen  erleichterten. 

Aus  den  angeführten  Zahlen  über  den  Kapitalbedarf  für  die  Eisen- 
bahnbauten ist  aber,  zweitens,  noch  ein  Schluss  zu  ziehen.  Dieser  Be- 
darf ist  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  noch  intensiver  geworden, 
dessen  ungeachtet  ist  aber,  wie  bekannt,  der  Zinsfuss  ziemlich  stark 
gefallen.  Dabei  fällt  auf  diese  letzte  Periode  auch  noch  eine  Minde- 
rung der  Goldausbeute ;  obgleich  nun  letzteres  nicht  als  eine  Vermin- 
derung des  Goldumlaufs  zu  deuten  ist,  kann  man  dennoch  behaupten, 
dass  nicht  der  ZuHuss  neuen  Goldes  das  Fallen  des  Zinsfusses  hervor- 
gerufen hat.  Andererseits  ist  aber  auch  die  in  vielen  Produktions- 
branchen vom  Anfang  der  Krisis  im  Jahre  1874  stattgehabte  Abnahme 
der  Gründungen  nicht  in  dem  Sinne  zu  deuten,  dass  dadurch  die  Nach- 
frage hinter  dem  Angebote  geblieben  sei  und  dies  zum  Fallen  des  Zins- 
fusses. führte.  Wenigstens  ist  damit  keine  vollständige  Erklärung  der 
Erscheinung  gegeben,  denn  in  den  letzten  Jahren  (von  1887  an)  ist 
ja  das  Gründungsgeschäft  wieder  lebhafter  geworden  und  die  Industrie 
arbeitet  nicht  schlechter,  als  vor  dem  Ausbruch  der  Krisis,  dennoch 
hat  sich  der  Zinsfuss  nicht  gehoben,  was  schon  dadurch  bestätigt  wird, 
dass  gerade  in  diese  letzte  Periode  die  grossen  Konversionen  der 
Staatsschulden  fallen.  Das  soeben  Gesagte  zeigt  zugleich,  dass  die 
Ursache  dieses  Fallens  auch  nicht  in  der  Krisis  gefunden  werden  kann, 
obgleich  diese  nicht  ohne  Wirkung  bleiben  konnte. 

Dieses  Fallen  kann  vielleicht  w  i  r  k  I  i  c  h  a  1  s  e  i  n  e 
dauernde,  von  li  i  s  t  o  r  i  s  c  h  e  n  ,  nicht  temporären,  son- 
dern anhaltend  wirken  den  Ursachen  hervorgerufene 
Erscheinung  angesehen  werden.  Worin  sind  aber  die  Ur- 
sachen zu  suchen?  Ist  das  eine  Folge  des  Fallens  der  Profitrate,  — 
oder  sind  andere  Ursachen  vorhanden? 

Soweit  wir  es  hier  mit  der  Krisis  zu  tlum  haben,  könnte  man  ver- 
sucht sein,  anzunehmen,  dass  die  Profitrate  gefallen  ist.  Eine  ein- 
gehendere Untersuchung    zeigt    aber,    dass    die  Profilrate    auch 
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in  der  Zeit  derKrisis  nicht  wesentlich  fällt,  soweit 
wenigstens  die  produzierte  Ware  nicht  unter  ihrem  wirklichen  Werte 
verkauft  wird.  —  Die  Krisis  äussert  sich  ja  —  was  die  Industrie  be- 
trifft in  einer  Stockung  des  Warenabsatzes.  Sobald  aber  diese  Er- 
scheinung hervortritt,  vermindert  der  Fabrikant  seine  Produktion:  er 
führt  z.  B.  die  sogenannte  Halbarbeit  oder  Halbzeitarbeit  ein,  d.  h. 
er  lässt  seine  Arbeiter  nur  drei  Tage  in  der  Woche  arbeiten ,  bezahlt 
aber  auch  nur  die  drei  Tage.  Dadurch  bleibt  die  Profitrate  beinahe 
auf  der  früheren  Höhe,  denn  die  Mehrwertrate  hat  keine  Ursache  zu 
fallen,  da  der  Arbeiter  mit  derselben  Intensität  arbeitet,  also  in  einem 
Arbeitstage  denselben  Wert  erzeugt  und  der  Arbeitslohn  jedenfalls 
nicht  steigt,  sondern  gewöhnlich  sogar  fällt,  im  letzten  Fall  also  die 
Mehrwertrate  steigt.  Die  Summe  des  in  einem  gewissen  Zeitraum  pro- 
duzierten Mehrwerts  ist  zwar  gefallen,  aber  in  demselben  Verhältnisse 
ist  auch  die  Summe  des  vorgeschossenen  Kapitals  gefallen ;  da  der 
Arbeiter  nur  die  halbe  Zeit  arbeitet,  verbraucht  er  auch  nur  halb  soviel 
Material.  Von  allen  Grössen,  welche  zur  Berechnung  der  Profitrate 
nötig  sind,  fällt  nur  die  Abnutzung  des  Grundkapitals  nicht  in  dem 
Verhältnis  wie  die  Verminderung  der  Arbeit,  da  sie,  ausser  der  Arbeit, 
auch  bloss  durch  die  Wirkung  der  Zeit,  dem  natürlichen  Agenten  der 
Verwesung  etc.  hervorgerufen  wird.  Wenn  aber  die  für  die  Abnutzung 
dem  vorgeschossenen  Kapitale  angerechnete  Summe  auch  bei  der  Halb- 
arbeit so  gross  bleibt,  wie  bei  voller  Arbeit,  kann  dieser  Umstand  die 
Profitrate  nicht  wesentlich  herunterdrücken,  denn  die  Abnutzung  macht 
immer  nur  einen  kleinen  Teil  der  Gesamtsumme  des  vorgeschossenen 
Kapitals.  Da  der  Arbeitslohn  zur  Zeit  der  Krisis  fast  immer  fällt,  wo- 
durch die  Mehrwertrate  gehoben  wird,  so  darf  man  wohl  schliessen, 
dass  die  Krisis  keine  wesentliche  Verminderung  der  Profitrate  hervor- 
rufen kann.  Folglich  kann  das  Fallen  des  Zinsfusses  im  Laufe  und 
nach  der  Krisis  nicht  aus  dem  Fallen  der  Profitrate  erklärt  werden, 
denn  dieses  letztere  hat  überhaupt  keinen  Platz  gehabt. 

So  steht  die  Sache,  wenn  man  die  Profitrate  im  Marx'schen  Sinne 
nimmt.  Dagegen  musste  der  Zins  vom  Gesamtkapital  der  Unterneh- 
mung durch  die  Krisis  heruntergedrückt  werden  ;  denn  sobald  der  Fabri- 
kant zur  Halbarbeit  übergeht,  wird  die  Gesamtsumme  des  in  einem 
Jahre  herausgeschlagenen  Profits  (Mehrwerts)  (bei  der  früheren  Mehr- 
wertrate) auch  nur  das  Halbe  des  früheren  Profits  ergeben.  Dabei 
fällt  aber  der  Nenner  des  Bruches,  der  die  Grössen  des  Unternehmungs- 
zinses bestimmt,  weit  nicht  in  demselben  Verhältnis,  denn,  obgleich 
die  Verminderung  des  umlaufenden  Kapitals  (Arbeitslohn  und  xVIateria- 
lienwert),  der  Verminderung  des  Gesamtprofits  streng  folgt,  behält  die 
Summe  des  Grundkapitals  —  ihren  früheren  Wert.  Je  grösser 
also  die  Summe  des  Grundkapitals  im  Verhältnis  zum  Ge- 
samtkapitale  der   Unternehmung,    desto   mehr   muss   der  Gewinn  vom 
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Unternehmungskapitale    durch     die    Verminderung     des    Gesamtprofits 
heruntergedrückt  werden. 

Dieses  Fallen  des  Unternehmungsgewinnes  kann  nicht  ohne  Wir- 
kung auf  den  Leihzins  bleiben ,  denn  jeder  Unternehmer  wird  für  das 
geliehene  Geld  keinen  höheren  Zins  bieten  wollen,  als  ihm  das  eigene 
in  seinem  Geschäfte  einbringt.  Und  das  ist  besonders  für  die  Zeit 
der  Krisis  wahr ;  so  lange  das  Geschäft  gut  geht,  die  Nachfrage  lebhaft 
ist  und  der  Kapitalist  ein  Interesse  hat,  möglichst  viel  zu  produzieren, 
kann  er  einen  grösseren  Zins  für  das  geliehene  Kapital  zahlen,  als  ihm 
das  nun  schon  im  Geschäft  steckende  Kapital  als  Unternehmungszins 
einbringt.  Dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  das  geliehene  Kapital  grössten- 
teils oder  voll  zur  Vergrösserung  des  vorgeschossenen  Kapitals  in  Form 
von  Materialienwert  und  Arbeitslohn  dient;  in  diesem  Falle  bringt  es 
also  einen  Gewinn,  dessen  Grösse  durch  die  Profitrate  (Marx'sche)  be- 
zeichnet wird;  da  aber  diese  immer  grösser  ist,  als  der  Unternehmungs- 
zins, und  dieser  Unterschied  desto  schroffer  zu  Gunsten  der  Profitrate 
hervortritt,  je  grösser  die  Quote,  die  das  Grundkapital  in  der  Summe 
des  Gesamtkapitals  der  Unternehmung  ausmacht,  so  hat  eben  bei  be- 
deutendem Grundkapitale  der  Unternehmer  ein  grosses  Interesse,  in 
derlei  Kreditoperationen  einzugehen.  Wenn  nun  die  Krisis  ausbricht, 
stellt  sich  die  Sache  ganz  anders.  Da  der  Kapitalist  gezwungen  wird, 
sein  Geschäft  in  kleinerem  Massstabe  zu  führen,  so  braucht  er  viel 
weniger  Kapital  und  gerade  das  umlaufende  Kapital  muss  dabei  eine 
Verminderung  erleiden;  und,  wenn  es  früher  geliehen  war,  kehrt  es  an 
den  Kreditor  zurück:  der  Fabrikant  will  und  kann  es  nicht  nur  zum 
hohen  Zins,  sondern  überhaupt  gar  nicht  mehr  gebrauchen.  Der  frühere 
Kreditor  kann  es  aber  auch  nicht  an  einen  anderen  Geschäftsmann  an- 
bringen, denn  es  sind  alle  in  derselben  Lage,  wie  der  frühere  Debitor. 
Das  Geld  muss  daher  in  die  Bankkasse  wandeln  und  diese  wird  dadurclt 
zuletzt  überfüllt.  Es  entsteht  einUebermass  von  Angebot,  welches  den 
Leihzins  drücken  muss.  Das  Fallen  des  Unternehmungszinses  kommt 
hier  nur  insoweit  in  Betracht,  als  es  mit  der  verminderten  Nachfrage 
zeitlich  zusammenfällt. 

Das  Fallen  des  Zinsfusses  zur  Zeit  der  Krisis  kann  also  eine  ge- 
nügende Erklärung  finden,  ohne  die  Gewinne  der  Industriegeschäfte 
in  Betracht  zu  nehmen.  Um  nun  aber  das  Bestehen  des  niedrigen  Zins- 
fusses nach  der  Krisis,  sowie  auch  überhaupt  das  Fallen  des  Zinsfusses 
im  Laufe  der  historischen  Entwicklung  zu  erklären,  müssen  wir  den 
Unternehmergewinn  etwas  näher  betrachten.  Dieser  stellt  einen  Bruch 
vor,  dessen  Zähler  —  der  Gesamtprofit  (wir  wollen  ihn  Mehrwert  (M)  be- 
zeichnen), und  Nenner  —  das  Gesamtkapital.  Letzteres  besteht  seinei- 
seits  aus:  dem  Grundkapitale  (G)  und  dem  umlaufenden  Kapitale  (U). 

M 
Folglich  ist  der  Unternehmungszins  „    ,   , ,.     Um  sich   die  Verände- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1893.  IV.  j^ü 
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riing  dieser  Grösse  zu  vergegenwärtigen,  lassen  wir  zu ,  M  sei  vor  der 
Krisis  gleich  2m  ^^M  =  2in)  und  U  =  2U ;  flaher  der  Unternehmungszins 

Uz  =  v>r— , ;    nach  dem  Ausbruch    der  Krisis,    bei   Halbarbeit  wird 

G  -f-  2U 

M  =  m  und  U  r=  u,  daher  U'z  =  ^=^"1 — >     daher     der     Zähler     zweimal 

G  -f-u 

kleiner,  im  Nenner  aber  nur  ein  Teil  in  demselben  Verhältnisse  ge- 
fallen ist,  der  andere  dagegen  seine  frühere  Grösse  beibehalten  hat. 
Wie  gross  dieses  Fallen  ist,  hängt  von  dem  Verhältnis  zwischen  G  und 

2m        ,       m        ,     -    ,    , 
2U  ab.    Es  seiz.  B.  G  =  2U,  so  war:    Uz  =   -    -  =  '/)(.-  und  wird  also: 

U'z  =  =  Vs  .  — .     Das  Fallen    drückt    sich    durch    die  Grösse : 

2U  t-  u  u 

m                                                                       .      ^^  m  m 

Ve . —  aus.    Wäre  aber  G  =  4U,  so  hätten  wir:  Uz  = — — —=73. 

und  U'z  = ; —  =  Vö .  ^  ;  d.  h. :   im  ersten  Falle  fiel  der  Unterneh- 

4u-i-  u  u 

mungszins  um   33V3  Proz. ,    im  letzteren   dagegen   um  40  Proz.     Also: 

je    grösser    das   Grundkapital    im  Vergleich   mit    dem 

um  1  au  f  en  d  en  K  ap  i  t  al ,    desto  grösser   ist   dasFallen 

des  Unternehmungszinses    in    den  Zeiten   der  Krisis. 

Aus  den  angeführten  Formeln  ist  aber  auch  zu  ersehen,  dass  das  Steigen 

des  Grundkapitals  zu  demselben  Resultate,  wie  die  Halbarbeit  führt ;  im 

ersten  Falle  von  Uz  =  Vs  ",  im  letzten  —  U'z  =  Vs  •     •    In  dieser  Be- 
u  u 

deutung  des  Grundkapitals  für  die  Höhe  des  Unterneh- 
mungszinses ist  die  Urs  ache  desFall  ens  des  Zins fusses  im 
Laufe  der  historischen  Entwickelung  zu  suchen.  Dieser  Fak- 
wtor  wirkte  von  der  Zeit  der  Einführung  der  Dampfmotoren  in  die  Industrie 
ohne  Aufenthalt:  das  Grundkapital  war  in  der,  dem  »Zeitalter  des 
Dampfes«  unmittelbar  vorangegangenen  Periode  ein  ganz  kleines.  Denn 
es  waltete  noch  die  handwerkmässige  Arbeitsmethode,  da  auch  die 
Manufaktur  im  grossen  Ganzen  diese  Methode  benutzte.  Mit  der  Ein- 
führurn:  der  Dampfmotoren  wächst  das  Grundkapital  auf  einmal  zu 
einer  sehr  bedeutenden  Grösse  an.  Wie  oben  nachgewiesen,  konnte 
das  keinesfalls  zu  einem  Fallen  der  Profitrate  führen ;  dessen  ungeachtet 
musste  aber  damit  ein  Fallen  des  Unternehmungszinses  hervorgerufen 
werden ,  soweit  wenigstens  dieses  Fallen  durch  das  möglicherweise 
gleichzeitig  erfolgte  Steigen  der  Mehrwertsrate  nicht  aufgehoben  wurde. 
Die  Ausdehnung  des  Arbeitstages,  welche  Anfangs  von  den  Unterneh- 
mern als  des  einzige  Mittel  zur  Hebung  der  Mehrwertsrate  angesehen 
wurde,  musste  aber  mit  der  Zeit  auf  Forderung  der  Staatsgewalt  abge- 
schaffen werden.  Dadurch  wurde  vielleicht  zeitweise  die  Mehrwerts- 
rate und  auch  die  Profitrate  gedrückt;  dies  dauerte  aber  nur  so  lange, 
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bis  ein  neues  Mittel  in  der  Steigerung  der  Arbeitsintensität  entdeckt 
und  angewendet  wurde.  Dieses  Mittel  aber  rief  fast  immer  einen 
Wechsel  in  der  Maschinerie,  eine  Verbesserung  derselben  hervor,  was 
meist  mit  ihrer  Verteuerung  und  also  einer  Vergrösserung  der  Grund- 
kapitalsquote in  der  Summe  des  gesamten  Kapitals  verbunden  war. 
Sobald  aber  die  Quote  des  Grundkapitals  im  Gesamtkapitale  wächst, 
muss  der  Unternehmungszins  —  caeteris  paribus  —  fallen,  und,  —  soweit 
der  Unternehmer  keine  Ursache  hat,  einen  höheren  Zins  für  das  Leih- 
kapital anzubieten,  als  ihm  sein  Geschäft  einbringt,  —  führt  das  Fallen 
des  Unternehmungszinses  auch  zum  Fallen  des  Zinsfusses  (Leihzins). 

Aus  allem  Gesagten  ziehen  wir  den  Schluss ,  dass  das  Fallen 
des  Zinsfusses  in  gar  keinem  Verhältnis  zur  Grösse  der 
Profitrate  steht;  dass  dieses  Fallen  auch  von  dem  Fallen  des 
Unternehmungszinses  nur  insoweit  beeinflusst  wird,  als  der  Unternehmer 
bei  gewöhnlichem  Gange  der  Geschäfte  keine  Ursache  hat  für  das  ge- 
liehene Kapital  einen  grösseren  Zins  zu  zahlen  als  jenen  ,  welchen  er 
für  das  Gesamtkapital  in  seiner  Unternehmung  bezieht,  und  endlich: 
das  Fallen  des  Unternehmungsgewinnes  —  soweit  es 
überhaupt  stattgefunden  hat  —  konnte  im  Laufe  der  hi- 
storischen Entwickelung  nur  durch  das  Wachsen  des 
Anteils  des  Grundkapitals  in  der  Gesamtsumme  des  in 
die  Unternehmung  investierten  Kapitals  hervorgerufen 
worden  sein. 

Ein  Beitrag  zur  Widerlegung  der  Marx'schen  Lehre  vom  Mehrwert 

von  Dr.  F.  W.  Gärtner. 
Wenn  auch  Marx  schon  insoweit  überwiesen  wurde ,  als  die  aus 
einer  anderen  zum  Teil  richtigen  Ableitung  hervorgegangenen  Re- 
sultate seiner  Gegner  den  seinigen  widersprechen,  wenn  ihm  auch  in 
Hinsicht  auf  seine  Ausführung  über  Wertgleichungen  vorgehalten  worden 
ist,  dass  der  Güterumsatz  Wertungleichungen  zur  Voraussetzung  habe, 
so  ist  doch  der  direkte  Beweis  der  Unrichtigkeit  seiner  Entwickelungen 
an  der  Hand  dieser  selbst  noch  nicht  zu  Ende  geführt,  und  die  Sozia- 
listen dürfen  noch  auf  das  »Kapital«  ')  von  Marx  als  die  wissenschaft- 
liche Grundlage  ihrer  Weltanschauung,  ihrer  Forderungen  mit  demselben 
Recht  hinweisen,  mit  dem  sich  ihre  Gegner  auf  das  Lehrgebäude  ihrer 
Oekonomisten  berufen.  Marx  hat  nicht  nachgewiesen,  dass  dieses  halt- 
los ist,  und  von  den  letzteren  ist  die  Folgeunrichtigkeit  der  Marx'schen  Ent- 
wickelung nicht  völlig  dargethan  worden.  Und  beides  mit  gutem  Grunde  ; 
denn  beides  konnte  nicht  vollständig  geschehen,  weil  in  bestimmter 
Hinsicht  beide  Parteien  Recht  haben.  Und  wenn  diese  Behauptung 
aus  dem  Umstände  schon  den  Schein  der  Wahrscheinlichkeit  für  sich 
haben  dürfte,  dass  die  gegenwärtig  im  allgemeinen  angenommene  Wirt- 

i)  Das  Kapital,  Hamburg  1867.    2.  Aufl.   1873. 
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Schaftstheorie  wohl  zum  guten  Teil  auf  Walirheiten  heruhen  muss,  dass 
aber  andererseits  eine  so  gewaltige  Bewegung  wie  die  sozialistische 
doch  ebenfalls  ihren  gesunden  Kern  haben  mag,  so  soll  ihr  durch  die 
folgende  Abhandlung  auch  der  Beweis  der  Richtigkeit  mitgegeben  werden. 
Gehen  wir  dabei  gleich  zum  Kern  der  Sache.  Marx  behauptet, 
der  Güterumsatz  bemesse  sich  nach  der  in  den  Gutem  steckenden 
Arbeit;  seine  Gegner  sagen,  der  Mensch  vollziehe  den  Umsatz  nach 
dem  Wert.  Mensch,  Gut,  Wert  und  Arbeit  sind  also  die  in  Frage  kom- 
menden Momente,  und  in  Betrachtung  derselben  und  ihrer  Beziehungen 
zu  einander  ergiebt  sich,  dass  denselben  noch  diejenigen  der  Arbeits- 
kraft und  der  Verwertung,  des  Konsums  als  Grundbegriffe  anzureihen 
sind.  Das  für  unsere  Auffassung  Charakteristische  derselben  möge  in 
einem  ersten  Teile  dieser  Abhandlung  erörtert  werden,  dessen  Notwen- 
digkeit aus  der  Thatsache  erhellt,  dass  gerade  auf  der  Verschieden- 
artigkeit der  Auffassung  dieser  Grundbegriffe  die  ganze  Streitfrage  beruht. 

Der  Mensch  steht  als  solcher  den  Gütern  gegenüber.  Er  an 
sich  hat  nur  Arbeitskraft.  Die  Güter  haben  Wert'),  in  erster  Linie 
Gebrauchswert.  Die  Höhe  des  Wertes  wird  im  allgemeinen  durch  das 
Bedürfnis  bestimmt ,  das  erst  mittelst  des  betreifenden  Gutes  zur  Be- 
friedigung gelangt ;  denn  wenn  ein  Gut  auch  auf  alle  Bedürfnisse  bezogen 
werden  kann,  denen  es  genügt,  so  wird  es  doch  m  der  Praxis  nur  nach 
dem  höchsten  oder  den  höchsten  Bedürfnissen  bemessen,  welche  ohne 
es  nicht  gedeckt  sind,  auf  die  noch  keine  Wertbeziehung  stattgefunden 
hat  (Grenzwert).  Umschliesst  nun  das  zu  schätzende  Gut  mehr  Ein- 
heiten, als  zur  Befriedigung  des  höchsten  der  vorhandenen,  seither  un- 
gedeckten Bedürfnisse  erforderlich  sind,  so  wird  auch  das  alsdann  fol- 
gende Bedürfnis  in  Betracht  gezogen  und  so  fort,  wobei  sich  dann  der 
Wert  der  einzelnen  Einheiten  nach  den  Bedürfnissen  bemisst,  die  durch 
sie  befriedigt  werden;  die  Gutswertbestimmung  löst  sich  in  die  Wert- 
bestimmung der  Einheiten  desselben  auf. 

Werden  nun  zur  Vermeidung  der  Möglichkeit,  dass  eine  vorhan- 
dene Einheit  nicht  völlig  zur  Befriedigung  eines  höheren  der  in  Frage 
kommenden  Bedürfnisse  verbraucht  werden  könnte  und  also  teilweise 
noch  für  ein  niedrigeres  verwandt  werden  müsste,  die  Gutseinheiten  so 
klein  angenommen,  dass  dies  nicht  vorkommen  kann,  und  die  Wertbemes- 
sung einer  jeden  Einheit  nur  in  Bezug  auf  ein  Bedürfnis  vorzunehmen 
ist,  so  ergiebt  sich  der  Wert  einer  jeden  Gutseinheit  von  der  ersten 
bis  zur  letzten  I.  nach  der  Wichtigkeit  desjenigen  höchsten  konkreten 
Bedürfnisses,    das   nach  der  Deckung   durch    den  Vorrat*)  schon  vor- 

1)  Ueber  Wert  zu  vergleichen  meine  Abhandlung  über  die  wirtschaftliche  Natur 
des  Geldes.     Zeitschrift  f.   d.  ges.  Staatsvvissenschaft.  Jahrg.   1887. 

2)  Dass  in  Satz  I  nur  die  schon  wertbestimmten  Gütereinheiten  und  nicht  alle 
Einheiten  des  betreffenden   Gutes  dem    Vorrat  der  schon    vorhandenen   Güter  gleicher 
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handener,  wertbestimmter  anderer  Güter  gleicher  (bezw.  ähnlicher)  Art 
und  der  schon  wertbestimmten  Einheiten  des  zu  schätzenden  Gutes 
selbst  durch  die  in  Frage  stehende  Einheit  erst  Befriedigung  finden 
kann.  — •  Es  lässt  sich  dieser  Satz  auch  folgendermassen  fassen :  IL  Der 
Wert  der  Einheiten  eines  Gutes  richtet  sich  nach  der  Wichtigkeit  des- 
jenigen konkreten  Bedürfnisses,  das  nach  Ausschluss  der  schon  wert- 
bestimmten und  damit  festgelegten  Gütereinheiten  des  fraglichen  Gutes 
und  der  entsprechenden  Bedürfnisse  unter  allen  durch  den  sonst  ver- 
fügbaren Gesamtvorrat  an  Gütern  solcher  (oder  ähnlicher)  Art  gedeck- 
ten Bedürfnissen  das  mindest  wichtige  ist  (Grenzwert).  Der  Ge- 
brauchswert des  ganzenGutes  ist  dann  dieSumme 
der  Grenzwerte  seinerEinheiten^)  und  der  aus  den  Grenz- 
werten aller  in  den  Besitz  eines  Individuums  gegebenen  Einheiten  einer 
Güterart  auf  die  Gütereinheit  sich  berechnende  Wert  ergiebt  den 
Tauschwert  der  Güterart.  Es  ist  diese  Definition  die  generelle, 
innerhalb  welcher  die  gewöhnlich  gegebene 

^        ,  Gebrauchswert.  Bedarf 

lauschwert  = -^ 

Vorrat 

speziell  erscheint   und   zwar    dann,    wenn   nur  ein  Bedürfnis   in  Frage 

steht;  denn  es  wird  in  der  Gleichung 

^  m  .  Gw,  -|-  n  Gwg  + . . .  p  .  Gw  x 

Tw  = , ~ 

m  +  n  -j-  •  •  P  • 

(wo  m.n.  ..p  Einheiten  des  Gutes,  Gw,  .  Gwa  .  .  Gw  x  die  diesen 
Einheiten  zukommenden  Grenzwerte  bedeuten) 

bei  Gw,  =  o  .  . . 


Tw  = 


Gw  X  =  o  . 
m  Gw,  Gw,  Bedarf 


m  -|-  n  +  •  •  P  Vorrat. 

Da  der  Handel  nach  Gütereinheiten  erfolgt,  so  giebt  dieser  Tausch- 
wert, dieser  auf  die  Gütereinheit  berechnete  Gebrauchswert,  wie  schon 
sein  Name  sagt,  und  nicht  der  Gebrauchswert  allgemein,  nicht  der 
Grenzwert  und  nicht  die  Arbeit  die  eine  Bemessungsgrundlage  für  den 
Güterumsatz  ab,  während  die  andere  Norm  desselben  in  der  Arbeitskraft 
liegt.    Die  eigene  Arbeitskraft  bildet  das  Gegenstück  zum  Wert 


Art  zugesetzt  werden,  was  unter  II  dem  Ausschluss  der  schon  wertbestimmten  Güter- 
einheiten entspricht,  erklärt  sich  daraus,  dass  der  Rang  des  in  Frage  kommenden 
Bedürfnisses  nur  in  soweit  von  vorhandenen  Gütern  abhängt,  als  diese  schon  auf  die 
vorhandenen  Bedürfnisse  bezogen,  also  dem  Wert  nach  bestimmt  sind,  worauf  dann 
die  zu  schätzenden  Einheiten  auf  die  nächst  niedrigen  Bedürfnisse  bezogen  werden. 
i)  Diese  Definition  steht  im  Widerspruch  mit  der  sonst  gebräuchlichen  vom  Grenz- 
wert. Zu  vergl.  in  Böhin-Bawerk,  Grundziige  der  Theorie  des  wirtschaftl.  Güterwerts, 
Jahrbücher  für  Nat.Oekon.   u.  Statistik  von  Conrad,  13.  Band,  18S6.  S.   27. 
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und  hat  d  e  s  h  a  1 1)  keinen  Werl.  Letzterer  ist  die  Ursache,  wes- 
hall)  die  Menschen  mit  den  Gütern  in  Beziehung  treten,  die  Arbeits- 
kraft ist  das  Mittel  hierzu.  Was  der  Mensch  seinerseits  (als  Mensch) 
zur  Vermittelung  zwischen  Gut  und  eigenem  Bedürfnis  aufwenden  muss, 
ist  Arbeitskraft  im  wirtschaftlichen  Sinn,  und  in  Hinsicht  auf  diese  ihre 
Bestimmung  ist  die  eigeneArbeitskraft  als  ein  besonderer, 
dem  W  e  r  t  b  e  g  r  i  f  f  gegenüberstehender  Wirtschaft- 
1  i  c  h  e  r  B  e  g  r  i  f  f  zu  erkennen  von  eljensolcher  Selbständigkeit  wie 
der  Wertbegriff.  Wo  immer  deshalb  auch  Verhältnisse  der  Arbeitskraft 
als  eines  besonderen  wirtschaftlichen  Begriffes  in  Betracht  kommen, 
können  es  nie  Verhältnisse  der  Gebrauchswerte  der  Arbeitskraft  sein. 
Gebrauchswert  hat  nur  die  fremde  Arbeitskraft,  die  Kraft  des  Neben- 
menschen, die  deshalb  keinen  besonderen  wirtschaftlichen  Begriff  bildet, 
sondern  unter  demjenigen  des  Wertes  zu  behandeln  ist. 

Zur  Verausgabung  kommt  die  menschliche  Arbeitskraft  in  der 
menschlichen  Arbeit.  Die  Vermittelung  zwischen  den  Gütern  und 
den  Bedürfnissen  geschieht  durch  Arbeit,  und  die  Umkehrung  dieses 
Satzes  ergiebt  die  Definition  dieses  wirtschaftlichen  Begriffs.  Arbeit  im 
wirtschaftlichen  Sinne  ist  immer  menschliche  Arbeit,  die  als  Unterab- 
teilung zur  menschlichen  Thätigkeit  gehört.  Die  Physik  bezeichnet  das 
Produkt  aus  der  Kraft  und  dem  Weg,  den  ein  dieser  Kraft  unterwor- 
fener Stoff  zurücklegt,  als  Arbeit,  und  es  sind  damit  die  Momente  be- 
zeichnet, die  für  die  Erkenntnis  des  Wesens  dieses  Begriffes  von  Be- 
deutung sind,  die  Momente  der  Kraft  und  des  Stoffes.  Sehen  wir 
genau  zu,  so  zeigt  sich,  dass  die  Kraft,  obgleich  sie  bei  der  mensch- 
lichen Arbeit  vom  Menschen  ausgeht,  doch  nicht  das  spezifisch  Mensch- 
liche der  Arbeit  ausmacht.  Das  Individuum  nimmt  Stoffe  auf  und  ver- 
wandelt sie  durch  seinen  Organismus  z.  T.  in  Kraft,  die  sich  bei  den 
verschiedenen  Bethätigungen  äussert;  der  Stoff  gehört  aber  der  Natur 
an ,  und  es  kann  deshalb  das  spezifisch  Menschliche  der 
Arbeit  nur  in  der  Fähigkeit  erkannt  werden ,  Stoffe  in  Kraft  umzu- 
wandeln und  diese  Kraft  anzuwenden,  es  liegt  das  spezifisch  Mensch- 
liche der  Arbeit  in  der  Aufwendung  der  vorn  definierten  Arbeitskraft 
im  wirtschaftlichen  Sinne. 

Haben  wir  oben  die  Arbeitskraft  i.  w.  S.  als  Gegenstück  des  Wertes 
bezeichnet,  da  dieser  im  Gute,  jene  im  Menschen  liegt,  so  dürfen  wir 
in  diesem  Sinne  die  Arbeit  selbst  in  Gegensatz  zur  Verwertung,  zum 
K  o  n  s  u  rp  stellen.  Denn  bei  der  Arbeit  geht  die  Arbeitskraft  gewisser- 
massen  vom  Menschen  auf  die  Güter,  bei  der  Verwertung  geht  der 
Wert  zu  dem  Menschen  über.  In  der  Arbeit  erblicken  wir  deshalb 
eine  Beziehung  des  Menschen  zu  den  Gütern,  in  der  Verwertung  eine 
solche  der  Güter  zu  dem  Menschen  und  erkennen  als  Grundlage  der 
ersteren  Beziehung  die  Arbeitskraft,  als  Grundlage  der  zweiten  aber 
den  Wert.     Da  nun  die  Beziehungen   zwischen  Menschen    und  Gütern 
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und  die  auf  Grund  dieser  Beziehungen  bestehenden  Verhältnisse  der 
Güter  untereinander  das  Gebiet  der  Wirtschaftslehre  bilden,  ausser 
einer  Beziehung  von  Gut  zu  Mensch  und  einer  solchen  von  Mensch 
zu  Gut  keine  weiteren  zwischen  Mensch  und  Gut  denkbar  sind,  so  er- 
giebt  sich  schon  hieraus ,  dass  die  genannten  Beziehungen  und  mit 
diesen  die  Wertlehre  und  die  Lehre  von  der  Arbeitskraft  die  einzigen 
und  Hauptgrundpfeiler  der  Wirtschaftslehre  bilden,  und  dass  für  ein  Ver- 
hältnis der  Güter  zu  einander  sowohl  der  Wert  wie  die  Arbeitskraft 
als  Bemessungsgrundlage  gedacht  werden  können,  dass  aber  für  eine 
Relation  der  eigenen  Arbeitskraft  gegen  Güter  weder  die  Arbeitskraft 
noch  der  Wert  allein  eine  Norm  abzugeben  vermag,  da  eigene  Arbeits- 
kraft keinen  Wert  hat,  und  Güter  keine  Arbeitskraft  zu  enthalten  brauchen. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Verhältnisse  der  Güter  zu  einander 
auf  Grund  der  Beziehungen  von  Gut  zu  Mensch,  für  welche 
also  der  Wert  von  Einfluss  ist,  so  ergiebt  sich,  dass  nach  der  all- 
gemeinen Wertbemessungsgrundlage,  welche  in  der  durch  die  Befriedi- 
gung von  Bedürfnissen  verursachten  Annehmlichkeit  besteht,  zwischen 
den  Gütern  Wertgleichungen  (2A=:3B)  gebildet  werden,  dass 
die  Güter  in  Verhältnisse  zu  einander  gesetzt  v/erden  können,  die  bei 
den  einzelnen  Menschen  der  individuellen  Verschiedenheit  der  Bedürf- 
nisse und  bei  Tauschwertgleichungen  auch  der  Ungleichheit  des  Be- 
darfs und  des  Vorrats  wegen  verschieden  ausfallen  können,  woraus  bei 
selbst  vielleicht  gleichem  absoluten  Wert  eines  Gutes  für  verschiedene 
Personen  die  Ungleichheit  des  relativen  Wertes  ^)  für  dieselben  folgt, 
die  den  •  Güter  austausch  erklärt. 

Wie  die  Güter  nun  einerseits  darauf  hin  betrachtet  werden  können, 
dass  sie  Wert  haben,  Annehmlichkeit  erzeugen,  so  dürfen  sie  anderer- 
seits auch  als  Dinge  miteinander  verglichen  werden,  deren  Aneignung 
Aufwand  von  Arbeitskraft  kostet  und  Unannehmlichkeit  verursacht.  Es 
ergeben  sich  dann  die  Verhältnisse  der  Güter  zu  einander  auf  Grund 
der  Beziehung  von  Mensch  zu  Gut,  für  welche  die  Arbeits- 
kraft im  wirtschaftlichen  Sinn  massgebend  ist.  Die  Güter  werden  dabei 
in  dieselben  Beziehungen  zu  einander  gesetzt,  in  der  die  zur  Erlangung 
derselben  nötigen  Arbeitskräfte  stehen,  deren  Mass  in  der  Unannehm- 
lichkeit zu  erkennen  ist,  welche  ihre  Aufwendung  verursacht,  bezw.  in 
der  Annehmlichkeit,  welche  die  Nichtaufwendung  gewährt.  Die  Gleich- 
setzung der  Güter  auf  dieser  Grundlage  ergiebt  die  Arbeitskraft- 
gleichungen,  die  für  die  verschiedenen  Menschen  der  individuel- 
len Verschiedenheit  der  Beanlagung  wegen  verschieden  sein  können, 
und  die  sich  auch  unterscheiden ,  je  nachdem  sie  vom  Standpunkt 
eines  nur  der  Natur  oder  eines  der  Natur  und  den  Menschen  Gegen- 
überstehenden aufgestellt  werden,  indem  nämlich  in  ersterem  Falle  nur 

i)  A  =  ^  B. 
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die  zur  natürlichen  Produktion  bezw.  Aneignung  erforderliclien  Arbeits- 
kräfte in  Betracht  kommen,  während  in  letzterem  die  zur  sozialen  Er- 
langung der  Güter  aufzuwendenden  massgebend  sind.  Und  wie  die 
individuelle  Verschiedenheit  des  relativen  Wertes  eines  Gutes  für  verschie- 
dene Personen  eine  Erklärung  des  Güterumsatzes  abzugeben  vermag,  so 
wäre  derselbe  auf  Grund  der  Verschiedenheit  der  Arbeitskraftgleichungen 
zwischen  denselben  (nitern  für  verschiedene  Personen  ebenfalls  denkbar. 

Absolut  ausgeschlossen  in  dieser  Hinsicht  ist  also  keine  der  beiden 
Beziehungen,  und  unsere  Aufgabe  sei  es  nun,  zu  untersuchen,  auf  welcher 
derselben  sich  der  Umsatz  thatsächlich  vollzielit,  zu  analysieren,  ob 
der  Preisausdruck  eine  der  erwähnten  Fundamen- 
tal b  e  z  i  e  h  u  n  g  e  n  ist,  oder  a  u  f  e  i  n  e  r  derselben  b  e  z  w. 
aufbeiden  beruht. 

Da  die  Werte  die  Ursache  sind ,  weshalb  der  Mensch  zu  den 
Gütern  in  Beziehung  tritt,  so  liegt  es  an  sich  schon  nahe,  dass  das 
Wertverhältnis  auch  für  den  Umsatz  wenigstens  mit  in  Betracht 
kommt.  Die  wirtschaftliche  Natur  des  Menschen  bewirkt,  dass  der- 
selbe beim  Austausch  Güter  von  grösserem  Wert  zu  erhalten  sucht, 
als  diejenigen  haben,  welche  er  hingiebt.  Für  ihn  sind  also  die 
Wertgleichungen  der  umzusetzenden  Güter  Bestimmungsgründe  seines 
Handelns,  Bemessungsgrundlage  für  den  Preis,  den  er  zahlt.  Dass  der 
Preis,  die  Preisform  zweier  Güter,  der  Ausdruck,  Gut  A  kostet  Gut  B, 
der  Wertgleichung  derselben  nicht  entspricht,  ändert  an  dieser  That- 
sache  nichts.  Diese  Abweichung  beruht  auf  der  Eigenart  der  Wert- 
gleichung und  der  Preisform.  Erstere  ist  eine  Gleichsetzung  zweier 
Güter  auf  Grund  des  Wertes  derselben  für  ein  und  dieselbe  Person, 
die  Preisform  dagegen  ist  der  Ausdruck  der  Abmachungen  zweier 
Personen;  sie  ist  selbst  keine  Gleichung,  sie  beruht  vielmehr  auf 
solchen.  Der  Veräusserer  bildet  sich  die  seinige,  der  Erwerber  eben- 
falls, und  es  geben  diese  Gleichungen  den  Rahmen  für  die  Preis- 
bildung ab,  jene  des  Veräusserers  bezeichnet  die  Grenze  nach  unten, 
das  Preisminimum,  diejenige  des  Erwerbers  die  Grenze  nach  oben,  das 
Preismaximum,  und  ein  Umsatz  kann  nur  stattfinden,  wenn  der  Preis- 
ausdruck diese  Grenzen  nicht  erreicht. 

Da  der  Handel  nach  Einheiten  erfolgt,  so  erweisen  sich  die  Gleich- 
ungen der  auf  die  Gütereinheiten  berechneten  Gebrauchswerte,  das  sind 
die  Tauschwertgleichungen  als  massgebend  ,  und  es  kommen  deshalb 
die  Gebrauchswerte  und  das  Verhältnis  zwischen  Bedarf  und  Vorrat 
der  umzusetzenden  Güter  in  Betracht. 

Von  diesen  als  bedingend  für  die  Preise  gefundenen  Momenten 
kann  sich  der  Gebrauchswert  wiederum,  nach  den  Preisen  der  in 
Frage  stehenden  Güterart  richten,  wie  das  beim  sozialen  Gebrauchs- 
wert   der    Naturalgüter  geschieht '),    und    es  ist  daher  weiter  zu  unter- 

i)  Unter  sozialem  Gebrauchswert  eines  Naturalgutes  verstehen  wir  den  Wert,  der 
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suchen,  was  auf  jene  Preise  A'on  Einfluss  ist.  Wenn  wir  bei  dieser 
Ermittelung  schliesslich  wieder  und  wiederholt  auf  Preise  als  mass- 
gebende Faktoren  kommen  würden,  so  wäre  immer  weiter  zu  forschen, 
was  für  diese  sekundären  und  tertiären  Preise  von  Einfluss  ist,  bis  wir 
schliesslich  dahin  kämen  —  und  der  Natur  der  Sache  nach  müssen 
wir  dahin  kommen  —  wo  Werte  von  Preisen  nicht  mehr  beeinflusst 
sind,  und  wo  dann  nur  die  übrigen  bestimmenden  Momente,  der  Ge- 
brauchswert der  Güter,  soweit  er  nicht  auf  Preisen  beruht,  und  die 
Verhältnisse  von  Bedarf  zu  Vorrat  massgebend  erscheinen  können. 
Wir  dürfen  deshalb  schon  von  vorn  herein  von  dem  Falle  der  Abhängig- 
keit des  Gebrauchswertes  von  Preisen  absehen  und  in  der  Unter- 
suchung sogleich  auf  die  übrig  bleibenden  eben  genannten  Momente 
übergehen. 

Von  denselben  ist  nun  das  letzte  ,  das  Verhältnis  von  Bedarf  zu 
Vorrat  unter  Umständen  beim  Verkäufer  von  den  Preisen  beeinflusst, 
die  für  die  in  Frage  kommenden  Güter  gezahlt  werden. 

Liegt  nämlich  die  Möglichkeit  vor,  das  gewünschte  Gut  zu  pro- 
duzieren, und  kann  dasselbe  von  den  derzeitigen  Besitzern  nur  für 
Entgelte  (Preise)  von  höherem  relativen  Wert  (für  mehr  Geld)  erlangt 
werden,  als  die  Güter  umschliessen,  welche  zur  Produktion  erforderlich 
sind,  so  strebt  die  wirtschaftliche  Natur  des  Menschen  zur  Herstel- 
lung des  gewünschten  Gutes  ,  es  wird  der  Vorrat^)  vermehrt, 
das  Verhältnis  von  Bedarf  zu  Vorrat  und  in  Folge  dessen  der 
Tauschwert  für  die  Verkäufer  und  das  Preisminimum  verringert ; 
es  sinkt  dadurch  der  Preis,  und  zwar  so  lange,  als  die  zur  Produk- 
tion des  Gutes  erforderlichen  Ausgaben  geringer  sind,  als  der  Preis 
desselben,  wodurch  bewirkt  wird,  dass  derselbe  sich  schlieslich  gleich 
den  Produktionskosten  stellt. 

Wie  diese  Ableitung  ergiebt,  folgt  der  Satz,  dass  sich  unter  Um- 
ständen die  Preise  der  Güter  nach  deren  Produktionskosten  richten 
aus  dem  allgemeinen  Gesetz,  dass  für  die  Preisbildung  der  Wert  der 
Güter  innerhalb  eines  gewissen  Spielraums  massgebend  ist.  Nach 
diesem  Gesetz  müssen  sich  aber  die  Produktionskosten,  d.  h.  die 
Preise     der    zur    Produktion    nötigen     Güter    wieder     nach     deren 


einem  Gute  erst  infolge  der  sozialen  Organisation  zukommt,  z.  B.    den  Wert,  welchen 
übst  hat,  aus  .seiner  Fähigheit  umgetauscht  werden  zu  können. 

i)  Aber  nicht  der  Vorrat  des  Käufers ;  dessen  Vorrat  soll  nur  durch  den  Tausch 
vermehrt  werden ;  tauscht  er  aber  ,  so  ist  der  Preis  schon  vorher  gebildet ,  die  Ver- 
mehrung des  Vorrats  erfolgt  nach  der  Preisbildung ,  es  kaim  also  erstere  auf  letztere 
nicht  einwirken,  und  das  in  der  Wertgleichung  des  Käufers  liegende  Preismaximum 
wird  somit  durch  die  Produktionskosten  nicht  beeinflusst.  Dem  Einwand,  dass  auch 
dem  Käufer  freistehe  zu  produzieren ,  ist  zu  entgegnen ,  dass  dann  der  Käufer  auch 
als  Verkäufer  angesehen  werden  kann. 
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Tauschwerten  richten,  wobei  diese  'l'aiischsweite  ebenfalls  von 
Preisen  beeinflusst  werden  können,  bis  zuletzt  Preise  von  Werten  be- 
stimmt sind,  auf  die  Produktionskosten  keine  Einwirkung  haben,  oder 
sich  ergeben  sollte,  dass  Preise  sich  von  etwas  anderem  als  Werten 
beeinflusst  erweisen.  Da  wir  nun  al)er  bei  dem  Zurückgehen  von  den 
Gütern  auf  deren  Produktionsgüter,  von  diesen  wieder  zu  den  Pro- 
duktionsgütern derselben  und  so  fort  schliesslich  zu  den  Urstoffen  und 
der  Arbeitskraft  kommen,  da  alle  Güter  sich  in  diese  Bestandteile 
auflösen  lassen,  so  ergiebt  die  Weiterentwickelung  des  allgemeinen  Wert- 
gesetzes, dass  sich  u.  a.  die  Preise  der  Güter  schliesslich  auch  nach  den 
Werten  der  zu  ihrer  Darstellung  nötigen  Urstoffe  und  den  Preisen 
der  in  den  Gütern  enthalten  ,  d.  h.  der  zu  ihrer  Darstellung  nötigen 
Arbeitskraft  richten. 

Da  die  Werte  von  Urstoffen  als  von  nicht  produzierbaren  Gütern 
nicht  mehr  durch  Produktionskosten  beeinflusst  werden  können,  so 
bleibt  nur  noch  zu  bestimmen,  wonach  sich  die  Preise  der  Arbeitskraft 
richten. 

Kommt  dieselbe  als  wirtschaftliches  Gut  in  Betracht,  so  bemisst 
sich  ihr  Preis  als  Gut  nach  dem  Wert ,  ist  sie  als  wirtschaftlicher 
Begriff  massgebend,  so  richtet  sich  ihr  Preis  nach  der  Unannehmlich- 
keit   ihrer  Aufwendung,    bezw.    der    Annehmlichkeit    des    Nichtsthuns. 

Jn  einem  Verkehrszustande,  in  dem  nur  Sklavenarbeit  zur  Ver- 
wendung käme,  wäre  die  Arbeitskraft  als  ein  wirtschaftliches  Gut  zu 
erachten,  und  es  unterläge  ihre  Preisbestimmung  denselben  Regeln, 
wie  die  der  übrigen  Güter. 

Wo  aber  der  freie  Arbeitsvertrag  herrscht,  und  der  Preis  der  Ar- 
beitskraft sich  aus  ihm  bestimmt,  wo  ein  Umsatz  von  Arbeitskraft 
seitens  der  Arbeiter  gegen  Güter  stattfindet  und  also,  wie  oben  er- 
wähnt wurde,  seitens  der  Arbeiter  nicht  vom  Umsatz  der  Arbeitskraft 
als  eines  Gutes  gegen  ein  anderes  Gut  gesprochen  werden  kann,  darf 
auch  nicht  der  Wert  der  Arbeitskraft  seitens  ihres  Veräusserers  als 
preisbestimmend  anerkannt  werden.  Eigene  Arbeitskraft  hat  keinen 
Wert.  Hier  hat  die  Arbeitskraft  seitens  des  Arbeiters  den  Charakter 
eines  wirthschaftlichen  Gutes  verloren  und  denjenigen  des  wirtschaft- 
lichen Begriffes  angenommen.  Hier  tritt  die  Unannehmlichkeit  als 
Bemessungsgrundlage  für  den  Arbeiter  ein,  und  derselbe  leistet  Arbeit, 
verwendet  Arbeitskraft ,  wenn  ihm  der  Lohn  mehr  Annehmlichkeit 
bietet,  als  die  Arbeit  Unannehmlichkeit,  bezw.  das  Nichtsthun  Annehm- 
lichkeit (Lohnminimum),  während  der  Löhner  für  die  Arbeitskraft  als 
Gut  nach  der  allgemeinen  Wertregel  höchstens  so  viel  giebt ,  als 
seiner  Tauschwertgleichung  zwischen  Arbeitskraft  und  Lohneinheiten 
entspricht  (Lohnmaximum.) 

Unannehmlichkeit  der  Anwendung  der  Arbeitskraft,  bezw.  Annehm- 
lichkeit des  Nichtsthuns,    Annehmlichkeit    der   Löhne,  Gebrauchswert 
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der  Arbeitskraft  und  ihr  Verhältnis  von  Vorrat  zu  Bedarf  seitens 
des  Löhners  sind  also  für  ihren  Preis  massgebend,  und  es  sind  alle 
diese  Momente  mit  Ausnahme  der  Annehmlichkeitsgleichung  der 
beiden  ersten  für  den  Arbeiter  unbeeinflusst  von  Preis  der  Arbeits- 
kraft ;  denn  wenn  auch  eine  Steigung  desselben  ein  vermehrtes  An- 
gebot zur  Folge  hat ,  ein  Sinken  des  Tauschwerts  der  Arbeitskraft 
durch  vermehrten  Vorrat  kann  erst  eintreten,  wenn  der  Löhner  zum 
bestimmten  Preise  bezahlt  hat.  Dieser  Umstand  kann  also  auf  die 
Lohnbildung  nicht  von  Einfluss  sein,  er  ist  sekundär,  letztere  primär. 
Die  Lohnänderungen  auf  Grund  der  Preise  können  nicht  durch  Aen- 
derung  des  Preismaximums  erfolgen,  sie  müssen  analog  wie  bei  den 
Werten  der  Güter  (vergl.  Anmerkung  S.  715)  von  der  anderen  Seite 
ausgehen  und  sind  in  den  durch  Preise  bewirkten  Aenderungen  des 
Lohnminimums  begründet.  Wenn  bei  höheren  Löhnen  die  Vermehrung 
der  Arbeiter  steigt,  so  kann  eine  Unterbietung  in  den  Löhnen  ein- 
treten ;  alle  wollen,  müssen  leben,  und  die  iVot  kann  dazu  treiben, 
dass  viele  dem  Löhner  günstigere  Annehmlichkeitsgleichungen  zwischen 
Arbeitskraftaufvvand  und  Lohneinheiten  aufstellen,  es  sinkt  hierdurch 
das  Preisminimum  der  Arbeitskraft,  und  dies  kann  so  lange  fortdauern, 
als  der  Lohn  eine  Steigerung  der  Vermehrung  der  Arbeiter  gegen 
früher  bewirkt,  solange  als  der  Lohn  grösser  im  Werte  ist,  als  die  zur 
Erhaltung  und  Fortpflanzung  des  Arbeiters  bezw.  zur  Produktion  der 
Arbeitskraft  nötigen  Güter ,  und  es  erscheinen  diese  demzufolge  als 
Minimum  des  Preises  der  Arbeitskraft,  als  deren  Maximum  ihre  Wert- 
gleichung für  den  Löhner  zu  gelten  hat. 

Führen  wir  dieses  für  die  Preisbestimmung  der  Arbeitskraft  ge- 
fundene Ergebnis  in  das  oben  entwickelte  Preisgesetz  ein,  so  erhalten 
wir  folgendes :  Die  Preise  der  Güter  richten  sich  nach  ihrem  Tausch- 
wert und  den  in  ihnen  enthaltenen  Urstofifen  und  menschlichen  Ar- 
beitskräften und  zwar  hinsichtlich  der  Urstoffe  derart,  dass  die  Wert- 
gleichungen der  Besitzer  jener  mit  dem  Preisgut  (Geld)  das  Minimum 
des  auf  die  Urstoffe  kommenden  Preisteils  der  fraglichen  Güter  bilden, 
hinsichtlich  der  Arbeitskraft  als  eines  wirtschaftlichen  Begriffes  derart, 
dass  die  Unannehmlichkeitsgleichung  des  Arbeiters  zwischen  dem  Auf- 
wand dieser  Arbeitskraft  und  dem  Lohn  bezw.  Preisgut  (Geld)  das  Mi- 
nimum des  auf  die  Arbeitskraft  fallenden  Preisteils  der  Güter  angiebt, 
während  das  Maximum  des  Preises  der  Güter  (also  auch  des  für  LTr- 
güter  und  Arbeitskraft  zu  Zahlenden)  in  der  Tauschwertgleichung  des 
Käufers    zwischen     den     Gütern    und    dem    Preisgute    (Geld)     liegt*). 


i)  Die  Thatsache  ,  dass  der  Preis  der  Urgiiter  und  der  Arbeitskraft  durch  den 
Wert  der  durch  sie  erzeugten  fertigen  Produkte  beeinfhisst  und  mitbestimmt  wird  (was 
unserem  Preisgesetz  entgegen  zu  stehen  scheint),  findet  in  dem  Gesetz  ihre  Erklärung, 
in  dem   durch  dasselbe  erhellt ,  dass  der  Preis  der  Urgiiter  und   der  Arbeitskraft  sein 
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Ks  riclitet  sich  ticinnarh  der  Preis  d  e  r  Ci  ü  t  c  r  s  o  w  o  h  1  nach 
dem  Werte  als  der  Arbeitskraft  im  wirtschaftlichen 
S  i  n  n  e. 

Tl.    Widerlegung  von  Marx. 

Auf  Grund  der  bisherigen  Betrachtungen  glauben  wir  nun,  die  Un- 
haltbarkeit  der  Marx'schen  Entwickelungen  über  den  Mehrwert  dar- 
thun  zu  können,  die  sich  kurz  in  folgende  Sätze  zusammen  fassen  lassen  : 

i)  Der  Wert  der  Waren  richtet  sich  nur  nach  der  zur  Produk- 
tion derselben  durchschnittlich  nötigen  Arbeit  (Arbeitszeit.) 

2)  Ein  Arbeiter  erhöht  also  den  Wert  einer  Ware  im  selben 
Masse  ,  als  er  ihr  zur  zweckmässigen  Weiterverarbeitung  durch- 
schnittlich nötige  Arbeit  zuführt.  Die  Tagesarbeit  des  Arbeiters,  das 
Produkt  der  Arbeitskraft  desselben  pro  Tag,  ist  also  allein  Quelle  von 
Wert  in  dem  Masse,  als  sie  Gütern  diejenige  Arbeitseinheiten  zufügt, 
die  zu  deren  zweckdienlichen  Weiterbearbeitung  durchschnittlich 
nötig  sind. 

3)  Die  Arbeitskraft  ist  nach  dem  Hauptwertgesetz  (i)  wertgleich 
den  Lebensmitteln,  mit  denen  sie  dargestellt  werden  kann,  d.  h.  der 
Tagelohn  ist  gleich  den  zur  Erhaltung  des  Arbeiters  pro  Tag  nötigen 
Lebensmitteln. 

4)  Ein  Arbeiter  produziert  mehr  Arbeitseinheiten,  also  auch  mehr 
Werteinheiten,  als  den  Arbeitseinheiten  entsprechen,  die  in  seinem 
Lohn  dargestellt  sind. 

5)  Dadurch,  dass  mit  dem  Kauf  der  Arbeitskraft  seitens  des 
Kapitalisten  die  ganze  Tagesleistung  derselben,  also  alle  der  Arbeits- 
kraft entströmenden  Arbeitseinheiten  im  Werte  des  Produkts  dem  Ka- 
pitalisten zu  Gute  kommen,  und  er  nur  (nach  41  weniger  Arbeits- 
einheiten für  die  Arbeitskraft  im  Lohne  zahlt ,  verliert  der  Arbeiter 
einen  Teil  des  Produktes  seiner  eigenen  Arbeitskraft,  während  der  Ka- 
pitalist in  dieser  Differenz  und  nur  in  dieser  Differenz,  in  dem  Mehr- 
werth  eine  unverdiente  Bereicherung,  den  Profit  der  kapitalistischen 
Produktion  einheimst. 

Der  Widerlegung  dieser  Punkte  mögen  die  folgenden  Blätter  ge- 
widmet sein. 

Als  Norm  der  Wertform  und  als  Gehalt  des  Tauschwertes  der 
Güter  bezeichnet  Marx  die  Arbeit,  die  zur  Produktion  derselben 
durchschnittlich  nötig  ist,  und  nennt  die  Güter  selbst  als  Kr}'stalle 
dieser  Arbeit  Werte.     In    unserer    Abhandlung    haben    wir    für  diesen 


Maximum  in  dem  Wert  der  durch  sie  erzeugten  Güter  hat.  Es  zeigt  das  Gesetz  zu- 
gleich, dass  eine  Steigerung  des  Preises  der  ürgüter  (falls  der  Preis  der  Urgiiter  und 
der  Arbeitskraft  sein  Maximum  im  Wert  des  Produkts  erreicht  hat)  nur  auf  Kosten 
des  Arbeitslohns  stattfinden  kann  und  umgekehrt. 
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Begrifif  kein  besonderes  Wort ;  die  Bezeichnung  Wert  für  denselben 
steht  aber  mit  unserer  Definition  des  Wertes  in  direktem  Widerspruch, 
da  wir  in  dem  Wert  eines  Gutes  die  Grundlage  seiner  Beziehung  zum 
Menschen  erkennen,  während  die  Arbeit  eine  Beziehung  des  Menschen 
zu  den  Gütern  ist. 

Abgesehen  von  dieser  für  die  Entwickelung  belanglosen,  wenngleich 
aus  unrichtiger  Erfassung  des  Unterschiedes  zwischen  Wert  und  Preis 
hervorgehenden  Differenz  der  Bezeichnung  ist  nun  gegen  den  Ideen- 
gang von  Marx  überhaupt  einzuwenden,  dass  derselbe  bei  der  Analy- 
sirung  seiner  Wertform  nicht,  wie  er  sagt,  von  dem  Gebrauchswert  der 
umzusetzenden  Güter,  sondern  von  dem  Gebrauchswert  überhaupt  ab- 
strahirt.  Er  fasst  die  Thatsache,  dass  im  Verkehr  x  Seide  gegen  y 
Weizen  umgesetzt  werden,  in  die  Gestalt  einer  Gleichung,  x  Seide  =y 
Weizen,  und  bemerkt,  dass  diese  Gleichsetzung  wie  überhaupt  die 
Austauschverhältnisse  der  (niter,  wie  der  Verkehr  augenscheinlich  er- 
kennen lasse ,  nicht  im  Verhältnis  der  Gebrauchswerte  dieser  Güter 
ständen,  und  schliesst  daraus,  dass  der  Gebrauchswert  über- 
haupt für  das  Austauschverhältnis  der  Güter  nicht  massgebend  sei. 
Aus  der  Thatsache,  dass  unsere  Preisform  zwischen  zwei  Gütern  der 
Wertgleichung  derselben  nicht  entspricht,  folgert  also  Marx,  dass  der 
Wert  überhaupt  für  diese  Preisform  nicht  in  Betracht  käme,  und  ent- 
wickelt dann  weiter,  dass  in  Folge  dessen  die  in  den  Gütern  steckende 
Arbeit  für  deren  Umsatz  einzig  und  allein  bestimmend  sein  müsse. 
Er  irrt  dabei  in  dreifacher  Hinsicht.  Erstens:  indem  er  die.  Preis- 
form (seine  Wertform)  als  eine  (ileichung  ansieht,  zweitens:  indem 
er,  angenommen  die  Preisform  sei  eine  Gleichung,  aus  der  Differenz 
zwischen  dieser  Preisform  und  den  Verhältnissen  der  Gebrauchswerte 
der  betreffenden  Güter  auf  das  Zurücktreten  des  Gebrauchswertes 
überhaupt  im  Güterumsatz  schliesst ,  und  drittens:  indem  er 
die  in  den  Gütern  steckende  Arbeit  als  Kriterium  (des  Wertes)  und 
als  Bemessungsgrundlage  des  Umsatzes  erklärt,  während  sich  als 
solche,  die  Richtigkeit  seiner  Prämissen  vorausgesetzt,  die  in  den 
Gütern  steckende,  l)ezw.  zu  deren  Darstellung  durchschnittlich  nötige 
Arl)eitskraft  ergeben  müsste.  In  diesen  drei  Punkten  liegen  die  Kar- 
dinalfehler der  Marx'schen  Entwickelung,  deren  Basis  sicli  somit  als 
anfechtbar,  als  nicht  erwiesen  darstellt. 

Nehmen  wir  zwei  Waren  z.  B.  Weizen  und  Eisen.  Welches 
immer  ihr  Austauschverhältnis  sein  möge,  sagt  Marx  (Kapital  S.  3), 
es  ist  stets  darstellbar  in  einer  Gleichung.  Den  Beweis  dieser  Be- 
hauptung bringt  er  indessen  nicht;  wir  aber  haben  oben  dargethan, 
dass  die  Marx'sche  Wertform,  unsere  Preisform,  der  Ausdruck,  Gut 
A  kostet  X  Gut  F>,  der  doch  auch  ein  .Austauschverhältnis  der  Güter 
bezeichnet,  keineswegs  als  (ileichung  betrachtet  werden  darf,  dass  von 
Niemanden  der  Umsatz  zwischen  A  und  B  in    dieser  Proportion    vor- 
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genommen  und  rlas  Preisverhältnis  zwischen  diesen  Gütern  wie  i  :  x 
eingegangen  wird,  weil  sich  dieselben  auf  (irund  eines  ihnen  gemein- 
schaftlichen Faktors  wie  i  :  x  verhalten,  sondern  nur  deswegen,  weil 
sie  sich  eben  anders  verhalten  wie   i  :  x.  'j 

Preisgleichungen  zwischen  Gütern  können  nur  auf  (irund  von 
Preisformen,  auf  Grund  gemeinschaftlicher  Preise  gebildet  werden,  erst 
dadurch  dass    die    Preisformen  bestellen ,    x    Gut  A    kosten  y    Gut   B, 

und  x  Gut  C  kosten       Gut  B,  kann  die  Preisgleichung  gebildet  werden, 

Gut  A  =  2  Gut  C,  da  sie  beide  gleich  y  Gut  B  sind.  Hätte  ^iarx 
wirkliche  Preisgleichungen  und  keine  Preisformen  im  Auge  gehabt, 
so  hätte  er  in  Analysierung  derselben  auf  Preisformen  kommen, 
er  hätte  finden  müssen,  dass  das  Gemeinsame,  auf  Grund  dessen  die 
Gleichsetzung  erfolgt,  der  Preis  sei,  dass  die  in  der  Preisgleichung 
stehenden  Güter  gleiche  Preisform  hätten,  worauf  dann  die  Analyse 
bei  den  Preisformen  fortzusetzen  gewesen  wäre ,  die,  richtig  ausge- 
führt, die  Preisform  nicht  als  Gleichung  hätte  erscheinen  lassen  und 
nicht  ergeben  haben  würde,  dass  der  Gebrauchswert  der  Güter  ohne 
Einfluss  auf  die  Preise  derselben  sei. 

Aber  selbst  zugegeben ,  dass  unsere  Preisformen  ,  die  Marx'schen 
Wertformen  wirkliche  Gleichungen  seien,  so  lässt  sich  aus  der  That- 
sache,  dass  dieselben  den  Verhältnissen  der  Gebrauchswerte  der  Güter 
nicht  entsprechen,  doch  nicht  logisch  schliessen,  dass  der  Gebrauchs- 
wert überhaupt  für  diese  Formen  nicht  massgebend  sei.  Der  einzige 
und  nächstliegende  Schluss  konnte  doch  nur  der  sein  ,  dass  der  Ge- 
brauchswert der  betreffenden  Güter  für  deren  Preisform  nicht  be- 
stimmend ist,  aber  keineswegs  der  Gebrauchswert  als  solcher.  Und  hierin 
liegt  ein  bedeutender  Sprung  der  Marx'schen  Entwickelung.  Von  der 
einfachen  Thatsache,  dass  das  Umtauschverhältnis  der  Güter  dem  Ver- 
hältnis ihrer  be  t  reffen  d  en  Gebrauchswerte  nicht  entspricht,  schliesst 
Marx,  dass  der  Gebrauchswert  überhaupt  bei  dem  Güteraustausch  nicht 
in  Betracht  komme  ,  und  dass  deshalb  notwendigerweise  die  in  den 
Gütern  steckende  Arbeit  für  denselben  massgebend  sein  müsse.  Er 
bleibt  aber  auch  hier  den  Beweis  schuldig,  dass  i)  der  Gebrauchswert 
der  betreffenden  Güter  ganz  zurücktritt,  und  dass,  wenn  dieses  auch 
der  Fall  sein  sollte,  2)  mit  dem  Zurücktreten  des  Gebrauchswertes  der 
umzusetzenden  Güter  auch  der  Einfluss  des  Gebrauchswertes  über- 
haupt beim  Güterumsatz  verschwindet.  Dieser  Bew^eis  kann  aber 
nicht  gebracht  werden  ,  da  eben  der  Wert  als  solcher  bei  dem 
Güterumsatz    als    Bemessungsgrundlage    dient    und  ,     wie     oben     ge- 

I)  Auf  diesen  Punkt  erstreckt  sich  die  Widerlegung  von  Schaffte  gegen  Marx, 
Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers,  Band  III,  S.  329.  Vgl.  ebendort  S.  327  f. 
die  weiteren  Einwendungen  desselben  gegen  die  ^l/arx'sche  Theorie, 
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zeigt ,  so  lange  ein  Umsatz  stattfinden  kann  ,  als  für  jeden  der  Kon- 
trahenten der  Wert  bezw.  die  Annehmlichkeit  des  Empfanges  denjeni- 
gen bezw.  die  Unannehmlichkeit  der  Hingabe  übersteigt,  d.  h.  so  lange 
sich  keine  Gleichung  zwischen  Hingabe  und  Empfang  ergiebt.  Und 
wenn  auch  in  dieser  Hinsicht  Tauschwertgleichungen  in  Betracht  kom- 
men (vergl.  S.  711  und  714),  so  lässt  sich  doch  aus  diesem  Umstände 
nicht  auf  ein  Zurücktreten  des  Gebrauchswertes  schliessen  ,  da  ja  der- 
selbe für  den  Tauschwert  mit  bestimmend  ist. 

Liegt  so  in  dem  Umstände  ,  dass  die  Tauschwertgleichungen  der 
Güter  für  deren  Umsatz  massgebend  sind,  schon  eine  Erklärung  dafür, 
dass  die  Preisform  sich  von  den  Verhältnissen  der  Gebrauchswerte 
der  Güter  unterscheiden  können  ,  so  erhellt  dies  auch  noch  weiter  aus 
der  Thatsache,  dass  die  Tauschwertgleichungen,  wie  oben  nachgewiesen, 
nur  den  Rahmen  für  die  Preisbildung  abgeben  ,  dass  sie  für  Käufer 
und  Verkäufer  nur  hinsichtlich  des  Preismaximums  und  des  Preismini- 
mums massgebend  sind  ,  dass  aber  innerhalb  dieses  Spielraums  noch 
andere  Momente  die  Höhe  der  Preise  zu  beeinflussen  vermögen,  und 
infolge  dessen  Preisformen  entstehen  können  ,  dia  von  den  Wertv^er- 
hältnissen  der  betreffenden  Güter  verschieden  sind. 

Wenn  hierin  die  Erklärung  dafür  liegt,  dass  trotz  besagter  Differenz 
die  Wertverhältnisse  der  umzusetzenden  Güter  beim  Umsatz,  bei 
Bildung  der  Preisform  nicht  als  einflusslos  angesehen  werden  dürfen, 
so  ergiebt  sich  aus  der  oben  S.  715  ff.  angestellten  Betrachtung,  dass  selbst 
bei  einem  partiellen  Zurücktreten  des  Wertes  der  umzusetzenden 
Güter  in  der  Preisbildung  der  Wert  als  solcher  doch  nicht  zurück- 
tritt. Wie  dort  angegeben,  tritt  durch  die  Entwicklung  der  Verkehrs- 
verhältnisse der  Wert  der  zur  Produktion  nötigen  Güter  und  schliess- 
lich der  Wert  der  ürstoffe  und  die  Unannehmlichkeit  der  Auf- 
wendung der  in  den  Gütern  enthaltenen  Arbeitskraft  hinsichtlich  der 
das  Minimum  der  Preise  bestimmenden  Wertgleichungen 
an  die  Stelle  des  Wertes  der  umzusetzenden  Güter,  und  es  ist  deshalb 
begreiflich,  dass  hierdurch  Differenzen  zwischen  der  Preisform  und  dem 
Verhältnis  der  Gebrauchswerte  der  umzusetzenden  Güter  eintreten  kön- 
nen;  es  erhellt  aber  auch  daraus,  dass  trotzdem  Wertgleichungen  für 
die  Preisbildung  mitbestimmend  sind ;  und  wie  deshalb  besagte  Diff"e- 
renzen  nach  obigem  kein  Beweis  dafür  sind,  dass  der  Gebrauchswert  der 
betreffenden  Güter  ganz  zurücktritt,  so  sind  sie  auch,  selbst  wenn 
letzteres  der  Fall  sein  sollte,  kein  Beleg  für  die  Behauptung,  dass  der 
Gebrauchswert  überhaupt  sich  bei  Bildung  der  Preis-  bezw.  der 
Marx'schen  Wertform  als  belanglos  erweise.  Die  unerwiesene  Annahme 
von  Marx,  dass  dies  der  Fall  sei,  ist  deshalb  irrig,  die  totale  Abstraktion 
vom  Gebrauchswert  und  sein  Uebergang  zur  Arbeit  als  einziger  Be- 
messungsgrundlage unberechtigt,  und  es  erweist  sich  somit  die  Grund- 
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]a<i;e  der  j^ranzen  Marx'schen  Entwir.kelunjj  ,  die  gerade  hierauf  fusst, 
als  haltlos. 

Bis  jetzt  hal)cn  wir  bewiesen  ,  dass  trotz  der  Differenz  zwischen 
den  Verhältnissen  der  (icliraiichswerte  der  Güter  und  deren  Preisform 
der  Wert  als  Bemessungsgrundlage  dienen  kann,  und  dass  Marx  nicht 
dargethan  hat ,  dass  der  Wert  für  den  Güterumsatz  nicht  massgebend 
ist,  und  es  infolge  dessen  die  Arbeit  sein  muss.  Jetzt  wollen  wir  zei- 
gen, dass  die  Arbeit  nicht  die  Bemessungsgrundlage  des  Güterum- 
satzes sein  kann,  und  Marx  in  richtigerer  Ehtwickelung  die  Arbeits- 
kraft als  Mass  der  Preise  hätte  erklären  müssen. 

Der  Preis  ist  ein  wirtschaftliches  Verhältnis  der  Ciüter  unter  ein- 
ander, das,  wie  oben  bemerkt,  auf  Fundamentalbeziehungen  zwischen 
Gütern  und  Menschen  zurückzuführen  sein  muss.  Da  nun  jene  Funda- 
mentalbeziehungen nur  in  der  Verwertung,  dem  Konsum  und  in  der 
Arbeit  bestehen,  und  für  erstere  der  Wert,  für  letztere  die  Arbeitskraft 
massgebend  ist,  so  folgt  daraus,  dass  ev.  nur  die  Wertverhältnisse  des 
Gutes  oder  die  Verhältnisse  der  Arbeitskraft  für  die  Preisverhältnisse, 
die  Preisform  maasgebend  sein  können.  Hätte  also  Marx  nach- 
gewiesen ,  dass  der  Wert  für  die  Preisverhältnisse  nicht  massgebend 
sei,  so  hätte  er  einfach  folgern  können,  dass  es  darum  die  Arbeits- 
kraft sein  müsse.  Wie  er  aber  das  Erste  nicht  bewiesen,  so 
hat  er  das  Zweite  nicht  gefolgert ,  und  wie  er  für's  Erste  annahm, 
der  Wert  trete  zurück,  so  folgerte  er  für's  Zweite ,  die  in  den  Gütern 
steckende  ,  d.  h.  die  zu  deren  Produktion  durchschnittlich  nötige 
Arbeit  sei  für  die  Preisform  massgebend.  Da  nun  aber  die  Grund- 
lage der  nach  Ausschluss  der  Beziehung  von  Gut  zu  Mensch  einzig 
übrig  bleibenden  Beziehung  von  Mensch  zu  Gut  in  spezifisch 
Menschlichem  bestehen  muss,  da  in  dieser  Beziehung  kein  Atom 
Gebrauchswert,  kein  Atom  eines  Gutes  stecken  kann,  so  kann  die  Ar- 
beit die  Grundlage  dieser  Beziehung  nicht  sein;  denn  in  der  Arbeit 
steckt  Gut  (vergl.  oben  S.  712).  Stoff  wird  in  Kraft  umgesetzt,  und 
die  Kraft  leistet  Arbeit ;  ohne  Stoflf,  ohne  Gut  ist  deshalb  keine  Arbeit 
denkbar,  und  die  Arbeit  kann  daher  nicht  die  Grundlage  der  Beziehung 
von  Mensch  zu  Gut  sein.  Bei  einer  Abstraktion  von  der  Beziehung 
von  Gut  zu  Mensch  können  deshalb  auch  die  Güter  nicht  als  Krystalle 
menschlicher  Arbeit ,  abstrakt  menschlicher  Arbeit ,  sondern  nur  als 
Krystalle  menschlicher  Arbeitskraft  angesehen  .werden.  Auch  Marx 
sagt  (I.e.  S.  5)  »Es  ist  (nach  Abstraktion  vom  Gebrauchswert  der  Güter) 
nichts  von  ihnen  übrig  geblieben,  als  dieselbe  gespenstige  Gegenständ- 
lichkeit, eine  blosse  Gallerte  unterschiedsloser  menschlicher  Arbeits- 
kraft ohne  Rücksicht  auf  die  Form  ihrer  Verausgabung.  Diese  Dinge 
stellen  nur  noch  dar,  dass  in  ihrer  Produktion  menschliche  Arbeits- 
kraft verausgabt,  menschliche  Arbeitskraft  aufgehäuft  ist«.  Und  an  an- 
derer Stelle  S.  1 1  1.  c.  sagt  er  »Schneiderei  iind  Weberei,  obgleich  quali- 


Miszeüen.  723 

tativ  verschiedene  produktive  Thätigkeiten,  sind  beide  produktive  Ver- 
ausgabungen von  menschlichem  Hirn,  Muskel,  Nerv,  Hand  u.  s.  w.  und 
in  diesem  Sinne  beide  menschliche  Arbeit.  Marx  hat  also  auch  das 
spezifisch  Menschliche  der  menschlichen  Arbeit,  die  Arbeitsfähigkeit, 
die  Arbeitskraft  im  Auge,  wirft  aber  die  menschliche  Arbeitskraft  und 
die  menschliche  Arbeit  oft  durcheinander ,  was  wir  hier  um  so  mehr 
konstatieren  wollen,  als  er  später  in  seinen  Entwickelungen  den  Unter- 
schied zwischen  Arbeit  und  Arbeitskraft  besonders  hervorhebt  und  die 
Arbeit  als  für  den  »Wert«  der  Güter  massgebend,  die  Arbeitskraft  da- 
gegen als  Tauschobjekt  des  Lohnvertrags  erklärt. 

Aber  selbst  wenn  Marx  sich  in  dieser  Beziehung  richtiger  ausge- 
drückt und  die  zur  Produktion  durchschnittlich  nötige  Arbeitskraft 
statt  der  aufzuwendenden  Arbeit  für  die  Preisbildung  der  Güter  als 
einzig  massgebend  erklärt  hätte,  so  Hesse  sich  auch  diese  Behauptung 
vom  Standpunkt  des  der  Natur  und  den  Menschen  sich  gegenüber  be- 
findenden Wirtschafters  nicht  aufrecht  erhalten.  Derselbe  muss  sich 
ja  gerade  um  so  mehr  bethätigen ,  je  grösser  die  Preise  sind,  und  es 
hängt  die  Arbeitskraft ,  die  zur  Erlangung  aufgewandt  werden  muss, 
von  diesem  Standpunkt  von  dem  Preise  ab,  und  nicht  dieser  von  jener. 

Wollte  man  aber  sagen,  nun  diese  Preise  sind  um  so  höher, 
je  mehr  der  Mensch  an  sich  der  Natur  gegenüber  zur  Erlangung  der 
Güter  aufwenden  muss,  so  käme  man  dazu  ,  die  Bethätigungsverhält- 
nisse  vom  Standpunkt  des  Menschen  an  sich  der  Natur  gegenüber  als 
identisch  zu  erklären  mit  den  Bethätigungsverhältnissen  des  Menschen 
der  Natur  und  den  Menschen  gegenüber  d.  h.  zur  Annulierung  eines 
jeden  sozialen  Einflusses  auf  die  Preisbildung,  also  zur  Annulierung  der 
Wirkung  des  Rechts  auf  dieselbe,  das  z.  B.  durch  die  Eigentums- 
institution den  Eigentümer  doch  in  die  Lage  setzt,  die  Güter  anders 
beurteilen  und  schätzen  zu  dürfen,  als  nach  der  Arbeitskraft,  die  er 
zur  Erlangung  aufzuwenden  hatte.  Das  Preisverhältnis  der  Güter 
ist  ein  soziales ,  entspringt  dem  gesellschaftlichen  Leben ,  und  es 
können  deshalb  nur  Güterbeziehungen  zu  seiner  Erklärung  in  Betracht 
kommen ,  die  der  soziale  Mensch  ableitet ,  der  also  der  Natur  und 
den  Menschen  gegenüber  steht,  aber  keineswegs  solche,  die  vom 
Standpunkt  des  sich  nur  der  Natur  gegenüber  befindenden  gebildet 
sind.  Sollte  die  vom  Standpunkt  des  Menschen  der  Natur  gegen- 
über zur  Produktion  aufzuwendende  Arbeitskraft  massgebend  sein, 
so  müsste  jeder  eine  Stellung  einnehmen  ,  wie  sie  die  Menschheit 
an  sich  der  Natur  gegenüber  einnimmt,  jeder  müsste  die  Güter  mit 
demselben  Bethätigungsaufwand  produzieren,  müsste  sie  ebenso  billig 
herstellen  wie  kaufen  können,  wenn  er  sich  nicht  entsciiliessen  sollte, 
dem  anderen  mehr  dafür  zu  geben,  als  sie  diesen  gekostet  haben. 
Nach  dem  zur  natürlichen  Produktion  nötigen  Arbeitskraftaufwand 
kann  nur  derjenige  Mensch    Güter    in    Beziehung    zu    einander  setzen, 
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der  zu  ihrer  Aneignung  nur  die  natürlichen  Widerstände  zu  über- 
winden hat.  IJa  aber  der  Preis  eine  soziale  Erscheinung  ist  und 
zwischen  Menschen  vereinbart  wird,  die  auch  soziale  Schwierigkeiten 
bei  der  Gütererlangung  zu  bewältigen  haben,  so  folgt  daraus,  dass  die 
Arbeitskraftgleichungen  der  Güter  vom  Standpunkt  des  sich  nur  der 
Natur  gegenüber  befindenden  Menschen  an  sich  ebenso  wenig  für  die 
Preise  massgebend  sein  können,  wie  es  nach  oben  die  entsprechenden 
Gleichungen  vom  Standpunkt  des  der  Natur  und  den  Menschen  sich 
gegenüber  befindenden  gewesen  sind. 

Zur  Bekräftigung  der  Richtigkeit  dieses  Resultates  dürfen  wir 
uns  nun  noch  schliesslich  auf  die  Erfahrung  berufen  und,  wie  wir 
hoffen,  mit  besserem  Erfolg,  als  Marx  dies  zum  Belege  seiner  Behauptung 
gethan  hat ,  dass  der  Umsatz  nicht  nach  dem  Werte  erfolge.  Zu 
diesem  Ergebnis  kommt  Marx ,  wie  oben  gezeigt  wurde ,  in  voll- 
ständiger Abstraktion  vom  Gebrauchswerte.  Infolge  dessen  kann  auch 
das  Verhältnis  der  in  den  (Gütern  steckenden  Arbeitskräfte  (der  Arbeit 
nach  jyarx),  das  für  den  Preis  massgebend  sein  soll,  nicht  in  Rücksicht 
auf  den  Gebrauchswert  gebildet  werden.  Man  darf  also  nach  Marx'scher 
Entwickelung  nicht  folgern ,  Gut  A  :  Gut  B  =  1:3,  weil  der  Ge- 
brauchswert der  in  B  steckenden  Arbeitskraft  (Arbeit)  dreimal  grösser 
ist,  als  der  Gebrauchswert  der  in  A  steckenden,  sondern  man  muss 
eben  den  anderen  Massstab  zu  Grunde  legen,  der  nach  Abstraktion 
von  Wert  einzig  übrig  bleibt.  Auch  Marx  setzt  dies  in  dem  schönen 
Kapitel  über  den  Doppel  Charakter  der  in  den  Waren  dargestellten  Ar- 
beit auseinander,  welchen  Doppelcharakter  er  als  den  Springpunkt  be- 
zeichnet, um  den  sich  das  Verständnis  der  politischen  Oekonoraie 
drehe.  Nach  Abstraktion  vom  Werte,  von  der  Annehmlichkeit  der 
Güter  als  Bemessungsgrundlage  bleibt  aber,  wie  oben  nachgewiesen, 
mir  die  Unannehmlichkeit  der  Aufwendung  der  in  den  Gütern  gebun- 
denen Arbeitskraft  als  Norm  übrig,  und  es  kann  deshalb  in  Abstrak- 
tion vom  Gebrauchswert  die  Bemessungsgrundlage  für  den  Güterum- 
satz nur  in  der  Unannehmlichkeit  des  Aufwandes  der  in  den  Gütern  ent- 
haltenen Arbeitskraft  gefunden  werden.  Nur  durch  diese  sind  alsdann 
die  verschiedenen  Arbeitskräfte  (nach  Marx  Arbeiten)  auf  eine  einheit- 
liche Arbeitskraft  zu  reduzieren  und  gegenseitig  in  Verhältnisse  zu 
bringen ,  welche  Reduktion  infolge  dessen  im  Verkehr  bei  der 
Preisbildung  immer  vor  sich  gehen  müsste,  wenn  letztere  in  Abstrak- 
tion vom  Gebrauchswert  vorgenommen  würde.  Und  während  nun 
Marx  behauptet,  dass  dies  auch  geschehe,  glauben  wir  in  Betrachtung 
der  Verkehrsprozesse  sagen  zu  dürfen,  dass  die  Preise  der  Güter  nicht 
der  Unannehmlichkeit  der  in  denselben  gebundenen  Arbeitskräfte  propor- 
tional sind.  Der  Verkehr  zeigt,  dass  Güter  zum  Umsatz  kommen,  die 
überhaupt  keine  Arbeitsprodukte  sind,  deren  Preis  infolge  dessen 
3.uch  von  der  in  ihnen  enthaltenen  Arbeitskraft  nicht  beeinflusst  werden 
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kann.  Und  wenn  andererseits  ein  Arbeitsprodukt,  ein  Gemälde  mit 
Tausenden  bezahlt  wird ,  und  der  Maler  für  eine  rohe ,  subjektiv 
und  objektiv  weit  unangenehmere  Handarbeit  nur  einige  Mark  erzielen 
könnte,  wenngleich  ihn  dieselbe  so  lange  beschäftigen  würde,  wie 
die  Herstellung  des  Bildes,  so  ist  dies  auch  nicht  als  Beleg  für  den 
Umsatz  der  Güter  nach  Massgabe  der  Unannehmlichkeit  der  in  den- 
selben enthaltenen  Arbeitskraft  anzusehen.  Und  auch  Marx  konnte 
sich  dem  augenscheinlichen  Widerspruch  der  thatsächlichen  Verhält- 
nisse mit  dem  von  ihm  entwickelten  Preisgesetze  nicht  verschliessen, 
auch  er  bemerkte  die  Differenzen  und  erklärte  (1.  c.  S.  73).  ,,I  n 
diesem  (Preis  verhäl  tnis,  unserer  Preisform)  kann  sich 
(aber)  ebensowohl  die  Wertgrösse  der  Ware  aus- 
drücken, als  das  Mehr  oder  Minder,  worin  sie  unter  ge- 
gebenen Umständen  veräuss  erlic  h  ist.  Die  Möglichkeit 
quantitativer  Inkongruenz  zwischen  Preis  und  Wert- 
grösse oder  der  Abweichung  des  Preises  von  der  Wert- 
grösse liegt  also  in  der  Preisform  selbst.  Es  ist  dies  kein  Mangel 
dieser  Form,  sondern  macht  sie  umgekehrt  zur  adäquaten  Form  einer 
Produktionsweise,  worin  sich  die  Regel  nur  als  blindwirkendes  Durch- 
schnittsgesetz der  Regellosigkeit  durchsetzen  kann."  Und  wie  Marx 
in  dieser  einfachen  Versicherung  bezw.  Anerkennung,  dass  doch  auch 
in  der  Preisform  ein  Mehr  oder  Minder  zum  Ausdruck  kommen  kann, 
das  nicht  auf  Verhältnissen  der  in  den  Gütern  enthaltenen  Arbeit  be- 
ruht, die  wichtige  Differenz  zwischen  seiner  Theorie  und  der  Praxis 
zu  erklären  sucht,  so  gesteht  er  ebenfalls  ohne  weitere  Begründung 
ausser  dieser  quantitativen  Inkongruenz  zwischen  Wertgrösse  und 
Preis  1.  c.  S.  73  auch  einen  qualitativen  Widerspruch  zu  ,  indem  er 
sagt,  die  Preisform  kann  einen  qualitativen  Widerspruch  enthalten, 
so  dass  der  Preis  überhaupt  aufhört,  Wertausdruck  zu 
sein,  obgleich  Geld  nur  die  Wertform  der  Waren  ist.  Dinge,  die 
an  und  für  sich  keine  Waren  sind,  z.  B.  Gewissen,  Ehre  u.  s.  w. 
können  ihren  Besitzern  für  Geld  feil  sein  und  so  durch  ihren  Preis  die 
Warenform  erhalten.  Ein  Ding  kann  daher  formell  einen 
Preis  haben,  ohne  Wert  zu  haben.  Der  Preisausdruck  wird 
hier  imaginär,  wie  gewisse  Grössen  der  Mathematik." 

Unseres  Erachtens  ist  in  diesen  Worten  keine  Begründung  der  Ab- 
weichung zwischen  Wert-  und  Preisverhältnissen,  zwischen  der  Marx'schen 
'Theorie  und  der  Verkehrspraxis  zu  erkennen,  wohl  aber  eine  An- 
erkennung seitens  Marx,  dass  auch  jedenfalls  noch  andere  Momente 
auf  die  Preisbildung  einwirken.  Und  wenn  Marx  nun  schon  selbst  zu 
geben  muss,  dass  seine  Theorie  nicht  für  alle  Fälle  gilt,  so  sind  uns 
in  schärferer  Folgerung  diese  Beispiele  ein  Beleg  dafür,  dass  über- 
haupt die  Marx'sche    Theorie    auch  nach    der    Erfahrimg    nicht    stich- 
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haltig  ist,  da  el)en  augenscheinlich  Arbeits-  bezw.  Arbeitskraftverhält- 
nisse zur  Erklärung  der  Umsatzverhältnisse  allein  nicht  genügen ,  und 
ein  Umsatz  der  Ciüter  nur  nach  Massgabe  der  Schwierigkeit  der  in 
denselben  enthaltenen  Arbeitskraft  nicht  stattfindet.  Wir  dürfen  dies 
um  so  mehr  behaupten,  da  Marx  selbst  sagt  S.  43  „die  Menschen  be- 
ziehen (also)  ihre  Arbeitsprodukte  nicht  auf  einander  als  Werte,  weil 
diese  Sachen  ihnen  als  bloss  sachliche  Hüllen  gleichartig  menschlicher 
Arbeit  gelten.  Umgekehrt.  Indem  sie  ihre  verschiedenartigen  Produkte 
einander  im  Austausch  als  Werte  gleichsetzen,  setzen  sie  ihre  ver- 
schiedenen Arbeiten  einander  als  menschliche  Arbeit  gleich."  Hier- 
nach fände  also  die  Bemessung  der  Arbeit  ihre  Grundlage  im  Umsatz 
der  Güter,  während  nach  der  früheren  Behauptung  von  Marx  der  Um- 
satz der  Güter  in  der  Arbeit  seine  Bemessungsgrundlage  haben  soll. 
Diese  Widersprüche  sind  eben  die  Folge  des  Kontrastes  der  Marx'schen 
Theorie  und  des  Augenscheines,  der  bestätigt,  was  wir  vorher  be- 
wiesen haben,  dass  der  Güterumsatz  nicht  proportional  der  Un- 
annehmlichkeit der  in  den  Gütern  enthaltenen  Arbeit  bezw.  Arbeits- 
kraft vor  sich  geht. 

Oben  haben  wir  gesehen,  dass  die  Preise,  insoweit  sie  sich  nicht 
nach  dem  Wert  der  Güter  selbst  richteten,  sich  nach  dem  Wert  bezw. 
der  Unannehmlichkeit  der  Elemente  bemassen,  und  es  muss  daher 
hier  noch  untersucht  werden,  ob  dies  auch  nicht  etwa  hinsichtlich  der 
Arbeitskraft  der  Fall  ist. 

Da  aber  die  in  Gütern  gebundene  Arbeitskraft  immer  gleich  der 
in  den  Elementen  der  Güter  repräsentierten  ist,  und  zwischen  beiden 
also  eine  Differenz  sich  nicht  ergeben  kann,  so  folgt  daraus,  dass  die 
Preisbildung,  wie  sie  nicht  proportional  der  in  den  betreffenden- 
Gütern  krystallisierten  Arbeitskraft  vor  sich  geht,  auch  nicht  im  Ver- 
hältnis des  zur  Erlangung  der  Elemente  der  Güter  nötigen  Arbeits- 
kraftaufwandes steht.  Und  wie  in  dem  oben  Vorgetragenen  der 
Nachweis  liegt,  dass  auf  Grund  einer  Differenz  der  Preisformen  und 
der  Verhältnisse  der  Gebrauchswerte  der  Güter  sich  nicht  das  Zu- 
rücktreten, die  Bedeutungslosigkeit  des  Wertes  beim  Güterumsatz  nach- 
weisen lässt,  so  darf  in  den  eben  angeführten  auf  dem  Augenschein 
beruhenden  und  in  den  vorhergehenden  auf  der  wirtschaftlichen  Natur 
der  Preise  basierenden  Entwickelungen  der  Beweis  dafür  erkannt 
werden,  dass  die  Unannehmlichkeit  des  Arbeitskraftsaufwandes  für 
sich  allein  für  den  Güterumsatz  nicht  massgebend  ist. 

Mit  dem  obersten  Preisgesetz  von  Marx,  das  nach  S.  718  als 
Hauptgrund  seiner  Folgerungen  hinsichtlich  des  Mehrwerts  bezeichnet 
wurde,  fällt  aber  auch  als  einfache  Konsequenz  die  zweite  Behaup- 
tung, dass  der  Preis  eines  Gutes  im  selben  Masse  steige,  als  demsel- 
ben zur  zweckdienlichen  Weiterverarbeitung  durchschnittlich  nötige 
Arbeits-  bezw.  Arbeitskrafteinheiten    zugefügt  würden ;  ja  sogar  Satz  3, 
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dass  die  Arbeitskraft  „wertgleich"  sei  den  Lebensmitteln,  mit  denen 
sie  dargestellt  werde,  mit  denen  der  Arbeiter  durchschnittlich  pro 
Tag  unterhalten  werden  könne,  erweist  sich  nach  dem  Fall  des  Marx'- 
schen  Preisgesetzes,  als  dessen  Konsequenz  er  sich  in  Betrachtung  der 
Arbeitskraft  als  Gut  ergiebt,  als  Schluss  aus  einer  falschen  Voraus- 
setzung und  in  dieser  Hinsicht  als  unerwiesen. 

Und  auch  Pos.  4,  die  nur  in  Anlehnung  an  das  Marx'sche  Preis- 
gesetz der  Thatsache  Ausdruck  geben  soll ,  dass  die  Arbeit  des  Ar- 
beiters dem  Löhner  mehr  wert  sein  muss,  als  der  Lohn,  fällt  in 
obiger  Fassung  mit  dem  Preisgesetz  selbst.  Marx  hatte  jene  Thatsache 
in  den  Rahmen  seines  Preisgesetzes  gebracht  und  den  Widerspruch 
anscheinend  beseitigt,  der  zwischen  beiden  bestand,  und  der  aus 
folgender  Betrachtung  erhellt :  Da  nach  Marx  der  Umsatz  nach 
Arbeitseinheiten  vor  sich  gehen  soll ,  so  ist  es  unmöglich  ,  dass 
die  Arbeit  eines  Arbeiters  auf  Grund  dieses  Gesetzes  gegen  we- 
niger (im  Lohne  dargestellten)  Arbeitseinheiten  umgesetzt  wird,  als 
sie  selbst  enthält,  da  ja  sonst  zwischen  Arbeit  und  Lohn  keine  Glei- 
chung vorhanden  wäre.  Wenn  aber  andererseits  der  Löhner  dem  Ar- 
beiter für  dessen  Arbeit  gerade  so  viel  Arbeitseinheiten  in  Lohn  geben 
sollte,  als  diese  enthielte,  als  selbst  nur  zum  Nutzen  des  Löhners  auf 
die  zu  verarbeitenden  Güter  übertragen  werden  könnten,  so  läge  kein 
Grund  vor,  weshalb  der  Löhner  sich  des  Arbeiters  bedienen  und 
überhaupt  kapitalistisch  produzieren  sollte,  da  er  ja  dann  keinen  Profit 
machen  würde.  Wenn  also  einerseits  der  Arbeiter  weniger  Arbeits- 
einheiten im  Lohn  erhielte,  als  er  beim  Umsatz  seiner  Arbeit  für  den- 
selben leistet,  so  wäre  das  Wertgesetz  aufgehoben,  während  im  ande- 
ren Falle,  wenn  er  gleich  viel  bekäme,  der  Grund  der  kapitalistischen 
Produktion,  die  Möglichkeit,  aus  der  Arbeit  Nutzen  zu  ziehen,  wegfallen 
würde.  Für  Marx  handelte  es  sich  deshalb  darum,  diesen  Wider- 
spruch zu  erklären,  und  er  entledigt  sich  dieser  Aufgabe,  indem  er 
entwickelt,  dass  die  Lohngleichung  keine  Gleichsetzung  zwischen  Ar- 
beit und  Lohn  sei,  sondern  als  eine  Gleichsetzung  zwischen  der  Arbeits- 
kraft des  Arbeiters  und  dem  Lohne  betrachtet  werden  müsse.  Der 
Löhner  kaufe  nicht  Arbeit,  sondern  Arbeitskraft,  deren  Preis  nach 
dem  allgemeinen  Preisgesetz  bestimmt  werde  durch  die  zu  ihrer  Dar- 
stellung nötigen  Arbeitseinheiten,  welche  —  in  Erklärung  des  Profits 
des  Löhners  —  kleiner  seien,  als  die  Arbeitseinheiten,  welche  der  Ar- 
beiter pro  Tag  leiste. 

Dieser  Ausweg  wird  aber  überhaupt  nur  dadurch  ermöglicht,  dass 
Marx  in  nicht  korrekter  Ableitung  jenes  Preisgesetzes,  in  Abstraktion 
von  den  Gebrauchswerten  der  Güter  auf  Arbeitsgleichungen  statt  auf 
Arbeitskraftgleichungen  gekommen  ist.  Hätte  er  in  richtigerer  Fol- 
gerung die  Güter  als  Krystalle  menschlicher  Arbeitskraft  statt  mensch- 
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lieber  Arlieit  betinrlilet,  hätte  er  für  den  Umsatz  der  Güter  die  in  den- 
selben enthaltene  bezw.  zu  deren  Darstellung  nötige  Arbeitskraft  statt 
der  Arbeit  für  massgebend  erachtet,  so  hätte  er  ebensowenig  zu  kon- 
statieren vermocht,  dass  der  Arbeiter  beim  Umsatz  seiner  Arbeitskraft 
weniger  erhalte,  als  diese  Arbeitskraft  dem  Löhner  wert  sei ,  wie  er 
hätte  zeigen  können ,  dass  der  Arbeiter  beim  Umsatz  seiner  Arbeit 
weniger  bekäme ,  als  dieselbe  dem  I,öhner  einbringe.  Im  letzteren 
Falle  wäre  (angenommen  die  Arbeitskraftgleichungen  seien  die  Preis- 
formen der  Güter)  der  Preis  der  Arbeit  (auf  Grund  der  Arbeitskraft- 
gleichung) gleich  der  in  derselben  enthaltenen  Arbeitskraft  bezw.  den 
Gütern,  welche  diese  Arbeitskraft  repräsentierten  ;  so  viel  erhielte  der 
Arbeiter.  Dem  Löhner,  der  die  Arbeit  nur  nach  Arbeitskraftgleichungen 
verwerten  könnte,  würde  sie  so  viel  nützen,  als  sie  dessen  Stoffen  Ar- 
beitskrafteinheiten zufügen  würde.  Da  sie  aber  nicht  mehr  zufügen 
kann  ,  als  sie  enthält ,  so  bekäme  der  Arbeiter  so  viel  ,  als  sie  dem 
Löhner  nützt. 

Im  ersteren  Falle ,  in  welchem  die  Arbeitskraft  als  Gegenstand 
des  Lohnvertrags  angenommen  wird ,  wäre  eine  Differenz  der  in  der 
Arbeitskraft  enthaltenen  Arbeitskrafteinheiten  und  der  Arbeitskraftein- 
heiten, die  im  Lohn  enthalten  sind,  auf  Grund  von  Arbeitskraftgleichungen 
erst  recht  unmöglich  und  widersinnig.  Der  Arbeiter  müsste  dabei  so 
viele  Arbeitskrafteinheiten  im  Lohne  erhalten  ,  als  seine  Arbeitskraft 
enthält,  und  der  Löhner  könnte  nicht  mehr  aus  ihr  herausschlagen, 
da  eben  nicht  mehr  in  ihr  sind. 

In  einer  richtigeren  Entwickelung  des  Marx'schen  Preisgesetzes 
erweist  sich  demnach  auch  der  von  Marx  eingeschlagene  Ausweg  zur 
Erklärung  einer  Wertdififerenz  zwischen  Lohn  und  Leistung  als  unge- 
nügend, und  es  kann  auf  Grund  dieses  Gesetzes  jene  die  kapitalistische 
Produktion  erklärende  Differenz  nicht  begründet  werden,  ja  es  wäre 
dieselbe  vom  Marx'schen  Standpunkt  aus  als  unmög- 
lich darzuthun.  Auch  Satz  4  ist  demnach  durch  die  Marx'schen 
Entwickelungen  nicht  bewiesen,  und  seine  in  Pos.  5S.  718  bezeichneten 
Schlüsse  hinsichtlich  des  Mehrwerts  erweisen  sich  deshalb  als  Folge- 
rungen aus  zum  mindesten  unerwiesenen  Voraussetzungen  und  werden 
als  solche  zu  unerwiesenen  Behauptungen. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  Marx'schen  Voraussetzungen  haben  wir 
im  Verlaufe  der  Abhandlung  nun  dargethan, 

i)  dass  sich  der  Preis  der  Güter  nicht  nur  nach  der  Unannehm- 
lichkeit des  Aufwandes  der  in  denselben  enthaltenen  Arbeitskraft,  son- 
dern auch  nach  Wertgleichungen  richtet.  In  Konsequenz  dieses  Satzes 
folgte 

2)  dass  ein  Arbeiter,  wenn  er  auch  durch  Bearbeitung  den  Wert 
eines  Gutes  erhöht,  denselben  aber  nicht,  ebensowenig  wie  den  Preis, 
proportional  in  dem  Masse  steigert,    als  er  dem  Gute  zur  zweckdien- 
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liehen  Weiterverarbeitung  durchschnittlich  erforderliche  Arbeitskraft- 
einheiten zufügt.  Der  Wert ,  noch  weniger  aber  der  Preis  des  Gutes 
verdoppelt  sich  u.  s.  gl.  U.,  wenn  demselben  doppelt  so  viele  Arbeits- 
krafteinheiten zugefügt  werden  ,  da  der  Stoff  sich  nicht  verdoppelt. 
Entsprechend  der  Pos.  3  auf  S.  718  ergab  sich  dann 

3)  dass  der  Preis  der  Arbeitskraft  nicht  notwendig  und  auf  Grund 
eines  gültigen  Preisgesetzes  gleich  den  zur  Produktion  derselben  er- 
forderlichen Lebensmitteln  ist,  da  die  Lohnpreisform  ev.  bis  zur  Tausch- 
wertgleichung der  durch  die  Arbeitskraft  dargestellten  fertigen  Güter 
nach  Abzug  des  Preises  der  Stoffe  steigen  kann.  Und  wenn  dann  auch 
in  Uebereinstimmung  mit  pos  4  in  unserer  Entwickelung  sich  zeigte,  dass 

4)  nach  den  für  den  Güterumsatz  allgemein  geltenden  Regeln  der 
Preis,  den  der  Löhner  für  die  Arbeitskraft  zahlt,  geringer  ist,  als  seiner 
Wertgleichung  der  Arbeitskraft  entspricht ,  so  folgt  doch  in  Berück- 
sichtigung des  Gesamtergebnisses  und  in  Bezug  zu  Pos.  5, 

5)  dass  der  Gewinn,  den  der  Löhner,  der  Fabrikant,  der  Kapitalist 
einheimst,  nicht  unbedingt  und  einzig  aus  dem  Kauf  der  Arbeitskraft 
und  auf  Rechnung  des  Arbeiters  gezogen  wird,  sondern  auch  aus  den 
Stoffen  und  aus  den  Ursachen  herrühren  kann,  die  für  die  Gestaltung 
der  Preise  innerhalb  des  oben  angegebenen  Rahmefis  massgebend  sind. 

Der  Verlauf  unserer  Abhandlung  hat  also  ergeben,  dass  die  Voraus- 
setzungen von  Marx  pos  i — 4  S.  718  nicht  nur  unerwiesen,  sondern 
dass  sie  auch  mit  Ausnahme  der  Pos.  4  unrichtig  sind ,  woraus  die 
UnWahrscheinlichkeit  der  Marx'schen  Theorie  des  Mehrwertes  folgt, 
deren  Unrichtigkeit  aus  der  eben  unter  5)  gezogenen,  auf  die  ganze 
Entwickelung  gestützten  Schlussfolgerung  sich  ergeben  dürfte. 

Wir  sind  hiermit  am  Ende  unserer  Betrachtung  angelangt.  Wenn 
wir  noch  ein^  kurzen  Rückblick  über  dieselbe  werfen,  so  zeigt  sich, 
dass  ein  Preisgesetz  das  Fundament  sowohl  der  Marx'schen  als  unserer 
Entwickelung  abgiebt,  und  die  Differenz  der  Resultate  in  dem  Unter- 
schied der  Preisgesetze  begründet  ist.  Und  wenn  auf  einer  solchen 
Differenz  die  soziale  Bewegung  wissenschaftlich  basiert,  so  dürfte  dieser 
Umstand  wohl  den  Ausspruch  Schäffle's  rechtfertigen  (Quintessenz  des 
Sozialismus  S.  52) ,  dass  der  Werttheorie  keine  geringere  Bedeutung 
für  die  Zukunft  beizumessen  sei ,  als  irgend  einer  Theorie  Rousseau'' s 
und  anderer  Geister  der  ersten  liberalen  bürgerlichen  Revolution. 

Während  die  Beweisführung  von  Marx  im  ganzen  als  missglürkt 
angesehen  werden  darf,  ist  es  ein  Verdienst  dieses  Forschers  ,  darauf 
hingewiesen  zu  haben,  dass  beim  Güterumsatz  die  Arbeitskraft  (nach 
Marx  Arbeit)  eine  selbständige  Rolle  spielt,  dass  sie  als  besonderer 
wirtschaftlicher  Begriff  in  Betracht  kommt  und  einer  anderen  Bemes- 
sung unterliegt,  als  dem  Wert.  Es  ist  in  dieser  Hinsicht  in  den 
Marx'schen  Entwickelungen  die  Reaktion  gegen  die  hergebrachten  Preis- 
theorien zu  erkennen  ,    welche  Reaktion    ihre  historische  Erklärung  in 
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dem  Hervortreten  des  freien  Arljeitsvertra^s  und  in  dem  Umstand 
findet,  dass  die  Verkehrsgiiter  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  spezifisch 
Arbeitsgüter  (Arbeitsgallerte)  geworden  sind  und  werden,  welche  Ent- 
wickelung  zu  gleicher  Zeit  aber  zeigt,  dass  die  Wertbemessung  nie  ganz 
ausser  Acht  kommen  kann. 

Die  Verkennung  des  Unterschieds  zwischen  Wert-  bezw.  Arbeits- 
kraftgleichungen und  Preisform  der  Güter  Hess  aber  Marx  zur  Kon- 
struktion eines  falschen  Preisgesetzes  kommen ,  das  ihm  die  falsche 
Unterlage  seiner  Theorie  des  Mehrwerts  abgab  und  ihn  schliessen  Hess, 
dass  dem  Arbeiter  auf  Grund  der  heutigen  Produktionsverhältnisse  ein 
Teil  seines  Arbeitsprodukts  entzogen  und  dem  Löhner  als  Mehrwert 
zugeführt  werde  ,  der  hieraus  allein  seine  Jjereicherung  schöpfe.  An 
der  Hand  unseres  Preisgesetzes  erweist  sich,  dass  für  den  Umsatz  der 
Arbeit  hinsichtlich  des  Preisminimums  die  Gleichung  zwischen  der  An- 
nehmlichkeit der  Löhne  und  der  Annehmlichkeit,  die  betreffende  Ar- 
beitskraft nicht  aufwenden  zu  müssen,  massgebend  ist,  der  Umsatz  im 
übrigen  aber  nach  denselben  Gesetzen  vor  sich  geht ,  wie  derjenige 
der  Güter  und  dass  deshalb  ebensowenig  beim  Lohnvertrag  von  einer 
Uebervorteilung  des  Arbeiters  gesprochen  werden  darf,  wie  beim  Um- 
satz von  Gütern  gegen  Güter  von  einer  gegenseitigen  L^ebervorteilung 
der  betreffenden  Besitzer.  Und  wie  sich  so  einerseits  zeigt,  dass  auf 
Grund  richtiger  wirtschaftlicher  Gesetze  nicht  ein  System  gerechtfertigt 
werden  kann  ,  das  auf  den  gänzlichen  Umsturz  unserer  jetzigen  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  hinausläuft,  so  erweist  es  sich  andererseits  als 
Ziel  einer  richtigen  Wirtschaftspolitik  ,  die  Verhältnisse  derart  zu  ge- 
stalten, dass  sich  der  Lohn  der  Arbeit  in  einer  für  Arbeiter  und  Löhner 
annehmbaren  Höhe  zwischen  besagtem  Lohnminimum  und  dem  I-ohn- 
maximum  bewegt.  In  dieser  Richtung  hat  deshalb  die  soziale  Gesetz- 
gebung vorzugehen,  und  sie  wird  sich  dann,  wenn  gleich  ihre  Segnungen 
vom  Marx'schen  Standpunkt  nur  als  Abschlagszahlungen  auf  Vorent- 
haltenes betrachtet  werden,  auch  des  Dankes  des  Arbeiters  erfreuen, 
der  überzeugt  sein  darf,  dass  nur  ein  solches  Vorgehen  zur  Besserung 
der  Lage  der  Arbeiter  mit  wirtschaftlicher  Berechtigung  und  wissen- 
schaftlicher Begründung  gefordert  werden  kann. 


Allgemeine  Einigungs-  und  Schiedsämter  für  Bagatellsachen  in  Italien. 

Die  Ueberzeugung ,  dass  über  streitige  Rechtsansprüche  nur  der 
»Richter«  im  strengsten  und  engsten  Sinne  des  Wortes  entscheiden 
solle,  hat  in-  der  Neuzeit  erhebliche  Abschwächung  erfahren.  Mit  der 
Ausbildung  der    sozialpolitischen  Gesetzgebung   hat   sich    das  Schieds- 
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und  Einigungswesen  aller  Art  als  weitverbreitete  Einrichtung  mit  der 
ausgesprochenen  Absicht  entwickelt,  streitige  Angelegenheiten  gewisser 
Art  dem  sonst  zur  Entscheidung  berufenen  Zivilrichter  deshalb  zu  ent- 
ziehen, weil  man  einerseits  sachkundigere  Organe  zur  Entscheidung  be- 
rufen und  andererseits  die  Langwierigkeit  und  Kostspieligkeit  des  ge- 
wöhnlichen Prozessverfahrens  vermeiden  wollte.  Dieser  letztere  Ge- 
sichtspunkt wäre  mit  Fug  und  Recht  allgemein  und  abgesehen  von  der 
sozialpolitischen  Färbung  des  Streitgegenstands  als  massgebend  da  an- 
zusehen, wo  zwischen  der  Wichtigkeit  der  streitigen  Rechte  und  dem 
auf  die  Beurteilung  des  Falls  zu  verwendenden  Aufwand  an  richter- 
lichem Scharfsinn  und  an  Gerichtskosten  der  Parteien  ein  Missverhältnis 
besteht.  Solches  ist  der  Fall  bei  den  Bagatellsachen.  Zur  Zeit,  als 
unsere  deutschen  Justizgesetze  zu  Stande  kamen,  da  hatte  allerdings 
die  Ueberzeugung  von  der  Notwendigkeit  unbedingter  Allkompetenz 
des  Richters  gerade  ihren  Höhepunkt  erreicht,  und  das  opportunistische 
»minima  non  curat  praetor«  war  ganz  und  gar  vergessen.  Der  nicht- 
richterliche Sühnebeamte,  der  allerdings  vorher  in  den  verschiedenen 
deutschen  Landen  keine  gerade  hervorragende  Rolle  gespielt  hatte, 
verschwand  von  der  Bildfläche.  Wir  finden  jetzt  den  Bürgermeister  als 
Sühnebeamten  nur  mehr  auf  strafrechthchem  Gebiet,  insoferne  ein  Sühne- 
versuch durch  denselben  vor  Erhebung  von  Privatklagen  wegen  Belei- 
digung obligatorisch  ist.  In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  ist  der 
Sühneversuch,  insoweit  derselbe  überhaupt  eine  zivilprozessuale  Rolle 
spielt,  in  die  richterliche  Thätigkeit  selbst  einbezogen,  sowohl  bezüglich 
des  auf  der  Initiative  des  Gerichts  beruhenden,  jederzeit  zulässigen 
fakultativen  Sühneversuchs,  als  auch  hinsichtlich  des  Versuchs,  durch 
Ladung  des  Gegners  vor  Gericht  einen  Vergleich  zu  Stande  zu  bringen, 
welcher  demjenigen,  der  vor  dem  Amtsgericht  Klage  erheben  will,  an- 
heimgestellt ist. 

Sollte  es  nicht  in  einer  Zeit,  in  welcher  manche  berechtigte  Ab- 
bröckelung  von  Entscheidungsstoff  aus  der  richterlichen  Kompetenz 
Platz  gegriffen  hat,  angemessen  sein  zu  überlegen,  ob  nicht  für  beide 
Teile,  für  das  Publikum  wie  für  den  Richter,  eine  beachtenswerte  Er- 
leichterung dadurch  beschafft  werden  könnte,  dass  man  sich  entschlösse, 
dem  oben  zitierten  alten  Spruch  der  Römer  in  der  Richtung  Rechnung 
zu  tragen,  dass  man  die  geringfügigen  Streitobjekte  aus  der  richterlichen 
Zuständigkeit  überhaupt  ausschiede  und  dieselben  der  Beurteilung  eines 
ehrenamtlichen  Organes  übertrüge ,  welches  infolge  seiner  Befähigung 
unrl  seiner  Kenntnis  der  Lokalverhältnisse  in  der  Lage  wäre ,  die  in 
Frage  kommenden  Streitigkeiten  in  ihrer  überwiegenden  Mehrzahl  emi- 
gültig  und  möglichst  kostenlos  zu  entscheiden? 

Als  Material  zur  Erörterung  dieser,  wirtschaftlich  wie  sozialpolitisch 
meines  Erachtens  ganz  beachtenswerten  Frage  gestatte  ich  mir  die  be- 
zügliche italienische  Gesetzgebung,    welche  in  jüngster  Zeit  gerade  in 
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flieser  Hinsicht  eine  hc.irhtenswerte  Weiterentwirklung  erfahren  hat,  in 
Kürze  vorzuführen. 

Es  handelt  sirh  um  ihe  Institution  der  »concihatori« ,  d.  h.  der 
ehrenamtlich  zur  Ausid)ung  eines  allf,'emeinen  Einigungs-  und  Schieds- 
anits  geschaffenen  Organe,  deren  Anrufung  in  Bagatellsachen  obligato- 
risch ist,  und  denen  zugleich  das  Recht  endgültiger  Entscheidung  im 
halle  des  Misslingcns  der  Einigung  zusteht.  Dieser  conciliatore,  welcher 
gelegentlich  wegen  der  ihm  zustehenden  Befugnisse  richterlicher  Ent- 
scheidung auch  »giudice  conciliatore«  genannt  wird,  und  den  wir  ferner- 
hin mit  der  deutschen  Bezeichnung  »Schiedsmann«  versehen  wollen, 
ist  eine  in  Italien  in  der  Praxis  anscheinend  bewährte  und  volkstüm- 
liche Einrichtung.  Dafür  spricht  der  Umstand,  dass  kürzlich  die  Kom- 
petenz desselben  eine  sehr  erhebliche  Erweiterung  erfahren  hat.  Der 
darauf  bezügliche  Gesetzentwurf  hat  die  Fährlichkeiten  der  verschie- 
denen durch  das  Zweikammersystem  vermehrten  Stadien  der  parlamen- 
tarischen Siebung  glücklich  und  rasch  durchgemacht,  was  sich  von  an- 
deren legislativen  Versuchen  der  italienischen  Staatsleitung  auf  dem 
(jebiete  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung,  insbesondere  der  Arbeiter- 
versicherung, nicht  gerade  sagen  lässt. 

Die  Einrichtung  des  Schiedsmannes  war  eine  im  Süden  Italiens 
seit  lange  eingebürgerte ;  dort  wurde  sie  durch  die  organischen  Gesetze 
vom  20.  Mai  1817  und  17.  Juni  1819  begründet.  Aus  der  neapolita- 
nischen Gesetzgebung  wurde  sie  bei  der  Konsolidierung  des  König- 
reichs Italien  in  die  neue  Gerichtsverfassung  übernommen.  Danach 
hatte  der  Schiedsmann  bis  zu  der  kürzlich  erfolgten  gesetzlichen  Er- 
weiterung seiner  Befugnisse,  welche  Anlass  zu  gegenwärtiger  Mitteilung 
giebt,  nicht  nur  die  Aufgabe,  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  ohne 
Rücksicht  auf  den  Umfang  der  in  Frage  stehenden  Ansprüche  eine  güt- 
liche Vereinigung  der  Parteien  nach  Kräften  zu  fördern,  sondern  auch 
bis  zum  Wertbetrage  von  30  Lire  eine  kontentiöse  Kompetenz,  indem 
er  in  solchen  Fällen  an  Stelle  des  ordentlichen  Zivilrichters  die  richter- 
liche Entscheidung  zu  treffen  hatte. 

Am  3.  Februar  1892  brachte  der  Justizminister  Chimirri  bei  der 
Kammer  der  Abgeordneten  einen  Gesetzentwurf  (Sulla  competenza  dei 
conciliatori«  ;  Atti  parlamentari,  Camera  dei  Deputati,  legislatura  XVII, 
I«  Sess.  1890— 91 — 92  documenti;  disegni  di  legge  e  relazioni.  No.  302) 
ein,  welche  eine  weitere  Ausbildung  der  Einrichtung  des  Schiedsmanns 
bezweckte.  Es  wurde  vorgeschlagen,  die  Grenze  der  richterlichen  Ent- 
scheidungsbefugnisse des  Schiedsmanns  bis  auf  100  Lire  hinaufzurücken. 
Zur  Begründung  wurde  zunächst  auf  die  beabsichtigte  Verminderung 
der  »preture«  (Amtsgerichte)  sowie  auf  den  Umstand  Bezug  genommen, 
dass  es  geboten  erscheine,  nach  der  in  Aussicht  genommenen,  zur  Zeit 
(Anfang  1893)  allerdings  noch  nicht  verwirklichten  Einrichtung  der  Ge- 
werbegerichte (»probi-viri«)  für  die  aus  dem  Arbeitsvertrag  erwachsenden 
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Streitigkeiten  zwischen  Gewerbtreibenden  und  ihren  Arbeitern,  auch  für 
die  minderbemittelte  Bevölkerung  im  allgemeinen  und  insbesondere  für 
die  Landarbeiter  in  jeder  Gemeinde  einen  »magistrato  popolare«  zur 
Verfügung  zu  haben,  welcher  mit  schleunigem  und  von  übertriebenem 
Formalismus  freiem  Urteil  und  fast  kostenlos  die  grosse  Mehrzahl  der 
Streitfälle  zu  entscheiden  vermöge.  Zu  diesem  Zwecke  wird  im  ge- 
nannten Entwurf  die  Erhöhung  der  Kompetenz  des  Schiedsmanns 
von  30  auf  100  Lire  und  zwar  unter  Zulassung  der  Berufung  an  den 
Prätor  bei  einem  Streitwert  über  50  Lire  empfohlen,  zugleich  unter 
Voraussetzung  gleicher  Streitsumme  die  Erstreckung  auf  alle  Pacht- 
streitigkeiten, sowie  auf  die  Entscheidung  über  Austreibungs-  und  Scha- 
densklagen (bei  städtischen  und  ländlichen  Grundstücken),  sofern  sie 
innerhalb  Jahresfrist  vorgebracht  werden  und  keine  Eigentums-  oder 
Besitzfragen  in  sich  schliessen ,  und  endlich  die  Streitigkeiten,  die  aus 
dem  Vollzug  der  Schiedssprüche  und  der  Einigungsprotokolle  sich  er- 
geben, soweit  der  Betrag  von  100  Lire  nicht  überschritten  wird.  Von 
dieser  Einrichtung  wurde  eine  namentlich  auch  im  Hinblick  auf  die 
beabsichtigte  Aufhebung  einiger  Amtsgerichte  erwünschte  bedeutende 
Verminderung  der  Geschäfte  dieser  Gerichte  erwartet,  nachdem  die 
statistischen  Nachweise  ergeben  hatten,  dass  von  durchschnittlich  151  725 
zur  Kenntnis  der  Prätoren  gebrachten  Sachen  nicht  weniger  als  49  766 
sich  auf  einen  100  Lire  nicht  übersteigenden  Streitwert  bezogen.  Da 
hienach  das  Amt  der  Schiedsmänner  an  Einfluss  und  Bedeutung  erheb- 
lich gewinnen  sollte,  war  im  Gesetzentwurf  zugleich  besondere  Rück- 
sicht darauf  genommen,  bezüglich  der  P>nennung  derselben  und  na- 
mentlich in  Betreff  ihrer  Qualifikation  bestimmte  Vorschriften  zu  treffen. 
Die  Ernennung  sollte  durch  den  ersten  Präsidenten  des  Appellhofs  auf 
Vorschlag  des  Generalprokurators ,  erfolgen ;  auch  wurden  die  sowohl 
nach  sozialen  und  Bildungsgruppen  als  nach  einem  Zensus  bemessenen 
Kategorien  der  Personen,  aus  welchen  die  Auswahl  zu  treffen  wäre,  im 
Gesetzentwurf  einzeln  aufgeführt.  Ausgeschlossen  von  der  Kompeten/. 
der  Schiedsmänner  sollten  die  Streitigkeiten  sein,  welche  durch  Spezial- 
gesetz an  die  Jury  der  Gewerbegerichte  verwiesen  würden,  sowie  die 
Streitigkeiten  über  direkte  und  indirekte  Auflagen.  Sofern  es  sich  um 
Streitigkeiten  im  Wertbetrag  über  50  Lire  handelt,  wurde  Verwendung 
von  Stempelpapier  (i  Lira)  vorgesehen. 

Der  Kommissionsbericht  der  Abgeordnetenkammer  (vom  22.  Febr. 
1892  Nr.  302 A;  Berichterstatter  Tajani)  hob  hervor,  dass  kaum  eine 
andere  Einrichtung  so  gut  und  allgemein  aufgenommen  worden  sei,  als 
die  des  »giudice  conciliatore«.  Im  Bericht  wurde  weiter  darauf  hin- 
gewiesen, dass  die  Strebungen,  dieser  Einrichtung  eine  weitere  Aus- 
dehnung zu  geben,  schon  aus  dem  Jahre  1865  herrührten,  und  dass 
beispielsweise  ein  parlamentarischer  Initiativantrag  aus  dem  Jahre  1878 
sich  auf  die  Kompetenzerweiterung  bis   zum  Betrag  von    100  Lire  be- 
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zog,  während  auf  denselben  (Jegenstand  bezügliche  Vorlagen  aus  den 
Jahren  1885  und  1886  nicht  zur  Erledigung  kamen.  Die  Wiederauf- 
nahme des  Vorschlags  wird  nach  Ansicht  der  Kommission  abgesehen 
von  dessen  innerer  als  zweifellos  erachteten  Zweckmässigkeit  durch  die 
äusseren  l'mstände  vollauf  begründet,  welche  einerseits  in  der  beab- 
sichtigten Verminderung  der  Einzelgerichte,  andererseits  in  der  in  Aus- 
sicht genommenen  l-linrichtung  der  frewerljegerichte  gegeben  sind.  In 
sachlicher  Hinsicht  verdient  von  den  Erwägungen  der  Kommission  fol- 
gendes hervorgehoben  zu  werden. 

Der  Gedanke,  durchweg  die  königliche  Ernennung  für  die  Schieds- 
männer zu  verlangen,  war  erwogen  worden  ;  man  hatte  aber  schliesslich 
mit  Rücksicht  auf  die  der  zentralen  Justizverwaltung  und  der  Krone 
zugemutete  Massenarbeit  davon  abgesehen,  und  es  bei  der  Ernennungs- 
befugnis der  ersten  Präsidenten  der  Appellhöfe  belassen.  Die  bezüglich 
der  Persönlichkeit  der  zu  Ernennenden  gesetzlich  festgelegten  Garan- 
tien sind  —  wie  aus  dem  unten  folgenden  Detail  der  Bestimmungen 
ersichtlich  ist  —  teils  »regressiver« ,  teils  »präventiver«  Natur.  Die 
ersteren  waren  schon  in  der  bisher  gültigen  Gesetzgebung  enthalten ; 
die  letzteren  kamen  neu  in  Vorschlag  und  fanden  mit  geringer  Aenderung 
die  Billigung  der  Kommission  ;  unter  diesen  ist  der  Ausschluss  der  Mit- 
glieder des  Abgeordnetenhauses  von  der  Wählbarkeit  mit  Rücksicht 
auf  ihre  durch  die  Anwesenheit  in  der  Hauptstadt  bedingte  Untaug- 
lichkeit  zur  täglichen  und  ständigen  Ausübung  des  Einigungsamtes,  zu 
erwähnen. 

Die  vorgeschlagene  Unvereinbarkeit  des  Amtes  als  Schiedsmann 
und  Gemeinderat  fand  nicht  die  Billigung  der  Kommission,  schon  mit 
Rücksicht  auf  den  Mangel  geeigneter  Personen  in  kleinen  Gemeinden. 
In  der  Frage  der  Berufung  bei  einem  Streitwert  von  50  Lire  und  dar- 
über schloss  sich  die  Kommission  der  bejahenden  Entscheidung  des 
Entwurfs  aus  der  Erwägung  an,  dass  wenigstens  zunächst  bei  einer  so 
heiklen  Frage  die  Klugheit  gebiete  ,  in  der  Neuerung  nicht  zu  aben- 
teuerlich vorzugehen ,  dass  es  sich  vielmehr  empfehle ,  zunächst  die 
praktischen  Ergebnisse  der  zugelassenen  Berufung  abzuwarten ,  und 
danach  späterhin  über  deren  Beibehaltung  oder  Aufhebung  definitiv  zu 
entscheiden.  Schliesslich  befürwortete  die  Kommission  noch  eine  (später 
von  der  Kammer  auch  angenommene)  Resolution,  welche  die  Regie- 
rung auffordert  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  durch  welchen  die  Zu- 
ständigkeit der  Einzelrichter  (pretori)  erweitert  wird. 

Die  eingehenden  Erörterungen  des  Gesetzentwurfs  darzulegen, 
welche  in  den  drei  Sitzungen  des  Abgeordnetenhauses  vom  i.,  4.  und 
5.  März  1892  stattgefunden  haben,  fehlt  hier  der  Raum.  Wenn 
auch  einzelne  Bedenken  laut  wurden,  sowohl  gegen  die  bisherige  Wirk- 
samkeit der  Einrichtung,  wie  gegen  deren  in  Vorschlag  gebrachte  Er- 
weiterung ,    insbesondere   gegen  die  damit   verbundene  teilweise  Zulas- 
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sung  der  Berufung,  von  welcher  ein  Abgeordneter  [Spirito)  meinte,  sie 
verändern  das  ganze  ursprüngliche  Wesen  der  Einrichtung,  so  fand 
doch  der  Entwurf  im  ganzen  mit  wenig  Aenderungen  beifällige  Auf- 
nahme und  Annahme  (Sitzung  vom  7.  März;  140  Stimmen  dafür,  41 
dagegen).  Der  Senat  beschloss  nur  unbedeutende  Ergänzungen  und 
Aenderungen,  z.  B.  über  die  allgemeine  Bestellung  eines  oder  mehrerer 
stellvertretender  Schiedsmänner.  Die  Kommission  des  Abgeordneten- 
hauses schlug  mit  Bericht  vom  4.  Juni  1892  dem  Hause  die  Annahme 
des  vom  Justizmuiister  Bonacci  am  31.  Mai  1892  dem  Abgeordneten- 
hause mit  den  vom  Senat  beschlossenen  Aenderungen  wiederum  vorge- 
legten Gesetzentwurfes  vor. 

Die  kurze  Verhandlung,  welche  zum  Abschluss  der  parlamentarischen 
Arbeit  über  das  Gesetz  vom  10.  Juni  1892  im  Abgeordneterihause  statt- 
fand, ist  deshalb  von  Interesse,  weil  sie  Anlass  gab,  dass  noch  einmal 
in  knapper  Weise  das  Für  und  Wider  zur  Geltung  gebracht  wurde.  Der 
Abgeordnete  Feilegrifii  beantragte  Vertagung  der  Beratung  bis  zum  No- 
vember ;  er  hält  die  Neuerungen  des  Gesetzes  für  schädlich  für  die  Ver- 
waltung der  bürgerlichen  Rechtspflege ;  im  einzelnen  sind  ihm  die 
Beschränkungen  der  Wählbarkeit  als  Schiedsmann  bedenklich ;  auch  in 
der  Beseitigung  des  Vorschlagsrechts  des  Gemeinderats  findet  er  eine 
bedenkliche  Beschränkung  gegenüber  dem  bisherigen  Zustand ;  in  der 
Einführung  teilweiser  Berufungszulassung  sieht  er  einen  Eingriff  in  den 
Organismus  dieses  »magistrato  popolare«,  auch  fürchtet  er,  die  Justiz- 
verwaltung werde  zahlreichen  Weigerungen  der  besten  Bürger,  einer- 
seits wegen  der  in  Aussicht  genommenen  eventuellen  Korrektur  ihrer 
Schiedssprüche  durch  den  Berufungsrichter,  andererseits  wegen  der  ihnen 
angesonnenen  massenhaften  Arbeit  begegnen.  Diese  Anschauungen 
Pellegrini' ?, ,  welcher  der  erstmaligen  Beratung  des  Entwurfs  im  Abge- 
ordnetenhause nicht  beigewohnt  hatte,  fanden  keinen  Anklang.  Sogar 
hnbriani  begnügte  sich,  vorbehaltlich  späterer  Aenderungen  mit  den 
vorläufig,  wie  er  meinte,  verwirkUchten  zwei  demokratischen  Prinzipien ; 
das  eine  fand  er  in  der  Zuständigkeitserweiterung  der  Schiedsmänner 
deshalb,  weil  sie  den  zur  richterlichen  Entscheidung  Berufenen  immer 
mehr  in  unmittelbare  Berührung  mit  den  »miseri«  bringe,  das  andere 
in  der  Verminderung  der  Fiskalität.  Der  Justizminister  Bonacci  hob 
hervor,  dass  das  Gesetz  nicht  von  ihm,  sondern  von  seinem  Vorgänger 
vorgelegt  sei,  dass  er  deshalb  an  sich  in  der  Lage  wäre,  sich  für  die 
Frage  nicht  zu  interessieren.  Er  habe  aber  den  Entwurf  doch  wieder 
vorgelegt,  und  vertrete  ihn,  wenn  er  ihn  auch  vielleicht  selbst  in  Einzel- 
heiten anders  gefasst  hätte;  allein  das  Beste  sei  eben  der  Feind  des 
Guten,  und  gut  sei  das  Gesetz  vor  allem  deshalb,  weil  es  die  Parteien 
dem  Richter  nahebringe;  auch  komme  als  Gpportunitätsfrage  das  C^e- 
setz  vom  30.  März  1890  über  die  Abschaffung  von  Präturen  in  Betracht. 
Nachdem  noch  die  Frage  der  Kompetenzerweiterung  der  Prätoren  ge- 
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streift  wordeil  war,  gelangte  das  Gesetz  zur  definitiven  Annahme,  welche 
in  der  folgenden  Sitzung  vom  selben  Tage  fii  Juni)  durch  die  geheime 
Abstimmung  bestätigt  wurde  (270  :  62). 

Das  (besetz  über  die  Zuständigkeit  des  Schieds- 
manns ist  vom  Könige  am  16.  Juni  1892  vollzogen  und  in  Nr.  261 
der  Gesetzsammlung  bekannt  gemacht.  Nr.  728  derselben  enthält  weiter 
(las  Königlirhe  Dekret  vom  26.  Dezember  1892,  durch  welches  die 
ministeriellen  V  o  llzugs  bestimm  u  ngen  (regolamento)  zu  dem  ge- 
nannten Gesetz  mit  Wirksamkeit  vom  i.  Januar  1893  genehmigt  werden. 
Die  Rücksicht  auf  den  Raum  verbietet,  (jesetz  und  Vollzugsbestim- 
mungen hier  vollständig  wiederzugeben.  Der  hauptsächlichste  Inhalt 
derselben  ist  folgender : 

I.    Gesetz  vom  16.  Juni  1892. 

Art.  1.  Jede  Gemeinde  hat  einen  Schiedsmann.  Wenn  Gemeinden 
in  »mandamenti«  zerfallen,  hat  jedep  dieser  Bezirke  einen  besonderen 
Schiedsmann;  bei  Gemeinden,  die  aus  verschieden  Ortschaften  bestehen, 
können  für  solche  durch  königliches  Dekret  besondere  Schiedsmanns- 
Aemter  eingerichtet  werden.  Jedem  dieser  Aemter  ist  in  der  Regel 
ein  stellvertretender  Schiedsmann  beigegeben  ;  im  Bedürfnisfalle  können 
auch  mehrere  Stellvertreter  aufgestellt  werden. 

Art.  2.  Die  Schiedsmänner  und  deren  Stellvertreter  werden  in  Kraft 
königlicher  Delegation  ernannt,  suspendiert,  dispensiert  und  abberufen 
durch  Verfügung  des  ersten  Präsidenten  des  Appellhofs  des  Bezirks 
nach  Einholung  des  Gutachtens  des  Generalprokurators.  Die  Amts- 
dauer ist  drei  Jahre,  Wiederbestätigung  ist  zulässig.  Die  Suspendierung 
Dispensierung  und  Abberufung  tritt  in  den  durch  königliches  Dekret 
vom  6.  Dez.   1865  über  die  Gerichtsverfassung  vorgesehenen  Fällen  ein. 

Art.  3  bestimmt,  dass  als  Schiedsmänner  (und  deren  Stellvertreter) 
alle  über  25  Jahre  alten  Bürger  berufen  werden  können,  wenn  sie  in 
der  Gemeinde  wohnen  und  nachbezeichneten  Kategorien  angehören : 

1.  Senatoren  und  vormalige  Parlamentsabgeordnete: 

2.  Laureaten  der  Universität  und  der  höheren  Lehranstalten  des 
Königreichs,  Advokaten,  Prokuratoren,  Notare,  Apotheker,  Lizenziaten 
der  Lyceen  und  technischen  Institute  und  jene,  welche  das  Patent  für 
den  Elementarunterricht  höheren  Grades  erhalten  haben; 

3.  Jene  welche  gewesen  sind :  Richter,  Kanzler ,  Vizekanzler  und 
Amtssekretäre  der  Staatsanwaltschaft,  Zivilbeamte,  Offiziere  des  Heers 
und  der  Marine,  Professoren  an  Lyzeen,  technischen  Instituten,  Gym- 
nasien, technischen  Schulen,  Lehrerbildungsanstalten ; 

4.  die  Provinzialräte  und  die  gewählten  Mitglieder  der  »giunta 
amministrativa« ; 

5.  Jene,  welche  Bürgermeister,  Provinzialräte,  Mitglieder  der  giunta 
amministrativa  oder  Gemeindesekretäre  gewesen  sind. 
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6.  Die  administrativen  Wähler  ,  welche  jährlich  100  Lire  Steuern 
zahlen. 

Der  Artikel  3  enthält  weiter  Bestimmungen  über  die  hiernach  jähr- 
lich aufzustellenden  Listen,  die  Reklamationen  beim  Gemeinderat  und 
die  Zulässigkeit  der  Berufung  an  den  Appellhof. 

Art.  4.  Wenn  in  einer  Gemeinde  nicht  10  Personen  der  in  Art.  3 
bezeichneten  Kategorien  vorhanden  sind,  können  auch  Gemeinderäte 
oder  vormalige  Schiedsmänner ,  die  ein  oder  mehreremale  wiederbe- 
stätigt worden  sind,  gewählt  werden. 

Art.  5  enthält  die  Bestimmungen  über  die  NichtWählbarkeit.  Solche 
ist  gegeben  bei  i)  Offizieren,  Beamten  und  Agenten  der  öffentlichen 
Sicherheit ;  2)  Steuerbeitreibern ;  3)  Beamten  des  Richterstands ;  4)  Kanz- 
leianwärtern und  Boten ;  5)  bei  vom  Amt  eines  Geschworenen  Ausge- 
schlossenen oder  dessen  Unfähigen. 

Nach  Art.  6  ist  mit  dem  Eintritt  der  in  Art.  5  bezeichneten  Hinder- 
nisse die  Entsetzung  vom  Amt  als  Schiedsmann  bezw.  Stellvertreter 
verbunden. 

Art.  17  verbietet  den  Advokaten  und  Prokuratoren,  die  Schieds- 
männer sind,  Vertretung  ihrer  Parteien  vor  dem  Einigungsamt  (ufficio 
di  conciliazione). 

Nach  Art.  8  können  im  Bedürfnisfall  vom  Appellpräsidenten  Schieds- 
männer eines  anderen  Einigungsamtes  bezw.  einer  benachbarten  Ge- 
meinde aushilfsweise  berufen  werden ;  im  letzteren  Fall  gegen  Gewäh- 
rung einer  Entschädigung  seitens  der  Gemeinde  ,  in  welche  die  Be- 
rufung stattfindet. 

Nach  Art.  9  hat  der  Schiedsmann  bei  allen  Streitsachen  zunächst 
die  Einigung  der  Parteien  zu  versuchen,  und  dies  im  Protokoll,  bezw. 
bei  einem  Streitwert  unter  50  Lire  im  Urteil  zu  vermerken. 

Art.  10  bestimmt  die  Zuständigkeit  der  Schiedsmänner: 

1.  Alle  persönlichen  Klagen  aus  Zivil-  und  Handelsrecht  in  Bezug 
auf  bewegliche  Sachen  im  Streitwert  von  nicht  mehr  als  loo  Lire ; 

2.  die  Klagen  in  betreff  der  Miete  unbeweglicher  Sachen  im  Rah- 
men der  100  Lire  und  in  Bezug  auf  Austreibungen  ,  wenn  Zins  oder 
Pacht  für  die  verbleibende  Kontraktsdauer   xoo  Lire    nicht    übersteigt. 

3.  Klagen  wegen  Zerstörung  oder  Beschädigung  städtischer  oder 
ländlicher  Grundstücke,  von  Zäunen,  Hecken,  Pflanzen  und  Früchten, 
sofern  sie  keine  Eigentums-  oder  Besitzfragen  enthalten  und  der  ver- 
langte Entschädigungsbetrag  100  Lire  nicht  übersteigt. 

Nach  Art.  11  finden  für  Bemessung  der  Zuständigkeit  die  Be- 
stimmungen der  Zivilprozessordnung  sinngemässe  Anwendung.  Bei  un- 
bestimmtem Streitwert  hat  der  Kläger  zur  Wahrung  der  Kompetenz 
des  Schiedmanns  das  Recht,  zu  erklären,  dass  er  seine  Forderung  inner- 
halb des  Rahmens  von  100  Lire  halten  wolle. 

Art.  12,     Wenn   das  Einigungs-Olijekt    100  l-ire    nicht    übersteigt, 
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sind  die  I'.inigungs-Protokolltr  gegen  die  Parteien  vollziehhar ;  anderen- 
falls haben  sie  nur  die  Redeutiing  einer  vf>r  Gericht  anerkannten  Pri- 
vatsrhrift. 

Art.  J3  und  14  enthalten  nähere  Bestimmungen  über  die  Voll- 
ziehung der  Schiedssprüche  und  der  Schiedsprotokolle. 

Art.  15  entzieht  der  Kompetenz  der  Schiedsmänner  die  den  Ge- 
vverbegerichten  (collegi  di  probi-viri)  durch  Gesetz  künftig  zu  über- 
weisenden Streitsachen  und  die  Steuersachen. 

Art.  16.  Die  von  den  Schiedsmännern  in  kontradiktorischem  und 
in  nicht  anfechtbarem  Kontumazialverfahren  erlassenen  Urteile ,  deren 
Wert  50  Lire  nicht  übersteigt ,  sind  vorbehaltlich  der  Bestimmung  in 
Art.  459  der  Zivilprozessordnung  zwei  Tage  nach  ihrer  Zustellung  voll- 
ziehbar. 

Art.  17.  Gegen  Urteile  über  Sachen  im  Streitwert  von  mehr  als 
50  Lire  kann  Berufung  zum  Prätor  des  Bezirks  innerhalb  10  Tagen 
nach  Zustellung  ergriffen  werden. 

Art.  18.  Bei  Streitsachen  über  50  Lire  muss  immer  ein  Protokoll 
verfasst  werden;  Urteile,  Protokolle,  Verfügungen  werden  auf  Stempel- 
papier (i  Lira)  geschrieben.  Doch  bleibt  es  bei  der  Ladung  »per 
biglietto«.  (Dazu  regelt  Art.  19  die  Zulassung  zum  Armenrecht  (gra- 
tuito  patrocinio). 

Art.  20  bis  23  beziehen  sich  auf  die  Vollzugsanordnung  und  auf 
den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  (i.  Januar  1893). 

2.  V  o  1 1  z  u  g  s  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n. 
(Genehmigt  mit  Königl.  Dekret  vom  26.  Dezember  1892.) 

Art.  1  bezieht  sich  auf  die  Beratung  der  Gemeinderäte  über  die 
Zweckmässigkeit  der  Errichtung  besonderer  Einigungsämter  in  einzelnen 
Stadtteilen  und  Ortschaften,  auf  deren  Grund  der  Appellpräsident  dem 
Justizminister  Vorschläge  zu  machen  hat. 

Art.  2  bezieht  sich  auf  die  Veröffentlichung  der  Liste  der  Wählbaren. 

Art.  3  regelt  näher  das  Verfahren  bei  Reklamationen. 

Art.  4.  Ein  Exemplar  der  Liste  bleibt  bei  der  Gemeinde  ,  eines 
geht  an  den  Generalprokurator,  ein  drittes  an    den  Appellpräsidenten. 

Art.  5  regelt  die  weitere  Jahresaufstellung  der  Liste. 

Art.  6.  Der  Generalprokurator  zieht  Informationen  ein,  und  unter- 
breitet darnach  seine  Vorschläge  dem  Appellpräsidenten. 

Art.  7,  8  und  9  betreffen  Formalitäten  der  Ernennung  und  Ab- 
berufung. 

Art.  10  .setzt  für  den  in  Art.  8  des  (jesetzes  vorgesehenen  Fall 
der  Berufung  eines  Schiedsmanns  aus  einer  benachbarten  Gemeinde 
das  Tagegeld  auf  4  Lire  und  die  Reiseentschädigung  auf  0,25  Lire 
für  den  Kilometer  fest. 
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Art.  12.  Zur  Einleitung  des  Sühneversuchs  ist  der  Schiedsmann 
zu  vorgängiger  Berufung  der  Parteien  ,  getrennt  oder  miteinander ,  in 
»privata  udienza«  befugt ;  auch  bei  Verhandlung  der  Sache  kann  er 
noch  einmal  seine  guten  Dienste  anbieten. 

Art.  13.  Wenn  eine  Partei  sich  vertreten  lässt  (wozu  ausdrück- 
liche Ermächtigung  des  Vertreters  zum  Vergleich  und  zur  Einigung 
namens  der  Partei  erforderlich  ist),  kann  der  Schiedsmann  gleichwohl 
die  Parteien  persönlich  vorrufen,  und  im  Falle  ihres  Nichterscheinens 
ohne  weiteres  entscheiden. 

Art.  14.  Die  Bestimmungen  der  Art.  354  und  355  der  Zivilpro- 
zessordnung in  Betreff  der  Ausschreitungen  der  Parteien  finden  An- 
wendung. 

Art.  15.  Zu  den  Sitzungen  und  bei  allen  Akten  seines  Dienstes 
hat  der  Kanzler  (Sekretärj  mitzuwirken,  bei  dessen  Verhinderung  kann 
ein  Notariatskandidat  oder  ein  Schreiber  bezw.  Anwärter  eintreten. 
Vorgängige  Eidesleistung  ist  erforderlich. 

Art.  16  bis  19  beziehen  sich  auf  die  im  Art.  14  des  Gesetzes  vor- 
gesehenen Delegationen  von  gewissen  Geschäften  seitens  der  Prätoren 
an  die  Schiedsmänner. 

Art.  20  regelt  die  Modalitäten  der  Zulassung  zum  Armenrechte. 

Art.  21  und  22  enthalten  Einzelbestimmungen  über  die  vom 
Kanzler  zu  führenden  Register  und  aufzubewahrenden  Akten  unter  ge- 
nauer Aufzählung  des  bei  letzteren  in  Anwendung  zu  bringenden  Stem- 
pelpapiers.    Art.  23  regelt  dessen  finanzielle  Ansprüche. 

Art.  24  bis  28  beziehen  sich  auf  Rechte  und  Pflichten  der  Diener, 
mit  Einschluss  von  deren  Kautionsstellung. 

Art.  28  enthält  Uebergangsbestimmungen  für  die  am  i.  Januar 
1893  anhängigen  Sachen. 

Art.  29  gestattet,  dass  die  Gemeindeboten  (messi  comniunali)  bis 
zum  31.  März  1893  auch  ohne  vorgängige  Kautionsstellung  die  Funktion 
als  Diener  beim  Einigungsamt  (usciere  presso  i  conciliatori)  bekleiden 
dürfen. 


Aus  dem  vorstehenden  Auszug  des  Gesetzes  und  der  Vollzugsbe- 
stimmungen dürfte  sich  im  Zusammenhang  mit  dem,  Vvas  über  die  parla- 
mentarische Vorgeschichte  des  italienischen  allgemeinen  Schieds-  und 
Einigungsamts  für  geringfügigere  Sachen,  oben  einleitend  bemerkt  ist, 
so  viel  ergeben  ,  dass  in  dieser  anscheinend  durchaus  populären  Ein- 
richtung eine  der  Beachtung  auch  ausserhalb  Italiens  würdige  Erschei- 
nung vorliegt.  Mehr  als  dies  bezweckt  diese  Mitteihmg  nicht.  Nament- 
lich war  es  nicht   meine  Absicht ,    in    eine    eingehende    materielle  Kr- 
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örterung  der  für  und  gegen  die  Kinrirhtung  als  solrhe  sprechenden 
Gründe  und  weiterhin  der  Vorzüge  und  der  Nachteile  einzugehen,  welche 
bei  einer  Uebertragung  dieser  K-inrichtung  in  unsere  deutschen  Ver- 
hältnisse in  Betracht  kämen. 

Strassburg.  1^'-    (ieorg    v.    M  a  y  r. 


III.  LITTERATUR. 


Uebersicht  der  fremden  staatswissenschaftlichen  Litteratur  1890-  ga 
von  Dr.   Joseph   Ocsapowski  in  Krakau. 

II.  S  taats  verwaltungs-  und  Völkerrecht. 

I.  Es  wurde  schon  Eingangs  dieser  Uebersicht  bemerkt,  dass  die  französische 
Verwaltungsrechtslitteratur  seit  lange  wegen  ihrer  Gründlichkeit  und  der  juristischen 
Schärfe  mit  Recht  gerühmt,  im  Laufe  des  hier  zu  musternden  Zeitraumes  quantitativ 
die  Leistungen  anderer  Völker  auf  diesem  Gebiete  überbietet.  Es  konnte  auch  nicht 
anders  ausfallen,  wenn  man  erwägt,  dass  der  Anfangs  unseres  Jahrhunderts  vom  künf- 
tigen Kaiser ,  damals  Ersten  Konsul  erreichte  stramme  Verwaltungsapparat  obwohl 
durch  nachherige  Dezentralisationstendenzen  und  Einrichtungen  etwas  in  seiner  Ein- 
heit durchbrochen,  eine  riesige  Anzahl  von  Agenden  und  administrativen  Aufgaben 
dnes  reichen  sozialen  Lebens  bewältigt.  Ausser  der  säkularen  Amtsweisheit  und 
Tradition,  deren  Hort  der  Staatsrat  ist  und  seiner  Verwaltungsjustiz,  helfen  dazu  eigene 
Zeitschriften,  Wörterbücher  M.  Block's  u.  A.  und  das  ausgezeichnete  seit  1882  geführte 
Repertoire  du  droit  administratif  von  Bequet  und  Duprc ,  jetzt  unter  Leitung  von 
E.  Laferriere  (Sohn  des  geachteten  Staatsrechtslehrers  und  Rechtshistorikers),  das  jetzt 
bis  auf  15  Quartbände  angewachsen  ist.  In  einer  früheren  Anzeige  der  Genesis  und 
Evolution  des  merkwürdigen  Rechtsgebietes  durch  M.  Hauriou  hat  Gefertigter  seine 
Ansicht  über  diese  Erscheinung  kundgegeben.  Qualitativ  äussert  sich  indes  jene 
Bewegung  im  verflossenen  Zeiträume  weniger  durch  zusammenfassende  Lehrsysteme 
und  Handbücher  als  durch  gründliche  Monographien  und  Bearbeitungen  verschiedener 
Gegenstände ,  welche  das  Interesse  der  amtlichen  und  juridischen  Welt  Frankreichs 
sehr  in  Anspruch  nehmen ;  selbst  das  junge  Italien  regt  sich  hier  mehr,  indem  ge- 
genüber den  spärlichen  »Pr6cis«  und  «Traites«  ein  Dutzend  Bücher  von  Diritto  am- 
ministrativo  hervortreten. 

Ein  grossartig  begonnenes  rein  wissenschaftliches  Unternehmen  geschichtlichen 
Belanges,  welchem  wir  das  beste  Glück  wünschen,  damit  es  bald  zu  Ende  geführt 
werde,  ist  das  Werk  Paul  Viollefs,  Prof.  und  Bibliothekar  der  Pariser  Rechtsschule, 
1890,  Histoire  des  institutions  politiqties  et  administratives  de  la  France,  das  aller- 
dings noch  nicht  beendet  ist.  Die  gallische  Zeit,  die  römische  Verwaltung  nehmen 
hierin  mehr  als  10  Bogen  ein  und  beweisen,  dass  der  gelehrte  Autor  auch  in  philologi- 
schen und  archäologischen  Forschungen  zu  Hause,  mit  sicherer  Hand  die  Ergebnisse 
und  Vorkommnisse  zu  meistern  versteht.  Der  vorliegende  Bd.  von  468  Stn.  spricht 
bloss  von  den  genannten  Zeiten,  ausserdem  von  der  fränkischen  Epoche  (Mero- 
vinger  und  Karolinger)  und  von  den  Anfängen  der  Lehnsherrlichkeit  bis  zum  XI.  Jahrh., 
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und  bewegt  sich  mit  Ausnahme  der  Staatseinnahmen  und  Verwaltungsorgane  mehr 
auf  dem  Boden  der  Verfassung.  Künftige  Bände  sollen  im  ein/einen  in  die  Ver- 
waltung einführen.  Viollet  nimmt  beispielsweise  die  ursprünglich  phönizischc  Ko- 
lonisation von  Marseille  auf  Grund  einer  aufgefundenen  karthagischen  Stcintafel  an. 
P>  gedenkt  in  behutsamer  Art  der  früheren  ständischen  und  Ichnslicrrlichen  Ver- 
sammlungen ,  welche  auch  Vcrwaltungsfragen  in  ihren  Bereich  zogen,  ohne  sie  des- 
halb zu  »parlamentarischen"!  im  neueren  Sinne  zu  stempeln.  Das  Buch  hat  den  Zu- 
schnitt und  die  Architektonik  eines  deutschen  Handbuches  mit  überreichen,  vielleicht 
zu  umständlichen  Litteraturangaben  und  die  Fr;in/()scn  maclien  ilt!n  Verf.  d:iraiif 
aufmerksam. 

Bekanntlich  gehören  ürganisationsfrugen  ilci  vui wuliungs-auiotKnnen,  s(j\vii;  anit- 
lichen  Behörden  und  Körper  • —  im  »droit  administratif«  von  jeher  zu  obligaten  For- 
schungsproblemen, was  auch  die  Staatswissenschaft  —  L.  v.  Steht  in  den  letzten  Um- 
arbeitungen seiner  Verwaltungslehre  -  zu  Gunsten  prinzipieller  Zuweisung  der  »voll- 
ziehenden Gewalt«  an  die  Verfassu  ngslehre  geäussert  haben  mag.  So  treffen 
wir  auch  in  der  Reihe  entsprechender  Schriften  auf  Dubarry ,  Le  Secr6tarie  de 
Mairie  (nebst  Burin  de  Buisson)  1892  eine  praktische  Anweisung:  Formulaires  des 
maires  et  des  conseils  mtinicipatix  (bereits  in  der  vierzehnten  Auflage).  Der  Rechtsanwalt 
und  Dr.  jur.  Gues2ueiler  hat  sodann  eine  wichtige  Monographie  des  vergleichenden  Ver- 
waUungsrechts  herausgegeben  in  der  administrativen  Werken  gewidmeten  Verlagsfirma 
Cotillon  et  Pichon ;  Etüde  sur  la  commission  departementale:  etude  de  legislatum  comparee. 
Dieser  französische  »Landtagsausschuss»,  um  die  cisleithanisch-deutsche  Form  und  Be- 
nennung zu  gebrauchen ,  fungiert  seit  1871  infolge  der  Gesetze  über  die  Conseils 
generaux ,  kann  aber  sowohl  an  vorrevolutionäre  Beispiele  —  nicht  nur  der  perma- 
nenten Ausschüsse  der  Stände  in  »pays  d'etat«  und  auch  in  Necker'?,  Assemblees  pra- 
vinciales  —  anknüpfen,  als  auch  mit  ausländischen  Mustern  verglichen  werden.  In 
vier  Teilen  schildert  der  Verf.  die  Schicksale  und  den  Funktionsbereich  dieser  Kom- 
mission, welcher  es  zukommt  a)  durch  Departementalrat  ihr  zugewiesene  Sachen  in 
Abwesenheit  der  Vertreter  im  Kreis  der  Gesetze  zu  handeln  und  sich  den  Interpre- 
tationen des  Staatsrats  entsprechend  zu  benehmen  ,  b)  eine  Kontrolle  der  Präfekten- 
verwaltung  in  der  Zwischenzeit  zu  üben,  ein  zarter  Auftrag,  der  oft  zu  Konflikten  der 
amtlichen  mit  der  autonomen  Verwaltung  führt ;  c)  endlich  hat  die  Kommission  ihr 
vom  Gesetzgeber  anvertraute  Befugnisse,  wie  z.  B.  hinsichtlich  des  Wegewesens,  was 
vor  1881  entweder  dem  Präfekten  oder  dem  Departementsrat  oblag  Sodann  erörtert 
Dr.  Gues'Meiler  die  Rekursordnung  der  Kommission,  sei  es  an  den  Departementalrat, 
de.ssen  Ausschuss  sie  ist,  sei  es  an  die  Regierung,  die  deren  Akte  nullificieren  kann, 
sei  es  schliesslich  an  den  —  unvermeidlichen  Staatsrat,  der  in  Frankreich  das  letzte 
Wort  hat.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  über  diese  letzte  Körperschaft,  worüber 
die  Schriften  des  »droit  administratif«  jahraus  jahrein  sich  zu  verbreiten  pflegen,  auch 
in  unserem  Zeiträume  ein  Buch  nicht  gefehlt  hat.  Es  ist  dieses:  Bequet,  Le  Conseil 
d'Etat,  Organisation,  Foiutionnetnetit,  1891.  Eine  Erwähnung  verdient  die  Arbeit  des 
übrigens  vorteilhaft  bekannten  Forschers  Fcraud-Giraud ,  Kassationsgerichtshofsrates : 
Code  de  la  Separation  des  pouvoirs  administratif  et  judiciaire  et  des  conflicts  d'attri- 
bution,  2  Bde.,  Pedone  Lauriel ,  1892.  Das  Werk  ist  in  zwei  Hälften  geteilt.  Im 
ersten  Teil  durchgeht  der  emsige  Verfasser  die  Anwendungen,  welche  die  Praxis  in 
der  Scheidung  und  Trennung  der  Verwaltungs-  und  judiziellen  Aufgaben  zuwege  ge- 
bracht, als  da  sind  Verwaltungs-  und  Regierungserlässe  und  Akte,  Armenunterstützung, 
die    gewerklichen  Syndikate ,    Pachtverträge  ,    Eisenbahnen  ,   Wege  ,    gemeinschaftliche 
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Friedhöfe,  direkte  und  indirekte  Steuern,  Ausbaggerung  der  Gewässer,  Nationaldomänen, 
Zölle,  Wasserwesen,  Wahlen,  Unterricht,  Expropriation,  Forsten,  Märkte  und  Hallen, 
Auslegung  der  Erlässe,  Marine,  See-,  Bergwerks-,  Leihhäuser-,  Ministerialangelegen- 
heiten, das  Oktroi,  Brücken-  und  Mautwesen,  Presse,  Lebensversicherungsgesellschaften, 
Tabak,  öffentliche  Bauten,  zeitweilige  Okkupation,  Fabrikanlagen,  Veräusserungen. 
So  viel  Probleme  der  Kompetenzkonfiikte !  Im  zweiten  Teile  versucht  Feraud-Giraud 
den  Weg  anzugeben  ,  wie  man  die  Kompetenzkonflikte  gütlich  begleichen  und  lösen 
kann.  Beispielsweise  im  Strafverfahren  dürfe  ein  Konflikt  nicht  erhoben  werden ,  so 
lange  nicht  die  Staatsanwaltschaft  vor  den  resp.  Gerichtshöfen  geklagt  hat,  da  ein 
Konflikt  nur  dann  stattfinde,  wenn  die  Verwaltung  die  Aktion  sich  hierin  vindiziert; 
dies  bedinge  Strafverhandlung  aber  keineswegs  eine  Aktion  der  Verwaltungsorgane, 
was  nur  den  Gang  der  Angelegenheit  unterbinden  würde  und  Straflosigkeit  des  Bean- 
standeten zur  Folge  hätte.  Anderseits  verbürge  wiederum  die  Verfassung  der  Staats- 
anwaltschaft die  Regel  der  Gewaltentrennung,  ohne  dass  ein  Konflikt  erhoben  zu 
werden  brauchte.  Eine  Zivilaktion  hingegen  könnte  nur  Schadenersatz  bezwecken, 
was  einen  Einspruch  der  Verwaltungsorgane  hinsichtlich  der  Kompetenz  zulässt.  Man 
sieht,  die  Arbeit  zielt  auf  praktische  Probleme  ab.  Ueberhaupt  werden  wir  in  der 
Folge  sehen ,  dass  das  pr  aktisch  Anwendbare  und  die  Zweckmässigkeit 
Hauptgesichtspunkte  in  der  französischen  administrativen  Litteratur  sind.  Nur  desto 
mehr  sehen  wir  uns  nach  theoretischen  Leitfäden  und  Zusammenfassungen  um. 

Ausser  den  Grundrissen  für  Anfänger  wie  Foignet ,  Manuel  elementairc  de  droit 
administratif ,  1893,  Marie,  Elements  de  droit  adminisiratif ,  1890,  (ä  l'usage  des 
etudiants)  und  Simmonet,  Traite  de  droit  administratif,  1892,  ragt,  wie  früher  erwähnt 
wurde,  das  starke  (752  S.)  »Precis  de  droit  administratif,  contenant  le  droit  public 
et  le  droit  administratif« ,  2.  Aufl.  1893  (erste  1891) ,  Larose  et  Forcel ,  von  Moriz 
Hauriou  hervor.  Den  besprochenen  Umriss  der  Verwaltungsrechtsentwicklung  hat  der 
T<i>ulouser  Professor  seinem  Handbuche  in  der  neuen  Aufl.  einverleibt.  Letzteres  unter- 
scheidet sich  zu  seinem  Vorteile  von  den  gangbaren  Lehrbüchern  des  droit  admini- 
stratif dadurch  ,  dass  es  i)  eine  wenn  auch  gedrängte  Grundlegung  (theorie  de 
l'Etat)  dem  Verwaltungsrechte  vorausschickt  und  2)  auch  mit  Hinweglassung  des  eigent- 
lichen Verfassungsrechtes,  manches  davon  herausnimmt  und  vorangehen  lässt  ,  was 
Hauriou  »droit  public«  nennt,  einen  Abschnitt  vielmehr  willkürlichen  Ausschnitt 
des  Staatsrechtes.  Es  mögen  Prüfungsordnungs-  und  sonstige  praktisch-didaktische  Rück- 
sichten mitgewirkt  haben  —  nennt  er  ja  geradezu  in  der  Vorrede  sein  Buch  pour  les 
etudiants  —  aber  dieser  Exkurs  und  Rumpf  erweckt  Misstrauen.  —  Ueber  die  all- 
gemeine knappe  Staatslehre,  sowie  die  sozialpolitischen  Ansichten  des  Verfassers  hat 
Gefertigter  in  der  Revue  d'Econ.  politique  (im  Druck)  seine  Meinung  geäussert;  so 
viel  tragen  wir  nach.  Allerdings  hat  auch  F.  Laferricre  (senior)  eine  ähnliche 
Grundlegung  '),  was  aber  der  Umstand  rechtfertigt,  dass  der  übrigens  Prinzipienfragen 
nicht  abholde  geschätzte  Jurist  solcher  Prolegomena  zum  Verfassungsrecht  bedurfte, 
welches  in  seinem  Lehrbuche  samt  dem  Verwaltungsrechte  ein  Ganzes  bildet,  in  der 
Kaiserzeit  jedoch  aus  einleuchtenden  Gründen  stiefmütterlich  abgehandelt  wurde  '). 
Hauriou  ist  Eklektiker,  will  einen  Staatsvertrag,  vvenn  auch  nicht  im  Rousseau'schen 
Sinne,  gelten  lassen,  ist  für  Gewaltentrennung  der  drei  Gewalten  des  Staates  :  Gesetz- 
gebung, Vollziehung  und  Richteramt,  tritt  als  Franzose,  ohne  jedoch  für  Omnipotenz 

i)  Cours  de  droit  public  et  administratif  1860  1.  vol.  eh.  L,  philosophie  du  droit 
politique. 
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der  Majoritäten  zu  sein,  für  Demokratie  als  »eine  (sie)  Verkörperung  des  juristi- 
schen Staatsl)egriffes  ein«  und  spricht  sich  gemässigt  und  umsichtsvoll  (eh.  2  der 
'l'höorie  de  i'Etat)  über  .Staatsfunktionen  aus,  indem  er  sowohl  Anarchie,  als  kollekti- 
vistischen Sozialismus  eines  kurzsichtigen  Optimismus  beschuldigt.  Gehen  doch  staatlicher 
Arbeiterschutz  u.  dgl.  neben  den  »syndicals  libres*  einher  und  »sowohl  .Staat  als  In- 
dividuum entwickeln  sich  und  vergrössern  den  .Spielraum  ihrer  Thätigkeit«.  Das 
Hruchslück  des  s.  g.  »droit  public«,  welches  dem  »administratif«  voraufgeht  (p.  80  —  170) 
besteht  aus  einer  Erörterung  der  Wahlrechte,  wodurch  das  Individuum  seine  ».Souve- 
riinetät  ausübe«,  der  »Libertös«  d.  h.  der  Bürgerrechte  als :  Kultus-,  Individual-,  Ortsver- 
iinderungsfreiheit,  Freiheit  der  Gewerbe  und  der  Arbeit.  Und  hiebei  ist  Verf.  kein  In- 
dividualist, sondern  er  weiss  die  Errungenschaften  der  modernen  sozialpolitischen  l'eriode 
gehörig  zu  würdigen.  Auch  Freiheit  der  Fresse  und  Vereinsfreiheit  sind  gut  dargestellt.  Im 
dritten  etwas  zusammengeleimten  Abschnitt  wird  unter  ^droits  aux  Services  de  l'Etal« 
von  Armenpflege  zumeist  einsichtsvoll  und  ziemlich  gründlich  mit  Hinblick  auf 
englische  und  deutsche  Gesetzgebung  gehandelt ,  was  freilich  für  einen  Vortrag  der 
Verwaltungs  p  o  1  i  t  i  k  und  - 1  h  e  o  r  i  e  sehr  passt,  im  Staatsrecht  aber  bei  den 
Haaren  herbeigezogen  erscheint.  Dies  Thema  hatte  schon  Hauriou  übrigens  in  der 
Revue  d'Economie  politique  früher  (es  ist  hier  wieder  ein  Abdruck)  besprochen  '). 
Der  übrige  fast  4  Siebentel  starke  Teil  des  Handbuchs  ist,  wir  stehen  nicht  an,  es 
bereitwilligst  anzuerkennen  —  ein  sehr  scharfsinniger  juristisch  gut  gehaltener  Vortrag 
über  eigentliches  Verwaltungsrecht,  welches  in  geistvoller  Weise  an  den  Be- 
griff der  Rechtspersönlichkeit  überall  angeknüpft  und  aus  ihm  konstruiert 
wird.  Unwillkürlich  kommt  man  auf  Courcelles  Seneuil  ^)  zurück ,  der  den  französi- 
schen Juristen  die  Schuld  giebt,  aus  Deutschland  und  zwar  (sie!)  von  Hegel  die  Idee 
der  Staatsperson  entlehnt  zu  haben  ,  als  ob  wir  nicht  wüssten ,  dass  schon  vor  zwei 
Jahrhunderten  Hobbes  von  civitas  quaedam  persona  sprach.  Hauriou  konstruiert  5 
»Verwaltungspersönlichkeiten«:  den  Staat,  das  D  e  p  ar  t  e  m  e  n  t ,  die  Gemeinde, 
die  »Etablissements  publics«  —  was  ziemlich  der  5/«M'schen  »Korporation« 
und  »Stiftung«  entspricht  und  hauptsächlich  von  den  bureaux  de  bienfaisance,  hopi- 
teaux  u.  dgl.  abgezogen  ist  —  endlich  die  Kolonien,  was  man  als  eine  wirk- 
liche Bereicherung  des  französischen  Verwaltungsrechts  deshalb  begrüssen  muss,  da  die 
Kolonien  bisher  stiefmütterlich  behandelt  wurden.  Wir  hätten  wohl  an  manchen 
Definitionen  auszusetzen,  wie  z.  B.  an:  »««  service  public  (juristisch)  est  une  Organi- 
sation cree  par  une  per  sonne  administrative  en  vue  de  la  satisfacticn  d'un  besoin  col- 
lectif".  »Verwaltung«  wird  entweder  streng  juristisch  als  »exercice  des  droits  des  personnes 
administratives«  angesehen  oder  Staats  wissenschaftlich  als  »Befriedigung  der 
öffentlichen  Bedürfnisse  und  Vollziehung  der  Gesetze^.  Sehr  treffend  klagt  Hauriou 
über, die  Vernachlässigung  dieses  Gesichtspunktes  durch  seine  Landsleute.  Er  hätte 
jedoch  ausser  den  in  Deutschland  wohl  nie  vergessenen  und  durch  Mohl  treffend 
als  »kleine  Meisterstücke«  charakterisierten  Etudes  administratives  von  Vivien  (1859), 
ausser  Macarel's  (Droit  politique)  und  Dupont  White'%  jedermann  von  uns  bekannten  Wer- 
ken des  —  freilich  nur  Mohl  bekannten  (Polizeiwiss.),  sonst  aber  verschollenen  Anthelme 
Costaz  ')  gedönken  sollen.     Merkwürdigerweise  wird  in  Titre  I :  Organisation  wieder  ein 


i)  Services  d'Assistance^  1891. 

2)  Soci^t^  moderne.  Droit  naturel. 

3)  Dessen  Essai  von  1818  sur  V administratives  des  arts  utiles,  agriculture  etc;  ist 
vergessen.     Die  1843  erschienene,  dreibändige  Histoire  de  l'administration  en  France 
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gutes  Stück  des  a  priori  ausgeschlossenen  Verfassungsrechts  hineingeschmuggelt, 
indem  nicht  allein  wieder  vom  Wahlrechte,  sondern  von  einer  »theorie  des  assembl6es 
deliberantes«  (!!  im  droit  administratif,  sie!)  geredet,  Konstitutionelles  besprochen  wird; 
jedermann  giebt  wohl  gerne  zu,  dass  dieses  für  ein  Verwaltungsrecht  nicht  passt.  Der 
geneigte  Leser  wird  uns  hoffentlich  die  Einzeldarstellung  der  Organisation  des  Ver- 
fassers erlassen,  sowohl  der  zentralen  als  der  selbst  verwaltenden  Organe.  Hauriou, 
welcher  im  Repertoire  von  Biquet  (1892)  einen  guten  Aufsatz  über  »Dezentralisation« 
gab,  ergeht  sich  in  Lobpreisungen  über  das  Gesetz  vom  10.  August  1871  über  die  »Con- 
seils  generaux  des  departements«  und  bekundet,  was  wir  gerne  beherzigen,  sein  skep- 
tisches Urteil  über  die  Gem  eindever  fassun  g  seines  Vaterlandes  (359) :  ob  »l'uni- 
fortnite  dans  le  regime  des  commurtes«  durch  die  Revolution  eingeführt,  ein  glücklicher 
Griff  sei;  doch  nennt  er  diesen  Griff»  trop  conforme  a  notre  car  acter  e  national«.  Das  zweite 
Buch  erörtert  alles  ,  was  in  sonstigen  Lehrbüchern  des  droit  administratif  obligates 
Forschungsgegenstand. zu  sein  pflegt,  also  Polizei,  Domänen,  Steuerrecht,  Expropriation, 
Transportanstalten  ,  Wegewesen,  öffentliche  Bauten.  Der  Leser  wird  wohl  selbst  im 
Buche  nachsehen.  Selbstverständlich  haben  die  Verwaltungsprozesse  ihre  privatrecht- 
liche Seite,  denen  ein  Titre  II  gewidmet  wird.  Schliesslich  verdient  Erwähnung  eine 
gute  Behandlung  der  Verwaltungsrechtspflege  und  des  Contentieux,  jener  pons  asino- 
rum  du  droit  administratif  wo  kurz ,_  präzis  und  juristisch  die  Definition  also  lautet : 
»Contentieux  ist  Gesamtheit«  von  Regeln  über  Thätigkeiten  der  Verwaltungspersönlich- 
keiten insoweit  sie  vom  gemeinen  Recht  abweichen.«  Wir  können  unmöglich 
das  V/erk  weiter  analysieren,  wollten  es  bloss  Sarwey,  Löning  und  anderen  Kollegen 
empfehlen.  Trotz  mancher  Mängel ,  Spitzfindigkeiten  u.  dgl.  ist  immer  Hauriou'% 
Arbeit  eine  sehr  beachtenswerte. 

~  Ueber  die  neue  Auflage  des  ^/öc/l''schen  Dictionnaire  de  l'administration  hat  sich 
die  Zeitschrift  geäussert.  1891  erschien  auch  ein  ähnliches  Lexikon  von  Blanche.  Es 
verdienen  —  der  Leser  entschuldige  die  trockene  Aneinanderreihung  —  ausserdem 
angeführt  zu  werden :  Chauveau  et  Tambour ,  Code  d'instruction  administrative  ou 
lois  de  la procedure  administrative  5,  edit.  1888 — 1890  ;  Denis  de  la  Garde  Godferneaux, 
Guide  de  la  procedure  devant  la  section  administrative  du  Conseil  d'Etat,  1890  ;  Noyer, 
Guide  de  procedure  des  conseils  de  prefecture  et  commentaire,  1891 ;  Douscaud ,  Com- 
tnentaire  de  la  lois  du  22.  Juillet  iSSg  sur  la  procedure  a  suivre  devant  les  conseils 
de  prefecture ,  1891.  Margaux,  de  Braga  et  Lyon,  Traitc  des  obUgations  et  de  la 
comptabilite  des  comptables  publics  de  la  comptabiliti  de  fait,  1891— 1892,  6  Bde.  Unser 
geehrter  Korrespondent,  Prof  Chavegrin,  rühmt  das  Gründliche  und  Prinzipienbeleh- 
rende des  Handbuchs  von  Picard,  Traite  des  eaux,  droit  et  administration,  1890,  bis 
jetzt  2  Bände;  erwähnt  Äavereau,  Des  cours  d'eaux  dans  bas  rapports  avec  la 
propriete  riveraine ,  1891 ;  ausserdem  die  Gemeinderechtsanleitungen  und  Leitfaden 
von  Lescuyer,  Manuel:  part  de  f  administration  communale,  2.  Aufl.  1891;  Morgand, 
La  loi  municipale,  commentaire  de  la  loi  sur  l' Organisation  des  conseils  municipaux, 
4.  Aufl.  in  2  Bdn.  1892;  Dubief  et  Gollofrey ,  Legislation  des  Cultes ,  18S8— 1892. 
Dcrouin  et  Worms,  Traite  des  autorisations  des  playdoyers  nccessaires  aux  communes 
et  etablissements  publics,  1892  :   Bichet,  Le  droit  des  pauvres,  de  l'impot  sur  les  billets 


de  l'acriculture,  des  arts  utiles,  du  cotmnerce  etc.,  Bouchard,  hat  Mohl  nicht  gekannt ;  er 
kannte  nur  die  erste  zweibändige  Ausgabe  v.  1834.  Den  deutschen  nationalökon.  Genossen 
empfehlen  wir  immerhin  die  fleissige  und  manches  Gute  enthaltende  Arbeit  über  den 
grössten  Teil  der  V  o  1  k  s  w  i  r  t  s  c  h a  f  t  s p  f  1  e g  e  Frankreichs  geschichtlich  behandelt (I). 
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li'entree  atix  thcntres ,  1891  ;  l^erroijiiet ,  Cuntrnt  de  l'Etut ,  concessions  aes  tuines  et 
proprietes,  1890 ;  De/>alleu,  yosselin,  Reudu  et  Prin ,  Tratte  de  l'expropriation  pour 
cause  iVutHitc  publique,  7.  Aufl.  1892  ;  Villet,  Les  liheralites  scolaires,  dnctrine,  lef(is- 
lation^  jurisprudence,  1891,  zwei  Bände;  Naudier,  Tratte  theorique  et  pralique  de  In 
legislation  des  chemins  rureaux,  1890;  Mar  littet,  Les  socieles  des  secuurs  mutuels  et 
l'assurance  ouvriere,  1891  ;  D'Estournelles  de  Conslanl,  Lois  et  reglements  sur  l'enseigne- 
ment  primaire,  1891 ;  Aiguillon ,  Legislation  des  min  es ,  1891  ;  Dubief,  Manuel  des 
conseils  de  fahrique  (Kirchenfabrik),  1892;  Marie,  Traite  du  regime  legal  de  la 
paroisse  calholique,  1892  ;  Bronnan  et  Guillier,  Histoire  de  la  legislation  des  patentes 
en  France,  1891 ;  Dictionnaire  des  patentes,  1891  ;  yaccotey .  Traite  de  la  legislation 
et  de  l'explotation  de  la  poste,  1891  ;  Christophle,  Traite  des  travaux  publics ,  zweite 
Auflage,  1889,  drei  Bände  ;  Debaure,  Dictionnaire  administratif  des  travaux  publics, 
3  Bde.,  1892  ;  Delaunay,  De  l' Allignement^  jurisprudence  et  pralique  administratives, 
1891.  Fremy-Ligneville  et  Perriquet,  Traite  de  l'administratioti  et  legisl.  des  batimeaits, 
2  Bde.,  1891 ;  Rotnel  et  Delaloste,  La  contribution  fonciere  et  les  proprietes  baties, 
1891  ;  denselben  Gegenstand  behandeln  Garnier  et  Dauvert  Andre ,  Les  droits  de 
mutations  par  deces.  Wir  möchten  uns  erlauben,  folgendes  forstwirtschaftliches  oder 
nalionalökonomisch  privatwirtschaftliches  Buch  als  einen  nicht  hierher  gehörigen  Ge- 
genstand zu  betrachten;  es  ist  des  Direktors  der  Forstakademie  zu  Nancy,  Puton, 
7'raite  de  l'Economie  forestiere,  3  Bde.,  l888 — 91.  Es  folgen:  Dejattne,  La  vatne 
päture,  1890.  Castillon,  Manuel  de  l'enregisirement  dti  domaine  et  des  timbres  ,  3.  Auf- 
lage, 1892,  ausserdem  5  andere  Schriften  und  Handbücher  über  die  berühmten  Ueber- 
tragungsgebühren  rede  Verkehrssteuern  Frankreichs,  welche  wir  überspringen, 
da  die  Liste  zu  lang  wird.  Martinet,  1891,  gab  hierüber  ein  Lexikon  aus.  Folgen: 
Remonder,  Les  congregatio7is  religieuses,  le  parieinen t  et  leur  cessation,  1892  ;  Vareilles- 
Sommieres,  Daccroissement  et  les  congregations,  1891  ;  Fay,  Les  cimetieres  et  la  police  des 
sepultttres ,  1890.  Ein  wichtiges  Werk  von  Greard ,  dem  Vizerektor  der  Pariser 
Akademie  ist. ferner  La  legislation  de  rinstruction  primaire  en  France  de  lySg  jusqu' 
a  nos  jours  in  drei  Bänden  1889 — 1892.  Von  dem  bekannten  Bischof  Aff're  hat 
der  Probst  Teige  eine  elfte  Auflage  des  Traite  de  l'administration  du  temporel  be- 
sorgt, 1890.  Boizardet  Tardieu  giebt  eine  Histoire  de  la  leg.  des  sucres,  1891.  Cesar 
Bru  beschäftigt  sich  mit  den  Syndicats  professionnels  et  leur  personnalite  civile  vom 
J.  1891.  Ueber  denselben  Gegenstand  handeln  die  Schriften  von  Gain,  1890  und 
Glotin,  1892. 

Merillon ,  La  loi  militaire  et  le  recrutement  de  l'armee,  1891 ;  Roussel,  1891, 
über  denselben  Gegenstand,  Sergent,  1890,  gleichfalls.  Escor biau,  Le  nouveau  code 
rural,  1891.  Ueber  Steuersachen:  Descamps ,  sur  les  contributions  directes ,  1890. 
Pinelli  et  Sexe ,  Notions  generales  sur  le  service  de  la  perception  des  contributions 
directes  ist  eine  praktische  Anweisung  zu  Prüfungen  darüber,  1891.  Chartonde  Moeurs, 
Dictionnaire  de  jurisprudence  hippique  contenant  la  legislation  des  courses,  1891.  Ueber 
die  neuen  Zolltarife  Dejamme,  1892,  Rossignol,  1892.  Wir  würden  nicht  enden,  wenn 
wir  alles  aufzählten.  Man  sieht ,  es  sind  meistens  praktische  Verwaltungsrechtsan- 
weisungen und  Handbücher,  worüber  die  Theorie  wenig  zu  sagen  hat.  Die  Aus- 
lese ist  doch  eine  bedeutende  und  die  gegenwärtige  Uebersicht  muss  sich  auf  das 
Namhafteste  beschränken. 

Nun  folgen  wir  Torres  Cavipos  nach  Spanien.  Dieses  Land  hatte  früher 
einen  bedeutenden  Verwaltungsrechtslehrer  in  Colmeiro ,  welchen  Bathie  zu  zitieren 
pflegte.     Ausser    manchen  Gelegenheitsschriften  hebt  unser   geehrter  Korrespondent 
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aus  Granada  des  früher  erwähnten  Paredes :  Cur  so  de  derecho  adminhtrativo  segue  los 
principios  generales  y  la  legislacion  acttial  de  Espana,  3.  Aufl.,  Madrid,  1892,  hervor. 
Dann  :  AHamira  :  H'istona  de  la  propriedad  cominunal  con  un  prologo  de  Don  Gumer- 
sindo  Azcarate ,  Madrid  1890.  Verfasser  ist  Sekretär  des  pädagogischen  Museums, 
ein  sehr  junger  aber  rühriger  und  beachteter  Publicist.  Alle  seine  Schriften  erfreuen 
sich  in  Spanien  einer  grossen  Anerkennung.  Ein  Handbuch  des  vergleichenden 
Verwaltungsrechts  lieferte  1892  .■  Meyer ,  La  administracion  y  la  organisacion  adrnini- 
strativa  en  Inglatera,  Francia,  Allemania  y  Austria.  Obra  seritto  en  alefnano  Intro- 
ducion  y  exposicion  de  la  organisacion  admirtistrativa  de  Espanna  per  Posada,  Madrid, 
1892.  Also  eine  Uebersetzung.  Ein  hervorragender  Schriftsteller,  Labra,  der  auch 
im  praktischen  Staatsdienst  thätig  ist ,  schrieb :  La  atitonomia  colonial  Discursos, 
Madrid,  8". 

Durch  die  Zuvorkommenheit  des  Sizilianers  Prof.  E.  Orlando  in  Palermo,  dem 
wir  nachträglich  hier  danken,  sind  wir  in  der  Lage ,  die  Ausbeute  der  italieni- 
schen Verwaltungsrechtslitteratur  näher  beleuchten  zu  können.  Dieselbe  ist  nicht 
gering  im  Vergleich  zur  viel  älteren  französischen.  Ausser  den  Elementar-Hand- 
büchern  wie  Loris  für  die  Manuale  Höpli'i  1890,  Inauguralvorträgen  wie  von  L. 
Nappi  Madona,  Introduzione  alle  Studie  del  diritto  atnministrativo,  1892,  Flugschriften 
wie  Morosoli:  Del  riordinamento  arnministrativo  del  regno  d'Italia  Pisa,  1892,  giebt 
es  wertvolle  Handbücher,  Systeme  und  Monographien  auf  der  Apenninhalbinsel. 

Unser  geehrter  Korrespondent  charakterisiert  folgendermaasen  sein  eigenes 
Handbuch :  Principii  di  diritto  arnministrativo,  E.  v.  Orlando  (Firenze,  Barbera,  1892, 
376  Seiten  stark)  :  Herr  Orlando  dozierte  früher  über  Verfassungsrecht  und  be- 
klagt in  dem  Buche  das  Hinsiechen  (decadenza)  der  staatsrechtlichen  positiven  Studien 
in  Italien,  indem  die  Autoren  sich  mit  theoretischen,  politischen  und  philosophischen 
Bezugnahme  abgeben ,  das  streng  Rechtswissenschaftliche  bei  Seite 
lassend.  Verfasser  scheint  dem  Weg  Hauriou'%  zu  folgen  und  unternimmt  ein  ju- 
ridisch abgerundetes  Verwaltungsrechtssystem  zu  liefern.  Die  T  h  a  t  —  Stein 
schrieb  in  späterer  Zeit  die  »Arbeit«  —  des  Staates  das  ist  das  Kriterium,  wo- 
nach das  Juridische ,  eine  Rechtsthätigkeit  der  Verwaltung  zu  beurteilen  ist ,  wozu 
sich  die  soziale  Seite  gesellt.  Daraus  —  wir  vermögen  den  Unterschied  zu 
Kösler's  bekanntem  Werk  nicht  genau  zu  statuieren  —  entwickelt  Orlando  die  Zu- 
ständigkeit dieser  Rechtsdisziplin  zur  Erforschung  der  Staatsingerenz  in 
»soziale«  d.  h.  persönliche,  wirtschaftliche  und  Geistesangelegenheiten,  wobei  wie 
es  scheint  Verf.  der  Stein'schitn  Konstruktion  einer  »halb  juridischen,  halb  sozial- 
wissenschaftlichen« Verwaltungs  1  e  h  r  e  entgegentritt.«  Verf.  wünscht,  dass  man 
seinen  neuen  Begriff  der  »communista«  »Gemeindeglieder*  (deutsch  in  der  Selbsl- 
anzeige  »Gemeindemitgleider«  (sie!))  einer  Prüfung  unterziehen  möge.  Die  Fach- 
kollegen Deutschlands  mögens  versuchen,  nachdem  sie  das  Werk  gelesen  haben  werden. 

Von  Persico's  vierter  Auflage  (Napoli,  1890,  Marghieri)  Principii  di  diritto  arn- 
ministrativo urteilt  unser  Herr  Korrespondent  folgendermassen  :  ^Persico  habe  sein 
früheres  Buch  wenig  umgearbeitet  und  die  Zusätze  zur  älteren  (nach  Palwa's  Angabe 
ed  1872)  Auflage  seien  unbedeutend.  Die  ältere  war  bei  alledem  ein  sehr  brauch- 
bares Handbuch,  durch  Scharfsinn ,  die  grosse  Nettheit  und  Gedrängtheit  (sobrieta) 
und  Eleganz  der  Darstellung  ausgezeichnet.« 

P.  Bertolini,  Delle  garanzie  della  legalita  in  ordine  alla  funzione  amministra- 
tiva,  Roma,  1890,  342  S.  stark.  Der  Titel  weist  schon,  worauf  es  hier  ankommt, 
nämlich  die  Streitigkeiten  (/'/  Contenzioso)  des  Verwaltungsrechlsgebieles,  die  Veranl- 
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wortlichkeit  des  Staates  sowohl  als  der  Beamten.  Verf.  neii^t  sich  der  Gewähr 
von  Individualgerechlsamen  zu  und  sieht  in  diesen  Garantien  einen  heil- 
samen Schulz  gegenüber  den  steigenden  Allmachtsansprüchen  der  modernen  Staats- 
gewalt. Er  billigt  deshalb  das  italienische  System,  welches  dem  ordentlichen 
Richter  die  Verwaltungsrechlsprechung  zuweist.  Rertolmi  ist  ein  sehr  fein  gebildeter, 
klar  schreibender  und  populärer  Schriftsteller,  wenn  auch  etwas  weniger  Prolixität  — 
wir  fügen  hinzu  :  ein  Erbübel  der  Landsleute  beider  gelehrten  Fachmänner  —  und  mehr 
juridisch  kritischer  Sinn  zu  wünschen  wären.  Im  J.  1892  veröffentlichte  Bertolini: 
^"Sgi  ddla  siienza  e  di  diritto  della  publica  amminislrazione,  274  Seiten,  was  eine  Fort- 
setzung zu  sein  scheint  (Dali  Commune  alloStato  parte  secondo).  Sabbatini  UAmmi- 
nistrazione  secondo  la  legge,  Modena,  1891  ,  behandelt  nach  Orlando  ähnliches  wie 
das  vorher  besprochene  Werk.  Der  Grundgedanke  ist,  dass  diepolitischeFrei- 
heit  bei  weitem  nicht  das  einzige  Gut  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft sei  und  die  bürgerlichen  Rechte  ebenfalls,  wenn  nicht  mehr 
erstrebenswert  seien  und  von  Gewähren  umgeben  sein  sollten.  Der  Verf.  möchte 
deshalb  das  Verordnungsrecht  eingeschränkt  haben,  den  Staat  von  Beam- 
tenplethorie  und  Funkti  onarismus  geschützt  sehen:  deswegen  sei  die  Ver- 
antwortlichkeit der  Beamten  streng  zu  fixieren.  Es  ist  kein  hochaufstrebender,  aber 
ein  fleissiger,  klarer  und  in  der  wissenschaftlichen  Methodik  gewandter  Autor.  Er 
verfasste  1890  in  Turin  einen  Coinmento  alle  leggi  sull  espropriazione  per  pubblica 
utilita     in  zweiter  Aufl.,  662  Seiten  stark. 

Vacchelli,  Responsabilita  civile  della  pubblica  amminislrazione  e  il  diritto  commune, 
Milano,  Hoepli  1892,  VIII  und  230  Seiten.  Es  ist  eine  etwas  dunkel  geschriebene 
Schrift  über  ein  bekanntes  Thema,  sonst  gut  und  tief  durchdacht,  wenn  auch  die 
l'räzision  und  Schärfe  der  BegrifFsfonnulierung  vermisst  wird.  Verf.  sucht  nachzu- 
weisen, dass  die  Verantwortlichkeit  des  Staates  und  des  gemeinen  Rechtes  keines- 
wegs eins  sind.  Man  dürfe  in  diesem  Falle  weder  von  dolus  noch  von  czilpa  reden, 
indem  die  Kriterien  der  verteilenden  Gerechtigkeit  sowie  der  »wiederersetzenden« 
Gerechtigkeit  gelten.  Vacchelli  behandelte  übrigens  theoretisch  die  Armen- 
pflege L'assistenza  publica,  Cremona,  1891 ,  239  Seiten.  Orlando  verschweigt  oder 
betrachtet  folgende  Grundrisse  als  Elementaranweisungen  ohne  sonderliche  wissen- 
schaftliche Tragweite:  G.  Greco,  II  nuovo  diritto  amministrativo  italiano,  Parte  Ge- 
nerale Salerno,  1891  ;  Puntura,  Diritto  amministrativo  italiano ,  Caltanisetta,  1891, 
598  S. ;  Sailer,  Prolegomeni  allo  studio  del  diritto  amministrativo,  Venedig,  1890. 
Dagegen  empfiehlt  er  dem  deutschen  Leser  folgende  neueste  Arbeiten:  Cagnetta, 
Lo  Stipendio  (Turin ,  1893) ,  eine  gute ,  mit  streng  juridischer  Methode  gearbeitete 
Schrift  über  die  Sache  in  Italien  ,  d.  h.  deutsch  über  Besoldungen.  Verfasser 
trotzt  der  allgemeinen  Meinung  hierüber  und  meint,  das  gegenseitige  Verhältnis  zwi- 
schen Beamten  und  Staat  sei  mit  nichten  ein  pures  Vertragsverhältnis. 
A:  Longo  gab  1892  in  Palermo  ein  interessantes  Buch  heraus  :  Della  conslitu- 
dine  nel  diritto  pubblico  (costituzionale  ed  atnministrativo).  Es  scheint  eine  Arbeit 
pro  venia  legfndi  zu  sein  und  dabei  doch  keine  rein  privatdozentische,  sondern  eine 
gelehrte  und  gediegene  ruhige  Erörterung  des  Herkommens  und  Gewohnheitsrechtes 
auf  staatsrechtlichem  Gebiete  ,  welche  dem  Verf.  die  Berufung  zur  Lehrkanzel  in 
Pavia  (Verwaltungsrecht)  eintrug.  Longo  hat  viele  Gründe  für  das  behandelte  Problem 
beigebracht  und  es  mit  guter  Methode  und  vielem  Wissen  gethan.  Ein  Mangel 
bleibt    immerhin    die  Anwendung    seiner  Ansichten   auf    den  Beweis    des    positiven 
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Rechts,  aber  der  Verfasser  hat  immerhin  viel  Scharfsinn  aufgewendet  und  sich  als 
Jurist  dokumentiert. 

Aus  Fusinato's  Verzeichnis  tragen  wir  nocli  nach:  Maggetti,  La  genesi  della 
beneficenza,  Ravenna,  1880,  408  Seiten  stark  ;  Codice  della  giustizia  amministrativa , 
Raccolta  completa  degli  leggi  e  regolametiti ,  Florenz,  Barbieri,  1892,  235  Seiten; 
Donati  le  Rosati,  Guida  d' amministrazione  e  di  contabilita  per  le  apere  pie  del  Regno, 
Peruggia  XII  e  488  S. ;  Giacalone  Quaranta,  Giustizia,  amministrativa  e  giuridizione 
ordinaria,  183  S.,  Palermo  ;  M.  Martinelli,  Dei  Communi  e  delle  Provincie,  Bologna, 
1892  ;  Daniele,  La  storia  la  giurisprudenza  e  la  pratica  delle  vicinali  in  Italia,  1891. 

In  den  Niederlanden  beschäftigt  man  sich  nach  Aulnis  de  Bourrouil  mehr 
mit  Verwaltungsangelegenheiten  als  mit  Staats-  und  völkerrechtlichen  Fragen.  H.  G. 
Hartmann  hat  1890  ein  vergleichendes  sehr  interressantes  Studium  des  Gemeinde- 
rechtes beider,  der  katholischen  und  der  protestantischen  Länder  geliefert  u.  d.  T. 
Het  Genieentewezen  in  N ederland  en  in  Belgie.  1892  erschien  y.  P.  Sprenger  van 
Eyck's  wertvolles  Werk  De  Ryks  en  de  Gemeentebelastingen  in  Nederland. 

Der  Verfasser ,  vormals  Minister  der  Kolonien  und  ausgezeichneter  Finanzver- 
walter behandelt  mit  grossem  Geschick  das  holländische  Steuerrecht.  Um  den  Ge- 
meinden, die  in  Holland  so  wie  anderwärts  eine  kostspielige  und  immer  weiter  um 
sich  greifende  Verwaltung  führen  müssen  und  über  wenige  Steuerquellen  verfügen, 
zu  Hülfe  zu  kommen,  schlägt  v.  Eyck  ein  System  von  Staatszuschüssen  vor  im  Ver- 
hältnis zur  Bevölkerungszahl  derjenigen  Gemeindebürger,  welche  in  jeder  Gemeinde 
bevorrechtet  keine  direkten  Steuern  zahlen,  weil  der  Fiskus  sich  die  indirekten, 
namentlich  die  Zölle  vorbehalten  hat. 

Prof.  y.  C.  Araber,  De  beginselen  van  grundbookvetge^uing  (Prinzipien  der  Grund- 
buchgesetzgebung) 1892.  Der  Utrechter  Lehrer  des  römischen  Rechts  vergleicht  in 
diesem  Werke  die  Mängel  und  Vorteile  verschiedener  Grundbuchsysteme,  welche 
den  Besitzstand  des  Grundeigentums  gewährleisten ,  sowie  die  Rechtsbeständigkeit 
der  Eintragungen  in  die  Hypotheken.  Das  Thema  greift ,  zugestandenermassen ,  in 
die  Verwaltungspolitik  ein. 

In  Ungarn  hat  1891  der  sich  mit  der  Frage  der  B  ekämpf  ung  der  Trunk- 
sucht eingehend  befassende  yulius  Fehlte  eine  durch  die  ungarische  Akademie 
gekrönte  grosse  Monographie  erscheinen  lassen  {Az  iszakorsag).  Schon  in  dieser 
Periode  zeigt  sich  auch  in  der  Litteratur  die  kirchenpolitisch-administra- 
tive Strömung ,  welche  auf  die  Teilnahme  der  katholischen  Laien  an  der  äusseren 
Verwaltung  der  Kirche  hinzielt.  Die  im  J.  1848  entstandene,  im  J.  1870  durch  könig- 
liches Reskript  einberufene,  durch  einen  konstituierenden  Kongress  teilweise  ins 
Leben  gerufene  sogenannte  kathol.  Autonomie  will  man  aktivieren  und  es 
sollen  die  vom  Kongresse  1870  ausgearbeiteten  Statuten  vom  König  .als  Summus 
Patronus  Ecclesiae  bestätigt  oder  ein  neuer  Kongress  einberufen  werden.  Die  Schrift 
Bila  Barla'i  [Iraniclock)  eröffnet  den  Reigen  und  soll  wegen  ihrer  Eigentümlichkeil 
erwähnt  werden. 

In  Polen  (Galizien)  giebt  es  eine  zweiwöchentliche  judiziell-verwaltuiigsrcclil- 
liche  und  verwaltungs-politische  Zeitschrift  Przeglaad  saadowy  i^administracyjny  (Lem- 
berg),  worin  ausser  praktischer  Verwaltungsrechtsprüche  und  Erkenntnisse  auch  ver- 
waltungstheoretische Probleme  dann  und  wann  erörtert  werden.  Eine  Hervorhebung 
verdient  LozinskV^  Abhandlung  über  Oeffentliche  Armenpflege  (0-pieczy-puh- 
licznej  nad  ubo  gimi),  1892.  Der  Warschauer  Lehrer  des  Verwaltungsrechts  an 
der  Hochschule,  Anton  Okolski ,    bekannt  durch  ein   gründliches  dreibändiges  Lehr- 
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I)iicli  —  im  wesentlichen  nacli  Mohl\  Polizeiwissenschaft  geordnet,  doch  Stein  auch 
ItcTÜckbichtigend,  1880 — 84  —  gab  1891  heraus  eine  Monographie  über  die  Gym- 
nasial frage  (Kwestya  gimnazyahta)  in  Frankreich,  Deutschland  und 
Schweden,  worin  dem  Realismus  das  Wort  geredet  wird,  «loch  unter  Bcrücksich- 
ligung  der  berechtigten  Krfordernisse  der  klassischen  Bildung.  Das  Buch  ist  indess 
mehr  pädagogischen  als  verwaltungsrechtlichen  (das  de  lege  fereuUn  ist  nur  ange- 
deutet) Inhalts.  Die  Nolwenditjkeil  eines  besseren  volkswirisrli.ifilir  hcn  l'ntinif  Im s 
wird  betont. 

III.    Oeffentliches    Internalionalrecht. 

Hiemit  hätten  wir  den  Bereich  der  »inneren  Politik«  durchgewandert.  Es  er- 
übrigt, der  Litteratur  des  öffentlichen  I  nt  er  nat  ionalrec  h  t  s  beiläufig  zu  gedenken. 

Zwar  hat  dieser  Wissenszweig  zusamt  dem  privaten  Internationalrecht,  welches 
keine  Staatswissenschaft  ist ,  in  Fachzeitschriften  wie  von  Kollins  Jacquernyn 
u.  a.  ihre  Organe  und  die  Tübinger  Zeitschrift  notiert  die  einschlagenden  Er- 
scheinungen nur  aus  Bewusstsein  der  Zusammengehörigkeit  des  Völkerrechts 
zu  dem  Ganzen  ihres  Erörterungsfeldes.  So  werden  wir  auch  hier  uns  einschränken 
müssen ,  machen  gleichwohl  darauf  aufmerksam ,  dass  es  uns  völkerrechtlichen 
Laien  dünkt ,  als  ob  im  verflossenen  Triennium  die  Bewegung  auf  diesem  Ge- 
biete keine  besonders  ergiebige  und  weitergreifende  war.  Namhafte  Autoren 
sind  entweder  tot  —  Holtzendorff  und  Sumner-Maine  schweigen  wie  Calvo  — 
oder  deuten  ihre  Gegenwart  nur  durch  Fortsetzung  früher  begonnener  Arbeiten  an, 
wie  Fradier  Foderc.  Kleinere  Staaten  ziehen  sich  in  den  Schmollwinkel  wie  Holland, 
das  Vaterland  Hi^go  de  Groots ,  oder  »folgen  dem  Gange  der  Weltlitteratur  und 
bescheiden  sich  auf  das  Innere«,  wie  die  skandinavischen,  nach  den  Worten  unseres 
Lunder  Korrespondenten.  Auf  der  Bühne  blieben  nur  Angehörige  der  eigentlichen 
Grossmächte,  freilich  mit  Ausnahme  Spaniens.  Es  dürfte  aber  hinsichtlich  des  letzten 
Landes  nicht  leicht  kommen  zu  vergessen ,  dass  man  auch  früher  eine  Grossmacht 
—  gewesen  ist. 

Aus  England  ist,  nachdem  die  guten  posthumen  Forschungen  von  Sumner- 
Maine,  herausgegeben  1889  durch  den  bekannten  positivistischen  (im  Sinne  von 
A.  Comte)  Schriftsteller  Harrison  ^International  Law«  bereits  in  den  früheren  Zeit- 
raum fallen,  mix  Hall' s  International  Law  1890  zu  verzeichnen.  Beide  Werke  waren 
auf  Sidgwick's  vorerwähnte  Staatslehre  von  Einfluss,  was  die  entsprechenden  Kapitel 
des  Werkes  von   »international  policy«  bekunden. 

In  Frankreich  und  B  e  1  g  i  e  n  haben  Provinzialprofessoren  Beiträge  zur 
völkerrechtlichen  Handbuchslitteratur  gesteuert.  Pillet  in  Grenoble  galb  1891  und 
1892  heraus  Le  droit  de  la  guerre  —  premiere  partie  —  les  hostilites ,  Paris  bei 
Le  Rousseau.  Es  sind  in  einem  Offiziersklub  der  Grenobler  Garnison  gehaltene 
Vorträge.  Alfred  Chretien ,  Adjunktsprofessor  in  Nancy  hat  bereits  unter  diesjäh- 
rigem Datum  verfasst  »Principes  de  droit  international  public»  bei  Chevalier  Marescq 
und  Plön  et^  Nourrit  in  Paris  1893.  Das  Buch  enthält  bibliographische  Nachwei- 
sungen, sowie  das  von  Dr.  jur.  Nachbauer  bearbeitete  resume  des  principaux  traites 
signes  par  la  France  depuis  1648  jusqu'  ä  nos  jours.  Vom  Buche  ist  allerdings  bloss 
der  erste  Teil  erschienen.  Der  Veteran  der  völkerrechtlichen  Litteratur ,  Commen- 
tator  von  Grotius  und  Vattel ,  Pradier-Foderi ,  gab  1891  den  V.  Band  seines 
früher  begonnenen  Traite  de  droit  international  public  europeen  heraus  (Paris,  Pexione 
et  Lauriel).     Dieser  tünfte  Band    besteht    aus    einem  einzigen  Abschnitt ,    der    dem 
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Seerechte  gewidmet  ist,  in  drei  Unterabteilungen  (privates,  öffentliches  und  in- 
ternationales Seerecht).  1890  brachte  von  den  Archives  diplomatiques  des  Louis 
Renault,  welcher  das  Völkerrecht  an  der  Pariser  Rechtsschule  doziert,  die  Bände 
28  und  29,  das  Jahr  1891  :  37,  38,  39,40.  Georg  Bry ,  Professor  in  Aix,  hat  ein 
Elementarwerk  bei  Forcel  et  Larose  1891  herausgegeben:  l'reäs  elhnentaire  du  droit 
international  public.  In  Brüssel  erschien  1891  von  La  Fontaine  ein  Essai  de  biblio- 
graphie  de  la  paix  bei  Lambeerts.  Ferner  von  Er7ist  Nys:  Les  theories  poUtiques  et 
le  droit  ifiter national  en  France  jusqu'  au  18.  siede,  1891,  Weissenbruch  und  vonRivier: 
Programme  d'un  cours  dzi  droit  des  gens  pour  servir  a  l'etude  privee  et  aux  cours 
universitaires,  Lefens  1890.  Ein  (irieche  G.  Gh.  Zographos  hat  v.  Holtzendorff'^ 
Grundsätze  1890  übersetzt:  Elefnents  de  droit  international  public.  An  Monographien 
notieren  wir:  Rosse,  Le  droit  de  la  force ,  guide  international  du  commandant  de 
bätiment  de  guerre,  Baudoin,  Paris  1891.  Der  Toulouser  Professor  Rouard  de  Cord 
schrieb :  Les  destinees  de  l'arbitrage  international  depuis  la  sentence  rendue  par  le 
tribunal  de  Geneve,  Paris  1892,  Pedone  et  Lauriel.  Michael  Reron  ist  Professor  Dr. 
Mayet  ins  Ostreich  Japan  gefolgt  und  hat  —  nach  Larnaude's  Urteil  —  früher 
eine  äusserst  vollständige,  ausgezeichnet  geschriebene  Arbeit  über  denselben  Gegen- 
stand verfasst  u.  d.  T.  »L'arbitrage  international«.  Die  Pariser  Akademie  des  sciences 
morales  et  politiques  hat  die  Monographie  einer   Preisbelohnung  würdig  erachtet. 

Staatsrat  Palma  versuchte  sich  1890  und  früher  1879  auf  dem.  Gebiete  des 
Völkerrechts  und  zwar  als  Sammler  von  Verträgen.  Raccolta  di  trattati  e  delk  con- 
venzioni  internazionali  in  vigore  fra  il  regno  d'Italia  e  gli  governi  esteri,  Torino, 
Unione  tipografica  editrice.  Das  italienische  Ministerium  des  Aeussern  veröffentlichte 
die  Verträge  zwischen  Italien  und  auswärtigen  Mächten,  wovon  zur  Zeit  der  XII.  Bd. 
erschienen.  Verf.  bemerkt,  dass,  weil  diese  Publikation  in  natürlicher  chronologischer 
Folge  vor  sich  gegangen  und  Verträge  enthält,  die  sowohl  rechtskräftig  sind,  als 
auch  solche,  die  ausser  Uebung  gekommen  und  deren  Rechtskraft  erloschen  ist,  es 
ihm  deshalb  schwer  wurde ,  einen  adäquaten  und  präzisen  Begriff  zu  bilden.  Er 
schlug  deshalb  vor,  die  verbindlichen  Verträge  zu  sammeln  und  nach  den  Gegen- 
ständen zu  ordnen.  Nach  einer  Kritik  der  verschiedenen  Klassifikationen  der  Ver- 
träge seitens  der  Völkerrechtslehrer  werden  dieselben,  was  Italien  anbelangt,  in 
8  Abteilungen  gebracht,  a)  die  auf  den  Territorienbestand  und  politischen  Besitz- 
stand bezüglichen  seit  dem  Züricher  Traktat  und  beiden  Konventionen  mit  Abbes- 
synien,  b)  die  auf  das  europäische  vertragsmässige  Völkerrecht,  weiter  die  auf  den 
Orient,  endlich  die  auf  das  Kriegsrecht  bezüglichen,  c)  Handels-  und  Schiffahrts- 
verträge mit  christlichen  und  europäischen  Mächten ,  d)  die  Konsularkonventionen, 
Freundschafts-  und  Handelsverträge  mit  orientalischen  Staaten  :  Türkei,  China,  Japan, 
e)  die  Auslieferungsverträge,  f)  betr.  das  litterarische  und  gewerbl  Eigentum,  g)  Münz-, 
Telegraphen-  und  Eisenbahnverträge,  h)  betr.  das  internationale  Privatrecht  und  die 
internationale  Verwaltung.  Bluntschli  fand  einen  Nachahmer  in  dem  übrigen  schon 
vorher  vorteilhaft  bekannten  Fachgelehrten  Pasquale  Fiore :  II  Jiritto  internazio- 
nale  codificato  e  la  sua  sanzione  giuridica,  Torino  Unione  tipografica  1890,  638  Seiten 
in  8*^.  Ed.  Cimbali  schrieb  189 1  Lo  Stato  secondo  il  diritto  internazionaU  univer- 
sale XXXII  ist  317  Seiten  stark;  Pierantoni  beleuchtete  die  Italien  so  nahe  an- 
gehenden Ifatti  di  Nuovo  Orleans  1891.  L.  Marino  giebt  La  morale  e  la  giustizia  nel 
conflitlo  anglo-portughese  1890;  V.  Micelli:  11  trattato  italo-etiopico  ed  il  diritto 
publico  italiano  1890.  Unser  geehrter  Korrespondent  Prof.  Fusiuato  endlich  hat  1892 
eine  kleine    Abhandlung    in  Florenz    bei   Barbiera    gedruckt:    D' uhü  parte    alquonio 
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trascurrata  del  dirittu  internazionale  e  della  sua  organizzazione  scienfica.  Erwäh- 
nung verdient  eine  Schrift  von  G.  C.  Buzzati:  La  schiavitii  e  la  tratta  in  Macerata 
1891,   eine  Antrittsvorlesung. 

Unser  spanischer  Mitarbeiter  7'.  Campus,  der  Völkerrecht  in  Granada  lehrt, 
verfasste  EUmentos  Je  derechu  internacional,  Madrid  1890,  Olivart:  Tratudo  y  nolas 
de  derecho  internacional  puhhlico,  Indice  repertivo  Barcellona  1890.  Fs  ist  dies  der 
Schlussband  eines  der  beiden  spanischen  Volkerrechlshandbücher.  Derselbe  Verf. 
veranstaltet  und  druckt  eine  Sammlung  von  Staatsverträgen,  bis  zum  J.  1892  sind 
davon  zwei  Bände  erschienen,  Retortillo  y  Larnos  giebt  Apuntos  gora  un  estudio  sobre 
la  guerra  y  la  paz  armada,  Madrid  1891  ;  Torr  es  Campos  findet  die  Schrift  sehr 
beachtenswert.  Derselbe  verfasste  ein  Compendio  de  historia  del  derecho  internacional. 
Hepar az:  Espana  en  Africa  y  altros  Studios  de  politica  colonial  189 1.  Perez  del  Toro: 
Espana  evrial  Evocraul  de  Africa  1892,  soll  ein  interessantes  Studium  sein.  Olmeda 
y  Leon:  El  primer  tratado  inter^tational  espanol  de  derecho  de  gentes  Elenuntos  de 
derecho  publica  de  la  paz  y  della  guerra,  reimpreso  de  la  edicion  di  1771  segnido  de 
un  ensago  crtico  sobre  el  autore ,  hat  der  oben  angeführte  Prof.  Olivart  in  Bar- 
cellona 1891  in  zwei  Bänden  herausgegeben.  T.  Campos  macht  darauf  aufmerksam, 
dass  es  das  erste  System  des  Völkerrechtes  hinter  den  Pyrenäen  ist,  was  wir  Fach- 
kollegen Deutschlands  zur  Beachtung  bringen.  Garcia  übersetzt  ins  Spanische  das 
Werk  xonFioreMd.  1881  gab  iT/ör^«^?  eine  gute  Flugschrift  über  das  völkerrechtliche 
Schiedsrichteramt  aus  Anlass  des  iberischen  juristischen  Kongresses  heraus ;  auch 
Torres   Campos  lieferte  dazu  seinen  Beitrag. 

In  Ungarn  schliesslich  hat  Wilhelm Lers  über  den  Rechtszustand  der  Donau 
(A  Dunafolgöna  voretharo  jogallapot)  eine  gründliche  Arbeit  geliefert. 

In  der  Svensk  Tidskrift  ist  von  Dr.  Warenius,  Privatdozent  an  der  Universität 
Upsala  neuerdings  ein  Aufsatz  publiziert  worden:  »Verschiedene  unioneile  Rechts- 
anschauungen« (»Olika  unio7iella  rättsaskadningar«)  ,  dessen  Inhalt  durch  den  ge- 
wählten Titel  am  besten  angegeben  wird;  dasselbe  verbreitet  sich  über  die  schwe- 
benden Unionsfragen  zwischen  den  beiden  Staaten  Schweden  und  Norwegen. 


Encyklopädie  des  gesafnten  Eisenbahnwesens  in  alphabetischer  Anordnung.  Heraus- 
gegeben von  Dr.  Viktor  Roll,  unter  redaktioneller  Mitwirkung  der  Oberingenieure 
F.  Kienesperger  und  Ch.  Lang,  in  Verbindung  mit  zahlreichen  Fachmännern.  Fünfter 
Band.  »Istrianer  Bahnen«  bis  »Personenverkehr«.  Mit  383  Originalholzschnitteji, 
13  Tafeln  und  3  Eisenbahnkarten.  Wien ,  1893.  Druck  und  Verlag  von  Karl  Ge- 
rold's  Sohn. 

Es  muss  dankbar  anerkannt  werden,  dass  Herausgeber  dem  vierten  Bande  (siehe 
Besprechung  im  vierten  Heft ,  Jahrg.  1892  der  Z.  f.  d.  g.  Stw.)  in  verhältnismässig 
so  kurzer  Zeit  den  fünften  und  vorletzten  Band  folgen  Hess  und  so  die  Lücke,  welche 
dieses  vortreffliche  Werk  auszufüllen  berufen  ist,  sich  in  Bälde  schliessen  wird.  Aus 
der  langen  Reihe  interessanter  Aufsätze  seien  als  besonders  bemerkenswert  die  nach- 
stehenden hervorgehoben:  Cialis:  »Italienische  Eisenbahnen <;,  Dietler :  »Jura-Simplon- 
Bahn« ,  //^;7/3«i  .■  »Kohlenbahnhöfe«  und  »Kohlenladevorrichtungen«  ,  Launhardt; 
Kommerzielle  Trace«,  Spitzner:  »Kräne«,  Schmid:  »Kreuzimgen«,  Steinbiss:  »Kuppe- 
lungen«, Wittmann:  »Lehrgerüste«,  Volkmar :  j> Lenkachsen«,  Pascher:  » Lichtweite », 
Schrey:  »Lokomotive«  (umfasst  42  Seiten  und  5  Tafeln),  Bitschnau:  »Lokomotiv- 
fahrdienst», A.  Goering:  »Lokomotivschuppen«,  Kemmann  :  »Londoner  Eisenbahnen« 
Schultz :    »Militärbeförderung    auf    Eisenbahnen« ,    A.    Goering:    »Neigungsverhältnis« 
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und  »Oberbau«,  Wickevoort  Crommelin :  »Niederländische  Eisenbahnen«,  Geräts: 
»Personenverkehr«.  Ulrich:  »Personentarife  u.  a.  m.  Die  anonymen  Aufsätze  über 
»Lieferzeit«  ,  »Lokalbahnen«  ,  »Mitbewerb«  ,  »Pensionsinstitute«  ,  » Krankenkassen ä, 
»Kriegsleistungen«  und  die  Geschichte  der  verschiedenen  österreicliischen  Bahnen, 
haben  vermutlich  den  Herausgeber  zum  Verfasser.  Die  Bezeichnung  der  beigegebenen 
Eisenbahnkarten  mit  den  Jahreszahlen  ihrer  Giltigkeit,  sowie  die  Auflage  der  ersteren 
in  grösserem  Massstabe  wäre  wünschenswert  gewesen.  Eine  eingehende,  die  Bedeutung 
des  ganzen  Werkes  voll  würdigende  Besprechung  behalten  wir  uns  bis  zum  Erscheinen 
des  letzten  Bandes  vor,  F.  v.  Weichs. 

— e.  Nasse,  R.,  Die  Kohlenvorräte  der  europäischen  Staaten,  insbesondere 
Deutschlands,  und  deren  Erschöpfung.     Berlin   1893.  Puttkammer  u.  Mühlbrecht. 

Das  altinteressante,  auch  für  das  anbrechende  Zeitalter  der  Elektrizität  keines- 
wegs antiquierte  Thema  wird  hier  von  einem  Sachkundigen  ersten  Ranges  so  klar 
und  zuverlässig,  wie  kurz  und  schön  behandelt.  ,  Aus  den  Ergebnissen  der  Unter- 
suchung teilen  wir  das  Folgende  mit.  Die  (gewinnbaren  und  gewinnungswürdigen) 
Kohlenvorräte  darf  man  für  die  europäischen  Industriestaaten  wie  folgt 
annehmen : 

die  gewinnbaren  Kohlen-      ^'l  Förderung    im  Durch- 
vorräte ermittelt  zu :  "^^J""  ^^\  ^'^^  J^,^-"*^  '^^9, 
1090  und  1591   betrug : 

Milliarden  Tonnen  Millionen  Tonnen: 

in  Grossbritannien  u.  Irland  198  184,2 

»  Deutschland       ....  112  81,8 

»  Frankreich 18  25,3 

»  Oesterreich-Ungani     .     .  ^7  (?)                                           20,5 

»  Belgien 15  20,0 


im  ganzen        360  Milliarden  Tonnen  331,8  Millionen  Tonnen 

Im  Ganzen  würden  hiernach  die  Kohlenvorräte  der  mitteleuropäischen  Staaten  zu 
etwa  360  Milliarden  Tonnen  zu  veranschlagen  sein.  Die  Erschöpfung  der  Kohlen- 
vorräte oder  doch  das  Herannahen  dieses  Zeitpunktes  würde  nach  den  darüber  an- 
gestellten Betrachtungen  sich  zuerst  in  den  drei  zuletzt  aufgeführten  Staaten,  nämlich 
in  Oesterreich-Ungarn ,  Frankreich  und  Belgien  nach  spätestens  500  Jahren ,  dann 
in  Grossbritannien  und  zuletzt  in  Deutschland,  hier  vielleicht  erst  nach  800  bis  1000 
Jahren ,  fühlbar  machen.  Nimmt  man  degegen  an ,  dass  die  Kohlenförderung  der 
mitteleuropäischen  Staaten  im  ganzen  bis  zur  Mitte  des  nächsten  Jahrhunderts  sich 
auf  rund  500  Millionen  Tonnen  steigern  und  alsdann  unter  Ausgleichung  des  Ausfalls 
des  einen  Landes  durch  Mehrförderung  des  anderen  auf  dieser  Höhe  halten  wird, 
so  würde  nach  670  Jahren  von  heute,  genauer  von  1890  ab,  der  Kohlenvorrat  Mittel- 
europas erschöpft  sein. 

Weit  grösser  als  die  Kohlenvorräte  Mitteleuropa's  sind  die  Nordamerika 's. 
Nur  in  wenigen  Gebieten  sind  dieselben  bis  jetzt  genauer  ermittelt,  so  dass  nur  all- 
gemeine Schätzungen  zu  Vergleichen  herangezogen  werden  können,  wie  dies  im  fol- 
genden geschehen  soll.  Nach  einer  kürzlich  von  General  J.  J.  Wistar  in  Philadel- 
phia angestellten  Berechnung  beträgt  das  Areal  der  Kohlenfelder  in  den  Vereinigten 
Staaten,  mit  Ausnahme  derjenigen  der  rocky  viountains,  219  800  engl.  Quadratmeilen 
(=  569  300  Quadratkilometer),  welches  bei  einer  durchschnittlichen  gewinnbar  unter 
derselben  vorhandenen  Kohlenmächtigkeit  von  6  Fuss  engl.  673  Milliarden  engl. 
Tonnen  oder  684  Milliarden  metrische  Tonnen  enthalten  würde.    Diese  Angabe  er- 
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scheint  nicht  übertrieben,  da  die  durchschnittliche  Gesamtkohlenmächtigkeii  der 
Klötze  in  Pensylvania  17  Meter,  die  der  appalachischen  Kohlenfeldcr  4  bis  7  Meter 
und  die  der  westlichen  Becken  (Missouri)  1,3  bis  2,3  Meter  betrajjen  soll.  Die  Zahl 
der  Einwohner  der  Vereiiiifjten  Staaten  beträgt  gegenwärtig  fast  genau  63  Millionen, 
die  (irüsse  des  ganzen  Staatsgebiets  9  Millionen  QuadralkLIometer,  so  dass  auf  einen 
Quadratkilometer  im  Durchschnitt  nur  7  Einwohner  kommen.  Man  wird  jedoch  an- 
nehmen dürfen ,  dass  dereinst  die  durchschnittliche  Bevölkerungsdichtigkeit  minde- 
stens der  heutigen  in  Oesterreich-Ungarn  gleichkommen  wird,  woselbst  nach  der 
Zählung  von  1896  durchschnittlich  63  Einwohner  auf  das  Quadratkilometer  kommen. 
Bei  dieser  Dichtigkeit  würde  die  Zahl  der  Einwohner  der  Vereinigten  Staaten  auf 
567  Millionen  gestiegen  sein,  ein  Zustand ,  welcher  bei  der  Zunahme  der  Bevölke- 
rung um  jährlich  2  bis  2'/2  Prozent  in  etwa  100  Jahren  erreicht  sein  würde.  Ent- 
spricht alsdann  die  Steinkohlenförderung  nur  dem  eigenen  Bedarf  des  Landes  und 
beträgt  letztere  alsdann  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  wie  heute  rund  2  Tonnen 
im  Jahr,  so  müssten  11 34  Millionen  Tonnen  gefördert  werden.  Einen  höheren  Be- 
darf auf  den  Kopf  wird  man  nicht  zu  (Jrunde  zu  legen  brauchen,  da  die  Vereinigten 
Staaten  heute  bei  diesem  Verbrauch  bereits  Kohlen  exportieren  und  da  nur  dieje- 
nigen europäischen  Staaten  einen  höheren  Verbrauch  aufweisen,  welche  Kohlen  oder 
Erzeugnisse,  zu  deren  Herstellung  Kohlen  in  bedeutender  Menge  verbraucht  werden, 
ausführen.  Berücksichtigt  man  nun  die  Verminderung,  welche  die  Kohlenvorräte  bis 
zu  dem  angenommenen  Zeitpunkte,  an  welchem  die  Jahresförderung  1134  Millionen 
englische  Tonnen  erreicht  haben  wird,  erfahren  haben  würden,  so  ergiebt  sich,  dass, 
wenn  keine  weitere  Vermehrung  der  Bevölkerung ,  noch  der  Kohlenförderung  ein- 
tritt, die  dann  noch  vorhandenen  Vorräte  für  ungefähr  weitere  550  Jahre  oder  von 
heute  ab  noch  für  650  Jahre  ausreichen.  Dieser  Zeitraum  würde  sich  noch  ent- 
sprechend verkürzen ,  wenn  die  Produktion  den  angenommenen  eigenen  Konsum 
übersteigen  sollte 

Wir  kommen  hienach  zu  dem  überraschenden  ,  aber  trotz  aller  Unsicherheiten 
der  Voraussetzung  wahrscheinlichen  Resultat,  dass,  wenn  Nordamerika  auch  zunächst 
noch  längere  Zeit  mit  grösseren  Schritten  der  vollen  Entwickelung  seiner  industriellen 
Kräfte  entgegenschreiten  wird  als  die  vorausgeeilten  mitteleuropäischen  Staaten,  die 
Dauer  der  industriellen  Höhe  jenseits  des  atlantischen 
Ozeans  durch  die  Kohlen  schätze  nicht  in  höherem  Masse  ge- 
sichert ist,   als  diesseits  desselben.« 


Gesetzgebungs-Uebersicht  für  das   Jahr   1892   folgt  im  ersten  Heft  des 
nächsten  Jahrgangs. 
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